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I. 

Von  der  Processfähigkeit  der  kirchlichen  Institute.    . 

Mit  einer  Kritik  der  Rechtsprechung  der  österreichischen  Gerichte, 

Von  Dr.  Rudolf  R.  v.  Scherer, 
Fürstbisch.  Consistorial-Bath  nnd  k.  k.  ord.  Professor  des  Eirchenrechts  in  Graz. 

Die  Eintheilung  der  folgenden  Abhandlung  ist  die,  dass  die 
Processfähigkeit  (I.)  und  processualische  Vertretung  (II.)  der  kirch- 
lichen Institute  nach  kirchlichem  Rechte  (III.)  derselben  Vertretung 
(IV.)  und  Processfähigkeit  nach  staatlichem  Rechte  (V.)  dargestellt 
wird.  Daran  schliesst  sich  die  Würdigung  des  politischen  Streit- 
consenses  nach  österreichischem  Rechte  (VI.)  und  dessen  Behauptung 
seitens  der  österreichischen  Gerichte  (VII.).  Die  beiden  ersten  Capitel 
bezwecken  die  Grundlage  für  die  folgenden  Ausführungen  zu  geben 
und  mussten  etwas  weiter  ausgreifen,  um  die  Begriffe  klarzustellen 
und  auch  nicht  juristisch  gebildeten  Lesern  die  Möglichkeit  zu  bieten, 
in  der  Sache  ein  auf  eigener  üeberzeugung  ruhendes  ürtheil  sich  zu 
bilden. 

I. 

Die  Processfähigkeit  kann  nicht  so  kurzweg  als  eine  Art  der 
Handlungsfähigkeit  aufgefasst  werden,  so  dass  sie  unter  denselben 
Voraussetzungen  wie  diese  gegeben  wäre.  Richtig  ist,  dass  Pro- 
cessiren  nichts  anders  ist  als  ein  gerichtliches  Handeln ,  nicht 
zwingend  ist  aber  deshalb  der  Schluss,  dass  Jeder  und  nur  derjenige, 
welcher  in  Bezug  auf  einen  Gegenstand  zu  handeln  fähig  ist,  über 
denselben  Gegenstand  Process  zu  führen  befähigt  ist.  Nur  im  all- 
gemeinen ist  wahr,  dass  die  Processfähigkeit  die  Handlungsfähigkeit 
ebenso  voraussetzt,  wie  diese  die  Rechtsfähigkeit.  Der  Begriff  der 
Processfähigkeit  ist  aber  mit  diesem  rein  formalen  Satze  nicht  er- 
schöpft. 

Die  üeberschrift  des  6.  Titels  des  3.  Buches  im  justiniani- 
schen Codex  lautet:  »Qui  legitimam  personam  standi  in  judiciis  ha- 
beant  vel  non.«  Im  Anschlüsse  daran  gebraucht  die  Doctrin  den 
Ausdruck  persona  legitima  standi  in  judicio  als  einen  technischen 
und  versteht  darunter  die  Fähigkeit  vor  Gericht,  sei  es  als  Kläger, 
sei  es  als  Geklagter  aufzutreten.  Es  kann  diese  Fähigkeit  Jemanden 
mangeln  aus  einem  formellen  oder  aus  einem  materiellen  Grunde.  Das 
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objective   Processrecht   kann   unabhängig   vom   Civilrechte   gewisse 
Normen  über   die   Ordnung  des  gerichtlichen  Vorganges  festsetzen 
und  zur  Vornahme  von  processualischen  Handlungen  den  Nachweis 
einer  bestimmten  Qualification   verlangen.    Nur  derjenige,  welcher 
die  vom  Processrechte  diesbezüglich  geforderten  Eigenschaften  hat, 
ist  ßlhig  in  der  That  und  wirklich  Process  zu  führen,  Anträge  dem 
Richter  zu  stellen,  jsu  posttdiren.    Die  Fähigkeit  zu  postuliren  kann 
auf  einen  gewissen  Stand  z.  B.  der  Advocaten,  Agenten  u.  dgl.  be- 
schränkt sein,  sie  kann  andererseits  vorhanden  sein,  wo  die  materielle 
Processfähigkeit  aus  einem  im  Privatrecht  wurzelnden  Grunde  z.  B. 
wegen  Minderjährigkeit  beschränkt  ist.     Von  diesem  formellen  Mo- 
mente, welches  in  dem  Begriffe  Processfähigkeit  an  sich  gelegen  ist, 
soll  nicht  weiter  die  Rede  sein.   Qanz  klar  unterscheidet  von  diesem 
postulare,   dem   Rechte   gerichtliche  Anträge  zu  stellen,  unter  Be- 
rufung auf  L.  1.  §.  2.  Dig.  3,  1  Martin  (Vorlesungen  über  die  Theorie 
des  deutschen  gem.  Processes  I,  1855,  S.  230)  die  Befugniss  der 
gerichtlichen  Rechtsverfolgung.     So  spricht  auch  die  österreichische 
Gerichtsordnung  vom  1.  Mai  1781  in  der  Aufschrift  des  6.  Capitels 
»von  der  Befugniss  ...  zu  klagen  und  sich  zu  vertheidigen.«   Es  wird 
diese   Fähigkeit  zur  Verfolgung  und  Vertheidigung  der  Rechte  von 
Einigen,  so  Osterloh  (Lehrb.  des  gem.  ord.  Civ.-Processes  I,  1856, 
S.  252  ff.)  Gerichtsfähigkeit  genannt.     Allein  die  gegebene  Defini- 
tion ist  zu  wenig  bestimmt,  auch  der  Ausdruck  scheint  der  nothigen 
Präcision  zu  entbehren,   besser  spricht  man  mit  Linde  (Lehrb.  des 
gem.  d.  C.-P.  1843,  S.  148  ff.)   von   einer  Fähigkeit  zur  Process- 
ftthrung  oder  mit  dem  kürzesten  Ausdruck,  welchen  auch  die  deutsche 
Civil-Processordnung  vom  27.  Januar  1877  gewählt    hat,    von  der 
F^ocessfähigkeit.    Neben    dieser  Processfähigkeit   eine  Partei-  oder 
Gerichtsfahigkeit  anzunehmen,    ist   nur   von  theoretischem  Werthe, 
da  die  Fähigkeit  Processpartei  zu  sein  mit  der  Rechtsfähigkeit  in- 
haltlich zusammenßlllt ,  während  allerdings  zwischen  den  Begriffen 
der  juristischen  Handlungsfähigkeit  und  der  processualischen  Hand- 
lungsfähigkeit ein  Unterschied   besteht.    Die  Processfähigkeit  nach 
dieser  materiellen  Sache  hestekt  also  in  dem  vom  objectiven  Rechte 
gewährleisteten  Hechte  die  richterliche  Thätigkeit  für  sich  in  An- 
Spruch  zu  nehmen.    Dabei  ist  es  nach  dem  Gesagten  gleichgültig, 
ob  der  betreffende  geeigenschaftet  ist  selbst  und  unmittelbar  mit  dem 
Richter  verkehren  zu  können  oder  nicht,  ob  ihm  auch  das  Recht  zu 
postuliren  eignet  oder  aber  mangelt.    Es  muss  nach  dem  gegebenen 
Begriffe  weiters  gleichgültig  sein,  ob  ich   den  Richter  unmittelbar 
oder  durch  eine  Mittelsperson,  einen  Vertreter  angehe,  abgesehen  von 


'V^v  -Tf^' 


Mit  einer  Kritik  der  Rechtsprechung  der  österr,  Gerichte,  5 

dem  Ausnabmsfalle,  dass  das  objective  Hecht  persönliches  Erscheinen 
vor  dem  Richter  vorschreiben  sollte.  Wenn  dem  aber  so  ist,  so  folgt 
des  weiteren  ganz  von  selbst,  dass  die  Processfähigkeit  auch  jenen 
Rechtssubjecten  eignet,  welche,  ans  irgend  einem  Grunde  vor  dem 
Richter  gar  nicht  selbst  handeln  können,  mag  nun  diese  Unmöglich- 
keit in  einem  physischen  oder  in  einem  andern  Verhältnisse  gelegen 
sein.  So  wenig  ein  bettlägerischer  Mensch  die  Fähigkeit  zu  klagen 
eingebüsst  hat,  so  wenig  mangelt  dieselbe  einer  juristischen  Person. 
Es  erscheint  demnach  als  irrig,  wie  das  freilich  hergebrachte  Lehre 
ist ,  juristischen  J^ersonen  die  Processfähigkeit  abjstisprechen.  ^  Sie 
entbehren  an  sich  derselben  so  wenig  wie  der  Handlungs-  und  Rechts- 
fähigkeit. Denn  die  Bemerkung  möge  hier  Platz  finden,  dass  nur 
von  ein^m  ziemlich  äusserlichen  Standpunkte  aus  gesagt  werden  kann, 
dass  juristische  Personen  der  Handlungsfähigkeit  entrathen;  etwas 
anderes  ist,  dass  sie  dabei  eines  Vertreters  bedürfen,  es  ist  beinahe 
eine  Banalität  nachweisen  zu  wollen,  dass  wenn  der  Stellvertreter 
bandelt,  eben  Niemand  anderer  als  die  vertretene  Person  handelt 
und  dass  mindestens  die  Bestellung  des  Stellvertreters  einer  Univer- 
sität eine  Handlung  eben  dieser  voraussetzt.  Es  wurde  oben  der 
auch  in  der  D.  C.-P.-O. ,  I.  Buch,  2.  Abschnitt,  1.  Titel,  recipirte 
Ausdruck  »Processföhigkeit«  als  der  passendste  zur  Bezeichnung  des 
in  Rede  stehenden  Begriffes  erklärt.  Schon  hier  soll  bemerkt  wer- 
den, dass  die  Processfähigkeit  eingeschränkt  wird,  wenn  die  Noth- 
wendigkeit  einer  besonderen  Ermächtigung  zur  Processführung  seitens 
einer  dritten  Person  im  Rechte  begründet  ist.  Nicht  aber  ist  die 
Processföhigkeit  eine  beschränkte,  wenn  die  Nothwendigkeit  einer 
Vertretung  vorliegt,  es  wäre  denn  dass  die  Bestellung  des  Vertreters 
von  einer  vom  Willen  des  zu  vertretenden  unabhängigen  Macht- ver- 
fügt  würde.  Die  deutsche  Civil- Processordnung  unt-erscheidet  diese 
drei  Momente  in  §.  54,  welcher  verfugt:  :&Das  Gericht  hat  den 
Matigel  der  Processfähigkeit  (a)  der  Legitimation  eines  gesetdichen 
Vertreters  (b)  und  der  erforderlichen  Ermächtigung  zwr  Process- 
führung (c)  von  Amtswegen  zu  berücksichtigen,«  ebenso  in  §.  50, 
welcher  folgendermassen  lautet:  »Die  Fähigkeit  einer  Partei  vor 
Gericht  zu  stehen,  die  Vertretung  nicht  processfähiger  Parteien 
durch  andere  Personen  (gesetzliche  Vertreter)  und  die  Nothwendig- 
keit einer  besonderen  Ermächtigung  zur  Processführung  bestimmt 
sich  nach  den  Vorschriften  des*  bürgerlichen  Rechts,  soweit  nicht  die 
folgenden  Paragraphen  abweichende  Bestimmungen  enthalten.«  Die 
Stylislrung  dieses  Paragraphen  kann  nicht  als  eine  glückliche  ange- 
sehen werden,  da   hiedurch  alle  Personen,  welche  gesetzliche  Ver- 
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treter  haben,  also  insbesondere  auch  sämmtliche  juristischen  Per- 
sonen für  nicht-processfahig  erklärt  worden  sind.  Dies  ist  aber  nicht 
nur  nach  der  obigen  allgemeinen  Ausführung  nicht  richtig,  sondern 
widerspricht  auch  dem  ersten  Satze  des  folgenden  §.  51 :  »Eine  Per- 
son ist  insoweit  processfähig  als  sie  durch  Verträge  sich  verpflichten 
kann.«  Dass  letzteres  bei  einer  juristischen  Person  der  Fall  ist, 
wird  von  Niemanden  geläugnet  und  gleichwohl  sollte  ihr  die  Pro- 
cessfähigkeit  nicht  zukommen? 

Das  materielle  Moment,  welches  in  der  Processßlhigkeit  ge- 
legen ist,  und  deren  wesentlichen  Inhalt  ausmacht,  besteht  also  in 
der  Fähigkeit  nach  eigener  Willensentschliessung  als  Partei  vor  Ge- 
richt aufzutreten  oder  nicht.  Wer  nicht  Rechtssubject  ist ,  wie  der 
Sclave,  kann  selbstverständlich  auch  nicht  Process  führen.  Abge- 
sehen davon  kann  eine  Beschränkung  der  Fröcessfabigkeit  aus  einem 
zweifachen  Grunde  eintreten.  Einmal  zur  Strafe^  so  ist  der  Ge- 
ächtete nach  deutschem  Bechte  und  der  Excommunicirte  nach  cano- 
nischem Rechte  für  unfähig  erklärt  vor  Gericht  aufzutreten«  Auf 
die  Ausnahmen,  in  weichen  das  kirchliche  Recht  auch  dem  Ge- 
bannten Gerichts^higkeit  zuerkennt,  braucht  an  dieser  Stelle  nicht 
eingegangen  zu  werden.  Dann  kann  die  Processfähigkeit  einer  Per- 
son eingeengt  werden  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Fürsorge.  Es 
gibt  eine  Categorie  von  Personen,  welche  unter  dem  »besonderen 
Schutze  der  Gesetze«  stehen  und  deren  Angelegenheiten,  welche  zu 
besorgen  sie  entweder  nicht  die  erforderliche  Geistes-  oder  physische 
Kraft  haben,  von  Rechtswegen  der  Obsorge  eines  Dritten  anvertraut 
werden.  In  diesem  Sinne  verfügt  §.  21.  des  österr.  a.  B.  G.  B.: 
»Diejenigen  welche  Mangels  an  Jahren,  Gebrechen  des  Geistes  oder 
anderer  Verhältnisse  wegen  ihre  Angelegenheiten  selbst  gehörig  zu 
besorgen  unfähig  sind,  stehen  unter  dem  besonderen  Schutze  der 
Gesetze.  Dahin  gehören  Kinder  .  .  Unmündige  .  .  Minderjährige  .  . 
Rasende  .  ,  erklärte  Verschwender,  endlich  Abwesende  und  Gemein- 
den« und  nach  §.  22.  »haben  selbst  ungeborene  Kinder  von  dem 
Zeitpunkte  ihrer  Empfängniss  an  einen  Anspruch  auf  den  Schutz  der 
Gesetze.«  Es  leuchtet  von  selbst  ein,  dass  die  genannten  Classen 
von  Personen,  was  ihre  Handlungs-  und  insbesondere  Processfähigkeit 
anlangt,  keineswegs  einander  gleichstehen.  Zwischen  einem  uuge- 
borenen  Kinde  und  einem  Minderjährigen,  zwischen  einem  Abwesen- 
den und  einer  Gemeinde  waltet  ein  ganz  bedeutender  Unterschied  ob. 
Der  Grund  wesshalb  derart  ganze  Reihen  von  Personen  der  be- 
sonderen Fürsorge  seitens  anderer  gesetzlich  hiezu  berufenen  Per- 
sonen sich  erfreuen,  kann  nur  gelegen  sein  in  der  besonderen  Quali- 
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fication  eben  jener  Personen,  welche  ihnen  die  Besorgung  ihrer 
eigenen  Angelegenheiten  entweder  erschwert  oder,  sei  es  überhaupt, 
sei  es  im  einzelnen  Falle,  gar  unmöglich  macht.  Jener  Grund  kann 
aber  auch  der  Umstand  sein,  dass  die  zu  vertretende  Person  in 
einem  GewaUverhaUnisse  steht,  demzufolge  eine  andere  Person  mehr 
das  Recht  denn  die  Pflicht  hat,  die  rechtlichen  Verhältnisse  dersel- 
ben wahrzunehmen.  Von  letzterem  Standpunkte  ist  die  processua- 
lische  Stellung  des  Haussohnes  .nach  römischem  Rechte  zu  würdigen. 
Der  Haussohn  hatte  eine  dem  Sclaven  analoge  familienrechtliche  Stel- 
lung. Erst  nach  und  nach  wurde  das  Gewalt verhältniss  des  Hausvaters 
gemildert,  bis  es  endlich  vermögensrechtlich  beinahe  seines  früheren 
Charakters  entkleidet  wurde  und  nur  als  Ergänzung  der  Handlungs- 
unfähigkeit des  Haussohnes  erschien,  vgl.  hierüber  Bayer^  Vorträge 
über  d.  gem.  ord.  C.-Pr.  1856,  S,  62  f.  und  Wächter,  Pandekten  I, 
1880,  S.  220  ff.  und  II,  1881,  S.  616  ff.  Nach  römischem  Rechte 
(L.  1, 2,  Cod.  3,  6)  bedarf  der  Pupill,  d.  h.  der  unter  Tutel  stehende 
zu  gerichtlichen  Handlungen  der  Autorität  (auctoritas)  seines  Tutors, 
während  der  Minderjährige  nur  an  den  Consens  seines  Curators  ge- 
bunden ist.  Nicht  ersterer,  wohl  aber  letzterer,  kann  überhaupt 
auch  nur  unter  Modalitäten  processualisch  thätig  werden,  nur  letz- 
terer, nicht  ersterer  kann  einen  Stellvertreter  (Actor  u.  dgl.)  be- 
stellen, vgl.  Arndts,  Pandekten  §.  452.  Diese  ebenso  feine  als  in 
der  Nutur  der  Sache  begründete  Unterscheidung  hat  das  deutsche 
Recht  bekanntlich  nicht  recipirt,  im  gemeinen  Rechte  ist  der  Be- 
griff der  Vormundschaft  verallgemeinert  und  ausgedehnt  worden; 
was  die  Vormundschaft  an  Erstreckung  der  Altersgrenze  gewonnen 
hat,  ging  ihr  an  Inhalt  verloren.  Die  Tutel  und  damit  auch  die 
Curatel  des  römischen  Rechts  hat  aufgehört  und  die  Vormundschaft 
des  späteren  Rechts  baut  sich  ajif  einem  andern  Gedanken  auf, 
jenem  die  mangelnde  Handlungsfähigkeit  des  Mündels  zu  suppliren 
(s.  Wächte  a.  a.  0.  IL  S.  642  ff.  646). 

Es  kann  nun  die  Frage  aufgeworfen  werden ,  ob  die  Process- 
fähigkeit  mit  der  Handlungsfähigkeit  durchaus  in  gleichem  Verhält- 
niss steht,  so  dass  erstere  nur  insoweit  beschränkt  ist,  soweit  sol- 
ches bei  letzterer  der  Fall  ist.  Wetaell  (System  d.  ord.  C.-Pr.  1878, 
S.  93)  bejaht  diese  Frage  und  die  österreichische  a.  Gerichtsordnung 
scheint  gleichfalls  die  Vermögensverwaltung  und  die  Gerichtsfähig- 
keit für  Correlativbegriffe  zu  nehmen.  Ihr  §.  63.  lautet:  »Jeder, 
welchem  die  Gesetze  die  Verwaltung  seines  Vermögens  nicht  einge- 
schränkt haben,  ist  befugt  sein  Recht  wider  Jedermann  gerichtlich 
einzuklagen  und  zu  vertheidigen.c    Der   Paragraph  ist  so  gefasst, 
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dass  eine  chicanöse  Auslegung  das  Elagrecht  durchaus  illusorisch 
machen  könnte.  Es  ist  ganz  allgemein  von  Gesetzen  die  Rede,  es 
mangelt  die  Beschränkung  der  Gesetze  auf  jene  des  Privat-  oder 
bürgerlichen  Rechts;  es  kann  aber  nicht  gesagt  werden,  dass  auch 
nur  Einem  Oesterreicher  die  Verwaltung  seines  Vermögens  nicht 
irgendwie  durch  Gesetze  eingeschränkt  ist.  Weiter  unten  wird  sich 
noch  die  Gelegenheit  bieten,  auf  diesen  Mangel  der  Textirung  zu- 
zückzukommen ;  hier  genügt  zu  constatiren,  dass  da?  Princip  des 
Parallelismus  von  Processfähigkeit  und  HandlungsfUhigkeit  im  öster- 
reichischen Bechte  nicht  ausgesprochen  ist  Daraus  folgt,  dass  der 
Schluss  BeidtePs  (Das  ordentliche  Verfahren  in  Streitsachen,  1853, 
S.  61,  A.  2),  Minderjährige  könnten  in  jenen  Fällen,  wo  ihnen  das 
Gesetz  die  Bechte  Grossjähriger  gibt  (§.  150,  151,  246,  247,  106, 
österr.  a.  b.  G.-B.)  vor  Gericht  auftreten,  nicht  begründet  ist.  Nicht 
nur  der  §.  248  und  152.  des  b.  G.-B.  wurde  gegen  diese  An- 
schauung von  Wessdy  (Handbuch  des  gerichtlichen  Verfahrens,  I, 
1839,  S.  130  i.  d.  A.)  und  Haimerl  (Darstellung  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  die  Parteien  und  deren  Stellvertreter  im  civil- 
gerichtlichen  Verfahren  in  Oesterreich,  1857,  S.  23)  angeführt,  son- 
dern das  Princip  des  österreichischen  Processrechts  setzt  offenbar  die 
durchgängige  Eigenberechtigung  ßur  Vermögensverwaltung  voraus,  so 
dass,  wie  Menger  (System  des  öst.  C.-Pr.-Bechts  I,  1876,.  S.  144, 
A.  22)  mit  Becht  bemerkt,  die  partielle  Handlungsföhigkeit,  welche 
das  bürgerliche  Becht  gewissen  Personen  in  Ansehung  bestimmter 
Vermögenstheile  verleiht  für  ihre  Processfähigkeit  selbst  dann  ohne 
Bedeutung  ist,  wenn  jene  Vermögenstheile  den  Gegenstand  des 
Bechtsstreites  bilden. 

VTährend  nach  österreichischem  Bechte  die  Processfähigkeit  der 
unter  Vormundschaft  stehenden  Personen  geringeren  Umfanges  ist  als 
deren  Handlungsfähigkeit,  ist  das  umgekehrte  Verhältniss  der  Fall 
nach  deutschem  Bechte.  Die  neue  d.  C.-Pr.-O.  erklärt  zwar  im  all- 
gemeinen als  Voraussetzung  der  Processfähigkeit  die  Handlungsfähig- 
keit (s.  die  oben  S.  5  f.  citirten  §§.  50.  51),  sie  gibt  aber  zu,  dass 
dieses  Verhältniss  nicht  immer  so  geartet  sein  müsse  (§.  50.  a.  E.), 
sie  erweitert  die  Pirocessfähigkeit  in  der  Tbat  und  gewährt  sie  auch 
dann,  wenn  die  Vermögensverwaltung  der  Person  eine  beschränkte 
ist,  weil  sie  unter  väterlicher  Gewalt  steht  oder  Ehefrau  ist  oder  sich 
unter  Geschlechtsvormundschaft  befindet  (§.  51).  Die  d.  C.-Pr.-O. 
fasst  ferner  den  einmal  begonnenen  Bechtsstreit  als  ein  organisches 
(janzes  auf,  welches  in  seiner  Abwickelung  nicht  dadurch  gehindert 
werden  soll,  weil  Processhandlungen  eintreten,  welche  an  sich  und 
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ausserhalb  des  Processes  zu  ihrer  Gültigkeit  einer  besonderen  Er- 
mächtigung seitens  des  Vormundes  oder  einer  Behörde  u.  s.  w.  be- 
dürfen. Diesen  Wegfall  der  Sondervollmacht  verfügt  §.  52.  »Ein- 
zelne Processhaudlungen,  zu  welchen  nach  Massgabe  des  bürgerlichen 
Rechts  eine  besondere  Ermächtigung  erforderlich  ist,  sind  ohne  die- 
selbe giltig,  wenn  die  Ermächtigung  zur  Processführung  im  allge- 
meinen ertheilt  oder  die  Processführung  auch  ohne  eine  solche  Er- 
mächtigung im  allgemeinen  statthaft  ist.«  Siehe  hierüber  Küntzel  in 
Beiträgen  zur  Erläuterung  des  d.  Rechts  von  Grtichot  u.  A.  1881.  S.  333. 

Die  Processfähigkeit  eines  unter  Vormundschaft  stehenden  ist 
demnach  in  der  Richtung  hin  eine  beschränkte,  dass  nicht  nur  er 
selbst  und  zwar  aus  einem  rechtlichen  Grunde  vor  Gericht  nicht 
thätig  werden  kann,  sondern  dass  er  zu  diesem  Behufe  nicht  wie  der 
physisch  Verhinderte  einen  Vertreter  bestellen  kann.  Der  Zustand 
eines  derart  Bevormundeten  ist  übrigens  weit  entfernt  Rechtlosigkeit 
zu  sein;  sein  Recht  kann  nicht  nur,  sondern  soll  sogar  vor  Gericht 
geltend  gemacht  werden.  »Das  Recht  derjenigen,  welchen  die  Ge- 
setze die  Verwaltung  ihres  Vermögens  nicht  anvertraut  oder  wieder 
abgenommen  haben,  ist  von  jenen  einzuklagen  oder  zu  vertheidigen, 
welche  die  Gesetze  dazu  bestellt  haben«  (§.  64.  Ost.  G.-O.).  Daraus 
folgt  des  weiteren,  dq,ss  die  betreffenden  gesetzlichen  Vertreter  wegen 
einer  hierin  ihnen  zur  Last  fallenden  Versäumniss  zum  Ersatz  des 
Schadens  verhalten  werden  können.  Es  steht  keineswegs  im  freien 
Belieben  eines  solchen  gesetzlichen  Vertreters,  das  angestrittene  Recht 
seines  Pflegebefohlenen  vor  Gericht  geltend  zu  machen,  unmündige, 
um  bei  diesem  einfachsten  Beispiele  zu  bleiben ,  sind  also  nur  für 
ihre  Person  unfähig  Process  ssu  führen;  sie  bedürfen  nicht  nur  hiezu 
eines  Vertreters,  sondern  das  Gesetz  und  nicht  ihr  Wille  beruft  und 
bestellt  den  Vertreter.  ,  * 

Daran  schliesst  sich  die  Frage,  ob  das  gleiche  Verhältniss  auch 
bei  Gemeinden  obwaltet  und  bei  Instituten  deren  Vertretung  bereits 
durch  das  Gesetz  bestimmt  ist.  Das  kann,  muss  aber  nicht  so  sein. 
Zwei  Momente  müssen  hier  auseinander  gehalten  werden:  die  Stell- 
vertretung und  der  Eintritt  in  die  gerichtliche  Action.  Einmal  ist 
klar,  dass  sowohl  Gemeinde  wie  Stiftung  zur  Processführung  eines 
Vertreters  bedürfen.  Deshalb  ist  deren  Processfähigkeit  natürlich 
sowenig  eingeschränkt  als  durch  die  Bestimmung,  dass  Processe  nur 
durch  Advocaten  geführt  werden  können.  Es  ist  ferner  möglich, 
dass,  was  die  Bestellung  des  Vertreters  betrifft,  die  Freiheit  der  ju- 
ristischen Person  unterbunden  ist;  es  ist  denkbar,  dass  von  Rechts- 
wegen der  Vertreter  bereits  bestellt  ist,  so  dass  die  juristische  Person 
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einen  Andern  mit  der  Führung  des  Rechtsstreites  gar  nicht  betrauen 
kann.  Es  kann  z.  B.  durch  Gesetz  das  Fiscalamt  zur  Vertretung 
der  Gemeinde,  der  Stiftung  u.  s.  w.  berufen  sein,  so  da^s  es  einer 
specielien  Vollmacht  zur  Processführung  ebensowenig  bedarf,  als  eine 
solche  überhaupt  möglich  ist.  In  Bezug  auf  die  Stellvertretung 
kann  demnach  die  Freiheit  der  juristischen  Person  bedeutend  einge- 
engt sein  und  gleichwohl  entbehrt  sie  nicht  der  Processfahigkeit, 
denn  das  zweite  Moment,  worauf  in  d^r  Sache  alles  ankommt,  ist: 
ob  und  von  wem  der  gesetzliche  Vertreter  einer  Gemeinde,  einer 
Stiftung  verhalten  werden  könne,  die  Eechte  der  Gemeinde  und  der 
Stiftung  vor  Gericht  geltend  zu  machen.  Erfreut  sich  diesbezüglich 
Gemeinde  wie  Stiftung  der  statutarischen  Selbstständigkeit,  sind  die 
berufenen  Verwaltungsorgane,  sei  es  der  Gemeinheit,  sei  es  der 
Stiftung  autonom  und  ist  der  etwa  auch  gesetzlich  nothwendige  und 
gesetzlich  berufene  Vertreter  verpflichtet  einem  diesbezüglichen  Auf- 
trage zur  Processführung  nachzukommen,  dann  eignet  der  juristischen 
Person  Processfahigkeit;  andernfalls  nicht.  Um  es  gleich  hier  zu 
sagen:  fehlt  die  Processfahigkeit  in  dem  oben  angegebenen  Sinne, 
dann  kann  auch  von  einem  Bechtsschutze  nicht  mehr  die  Rede  sein, 
die  Rechtsfähigkeit  ist  durchlöchert,  an  die  Stelle  des  Rechts  ist  die 
Gnade  getreten,  das  Gericht  ist  lahmgelegt  und  die  politische  Ver- 
waltung omnipotent. 

Aus  dem  Gesagten  ist  klar ,  wie  gefährlich  es  ist  den  juristi- 
schen Personen  als  solchen  die  Processfahigkeit  abzusprechen,  wie 
dies  freilich  in  Darstellungen  des  Processrechtes  gang  und  gebe  zu 
sein  scheint.  Das  richtige  hat  Linde  (a.  a.  0,  Note  zu  §.  114)  er- 
kannt, er  erwähnt  der  Gemeinden  nicht  unter  den  gerichtsunfähigen 
Personen,  von  ihnen  beziehungsweise  deren  Vertretern  handelt  er  in 
der  Lehre  von  den  Nebenpersonen  der  streitenden  Theile  (§.  135. 
S.  178  f.).  Die  eben  gerügte  Anschauung,  als  ob  den  juristischen 
Personen  die  Processfahigkeit  mangle,  hängt  mit  der  falschen  im 
vorigen  Jahrhunderte  herrschend  gewordenen  Meinung  zusammen, 
die  juristischen  Personen  seien  den  Unmündigen  gleichzustellen^  sie  be- 
dürften sowie  diese  des  landesfürstlichen  Schutzes,  und  entbehrten 
sowie  sie  der  eigenen  Vermögensverwaltung.  Daraus  entwickelte  sich 
des  weiteren  die  Forderung  eines  landesfürstlicheti  Consenses  zur 
Einbringung  einer  Klage  seitens  einer  Gemeinde,  eines  Institutes. 
Es  soll  unten  die  Natur  einer  solchen  politischerseits  zu  erbittenden 
Autorisation  zur  Processführung  des  näheren  untersucht  werden. 
Hier  möge  nur  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dass  dabei  Justiz 
und  Administration  in  möglichst  unerträglicher  Weise  verquickt  wer- 
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den,  dass  eiae  sehr  bedenkliche  Annäherung  zur  berüchligen  Cabinets- 
justiz  nicht  zu  verkennen  ist,  dass  die  Gefahr  nahegerückt  ist  eine 
ganze  Reihe  von  ßechtssubjecten  ausser  Recht  zu  stellen.  Es  sei 
erlaubt  einige  Worte  Mittermaiers  (Der  gem.  d.  bürgl.  Process  in 
Vergleichung  u.  s.  w.,  1.  Beitrag,  1838,  S.  19  und  21)  anzuführen : 
»Zur  gerechten  ftoQessführung  gehört  eine  solche  Stellung  der  Ge- 
richte, dass  durch  keine  Einmischung  von  Verwaltungsrücksichten 
oder  durch  eine  zugleich  vom  Gerichte  ausgeübte  administrative  Ge- 
stalt das  Recht  erschüttert  und  willkürlich  nach  dem  Wunsche  des 
Machthabers  gedreht  werden  kann.«  »Eine  andere  Forderung  der 
Bürger  in  Bezug  auf  Process  geht  auf  das  Verhältniss  der  streiten- 
den Theile  unter  sich  bei  der  Processführung  und  zwar  darauf,  dass 
jeder  Partei  möglich  gemacht  werde,  alle  ihre  Behauptungen  und 
Gründe  vollständig,  ebenso  wie  ihr  Gegner  vorzutragen.«  Niemand 
soll  mündtodt  gemacht  werden. 

II. 

Das  altrömische  Processrecht  kannte  eine  Stellvertretung  der 
Parteien  nur  in  beschränktem  Masse ;  es  bedurfte  geraumer  Zeit,  bis 
das  römische  Recht  wie  auf  anderen  Gebieten  so  auch  hier  das  Prin- 
cip  der  freien  Stellvertretung  annahm.  Eine  Entwickelung  dieses 
Verhältnisses  und  insbesondere  der  Stellung  des  alten  Gognitor  hat 
nur  rechtshistorisches  Interesse  und  liegt  ausserhalb  meines  Planes. 
Hier  handelt  es  sich  nur  darum,  den  Satz  hinzustellen,  dass  die 
Stellvertretung  regelmässig  eine  allgemeine  ^  das  heisst  eine  alle  zur 
Beendigung  des  Processes  nöthigen  Massregeln  umfassende  wird  sein 
müssen.  Es  ist  dies  im  Interesse  einer  ungehinderten  Bereinigung 
der  strittigen  Sache  gelegen.  —  Ferner  ist  mit  dem  Stellvertreter 
dem  Procurator  nicht  der  Advocat  zu  verwechseln,  dessen  Sache  zu- 
nächst nur  das  Ertheilen  juristischen  Rathes  ist,  des  weiteren  auch 
nicht  der  Agent,  wenn  ich  so  sagen  darf,  der^  Patron  oder  causidicus, 
welcher  die  gerichtlichen  Acte  insbesondere  die  nöthigen  Vorträge  in 
Person  hält.  Heutzutage  ist  wenigstens  nach  gemeinem  Rechte  der 
Unterschied  hinfallig  geworden,  die  Advocaten  sind,  was  die  advocati 
fisci  immer  gewesen  sind,  zugleich  Stellvertreter  der  Parteien  ge- 
worden und  nehmen  die  Processhandlungen  materiell  und  formell, 
oft  ausschliesslich  hiezu  berechtigt  vor.  Im  folgenden  soll  nur  von 
der  processualischen  Vertretung  und  nicht  von  den  Advocaten  die 
Rede  sein. 

In  einem  weiteren  Sinne  kann  auch  der  Hausvater  und  der 
Vormund  des  alten  wie  modernen  römischen  Rechtes  ein  Stellver- 
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treter,  ein  Procarator  genannt  werden,  besser  wird  der  Ausdruck  ver- 
mieden; den  genannten  Personen  kommt  es  zu,  selbst,  wenn  sie 
wollen,  einen  Procurator  zu  bestellen.  Der  Procurator  ist  derjenige^ 
welcher  im  Auftrage  eines  anderm  im  Processe  thätig  wird^  er  rauss 
dem  einmal  übernommenen  Auftrage  gerecht  werden  und  steht  dem- 
selben keineswegs  zu ,  nach  Belieben  Process  zu  fuhren  oder  aber 
solches  nicht  zu  thun.  Erst  durch  die  vollzogene  Litiscontestation 
erwirbt  er,  wie  mau  zu  sagen  pflegt,  das  Eigenthum  der  Streitsache, 
ein  Verhältniss,  welches  nur  processualistischer  Natur  ist.  Das  Bechts; 
verhältniss,  welches  zwischen  dem  Procurator  und  der  Partei  besteht, 
ist  dasjenige  eines  Mandats.  Es  kann  aber  Jemand  zur  üebemahme 
der  Procuratur  auch  verpflichtet  sein,  sei  es  wegen  seiner  Standes- 
eigenschaft, sei  es  weil  er  zur  auftraggebenden  Partei  in  einem  Ab- 
hängigkeitsverhältniss  steht.  Der  Fiscaladvocat  hat  den  Weisungen 
seiner  Vorgesetzten  einfach  nachzukommen.  Es  kann  auch  eine  Ge- 
meinde einen  oder  mehrere  ständige  Beamte  haben,  deren  Sache  es 
ist,  in  Folge  Beschlusses  der  Gemeindevertretung  im  Processe  thätig 
zu  werden.  Dies  führt  zur  Unterscheidung  von  Procurator  und 
Syndicus.  Ausser  dem  angegebenen  lässt  sich  kein  sachlicher  Unter- 
schied zwischen  dem  einen  und  anderem  nachweisen.  Syndicus  ist 
zur  technischen  Bezeichnung,  des  Rechtsvertreters  einer  juristischen 
Person ,  Gemeinheit  geworden.  Er  heisst  auch  actor  municipum 
(L.  1.  Dig.  3,  4),  wenn  er  von  einem  Municipium,  bestellt  ist  und 
defensor  (L.  18.  §.  13.  Dig.  50,  4).  Letzterer  Ausdruck  ist  übrigens 
nicht  prägnant;  denn  während  der  Syndicus  die  Rechte  der  Gemein- 
heit zu  vertreten  hat,  ist  es  Aufgabe  des  erst  in  der  christlichen 
Eaiserzeit  vorkommenden  defensor  civitatis  die  angegriffenen  In- 
teressen der  Einzelnen  zu  vertheidigen  {Bethmann-Höllweg  ^  Der 
Givilprocess  des  gem.  Rechts  in  geschichtlicher  Entwickelung  III, 
1866,  S.  107).  Nicht  nur  im  justinianischen,  sondern  auch  im 
canonischen  Recht  wird  das  Wort  Syndicus  promiscue  gebraucht  mit 
Actor  und  Procurator.  Die  Bestellung  des  Syndicus  war  entweder 
eine  ad  hoc  und  vollzog  sich  durch  Majoritätsbeschluss  von  zwei 
Drittheile4i  sämmtlicher  Mitglieder  einer  Körperschaft  oder  aber  wie 
dies  bei  geordneten,  fest  organisirten  CoUegien  der  Fall  war,  war 
derselbe  ein  nach  Massgabe  des  Statuts  gewählter  ständiger  Beamter^ 
welcher  gegebenen  Falls  in  Folge  Beschlusses  der  Körperschaft  oder 
deren  Organe  die  processualische  Vertretung  der  Gemeinde  zu  leisten 
hatte.  . 

Im  Vorausgehenden  war  »von  der  Processfahigkeit  (legitima  per- 
sona stand!  in  jüdicio)  und  der  Vertretung   im  Process  die  Rede. 
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In  der  einen  wie  in  der  andern  Hinsicht  soll  der  tbatsächliche  Zu* 
stand  dem  objectiven  Bechte  gemäss  sein.  Der  Nachweis  dieser 
Congruene  heisst  Legitimation.  Man  gebraucht  aber  das  Wort  in 
einem  verschiedenem  Verstände,  a)  Unter  Process-Legitimation  auch 
Legitimation  zur  Praxis  versteht  man  den  Nachweis  der  Befugniss 
zu  postuliren,  also  der  formellen  Processfähigkeit  in  der  Person  des- 
jenigen, welcher  in  concreto  dem  Bichter  gegenüber  sei  es  mündlich 
sei  es  schriftlich  Anträge  stellt,  h)  Weiters  wird  unter  Legitimation 
der  Nachweis  der  Partei  verstanden,  dass  sie  zu  handeln,  näher  pro- 
cessualisch  thätig  zu  werden  nach  dem  objectiven  Bechte  befähigt 
ist.  Es  wurde  bereits  oben  angeführt,  dass  diese  materielle  Process- 
fähigJceit  regelmässig,  aber  keineswegs  noth wendig  mit  der  Hand- 
lungsßhlgkeit  zusammenfällt;  sie  kann  weitere ^  sie  kann  engere 
Grenzen  haben  als  diese,  c)  Häufig  genug,  ja  gewöhnlich  ist  es 
nicht  die  Partei  selbst,  welche  mit  dem  Bichter  in  unmittelbaren 
Verkehr  tritt.  In  einem  Falle  will  sie  nicht,  in  einem  andern  Hann 
sie  nicht.  Meist  sind  diejenigen,  welche  Process  fähren,  an  dem 
Process  selbst  nicht  persönlich  betheiliget,  sie  handeln  und  proces- 
siren  nicht  im  eigenen,  sondern  im  fremden  Namen.  Es  ist  ibi*e 
Sache  den  Nachweis  zu  liefern,  dass  und  wie  sie  zur  Betreibung 
einer  an  sich  ihnen  fremden  Bechtssache  berechtigt  worden  sind.  In 
dem  Nachweise  der  Vertretungsvollmacht ,  der  Verbindung  zwischen 
dem  an  sich  Berechtigten  und  dem  gegenwärtig  gerichtlich  Han- 
delnden liegt  diejenige  Legitimation,  an  welche  zu  denken  ist,  wenn 
kurzweg  von  Legitimation  im  Processrechte  die  Bede  ist.  Endlich 
d)  spricht  man  von  einer  Legitimation  zur  Sache.  Sie  besteht  im 
Nachweise  der  Partei  in  der  angeregten  Streitfrage  berufen  zu  sein 
als  Kläger  oder  als  Beklagter  aufzutreten,  sie  wird  selten  eine  ge- 
sonderte Gestalt  gewinnen,  in  der  Begel  ist  sie  mit  der  Anbringung 
des  Klagfactums  u.  dgl.  von  selbst  gegeben ;  vgl.  über  sie  Bethmann- 
Hollweg  ^  Versuche  über  einzelne  Theile  der  Theorie  des  Civilpro- 
cesses,  1827,  2.  Aufsatz,  S.  78—137. 

Mit  grosser  Genauigkeit  handelt  über  die  Legitimation  zum 
Process  (c.)  Dapp  in  seinem  über  die  Lehre,  1789,  Prankfurt,  er- 
schienenen Buche.  Nach  seiner  eigenen  Erklärung  und  der  Vorrede 
von  Omelin  beabsichtigte  er  die  nicht  dargestellte  Lehre  von  den 
Bevollmächtigten  der  Gemeinden  besonders  zu  behandeln;  von  einer 
Ausführung  dieses  Planes  ist  mir  nichts  bekannt.  Die  Gediegenheit 
der  Arbeit  Dapp's  lässt  dies  bedauern.  Es  soll  auf  dieses  Verhält- 
niss  nur  insoweit  eingegangen  werden,  als  zum  Verständniss  des  fol- 
genden auch  für  nicht  juristisch  geschulte  Leser  nöthig  erscheint. 
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Der  Procurator  hat  durch  Vorlegung  einer  von  der  von  ihm 
vertretenen  Partei  ausgestellten  schriftlichen  Vollmacht  zum  Process 
allsogleich  mit  Vorlage  der  ersten  Schrift  sich  zu  legitimiren.  Bei 
Prüfung  dieser  Vollmacht  hat  abgesehen  von  den  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  der  Richter  das  Princip  vor  Augen  zu  haben,  dass 
auf  rechtsgiltige  Ari^inen  Sachwalter  nur  bestellen  kann,  welchem 
selbst  die  freie  Verwaltung  seines  Vermögens  zusteht  {Dapp  a.  a.  0. 
S.  78).  Der  Vormund  legt  nach  den  obigen  Auseinandersetzungen 
keine  Vollmacht  vor,  sondern  logitimirt  sieh  zum  Process  durch 
Vorlage  seines  Tutorium^  seines  Bestellungsdecrets  als  Vormund. 
Ob  der  Gurator  durch  sein  Curatonum  genügend  legitimirt  ist,  lässt 
sich  weder  mit  Haimerl  (a.  a.  0.  S.  35  f.)  absolut  bejahen,  noch 
mit  Beidtel  (a.  a.  0.  S.  70)  ebenso  allgemein  verneinen.  Die  Cura 
kann  eine  sehr  verschiedene  sein  und  wird  es  vom  Inhalte  des  ge- 
richtlichen Bestellungsdecretes  abhängen,  ob  der  Curator  auch  für 
seinen  Curanden  Process  zu  führen  berechtigt  wurde  oder  nicht.  Zur 
Vornahme  gewisser  Handlungen  bedarf  der  Stellvertreter  einer  Spe- 
cial-Vollmacht und  eine  allgemeine  Vollmacht  reicht  nicht  aus  (vgl. 
§.'  1008  österr.  a.  b.  G.-B.)  und  beinahe  zu  denselben  Geschäften 
muss  der  Vormund  die  obervornmndschafttiche  Genehmigung  einholen, 
so  nach  §.  233.  ö.  b.  G.-B.  für  Veräusserung,  Aufkündigung  von 
Gapitalien,  Abtretung  von  Forderungen,  Vergleichung  eines  Bechts- 
streites  und  nach  Hofdecret  vom  11.  Sept.  1784  lit.  i.  Justiz-Ges.- 
Sammlung  Nr.  336.  Auftragung  eines  Haupteides.  Nach  deutschem 
Processrecht  hindert  der  Mangel  einer  solchen  besonderen  Ermäch- 
tigung den  rechtskräftigen  Gang  des  einmal  rechtmässig  begonnenen 
Processes  in  keiner  Weise.  —  Die  Vertreter  der  Gemeinden  werden 
durch  Vorweisung  des  Syndicais,  der  von  der  gesetzlichen  Verwal- 
tungsbehörde der  Gemeinde  oder  der  juristischen  Person  ordnungs- 
gemäss ausgestellten  und  gesiegelten  Vollmacht  sich  legitimiren. 
Der  ständige  bei  einer  anerkannten  Körperschaft  oder  der  Stiftung 
angestellte  Syndicus  wird  seine  Bestallungsurkunde  vorweisen  und 
bedarf  eines  besonderen  Syndicats  für  den  einzelnen  Fall  nicht  {Martin^ 
Vorlesungen  I.  S.  442). 

Mangel  der  Legitimation  begründet  Nichtigkeit  des  Verfahrens. 
Hieraus  ergibt  sich  das  Interesse,  welches  die  Parteien  haben,  ihrer 
Legitimation  sowie  der  Legitimation  des  Gegentheiles  sicher  zu  sein. 
Die  angegebene  Folge  des  Mangels  der  Legitimation  tritt  übrigens 
keineswegs  immer  von  selbst  ein,  sondern  wird  regelmässig  erst  in 
Folge  Begehrens  der  Partei  ausgesprochen.  Dies  geschieht  nicht 
nur  durch  die  exceptio   falsi  procuratoris ,    sondern  überhaupt  durch 
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die  excqßtio  leffitimationis  ad  causam.  Dieselbe  kann  in  jedem 
Stadium  des  Processes  eingebracht  werden,  sowohl  vor  wie  auch 
nach  der  Definitiv-Sentenz  (c.  4.  X.  1,  38,  cf.  c.  9.  eod.).  Unter 
Umständen  kann  die  Gültigkeit  des  Verfahrens  eine  labile  sein,  das 
'Urtheil  die  Natur  eines  negotium  claudicans  haben,  nämlich  dann, 
wenn,  wie  Bayer  (Vorträge,  §.  20.  S,  64)  sich  ausdrückt,  die  Pro- 
c^ssunfähigkeit  eines  Theiles  nur  eine  relative  ist,  besser  gesagt, 
wenn  die  Erklärung  einer  Person  als  processunfähig  lediglich  aus 
der  Absicht  entspringt,  dieselbe  vor  Schaden  zu  bewahren.  In  diesem 
Falle  hängt  es  vom  Erfolge  des  ohne  Legitimation  geführten  Rechts- 
streites ab,  ob  er  Geltung  behält  oder  nicht.  Das  dem  Minderjähri- 
gen u.  8.  w.  ungünstige  Urtheil  oder  Verfahren  wird  ebenso  aufge- 
hoben, als  das  günstige  Urtheil  in  Eechtskraft  erwächst  (L.  14.  Cod. 
2,  13,  vgl.  auch  Wetadl,  System,  §.  12,  A.  36). 

Die  in  Form  Rechtens  geschehene  Bestellung  des  Vertreters 
einer  Gemeinde  setzt  der  Richter  nach  römischem  Recht  voraus,  in 
eine  Prüfung  des  Syndicats  wird  erst  eingegangen,  wenn  dasselbe 
von  der  Gegenseite  angefochten  worden.  S.  Bethmann-Höllweg ,  a. 
a.  O.  n.  S.  425.  —  Nur  in  einem  Falle  hat  nach  canonischem 
Rechte  der  Richter  von  Amtswegen  auf  die  fehlende  Legitimation 
Rücksicht  zu  nehmen,  dann  wenn  jener  Mangel  im  öffentlichen  Rechte 
wurzelt:  bei  unbefugten  Processhandlungen  des  Excommunicirten 
(c.  12.  X.  2,  25).  Nach  der  d.  C.-Pr.-O.  a.  a.  0.  §.  54.  hat  >das 
Gericht  den  Mangel  der  Processfähigkeit,  der  Legitimation  eines  ge- 
setzlichen Vertreters  und  der  erforderlichen  Ermächtigung  zur  Pro- 
cessfuhrung  von  Amtswegen  zu  berücksichtigen,«  doch  »mit  Vorbehalt 
der  Beseitigung  des  Mangels  kann  die  Partei  zugelassen  werden, 
wenn  Gefahr  in  Verzug  ist;  das  Endurtbeil  darf  aber,  solange  jener 
Mangel  nicht  beseitiget  ist,  nicht  erlassen  werden.«  Die  österr.  a. 
G.-O.  weist  den  Richter  an  (§.  64.)  »von  jedem,  welcher  sein  Recht 
selbst  einzuklagen  oder  zu  vertheidigen  nicht  befugt  ist,  keine  Schrift 
anzunehmen,  sondern  dieselbe  sogleich  zu  verwerfen,  die  Ursache  der 
Verwerfung  aber  in  einem  Bescheide  auszudrücken.«  Von  der  Prü- 
fung der  zugleich  mit  der  ersten  Schrift  vorzulegenden  Vollmacht 
des  Vertreters  (Advocaten)  ist  also  hier  insoferne  die  Rede,  als  es 
sich  fragt,  ob  derjenige,  welcher  diese  Vollmacht  ausstellte,  hiezu 
befugt  war  oder  nicht.  Die  Processfähigkeit  muss  selbstverständlich 
auf  beiden  Seiten  vorhanden  sein;  ihr  Mangel  begründet  übrigens 
auch  nach  österreichischem  Rechte  keineswegs  absolute  Nichtigkeit 
des  bisherigen  Verfahrens.  Von  Amtswegen  ist  die  Nullität  nicht 
auszusprechen,  vielmehr  hat  der  Richter  die  verfahrene  Sache  tormell 
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in  die  Ordnung  zu  weisen  und  dann  auf  Antrag  der  berufenen  Par- 
teien entweder  die  Fortführung  oder  Aufhebung  des  Processes  auszu- 
sprechen« Dies  ergibt  sich  aus  den  Hofdeereten  vom  4.  J\;ini  1789 
lit.  f.  J.  G.  S.  Nr.  1015  und  vom  14.  October  1803  J.  ö.  S.  Nr.  629: 
»Wenn  dem  Richter  eine  Schrift  von  einer  Partei  oder  wider  eine. 
Partei  vorfallt,  welcher  das  Recht  sich  selbst  zu  vertheidigen  nicht 
eigen  ist,  soll  der  Richter  eine  derlei  Schrift  sogleich  verwerfen  und 
die  Sache  auf  die  Ordnung  weisen;  wäre  aber  eine  solche  Schrift 
angenommen  worden  und  es  entdeckte  sich  dieser  Umstand  während 
des  Zuges  des  Verfahrens  auf  was  immer  für  eine  Art,  soll  was  bis 
dabin  geschehen,  aufgehoben,  das  Verfahren  sogleich  eingestellt  und 
die. ganze  Sache  in  die  Ordnung  geleitet  werden.  Wäre  es  endlich 
bis  zum  richterlichen  Spruch  gekommen,  so  steht  es  nur  dem  gesetz- 
mässigen  Vertreter  der  Partei,  die  sich  selbst  zu  vertreten  nicht  be- 
rechtigt ist,  bevor  (frei),  die  Nullität  dieses  Urtheils,  es'  möge  in 
erster  oder  in  einer  höheren  Behörde  geschöpft  sein,  anzuzeigen  und 
die  Einleitung  eines  neuerlichen  Verfahrens  anzusuchen,  lieber  ein 
solches  Gesuch  (1803)  hat  jene  Behörde,  welche  das  letzte  ürtheil 
gefällt  hat  zu  erkennen ,  mithin  hat  die  erste  Instanz  im  Falle  das 
letzte  ürtheil  bei  einer  höheren  Behörde  gefilllt  worden  wäre ,  das 
erwähnte  Gesuch  mit  ihren  Amtserinnerungen  au  die  höhere  Instanz 
zu  befördern.« 

III. 

Ein  Blick  ins  canonische  Rechtsbuch  genügt  um  zu  sehen,  dass 
die  einzelnen  kirchlichen  Institvte  wie  rechtsfähig  so  auch  process- 
fjahig  sind.  Der  geschichtlichen  Entwickelnng  eigenthümlich  ist  nur 
die  immer  mehr  ins  einzelne  gehende  Specialisirung  der  kirchlichen  Ver- 
mögensmassen,  wonach  die  früher  vom  Bischof  zu  leistende  proces- 
sualische  Vertretung  der  kirchlichen  Rechtssubjecte  auch  anderen 
Personen  zu  eigenem  Rechte  zusteht.  Solange  die  Kirche  die  ihr 
zukommenden  Vermögensrechte  nur  laicalen  Ansprüchen  gegenüber 
zu  schützen  hatte,  verdiente  der  gerichtliche  Vertreter  der  Kirche 
den.  Namen  Defensor.  Dieser  in  der  alten  Zeit  gebräuchliche  Aus- 
druck trat  als  antiquirt  in  den  Hintergrund,  nachdem  auch  kirch- 
liches Institut  gegen  kirchliches  Institut  und  nach  Ausbildung  und 
Erstarkung  des  Klosterwesens,  insbesondere  Convent  gegen  Bisthum 
als  streitende  Theile  auftraten.  Die  processualischen  Vertreter  der 
kirchlichen  Institute  wurden.  Syn^ici  oder  kurzweg  Procuratoreii  ge- 
nannt (c.  9.  X.  1,  38;  c.  2.  X.  1,  41).  Aus  dem  alten  Rechte 
klingt  noch,   was  die  Bestellung  dieser  Vertreter  betrifft,  die   Ver- 
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fugung  (c.  UD.  X.  de  syndico  1,  39,  Gregor  M.)  herüber,  die  Mönche, 
und  dasselbe  gilt  überhaupt  von  Klerikern,  sollten  dem  gerichtlichen 
Treiben  ferne  bleiben  und  diesbezüglich  eine  Person,  immerhin  einen 
Laien  zur  Wahrnehmung  und  Vertheidigung  ihrer  Rechte  honoriren. 
Au^  einem  anderen  Grunde  wird  das  Recht  einer  Gemeinde  zur  Be- 
stellung eines  Procurators  in  c.  7.  X.  1,  38  bestätiget:  weil  die 
Universität  der  Scholaren  in  Paris  nicht  füglich  (commode)  unmit- 
telbar in  die  gerichtliche  Verhandlung  eintreten  kann,  möge  sie 
einen  Sachwalter  wählen.  Besitzt  eine  Personengemeinheit  bereits 
eine  feste  Organisation,  derzufolge  einer  oder  mehrere  berufen  sind 
die  Geschäfte  zu  besorgen,  so  ist  es  ohneweiteres  Aufgabe  dieser 
Vorstehung  in  den  die  juristische  Person  betreffenden  Rechtsstreit 
einzutreten..  Im  oft  citirten  Caput  Edoceri  (21.  X.  1,  3)  wird  es 
als  eine  Amtspflicht  des  Äbten  erklärt,  die  Geschäfte  der  Congre- 
gation  zu  procuriren,  es  wäre  denn,  dass  es  sich  um  einen  zwischen 
Conveut  und  Abt  schwebenden  Streit  handelte.  Aus  der  Bestellung 
einer  Aebtissin  zum  Procurator  ihres  im  Streite  mit  dem  Bischöfe 
befindlichen  Klosters  (c.  4.  X.  2,  30)  folgert  Dapp  (a..a.  0.  S.  102), 
dass  sie  ohneweiteres  als  gerichtliche  Sachwalterin  ihres  Conventes 
handeln  könne.  Diese  Meinung  kann  aus  c.  4.  X.  1,  43  eine  wei- 
tere Stütze  erhalten. 

Was  oben  vom  Abte  gesagt  ist,  gilt  analog  von  jedem  kirchen- 
rechtlich zur  Verwaltung  eines  kirchlichen  Institutes  bestellten  Be- 
amten, also  insbesondere  auch  vom  Pfarrer.  Der  Pfarrer  ist  nach  ge- 
meinem Rechte  befähiget,  das  Kirchen  vermögen  sowie  Pfründever- 
mögen seiner  Pfarre  im  Rechtsstreite  zu  vertreten  und  wenn  er  nicht 
persönlich  processualisch  handeln  kann  oder  will,  zu  diesem  Behufe 
einen  Sachwalter  zu  ernennen.  Die  Verwaltung  des  Gotteshausver- 
raögens  ist  partikularrechtlicb  vielfach  in  Laienhände  gelegt,  aber 
auch  dann  ist  und  bleibt  der  Pfarrer  der  natürliche  und  allein  be- 
rechtigte Vertreter  des  Kirchenvermögens  und  sind  demnach  die 
Fabrikmeister  oder  Kirchenväter  zur  Processführung  ohne  Consens 
des  Pfarrers  nicht  legitimirt;  vgl.  die  Statuten  der  Kölner  Diöcesan- 
Synode  von  1662  angeführt  von  Heuser  im  Archiv  für  katholisches 
Kirchenrecht  VII,  1862,  S.  258,  A.  2. 

Wenn  immerhin  der  Pfarrer  der  ordentliche  Verwalter  und 
Vertreter  des  Pfarrvermögens  ist,  so  ist  er  solches  doch  nur  unbe- 
schadet der  höheren  Rechte  des  Bischofs.  Dem  Ordinarius  steht  es 
nach  wie  vor  frei,  ^iie  Vertretung  der  Pfarrkirche  in  seine  eigene 
Hand  zu  nehmen.  Das  ältere  Recht  des  Bischofs,  das  gesammte 
innerhalb  seiner  Diöcese  gelegene  Kirchengut  eventuell  im  Rechts- 
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fiftrietait  ist  durch   die  nachfolgende  Entwickelang  des 
Amtes  nieht  irritirt.    Ans  dem  c.  nlt.  X.  3,  37  (»ei 
[cfocspo]  mmam  paroecialis  ecclesiaec)  erhält  diese  Meinung  ihre 
B^riindang,  wie  Pirhing  (Jas  can.  Lib.  II.  tit.  I.  n.  XXXIV 
eL  DDliiigen  II,  1675,  p.  11)  klarstellt,  so  dass  nicht  mit  Un- 

SehmaUgrndber^  (Jos  can.  Lib.  II.  tii  I.  n.  40.  ad  3,  ed.  Born.  U, 
1ftl4,  p.  36)  and  andere  (Heuser  a.  a.  0.  S.  256  f.)  diesbezüglich 

Ksdiofe  eine  patestas  eumulativa^  mit  dem  Pfarrer  nämlich,  za- 
Letzterer  Aaadrack  darf  nar  nicht  in  der  Weise  miss- 
Tcntaodeo  werden,  als  ob  die  pfarrlichen  nnd  bischöflichen  Rechte 
ab  eooidinirt  za  denken  seien ,  znnächst  und  regelmässig  ist  jene 
Yatfetimg  Sache  des  Fkrrers,  dabei  kann  ganz  anmittelbar  das 
Beeht  des  Bischob  sich  äassern,  immer  aber  hat  die  pfarrliche 
TUttigkett  in  ünterordnang  anter  der  bischöflichen  Jurisdiction  zn 
bleibeo«  Dem  Bischöfe  steht  also  nicht  nur  das  Recht  der  Aufsicht 
n,  tx  hat  nicht  nnr  den  Pfarrer  zar  Rechenschaft  za  ziehen,  in  der 
Biditang,  ob  und  wie  er  jene  Vertretung  geleistet  hat,  sondern  der 
Bischof  kann  auch  gane  allgemeine  Bestimmungen  in  Ansehung  der 
Idrehliehe  Institote  berührenden  Processführung  treffen^  welche  An- 
ordnungen dann  vom  Pfarrer  zu  befolgen  und  vom  Richter  zu  be- 
achten sind.  Letzteres  in  Bezug  auf  die  Prüfung  der  Legitimation 
des  processffthrenden  Eirchenvorstandes  beziehungsweise  des  von  dem- 
selben bestellten  Anwaltes.  Das  Recht  des  Bischofs  in  der  ange- 
deuteten Richtung  Vorschriften  zu  erlassen,  steht  ausser  allem  Zweifel, 
es  genfigt  aus  dem  alten  Recht  c.  15.  Synode  v.  Orleans  v.  511  (c.  7. 
C.  X.  Q.  1.)  und  aus  dem  neuen  Rechte  die  Bestimmungen  der 
Trienter  Synode  (Sess.  XXII.  de  ref.  c.  8.  9.)  angezogen  zu  haben. 
OemeinrechtUch  ist  die  bischöfliche  Autorisation  zur  Processführung 
der  einzelnen  kirchlichen  Institute  nicht  vorgeschrieben,  sie  scheint 
aber  nach  den  von  Heuser  (a.  a.  0.  S.  258,  A.  1.  S.  263  f.)  und 
Anderen  (Archiv  XV,  1866,  S.  8)  gelieferten  Nach  Weisungen  nicht 
nnr  in  Osnabrück,  Münster,  Trier,  Köln,  sondern  in  den  meisten 
dentschen  Diöcesen  Rechtens  zu  sein. 

Für  Oesterreich  ist  dies  unbestritten  der  Fall.  Zum  Verständ- 
nisse der  österreichischen  Zustände  muss  bemerkt  werden,  dass  im 
allgemeinen,  vorzüglich  aber  in  Böhmen  die  Patrone  weitgehende 
Rechte  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Eirchenvermögens  hatten 
nnd  dass  es  nicht  anging  denselben,  welche  auch  unverhältnissmässig 
schwer  die  kirchliche  Baulast  drückt,  das  Aequivalent  eines  Mehr 
kirchlicher  Rechte  ohne  weiteres  zu  nehmen.  Der  kirchliche  Stand- 
punkt wurde  aber  dadurch  gewahrt,  dass  in  Hinkunft  die  Patrone 


Mit  einer  Kritik  der  Rechtsprechung  der  öaterr,  Gerichte.        19 

wenn  sie  eirteh  Rechtestreit  äer  Kirche  auf  ihre  Kost^,  weim  au^h 
nicht  auf" ihre  Gefahr,  führen  zu  wollen  erkläi?ten,  die  Beseitigung 
des  i^on  Ihnen  vorgeschlagenen  Advocaten  mm  Ordinarittte  ansuchen 
soHeir.  Kit-chönvörstand  sowie  Pfrflndn^r  bedürfen  auf  alle  Fälle  zur 
IVocessführüng  bischöflicher  Autorisation.  Die  österreichischen 
Bischöfe  sind  betanntlich  im  Jahre  18S6  in  Wien  zusammengetreten, 
uro  die  Grundsätze  zu  bestimmen,  nach  denen  die  Ausfuhrung  des 
Concordates  in  möglichst  einheitlicher  Weise  ins  Leben  treten  sollte. 
Der- ArtiM  30.  des  Cööcordats  enthält  die  gan«  allgemeine  These: 
»Die  Verwaltung  der  Kirchengüter  wird  von  denjenigen  gefahrt  wer- 
den, welchen  sie' naeh  den  Kitchengesetzen  obliegt.«  Damit  war 
selbstverstähdHch  der  bisheirige  Zustand  keineswegs  mit  einem  Schlage 
beseitiget ,  Sondern  nur  dessen  Aenderung  geboten.  Erst  nachdem 
mit  ä.  h.  EntSchliessung  vom  3.  October  1858  (Runäschreiben  des 
Mrn.  f.  C.  u.  Ü.  v.  15.  Oct.  1858  Z.  1282)  die  in  der  genannten 
bischöflichen  Versammlung  vereinbarten,  die  Verwaltung  des  Pfründen- 
und  'Gottelshaustermögens  betreffenden  Normen  mit  einigen  Bestric- 
tiorieh  wareii  gutgeheissen  wofden,  erflossen  in  den  einzelnen  Diö- 
cesen  bisdhöfliche  Verordnungen,  welche  die  Verwaltung  des  kirch- 
lichen Veribögetis  regelten.  In  der  Sache  stimmen  diese  bischöf- 
lichen Anordnungen  so  ziemlich  uberein,  es  möge  daher  nur  die 
SecTcauer  f.  b.  Verordnung  vom  28.  Mai  1859  angeführt  werden, 
deren  §:  28.  läutet  t  »Die  Vertretung  des  Kirchenvermögens  liegt  in 
der  ßegel  der  Vermögensverwaltung  ob,  sie  darf  jedoch  mit  Aus- 
nahtäe  der  im  §.  21.  erwähnten  gerichtlichen  Vorgänge  (Einklagen 
von  Zittsen  u.  ä.)  keinen  Bechtsstreit  ohne  Einwilligung  des  bischöf- 
lichen Ordinariates  beginnen,  bei  deren  Erwirkung  die  Bestimmung 
des  §.  22.  einzuhalten  ist.  Wenn  der  Patron  bereit  ist,  die  Kirche 
bei  einem  Bechtsstrelte  auf  eigene  Kosten  zu  vertreten ,  so  bleibt  es 
dem  Ordinariate  vorbehalten ,  den  vom  Patrone  bezeichneten  Sach- 
walter gutzuheissen.«  In  Bezug  auf  das  Pfründenvermögen  verfügt 
analog  dasselbe  §.59:  »Der  geistliche  Pfrüodner  ist  befugt,  die 
rechtmässig  aufgekündeten  Pfründencapitalien,  dann  die  von  derlei 
elöcirten  Capitalien  fälligen  Interessen  und  andere  der  Pfründe  ge- 
bührende Leistungen  nach  eigenem  Ernoiessen  einzuklagen.-  Ausser- 
dem aber  darf  er  keine  die  Pfründe  betreffende  Bechtsstreitigkeit 
ohne  Einwilligung  des  bischöflichen  Ordinariats  beginnen  .  .  •  Wenn 
der  Pfründner  nicht  selbst  die  Bechtsstreitigkeit  verschuldet  hat,  so 
ist  er  nicht  verpflichtet,  die  Pröcesskosten  aus  Eigenem  zu  tragen. 
Hinsichtiich  der  Vertretung  der  geistlichen  Pfründen  durch  den 
Päti'on  gilt  das  §.28.  Gesagte.«     In   gleicher   Weise   verfügte   das 
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streite  zu  vertreten,   ist  durch   die  nachfolgende  Entwickelang  des 
pfarrlichen  Amtes  nicht  irritirt.    Ans  dem  c,  ult.  X.  3,  37  (»ei 
[episcopo]  nomine  paroecialis  ecclesiae«)   erhält  diese  Meinnng  ihre 
rechtliche  Begründung,  wie  Pirhing  (Jus  can.  Lib.  II.  tit.  I.  n.  XXXIV 
sq.  ed.  Dillingen  II,  1675,  p.  11)  klarstellt,  so  dass  nicht  mit  Un- 
recht Schmalegrueber^  (Jus  can.  Lib.  II.  tit.  I.  n.  40.  ad  3,  ed.  Boni.  II, 
1844i  p.  36)  und  andere  {Heuser  a.  a.  0.  S.  256  f.)  diesbezüglich 
dem  Bischöfe  eine  potestas  cumtdcUiva^  mit  dem  Pfarrer  nämlich,  zu- 
schreiben.   Letzterer  Ausdruck  darf  nur  nicht  in  der  Weise  miss- 
verstanden werden ,  als  ob  die  pfarrlicheo  und  bischöflichen  Hechte 
als  coordinirt  zu  denken  seien ,  zunächst   und   regelmässig  ist  jene 
Vertretung  Sache  des  Pfarrers,   dabei   kann  ganz  unmittelbar  das 
Recht  des  Bischofs  sich  äussern ,   immer  aber  hat   die   pfarrliche 
Thätigkeit  in  Unterordnung  unter  der  bischöflichen  Jurisdiction  zu 
bleiben.    Dem  Bischöfe  steht  also  nicht  nur  das  Recht  der  Aufsicht 
zu,  er  hat  nicht  nur  den  Pfarrer  zur  Rechenschaft  zu  ziehen,  in  der 
Richtung,  ob  und  wie  er  jene  Vertretung  geleistet  hat,  sondern  der 
Bischof  kann  auch  gane  allgemeine  Bestimmungen  in  Ansehung  der 
kirchliche  Institute  benlhrenden  Processführung  treffen^  welche  An- 
ordnungen dann  vom  Tfan'er  zu  befolgen  und  vom  Richter  zu  be- 
achten sind.    Letzteres  in  Bezug  auf  die  Prüfung  der  Legitimation 
des  processführenden  Kirchenvorstandes  beziehungsweise  des  von  dem- 
selben bestellten  Anwaltes.    Das  Recht  des  Bischofs  in  der  ange- 
deuteten Richtung  Vorschriften  zu  erlassen,  steht  ausser  allem  Zweifel, 
es  genügt  ans  dem  alten  Recht  c.  15.  Synode  v.  Orleans  v.  511  (c.  7. 
G.  X.  Q.  1.)  und   aus   dem   neuen  Rechte  die  Bestimmungen  der 
Trienter  Synode  (Sess.  XXII.  de  ref.  c.  8.  9.)  angezogen   zu  haben. 
Qemeinrechtlich  ist  die  bischöfliche  Autorisaiion  zur  Processführung 
der  einzelnen  kirchlichen  Institute  nicht  vorgeschrieben,  sie  scheint 
aber  nach  den  von  Heuser  (a.  a.  0.  S.  258,  A.  1.  S.  263  f.)  und 
Anderen  (Archiv  XV,  1866,  S.  8)  gelieferten  Nachweisungen  nicht 
nur  in  Osnabrück,  Münster,  Trier,  Köln,  sondern  in  den  meisten 
deutschen  Diöcesen  Rechtens  zu  sein. 

Für  Oesterreich  ist  dies  unbestritten  der  Fall.  Zum  Verständ- 
nisse der  österreichischen  Zustände  muss  bemerkt  werden,  dass  im 
allgemeinen,  vorzüglich  aber  in  Böhmen  die  Patrone  weitgehende 
Rechte  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Eirchenvermögens  hatten 
und  dass  es  nicht  anging  denselben,  welche  auch  unverhältnissmässig 
schwer  die  kirchliche  Baulast  drückt,  das  Aequivalent  eines  Mehr 
kirchlicher  Rechte  ohne  weiteres  zu  nehmen.  Der  kircfiliche  Stand- 
punkt wurde  aber  dadurch  gewahrt,  dass  in  Hinkunft  die  Patrone 
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wenn  sie  einen  Rechtsstreit  der  Kirche  auf  ihre  Kosten,  wenn  auch 
nicht  auf  ihre  Gefehr,  flihren  zu  wollen  erklärten,  die  Bestätigung 
des  *on  ihnen  vorgeschlagenen  Advocaten  mm  Ordinariate  ansuchen 
soHem  Kü-chönvorstand  sowie  Pfründner  bedürfen  auf  alle  Fälle  zur 
Processführüng  bischöflicher  Autorisation.  Die  österreichischen 
Bischöfe  sind  bekanntlich  ito  Jahre  1^6  in  Wien  zusammengetreten, 
um  die  Grundsätze  zu  bestimmen ,  nach  denen  die  Ausführung  des 
Concordates  in  möglichst  einheitlicher  Weise  ins  Leben  treten  sollte. 
Der*  Artikel  80.  des  Cöücordats  enthält  die  ganz  allgemeine  These: 
»Die  Verwaltung  der  Kirehengüter  wird  von  denjenigen  gefahrt  wer- 
fleh,  welchen  sie'  nach  den  Kirchengesetzen  obliegt.«  Damit  war 
selbstverständBch  der  bisherige  Zustand  krineswegs  mit  einem  Schlage 
beseitiget ,  irondern  nnr  <iessen  Aenderung  geboten.  Erst  nachdem 
mit  a.  b.  Ettschliessung  vom  3.  October  1858  (Rundschreiben  des 
MM.  f.  C.  u.  Ü.  V.  15.  Gct.  1858  Z.  1282)  die  in  der  genannten 
bischöflichen  Versammlung  vereinbarten,  die  Verwaltung  des  Pfründen- 
nnd 'Gottöshausvermögens  betreffenden  Normen  mit  einigen  Eestric- 
tioriön  Waren  gutgeheissen  worden,  erflossen  in  den  einzelnen  Diö- 
cesen  bisdhöfliche  Verordnungen ,  welche  die  Verwaltung  des  kirch- 
lichen Vermögens  regi^lten.  In  der  Sache  stimmen  diese  bisehöf- 
lichen Anordnungen  so  ziemlich  überein,  es  möge  daher  nur  die 
Seckatier  f.  b.  Verordnung  vom  28.  Mai  1859  angeführt  werden, 
deren  §:  28.  läutet  t  »Die  Vertretung  des  Kirohenvermögens  liegt  in 
der  ßegel  der  Vermögensverwaltung  ob,  sie  darf  jedoch  mit  Aus- 
naht^ie  der  im  §.  21.  erwähnten  geriohtlichen  Vorgänge  (Einklagen 
von  Zinsen  n.  a.)  keinen  Rechtsstreit  ohne  Einwilligung  des  bischöf- 
lichen Ordinamtes  beginnen,  bei  deren  Erwirkung  die  Bestimmung 
des  §.  22.  einzuhalten  ist.  Wenn  der  Patron  bereit  ist,  die  Kirche 
bei  einem  Rechtsstreite  auf  eigene  Kosten  zu  vertreten,  so  bleibt  es 
dem  Ordinariate  vorbehalten ,  den  vom  Patrone  bezeichneten  Sach- 
walter gutzuheissen.«  In  Bezug  auf  das  Pfründen  vermögen  verfügt 
analog  dasselbe  §.59:  »Der  geistliche  Pfrüudner  ist  befugt,  die 
rechtmässig  aufgekündeten  Pfründencapitalien ,  dann  die  von  derlei 
elocirten  Capitalien  fälligen  Interessen  und  andere  der  Pfiründe  ge- 
bührende Leistungen  nach  eigenem  Ermessen  einzuklagen.-  Ausser- 
dem aber  darf  er  keine  die  Pfründe  betreffende  Rechtsstreitigkeit 
ohne  Einwilligung  des  bischöflichen  Ordinariats  beginnen  .  .  .  Wenn 
der  Pfründner  nicht  selbst  die  Rechtsstreitigkeit  verschuldet  hat,  so 
ist  er  nicht  verpflichtet,  die  Processkosten  aus  Eigenem  zu  tragen. 
Hinsichtlich  der  Vertretung  der  geistlichen  Pfründen  durch  den 
Päti*on  gilt  das  §.28.  Gesagte.«    In  gleicher   Weise   verfügte   das 
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streite  zu  vertreten,  ist  durch   die  nachfolgende  Entwickelung  des 
pfarrlichen  Amtes  nicht  irritirt.    Aus  dem  c.  ult.  X.  3,  37  (tei 
[episcopo]  nomine  paroecialis  ecclesiae«)   erhält  diese  Meinung  ihre 
rechtliche  Begründung,  wie  Pirhing  (Jus  can.  Lib.  II.  tit.  I.  n.  XXXI V 
sq.  ed.  Dillingen  II,  1675,  p.  11)  klarstellt,  so  dass  nicht  mit  Un- 
recht Schmalegrueher^  (Jus  can.  Lib.  II.  tit.  I.  n.  40.  ad  3,  ed.  Born.  II, 
1844^  p.  36)  und  andere  {Hemer  a.  a.  0.  S.  256  f.)  diesbezäglich 
dem  Bischöfe  eine  potestas  cumukUiva^  mit  dem  Pfarrer  nämlich,  zu- 
schreiben.   Letzterer  Ausdruck  darf  nur  nicht  in  der  Weise  miss- 
verstanden werden,  als  ob  die  pfarrlichen  und  bischöflichen  Hechte 
als  coordinirt  zu  denken  seien,  zunächst   und   regelmässig  ist  jene 
Vertretung  Sache  des  Pfarrers,   dabei  kann  ganz  unmittelbar  das 
Recht  des  Bischofs  sich  äussern ,   immer  aber  hat   die  pfarrliche 
Thätigkeit  in  Unterordnung  unter  der  bischöflichen  Jurisdiction  zu 
bleiben.    Dem  Bischöfe  steht  also  nicht  nur  das  Recht  der  Aufsicht 
zu,  er  hat  nicht  nur  den  Pfarrer  zur  Rechenschaft  zu  ziehen,  in  der 
Richtung,  ob  und  wie  er  jene  Vertretung  geleistet  hat,  sondern  der 
Bischof  kann  auch  gans  allgemeine  Bestimmungen  in  Ansehung  der 
kirchliche  Institute  berührenden  Processführung  treffen^  welche  An- 
ordnungen dann  vom  Pfan-er  zu  befolgen  und  vom  Richter  zu  be- 
achten sind.    Letzteres  in  Bezug  auf  die  Prüfung  der  Legitimation 
des  processführenden  Eirchenvorstandes  beziehungsweise  des  von  dem- 
selben bestellten  Anwaltes.    Das  Recht  des  Bischofs  in  der  ange- 
deuteten Richtung  Vorschriften  zu  erlassen,  steht  ausser  allem  Zweifel, 
es  genfigt  aus  dem  alten  Recht  c.  15.  Synode  v.  Orleans  v.  511  (c.  7. 
G.  X.  Q.  1.)  und  aus   dem  neuen  Rechte  die  Bestimmungen  der 
Trienter  Synode  (Sess.  XXII.  de  ref.  c.  8.  9.)  angezogen  zu  haben. 
Gemeinrechtlich  ist  die  bischöfliche  Autorisation  zur  Brocessführung 
der  einzelnen  kirchlichen  Institute  nicht  vorgeschrieben,  sie  scheint 
aber  nach  den  von  Heuser  (a.  a.  0.  S.  258,  A.  1.  S.  263  f.)  und 
Anderen  (Archiv  XV,  1866,  S.  8)  gelieferten  Nachweisungen  nicht 
nur  in  Osnabrück,  Münster,  Trier,  Köln,  sondern  in  den  meisten 
deutschen  Diöcesen  Rechtens  zu  sein. 

Für  Oesterreich  ist  dies  unbestritten  der  Fall.  Zum  Verständ- 
nisse der  österreichischen  Zustände  muss  bemerkt  werden,  dass  im 
allgemeinen,  vorzüglich  aber  in  Böhmen  die  Patrone  weitgehende 
Rechte  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Eirchenvermögens  hatten 
und  dass  es  nicht  anging  denselben,  welche  auch  unverhältnissmässig 
schwer  die  kirchliche  Baulast  drückt,  das  Aequivalent  eines  Mehr 
kirchlicher  Rechte  ohne  weiteres  zu  nehmen.  Der  kirchliche  Stand- 
punkt wurde  aber  dadurch  gewahrt,  dass  in  Hinkunft  die  Patrone 
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wenR  sie  einen  Rechtsstreit  äer  Kirche  auf  ihre  Kosten,  wenn  auch 
rncht  auf' ihre  Gefahr,  fiihren  zu  wollen  erklärten,  die  Bestätigung 
des  ton  ihnen  vorgeschlagenen  Advocaten  mm  OrdinaritUe  ansudten 
solleir.  Kitchönvörstand  sowie  Pfründner  bedürfen  auf  alle  Fftlle  zur 
IVocessführüng  bischöflicher  Aütorisation.  Die  österreichischen 
Bischöfe  sind  bekanntlich  im  Jahre  1856  in  Wien  zusammengetreten, 
um  die 'örunds&t&e  zu  bestimmen,  nach  denen  die  Ausführung  des 
Concordates  in  möglichst  einheitlicher  Weise  in«  Leben  treten  sollte. 
Der^  Artikel  30.  des  Cohcordats  enthält  die  ganz  allgemeine  These: 
»tWe  Verwaltung  der  Kirchenguter  wird  von  denjenigen  geföhrt  wer- 
defa ,  welchen  sie  nach  den  Kifchengesetzen  obliegt.«  Damit  war 
srelbstvißrstäftdHch  der  bisheirige  Zustand  kMneswegs  mit  einem  Schlage 
beseitiget,  ifondetn  nur  dessen  Aenderung  geboten.  Erst  nachdem 
mit  a.  b.  Entschüessung  vom  3.  October  1858  (Rünaschreiben  des 
Min.  f.  C.  u.  Ü.  V.  15.  Oct.  1858  Z.  1282)  die  in  der  genannten 
bischöflichen  Versammlung  vereinbarten,  die  Verwaltung  des  Pfründen- 
und^öottööbaustermögens  betreffenden  Normen  mit  einigen  Eestric- 
tionöh  Waren  gutgeheissen  worden,  erflossen  in  den  einzelnen  Diö- 
cesen  bischöfliche  Verordnungen,  welche  die  Verwaltung  des  kirch- 
lichen Verni^gens  regelten.  In  der  Sache  stimmen  diese  bischöf- 
lichen Anordnungen  so  ziemlich  uberein,  es  möge  daher  nur  die 
Seckauer  t  b.  Verordnung  vom  28.  Mai  1859  angeführt  werden, 
deren  §:  28.  läutet  t  »Die  Vertretung  des  Kirchenvermögens  liegt  in 
der  ßegel  der  Vermögensverwaltung  ob,  sie  darf  jedoch  mit  Aus- 
nahfiäe  der  im  §.  21.  erwähnten  gerichtlichen  Vorgänge  (Einklagen 
von  Zinsen  u.  a.)  keinen  Bechtsstreit  ohne  Einwilligung  des  bischöf- 
lichen Ordinariates  be^inn^n,  bei  deren  Erwirkung  die  Bestimmung 
des  §.  22.  einzuhalten  ist.  Wenn  der  Patron  bereit  ist,  die  Kirche 
bei  ieinem  Rechtsstreite  auf  eigene  Kosten  zu  vertreten,  so  bleibt  es 
dem  ■  Orflinariate  vorbehalten ,  den  vom  Patrone  bezeichneten  Sach- 
walter gutzuheissen.«  In  Bezug  auf  das  Pfründen  vermögen  verfügt 
analog  dasselbe  §.59:  »Der  geistliche  Pfründner  ist  befugt,  die 
rechtmässig  aufgekündeten  Pfründencapitalien ,  dann  die  von  derlei 
elöcirten  Capitalien  fälligen  Interessen  und  andere  der  Pfründe  ge- 
bührende Leistungen  nach  eigenem  Ermessen  einzuklagen.-  Ausser- 
dem aber  darf  er  keine  die  Pfründe  betreffende  Rechtsstreitigkeit 
ohne  Einwilligung  des  bisehöflichen  Ordinariats  beginnen  .  .  .  Wenn 
der  Pfründner  lücht  selbst  die  Rechtsstreitigkeit  verschuldet  hat,  so 
ist  er  nicht  verpflichtet ,  die  Processkosten  aus  Eigenem  zu  tragen. 
Hinsichtlich  der  Vertretung  der  geistliehen  Pfründen  durch  den 
Patron  gilt  das  §.  28.  Gesagte.«     In  gleicher   Weise   verfugte   das 
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streite  zu  vertreten,   ist  durch   die  nachfolgende  Entwickelang  des 
pfarrlichen  Amtes  nicht  irritirt.    Ans  dem  c,  ult.  X.  3,  37  (»ei 
[episcopo]  nomine  paroecialis  ecclesiae«)   erhält  diese  Meinung  ihre 
rechtliche  Begründung,  wie  Pirhing  (Jus  can.  Lib.  II.  tit.  I.  n.  XXXIV 
sq.  ed.  Dillingen  II,  1675,  p.  11)  klarstellt,  so  dass  nicht  mit  Un- 
recht Schmälegrueber^  (Jus  can.  Lib.  II.  tit.  I.  n.  40.  ad  3,  ed.  Rom.  II, 
1844^  p.  36)  und  andere  {Hemer  a.  a.  0.  S.  256  f.)  diesbezüglich 
dem  Bischöfe  eine  potestas  cumtdativa^  mit  dem  Pfarrer  nämlich,  zu- 
schreiben.   Letzterer  Ausdruck  darf  nur  nicht  in  der  Weise  miss- 
verstanden werden ,  als  ob  die  pfarrlichen  und  bischöflichen  Hechte 
als  coordinirt  zu  denken  seien ,  zunächst   und   regelmässig  ist  jene 
Vertretung  Sache  des  Pfarrers,   dabei   kann  ganz  unmittelbar  das 
Recht  des  Bischofs  sich  äussern ,  immer  aber  hat  die  pfarrliche 
Thätigkeit  in  Unterordnung  unter  der  bischöflichen  Jurisdiction  za 
bleiben.    Dem  Bischöfe  steht  also  nicht  nur  das  Recht  der  Aufsicht 
zu,  er  hat  nicht  nur  den  Pfarrer  zur  Rechenschaft  zu  ziehen,  in  der 
Richtung,  ob  und  wie  er  jene  Vertretung  geleistet  hat,  sondern  der 
Bischof  kann  auch  gane  allgemeine  Bestimmungen  in  Ansehung  der 
kirchliche  Institute  benlhrenden  Processführung  treffen^  welche  An- 
ordnungen dann  vom  Pfan-er  zu  befolgen  und  vom  Richter  zu  be- 
achten sind.    Letzteres  in  Bezug  auf  die  Prüfung  der  Legitimation 
des  processftthrenden  Eirchenvorstandes  beziehungsweise  des  von  dem- 
selben bestellten  Anwaltes.    Das  Recht  des  Bischofs  in  der  ange- 
deuteten Richtung  Vorschriften  zu  erlassen,  steht  ausser  allem  Zweifel, 
es  genügt  aus  dem  alten  Recht  c.  15.  Synode  y.  Orleans  v.  511  (c.  7. 
G.  X.  Q.  1.)  und  aus   dem   neuen  Rechte  die  Bestimmungen  der 
Trienter  Synode  (Sess.  XXII.  de  ref.  c.  8.  9.)  angezogen  zu  haben. 
Gemeinrechtlich  ist  die  bischöfliche  Autorisation  zw  JProcessführung 
der  einzelnen  kirchlichen  Institute  nicht  vorgeschrieben,  sie  scheint 
aber  nach  den  von  Heuser  (a.  a.  0.  S.  258,  A.  1.  S.  263  f.)  und 
Anderen  (Archiv  XV,  1866,  S.  8)  gelieferten  Nachweisungen  nicht 
nur  in  Osnabrück,  Münster,  Trier,  Köln,  sondern  in  den  meisten 
deutschen  Diöcesen  Rechtens  zu  sein. 

Für  Oesterreich  ist  dies  unbestritten  der  Fall.  Zum  Verständ- 
nisse der  österreichischen  Zustände  muss  bemerkt  werden,  dass  im 
allgemeinen,  vorzüglich  aber  in  Böhmen  die  Patrone  weitgehende 
Rechte  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Eirchenvermögens  hatten 
und  dass  es  nicht  anging  denselben,  welche  auch  unverhältnissmässig 
schwer  die  kirchliche  Baulast  drückt,  das  Aequivalent  eines  Mehr 
kirchlicher  Rechte  ohne  weiteres  zu  nehmen.  Der  kirchliche  Stand- 
punkt wurde  aber  dadurch  gewahrt,  dass  in  Hinkunft  die  Patrone 
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wenn  sie  einen  Rechtsstreit  der  Kirche  auf  ihre  Kosten,  wenn  auch 
nicht  auf  ihre  Gefahr,  fflhren  zu  wollen  erklärten,  die  Bestätigung 
des  ton  ihnen  vorgeschlagenen  Advocaten  vom  Ordinariate  ansuchen 
solleir.  Kit-chönrorstand  sowie  Pfründner  bedürfen  auf  alle  Fälle  zur 
Processfuhrüng'  bischöflicher  Autorisation.  Die  österreichischen 
Bischöfe  'sind  bekanntlich  ito  Jahre  1856  in  Wien  zusammengetreten, 
um  die  Qi'undsät^e  zu  bestimmen ,  nach  denen  die  Ausführung  des 
Ooncordates  in  möglichst  einheitlicher  Weise  ins  Leben  treten  sollte. 
Der"  Artikel  30.  des  Coiicordats  enthält  die  ganz  allgemeine  These: 
»Die  Veh^altung  der  Kirchengüter  wird  von  denjenigen  geführt  wer- 
defaj  wefchiBn  sie  nach  d^  Kitehengesetzen  obliegt.«  Damit  war 
selbstvierständBch  der  bisherige  Zustand  keineswegs  mit  einem  Schlage 
beseitiget,  sondern  ntir  dessen  Aenderung  geboten.  Erst  nachdem 
mit  a.  h.  Entschfiessung  vom  3.  October  1858  (Rundschreiben  des 
MM.  f.  C.  u.  ü.  v.  15.  Oct.  1858  Z.  1282)  die  in  der  genannten 
bischöflichen  Versammlung  vereinbarten,  die  Verwaltung  des  Pfründen- 
nnd  öottdshaustermögens  betreffenden  Normen  mit  einigen  Restric- 
tioneh  Waren  giitgeheissen  worden,  erflossen  in  den  einzelnen  Diö- 
cösen  bischöfliche  Verordnungen,  welche  die  Verwaltung  des  kirch- 
liehen  Vermögens  regelten.  In  der  Sache  stimmen  diese  bisehöf- 
lichen Anordnungen  so  ziemlich  fiberein ,  es  möge  daher  nur  die 
Seekäuer  {.  b.  Verordnung  vom  28.  Mai  1859  angeführt  werden, 
deren  §:  28.  lautet  t  »Die  Vertretung  des  Kirchenvermögens  liegt  in 
der  Regel  der  Vermögensverwaltung  ob,  sie  darf  jedoch  mit  Aus- 
nahtäe  der  im  §.  21.  erwähnten  gerichtlichen  Vorgänge  (Einklagen 
von  Zinsen  u.  a.)  keinen  Rechtsstreit  ohne  Einwilligung  des  bischöf- 
lichen ördiTiäriates  beginnen,  bei  deren  Erwirkung  die  Bestimmung 
des  §.  22.  einzuhalten  ist.  Wenn  der  Patron  bereit  ist,  die  Kirche 
bei  ieiiem  Rechtsstreite  anf  eigene  Kosten  zu  vertreten,  so  bleibt  es 
dem  Ordinariate  vorbehalten ,  den  vom  Patrone  bezeichneten  Sach- 
walter gutzuheissen.«  In  Bezug  auf  das  Pfründen  vermögen  verfügt 
analog  dasselbe  §.  59:  »Der  geistliche  Pfründner  ist  befugt,  die 
rechtmässig  aufgekündeten  Pfründencapitalien ,  dann  die  von  derlei 
elöcirten  Cäpitalien  fälligen  Interessen  und  andere  der  Pfründe  ge- 
bührende Leistungen  nach  eigenem  Ermessen  einzuklagen.-  Ausser- 
dem aber  darf  er  keine  die  Pfründe  betreffende  Rechtsstreitigkeit 
ohne  Einwilligung  des  bischöflichen  Ordinariats  beginnen  .  .  .  Wenn 
der  Pfründner  nicht  selbst  die  Rechtsstreitigkeit  verschuldet  hat,  so 
ist  er  nicht  verpflichtet,  die  Pröcesskosten  aus  Eigenem  zu  tragen. 
Hinsichtlich  der  Vertretung  der  geistlichen  Pfründen  durch  den 
Patron  gilt  das  §.  28.  Gesagte.«     In  gleicher   Weise   verfugte   das 
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streite  za  vertreten,  ist  durch   die  nachfolgende  Entwickelang  des 
pfarrliehen  Amtes  nicht  irritirt.    Aus  dem  c,  ult.  X.  3,  37  (»ei 
[episcopo]  nomine  paroecialis  ecciesiae«)   erhält  diese  Meinung  ihre 
rechtliche  Begründung,  wie  Pirhing  (Jus  can«  Lib.  II.  tit.  I.  n.  XXXIV 
sq.  ed.  Dillingen  II,  1675,  p.  11)  klarstellt,  so  dass  nicht  mit  Un- 
recht Schmälegrueber,  (Jus  can.  Lib.  II.  tit.  I.  n.  40.  ad  3,  ed.  Born.  II, 
1844^  p.  36)  und  andere  {Heuser  a.  a.  0.  S.  256  f.)  diesbezüglich 
dem  Bischöfe  eine  potestas  cumtdativaj  mit  dem  Pfarrer  nämlich,  zu- 
schreiben.   Letzterer  Ausdruck  darf  nur  nicht  in  der  Weise  miss- 
Terstanden  werden ,  als  ob  die  pfarrlichen  und  bischöflichen  Rechte 
als  coordinirt  zu  denken  seien,  zunächst   und   regelmässig   ist  jene 
Vertretung  Sache  des  Pfarrers,   dabei  kann  ganz  unmittelbar  das 
Becht  des  Bischofs  sich  äussern,  immer  aber  hat   die  pfarrliche 
Thätigkeit  in  Unterordnung  unter  der  bischöflichen  Jurisdiction  zu 
bleiben.    Dem  Bischöfe  steht  also  nicht  nur  das  Recht  der  Aufsicht 
zu,  er  hat  nicht  nur  den  Pfarrer  zur  Rechenschaft  zu  ziehen,  in  der 
Richtung,  ob  und  wie  er  jene  Vertretung  geleistet  hat,  sondern  der 
Bischof  kann  auch  gane  allgemeine  Bestimmungen  in  Ansehung  der 
kirchliche  Institute  berührenden  Processführung  treffen^  welche  An- 
ordnungen dann  vom  Pfarrer  zu  befolgen  und  vom  Richter  zu  be- 
achten sind.    Letzteres  in  Bezug  auf  die  Prüfung  der  Legitimation 
des  processführenden  Eirchenvorstandes  beziehungsweise  des  von  dem- 
selben bestellten  Anwaltes.    Das  Recht  des  Bischofs  in  der  ange- 
deuteten Richtung  Vorschriften  zu  erlassen,  steht  ausser  allem  Zweifel, 
es  genügt  ans  dem  alten  Recht  c.  15.  Synode  v.  Orleans  v.  511  (c.  7. 
C.  X.  Q.  1.)  und  aus   dem  neuen  Rechte  die  Bestimmungen  der 
Trienter  Synode  (Sess.  XXII.  de  ref.  c.  8.  9.)  angezogen  zu  haben. 
Qemeinrechtlich  ist  die  bischöfliche  AtUorisation  aur  Processführung 
der  einzelnen  kirchlichen  Institute  nicht  vorgeschrieben,  sie  scheint 
aber  nach  den  von  Heuser  (a.  a.  0.  S.  258,  A.  1.  S.  263  f.)  und 
Anderen  (Archiv  XV,  1866,  S.  8)  gelieferten  Nach  Weisungen  nicht 
nur  in  Osnabrück,  Münster,  Trier,  Köln,  sondern  in  den  meisten 
deutschen  Diöcesen  Rechtens  zu  sein. 

Für  Oesterreich  ist  dies  unbestritten  der  Fall.  Zum  Verständ- 
nisse der  österreichischen  Zustände  muss  bemerkt  werden,  dass  im 
allgemeinen,  vorzüglich  aber  in  Böhmen  die  Patrone  weitgehende 
Rechte  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Eirchenvermögens  hatten 
und  dass  es  nicht  anging  denselben,  welche  auch  unverhältnissmässig 
schwer  die  kirchliche  Baulast  drückt,  das  Aequivaleut  eines  Mehr 
kirchlicher  Rechte  ohne  weiteres  zu  nehmen.  Der  kirchliche  Stand- 
punkt wurde  aber  dadurch  gewahrt,  dass  in  Hinkunft  die  Patrone 
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wenn  sie  einen  Rechtsstreit  der  Kirche  auf  ihre  Kosten,  wenn  auch 
nicht  auf  ihre  Gefiihr,  führen  zu  wollen  erklärten,  dift  Bestätigung 
des  ton  ihnen  vorgeschlagenen  Advocaten  vom  Ordinariate  anstachen 
sollem  Kirchenrorstand  sowie  Pfründn^r  bedürfen  auf  alle  Fälle  zur 
Processführüng  bischöflicher  Aütorisation.  Die  österreichischen 
Bischöfe  sind  betanntlich  im  Jahre  1856  in  Wien  zusammengetreten, 
um  die  Grundsätze  zu  bestimmen ,  nach  den^n  die  Ausfahrung  des 
Concordates  in  möglichst  einheitlicher  Weise  ins  Leben  treten  sollte. 
Der  Artikel  30.  des  Concdrdats  enthälfe  die  ganz  allgemeine  These: 
»Die  Verwaltung  der  Kirchengfiter  wird  von  denjenigen  gefuhrt  wer- 
den ,  welchen  sie  nach  den  Kirchengesetzen  obliegt.«  Damit  war 
selbstverständlich  der  bisherige  Zustand  kdneswegs  mit  einem  Schlage 
beseitiget,  Isfondern  nur  dessen  Aenderung  geboten.  Erst  nachdem 
mit  a.  h.  Entschtiessung  vom  3.  0<^ober  1858  (Rundschreiben  des 
Min.  f.  C.  u.  Ü.  V.  15.  Oct.  1858  Z.  1282)  die  in  der  genannten 
bischöflichen  Versammlung  vereinbarten,  die  Verwaltung  des  Pfründen- 
und  Gotteshausvermögens  betreffenden  Normen  mit  einigen  Bestric- 
tioneh  waren  gutgeheissen  worden,  erflossen  in  den  einzelnen  Diö- 
cesen  bischöfliche  Verordnungen,  welche  die  Verwaltung  des  kirch- 
liehen  Vermögens  regelten.  In  der  Sache  stimmen  diese  bischöf- 
lichen Anordnungen  so  ziemlich  aberein,  es  möge  daher  nur  die 
Seckauer  f.  b.  Verordnung  vom  28.  Mai  1859  angeführt  werden, 
deren  §:  28.  lautet :  »Die  Vertretung  des  Kirchenvermögens  liegt  in 
der  Regel  der  Vermögensverwaltung  ob,  sie  darf  jedoch  mit  Aus- 
nahfcäe  der  im  §.  21.  erwähnten  gerichtlichen  Vorgänge  (Einklagen 
von  Zinsen  u.  a.)  keinen  Bechtsötreit  ohne  Einwilligung  des  bischöf- 
lichen Ordinariates  beginnen,  bei  deren  Erwirkung  die  Bestimmung 
des  §.  22.  einzuhalten  ist.  Wenn  der  Patron  bereit  ist,  die  Kirche 
bei  teinera  Bechtsstrelte  auf  eigene  Kosten  zu  vertreten,  so  bleibt  es 
dem  Ordinariate  vorbehalten ,  den  vom  Patrone  bezeichneten  Sach- 
walter gutzuheissen.«  In  Bezug  auf  das  Pfründenvermögen  verfügt 
analog  dasselbe  §.  59:  »Der  geistliche  Pfründner  ist  befugt,  die 
rechtmässig  aufgekündeten  Pfründeneapitalien,  dann  die  von  derlei 
elocirten  Capitalien  fälligen  Interessen  und  andere  der  Pfiründe  ge- 
bührende Leistungen  nach  eigenem  Ernöessen  einzuklagen.-  Ausser- 
dem aber  darf  er  keine  die  Pfründe  betreffende  Rechtssfereitigkeit 
ohne  Einwilligung  des  bischöflichen  Ordinariats  beginnen  .  .  .  Wenn 
der  Pfründner  nicht  selbst  die  Bechtsstreitigkeit  verschuldet  hat,  so 
ist  er  nicht  verpflichtet,  die  Processkosten  aus  Eigenem  zu  tragen. 
Hinsichtlich   der   Vertretung   der   geistlichen    Pfründen   durch   den 
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Wiener  Provineiäl-Concü  von  1858  Tit.  VII.  cap.  VI.  §.  7.  »Ec- 
clesiae  peculium  administrantibus  quin  licentiam  ab  episcopo  obtinue- 
rint  fas  non  est  ...  .  liti  de  ecclesiae  juribus  se  immittere«  (ed. 
Friburg.  1864  p.  182)  und  §.  22.  »Si  lite  quadam  superveniente 
patronis  beneficii  vel  ecclesiae  causam  suis  sumtibus  agere  paratus 
Sit,  advocati  tarnen  ab  eo  eligendi  personam  episcopus  ratam  habeat 
oportet«  (ed.  cit.  p.  186  sq.).  In  der  für  die  Wiener  Er^diöcese 
erlassenen  Verordnung  lautet  derselbe  §.  22.  »Wenn  ein  Rechtsstreit 
entsteht  und  der  Patron  bereit  ist,  die  Sache  des  Gotteshauses  oder 
der  Pfründe  auf  eigene  Kosten  zu  vertreten,  so  wird  dies,  abgesehen 
von  besonderen  Umständen ,  mit  Dank  anzunehmen  sein ;  nur  muss 
die  Person  des  Anwaltes,  welchen  er  wählt,  dem  e.  b.  Consistorium 
zur  Gutheissung  angezeigt  werden.«  Die  Bestimmung  des  Prager 
Provincial-Concils  von  1860  soll  weiter  unten  bezogen  werden. 

IV. 

Es  kommt  nun  die  Frage  zu  untersuchen,  welche  die  Stellung 
der  kirchlichen  Institute  nach  dem  staatlichen  Processrechte  ist.  Die 
Antwort  ist  sehr  einfach.  Wenn  die  katholische  Kirche  in  einem 
Staate  als  solche  recipirt  und  anerkannt  ist,  so  sind  imgleich  damit 
die  einzelnen  kirchlichen  Institute  als  rechtsfähige  juristische  Per- 
sonen anerkannt.  Es  ist  damit  ferner  die  Handlungsfllhigkeit  eben 
jener  Institute  nach  Massgabe  ihrer  eigenen,  der  kirchenrechtlichen 
oder  canonischen  Organisation  staatlich  anerkannt  und  auch  der  ge- 
richtliche Schutz  ist  den  objectiv  berechtigten  Begehren  eben. jener 
Verwaltungsorgane  zu  gewähren.  Wo  die  katholische  Kirche  aner- 
kannt ist,  sind  demnach  auch  die  einzelnen  kirchlichen  Institute 
processfähig  im  oben  auseinandergesetzten  Sinne.  Die  Möglichkeit 
einer  beschränkenden  Ausnahme  muss  aber  zugleich  zugegeben  wer- 
den. Es  kann  sein,  dass  die  Kirche  als  solche  recipirt  und  gleich- 
wohl gewisse  Categorieen  der  kirchlichen  Lebenserscheinungen  z.  B. 
das  Klosterwesen  staatlich  ignorirt,  wenn  nicht  verboten  sind.  Es  kann 
sein,'  dass  die  Handlungsfähigkeit  der  Kirchen  staatlich  beschränkt 
ist,  und  ebenso  kann  es  mit  deren  Processfähigkeit  der  Fall  sein. 
Es  kommt  hier  nicht  darauf  an,  auf  das  Meritorische  solcher  Limi- 
tation einzugehen  und  die  Frage  zu  erörtern,  ob  solcher  Vorgang 
consequent  ist,  hier  handelt  es  sich  nur  zu  constatiren,  dass  solche 
Beschränkungen,  die  Anerkennung  der  Kirche  vorausgesetzt,  nie  zu  ver- 
muthen,  immer  zu  beweisen  sind. 

Mit  der  Processfähigkeit  der  Kirclie  ist  zugleich  deren  FäJiig- 
heit  gegeben,  nöthigonfalls  im  Process  sich  vertreten  zu  lassen.  Wenn 
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das  staatliche  Recht  über  diesen  Punkt  keine  Betimmungen  enthält, 
so  ist  die  Art  der  prQcessualischen  Vertretung  kirchlicher  Institute 
deshalb  keineswegs  völlig  ungeregelt  und  der  Willkür  anheimge- 
geben. Vielmehr  wird  die  gedachte  Vertretungsleistung  nach  Mass- 
gabe der  inneren  Verfarssung  des  betreffenden  Institutes  und  zufolge 
der  hierüber  erflossenen  statutarischen  Festsetzungen  der  kirchlichen 
Behörden  zu  beurtheilen  und  zu  prüfen  sein.  Weun  die  unmittel- 
baren kirchlichen  Verwaltungsorgane  im  Process .  durch  einen  An- 
walt, mag  er  Syndicus  oder  anderswie  heissen,  vertreten  sind,  so 
wird  die  Berichtigung  der  Legitimation  sich  nicht  nur  auf  Prüfung 
der  Vollmacht  oder  des  Syndicats  dieses  Procurators  beschränken,  son- 
dern auch  darauf  sich  erstrecken,  ob  die  mandirende  Kirchenbehörde 
als  solche  ihrerseits  zur  Processführung  legitimirt  ist.  Die  Wahl 
der  Person  des  Sachwalters  ist  ins  Ermessen  der  kirchlichen  Behörde 
gestellt,  sowie  es  einer  jeden  Partei  freigestellt  ist,  sich  ihren  An- 
walt unter  Berücksichtigung  der  hier  in  Betracht  kommenden  Um- 
stände auszuwählen. 

Die  Vertretung  der  kirchlichen  Institute  kann  aber  awcÄ  eine 
gesetzlich  bestimmte  mw  .und  zwar  entweder  in  obligatorischer,  ab- 
soluter Weise  oder  aber  eventvdl  und  factütativ.  Letzteres  dann, 
wenn  die  Kirche  angewiesen  wird,  sich  von  einer  dritten  genannten 
Person  vertreten  zu  lassen,  in  der  Weise,  dass  sowohl  jene  dritte 
Person  ein  Recht  hat,  um  die  Vertretung  angegangen  zu  werden, 
als  auch  die  Kirche  einen  im  Rechte  begründeten  Anspruch  für  ihr 
diesfälliges  Begehren  hat.  Dabei  muss  festgehalten  werden ,  dass 
die  Processfahigkeit  der  Kirche  dadurch  nicht  beschränkt  ist;  die 
Kirche  wird  also  mit  Erfolg  Process  führen  können,  wenn  sie  auch 
von  einem  fremden  Anwalt  vertreten  wird,  sei  es  dass  jene  zunächst 
berufene  dritte  Person  die  Vertretung  ablehnte ,  sei  es  dass  sie  gar 
nicht  darum  ersucht  wurde.  Die  Bereinigung  der  aus  diesem  Verhält- 
nisse etwa  sich  ergebenden  Ansprüche  und  Schwierigkeiten  hat  auf 
den  Portgang  des  Processes  keinen  Einfluss.  Wenn  die  Staatsge- 
setze die  Vertretung  kirchlicher  Inätitute  in  obligatorischer  Weise 
normiren,  so  dass  ausschliesslich  gewisse  Personen  oder  Aemter  zur 
Durchführung  kirchlicher  Processe  für  berufen  erklärt  werden,  so 
liegt  darin  unbestritten  eine  Einschränkung  der  kirchlichen  Process- 
fahigkeit in  der  Richtung  der  sonst  freien  Stellvertretung  in  Pro- 
cesshandlungeu.  Der  Nothwendigkeit  der  Kirche^  um  jene  Vertre- 
tung sich  zu  bewerben,  muss  diesfalls  die  Pflicht  der  zur  Vertre- 
tung 'Benj^enen  entsprechen^  die  Vertretung  ohne  weiteres  zu  über- 
nehmen.    Wäre  dem  anders,  so  läge  eine  Aufhebung  der  absoluten 
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Processfilhigkeit  der  kirchlichen  Institute  vor,  es  wäre  die  Anonialie 
gegeben,  dass  der  Frocurator  darüber  eDtscbeiden  kann,  ob  jemand 
zu  seinem  Bechte  komme  oder  nicht.  Eine  absolute  Vertretung  darf 
nie  vom  guten  Willen  des  gesetzlichen  Vertreters  abhängen,  wwn 
nicht  der  Bechtszustand  der  Kirche  in  Frage  gestellt  und  Gnade 
genannt  wird,  was  Recht  ist  Gesetzt  den  Fall,  ein  kirchliches  In- 
stitut mdsse  vom  Fiscus  vertreten  werden ,  so  wäre  die  Lage  der 
Kirche,  wenn  ihr  ein  Beoht  abgestritten  wird,  eine  rechtlose  und 
verzweifelte  zu  nennen,  wenn  das  Fiscalamt  die  Vertrrtung  verwei- 
gern kann  und  die  Kirche  nun  wehrlos  ihrem  Processgeguer  preis- 
gegeben ist. 

Nach  diesen  allgemeinen  Auseinanderaetzungen  soll  die  Frage 
nach  einer  gesetzlichen  Vertretung  kirchlicher  In3titi]|te  nach  preusr 
sischem  und  österreichischem  Bechte  unterso^^bt  werden.  — 

Die  V^waltung  des  Kirchenverm<^ens  liegt  nach  dem  ,preus* 
sischen  Landrechte  Theil  n,  Titel  11,  §.  217.  den  Kircbencollegieu 
unter  Aufsicht  der  geistlichen  Oberen  ob.  Von  diesen  gilt  (§,  218.) 
der  Begel  nach  Alles ,  was  wegen  der  Beamten  privilegirter  Corpo* 
rationen  im  6.  Titel  desselben  Theiles  verojrdnet  ist«  Dieselbeii :  kop- 
nen  (§.  148.)  einen  Syndicus  aufstellen,  welcher  aber  (§.  152.>  nicht 
berechtigt  ist,  ohne  Buckfrage  mit  der  Corporation  vor  Qericbt^  sei 
es  als  Kläger  sei  es  als  Beklagter,  für  die  Corporation  aufisutretea. 
Betreffs  der  kirchlichen  Verwaltung  enthält  in  Bezug  auf  die  Füh* 
rung  der  Frocesse  der  erst  angezogene  Titel  besondere  Bestimmun* 
gen.  Wenn  nämlich  die  Kircbe  wegen  ihrer  Gäter  und  Vermögens 
in  Frocesse  verwickelt  wird,  liegt  4er  Betrieb  derselben  (§.650.) 
den  Vorstehern  ob,  welche  hierin  (§«  651.)  der  Patron  unterstätzea 
muss.  Soll  die  Kirche  Klägerstelle  vertreten,  so  mässen  (§.  652.) 
der  Patron  und  die  Vorsteher  noch  vor  Anfang  des  Processes  die 
Approbation  der  geistlichen  Oberen  darüber  einholen,  wird  diese 
Vorschrift  unterlassen  (§.  653.)  so  wird  der  Process  auf  ihre.Qefahr. 
und  Kosten  geführt  und  der  Kirche  kann  hieraus  kein  Nachtheil  er- 
wachsen. Diese  Approbation  ist  zwar  zur  Einlassung  auf  die  Klage 
nicht  nothwendig  (§.  655.)  allein  wenn  die  Vorsteher  hiervon  nicht 
die  vorgeschriebene  Anzeige  (§.  654.)  erstattet  haben,  so  geht  der 
Process  (§.  656.)  auf  ihre  Gefahr  und  Kosten.  Wenn  freilich  der 
Ausgang  des  Processes  der  Kirche  gmistig  ist  und  sie  einen  Nutzen 
erhalten  hat  (§.  657.),  so  können  von  der  Kirche  die  Kosten  nicht 
zurückgefordert  werden.  Wenn  endlich  die  Vorsteher  und  der  Patron 
wirkliche  Bechte  der  Kirche  zu  vertheidigen  und  auszuführen  sich 
beharrlich  weigern  (§.  659.),  bestellt  der  geistliche  Obere  einen  Be- 
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voll  mäch  tigten  von  Amts  wegen.  —  Nachdem  die  Verfassung  vom 
31.  Januar  1851  in  ihrem  Artikel  15.  die  Freiheit  und  Selbststän- 
digkeit der  Kirche  in  Ordnung  und  Verwaltung  ihrer  Angelegen- 
heiten gewährt  hatte,  war  der  Kreis  der  Befugnisse  des  Bischofs 
nicht  unerheblich  erweitert;  er  konnte  nicht  nur  im  Nothfalle  von 
Amtswegen  einen  Vertreter  des  kirchlichen  Instituts  bestellen,  er 
konnte  auch  die  Betretung  des  Bechtsweges  durch  Verweigerung 
seiner  Autorisation  unmöglich  machen,  er  konnte  ein  für  allemal  die 
Einholung  seiner  Genehmigung  vorschreiben,  so  dass  andernfalls  die 
erforderliche  Processlegitimation  des  Kirchenvorstandes  und  dessen 
Vertreters  nicht  vorhanden  war.  Der  befreffende  Artikel  der  preus- 
sischen  Verfassung  wurde  durch.  Gesetz  vom  18.  Jcmi  1875  aufge- 
hoben und  damit  ist  das  preussische  Landrecht,  selbstverständlich 
nur  innerhalb  seines  Geltungsgebietes,  in  der  beregten  Sache  wieder 
geltendes  Becht  geworden.  Nach  dem  über  die  Vermögensverwaltung 
in  den  katholischen  Kirchengemeinden  am  20.  Juni  1875  ergange- 
nen Gesetz  §.  21.  num.  5.  bedarf  der  auf  die  Anstellung  eines  Pro- 
cesses,  soweit  es  sieh  nicht  um  die  Eintreibung  von  Zinsen  u.  dgl. 
bandelt,  gerichtete  Beschluss  des  Kirchenvorstandes  der  Zustimmung 
der  Giemeiudevertretung.  Nach  §.  47  ist  das  Becht  des  Bischofs,  die 
Aufsicht  zu  fähren  und  zu  gewissen  Handlungen  der  Verwaltung 
seine  Einwilligung  zu  ertheilen,  stehen  geblieben.  Dass  aber  hier 
bei  Mangel  eines  Staatsgesetzes  und  im  Entgegenhalte  des  Land- 
rechtes die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  des  Geschäftes  bezw.  des 
Processes  von  der  bischöflichen  Einwilligung  abhängt,  scheint  mir 
nicht  ei;weisbar  zu  sein.  Das  Becht  von  Amtswegen  im  Falle  des 
ciiirten  §•  659.  des  Landrochts  einen  Sachwalter  zu  bestellen,  ist 
aufrecht  geblieben.  Nach  §^  58.  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1875 
devolvirt  dasselbe  an  die  Staatsbehörde.  Abgesehen  von  diesem  Falle 
gibt  es  nach  preussischem  Bechte  eine  gesetzliche  Vertretung  des 
Kirehenvermögens  im  Bechtsstreite  nicht.  •— 

Anders  in  Oesierreich.  Den  Geschäftskreis  der  Fiscalämter 
bestimmt  die  allgemeine  Instruction  vom  10.  März  1783.  J.  G.  S. 
Nr.  124.  Darnach  (§.  1  ff.)  hat  das  Fiscalamt  zu  vertreten  nebst 
anderen  staatlichen  Fonden  die  landesfurstlichen  Pfarreien  und  Be- 
neficien  sowie  jenes  unter  Aerarialverwaltung  stehende  Vermögen, 
das  von  aufgehobenen  Stiftern,  Klöstern  oder  andern  Gemeinden  her- 
rührt (§.  6).  Die  Privat-PatfonatS'Pfarren  und  Stifter  müssen  sich 
um  ihre  Vertreter  selbst  umsehen  (Hofentschliessung  vom  27.  Juni 
1786,  Gesetze  Joseph  H.,  bei  MösU  X,  740  f.).  Besitzen  die  Pa- 
trone oder  Vögte  die  nöthige  Kenntniss  und  erforderliche  Befugniss 
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(vor  Gericht  anfzutrelen),  so  können  sie  den  antersiehenden  Eirclien 
die  Vertretang  in  eigener  Person  leisten,  sonst  stellen  sie  mä  dem 
Pfarrer  der  zu  vertretenden  Kirche  einen  berechtigten  Vertreter  auf 
(Cit.  Hofentschi.  1786  und  Verordnung  f.  Küstenland  vom  19.  Fe- 
bruar  1820  §.  17.  bei  Hdfert,  Kirchenvermögen  I,  1834,  S.  253.  N.  f.). 
Die  Vertretung  seitens  des  Fiscalamtes  erstreckte  sich,  wie  gesagt, 
ai)f&nglich  nur  auf  diejenigen  Kirchen,  an  welchen  das  Patronat  dem 
LandesfArsten  zustand ;  dieselbe  wurde  in  der  Eolge  ausgedehnt  auf 
jene  Kirchen,  aber  welche  der  Kaiser  oder  der  Religionsfond  das 
Patronatsrecht  hat  (Hofentschi  27.  Juni  1786).  Bei  Kechtsf&llen, 
welche  andere  Kirchen  betrafen  ^  intervenirte  der  Fiscus  nur  im 
Concursverfahren,  worüber  eine  Beihe  verschiedener  Provincialrer- 
ordnnngen  bei  Helfert  (a.  0.  S.  255.  Note  p.)  und  Fachmann  (Lefarb. 
des  K.  R.  III,  1853  S.  272.)  citirt  sind,  und  dann  wenn  die  Kirche 
im  Streite  gegen  Patron  oder  Vogteiobrigkeit  sich  befand.  (Nach 
Analogie  des  von  der  Stiftung  handelnden  Hofdecrets  vom  13.  Ja- 
nuar 1821.  J.  G.  S.  Nr.  1730).  —  Umfassende  und  zweckentspre- 
chende Bestimmungen  ergingen  über  die  den  Stiftungen  zu  gewäh- 
rende Vertretung.  Damach  werden  fromme  Vermächtnisse  und.  Stif- 
tungen bei  ihrer  Errichtung  und  Einbringung  vom  Fiscus  vertreten 
(Hofdecr.  13.  Jan.  1821  in  Erläuterung  der  Fiscalinstruction  von 
1783  §,  5,)t  nur  sehr  passend ,  da  es  sich  um  eine  erst  im  Ent- 
stehen begriffene  Juristische  Persönlichkeit  handelt*  Im  weiteren 
Vorlaufe  besorgt  das  Fiscalamt  oder  die  Kammerprocuratur  die  Ver- 
tix)tttng  nur)  u>enn  die  Verwattung  der  Stiftungen  den  l.  f.  Behörden 
MHStekt  und  die  unter  Privatverwaltung  stehenden  gegen  die  Patrone 
oder  Vogteiobrigkeit  selbst  zu  vertreten  wären.  »Ist  die  Stiftung 
einer  Privatobsorgc  zugewiesen,  es  mag  die  Administration  solcher 
Stittnugen  und  Anstalten  einzelnen  Privaten  oder  Gorporationen  über- 
tragen worden  sein ,  so  liegt  deren  weitere  Vertretung  nur  diesen 
iWivi/j)a<roHeH,  jedoch  unter  deren  Verantwortlichkeit  nicht  nur  für 
die  Zwecke  der  Stiftung,  sondern  auch  für  deren  genaue  Befolgung 
und  unter  Oberautsicht  des  Staates  ob,  welcher  stets  als  oberster 
Ucvsohütxer  aller  i^^emeinnützigen  Anstalten  zu  betrachten  ist«  (Hof- 
KäuhW-IX  v,  31.  l)ec.  1820,  Steierm-  Prov,  Ges.  S.  1821  S.  10  flF., 
cit  \MkI  l^Üh  J»  0.  &  1730).  Durch  die  Verordnung,  dass  das 
Ki;$iCH)amt,  wi^un  c$  sich  um  Einbringung  und  Sicherstellung  eines 
\\m  Kiroht^u  ohne  Unterschied  angefallenen  Vermögens  handelt,  die 
V^rUvIuui,*  tu  leisten  habe  (Hotkanriei-D.  v.  24.  Novbr,  1837.  J. 
\\^  S.  Nr.  243,)»  wurden  keineswegs  s;lmmtliche  kirchlichen  Institute 
\huvhau9  an  die  Vertretung  seitens  des  Fiscus  gewiesen,  sondern  es 
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ist  diese  BestimmuDg  nur  eine  Anwendung  der  eben  über  die  Stif- 
tungen auseinandergesetzten  allgemeinen  Normen;  vgl.  Pachmann^ 
a.  a.  0.  S.  271  f. 

Der  Geschäftskreis  der  1851  errichteten  Finane-Procurature^i 
deckt  sich,  wie  wiederholt  erklärt  wurde,  in  der  Hauptsache  durch- 
aus mit  den  Agenden  der  bestandenen  Fiscalämter  und  Kammer- 
Procuraturen.  Gleichwohl  ist  die  Legitimation  der  Finanz-Procura- 
tur  durch  die  provisorische  Dienstes- Instruction  vom  16.  Febr.  1855, 
K.  Q.  BL  Nr.  34,  nicht  unbedeutend  erweitert  worden,  indem  der- 
selben nicht  nur  das  Staatsvermögen  und  die  demselben  gleichge- 
haltenen unmittelbar  von  den  Staatsbehörden  verwalteten  und  auch 
nur  theilweise  aus  dem  Staatsschatze  dotirteu  Fonde,  die  unmittel- 
bar von  1.  f.  Behörden  verwalteten  Stiftungen,  die  1.  f.  Patronatsrechte 
vor  Gericht  zu  vertreten  zukommt,  sondern  auch  1^da8  Kirchenver- 
mögen  und  das  Vermögen  geistlicher  Beneficien,  insoferne  es  sich 
um  die  ursprüngliche  Bestiftung  der  Kirche  oder  des  geistlichen 
Beneficiums  oder  um  die  Integrität  des  Stammvermögens  handelt 
oder  dieses  Vermögen  von  1.  f.  Behörden  verwaltet  wird ,  nicht  aber 
insoferne  bei  schon  bestehenden  Kirchen  oder  geistlichen  Beneficien 
die  laufenden  Vermögensnutzungen  zu  vertreten  oder  einzubringen 
sind«  (§.  2.  Absatz  5).  —  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Aus- 
dehnung der  Competenz  der  Pinanz-Procuratur  in  der  Vertretung 
kirchlicher  Institute  zusammenhing  mit  dem  Wegfall  der  alten 
Vogteiohrigkeiten  y  welche  als  solche  die  Kirchen  im  Rechtsstreite 
zu  vertreten  nach  der  früheren  Ordnung  der  Dinge  berufen  waren 
Wenn  nun  die  Kirche  früher  keineswegs  an  die  Vertretung  seitens 
des  Vogtes  gebunden  war,  so  fordert  die  Analogie,  dass  auch  das 
Yerhältniss  zwischen  Kirche  und  Finanz-Procuratur  im  Punkte  der 
processualischen  Vertretung  keineswegs  ein  obligatorisches  ist.  Nach 
Abschluss  des  Goncordates  schien  es  an  der  Zeit  zu  sein,  die  in 
Oesterreich  bestehenden  Patronatsverhältnisse  einigermassen  zu  mo- 
dificiren.  Mit  allerh.  Entschliessung  vom  3.  Od.  1858  (Archiv  VII, 
1862,  S.  291)  wurde  verfügt:  >Wenn  der  Patron  bereit  ist,  die 
Pfründe  oder  Kirche  bei  einem  Rechtsstreite  auf  eigene  Kosten  zu 
vertreten,  so  muss  dies,  von  ausserordentlichen  Fällen  abgesehen, 
als  eine  Wohlthat  betrachtet  werden,  es  ist  jedoch  nicht  Meine  Ab- 
sicht ,  dem  Bischöfe  das  Recht  abzusprechen ,  den  vom  Patron  be- 
zeichneten Sachwalter  gutzuheissen.«  Durch  diese  kaiserliche  Ent- 
Schliessung wurden  die  Finanz-Procuraturen  keineswegs  der  1855 
ihnen  auferlegten  Pflicht  der  generellen  Vertretung  des  Kirchenver- 
raögens  u.  s.  w.  enthoben,  eben  so  wenig  wurde  nun  erst  der  Patron 
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fär  berechtigt  erklärt,  einen  die  Kirche  betreffenden  Rechtsstreit  zu 
führen,  sondern  es  warde  nur  die  NotJmendigheit  der  tisehöfliehen 
Äutorisation  zur  ProcessfÜhrung  auch  in  diesem  Falle  betont  und 
eingeschärft,  s.  oben  S.  18  ff.  Ein  anderes  hier  einschlagendes 
Alinea  der  kais.  Entschliessuug  lantet  so:  »Nicht  nur  bei  den 
Pfründen  nnd  (Gotteshäusern  1.  f.  Patronates,  sondern  auch  bei  jenen, 
welche  einem  aaf  dem  Beligions*  oder  Studien-Fonde  beruhenden 
Patronate  unterstehen ,  wird  Meine  Regierung  die  dem  Patrone  zn* 
kommenden  Befugnisse  fortwährend  üben  und  die  Yertretung-  wie 
bisher  von  der  Finanz- Procuratur  sm  leisten  sein.c  Wie  schon  aus 
dem  Tenor  des  Gesetzes,  Oesterreieh  war  damals  ein  absoluter 
Staat,  hervorgeht,  ist  in  dieser  Beziehung  eine  Aenderang  nicht  be- 
absichtigt worden.  Die  bald  darnach  ergangenen  Weisungen  der 
österreichischen  Bisehöfe  zur  Regelung  der  kirchlichen  Vermögens- 
verwaltung sind)  was  die  Vertretung  solcher  Kirchen  betrifft,  lediglich 
ein  Nachhall  der  den  Bisehöfen  durch  Bundschreiben  des  Cultusrai- 
nisters  vom  15.  October  1858  Z.  1282  mitgetheilten  a.  fa.  Ent- 
Schliessung.  So  tautet  der  §•  29  der  oben  angeföhrten  /SE^cidni^ 
VerordnuDgl  »Bei  den  Kirchen  des  1.  f.  Fdtronats,  sowie  bei  jenen, 
welche  einem  auf  dem  Betigions«^  oder  Studien-Fonde  beruhenden 
Patronate  unterstehen ,  wird  die  VertreiRing  wie  bisher  von  der  Fi- 
nanz-Procuratur  zu  leisten  sein.  Bei  sich  ergebenden  Fällen  dieser 
Art  wird  sich  das  b.  Ordinariat  behufs  der  Einleitung  der  Vertre- 
tung mit  der  politischen  Landesstelle  in  das  Einvernehmen  setzen; 
es  ist  aber  von  Seite  der  Kirchenvermögensverwaltung  zugleich  mit 
dem  diesfäUigen  Einschreiten  auch  eine  Information  über  die  Streit- 
sache dem  Ordinariate  vorzulegen.«  Das  Prager  Propincici^ncü 
V.  1860  Tit.  VIII.  cap.  I.  lit  A.  n.  2.  i.  f.  (ed.  Prag.  1868  p.255.) 
verfC^  hierüber  Folgendes:  »Causam  ecolesiae  liti  implicatae  aget 
vel  patronus  suo  aere,  salvo  episcopi  jure  advocatum  ab  ipso  assum- 
tum  adprobandi,  vel  adastoistratores  pecülii  int»ra  limites  facultaiis 
ab  episcopo  defiuitos,  vel  si  ecclesia  sit  juris  paironatus  cafCsarei  sive 
ad  fundum  religionis  aut  studiorum  spectantis,  Syndicus  publicus, 
quo  casu  emergente  Ordinarius  cum  Ouberuio  civil!  de  causa  agenda 
conferet.« 

Es  wurde  oben  die  Ansicht  geäussert,  dass  durch  die  ange- 
führte kaiserliche  Entschliessung,  was  den  Wirkungskreis  der  Finanz- 
Procuratur  betrifft,  eine  Verminderung  ihrer  Obliegenheiten  nicht 
eingetreten  ist  und  dieselbe  nur  etwa  im  einzelnen  Falle,  wenn  der 
Patron  die  ProcessfÜhrung  übernehme,  ihrerseits  die  Mfihewaltung 
sparte.  Dabei  soll  nicht  verschwiegen  werden,  dass  trotzdem  an  die 
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betrefTenden  Behörden  W^lsangen,  welche  mir  aicht  bekannt  sind, 
erga^geii  ^ind,  w^lQ.b^  eip.^r  aEdera  Auffassung  huldigten«  Dies  geht 
wenigstens,  p,ua  Folgeadeipa  hervor:  yAus  Anlass  einer  Anfrage,  be- 
treffend dfli^  Wirkungskreis  der  Finanz- Procnratur^en  in  Vermögens« 
repl^tlicben . Aagelegenheitea  der  katholischen  EiriOben  und  geistlichen 
B^mficiea^  wuxde  ^(yv^  h  h  ^mm^Mm^stemm  ivfi  Eiiiver^tändnisse 
mi^  4^^  K-  k,  Min^ijeTii^n  für  Caltus  und  Unterricht  den  sämmt- 
lix^ri- Fijj^nzTLg.jade^bebörden  1&75  Z,  1887«  Fol- 

gef^desbed^ptet^  Jeqe  Beschränkungen,  welche  an  den  die  Bechts- 
vertret^ng  nnd/ßecbtßhersiJthupg  4er  katholischen  Kirchen  und  geist- 
lichen B!enefic|ea;4ftr<5li  ^ie  HnÄn2>-Procuratur«n  regejüdea  Bestim- 
mHng^).4es-§«  2^  AÄsUrt^  5.  /d€^«  provisariach^n  Pienstes-Iostrnction 
für.  die  Fiö^lü^-^Proc^r^ture^  vom  1^;. Februar  1855  ia  Folge  des  k, 
Patentes,  vom  :5u  November  18^5  und  den  diesbezügliahen  Purch- 
füi^rangsYorfi^bei^et^  (welqhfi?)  e^nge^treten  waren,  dind  mit  det  durch 
Gesetz  T<>m  7,  M$X  .1874  ,bezw^  de^^eu:  Artikel  I.  a^ifögesprochejien 
Aufhebung  d^;gj^fM(«h^)^  Patentes,  vom  5.  Novbr.  1855  wieder  aus- 
ser K^aft  getr^^ÜM—  B^i  B^urtheüunir  4er  Frage,  inwieferne  in 
ve^ni|$gen^|e@htlii?h.^  ApgCflegeinliieiteä  dar  katb^^ischea  Zirehen  oder 
Pfird^en !  eine :  ^  Aifntslira^dljing  der  iFin^n^-Pr^nifatar  ,  einzutreten 
habe,;i$t  i^bej^ j^uoä^b^t ^^  4^  Woi^lai^t ;  des  §,  3*  A^atz  h,  der 
provisi  Di^fwtes^lmitriiction  ssürückzugeben  und  ist  sich  weiters  auch 
der  mit  dem>Fii|^i|iS|-!MimsteHal-&la6s,v(H3^:17.  Dez.  18&5  Z.  19040. 
bek^nnj^egebe^ie  allßvliöabste!  Befehl  vom  14.  April  und  30.  October 
1SB5,   w.QUJjkgih -4fi*^  Fin&üiS-Piöeuratw  ai^  der  Dienstes- 

Instrußtion^nthalt^ets^  Agendeut  aucb.noch  alle  übrigen  den  irübe- 
rQu  .vK^aism^pr^Hmraturen  wd  Fiscalä^tern  obgelegeuen  Amtsge- 
schÄfte  wieder  ftbertr^gen, wurden,  insoferne  dieselbe  den  Finanz- 
prokuraturen niiQhti  etwa  durch  ns^gefolgte  gesetzlicbe  Bestimmun- 
gen tiusdruckliob  ^bf^noeHlieni  worden  sind^  gegenwärtig  zu  halten. — 
Mit  Biucksic^t  auf  diese   Nornialbestimiim  und   uacMem  das 

Vor teiögdu  o4er  ^tcbolü&cJ^eii  Kirche;  geimäss  §<  38.  des  Gresetzes  vom 
7.  .Mi^;1874  deu/  für  gemainiiützige  Anstalten  bestehenden  staat- 
licbeu  ScbuüiTs  geniesst,  untearliegt  es  keinem  Zweilei,  dass  in  An- 
wendung des  Hofkanzlei-Decrets  vom  31.  December  1820  (s,  oben 
S.  24;)  bei  Einbringung  von  Erbschaften  und  Legaten  zu  Gunsten 
der  katboU^chen  Kirchen  und  Pfründen  diesen  die  Vertretung  durch 
die  Finanz-Proeurafcu^r  i  zu  ledsten  sei.«  (Verordn.-Bl.  d.  M.  f.  C.  «. 
ü.  1875  Nr,  53.  S.  315  f.).  —  Diese  Ministerial- Verordnung  schafft 
in  der  That  nichts  Neues,  sondern  erklärt  nur,  was  meiner  Ueber- 
zeugung  n^oh  auch   ohne  dieselbe  Bechtens  gewesen  wäre.  —  Die 
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Begründung  des  Erlasses  ist,  wie  angedeutet,  insoferne  'eine  unklare, 
als  nicht  gesagt  ist,  welche  Verordnungen  durch  das  Gesetz  vom 
7.  Mai  1874  aufgehoben  worden.  Dieses  Gesetz  enthält  Bestimmun- 
gen zur  Regelung  der  äusseren  Bechtsverhältuisse  der  katholischen 
Kirche,  dasselbe  streift  in  keiner  Weise  die  in  Bede  stehende  Frage. 
Unten  soll  noch  darauf  zurückgekommen  werden.  Artikel  I«des  Qe* 
setzes  hebt  das  Patent  vom  5.  Novbn  1855  (Concordat)  seinem  vol- 
len Inhalte  nach  auf.  Im  Namen  der  Bechtswissenschaft  musste  da- 
gegen Verwahrung  eingelegt  werden,  dass  dadurch  alle  von  diesem 
Tage  bis  zum  7.  Mai  1874  erlassenen  kirehlicho  Verhältnisse  be- 
rührenden Gesetze  und  Verordnungen  mit  einem  Zuge  beseitigt 
worden  wären.  Aufgehoben  ist  nur  das  angezogene  Patent  und  die 
am  7.  Mai  1874  rechtskräftigen  Normen ,  soweit  sie  mit  4em  neuen 
Gesetze  nicht  vereinbar  oder  ausdrücklich  derogirt  sind. 

Nachdem  derart  die  einschlägigen  Bestimmungen  der  öster^ 
reichischen  Gesetzgebung  mitgetheilt  worden  sind,  kommt  die  recht- 
liehe  Natur  des  Verhältnisses  zwischen  der  Finanz^Procuratur  nind 
dem  im  Streite  befangenen  kirchlichen  Institute  zu  untersuchen.  Es 
genügt  unter  Verweisung  auf  die  obigen  (I.  und  IL)  allgemeinen  Er- 
örterungen das  Verhältniss  durch  folgende  Thesen  zu  präcisiren: 

a)  die  Finanz-Procuratur  ist  zur  Vertretungsleistung  verpflichtet; 

b)  die  Finanz*Procuratur  ist  nach  dem  Gesetze  zur  Vertretung 
berufen,  bedarf  daher,  wenn  sie  demzufolge  in  Process  eintritt,  zu 
ihrer  Legitimation  keiner  Vollmacht; 

c)  die  Vertretung  seitens  der  Finanz-Procuratur  ist  eine  Wohl- 
that,  auf  welche  verzichtet  werden  kann; 

d)  die  Finanz-Procuratur  ist  keineswegs  der  obligatorische  und 
ausschliessliche  Sachwalter  kirchlicher  Institute; 

e)  eine  'anderweitige  Vertretung  eines  kirchlichen  Instituts  be- 
gründet nicht  die  Nichtigkeit  des  Verfahrens  wegen  mangelnder 
Legitimation ; 

i)  die  Staatsverwaltung  kann  verlangen,  dass  die  kirchlichen 
Behörden  um  die  Vertretung  seitens  der  Finanz-Procuratur  sich  be- 
werben, sie  entbehrt  aber  hierbei  gesetzlicher  Zwangsmittel. 

Die  Begründung  dieser  Sätze  soll  eine  möglichst  kurze  sein. 

ad  a)  Das  gesagte  ergibt  sich  aus  der  öfter  angezogenen 
Dienstesinstruction,  welche  der  Natur  der  Sache  nach  zunächst  die  in 
Bede  stehenden  Behörden  angeht  und  ihr  Vorgehen  regelt. 

ad  b)  Justiz-Ministerial-Erlass  vom  25.  April  1856,  Z.  8911. 
Daraus  folgt  nur,  dass  die  Finanz-Procuratur,  wenn  sie  thätig  wird, 
aus  dem  Titel  des  Gesetzes  thätig  wird,  nicht  aber  dass  sie  immer 
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und  allein  zur  Vertretung  berufen  sei , '  vergl.  auch  Hofdecret  vom 
6.  Juli  1792  und  15.  April  1826  J.  G.  S.  Nr.  2181,  welches  das- 
selbe  normirt,  wenn  das  Fiscalamt  als  ünterthanenadvocat  amtirt. 

üd  c)  Von  vorneherein  ist  klar,  dass  die  Finanz-Procuratur  als 
Advocat  des  Fiscus  der  nothwendige  und  sozusagen  geborene  Ver- 
treter des  Staatsvermögens  und  überhaupt  der  vermögensrechtlichen 
Belange  des  Staates  ist.  Dasselbe  kann  gesagt  werden,  wenn  die 
Verwaltung  eines  Fondes  durchaus  in  staatlichen  Händen  sich  be- 
findet; die  vom  Staate  verwalteten  Stiftungen^  insbesondere  der  Re- 
liffions-nniStudienfbndyferiQn  also,  ohne  dass  dies  irgendwie  angezwei- 
felt wird,  allein  und  von  Haus  aus  vom  Fiscalamt  zu  vertreten  sein. 
Wenn  der  Staat  seinem  Advocaten  auch  die  Vertretung  anderer  von 
ihm  verschiedener  juristischen  Personen  aufträgt ,  so  leuchtet  ein, 
dass  der  Staat  hiemit  ^en  diesen  Personen  eine  Wohlthat  erweisen 
toül  und  in  der  That  erweist,  weil  er  sie  im  aligemeinen  der  Sorge 
um  einen  andern  Sachwalter  sich  umzusehen  überhebt.  Dies  geht 
auch  aus  dem  Wortlaut  der  citirten  Instruction  von  1855  §.  2.  Ab- 
satz 4.  hervor:  »Den  nicht  unmittelbar  noü  1.  f.  Behörden  verwal- 
teten Stiftungen  gebührt  (sie!)  nur  insoferne  die  Vertretung  .  .  .  .« 
Ebenso  verfügt  die  Ministerialverordnung  vom  14.  Juli  1872,  R.  G.  Bl. 
Nr.  119,  dass  die  Finanz-Procuraturen  die  ßechtsvertretung  auch  den 
staatlichen  Schulbehörden  einschliesslich  der  VolksschuUehrerpensions- 
fonde  -k&u  gewähren  verpflichtet  sind,<t  —  Der  allgemeine  Grund- 
satz: beneficia  ne  intrtidantur  gilt  auch  hier.  Dies  ergibt  sich  aus 
der  Analogie  der  Functi<m  der  Finanz-Procuratur  als  ^ünterthanen- 
Advocat^  Nach  dem  Unterthanen-Patent  vom  1.  Soptb.  1781  §,  13. 
sollten  bei  Onterthanprocessen  Eechtsfreunde  ganz  ausgeschlossen 
sein,  Ex-officio-vertreter  war  der  Unterthanadvocat  (der  Qrste  Fiscal- 
adjunct),  vergl.  Instruction  von  1783  §.  7.  Dagegen  verfügte  das 
Hofdecret  vom  26.  September  1797  wieder,  dass  es  »dem  ünter- 
thanen  frei  stehe,  in  Streitigkeiten  mit  seiner  Herrschaft  sich  der 
Wohlthat  der  fiscaiämtlichen  Vertretung  ^u  begeben,  doch  hat  das 
Kreisamt  vorher  sein  Amt  zu  handeln,  auch  muss  der  ünterthan, 
welcher  einen  fremden  Sachwalter  verlangt,  über  die  Wohlthat,  welche 
ihm  entgeht,  belehrt  und  vor  Schaden  gewarnt  werden.«  Darnach 
war  in  solchefi  Fällen  die  Möglichkeit  einer  doppelten  Vertretung 
einer  gesetzlichen  und  einer  gewählten  offen;  vergl.  Gustermann^ 
Oesterr.  Privatrechtspraxis  I,  1805,  S.  451.  Die  Betrauung  des 
Fiscalamtes  mit  dieser  Function  beruhte  demnach  entfernt  nicht  auf 
dem  Mangel  der  Klagfähigkeit  des  ünterthanen  und  der  Unfähigkeit 
desselben  sich  einen  Vertreter  zu  bestellen,    sondern   ging   ans    der 
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Absicht  der  Begiemng  henror,  dem  üntertharnen  dureti'Gewäbrang 
dieses  processtialisohen  Schutzes  eine  besondere  Wtrhlthat  zu  er- 
weisen. So  nennt  auch  der  Jnstiz-^Mimsteriai-^Eflflss  t^rä  12.  Mai 
1849  (Sammlong  der  Gesetee  im  Jnstiefacbe  r,1856rSrr;:  128)  diese 
Vertretnog  eine  WbUthat  und  erklärt  die  Miüisterialremdnutig  vem 
27.  December  1855,  B.  G.  BI.  ^7,  lediglich  die  Fortdati^  seldher 
Vertretung  der  galizisdhen  ehemaligen  Gutsontettliaii^n  und'  uiiter- 
thänigen  Gemeinden  seitens  der  Finanz-Procuratur. 

Der  Satz  unter  d)  ist  die  unabweisbare  Folgerung  aus  den 
Vordersätzen.  Der  etwa  einer  auderh  A.usleguiig  Baum  gebende 
Ausdruck  der  a.  h.  Entschliessung  vom  3.  October  1858  »wird  die 
Vertretung  von  der  Finanz-Procuratur  zu  leisten  .sein,«  ist  auch  nur 
als  ein  dieser  Behörde  ertheilter  Auftrag  anzusehen  und  intendirte 
eine  Schmälerung  der  Selbstständigkeit  der  Kirche  ebensowenig  als 
er  überhaupt  am  bestehenden  Zustände  etwas  ändern  wollte,  wie 
solches  die  eingeschobenen  Worte  »wie  bisher«  beweisen.  .^  Wäre 
die  Kirche  an  die  Vertretung  seitens  der  Finanz-Procuratur  absolut 
gebunden ,  so  könnte ,  was  in  einem  geordneten  Bechtsstaate  nicht 
geschehen  darf,  die  Kirche  als  Partei  dann  rechttos  seiny  wennäie 
betreffende  Finanz-Procuratur  aus  was  immer  für  einem  Grunde  die 
»Amtshandlung«  zu  setzen  sich  weigern  würde  und  die  vom  Prä- 
sidium der  Fmanz-Landesdirection  hierüber  eingeholte  Entscheidung 
des  Finanz-Ministeriums  gleichfalls  negativ  wäre.  Schlimmsten  Falles 
müsste  der  Kirche  das  Becht  gewahrt  sein,  eventuell  emen  eigenen 
Vertreter  sich  zu  bestellen.  —  Wenn  beide  Theile  von  der  Finanz- 
Procuratur  zu  vertreten  wären,  so  hat  dieselbe  keinen  zu  vertreten, 
sondern  die  zuständige  administrative  Behörde  bestellt  Mr  beide 
Theile  Vertreter  (Instr.  v.  1855  §.  18),  welche  nach  Hofdecret  vom 
30.  November  1789  J.  G.  S.  1080  den  Bechtsstreit  unter  Ober- 
leitung der  Finanz-Procuratur  zu  führet  haben,  slo  dass  derselben 
jede  SatÄSchrift  zur  Verbesserung  vorzulegen  kommt.  Letztere  Vor- 
schrift ist  kaum  mehr  praktisch;  erstere  wird  nur  dann  Platz  greifen, 
wenn  beide  Theile  in  der  That  um  die  Vertretung.  Äeitens  der  Mnanz- 
Proeuratur  sich  beworben  haben,  entweder  weil  sie  Solches  mussten, 
wie  staatliche  Fonde,  oder  weil  ^wallten,  wie  kirehlicfae  Institute. 
Dass  an  sich  die  Begierong  das  Becht  hat,  einter  selbständigen  ju- 
ristischen Person,  als  welche  das  kirchliche  Institut  anzusehen  ist, 
einen  Sachwalter ^  zu  bestellen,  moss  entschieden  verneint  werden,  die 
Begiemng  wird  aber  solches  dann  nicht  mit  Unrecht  thun,  tt;e»w  die 
kirchlichen  Behörden  durch  Bewerbung  um  ihre  Vertretung  sich 
auch  dieser  Eventualis  unterworfen  haben.    Es  gehört  doch  nicht 
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za  dea  UanKögHchkeiten,  dass  zwei  Kirchen  mit  eiDander  Process 
ftthreo;  gebfihrt  hier  an  sieh  der  Regienmg  das  Becht,  fnr  jede 
Kirche  einen  Vertreter  zu  ernennen?  nein.  Erst  wenn  Beide  die 
Vertretung  der  Finanz-Procuratnr  in  Ansprach  nehmen  würden,  käme 
es  der  Stelle  zu,  Adrocaten  zu  benennen  nnd  den  kirchlichen  Be- 
hörden geschähe  kein  Unrecht,  weil  sie  darauf,  selbst  eine  solche 
Bestellung  vorzunehtnen,  thatsächlkh  verzichtet  haben. 

ad  e)  üeber  die  ProcessfahigJceit  der  juristischen  Personen 
enthält  die  österreichische  Gerichtsordnnng  keine  ausdrücklichen  Be- 
stimmungen. Au  ihrer  Processfähigkeit  ist  nicht  zu  zweifeln,  ebenso 
gewiss  ist,  dass  deren  Vertreter  sich  gehörig  dem  Siebter  zu  legi- 
timiren  haben.  Nach  §.  64.  ^er  öst.  a.  G.  0.  ist  das  Recht  der- 
jenigen, welchen  die  Gesetze»  die  Verwaltung  ihres  Vermögens  nicht 
anvertraut  haben,  von  jenen  einzuklagen  oder  ?u  vertheidigen,  welche 
die  Gesetze  hiezu  bestellt  haben.  Angenommen,  es  handliß  dieses 
Gesetz  von  den  juristischen  Personen,  so  ist  im  Grunde  dieses  §.  64. 
eine  gerichtliche  Schrift  der  Finanz-Procuratur  namens  eines  kirch- 
lichen Institutes  vom  Richter  anzunehmen,  weil  die  Finanz-Procu- 
ratur nach  dem  Gesetze  zur  Vertretung  des  Institutes  berufen  ist; 
es  ist  aber  nicht  wegen  desselben  §.  64.  eine  von  einem  andern  Ad- 
vocaten  überreichte  Schrift  vom  Gerichte  einfach  zurückzuweisen, 
weil  die  Finanz-Procuratur  nicht  allein  und  ausschliesslich  zur  be- 
sagten Vertretung  legitimirt  ist. 

ad  f)  Sowie  der  Patroh  in  Oesterreich  verlangen  kann,  dass 
seine  Vertretungsleistung  vom  Bischöfe  angenommen  werde  und  kein 
Jurist  daraus  folgern  wird,  der  Richter  müsse  von  Amtswegen  eine 
nicht  vom  Patron  und  mit  üebergehung  des  Patrons  überreichte  ge- 
richtliche Schrift  zurückweisen,  ebenso  kann  die  Staatsregierung  ver- 
langen, dass  die  kirchlichen  Behörden  von  jener  Wohlthat  der  Rechts- 
vertretung Gebrauch  machen.  Und  zwar  entweder  aus  dem  Grunde 
des  Patronats  oder  aus  dem  Titel  der  Advocatie ,  des  dem  Kirchen- 
vermögen  gewährten  Schutzes  und  der  hilfreichen  Unterstützung  bei 
Unzulänglichkeit  der  kirchlichen  Mittel.  —  Wie  die  Sachen  stehen, 
ist  kaum  zu  besorgen,  dass  ein  Bischof  einen  theureü  Process  einem 
bedeutend  wohlfeileren  vorziehen  werde.  Die  Möglichkeit,  dass  durch, 
wenn  nicht  frivole,  doch  aussichtslose  Anstrengung  von  Processen 
kirchliehe  Institute  Schaden  erleiden,  soll  nicht  geläugnet  werden. 
Wenn  die  Rechtspflege  eine  einfache  und  schleunige  ist,  wird  die 
Gefahr  am  wirksamsten  in  die  Ferne  gerückt.  Liegt  auf  einer  Seite 
Dolos  vor,   so   tritt  Ersatzpflicbt  ein  und  findet  das  oben  erwähnte 
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Hofdecret  vom  31.  December  1820,  bezw.  13.  Januar  1821  sinnge- 
msUise  Anwendung. 

V. 

Gewisse  Classen  von  Personen,  wie  solche  der  oben  (S.  6)  an- 
geführte §.  21.  des  öst.  b.  6.  B.  aufzählt,  stehen  unter  dem  »be- 
sonderen€  Schutze  der  Oesetze,  Der  Gedanke  ist  nicht  neu,  aber 
die  Folgen,  welche  daraus  abgeleitet  wurden,  sind  oft  exorbitant. 
Jener  Schutz  bezweckte,  solche  Personen,  welche  entweder  gar  nicht 
oder  nur  beschränkt  handeln  konnten:  Kinder,  Minderjährige,  Kranke, 
Abwesende,  etwa  auch  Frauen  und  CoUegien  vor  Schaden  möglichst 
zu  bewahren.  Demnach  wurde  ihnen  Restitution  gewährt,  es  wurde 
zu  ihren  Gunsten  die  Verjährungsfrist  erstreckt,  es  wurde  von  Rechts- 
wegen Fürsorge  getroffen,  dass  ihre  Angelegenheiten  von  anderen, 
vertrauenswürdigen  Personen  geführt  wurden  u.  s.  w.  —  Die  Staats- 
verwaltung glaubte  sich  ferner  mit  letzterer  Veranstaltung  nicht  be- 
gnügen zn  sollen,  nicht  nur  sollten  jene  Curatoren,  um  dieses  allge- 
meine Wort  zu  gebrauchen,  für  ihre  Verwaltung  ihren  Curanden 
gegenüber  verantwortlich  sein ,  sondern  sie  sollten  zur  Vornahme  ge- 
wisser wichtigen  Acte  selbst  wieder  die  Genehmigung  der  Staatsbe- 
hörde einzuholen  verpflichtet  sein.  Es  entwickelte  sich  hieraus  in 
bester  Absicht  die  Idee,  dem  Staate  komme  die  Ohervormundschaft 
zu  über  alle  Personen,  welche  ihre  eigenen  Angelegenheiten  persön- 
lich zu  besorgen  ausser  Stande  sind.  Es  braucht  kaum  bemerkt  zn 
werden,  dass  dieser  Gedanke  ein  absolutistischer  ist  und  geeignet 
die  Verantwortlichkeit  aber  zugleich  auch  die  Fürsorge  der  ganzen 
Classe  der  Curatoren  herabzudrücken.  Der  Gedanke  ist  ein  gefähr- 
licher, wenn  er  mit  der  oben  bekämpften  falschen  Anschauung  sich 
verbindet,  dass  die  juristischen  Personen  als  solche  handlungsunfähig 
seien,  etwa  gar  Kindern  und  Unmündigen  gleichzusetzen  wären.  Von 
einer  Autonomie  der  Gemeinden,  einer  Eigenberechtigung  und  Selbst- 
verwaltung der  verschiedenen  staatlich  anerkannten  Corporationeu 
kann  dann  kaum  mehr  die  Rede  sein. 

Um  auf  die  Processfähigkeit  überzugehen,  so  ist  bekannt,  dass 
die  Forderung  eines  landesherrlichen  Consenses  zur  Frocessführung 
eines  Vormundes  für  sein  Mündel  im  gemeinen  Rechte  nicht  be- 
gründet ist  und  erst  ziemlich  spät  in  neueren  Landesgesetzen  er- 
scheint {Bayer ^  Vorträge,  S.  366).  Auf  die  controverse  Frage,  ob 
der  Vormund  nach  österreichischem  Rechte  in  einem  Rechtsstreite 
in  gleicher  Weise,  die  Bedeutsamkeit  des  Gegenstandes  vorausgesetzt, 
der  Autorisation  seitens  der  ober  vormundschaftlichen  Behörde  bedarf. 
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mag  er  klagen  oder  nur  vertheidigen  (§.  233.  b.  G.  B. ,  Haimerl 
a.  a.  0.  S.  35  f.  gegen  Beidteh  Ordentl.  Verfahren,  S.  69),  kann  hier 
nicht  eingegangen  werden;  sicher  ist,  dass  er  gewisse  Processhand- 
lungen  nur  nach  erhaltener  Genehmigung  setzen,  bezw.  zu  denselben 
dem  Advocaten  die  Vollmacht  geben  kann  (s.  oben  S.  14).  Die 
Stellung  des  Ourators  ist  nach  der  Art  seiner  Bestellung  eine  ver- 
schiedene und  darnach  zu  beurtheilen.  Es  möge  erwähnt  werden, 
dass  nach  der  preussischen  Vormundschaftsordnung  vom  5.  Juli  1875 
die  Nothwendigkeit  einer  gerichtlichen  Einwilligung  zur  Process- 
führung  und  Eidesdelation  für  den  Vormund  nicht  mehr  besteht. 

Vom  Standpunkte  der  absolutistischen  Doctrin  ist  es  nur  con- 
sequeiit  zu  sagen:  die  Gemeinden  stehen  unter  dem  besonderen 
Schutze  der  Gesetze,  also  auch  unter  der  Curatel  des  Staates  {Mar- 
tin^ Vorlesungen,  I,  S.  232  und  443).  In  der  That  erflossen  in 
Oesterreich  von  1785—1836  diesbezüglich  mehrere  bei  Wessely, 
Handbuch  des  gerichtl.  Verf.,  I,  S.  134—141,  Nr.  306— 324  ge- 
sammelten Verordnungen,  welche  die  Processfähigkeit  der  Gemeinden 
bedeutend  einschränkten.  So  sollen  nach  dem  Hof decret  vom  9.  Juli 
1808  J.  G.  S.  Nr.  852  {Wessdy,  Nr.  316,  S.  137)  galizische  Stadt- 
gemeinden  keinen  Process  anhängig  machen  ohne  vorläufige  Bewil- 
ligung der  Landesstelle,  welche  immer  erst  nach  Einvernehmung  des 
Fiscus  zu  ertheilen  ist.  Dabei  kommt  aber  zu  bemerken ,  dass  die 
Vorschrift  einer  solchen  Autorisation  weder  eine  allgemeine  noch  eine 
absolute  war.  Sie  bestand  z.  B.  für  das  Küstenland  gar  nicht,  sie 
war  für  Böhmen  an  die  Voraussetzung  gebunden,  dass  die  Stadtge- 
meinde Kläger  ist,  neue- Ansprüche  geltend  gemacht  werden  oder  es 
um  Erwerbung  neuer  Eechte  sich  handelt  (Hofdecret  vom  17.  Juni 
1825  J.  G.  S.  Nr.  2109,  Wessely,  S.  138,  Nr.  320).  Die  Gemeinde 
war  ferner  zwar  verpflichtet  zur  Einlassung  in  einen  Rechtsstreit  um 
die  Bewilligung  bittlich  zu  wenden,  diese  Einwilligung  sollte  aber 
nicht  verweigert  werden ,  wenn  der  Versuch  der  politischen  Behörde 
einen  Vergleich  herbeizuführen  ohne  Erfolg  geblieben,  ein  Moment, 
welches  weiter  unten  noch  zu  beregen  sein  wird.  Bereits  im  Jahre  1857 
konnte  Haimerl  (a.  a.  0.  S.  24.  A.  3.)  lehren,  dass  die  Gemeinden  zwar 
unter  dem  Schutze  aber  nicht  unter  der  Curatel  des  Staates  stehen, 
dass  sie  ihre  Angelegenheiten  selbst  verwalten  unbeschadet  des  Ober- 
aafsichtsrechtes  des  Staates,  dass  die  früheren  beschränkenden,  so- 
eben besprochenen  Bestimmungen  :^im  Laufe  der  Zeit  ihre  Bedeutung 
verloren  haben.«  Nach  dem  Gemeindegesetze  vom  5.  März  1862 
Art.  Vin.  wird  die  Gemeinde  als  moralische  Person  in  Civilrechts- 
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ausschusse  vertreten,   welchen   auch   die   Bestellang  eines  Bechts- 
f  renn  des  zakommt. 

Nach  franeösischem  Rechte  bedarf  die  Gemeinde  der  Autori- 
sation  zur  Processführung.  So  war  es  auch  uach  der  rheinischen  . 
Gemeindeordnung  vom  23.  Juli  1845,  welche  in  ihrem  §.  97.  nur 
die  selbstyerständlicbe  Ausnahme  macht,  dass  die  Gemeinde  dieser 
Begierungsgenehmigung  nicht  bedarf,  wenn  die  Klage  gegen  den 
Fiscus  und  Mitglieder  der  Staatsbehörden  als  solche  gehe.  Die  all- 
gemeine preussische  G.  0.  vom  11.  März  1850  beseitigte  das  fran* 
zösische  Bevormundungssystem,  allein  die  rheinische  Städte-  und 
Landgemeinden-Ordnung  vom  15.  Mai  1856  führte  wieder  den  Zu- 
stand von  1845  zurück  (vgl.  Bekhenspergery  im  Archiv  XI,  1864, 
S.  52).  Gleich  wenig  Freiheit  wie  den  Gemeinden  gewährte  das 
französische  Becht  den  Kirchenfabriken.  Bereits  die  Declaration 
vom  2.  October  1703  verlangte  zur  Processführung  namens  der 
Kirche  Beschluss  der  Gemeinde  und  Autorisation  seitens  der  General- 
Intendanz  des  Bezirkes  {Heuser^  im  Archiv  VII,  1862,  S.  258).  In 
erschöpfender  Weise  regelte  die  genannten  Becbtsverhältnisse  der 
Kirchenfabriken  das  kaiserliche  Decret  vom  30.  December  1809, 
dessen  Artikel  77.  den  Fabrikmeistern  die  Möglichkeit  nimmt,  einen 
Bechtsstreit  zu  beginnen  oder  in  einen  solchen  sic^  einzulassen  ohne 
Autorisation  des  Präfecturrathes ,  welchem  der  diesbezügliche  Be- 
schluss des  Kirchenrathes  vorzulegen  ist:  Ne  pourront  les  marguil- 
liers  entreprendre  aucun  proces,  ni  y  döfendre,  sans  une  autorisation 
du  conseil  de  pr^fecture,  auquel  sera  adress^e  la  d^liberation ,  qui 
devra  etre  prise  ä  ce  sujet  par  le  conseil  et  le  bureau  röunis  ( TFaZ- 
ter^  Pontes,  p.  549).  Durch  Art.  15.  der  preussischen  Verfassungs- 
urkunde vom  31.  Januar  1851  war  der  katholischen  Kirche  die  volle 
Freiheit  und  Selbstständigkeit  nicht  nur  verheissen,  sondern  auch 
gewährleistet  worden,  und  damit  fiel,  wie  auch  das  Bescript  des 
Cultusministers  vom  3.  Juni  1850  und  16.  Sept.  1862  (Archiv  X, 
295  if.)  es  aussprach,  diese  Beschränkung  der  Processfähigkeit  der 
Kirchenfabriken  hinweg  und  war  es  den  Bischöfen  anheimgestellt, 
ihrerseits  den  Gegenstand  zu  ordnen.  Desto  gerechtfertigter  war 
das  Aufsehen,  welches  das  Erkenntniss  des  k.  pr.  Obertribuuals  in 
Berlin  vom  19.  Mai  1863  (Archiv  X,  1863,  S.  268  ff.)  hervorrief, 
da  durch  dasselbe  das  französische  Becht  insbesondere  der  citirte 
Artikel  77.  als  noch  zu  Becht  bestehend  erklärt  wurde.  Eine  all- 
gemeine wissenschaftliche  Discussion  der  beregten  Frage  kam  gleich- 
wohl nicht  in  Fluss,  wie  solches  die  Bedaction  der  Zeitschrift  für 
Kirchenrecht  von  Dove  IV,  S.  240  gewünscht  hatte.     Dagegen  ver- 
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säumten  die  rheinischen  Juristen  nicht  den  Irrwegen  jenes  letztin- 
stanzlichen Erkenntnisses  nachzugehen  und  legten  in  mehreren  Auf- 
sätzen, dereh  nicht  wenige  von  bleibendem  Werthe  sind,  den  wahren 
ßechtsrörhalt  dar.  Die  Literatur  hierüber  findet  sich  im  Archiv  XI, 
1804,  S.  457  ff.  und  XII,  1864,  S.  148  angemerkt.  Ebendort  er- 
sdhien  von  Pj  Reiehensperger^  Das  Verfassungsmässige  Recht  der 
Kirche  in  Preussen  (XI,  S.  1—98  und  Sep.-Abdr.).  Die  rheinischen 
Gerichte  hielten  unbeirrt  an  der  garantirten  Freiheit  der  Kirche  fest, 
während  das  Obertribunal,  wenn  auch  mit  veränderter  Begründung 
im  entgegengesetzten  Sinne  zu  entscheiden  fortfuhr,  die  Haltung  der 
Regierung  aber  war  in's  Schwanken  geratlien,  vgl.  Archiv  XV,  1866, 
S.  5~22  und  Bduerhänd.^h^nSiOri  XVII,  1867,  S.  99—108.  — 
Seit  dem  Jähre  1875  ist  die  Controverse  endgültig  entschieden.  Der 
§.  51.  des  preussischen  Gesetzes  vom  20.  Juni  1875  über  die  Ver- 
mögensverwaltung in  den  katholischen  Kirchengemeinden  ist  voll- 
inhaltlich als  §.  3.  in  das  Gesetz  vom  7.  Juni  1876  über  die  Auf- 
sichtstechte des  Staates  bei  der  Vermögensvetwaltuog  in  den  katho- 
lischen Diöcesen  übergegangen  und  lautet:  »Die  verwaltenden  Organe 
bedürfen  zur  Führung  von  Processen  Tzeiner  Ermächtigung  von  Seite 
einer  Staatsbehörde.  Atteste  über  die  Legitimation  der  verwaltenden 
Organe  zur  Besorgung  von  Rechtsangelegenheiten  oder  Atteste  über 
das  Vorhandensein  derjienigen  Thatsachen,  welche  den  Anspruch  auf 
Kostenfreiheit  begründen,  können  gültig  nur  von  der  staatlichen  Auf- 
sichtsbehörde ertheilt  werden.« 

In  Baden  besorgt  nach  §.11.  der  Verordnung  vom  20.  No- 
vember 1861  die  Verwaltung  des  katholischen  Kirchen  Vermögens  betr. 
(Archiv,  Bd.  VII,  S.  138)  der  katholische  Oberstiftungsrath  die 
Rechtsvertretüng  für  das  seiner  Verwaltung  unterliegende  kirchliche 
Vermögen,  sowie  für  jenes  der  kirchlichen  Orts-  und  Districts-Stiftungen. 
Für  ferner  stehende  ist  die  Notiz  am  Platze ,  dass  der  katholische 
Oberstiftungsrath  mit  dem  am  1.  Decemher  1862  aufgehobenen 
»katholischen  Kirchenrathe«  nicht  zu  verwechseln  ist.  —  Das  vmr^ 
tembergische  Gesetz  vom  30.  Januar  1862,  betr.  die  Regelung  des 
Verhältnisses  der  Staatsgewalt  zur  katholischen  Kirche  kennt  keinen 
staatlichen  Streitconsens.  —  Dagegen  bildet  derselbe  einen  Theil  des 
bayerischen  Staatskirchenrechts.  Er  basirt  auf  keinem  Gesetze,  son- 
dern nur  auf  Verordnungen  und  begründet  deshalb  Maugel  desselben 
nicht  die  Nichtigkeit  des  Verfahrens.  Es  ist  in  neuerer  Zeit  die 
Portdauer  dieses  Institutes  bezweifelt  worden.  Die  bayerische  Ge- 
meinde-Ordnung vom  29.  April  1869  Art.  206.  hebt  die  Nothwen- 
digkeit  des  Streitconsenses  für  die  Gemeinden  und  für  die  von  denselben 
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verwalteten  Stiftungen  auf,  zugleich  enthält  dieselbe  die  allgemeine 
Bestimmung,  dass  die  Kirchenverwaltungen  berechtiget  sind,  die 
Kirchengemeinde  in  allen  Richtungen  zu  vertreten  (s.  Archiv  XXXIX, 
1878,  S.  391 — 395).  So  lange  aber  nicht  die  Rechte  der  Kirche  und 
der  kirchlichen  Organe  auf  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens 
klar  anerkannt  worden,  scheint  der  Wegfall  des  sog.  Streitconsenses 
nicht  behauptet  werden  zu  können. 

In  Oesterreich  besieht  die  laicht  der   kirchlichen  Organe  von 
der  politischen  Behörde^  den  Klagconsens  zu  verlangen ,  nicht  und 
hat  gesetzlich  nie  bestanden.    Sonderbarerweise  steht  dieser  Satz  mit 
der  gemeinen  Doctrin  der  österreichischen  Rechtsgelehrten  in  Wider- 
spruch.    Der  alte   Seifert  lehrt   (Vom  Kirchenvermögen  1 ,   1834, 
§.  75,   S.  254):    >Uebrigens  muss   zur   wirklichen    Führung   eines 
Rechtsstreites  für  die  Kirche  die  besondere  Bewilligung  der  Landes- 
stelle erwirkt,  vor  der  Entscheidung  aber  ebenderselben  die  Anzeige 
gemacht  und  dem  Vortrage  der  geistliche  Repräsentant ,  dem  auf 
Verlangen  auch  Process-Acten  zur  Einsicht  mitzutheilen  sind,  bei- 
gezogen werden.«    Die  zweite  Hälfte  des  Satzes  stützt  sich  auf  die 
bestandene  Gerichtsinstruction  und  ist   antiquirt.     Als   Beleg   des 
ersten  Theiles,  des  behaupteten  Klagconsenses  wird  in  der  Anmer- 
kung 1)  angeführt  das  Hofdecret  vom  16.  December  1819  und  die 
Verordnung  f.  d.  Küstenland  vom  19.  Februar  1820,  §.  17.  —  Beidtel, 
Ordentliches  Verfahren,  1853,  S.  62  schreibt:    »Die  Vorsteher  und 
Administratoren  der  Klöster,  Abteien,  Kirchen  und  Stiftungen  dürfen 
für  Rechnung  des  Klosters,  der  Abtei,  der  Kirche  und  Stiftung  ohne 
Vorwissen  und  ohne  Einwilligung  der  politischen  Obrigkeit  sich  weder 
active  noch  passive  in  einen  Rechtsstreit  einlassen«  und  allegirt  dazu : 
Hofdecret  v.  1.  Dec.  1786  Z.  596;  Hofdecret  v.  27.  Novbr.  1789; 
Bofkanzleidecret  v,  15.  Dec.  1819  Z.  36314;  Hofkanzleidecret  vom 
1.  Sept.  1825  Z.  26263;  tirol.  Gubernial-Circulare  v.  8.  März  1819 
Z.  5398;  küstenländ.  Gubernial-Circulare  v.  11.  Sept.  1819;  Verord. 
d.  illyr.  Gub.  vom  22.  Sept.  1825  Z.  14936.  —  Hiemit  stimmt  auch 
die   neueste   Darstellung   des  österreichischen  Civilprocessrechtes  in 
IVeiherrn  von  Canstein's  Lehrbuch  I,  1880,  S.  439  überein:  »Die 
Gemeinden  werden  durch  den  Gemeindevorstand  vertreten.    Dagegen 
sind  Vorsteher  und  Administratoren  der  Klöster,   Abteien,  Kirchen 
und  Stiftungen  nicht  zur  selbstständigen  Vertretung  dieser  juristi- 
schen Personen  berufen  und  bedürfen  sie  der  Einwilligung  der  poli- 
tischen Landesbehörde,  um  sich  activ  oder  passiv  in  einen  Rechts- 
streit einlassen  zu  können.«    Die  Note  28.  führt  an :  »Hofdecret  vom 
1.  December  1786,  Nr.  596;   Hofdecret  vom  27.  November  1789, 
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vom  15.  December  1809  Z.  36314;  Hofkanzleidecret  vom  1.  Sep- 
tember 1823  Z.  26263.« 

Die  von  den  genannten  Autoren  cilirten  Erlässe^  10  an  der 
Zahl,  schrumpfen^  theils  in  Folge  ungenauer  Citation,  tbeils  weil  die 
Gircularien  ein  Abklatsch  der  betreffenden  Hofverordnungen  sind, 
auf  5  oder  4  zusammen  ^  welche  bei  der  Wichtigkeit  des  Gegen- 
standes einzeln  aufgeführt  werden  sollen. 

a)  Das  Hofdecret  vom  1.  December  1786,  J.  G.  S.  Nr.  596 
erneuert  das  Patent  vom  5.  October  1782,  welches  den  geistlichen 
Vorstehern  .jede  Veräusserung  und  Belastung  beweglicher  (!)  und  un- 
beweglicher Güter  ohne  1.  f.  Consens  untersagte.  Es  gehört  also  gar 
nicht  zur  Sache  und  berührt  ein  anderes  Moment,  jenes  der  Ver* 
äusserung,  in  welcher  Beziehung  es  durch  spätere  Gesetze  überholt 
ist,  daher  als  durchaus  antiquirt  nicht  mehr  verdient,  fort  und  fort 
als  Kechtsquelle  citirt  zu  werden. 

b)  Dasselbe  gilt  vom  Hofdecret  vom  27.  November  1789  (Ge- 
setze Joseph  II.  bei  Mösle  XVII,  S.  667  ff.)  welches  an  die  Republi- 
cation  des  Patentes  vom  5.  October  1782  das  Verbot  schliesst,  auch 
den  auf  der  Stiftspfarrei  exponirten  Ordensmitgliedern  irgend  etwas 
zu  creditiren  ohne  Erlaubniss  der  Landesstelle;  betreff  der  Current- 
schulden  für  gelieferte  Waaren  und  Arbeit  wird  die  Verordnung  vom 
14.  August  1786  eingeschärft,  dass  solche  Forderungen  nach  einem 
Vierteljahre  nicht  mehr  klagbar  sein  soUon.  In  Folge  Hofdecrets 
vom  16.  Februar  und  19.  August  1819  erfolgte  die  wiederholte  Kund- 
machung dieser  Verordnungen  in  Tirol  und  Vorarlberg  (Güb.-Circ. 
vom  8.  März  1819)  und  im  Küstenlande  (Gub.-Circ.  vom  11.  Sept. 
1819),  vergl.  Wessely,  Handbuch  I,  S.  133,  Nr.  302  und  303.  — 
Die  Ausführlichkeit  möge  entschuldigt  werden;  es  soll  an  diesem 
Beispiele  klargestellt  werden,  was  für  heterogene  Bestimmungen  sich 
oft  unter  den  herkömmlichen  AUegationen  bergen. 

c)  Des  Hofdecretes  vom  16.  December  1819  sowie  der  Verord- 
nung vom  19.  Februar  1820,  beide  von  Hdfert  di,^.0.  citirt,  konnte 
ich  nicht  habhaft  werden.  Letzteres  ist  nur  die  Ausführung  des 
ersteren  und  ich  halte  die  Vermuthung  für  nicht  zu  gewagt,  es  falle 
das  genannte  Hofdecret  mit  dem  sogleich  zu  besprechenden  zusam- 
men, mag  die  Zahl  16  auf  einem  Versehen  des  Schreibers  öder 
Druckers  beruhen. 

d)  Das  Hofkanzleidecret  vom  15.  December  1819  Zl  36314  an 
die  illyrische  Regierung  gerichtet  und  vom  dortigen  Gubernium  mit 
Verordnung  vom  7.  Januar  1820  Z.  17503  publicirt,  enthält  folgen- 
des: »Die  Gewohnheit  vermöge  welcher  Kirchen,  wenn  sie  einen 
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Bechtsstreit  fahren  sollen,  des  1.  f.  Gonsensus  ad  agendum  bedürfen, 
kann  nicht  missbilligt  werden.  Nachdem  der  Patron  entweder  selbst 
oder  statt  seiner  die  Vogtei  das  Kirchenvermögen  zu  schützen  hat, 
so  ist  dem  Eirchenlsämmerer  eine  dergleichen  actio  nicht  zu  gestat- 
ten, sondern  es  ist  jedesmal  zu  fordern,  dass  die  Patronatsr  oder 
Vogteiobrigkeit  sich  dieser  ihrer  Pflicht  unterziehe  und  die  facul- 
tatem  ad  agendum  in  einem  wohl  motivirten  Berichte  beim  6u- 
bernium  ansuche«  (TTesflteiy,  a.  a,  0.  Nr.  304). 

e)  Gleichfalls  nach  lUyrien  erging  das  vom  dortigen  Gu- 
bernium  unterm  22.  September  1825  Z.  14936  kundgemachte  Hof- 
kanzleidecret  vom  1.  September  1825  Z.  26263  des  Inhaltes:  »Die 
k.  k.  vereinigte  Hofkanzlei  hat  aus  Anl^ss  eines  speciellen  Falles 
die  von  der  Landesstelie  aufgestellte  Ansicht:  dass  Privatpatrone 
und  Vogteien  den  c<»Qsenf;um  ad  agendum  auch  in  jenen  Eällen  bei 
der  Landesstelle  anzusuchen  haben,  w^n  es  sich  um  die  Vertretung 
einer  PMnde  handelt,  um  so  mehr  als  begründet  %\i  genehnodgen 
befunden^  als  die  Privatpatrone  von  der  Pflicht  die  Dotation  der  be- 
stehenden PAründen  bis  zur  Gongrua  zu  ergänzen,  freigesprochen  und 
diese  Verbiüdlichkeit  mehr  oder  weniger  dem  ßeligionsfonde  zuge- 
wiesen ist,  es  daher  dem  Interesse  der  Staatsverwaltujag  zusagt,  sich 
vor  Mmgriffen  der  Primtpatrme  ip  Hinsicht  des  Pfrüadenvermögeus 
jsu  verwahren^  {We$$elpy  a.  a.  0.  Nr.  305). 

Auf  di^se  beiden ;  Decrete  stützt  sich  also  die  von  deu  öster- 
reichischen Bechtslehrern  behauptete  Processunfähigkeit  der  kirch- 
lichen Institute,  i^ürwahr  eine  Begründung  der  Behauptung  würdig. 
Die  angezogenen  Decrete  sind  nicht  geeignet  gemeines  Kecht  zu 
schaffen,  sie  sind  nur  an  eine  Proyincialregierung  ergangen,  sie 
haben  die  Aufnahme  in  die  Justiz-^Gesetz-Sammlung  nicht  gefunden, 
sind  daher  fair  den  Bichter  nach  der  Erklärung  des  Hofdecrets  vom 
29.  December  1785  J.  G.  S.  Nr.  509  nicht  bindend.  Es  konnte 
Sache  anderer  Landesregierungen  sein,  das  Decret  hei  gleichen  Ver- 
hältnissen anzuwenden,  es  kann  aber  nicht  Sache  des  Gerichtes  sein, 
aus  dem  Titel  jener  zwei  Decrete  Handlungen,  insbesondere  gericht- 
liche Handlungen  kirchlicher  Organe  als  nichtig  zu  erklären  und  zu 
verwerfen.  —  Das  erste  Decret  spricht  von  einer  Gewohnheit,  die  in 
Elyrien  sich  gebildet  hat  und  die  nicht  missbilliget  wird.  Daraus 
geht  klar  hervor,  dass  ein  Gesetz  nicht  vorliegt  und  in  andern  Pro- 
vinzen und  Zeiten,  wo  und  wann  jene  Gewohnheit  nicht  existirt, 
kann  von  deren  Billigung  und  Missbilligung  schlechterdings  nicht 
mehr  die  Bede  sein.  Jene  Decrete  sind  unter  ganz  bestimmten 
VerhaHmssen,  welche  geradezu  Voraussetzung  ihrer  Anwendung  sind, 
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ergangen.  Sie  verlangen  keineswegs  schlechthin  und  absolur  den 
Elagconsens,  sie  wollen  nicht  die  kirchlichen  Institute  fär  process- 
unfähig  erklären,  sondern  sie  wollen  nur  die  von  den  Patronen  und 
Vögten  geübte  Verwaltung  des  Kirchenverraögens  mit  gewissen  Cau- 
telen  umgeben  und  gegenüber  den  Patronen^  freilich  im  Interesse  des 
Staates  bezw.  des  Religionsfondes ,  das  Eirchenvermögen  schützen. 
Jene  Decrete  und  die  Forderung  des  Klagconsenses  können  also  dort 
nicht  Anwendung  finden,  wo  die  Verwaltung  des  Eirchenvermögens 
nicht  mehr  den  Patronen  und  Vögten  obliegt.  Die  letzteren  sind 
bekanntlich  seit  1848  weggefallen;  den  Patronen  steht  aber  die 
Verwaltung  des  Eirchenvermögens  nach  der  in  Folge  des  Goncordats 
zwischen  der  Staatsregierung  und  den  Bischöfen  vereinbarten  Neu- 
ordnung der  kirchlichen  Vermögensverwaltung  rechtlich  nicht  mehr 
zu.  Die  E^irche  hat  durch  ihre  Organe  die  Verwaltung  in  die  eigene 
Hand  genommen  und  den  Patronen  kommt  nur  eine  secundärc  Be- 
theiligung zu.  Die  Patrone  können  zwar,  wie  oben  (S.  18  ff.)  ausge- 
führt wurde,  die  Kechtsvertretung  der  Eirche  oder  der  Pfründe  noch 
besorgen,  aber  nur  nach  erfolgter  Autorisation  seitens  des  Ordinariats 
und  ohne  dass  es  hiezu  einer  solchen  seitens  der  Staatsbehörde  be- 
darf. Die  Patrone  haben  nicht  das  Bedit,  über  die  Ausgaben  end- 
gültig zu  entscheiden ,  sie  können  daher  nicht  nur  nicht  durch  ihre 
Erklärung  der  Eirche  es  unmöglich  machen  vor  Gericht  aufzutreten, 
sondern  sie  können  solches  auch  nicht  indirect  in  der  Weise,  dass 
sie  gegen  die  Zahlung  der  Processkosten  aus  dem  Eirchenvermögen 
Verwahrung  einlegen.  Es  liegen  mir  Actenstücke  vor^  in  welchen 
einige  Patrone  solches  zu  thun  versachten,  aber  der  Versuch,  ja  der 
Erfolg  beweist  nie  das  Recht. 

besetzt  aber  auch,  es  wäre  die  Voraussetzung  jener  Decrete 
noch  gegeben,  so  könnte  gleichwohl  von  ihrer  ferneren  Geltung  und 
Anwendung  nicht  die  Bede  sein  aus  dem  formellen  Grunde,  weil  die- 
selben durch  die  der  Eirche  mit  Artikel  XXX.  des  kaiserl.  Patentes 
vom  5.  November  1855  gegebenen  Selbstständigkeit  in  der  Ver- 
waltung ihres  Vermögens  sowie  insbesondere  durch  die  a.  h.  Ent- 
schliessung  vom  3.  October  1858  aufgehoben  wurden^  da  sie  der 
Freiheit  und  Selbstständigkeit  ja  dem  Rechte  der  Eirche  schnur- 
straks  entgegen  sind.  Jene  Decrete  sind  als  mit  den  bezüglich  der 
gerichtliclien  Vertretung  und  Processfähigkeit  der  kirchlichen  Institute 
ergangenen  Bestimmungen,  wie  sie  oben  (S.  25  ff.)  aufgeführt  wurden, 
nicht  vereinbar,  vollständig  abrogirt  worden.  Sie  sind  durch  das 
Gesetz  vom  7.  Mai  1874  auch  nicht  wieder  in  Rechtskraft  gefreien. 
Das  wäre  in  doppelter  Weise  möglich  gewesen.    Entweder  wenn  das 
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genannte  Gesetz  ausdrücklich  jene  Decrete  als  nun  zu  Becht  be- 
stehend erklärte,  oder  wenn  jene  Decrete  Theile  eines  allgemeinen 
Gesetzes,  des  gemeinen  Rechts  gewesen  wären  und  nur  für  die  katho- 
lische Kirche  durch  das  1855  geschlossene  Concordat  suspendirt  und 
mit  Authebung  des  Goncordats  1874  wieder  als  Theil  des  gemeinen 
Rechtes  auch  ffir  die  katholische  Kirche  wieder  in  Rechtskraft  er- 
wachsen wären.  Weder  das  eine  noch  das  andere  ist  der  Fall  und 
muss  die  Ansicht,  als  ob  durch  das  Maigesetz  von  1874  die  ganze 
Menge  der  einmal  bestandenen  und  später  hinfällig  gewordenen  Hof- 
kanzleidecrete  wieder  lebendig  geworden  wäre,  als  eine  phantastische, 
jeder  juristischen  Logik  hohnsprechende  erklärt  werden.  Nt*r  jene 
Hof  decrete^  welche  auch  während  der  sog,  Concordatszeit  noch  Gel- 
tung bewahrt  hatten^  gelten  auch  heute  noch^  vorausgesetzt,  dass  sie 
nicht  iseither  aufgehoben  wurden.  Es  mag  sonderbar  berühren ,  hier 
die  Elemente  der  Juristik  auseinandergesetzt  zu  sehen;  ich  thäte  es 
nicht,  wenn  ich  nicht  meine  Gründe  hätte  und  hiezu  veranlasst  wor- 
den wäre* 

Es  ist  ferner  ein  Irrthum  zu  behaupten,  dass  alle  kirchliche 
Verhältnisse  berührenden  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  zwischen 
dem  5.  November  1855  und  dem  7.  Mai  1874  erflossen  sind,  aufge- 
hoben worden  sind.  Das  Irrige  dieser  Ansicht  wurde  bereits  oben 
(S.  28)  auseinandergesetzt.  Es  hätte  geschehen  können,  es  ist  aber 
nicht  geschehen  und  das  genügt.  Das  oft  citirte  Maigesetz  handelt 
über  die  Vertretung  und  über  die  Processföhigkeit  der  kirchlichen 
Institute  nicht.  In  dieser  Hinsicht  bleibt  es  bei  jenen  hierüber  er- 
gangenen Specialvorschriften,  welche  am  7.  Mai  1874  in  Rechtskraft 
bestanden,  üeber  die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  stellen  die 
§§.  41  und  42.  allgemeine  Sätze  auf,  deren  nähere  Ausführung  in 
§.  43.  durch  ein  besonderes  Gesetz  in  Aussicht  gestellt  ist.  So  lange 
dies  nicht  geschehen  ist,  wird  das  Mass  der  Betheiligung  der  zur 
Verwaltung  des  Kirchenvermögens  Berufenen  des  Pfarrvorstehers,  der 
Pfarrgemeinde  und  des  Kirchenpatronats  nach  den  damals  und  noch 
bestehenden  Verordnungen  zu  bestimmen  sein.  Diese  aber  Jcennen 
einen  ^politischen  Klagconsens  so  wenig  als  die  obligatorische  Ver- 
tretung der  kirchlichen  Institute  seitens  der  FiscaVbehörden.  —  Es  ist 
hiermit  zugleich  die  Probe  für  die  Richtigkeit  der  oben  vertheidigten 
Ansicht  geliefert,  dass  die  Finanz- Procuratur  keineswegs  die  noth- 
wendige  Vertreterin  des  kirchlichen  Vermögens  ist.  Wäre  sie  dies, 
so  wäre  der  politische  Klagconsens  thatsächlich  oft  genug  gegeben, 
so  oft  nämlich  die  Finanz-Procuratur  die  Vertretung  zu  leisten  oder 
die  Landesregierung  die  diesbezüglichen  Weisungen  an  die  Procuratur 
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zu  erlassen,  sich  weigern  würde.  Beide  Eventualitäten  begründen 
nach  österreichischem  Rechte  entfernt  nicht  die  Processunfahigkeit 
und  also  Bechtlosigkeit  d«r  kirchlichen  Institute. 

VI. 

Im  vorausgehenden  ist  mit  genügender  aber  nothwendiger  Aus- 
führlichkeit bewiesen  worden,  dass  sowie  die  kirchlichen  Institute  in 
Bezug  auf  ihre  processualische  Vertretung,  so  auch  in  Beziehung  auf 
die  wirkliche  Führung  eines  Proqesses  selbstständig  und  von  dem 
Gutdünken  dritter  Personen  unabhängig,  insbesondere  nicht  gebunden 
sind,  zur  Einlassung  in  einen  Process  den  sog.  Streitoonsens  seitens 
der  politischen  Behörde  anzusuchen.  Es  soll  nun  der  etwaige  Ver- 
such, dies  Verhältniss  zum  Schaden  der  kirchlichen  Freiheit  im 
Sinne  des  bestandenen  Josepfainismus  zu  ändern,  auf  seine  üeberein- 
stimmung  mit  dem  Inhalte  der  österreichischen  Gesetze,  insbesondere 
der  Staatsgrundgesetze  geprüft  werden. 

Die  Wiedereinführung  des  politischen  Klagconsenses  wäre  gegen 
§.  38.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874.  Dies  mag  auf  den  ersten 
Blick  Wunder  nehmen  und  doch  ist  es  so.  Jener  Paragraph  lautet : 
»Für  die  Gebahrung  mit  dem  kirchlichen  Vermögen  gilt  als  Eegel, 
dass  dasselbe  den  für  gemeinnützige  Stiftungen  bestehenden  staat- 
lichen Schutz  geniesst.  Die  staatliche  Cultusverwaltung  ist  insbe- 
sondere befugt,  die  Erhaltung  des  Stammvermögens  der  Kirchen  und 
kirchlichen  Anstalten  zu  überwachen,  sich  jederzeit  von  dem  Vor- 
handensein desselben  die  üeberzeugung  zu  verschaffen  und  wegen 
Einbringung  wahrgenommener  Abgänge  das  Erforderliche  einzuleiten. 
—  Rücksichtlich  der  Frage  des  Eigenthums  und  sonstiger  privat- 
rechtlicher Verhältnisse  bezüglich  des  Kirchen-  und  Pfründen- Ver- 
mögens sind  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechtes 
massgebend,  im  Falle  eines  Streites  steht  die  Entscheidung  den  Ge- 
richten zu.«  —  Was  unter  dem  »Schutze«  zu  denken  ist  und  wie 
derselbe  nicht  als  Bevormundung,  Unterbindung  jeglicher  Selbst- 
ständigkeit aufzufassen  ist,  wurde  bereits  oben  (S.  32)  gezeigt.  Der 
Schutz,  von  dem  hier  die  Rede  ist,  ist  der  Rechtsschutz^  dieser  fällt 
lange  nicht  zusammen  mit  der  Gewährung  der  processualischen  Ver- 
tretung seitens  der  staatlichen  Functionäre.  Sicherlich  ist  diese  in 
den  gewöhnlichen  j  Läufen  eine  Wohlthat  und  wird  als  solche  ganz 
entschieden  von  den  österreichischen  Bischöfen  erkannt.  Allein  Wohl- 
that kann  auch  Plage  werden,  es  gibt  auch  Danaergeschenke.  In 
einem  Staate  mit  geordneter  Rechtspflege  kann  nicht  von  einem 
»Schützen«  vor  Processen  die   Rede  sein.     Selten  wird  ein  Bischof 
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von  Processsucht  befallen  werden  und  wenn  doch,  so  gibt  es  da- 
gegen Mittel  der  Abhülfe;  kein  Mittel  der  Abhülfe  besteht  aber, 
wenn  die  Kirche  auf  die  staatliche  Vertretung  augewiesen  ist  und 
diese  nicht  gewährt  wird,  wenn  die  Kirche  ihr  Becht  vor  Gericht 
nicht  geltend  machen  kann,  weil  die  Landesstelle  die  Autorisation 
nicht  ertheilt  und  zwar  wenn  sie  einmal  dazu  legitimirt  ist,  von 
ihrem  Standpunkte  sogar  aus  sehr  vernünftigen  Gründen,  weil  etwa 
die  Klage  gegm  den  Fiscus  oder  gegen  in  Verwaltung  des  Staats 
befindliche  Fonde  oder  gegen  juristische  Personen  gerichtet  ist., 
deren  oberste  Vertretung  eben  derselben  Landesstelle  zusteht,  wie 
solches  beispielsweise  bei  den  öffentlichen  Schulanstalten  der  Fall  ist. 
Unter  solchen  Umständen  würde  die  Kirche  gegen  Aufhebung  des 
Klagconsenses  gerne  auf  die  Vertretung  seitens  des  Fiscus  verzichten 
und  sich  mit  der  Titel-Bubrik  von  Codex  IL  18.  trösten :  >Ne  fiscus 
procttrationem  dlimi  patrocinii  ca/usa  in  Ute  prae8tet.€  —  Im  citirten 
§.  38.  ist  das  Becht  der  Staatsregierung  beschrieben  aber  nicht  ge- 
nannt, dieses  geschieht  im  §.  44.  »unbeschadet  des  staatlichen  Auf- 
sicbtsrechtes  (§.  38).«  Das  ÄtrfsicMsrecht  schliesst  aber  das  Becht 
der  Verwaltung  hier,  wo  es  sich  um  Praecisirung  der  Stellung  der 
Staatsregierung  in  Ansehung  des  kirchlichen  Vermögensrechts  han- 
delt, geradezu  aus.  Im  Entwürfe  der  Begierung  waren  die  Worte 
eingeschoben:  »unbeschadet  der  kirchlichen  Selbstverwaltung«  (s. 
Gatdsch  v.  FranJcenthurm,  Die  confessionellen  Gesetze,  1874,  S.  95). 
Diese  Worte  wurden  zwar  gestrichen,  deshalb  aber  sachlich  nichts 
geändert.  Das  anerkennt  auch  der  Bericht  der  Commission  des 
Herrenhauses  (Schmerling  und  Hasner)  vom  23.  März  1874  »Bück- 
sichtlich des  Kirchenvermögens  (§.  38  ff.)  hat  sich  die  Staatsver- 
waltung nur  die  üeberwachung  oder  Erhaltung  des  Stammes  vorbe- 
halten und  haben,  was  die  Verwaltung  desselben  anlangt,  unter 
Wahrung  der  im  Artikel  15.  des  Staatsgrundgesetzes  über  die  all- 
gemeinen Bechte  der  Staatsbürger  der  Eirche  überlassenen  freien 
Verwaltung,  zum  Theil  bereits  bestehende  Normen  und  administra- 
tive Uebungen  in  demselben  Aufnahme  gefunden,  welche  in  der  cor- 
porativen  Stellung  der  Kirche  und  in  den  Leistungen  des  Staates  für 
den  kirchlichen  Zweck  begründet  sind«  (a,  a.  0.  S.  133).  Darnach 
hat  die  Staatsverwaltung  sich  nicht  mehr  in  die  Verwaltung  des 
Kirchen  Vermögens  einzumengen,  als  solches  das  oft  genannte  Gesetz 
selbst  bestimmt.  Dass  aber  dem  Gesetze  und  zwar  auf  Grund  des 
citirten  §.  38.  die  etwaige  Einführung  des  politischen  Klagconsenses 
entgegen  wäre,  beweist  das  zweite  Alinea  des  §.  38,  welches  von  der 
Commission  des  Abgeordnetenhauses  hinzugefügt  wurde.  Der  Schluss 
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desselben  spricht  mit  dürren  Worten  die  ProcessfähigTceü  der  Jcirch- 
liehen  Institute  am.  An  diesen  Worten  lässt  sich  nicht  mäkeln. 
Die  Kirche  ist  in  dieser  Hinsicht  nicht  besser  aber  auch  nicht 
schlechter  daran,  als  alle  anderen  Eechtssubjecte  im  Staate.  Es  lohnt 
sich  ans  dem  Berichte  der  Commission  {Hopfen  und  Weeber)  vom 
24.  Pöbruar"  1874  die  betreflfende  Stelle  hier  folgen  zu  lassen:  »Es 
könnte  wohl  als  selbstverständlich  betrachtet  werden,  dass  rucksicht- 
lich der  Frage  des  Eigeuthums  und  sonstigen  privatrechtlicher  Ver- 
hältnisse bezüglich  des  Kirchen  Vermögens  die  Bestimmungen  des  all- 
gemeinen bürgerlichen  Rechtes  massgebend  sind  und  dass  im  Falle 
eines  Streites  die  Entscheidung  den  Gerichten  zusteht;  allein,  da  in 
diesetei  Gesetze  rücksichtlich  des  Patronatsrechtes  die  Entscheidung 
ttbe^  privatrechtliohe  Fragen  ausdrücklich  als  in  den  Ressort  der 
Gerichtsbehörden  gehörig  bezeichnet  worden,  so  erschien  es  dem  Aus- 
schüsse zur  Hintanhaltung  von  Schlussfolgerungen  a  contrario  noth- 
wendig,  eine  ähnliche  Bestimmung  auch  rücksichtlich  des  Eigen- 
thanis  amf  Kirchea-  und  Pf  runde  vermögen  und  rücksichtlich  sich  auf 
dasselbe  bezieheöden  sonstigen  Privatrechte  in  das  Gesetz  aufzu- 
nehmen« Dies  erseheint  um  so  wichtiger,  als  mit  Rücksicht  auf 
Stiftungeü  u.  dgl.  das  Eigenthumsrecht  in  vielen  Fällen  streitig  sein 
kann  utid  für  die  Entscheidung  solcher  privatrechtlicher  Streite  nur 
die  Vorschriften  des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechtes  massgebend 
sein  können«  (a.  a;  0.  S.  128). 

Der  Versuch,  den  politischen  Klagconsens  als  Voraussetzung  der 
Processfähigkeit  der  kirchlichen  Institute  aufzustellen,  wäre  eine 
Verletzung  der  Österreichischen  Staatsgrundgesetze  und  zwar  in  mehr- 
fachefr  Weise.  In  materieller  Weise  würde  die  hierin  gelegene  Ver- 
stiiatlichung  des  gesammten  Kirchenvermögens  dem  Artikel  15.  des 
Staatsgüundgesetzes  vom  21.  December  1867  über  die  allgemeinen 
Rechte  der  Staatsbürger  zuwider  sein.  Nach  diesem  Artikel  »hat 
jede  gesetzlich  anerkannte  Kirche  und  Religionsgesellschaft  das  Recht 
der  gemeinsamen  öflFentlichen  Religionsübung,  ordnet  und  verwaltet  ihre 
inneren  Angelegenheiten  selbstständig,  bleibt  im  Besitze  und  Genüsse 
ihrer  für  Cultus-,  Unterrichts-  und  Wohlthätigkeitszwecke  bestimmten 
Anstalten,  Stiftungen  und  Fonde,  ist  aber  wie  jede  Gesellschaft  den 
Staatsgesetzen  unterworfen.«  Es  könnte  nicht  mehr  gesagt  werden, 
dass  der -Besitz  und  Genuss  des  Kirchenvermögens  der  Kirche  bleibt, 
wenn  eine  andere  Gewalt  darüber  verfügt,  ob  sie  für  ihr  Vermögen 
richterlichen  Schutz  anrufen  dürfe  und  könne  oder  nicht.  Der  Be- 
sitz der  Kirche  wäre  damit  ausserhalb  des  gemeinen  Rechtsschutzes 
gestellt,   die  Kirche  hätte  wenigstens  die  Sicherheit  desselben  ver- 
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loren.  Das  Eirchenvermögen  darf  nach  der  gewährleisteten  ÜDver- 
letzlichkeit  des  Eigenthums  überhaupt  (Art.  5«)  uud  des  kirchlichen 
insbesondere  in  keiner  Weise  mit  dem  Staatsyerm^gen  confandirt  nad 
den  hierüber  ergangenen  speciellen  Normen  im  Punkte  dessen  Ver- 
tretung u.  s.  w.  unterworfen  werden. 

In  formeller  Beziehung  stünde  der  Einfiihrung  des  Klageon- 
senses  entgegen  der  Artikel  14.  des  Staatsgrundgesetzes  Tom  21.  De- 
cember  1867  über  die  richterliche  öewalt,  welcher  lautet:  »Die 
Rechtspflege  wird  von  der  Verwaltung  in  allen  Instanzen  getrennt.« 
—  Im  gegebenen  Falle  wäre  aber  in  der  bedenklichsten  Weise  BecJUS" 
pflege  und  VerwäUung  nicht  nur  nicht  getrennt,  sondern  ordere  von 
letzterer  abhängig.  Es  wird  der  Richter  Recht  spredien,  wenn  sol- 
ches der  Verwaltungsbeamte  erlaubt  und  wird  andernfalls  es  unter- 
lassen müssen.  Es  wäre  gesetzlich  die  Möglichkeit  einer  Rechtsver- 
weigerung geschaffen,  wogegen  es  dann  selbstverständlich  keine 
Querela  denegatae  vd  protractae  justitiae  gäbe.  Die  Procesaunfahig- 
keit  der  kirchlichen  Institute  wäre  von  schlimn^en  Polgen  aueli  für 
Andere,  ja  für  den  ganzen  öffentlichen  Verkehr  begleitet;  denn  es 
wäre  nur  consequent,  den  Streitconsens  auch  zur  Einlassung  in  eine 
Klage  zu  statuiren;  also  wäre  es  möglich,  dass  die  geklagte  Kirohe 
den  Consens  nicht  erhält  und  der  Kläger  einer  gefeiten  Persönlich- 
keit gegenübersteht  und  sein  Becht  nicht  geltend  machen  kann. 
Für  die  Kirche  wäre  die  Entziehung  der  Processf&higkeit  eine  arge 
Schädigung  ihrer  vom  Staate  anerkannten  Rechtsfähigkeit  und  das 
will  an  sich  noch  mehr 'sagen,  als  der  etwa  drohende  Verlust  naa- 
teriellen  Gutes. 

Das  Recht  gerichtlichen  Schutz  anzurufen  ist  nur  eine  Folge 
der  rechtlichen  Persönlichkeit.  Es  sei  erlaubt,  die  treffenden  Worte 
Beichensperger^s  in  dem  angeführten  Aufsatz  (Archiv  XI,  1864, 
S.  51,  53)  hieher  zu  setzen:  »Man  sollte  meinen,  dass  dieses  Recht 
der  Processführung  den  Corporationen  und  Gemeinden  so  wenig  wie 
den  Individuen  beschränkt  werden  dürfte,  soferne  nicht  jenen  Cor- 
porationen wie  in  Frankreich  der  letzte  Rest  der  Autonomie  ent- 
zogen werden  soll.  Die  Rechtsuchung  einer  Corporation  von  dem 
Befinden  einer  Regierungsbehörde  abhängig  zu  erklären,  heisst  die- 
selbe nicht  blos  unmündig,  sondern  rechtlos  machen^  selbst  wenn  die 
Massregel  nur  aus  der  wohlgemeinten  patriarchalischen  Absicht  her- 
vorgegangen sein  mochte,  dieselbe  vor  vergeblichen  Kosten  zu  be- 
wahren. Jene  Massregel  erhält  aber  einen  noch  bedenklicheren  Cha- 
rakter, wenn  jene  Autorisation  selbst  zu  solchen  Processen  erforder- 
lich erklärt  wird,  welche  den  Interessen  der  Regierung  zuwiderlaufen, 
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indem  alsdann  der  Betheiligte  schlechthin  den  Gegner  mundtodt 
machen  kann  .  .  .  Die  materielle  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein 
bestimmter  Anspruch  der  Kirche  zustehe,  würde  nicht,  wie  es  sich 
in  einem  Bechtsstaate  von  selbst  versteht,  durch  das  Gericht  be- 
antwortet werden,  sondern  durch  die  VerwcMungshehörde.^ 

Künstlieh  die  Ruine  des  politischen  Streitconsenses  wieder  auf- 
richten zu  wollen,  wäre  ein  reactionäres  Beginnen.  Ja  der  dadurch 
geschaflFene  Zustand  wäre  ein  schlimmerer  als  die  Lage,  in  welcher 
die  Kirche  unter  dem  Josephinismus  sich  befand  und  böte  der  Frei- 
heit utid  des  Rechtes  weniger  als  dieser  beiden  Schätze  die  vor- 
märdiche  Gemeinde  in  Oesterreich  sich  erfreute.  Denn  dass  die 
josephinische  QesetJSgQh\mg  die  Forderung  des  Klagconsenses  nicht 
hat|  wurde  oben  g^eigt,  sowie  dass  derselbe  nur  gewohnheitsmässig 
in  lUyrien  nachweisbar  ist.  Was  aber  die  processualische  Stellung 
der  Gemeinde  in  Oesterreidi  vor  1848  betrifft,  so  möge  hier  an  die 
Worte  des  Hofkanzleidecretes  vom  2.  August  1832  Z.  16854  (Ver- 
ordnung d.  tirol.  Gub.  vom  24.  Aug.  1832  Z.  18899,  bei  Wessdy, 
Handbuch,  L,  S.  136,  Nr.  314)  erinnert  werden:  »Die  Meinung, 
dass  einer  Gemeinde  die  Betretung  des  Rechtsweges  verwehrt  wer- 
den könne,  bedarf  einer  Berichtigung.  Nach  dem  Hofdecrete  vom 
23.  Mai  1785  Nr.  434  für  d.  L.  Tirol  hat  sich  eine  Gemeinde, 
welche  einen  Rechtsstreit  durchzuführen  willens  ist,  in  der  Absicht, 
bei  der  Landesstelle  oder  dem  Kreisamte  zu  melden,  um  die  Theile 
wo  möglich  in  der  Güte  untereinander  auszugleichen  und  den  Rechts- 
weg zu  beseitigen.  Gelingt  es  der  politischen  Behörde  nicht,  einen 
Vergleich  zu  Stande  zu  bringen,  so  hat  sie  der  Gemeinde  über  diesen 
fmchtlosen  Versuch  eine  Urkunde  zu  dem  Ende  auszufertigen,  damit 
sie  nun^den  Rechtsweg  betreten  könne,  welcher  Niemand^  der  sein 
EigerUhurn  und  seine  Rechte,  wenngleich  unter  politischer  Aufsicht, 
selhsft  verwalteii  versagt  werden  kann.  In  diesem  Sinne  ist  die  ge- 
setzliche Bestimmung  zu  nehmen,  dass  keine  Gemeinde  ohne  Bewil- 
ligung der  Landesstelle  oder  des  vorgesetzten  Kreisamtes  sich  in 
einen  Rechtsstreit  einlassen  solle;  der  die  gesetzliche  Absicht  aus- 
drücklich erklärende  Nachsatz  gibt  diesen  Sinn  deutlich  zu  er- 
kennen. « 

vn. 

In  der  grossen  Sammlung  civilrechtlicher  Entscheidungen  von 
Glaser,  ühger  und  Walther  findet  sich  (Bd.  XVL  1881  S.  518  f, 
N.  7193)  ein  einziges  Erkenntniss  des  k.  k.  obersten  Gerichtshofes, 
welches  die  beregte  Processfähigkeit  der  kirchlichen  Institute  be- 
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trifft.  —  Die  Klage  des  Baumeisters  A.  gegen  die  Pfarrkirehe  B.  in 
Erain  auf  Zahlung  eines  Baulohnes  wurde  vom  Gericht  aufrecht 
verbeschieden  und  der  Kirchenvorstehung  zugestellt.  Eine  Einrede 
wurde  nicht  vorgebracht  und  das  Gericht  ordnete  auf  Begebren  des 
Klägers  eine  Tagsatzung  zur  Acteninrotulirung  an.  Dagegen  recnr^ 
rirte  der  Pfarrer  an  das  Oberlandesgericht  Graz,  welches  mit  Decret 
vom  11.  September  1878  Z.  9528  wegen  Mangeis  4er  Legitimation 
der  Kirchenvorstehung  zur  Vertretung  der  Pfarrkirche  das  ganze 
Verfahren  aufhob  und  die  Zurückstellung  der  Klage  anordnete.  Der 
oberste  Gerichtshof  bestätigte  mit  Entscheidung  vom  5»  November 
1878  Z.  12444  die  obergerichtliche  Verfügung,  »in  Erwägung,  dass 
mit  der>  vorliegenden  Klage  die  Zahlung  eines  Banlohnes  aus  dem 
Vermögen  der  Pfarrkirche  in  B.  angesprochwi  werde,  dass  in  ver- 
mögensrechtlichen Angelegenheiten  der  katholischen  Kirche,  wenn  es 
sich,  wie  im  gegebenen  Falle,  nicht  um  fortlaufende  Vermögens* 
nutzungen,  sondern  um  die  Integrität  (Belastung)  des  Stammver- 
mögens der  Kirche  handelt,  die  Vertretung  der  Kirche  der  Finanz- 
procuratur  zusteht  (Art.  I.  und  §.  38.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874, 
E.  G.  Bl.  Nr.  50  und  §.  2.  der  prov.  Dienstes-Instruction  für  die 
Finanz-Procuraturen  vom  16.  Februar  1855  R.  G.  BL  Nr.  34),  dass 
demnach  die  Klage  nicht  gegen  die  gesetzliche  Vertretung  dör  be- 
klagten Pfarrkirche  gerichtet,  folglich  nach  §.  64.  a.  G.  0.  und  Hof- 
decret  vom  4.  Juni  1789  J.  G.  S.  1015  das  darüber  stattgefandene 
Verfahren  aufeuheben  und  die  Klage  selbst  zurückzuweisen  war.« 

Dazu  bin  ich  in  der  Lage,  vier  Entscheidungen  desselben  k.  k. 
Oberlandesgerichts  zuzufügen,  welche  gleichfalls  die  volle  Processfahigkeit 
der  kirchlichen  Institute  leugnen  und  ausnahmslos  vom  obersten  Ge* 
richtshofe  bestätigt  wurden.  Da  die  Fälle  nicht  durchweg  identisch 
sind  und  auch  die  Begründung  der  Entscheidungen  nicht  völlig  die 
gleiche  ist,  lohnt  es  sich  einigermassen  auf  dieselben  einzugehen. 

Der  Advocat  B. ,  vom  b.  Seckauer  Ordinariat  autorisirt,  erhob 
namens  der  unter  dem  Patronate  des  st.  Religionsfondes  stehenden 
Localiekirche  in  N.  die  Eigenthumsklage  gegen  die  dortige  Schulge- 
meinde. Das  Bezirksgericht  in  0.  verbeschied  die  Klage  und  ord- 
nete eine  Tagsatzung  an.  Dagegen  legte  die  Finanz-Procuratur  liegen 
Mangels  des  politischen  Klagconsenses  Eecurs  ein  und  das  0.  L.  Ge- 
richt in  Graz  gab  mit  Verordnung  vom  10.  Februar  1876  Z.  1463 
dem  Eecurse  statt,  »in  Erwägung,  dass  als  Folge  der  durch  Ar- 
tikel I.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874  verfügten  Aufhebung  des 
Patentes  vom  5.  November  1855  katholische  Kirchen  zur  Führung 
eines  Bechfcistreites  in  Gemässheit  der  Hofkanzleidecrete  vom  15.  Fe- 


"f'^r- ■  -7fW^^2^^/^^:''" 


Mit  einer  Kritik  der  Rechtsprechung  der  öaterr.  Gerichte,        47' ' 

bruar  (Deceraber)  1819  Z.  36314  und  1.  September  1825  Z.  26263 
des  landesfürstlichea  Klagconseiises  bedürfen,  in  Erwägung,  -dass  ge- 
mäss §.  38.  der  mit  dem  obigen  Gesetze  in  Wirksamkeit  getretenen 
Bestimmungen  zur  Regelung  der  äusseren  Rechtsverhältnisse  der 
katholischen  Kirche  und  gemäss  Justiz-Hofdecret  vom  13.  Januar  1821 
Nr.  1730  die  k.  k.  Finanz-Procuratur  zur  Vertretung  der  Localiekirche 
in  N.  berufen  ist,  in  Erwägung  endlich,  dass  in  diesem  Rechtsstreite  die 
beklagte  Schulgemeinde  im  Sinne  des  Gesetzes  (Verordnung)  vom 
14.  JuU  1872  R.  G.  Bl.  Nr.  119  die  Vertretung  der  k.  k.  Finanz- 
Proouratur  geniesst,  daher  gemäss  §.  13.  der  Finauz-Ministerial- 
Verordnuüg  vom  16.  Februar  1855  R.  G.  Bl,  Nr.  34  von  der  Staats- 
verwaltung für  beide  Theile  abgesonderte  Vertreter  zu  bestellen  sind« 
und  hat  die  eingebrachte  Klage  wegen  mangelnden  Klagconsenses 
gemäss  §.  64.  a.  G.  0.  und  Hofdecret  vom  4.  Juni  1789  J.  G.  S. 
Nr.  1015  zurückzuweisen  befunden.  —  Der  k.  k.  ob.  Gerichtshof  hat 
den  »eingelegten  Revisionsrecurs  mit  Verordnung  vom  2.  Mai  1876 
Z.  5294  zu  verwerfen  und  die  ob.  1.  g.  Verordnung  aus  dessen 
(dereu)  Gründen  zu  bestätigen  befunden.« 

In  derselben  Weise,  d.  i.  wegen  tnangelnden  Klagconsenses^ 
wurde  auf  Einreden  der  Finanz-Procuratur  eine  mit  Ordinariatsbe- 
willigung eingebrachte  EigenthuuisMage,  die  unter  dem  Patronate 
des  st.  Religionsfonds  stehenden  Kirche^  in  P.  gegen  die  dortige 
Schulgemeinde  vom  Ob.  L.  G.  Graz  am  7!*  April  1876  Z.  10093  zu- 
rückgewiesen und  diese  Zurückstellung  vom  obersten  Gerichtshofe 
einfach  bestätiget. 

Mit  ürtheil  des  Bezirksgerichts  A.  vom  3.  April  1877  Z.  955 
wurde  die  gegen  die  Schul-  und  Ortsgemeinde  M.  auf  Anerkennung 
des  Bigenthums  des  alten  Schul-  und  Messnerhauses  klagende,  unter 
dem  Patronate  des  k.  k.  Salinenärars  stehende  Kirche  in  M.  mit 
ihrem  Begehren  abgewiesen  und  in  die  Kosten  verurtheilt.  Dagegen 
appellirte  der  vom  Ordinariate  für  die  Pfarrkirche  bestellte  Advocat, 
wobei  das  Ob.  L.  G.  Graz  mit  Verordnung  vom  17.  October  1877 
Z.  5419  »im  Hinblicke  auf  die  Bestimmungen  der  §.  1  und  2.  Ab- 
satz 5^  der  provis.  Dienstesinstruction  für  die  Finanz-Procuraturen  vom 
16.  Februar  1855,  welche  Bestimmungen  mit  der  durch  das  Gesetz 
vom  7.  Mai  1874  bezw.  dessen  Artikel  I.  ausgesprochenen  Auf- 
hebung des  Patronates  (Patentes)  vom  5.  November  1855  wieder 
volle  Geltung  erlangt  haben,  wie  dieses  auch  durch  den  sämmtlichen 
Gerichten  mitgetheilten  Finanz-Ministerial-Erlass  vom  28.  October 
1875  Z.  18876  ausdrücklich  erklärt  worden  ist,  dann  im  Hinblicke 
auf  die  h.  Ministerial- Verordnung  vom  14.  Juli  1872,   wonach   die 
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Bechtsvertretung  und  Rechtsberathung  sowohl  der   Verwalter   des 
Kirchen  Vermögens  als  des  Vermögens  geistlicher  Beneficien,  insoferne 
es  sich  am  die  Integrität  des  Stammvermögens   und   nicht  um  die 
laufenden  Vermögensnutzungen    handelt,    als    auch  der  staatlichen 
Schulbehörden  bezw.  des  von  denselben  verwalteten  Volksschulfonds 
der  Finanz-Procuratur  zugewiesen  ist  und  im  Falle  der  Einleitung 
eines  Bechtsstreites  oder   Einleitung   (Einlassung)   in  einen  solchen 
nur  unter  den  §.  13.  der  erwähnten  Dienstesinstruction  vorgezeichneten 
Bedingungen  stattfinden  kann  ...  (s.  oben)  .  .  .  und  in  Erwägung, 
dass  der  vorliegende  auf  die   Erhaltung  des  Stammvermögens  der 
Kirche  zu  M.  abzielende  Bechtsstreit  von  der  genannten  Kirchen- 
vorstehung  und  dem  f.  b.  Ordinariate  unter  Ausserachtlassung  obiger 
Vorschriften   durch  einen   selbstgewählten  Bechtsfreund  eingeleitet 
wurde  .  .  .  eine  solche  Ausserachtlassung  aber  nach  der  ausdrück- 
lichen Vorschrift  des  Hofdecrets  vom  22.  Juni  1789  J.  G.  S.  Nr.  1024 
die  Nichtigkeit  des  ganzen  Verfahrens  zur  Folge  hat,  das  ürtheil'.  . 
sammt  dem  über  die  Klage  gepflogenen  Verfahren  aufzuheben  und 
die  Zurückstellung  der  Klage  an  den  Kläger  zu  Händen  der  Finanz- 
Procuratur  in  G.   behufs   eventueller   Wiedereinbringung   derselben 
unter   gesetzlicher   Vertretung   zu   verordnen  befunden.«  —  Gegen 
diese   Cassationsverordnung   wandte  sich   die   Ortsgemeinde  M.  mit 
einer  Bevisionsbeschwerde  an  den  k.  k.  obersten   Gerichtshof,   wel- 
cher mit  Verordnung  vom  22.  Mai  1878  Z.  790  dieselbe  zurückwies 
und  dem  Ob.  L.  G.  auftrug,  nach  §.  20.  der  a.  G.  0.  an  die  k.  k. 
Statthalterei  in  G.  mit  dem  Ersuchen  sich  zu  wenden,  im  Sinne  des 
§.  13.  der  oft  citirten  Dienstesinstruction  Vertreter  für  die  bethei- 
ligten Fonde  zu  ernennen.  —  Die  Entscheidungsgründe  weichen  in 
der  Sache  von  jenen  des  Ob.  L.  G.  nicht  ab,  es  wäre  denn,  dass  das 
vom  Obergerichte  angezogene  Hofdecret  vom  22.  Juni  1789,  als  nicht 
hiehergehörig,  unerwähnt  blieb,  obwohl  ausdrücklich  betont  wird,  aus 
den  angezogenen  Ministerialerlässen  folge ,   dass  sowohl  die  gesetz- 
liche Vertretung  der  klägerischen  Pfarrkirche  als  jene  der  beklagten 
Schulgemeinde  »ausschliesslich«  der  k.  k.  Finanz-Procuratur  zusteht. 
—  Die  k.  k.  Statthalterei  erklärte  in  einer  Note  vom  1.  August  1879 
Z.  7635  »nicht  in  der  Lage  zu  sein,   dem   gestellten  Ansuchen   zu 
entsprechen  und  für  die  an  dem  Bechtsstreite  wegen  des  Schulhauses 
in  M.  betheiligten  Parteien  Bechtsvertreter  zu  ernennen,    dass  sie 
vielmehr  in  Ausübung  des  nach  §.  38.  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874 
über  das  Vermögen  katholischer  Kirchen,  Pfründen  und  geistlichen 
Institute  ihr  zustehenden  Obevaufsichtsrechtes  der  Kirche  in  M.  bezw 
dem  f.  b.  Ordinariate  die  Genehmigung  zur  Weiterführung  des  Pro- 
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cesses  su  verweigern  und  einen  nachträglichen  Consens  zur  Ein- 
bringung der  Klage  aus  dem  Grunde  nicht  zu  ertheilen  finde,  weil 
das  bezügliche  Bechtsverhältniss  (s.  oben  S.  45)  anders  geartet  ist, 
als  es  in  dieser  Klage  dargestellt  wurde,  weil  sohin  in  der  Obsorge 
für  die  Integrität  des  Kirchenvermögens  der  legalen  Vertretung  der 
Kirche  die  Möglichkeit  gewahrt  werden  müsse,  falls  dieser  Gegen- 
stand im  administrativen  Wege  nicht  geordnet  werden  sollte,  allen- 
falls auch  eine  neue  Klage  einzubringen.«  Daraufhin  erklarte  der 
oberste  Gerichtshof  mit  Verordnung  vom  2.  December  1879  Z.  9826 
das  ganze  Verfahren  für  aufgehoben  und  beauftragte  das  Ob.  L.  Ge- 
richt in  der  Kostenfrage  zu  erkennen.  In  letzlerer  Beziehung  wurde 
erkannt,  dass  kein  Theil  schuldig  sei,  dem  andern  die  Kosten  zu 
ersetzen. 

Endlich  durch  Erkenntniss  vom  17.  October  1877  Z.  3909  cas- 
sirte  das  Ob.  L.  G.  Graz  im  Rechtsstreite  der  gegen  die  dasige 
Schulgemeinde  auf  Eigenthurasanerkennung  klagenden,  unter  dem 
Patronate  des  st.  Religionsfondes  stehenden  Pfarrkirche  in  S.  das 
ganze  Verfahren  unter  mit  dem  bereits  Gesagten  sich  deckender  Mo- 
tivirung.  Dabei  wurde  »die  Klage  nicht  nur  dem  Kläger  zu  Händen 
der  Pinanz-Procuratur  zurückgestellt,  sondern  unter  Einem  zur 
eventuellen  Wiedereinbringung  der  Klage  unter  gesetzlicher  Ver- 
tretung eine  dreimonatliche  Frist  vom  Tage  der  Rechtskraft  gegen- 
wärtiger Verordnung  bestimmt.«  —  Der  Revisionsbeschwerde  der 
Schulgemeinde  wurde  vom  obersten  Gerichtshofe  keine  Folge  ge- 
geben, vielmehr  die  obergerichtliche  Verfügung  mit  Verordnung  vom 
4.  December  1879  Z.  12041  vollinhaltlich  bestätiget.  —  Die  k.  k. 
Statthalterei  verweigerte  unterna  25.  '  Februar  1880  Z.  2469  den 
Consens  zur  neuerlichen  Einleitung  des  Processes. 

Die  Kritik  der  Gründe,  worauf  diese  die  Processfaliigkeit  der 
kirchlichen  Institute  negierenden  ober-  und  oberstgerichtlichen  Ent- 
scheidungen ruhen,  liegt  in  den  voraufgehenden,  rein  objectiv  ge- 
haltenen Ausführungen.  Die  den  Geschäftskreis  der  Finanz-Pro- 
curatur  regelnden  Gesetze  und  Verordnungen  wurden  S.  23  flF.  be- 
sprochen und  wurde  gezeigt,  dass  aus  ihnen  nur  ein  Anspruch  der 
Kirche  auf  diese  Vertretung  gefolgert  werden  könne,  nicht  aber  eine 
Beschränkung  der  Processfähigkeit  derselben.  —  Des  §.  64.  a.  G.  0. 
und  des  Hofdecretes  vom  4.  Juni  1789  geschah  S.  15  f.  Erwähnung. 
Hier  ist  nur  das  Hofdecret  vom  22.  Juni  1789  noch  kurz  zu  erör- 
tern. Nach  demselben  »muss  der  obere  Richter  immer  die  Ver- 
handlung samrat  dem  Urtheile  aufheben  und  die  Sache  an  die  gesetz- 
mässige  Vertretung  und  den  gehörigen  Richter  weisen,  wenn  ein  nach 
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dem  Gesetz  der  fiscalämtlichen  Vertretung  zugewiesener  Rechtsstreit 
nicht  von  dem  Fiscalamte,  sondern  voa  einem  dazu  nicht  legitimirten 
Vertreter  verhandelt  oder  nicht  von  dem  den  Piscalgeschäften  eigens 
zugewiesenen,  sondern   von   einem   unbefugten  Richter  entschieden 
worden  istc   Sowie  die  zweite  Hälfte  der  Hypothese  durch  die  Auf- 
hebung des  privilegirten  Gerichtsstandes  des  Fiscus  hinfällig  gewor- 
den ist,  so  kann  die  erste  Hälfte  des  Satzes  einen  Anspruch  auf  ab- 
solute Geltung  nicht  erheben.    Nur  dann  ist  eine   andere  als   die 
fiscalämtliche  Vertretung  als  ungehörig  zurückzuweisen,  wmn  die- 
selbe eine  ausschliessliche  und  obligatorische  ist ;  es  wurde  aber  oben 
gezeigt,   dass  diesbezüglich  zwischen  Staatsgut  und  Kirchengut  ein 
gewaltiger  unterschied  bestand   und   sicher   besteht  und  demnach 
kann  auch  aus  diesem   nur   eine  processualische   Consequenz   aus- 
sprechenden Hofdecrete  schlechterdings  nichts  in  Bezug  auf  die  Pro- 
cessfähigkeit   der   kirchlichen   Institute*  gefolgert  werden.   —   Die 
übrigens  nur  einmal  allegirten  Hofkanzleidecrete  von  1819  und  1825 
wurden  auf  ihre  Geltung  S,  37  ff.  eingehend  geprüft,  es  zeigte  sich, 
dass  wenn  auch  in  denselben  die  Forderung  eines  allgemeinen  £!lag- 
consenses   zur    Processführung   der    kirchlichen   Institute   enthalten 
wäre,  nach  der  einmal  erfolgten  Aufhebung  dieses  Instituts  absolut 
nicht  mehr  dayon  die  Rede  sein  kann.  Es  wurde  diese  Forderung  als 
mit  dem  System  des  österreichischen  privaten  wie  öffentlichen  Rechtes 
in  Widerstreit  stehend  nachgewiesen,   üebrigens  bieten  auch  die  an- 
geführten  Beispiele   der   gerichtlichen  Entscheidungen   einen  neuen 
Beweis,  wie  die  Behauptung  der  obligatorischen  Vertretung  der  Kirche 
seitens   der   Pinanz-Procuratur   mit   der   Forderung  des  antiquirten 
Klagconsenses  innerlich   zusammenhängt.  —  Der  k.  k.  oberste  Ge- 
richtshof hat  mit  einer  bei  Mayrhofer  (Handbuch  für  den  politischen 
Verwaltungsdienst,  I,  1880,  S.  458  i.  d.  A.)  erwähnten  Entscheidung 
vom  22.  Mai  1878  erklärt,  dass  die  Schulorgane  auf  die  mit  Min.- 
Verordn.  vom  12.  Juli  1872  denselben  gewährte  fiscalämtliche  Ver- 
tretung nicht  ohne  höhere  Genehmigung  vernichten  dürfen.     Diese 
Entscheidung  ist  dann  in  der  Sache  begründet,   wenn  den  einzelnen 
Schulräthen  eine  Autonomie  nicht  zukommt  und  insoferne  die  öffent- 
liche Volksschule   ein  Staatsinstitut  ist.    Gerade  daraus  geht  auch 
hervor,  wie  die  Lage  der  kirchlichen  Institute  eine  schlechtere  wäre, 
als  jene  der  Ortsschulräthe.    Diese  können  durch  von  ihren  Oberbe- 
hörden genehmigte   Verzichte  auf  die  fiscale  Vertretung  volle  Pro- 
cessfähigkeit erhalten,  die  Kirchen  aber  bleiben  verhaftet   und  sind 
nur  der  Consensverweigerung  gewärtig.    Die  Kirche  ist  aber  an  sich 
und  staatsgesetzlich  kein  Staatsinstitut   und  *  steht  mit  dem  Volks- 
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sckuUehrerpemionsfonde  und  defi  öffentlichen  Fonden  Joeineswegs  auf 
derseibm  Imie.  —  Der  Werth  der  Berufung  auf  das  Gesetz  vom 
7.  Mai  1874  ergibt  sich  aus  dem  oben  S.  39  f.  gelieferten  Nach- 
weise, dass  durch  dessen  Artikel  I.  eine  Repristinirung  des  früheren 
Zustandes  und  der  einmal  in  Geltung  gewesenen  Hofdecrete  nicht 
verfSgt  wurde  und  aus  dem  anderen,  dass  die  Forderung  eines  poli- 
tischen Klageonsenges  dem  berufenen  §.  38.  geradezu  entgegen  ist. 

Auf  den  ümstaod,  dass  die  vier  letztgenannten  klägerischen 
Kirchen  in  einem  öffentlichen  Patronate  stehen,  ist  in  der  Begründung 
der  gerichtlichen  Entscheidungen  in  keiner  Weise  Rücksicht  genom- 
men und  erschmxt  die  Processfähigkeit  sämmüichen  Instituten  der 
katholischen  Kirche  in  Oesterreich  abgesprochen.  Es  verschlägt  auch 
wenig,  dieselbe  etwa  einer  gewissen  Categorie  von  Kirchen  zu  ge- 
währen, andern  zu  verweigern;  um  was  es  sich  handelt,  ist  die  Sache 
selbst:  die  Verweigerung  der  persona  legitima  standi  in  judicio.  Der 
im  letzten  Abschnitte  (VI.)  geschilderte  Widerspruch  zwischen  der 
Behauptung  der  Processunfähigkeit  der  kirchlichen  Institute  und  dem 
Ganzen  des  österreichischen  Rechtes  ist  dadurch  vom  Gebiete  der 
Theorie  ins  Leben  übersetzt,  hat  sehr  greifbare  Gestalt  gewonnen 
imd  fordert  dringend  Beseitigung.  —  Eine  Klärung  thut  unbedingt 
noth.  Es  ist  nicht  bekannt,  ob  der  k.  k.  oberste  Gerichtshof  den 
Beehts^atz,  dass  die  Kirche  in  Oesterreich  processunfähig  ist,  nicht 
nur  in  sein  Spruchrepertorium,  sondern  auch  bereits  in  sein  Judi- 
catenbuch  eingetragen  hat.  Die  Möglichkeit  einer  Wendung  der 
bisherigen  Judicatur  muss  zugegeben  werden,  entzieht  sich  aber 
selbstverständlich  jeder  Berechnung.  Sicher  ist,  dass  durch  die  Auf- 
nahme des  einen  diesbezüglichen  Erkenntnisses  in  die  Eingangs  dieses 
Capitels  erwähnte  Sammlung  demselben  eine  Publicität  gegeben  wurde, 
welohe  die  Praxis  der  sämmthchen  Unter-  und  Obergerichte  Oeäter- 
reichs  in  dem  angedeuteten  Sinne  zu  oiner  ziemlich  einheitlichen  ge- 
stalten wird.  Die  Kirchen  werden  von  der  Wohlthat  einer  freien 
Processfuhrung  durchweg  ausgeschlossen  sein. 

Die  Forderung  des  politischen  Streitconsenses,  die  Behauptung 
der  Processunfähigkeit  der  kirchlichen  Institute  ist  im  österreichi- 
schen Rechte  nicht  begründet.  Das  dürfte  als  Resultat  der  bisherigen 
Darstellung  sich  ergeben  haben.  Das  Missverständniss,  welches  das 
Gegentheil  behaupten  Hess,  hat  allem  Anscheine  nach  seinen  Ur- 
sprung in  einer  irrigen  Auffassung  des  Finan0'MinisteriahErlasses 
vom  28.  Octoher  1875  Z.  18876,  dessen  declaratorischer  Charakter 
oben  (S.  27)  klargelegt  wurde.  Ebendort  wurde  die  nicht  zur  Sache 
gehörende  Begründung  des  Erlasses  als  eine  schillernde   und   nicht 
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glückliche  gekennzeichnet.  Sie  sollte  geradezu  verhängnissvoll  wer- 
den. Jener  Erlass  ist  nicht  Gesetz,  und  wäre  er  es,  so  eignet  der 
dort  gegebenen  Argumentation  keine  Gesetzeskraft.  Es  mag  pein- 
lich sein ,  an  dieser  Stelle  wiederholen  zu  müssen ,  dass  nur  der 
dispositive  Theil  der  Gesetze  Gesetz  ist.  Vor  dem  Erscheinen  des  ge- 
nannten Erlasses  nahmen  die  österreichischen  Gerichte  aller  Instanzen 
die  Processfähigkeit  der  kirchlichen  Institute  anzuerkennen  keinen 
Anstand.  Das  bezeichnete  Missverständniss  muss  beseitigt  werden. 
Dazu  bedarf  es  keines  Gesetzes,  da  die  Gesetze  eben  von  einer  sol- 
chen Beschränkung  der  kirchlichen  Eigenberechtigung  nichts  wissen. 
Auch  eine  authentische  Interpretation,  als  welche  zu  geben  im  Wir- 
kungskreise  der  k.  k.  Ministerien  gelegen  ist,  erscheint  als  nicht 
nöthig.  Es  genügt,  ist  aber  andererseits  ebenso  nothwendig,  dass 
ein  Erlass  des  k.  k.  Justiz-Ministeriums  im  Einverständnisse  jnit  dem 
Ministerium  der  Finanzen  und  des  Ministeriums  für  Cultus  und  Unter- 
richt erkläre:  dass  die  Vertretung  der  kirchlichen  Institute  seitens 
der  Finanz- Procuraturen  keineswegs  eine  obligatorische  sei,  sondern 
wie  aus  Gründen  verweigert  auch  nicht  nothwondig  immer  ange* 
sucht  werden  müsse,  ferner  dass  das  Institut  des  Streitconsenses  in 
der  bestehenden  Gesetzgebung  nicht  begründet  ist,  daher ^um  einen 
solchen  anzusuchen  die  kirchlichen  Organe  ebensowenig  verpflichtet 
sind,  als  die  politischen  Länderstellen  einen  solchen  zu  ertheilen  oder 
zu  verweigern  berechtiget  sind. 

Ich  würde  mich  glücklich  schätzen,  wenn  ich  in  etwas  dazu 
beigetragen  hätte,  dass  die  Anschauungen  über  den  in  Bede  stehen- 
den Punct  geklärt  werden.  Die  praktischen  Consequenzen  hieraus 
zu  ziehen,  die  Eigenberechtigung  und  Selbstständigkeit  der  Kirche 
in  Bezug  auf  ihre  privatrechtliche  Stellung  in  Oesterreich  zu  wahren 
und  derselben  zur  unanffefochtenen  Geltung  zu  verhelfen ,  steht  An- 
deren zu. 

Ora0,  am  26.  Juli  1881. 
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Erkenntniss  des  kgl.  bayer.  Oberlandesgerichts  München 

vom  9.  April  1881, 

die  Hand'  und  Spanndienste  der  Kirchengemeinden  jsu  Cultushauten, 
in  den  ehemal.  fürst-bischöflich  Fr eising^ sehen  Gebietstheilen  betr. 

Mitgetheilt  von  Metropolitancapitalar  Frhrn.  v,  Oberkamp  zu  München. 

(In  den  genannten  Gebietstheilen  besteht  keine  allgemeine  Goncnrrenz- 
pflicht  der  Gemeinden  zn  €altQsbanten  mittels  Hand-  und  Spanndienste.  Die 
Anmerkungen  zum  Codex  Mazimil.  bezeugen  das  entgegengesetzte  Gewohnheits- 
recht nur  für  das  zur  Zeit  seiner  Publication  im  Jahre  1756  zum  Churftirsten- 
thume  Bayern  gehörende  Gebiet.  Durch  das  fürstbischofl.  Patent  vom  Jahre 
1758  können  die  erst  später  in  Bayern  erlassenen  Gesetze,  speciell  das  Concur- 
renzmandat  vom  4.  October  1780 ,  nicht  als  im  Förstbisthum  Freising  recipirt 
betrachtet  werden.) 

Im  Namen  Seiner  Majestät  des  Königs  von  Bayern. 

Das  Kgl.  Oberlandesgericht  München  hat  im  III.  Civilsenate, 

gebildet  durch 

in  der  Streitsac  he 
Isen  Pfarrgemeinde  und 

Miäd  Pfarrer   in  Isen,   Kläger  und  Berufungsbeklagte,   vertreten 
durch  den  kgl.  Advocaten  und  Rechtsanwalt  Ditterich, 

gegen 
den  kgl.  Fiscm^  Beklagter  und  Berufungskläger,  vertreten  durch  den 
kgl.  Advocaten  und  Rechtsanwalt  Vorbrugg^ 
wegen  kircklicher  Baulast 
auf  Grund  der  in   der  Sitzung  vom  5.  April  d.  J.  gepflogenen 
Verhandlungen  folgendes  * 

DefinitiV'Urtheil 

erlassen : 

Die  Berufung  des  Beklagten  gegen  das  ürtheil  des  könig- 
lichen Landgerichts  München  IL  vom  dritten  November 
achtzehnhundert  und  achtzig  wird  verworfen  und  fallen  dem- 
selben die  hiedurch  veranlassten  Kosten  zur  Last. 

Thaibestand, 

Durch  ürtheil  des  königlichen  Landgerichts  München  II  vom 
3.  November  1880  war  ausgesprochen: 


54  Kgl,  Bayer,  Oberlandesgericht  vom  9.  April  1881: 

Der  Beklagte  ist  schuldig,   die  Verpflichtung  zur  unent- 
geltlichen Leistung  der  Hand-  und  Spanndienste  bezuglich 
der  Pfarroekonomiegebäude  in  Isen  anzuerkennen,  demgemäss 
auch  diese  Dienste  bei  Wiederaufbau  des  abgebrannten  Ge- 
bäudes zu  übernehmen  und  die  Kosten  des  Rechtsstreites  zu 
tragen,  insbesondere  die  dem  Gegner  erwachsenen  zu  ersetzen. 
Dieses  Urtheil^  auf  dessen  Thatbestandsdarstellung  und  Ent- 
scheidungsgründe hier  Bezug  genommen  wird,  wurde  dem  kgl.  Äd- 
vocaten  und  Rechtsanwälte  Varbrugg  als  Vertreter  des   Beklagten 
am  20.  November  1880  zugestellt 

Hiegegen  legte  der  genannte  Anwalt  für  den  Beklagten  das 
Rechtsmittel  der  Berufung  eia.  Berufnngsact  mit  Ladung  der  Elag- 
partei  zur  Verhandlung  hierüber  in  die  Sitzung  des  IIL  Civilsenates 
des  kgl.  Oberlandesgerichtes  München  vom  12.  Februar  1881  wurde 
dem  kgl.  Advocaten  und  Rechtsanwälte  Qirisch  als  ProcessbevoU- 
mächtigten  der  Elagspartei  in  der  ersten  Instanz  am  20.  December 
1880  zugestellt. 

In  der  Sitzung  vom  12.  Februar  1881  erschien  für  die  Klags- 
partei der  kgl.  Advocat  Qirisch  im  den  kgl.  Advocaten  JDüterieh 
laut  Vertretungs vollmacht  vom  11.  desselben  Monats,  für  den  Be- 
klagten der  kgl.  Advocat  Vorhrugg  und  wurde  die  Verhandlung  der 
Sache  in  die  Sitzung  vom  5.  April  1881  vertagt. 

Schon  unfcerm  20.  December  1880  hatte  der  kgl  Advocat 
Vorhrugg  einen  vorbereitenden  Schriftsatz  eingereicht,  dessen  Inhalt 
hieher  in  Bezug  genommen  wird,  und  worin  die  in  dem  Berufnngs- 
act vom  18.  December  1880  enthaltenen  Bitte 

.  unter   Abänderung   des   gravirlichen  ürtheils  vom  3.  No- 
vember 1880  die   gegen   den  kgl.  Fiscus  erhobene  Klage 
kostenföUig  abzuweisen, 
begründet  wird. 

Advocat  Diüerich  hatte  unterm  11.  Februar  1881  eine  Be- 
rufungsbeantwortung abgegeben,  worin  um  Verwerfung  der  Berufung 
und  Verurtheilung  des  Beklagten  in  die  Kosten  zweiter  Instanz  ge- 
beten ist. 

Unterm  30.  März  1881  kam  von  dem  kgl.  Advocaten  Vorhrugg 
ein  weiterer  vorbereitender  Schriftsatz  ein. 

Dieser  sowie  die  Berufungsbeantwortung  der  Klagpartei  vom 
11.  Februar  1881  wurde  wörtlich  hieher  bezogen. 

In  der  Sitzung  vom  5.  April  1881  erschienen  die  oben  bereits 
autgeführten  kgl.  Advocaten  Girisch  und  Vorhrugg^  stellten  die  vor- 
erwähnten Bitten  und  begründeten  sie  nach  Massgabe  ihrer  vorbe- 
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reitenden  Schriftsätze,  wobei  aus  den  adhibirten  Acten  des  kgl. 
Qencralcommissariats  Freising  die  Pfarrei  Isen  betr.  d^  1803  und 
1804  und  der  Landesdirection  in  Bayern  Wendung  der  Baufälle  bei 
der  Pfarrei  Isen  1805  bis  1807, 

der  Acten  der  kgl.  Regierung  von  Oberbayern  Kammer  der 
Finanzen  den  Zehentstadel  in  Isen, 

der  Acten  der  Regierung  des  Isarkrelses  Schul-  und  Armen- 
fond und  andere  milde  Stiftungen  zu  Isen  betr., 

die  von  den  beiden  Anwälten  schon  in  erster  Instanz  ange- 
zogenen, zum  Theil  abschriftlich  zu  den  Acten  übergebenen  Producte 
sowie  das  Pablicationspatent  des  Fürstbischofs  Johann  Theodor  von 
Freising  vom  18.  August  1758,  aus  den  erholten  Acten  des  kgl. 
Obersteu  Landesgerichts  die  Sammlung  der  Statutar-  und  Provinzial- 
rechte  des  Königreichs  Bayern  Band  I.  1.  IL  b.  und  die  vom  Kreis- 
archive von  Oberbayern  herübergegebene,  förstbischöfliche  Frei- 
sing'sche  Hofrathsordnung  vom  12.  März  1789 
verlesen  wurden. 

Schlüsslich  wurde  die  Sache  zur  ürtheilsyerkündung  in  die 
Sitzung  vom  Samstag  den  9.  April  1881  vertagt. 

Entscheidungsgründe, 

Die  erhobene  Berufung  richtet  sich  gegen  ein  Definitivurtheil ; 
bei  Erhebung  derselben  sind  die  Vorschriften  der  §§.  477  und  479. 
der  Civil-Process-Ordnung  gewahrt,  sie  ist  daher  formell  zulässig, 
materiell  jedoch  nicht  begründet.  Präjudiziell  für  die  Entscheidung 
des  vorwürfigen  Rechtsstreites  ist  die  Frage,  welches  Gesetz  zur  An- 
wendung zu  bringen  ist. 

Der  Beklagte  ist  der  Ansicht,  dass  das  churbayerische  soge- 
nannte Concurrenzedict  vom  4.  October  1780  zur  Anwendung  zu 
kommen  hat,  während  die  Klagspartei  die  Anwendbarkeit  desselben 
bestreitet,  wobei  Seitens  des  Beklagten  auf  das  Publicationspatent 
des  Fürstbischofs  Johann  Theodor  von  Freising  vom  18.  August  1758 
und  die  fürstbischöflich  Freising'sche  Hofrathsordnung  vom  12.  März 
1789  Bezug  genommen  wird. 

Nach  dem  vorerwähnten  Publicationspatent  wurde  lediglich  die 
unter  Churfürst  Maximilian  Josef  codificirte  Gesetzgebung  nämlich 
der  bayerische  Criminal-  und  Civilprocess ,  das  bayerische  Landrecht 
und  das  bayerische  Strafgesetzbuch  eingeführt,  und  darin  keineswegs 
ausgespiiochen,  dass  damit  auch  alle  später  noch  zu  diesen  Gesetz- 
büchern zu  erlassenden  bayerischen  Gesetze  und  Verordnungen  im  Ge- 
biete des  Fürstbisthums  Freising  Geltung  haben  sollten. 
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Es  ergibt  ßich  dieses  unzweifelhaft  aus  der  Einleitung  des 
Patentes,  welches  dahin  lautet: 

»Es  ist  ohnebin  allen  ünsern  ünterthanen  wissend  und  be- 
kannt ,  welcher  gestalten  Unseres  Freundgeliebtesten  Herrn 
Vötters  Churfürst  Maximilian  in  Bayern  Liebd.  mit  gi-osser 
Mühe  und  Fleiss  sowohl  den  Criminal-  als  Civilprocöss  in 
eine  bessere  Ordnung  und  vollständige  Richtigkeit,  nicht 
weniger  auch  die  bayerischen  Ld,ni'Statuta  ^  und  Gewohn- 
heiten in  eine  leichtere  und  begreiflichere  Gestalt  bringen, 
und  unter  dato  7.  September  1751,  14.  December  1753  und 
2.  Januar  1756  in  dem  Lande  publiciren  lassen,«  im  Zusam- 
menhalte mit  dem  weiteren  Inhalte: 

»Als  haben  Wir  aus  tragender  Landesväterlicher  Sorgfalt 
mit  reiflicher  Sach-Üeberlegung,  so  erwähnte  Churbayerische 
Laud*Statute  sowohl  in  der  Criminal-  und  Civil-  und  Gant 
als  auch  Landrechtordnung,  damit  sich  sämmtliche  Beamte 
und  ünterthanen  sicher  danach  zu  richten  und  zu  verhalten 
wissen,  nach  allem  ihrem  Inhalt  und  Begriff  anzunehmen  und 
zu  recipiren  Uns  entschlossen.  Setzen  und  verordnen  demnach, 
dass  solche  Civil-,  Crimjnal-  und  Landesordnungen  in  sämmt- 
liehen  ünsern  ohnmittelbaren  Hochstift  Freising'schen  Herr- 
schaften und  Ländereien  genau  beachtet,  sowohl  bei  Hoch- 
ais bei  niedern  Gerichten,   in   dennen  vorfallenden  Streit- 
Händeln  darauf  gesprochen  und  erkannt  werden  solle.  € 
Wenn  auch  in  diesem  Punkte  als  Grund   der  Einführung  gel- 
tend gemacht  wird,   dass  das  fürstbischöflich   Freising'sche  Gebiet, 
ganz  von  dem    Churbayerischen   Territorio  umgeben  und  die  viel- 
fachen Beziehungen  der  beiderseitigen  ünterthanen  eine  einheitliche 
Gesetzgebung  wünsch ens wer th  machen,  so  kann  hieraus  doch  nicht, 
wie  Beklagter  meinte ,  gefolgert  werden ,   dass  der  'Fürstbischof  von 
Freising  sich  seiner  gesetzgebenden  Gewalt  wenigstens  theilweise  in- 
soterne  entäussert  habe,  dass  von  nun  an  —  1758  —  alle  in  Bayern 
erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen  von  selbst  auch  im  Freising- 
schen  Gebiet  Geltung  haben  sollten,  weil  n  diesem  Patente  ausdrück- 
lich diejenigen  Gesetze  bezeichnet  sind,  welche  eingeführt  werden 
wollten. 

Es  können  mit  der  ei  wähnten  codificirten  bayerischen  Gesetz- 
gebung nur  diejenigen  bayerischen  Verordnungen  zu  der  fraglichen 
Gesetzgebung  eingeführt  betrachtet  werden ,  welche  bis  zuu,  Publi- 
cation  des  Patentes  —  18..  August  1758. —  erschienen  waren,  weil  es 
jedenfalls  Absicht  des  Fürstbischofes  Johann  Theodor  war,  diejenige 
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bayerische  Gesetzgebung  in  seinen  Landen  einzuführen,  welche  da- 
mals in  dem  angrenzenden  Churbayerischen  Geltung  hatten. 

Wenn  auch  die  künftig  zu  erlassenden  Churbayerischen  Ver- 
ordnungen und  Gesetze  Geltung  hätten  haben  sollen,  so  hätte  dieses 
ausdrücklich  im  Patente  ausgesprochen  sein  müssen.  Da  dieses  nicht 
der  Fall  ist,  so  können  auch  alle  spätem  Gesetze  nur  Geltung  haben, 
wenn  sie  ausdrücklich  in  Freising^  angenommen  und  daselbst  publi- 
cirt  sind. 

Für  die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  spricht  auch  der  §.  27.  der 
Freising^schen  Hofrathsordnung. 

Dort  heisst  es  nämlich :  »dass  die  Hofräthe  nach  Vorschrift  der 
von  Unserem  höchsten  und  hochseligen  Herrn  Vorfahren  angenom- 
menen bayerischen  Landesgesetzen  zu  Werke  zu  gehen  haben.« 

Hiernach  ist  es  den  Hofräthen  nicht  aur  Pflicht  gemacht,  über- 
haupt nach  den  in  Bayern  geltenden  Gesetzen  zu  judiciren,  sondern 
nur  nach  jenen,  welche  von  den  Fürstbischöfen  in  Freising  angenom- 
men worden  sind. 

Nachdem  ein  Nachweis  dafür  nicht  vorliegt,  dass  das  Con- 
curreiiZidict  von  1780  in  Freising  speciell  angenommen  undpublicirt 
wurde,  auch  in  dem  Besitzergreifungspatente  bezüglich  des  Fürstbis- 
thumes  Freising  vom  20.  November  1802  die  Gesetzgebung  und  die 
Qesetzesanwendung  mit  keiner  Silbe  erwähnt  ist,  so  erscheint  die  An- 
wendung des  mehrerwähnten  Concurrenzedictes  im  vorliegenden  Falle 
ausgeschlossen,  weil  Isen  Unbestrittenermassen  zum  Fürstbisthum 
Freising  gehörte,  und  mit  diesem  erst  1802  an  die  Krone 
Bayern  kam. 

Es  führt  zwar  Both  Bd.  I.  S.  31.  an,  dass  die  Einführung  des 
bayerischen  Rechts  in  den  voraufgeführten  Gebietstheilen,  wozu  auch 
Freising  gezählt  ist,  auch  die  für  dasselbe  seit  1756  erlassenen  No- 
vellen umfasst;  allein  diese  Ansicht  kann  in  dieser  Allgeraeinheit 
als  richtig  nicht  anerkannt  werden ,  soweit  es  das  ehemalig  fürst- 
bischöflich Freising'sche  Gebiet  betrifft. 

Es  ergibt  sich  dieses  aus  den  Allegat;  Both  beruft  sich  näm- 
lich auf  ein  ürtheil  des  obersten  Gerichtshofes,  abgedruckt  im  Band 
XXII.  der  Blätter  für  Rech tsan Wendung  S.  567. 

In  dem  hier  berührten  Falle  handelt  es  sich  um  die  Einführung 
der  bayerischen  Gesetze  im  Herzogthum  Neuburg^  welche  durch  Patent 
vom  2.  December  1778  erfolgte,  und  hier  geht  die  Ansicht  des 
obersten  Gerichtshofes  dahin,  dass  alle  Novellen,  die  bis  zum  Ein- 
führungsterraine  erschienen  waren,  Geltung  haben  sollten,  weil  die 
Absicht  der  Regierung  jedenfalls  dahinging,  das  Landrecht  in  ihren 
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neuen  Gebietstheilen  so  einzufahren,  wie  es  in  den  übrigen  Gebiets- 
theilen  Geltung  hatte  und  dann  weil  diese  Novellen  unter  dem 
bayerischen  Rechte  mit  verstanden  werden  müssen. 

Nun  wurde  das  bayerische  Landrecht,  wie  bereits  oben  erwähnt, 
nicht  durch  eine  Verfügung  der  bayerischen  Regierung  bei  Accep- 
tation  des  Freising^schen  Gebietes  eingeführt,  sondern  dasselbe  kam 
in  Folge  specieller  Einführung  eines  Fürstbischofes  von  Freising  zur 
Geltung,  wobei  noch  zu  bemerken  ist,  dass  Roth  von  dem  Publi- 
cationspatent  von  1758  gar  keine  Kenntniss  hatte,  sondern  nur  die  Hof- 
rathsordnung  von  1789  anführt,  die  nur  im  Znsammenhalte  mit  dem 
Publicationspatent  richtig  aufgefasst  werden  kann. 

Wenn  das  üntergericht  zur  Begründung  der  Ansicht,  dasadas 
Concurrenzedict  zur  Anwendung  zu  kommen  hat,  sich  auf  v.  VSldern- 
dorff  Gesetzesstatistik  beruft,  so  liegt  hier  ein  Missverständniss  dieses 
Autors  vor,  da  derselbe  sich  ganz  im  Sinne  des  vorerwähnten  oberst- 
richterlichen ürtheils  ausspricht,  also  bei  späterer  Einführung  des 
Landrechtes  für  alle  bis  dahin  erschienenen  Novellen  gesetzliehe 
Geltung  vindicirt. 

Es  fragt  sich  hierauf  weiter,  ob  das  bayerische  Landrecht  selbst 
eine  Bestimmung  enthält,  dass  bei  allen  Gultusbauten  die  P^arrge- 
meinde  Hand-  und  Spanndienste  zu  leisten  habe. 

Der  Gesetzestext  enthält  hierüber  gar  keine  Bestimmung.  Nur 
die  Anmerkungen  sprechen  in  Tbl.  I.  cap.  VIT.  §.  42.  davon. 

In  Zifier  7.  heisst  es,  dass  die  Kirchen  zunächst  aus  eigenen 
Mitteln  unterhalten  werden  müssen ;  fehlen  die  dazu  nöthigen  Mittel, 
so  kommt  es  bei  Pfarr-Gotteshäusern  auf  die  Concurrenz  an ,  also 
und  dergestalten,  dass  vi  Concil.  Trid.  zuvörderst  den  Kirchen- 
patron und  alle  Jene,  welche  von  den  Kircheneinkünften  participiren, 
sodann  aber  auch  Die  von  der  Pfarrgemeinde  das  Ihrige  mit  beizu- 
tragen haben. 

Bezüglich  der  Letzteren  heisst  es  weiter:  »es  pflegt  ferner  die 
Pfarrgemeinde  auf  dem  Lande  selten  oder  gar  nicht  mit  Geld,  son- 
dern nur  mit  Hand-  und  Ross-Scharwerk  zu  concurrirenc  und  dann 
ist  bezüglich  der  Pfarrhöfe  gesagt,  dass  es  mit  denselben  dieselbe 
Beschaffenheit  hat,  wie  mit  den  Pfarrkirchen  selbst,  es  sei  denn, 
dass  der  Pfarrer  oder  Beneficiat  selbst  im  Stande  wäre,  von  den 
eigenen  Einkünften  seiner  Pfarre  oder  Pfründe  die  nöthige  Baurepa- 
ration salva  congrim  wohl  bestreiten  zu  können. 

Es  mag  dahin  gestellt  bleiben,  ob  hiernach  die  Verpflichtung 
der  Pfarrgemeinde  zu  Hand-  und  Spanndiensten  bei  allen  Baufällen 
eingenommen  werden  kann,  oder  aber  nur  dann,  wenn  die  Pfarrge- 
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meinde  in  einem  Falle  als  concnrrenzpflichtig  erseheint :  so  viel  steht 
fest^  dass  durch  die  Einführang  des  bayerischen  Landrechts  im 
FQrstenthum  Freising  eine  Bestimmung  über  die  kirchliche  Banlast 
und  namentlich  über  die  Verpflichtung  der  Pfarrgemeinden  zu  Hand- 
und  Spanndiensten  nicht  getroffen  wurde,  da,  wie  bemerkt,  der  Ge- 
setzestext hierüber  schweigt  und  die  Anmerkungen  mit  Gesetzeskraft 
nicht  versehen  sind. 

Freilich  lässt  sich  nicht  verkennen ,  dass  bezüglich  der  Hand^ 
und  Spanndienste  in  den  Anmerkungen  ein  Gewohnheitsrecht  con- 
statirt  ist,  aber  nur  für  die  damaligen  churbayerischen  Länder. 

Dass  ein  gleiches  Becht  auch  im  Fürstenthum  Freising  be- 
stand ,  können  die  Anmerkungen  zum  bayerischen  Landrecht  nicht 
feststellen,  da  ihr  Verfasser  als  churbayerischer  Kanzler  sich  nur  be- 
rufen fühlen  konnte,  zu  constatiren,  was  in  seinem  Lande  Hechtens  war. 

Es  meint  zwar  der  Vertreter  des  Beruflingsklägers ,  dass  ein 
gleiches  Gewohnheitsrecht  als  im  Fürstenthume  Freising  geltend 
angenommen  werden  müsse,  wml  dieses  zum  bayerischen  Kreise 
gehörte. 

Es  mag  ununtersucbt  bleiben,  ob  letztere  Autstellung  richtig 
ist.odej  nicht;  denn  die  Kreiseintheilung  im  alten  deutschen  Reiche 
hatte  nur  in  staatsrechtlichen  Fragen  Bedeutung,  schuf  aber  keines- 
wegs auf  dem  Gebiete  des  Privatrechte  eine  Gemeinschaftlichkeit, 
wie  dieses  z.  B.  die  mannigfaltige  Gesetzgebung  im  ehemaligen  schwä- 
bischen Kreise  zur  Genüge  zeigt.     . 

Es  ki^nn  daher  keinem  Zweifel  unterlii^en,  dass  die  Frage,  ob 
die  Pfarrgemeide  Isen  bei  den  Pfarrgebäuden  Hand-  und  Spann« 
pfliehtig  ist,  nach  gemeinem  deutschen  Bechte  zu  entscheiden  ist. 

Als  positives  Becht  bezüglich  der  kirchlichen  Baulast  hat  hier 
das  Conc.  Trid.  zu  gelten,  welches  in  sess.  XXL  cap.  VIL  bestimmt« 
dass  zur  Herstellung  der  kirchlichen  Bauten  zunächst  das  Eirchen- 
vefmdgen,  wenn  kein  solches  vorhanden,  der  Patron  und  alle  Jene, 
welche  irgend  Einkünfte  aus  dem  Kirchenvermögen  beziehen  und 
erst  wenn  auch  solche  fehlen  sollten,  die  Kirchengemeinde  beizu- 
ziehen sind,  ohne  dass  hiebei  irgend  ein  Theil  der  Baukosten  aus- 
geschieden wäre,  vielmehr  die  ganze  Baülast  in  obiger  Weise  vertheilt. 

Nach  diesen  positiven  gesetzlichen  Bestimmungen  ist  also  eine 
Verpflichtung  der  Gemeinden  zu  Hand-  und  Spanndiensten,  wenn 
die  primäre  oder  sekundäre  Baupflicht  anzurufen  ist,  nicht  gegeben. 

Es  kann  sich  nur  fragen,  ob  sich  nicht  in  dieser  Beziehung  eine 
allgemeine  deutsche  Bechtsgewohnheit  gebildet  hat  und  diese  Frage 
ist  zu  verneinen. 
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Von  Bedeutung  ist,  dass  die  Kirchenrechtslehrer  in  dieser  Frage 
nicht  übereinstimmen;  und  wenn  auch  vielfach  constatirt  ist,  dass 
bei  den  Cultusbauten  die  Gemeinden  mit  Hand-  und  Spanndiensten 
concurrirten,  so  fehlen  doch  positive  Anhaltspunkte  dafür,  dass  iind 
ob  diese  Leistungen  auch  in  der  Meinung  vorgenommen  wurden,  einer 
Verpflichtung  nachzukommen. 

Auf  der  andern  Seite  lassen  sich  noch  viele  Gründe  für  derar- 
tige Leistungen  anführen. 

Zunächst  kann  den  Einzelnen  sein  religiöses  Gefühl  ein  Werk 
zur  Ehre  Gottes  ztt  fördern,  zu  derartigen  Leistungen  bestimmt  haben ; 
in  anderen  Fällen  können  Grundbarkeitsverhältnisse  gegenüber  dem 
Baupfiichtigen  Veranlassung  zu  den  gemachten  Leistungen  gegeben 
haben. 

So  lange  es  nicht  möglich  ist,  den  Grund  derartiger  Leistungen 
zu  bestimmen,  kann  auch  die  Existenz  eines  Gewohnheitsrechtes  nicht 
festgestellt  werden. 

Gegen  die  Annahme  eines  solchen  spricht  aber  vor  Allem  der 
Umstand,  dass  man  die  Frage  bald  in  oder  auf  dem  Wege  der  posi- 
tiven Gesetzgebung  zu  regeln  gezwungen  war,  wozu  keine  Veran- 
lassung gegeben  gewesen  wäre,  wenn  ein  allgemeingültiges  Gewohn- 
heitsrecht bestanden  hätte. 

In  diesem  Sinn  hat  sich  auch  der  oberste  Gerichtshof  in  einem 
Plenarbeschlüsse  vom  12.  November  1855  ausgesprochen. 

Nachdem  im  vorliegenden  Falle  die  Baupflicht  des  kgl.  Fisctss^ 
sei  es  als  primäre,  sei,  es  als  secundäre,  unbestritten  feststeht  und  in 
diesem  Falle  gemäss  des  zur  Anwendung  kommenden  gemeinen 
deutschen  Bechtes  ihm  die  Bestreitung  sämmtlicher  Baukosten  ob- 
liegt, also  die  Pfarrgemeinde  als  Hand-  und  Spanndienstpflichtig 
nicht  erachtet  werden  kann,  erw^t  sich  das  untergerichtliche  Urtheil 
gerechtfertigt,  und  musste  daher  die  hiegegen  eingelegte  Berufung 
verworfen  werden,  in  Folge  dessen  dem  Berufungskläger  nach  §.  92. 
der  C.  P.  0.  die  Kosten  dieses  ohne  Erfolg  eingewendeten  Bechts- 
mittels  zur  Last  fallen. 
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Erkenntniss  des  kgt.  bayer.  Verwaitungsgerichtshofes 

vom  5.  August  1881, 

die  Bauconeurrenepflicht  von  Kirchenstiftungm  gu  gemeinsckaftlichen 

Schul-  mid  Messnerhäusem  hetr, 

Uitgetheilt  von  MetropoUtaniupitolar  Fihro.  v.  Oberkatnp  zn  Hfinehen. 

(Die  Kirckenstiftting  ist  nicht  coücurrenzi^flichtig  zu  einem  für  den  Schul- 
zweck  bestimmten  Anbau  aii  ein  gemeinschaftliches  Schal-  und  Messnerhans; 
die  Chnrfarstl.  Geistliche  Kathsordnnng  vom  25.  April  1783  ist  hier  nicht 
massgebend.) 

Im  Namßn  Seiner  Majestät  de^  Königs  von  Bayern. 

In  der  Sache,  betreffend  die  Erweiterung  des  Schbl-  and  Mess* 
nerhaoses  in  Gündlkofen ,  hier  Bauconcurrenz  der  Kirchenstiftung 
dortselbat,  beschliesst  der  kgl.  Yerwaliungsgeriehtshof  auf  Grund  der 
in  öffentlicher  Sitzung  vom  22.  Juli  1881  gepflogenen  Verhandlung 
in  in.  Instanz: 

1.  Auf  .die  Beschwerde  der  Kirchenverwaltung  Gündlkofen  vom 
19.  November  v.  J.  sei  die  Entschliessung  der  kgl.  Regierung  von 
Niederbayern,  Kammer  des  lonern,  vom  2.  dess.  Mts.  dahin  abzu- 
ändern, dass  die  Kirchenstiftung  Gändlbofen  ni(M  schuldig  sei,  zu 
den  Kosten  für  den^projectirten  Schulhausan&ate  dortselbst  zu  con- 
curriren. 

2,  Die  Gemeinde  Tondarf  habä  die  Gebuhren  für  das  Ver- 
fahren dieser  Instanz  zu  tragen  und  sei  die  Gebühr  für  gegenwär- 
tigen Beseheid  auf  zwanzig  Mark  festzusetzen. 

Die  Kosten  der  Parteivertretung  seien  den  Betheiligten  zur 
Selbsttragung  zu  überweisen. 

Entscheidungsgründe. 

Das  Schul-  und  Messnerhaus  in  Gündlkofen  wurde  im  Jahre 
1855  neuerbaut.  Von  den  Baukosten  wurde  damals  die  Hälfte  von 
dem  Schulsprengel,  welcher  aus  den  Gemeinden  Oündlhofen  und 
Tondorf^  dann  der  Ortschaft  Hiddersdorf,  Gemeinde  gleichen  Na- 
mens, und  der  Ortschaft  Gündlkoferau^  Gemeinde  Münchnerau^  be- 
steht, übernommen,  die  andere  Hälfte  aber  wegen  Insufficienz  der 
Kirchenstiftung  Gündlkofen  aus  der  Diöcesanstiftungsconcurrenzkasse 
gedeckt. 
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Das  vorhandene  Lehrzimmer  reicht  nun  für  die  grosse  Kinder- 
zahl  nicht  mehr  aus  und  beantragte  deshalb  die  SehukprengelTer- 
tretnng,  das  zum  Schulbause  gehörige  Nebengebände  abzubrechen 
und  auf  dem  dadurch  gewonnenen  Platze  an  das  bisherige  Söhnl- 
haus,  das  möglichst  zu  verbessern  und  zweckdienlich  einzurichten 
wirOf  einen  Anbau  zu  fuhren,  der  zu  ebener  Erde  die  Oeconomie- 
räume  und  über  einer  Stiege  einen  zweiten  Lehrsaal  für  hundert 
Kinder  und  zwei  Zimmer  für  einen  Sehnlgehilfen  enthalteh  solle.- 

Mit  EntSchliessung  der  kgl.  Regierung  von  Niederbayern,  Kam- 
mer des  Innern,  vom  10.  April  1880  wurde  das  bezügliche  Banob- 
ject  schulaufsichtlich  genehmigt  uüd  dabei  hinsichtlich  die  Kosten- 
frage bemerkt: 

>Das  Sehulgebäude  in  Gündlkofen  ist  zugleich  Schul-  nnd 
Messnerhaus  und  steht  im  gemeinschaftlichen  Eigenthum  der  Kircben- 
stiftung  und  Schnlgemeinde.  Die  Concuirenzpflicht'  zu  den  Bau- 
kosten hat  sibh  daher  gemäss  ZiiF.  9.  der  geistliehen  Bathsinstruction 
vom  25.  April  1783  zu  bemessen,  wonach  diese  Kosten  je  zur  HlUfte 
von  der  Schulgemeinde  und  der  Kirchenstiftung^  im  Falle  ihrer  ün- 
vermöglichkeit  aber  von  der  Kirchengemeinde  subsidiär  zu  decken 
sind.« 

Die  Kosten  sind  veranschlagt  auf  8000  M.  in  Baarem  und 
1400  M.  für  Hand-  und  Spanndienste.  Von  vorbezeichnfeter  Re- 
gierungsentschliessung in  Kenntniss  gesetzt,  erklärte  die  Kirchen- 
verwaltung Gündlkofen  mit  Eingabe  vom  19.  April  v.  J.  und  zu 
amtlichem  ProtocoUe  vom  8.  Juni  v.  J. ,  dass  die  geistliche  Baths- 
instruction von  1783  auf  den  vorwürfigen  Fall,  in  welchem  lediglich 
zu  Scliulzwecken ,  nämlich  zur  Gewinnung  eines  weiteren  Lehrsaales 
und  einer  Wohnung  Jür  eine  zweite  Lehrkraft  gebaut  werden  solle, 
keine  Anwendung  finden  könne,  dass  die  Kirchenverwaltung  über  die 
beabsichtigten  baulichen  Aenderungen  noch  gar  nicht  einvernommen 
worden  sei  und  eventuell  auf  Grund  des  Miteigenthumsreehtes,  wel- 
ches der  Kirchenstiftung  am  Schul-  und  Messnerhause ,  sowie  des 
alleinigen  Eigenthums ,  welches  derselben  an  dem  in  Folge  der  Er- 
weiterung des  Hauses  zu  überbauenden  Gartengrund  zustehe,  gegen 
den  vorhablichen  Bau  protestire,  und  dass  endlich  die  Kirchen- 
stiftung auch  die  Mittel  nicht  habe,  irgend  welche  Concurrenz  zu 
leisten,  die  Sache  desshalb  eigentlich  die  Kirchengemeinde  angehe. 

Die  Kirchengemeinde  CHindlkofen  ist  mit  dem  Schulsprengel 
nicht  eongruent,  sie  besteht  vielmehr  aus  den  zum  Schulsprengel  ge- 
hörigen Ortschaften  mit  Ausnahme  der  einen  eigenen  Ffarrsprengel 
bildenden  Gemeinde  Tondorf^  dann  aus  den  Ortschaften  Meichersdorf^ 
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Frielgried  uad  Kehlhof ^  von  der  Gemeinde  Ättenhcmsen  und  Wendlöd 
von  der  Gemeinde  WiMersdorf,  Als  Vertreterin  der  Kirchenge- 
m^de  machie  die  Kirchenverwaltang  Gimdikofm  in  Debereinstim- 
rnnng  mit  den  Bescfalüssen  der  einseinen  eingepfarrten  Gemeinden 
und  Ortschaften  zu  amtlichem  ProtoeoUe  vom -8.  Juni.  1880. geltend, 
dass  der  projecürt^  Erw^iternngsbaa  ausschliesslich  für  Bedürfnisse 
der  Sahule  erfarderlich  sei,  das  Schal«*  und  Messnerhaus  in  seinem 
gegenwUrtigen  Stande  den  Bedürfhissen  des  Messners  yoUständig  ge- 
nüge und  dass  daher  weder  ein  Bechts*  noch  ein  Billigkeitsgrund 
bestehe,  die  Kirchengemeiude  zur  Beitragsleistung  in  Anspruch  zu 
nehmen. 

Die  Gemeinde  Tondorf  besteht  dagegen  inhaltlich  desselben 
ProtocoUs  auf  der  bereits  in  der  Begierungsentscbliessung  vom 
10.  April  V.  J.  ausgesprochenen  Coacurrenzpfiicht  der  Kirchenstiftung 
und  subsidi&r  der  Kirch^gemeinde  Gündlkofen. 

Ein  in  dem  mehrbezeichneten  ProtoeoUe  vom  8.  Juni  v.  J.  nie- 
dergelegt-er  Vorschlag  der  Kirchenverwaltung  Gündlkofen,  dem  Schulbe- 
dürfnisse durch  einen  besonderen  Bau  gerecht  zu  werden,  erhielt  die 
Billigung  der  kgl.  Begierung  nicht,  vielmehr  inhärirte  letztere  mit 
EntSchliessung  vom  1.  August  v.  J.  ihrer  früheren  Entschliessung 
vom  10.  April  v.  J. 

Am  16.  August  v.  J.  erliess  das  kgl.  Bezirksamt  Landshut  Be- 
schluss  dahin,  dass  die  Kirchengemeinde  Gündlkofen  schuldig  sei,  zu 
den  Kosten  für  die  Erweiterung  des  Schul-  und  Messnerhauses  dort- 
selbst  im  Anschlage  von  9,400  M.  die  Haltte  beizutragen.  Das 
kgl.  Bezirksamt  gründete  hiebei  seine  Zuständigkeit  auf  Art.  10. 
ZilBF.  19.  des  Gesetzes  über  den  Verwaltungsgerichtshof  vom  8.  August 
1878  und  §.  50.  der  AUerh.  Formationsverordnung  vom  17.  December 
1825  und  ging  sachlich  von  der  Erwägung  ans,  dass  die  angeordnete 
Erweiterung  des  Schul-  und  Messnerhauses  in  Gündlkofen  nicht  aus- 
schliesslich durch  das  Bedürfniss  der  Schule  nothwendig  geworden 
sei,  vielmehr  durch  dieselbe  auch  die  bisherige  höchst  ungenügende 
Wohnung  des  Lehrers  und  Messners  eine  Vergrössernng  finde ,  dass 
hiernach  die  geistliche  Bathsinstruction  vom  25.  April  1783  aller- 
dings anwendbar  erscheine,  dass  ferner  die  Kirchenstiftung  Gündl- 
kofen notorisch  nicht  im  Stande  sei ,  die  sie  trefiende  Eostenhälfte 
aufzubringen  und  demzufolge  die  Kirchengemeinde  für  die  Verbind- 
lichkeit der  Kirchenstiftung  einstehen  müsse* 

Gegen  den  bezirksamtlichen  Beschluss,  welcher  der  Kirchen- 
verwaltung Gündlkofen  am  21.  August  v.  J.  zugestellt  wurde,  erhob 
letztere  für  die  Kirchenstiftung  und  die  Kirchengemeinde  unter  dem 
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2.  praes.  3.  September  v.  J.  Beschwerde  zur  kgl.  Regierung  von 
Niederbayern,  Kammer  des  Innern,  mit  der  Bitte,  den  erstinstanziellen 
Beschluss  aufzuheben  und  die  Kirche  und  Kirchengemeinde  Günäl- 
kofen  ?on  der  Concurrenz  zu  dem  Erweiterungsbaue  zu  befreien  und 
beziehungsweise  frei  zu  erhalten.  Zur  Begründung  der  Besehwerdo 
ist  geltend  gemacht,  dass  einmal  die  Kirchenverwaltung  ihre  Zu- 
stimmung zur  Verwendung  des  bisherigen  Schulhauses  und  des  der 
Kirchenstittung  gehörigen  Gartens  zu  einem  Erweiterungsbau  ver- 
weigert habe  und  noch  verweigere,  söferne  nicht  Kirche  und  Kirchen- 
gemeinde concurrenzfrei  bleiben,  solche  Verwendung  daher  eine  Ver- 
gewaltigung des  Kirchengates  in  sich  schliessen  würde,  und  dass 
ferner  die  Wohnung  des  Lehrers  und  Messners  in  Gündlkofen,  welche 
erst  18S5  neu  erbaut  worden  sei,  durchaus  entsprechend  und  ge- 
nügend erscheine,  der  Erweiterungsbau  aber  lediglich  durch  die  Be- 
dürfnisse der  Schule  veranlasst  sei. 

Mit  der  hierauf  erfolgten  Entschliessung  der  genannten  Kreis- 
stelle vom  2.  November  v.  J.  wurde  nun  die  Beschwerde  der  Kirchen- 
verwaltung Gündlkofen,  insoweit  damit  die  Freisprechung  der  Kirchen-- 
Stiftung  von  der  Concurrenz  zu  den  Kosten  der  dortigen  Schul-  und 
Messnerhauserweiterung  bezweckt  wird,  als  begründet  nicht  erachtet 
und  desshalb  unter  Bestätigung  der  bezüglichen  Entscheidung  des 
angefochtenen  erstinstanziellen  Beschlusses  abgewiesen,  dagegen  dieser 
Beschluss,  insoweit  sich  derselbe  mit  der  subsidiären  Baupflicht  der 
Kirchengemeinde  Gündlkofen  befasst  und  solche  als  ausschliessend 
zu  Recht  bestehend . erkannt  hat,  ausser  Wirksamkeit  gesetzt.  In 
den  Entscheidungsgründen  dieser  Entschliessung  ist  angeführt:  das 
Schulgcbäude  in  Gündlkofen ,  welches  als  Eigenthum  der  dortigen 
Kirchenstiftung  und  Schulgeraelnde  anerkannt  sei,  diene  dem  Zwecke 
des  Unterrichts  und  der  Wohnung  des  Lehrers  und  Pfarrmessners 
und  sei  somit  als  Schul-  und  Messnerhaus  im  Sinne  der  Bestim- 
mungen in  Ziff.  8—10.  der  geistlichen  Rathsinstruction  vom  25.  April 
1783  zu  erachten.  Diesen  Bestimmungen  zufolge,  welchen  für  die 
älteren  Landestheile  des  Königreichs  die  Kraft  öffentlichrechtlicher  Vor- 
schriften zukomme,  seien  die  Kirchenstiftungen  verpflichtet,  die  Bau- 
last bei  Schul-  und  Messnerhäusern  zur  Hälfte  zu  bestreiten ,  und 
zwar  ohne  Unterschied,  durch  welchen  Anlass  im  einzelnen  Falle 
das  Baubedürfniss  hervorgerufen  werde.  Ueber  die  Nothwendigkeit 
der  Erweiterung  des  Schul-  und  Messnerhauses  in  Gündlkofen  und 
über  die  Art  der  Ausführung  habe  die  kgl.  Regierung  bereits  rechts- 
kräftig entschieden.  Die  Erweiterung  diene  auch  nicht  den  Schul- 
zwecken allein,  sondern  gewähre  auch  Abhilfe  hinsichtlich  der  sehr 
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besehränkten  Wohaung  des  Lehrers  und  Messners.  Die  Kirchen- 
stiftung Gündlkofeu  könne  sich  also  der  Verpflichtung  zur  Baucon- 
currenz  nicht  enjLschlagen.  Was  dagegen  die  Baupflicht  der  Kirchen- 
gemeinde betreffe,  so  komme  in  Betracht,  dass  für  die  seeundäre 
Baapflicht  an  .Schul-  und  Messijerhäusern  die  für  Kirchen  und  Pfarr- 
hofbauten massgebenden  Co^icurrenzvoraehriften  gelten  und  dass  diese 
subsidiäa*e  Baupflicht  an  Cultusgebäuden  im  Allgemeinen  und  nach 
ihrem  ganzen  Umfange  civilrechtlicher  Natur  sei. 

Die  bezügliche  Regierungsentschliessung  wurde  der  Kirchen  Ver- 
waltung und  Schulsprengelvertretung  Gfindlkofen  am  9.  November 
V.  J.  zugeteilt  Am  19.  dess.  Mts.  erhob  nun  die  Kirchenver- 
waltung Gündlkofen  Beschwerde  an  den.  kgl.  Vefcwaltungsgerichtshof, 
welche  am  21.  ejusd.  in  den  Einlauf  der  mehrgenannten  Kreisre- 
gierung gelangte  und  in  welcher  unter  Wiederholung  der  in  der  Be- 
schwerde vom  2.  September  v.  J.  geltend  gemachten  Gründe  ge- 
beten wird,  die  Abweisung  des  Recurses  gegen  die  I.  Inatanz  sammt 
der  dabei  zweitinstanziell  bestätigten  fintschliessung  der .  I.  Instanz 
zu  kassiren  und  die  Pfarrkirchenstiftuug  Gündlkofen  von  der  Gon- 
currenz  zum  Erwtniertmgsbaue  des  Schuh  und  Mesmerhauses  dort- 
selbst  freizusprechen  mit  allen  Consequenzen  dieser  Freisprechung. 
Eine  weitere  Ausführung  der  Beschwerde  vom  27.  Januar  1.  J.  ge- 
langte am  4.  Februar  1.  J.  unmittelbar  in  den  Binlauf  des  kgl.  Ver- 
waltungsgerichtshofes. In  der  öfifentlicen  Sitzung  vom  22.  Juli  1.  J. 
kam  die  Sache  zum  Aufrufe.  Von  deu  nachweislich  geladenen  Be- 
theiligten hatten  sich  für  die  Kirchenverwaltung  Gündlkofen  der 
dortige  Pfarrer  Ltidwig  Bensen  unter  Beistandschaft  des  kgl.  Ad- 
vocaten  Dr.  Hermannseder  von  hier  und  für  die  Gemeindeverwaltung 
Tondorf  der  mit  Vollmacht  versehene  Bauer  Simon  Schober  von 
Unterlenffhart  eingefunden.  Nachdem  der  bestellte  Referent,  Rath 
Dr.  Groh  über  die  Actenlage  Bericht  erstattet  hatte,  führte  der  vor- 
genannte kgl.  Rechtsanwalt  zur  Begründung  der  Beschwerde  Fol- 
gendes aus:  Die  geistliche  Rathsinstruction  von  1783  spreche  in 
ihrer  Ziffer  9.  nur  eine  Verpflichtung  der  Gemeinde  aus  und  habe 
keinesfalls  eine  neue  Belastung  der  Kirche  schaffen  wollen. 

Zur  Zeit  des  Erlasses  der  geistlichen  Rathsinstruction  habe 
sich  die  Benützung  der  Messnerhäuser  zu  Schulzwecken  entweder  auf 
ein  precarium  oder  eine  Servitut  oder  Miteigenthum  gestützt.  Die 
geistliche  Rathsinstruction  habe  diese  Verhältnisse  ordnen  wollen 
und  die  HäKte  der  Kosten  den  Gemeinden  überbürdet.  Dieselbe  habe 
damit  lediglich  eine  Entlastung,  keine  Belastung  des  Kirchenver- 
mögens beabsichtigt. 
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üebrigens  sei  damals  schon  nach  den  Bestimmungen  des  bayeri- 
schen Landrechts  eine  Veräusserung  des  Kirchenvermögens  ohne  Con- 
senz  der  geistlichen  Obrigkeit  unzulässig  gewesen;  schon  desshalb 
könne  dem  Gesetzgeber  keine  solche  Absicht  imputirt  werden.  Wäre 
die  geistliche  Bathsinstruction  in  dem  Sinne  der  Begierung  auszu- 
legen, so  würde  man  nicht  unterlassen  haben,  im  Schuldotation^e- 
setze  von  1861  eine  entsprechende  Bestimmung  zu  treffen.  Die 
geistliche  Bathsinstruction  handle  ferner  nur  von  der  Unterhaltung 
der  Schul-  und  Messnerhäuser.  Ein  Erweiterungsbau  sei  aber  keine 
Beparatur  mehr,  sondern  ein  Neubau. 

Jedenfalls  könnte  von  einer  Beitragsleistung  der  Kirchenstiftung 
nur  dann  die  Bede  sein,  wenn  die  Erweiterung  auch  für  das  Mess- 
nerhaus nothwendig  wäre.  Dies  stehe  noch  nicht  fest.  lüsbeson- 
dere  könne  die  Begierungsentschliessung  vom  10.  April  1880  der 
Kirchenstiftung  gegenüber  keine  Eechtskräft.  äussern,  denn  diese  sei 
vor  Erlass  der  Entschliessung  nicht  gehört;  auch  sei  ihr  die  Ent- 
schliessung  nicht  zugestellt  worden.  Die  Erweiterung  für  den  Schul- 
gehilfen  könne  nicht  als  Erweiterung  dos  Messnerhauses  in  Betracht 
kommen,  da  jener  nicht  Messnef  sei.  Jedenfalls  könnte  der  Schul- 
saal nie  als  Messnerhaus  betrachtet  werden  und  es  würde  daher 
äussersten  Falls  die  Hälfte  der  Kosten  für  die  Schulgehilfen wohnung 
in  Frage  kommen. 

Selbst  wenn  die  geistliche  Bathsinstruction  in  dem  von  der 
Begierung  angenommenen  Sinne  erlassen  wäre,  würde  sie  doch  durch 
das  Concordat  und  die  II.  Verfassungsbeilage,  mit  welchen  Gesetzen 
sie  in  Widerspruch  stehe,  wieder  aufgehoben  worden  sein.  Auch 
aus  der  Gemeinschaftlichkeit  des  Gebrauches  könne  keine  Baupfiicht 
der  Kirchenstiftung  abgeleitet  werden,  ob  man  ein  precarium,  eine 
Servitut  oder  ein  Miteigenthum  annehme.  Wer  könne  die  Kirchen- 
stiftung hindern,  ihren  Antheil  einfach  zu  derelinquiren  ? 

Bei  der  Erweiterung  des  Schul-  und  Messnerhauses  werde  ein 
Grund  mitverwendel ,  an  dem  der  Kirchenstiftung  unbestritten  das 
AUeineigenthum  zustehe.  Diese  Verwendung  würde  eine  Expropria- 
tion involviren.  Die  Kirchenverwaltung  habe  zwar  erklärt,  diesen 
Grund  abzulassen,  aber  nur  unter  der  Bedingung,  dass  sie  von  den 
Kosten  des  Baues  befreit  bleibe.  Abgesehen  von  der  Nichterfüllung 
der  Bedingung,  habe  diese  Erklärung  im  Hinblicke  auf  Art.  14.  des 
Notariatsgesetzes  keine  rechtliche  Giltigkeit.  Im  üebrigen  beziehe 
er  sich  auf  die  im  »Archive  für  katholisches  Kirchenrecht«  im  ersten 
Hefte  dieses  Jahrgangs  über  die  hier  einschlägigen  Fragen  er- 
schienene Abhandlung  und  stelle  den  Antrag,  die  Entscheidung  der 
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kgl.  Begiening  aufzuheben  und  auszusprechen,  dass  die  Kirchen- 
stiftung Qündlkofen  nicht  schuldig  sei,  an  den  Kosten  des  Erweitere 
ungöbaues  zu  participiren.  Pfarrer  Sensen  betonte  hierauf  wieder- 
holt, tlass  die  Begierungsentschliessung  vom  10.  April  der  Kirchen- 
verwältuBg  nicht  zugestellt  worden  sei  und  daher  nicht  habe  rechts- 
kräftig werden  können.  Der  Vertreter  der  Gemeinde  Tondorf  machte 
geltend,  dass  die  Regierungsentschliessung  vom  2.  November  der 
Gemeinde  Tondorf  nicht  eröffnet  worden  sei  und  beantragte,  die 
Beschwerde  zu  verwerfen. 

Der  kgl.  Oberstaatsanwalt  gab  sodann  folgendes  Gutachten  ab : 

Sein  Gutachten  stimme  zwar  mit  dem  Antrage  des  Vertreters 
der  Kirchenverwaltung  Gundlkofen  überein.  Aber  den  Argumenta- 
tionen desselben  könne  er  nicht  unbedingt  beitreten ;  .  insbcBonders 
bezüglich  der  Auseinanderbaltung  von  Neu-  und  ünterhaltungsbauten, 
denn  der  Wiederautbau  eines  baufälligen  Gebäudes  gehöre  auch  zur 
Unterhaltung;  ebenso,  dass  bei  zulässigen  Expropriationen  immer  ein 
notarieller  Vertrag  nothwendig  sei. 

üeber  die  Frage ,  ob  das  Messnerhaua  eine  Erweiterung  erfor- 
dere, sei  keine  Instruction  gepflogen  worden  und  müssten  aus  diesem 
fornaellen  Grunde  die  beiden  Entscheidungen  aufgehoben  werden« 
Allein  hiezu  werde  es  gar  nicht  kommen.  Es  drehe  sich  um 
die  Errichtung  einer  zweiten  Schulstelle  und  da  könne  nicht  die 
geistliehe  Bathsinstruotion  in  Anwendung  gebracht  werden ,  sondern 
nur  das  Schuldotationsgesetz. 

Wenn  die  geistliche  Bathsinstruction  den  Gemeinden  die  Hälfte 
der  Baukosten  für  Schul-  und  Messnerhäuser  überbürdet  habe,  könne 
daraus  nicht  gefolgert  werden,  dass  die  Kirchenstiftung  verpflichtet 
sei,  zu  allen  Schulzwecken  beizutragen,  wenn  das  Schulhaus  zugleich 
Messnerhaus  sd.  Vielmehr  haben  hier  lediglich  die  Gemeinden  nach 
dem  Schuldotationsgesetze  einzutreten.  Nicht  der  Kirche  sei  durch 
jene  Bestimmung  der  geistlichen  Bathsinstruction  eine  Verpflichtung 
für  Schuizwecke  auferlegt  worden,  sondern  der  Gemeinde  für  die 
Messnerhäuser,  wenn  in  denselben  zugleich  Schulzwecke  verfolgt  wer- 
den. Er  begutachte  desshalb,  definitiv  dahin  zu  erkennen,  dass  die 
Kirchenstiftung  Gundlkofen  von  der  Beitragsleistung  zum  Erwei- 
terungsbau des  Schul-  und  Messnerhauses  zu  entbinden  sei. 

Der  von  der  kgl.  Begierung  ausgesprochene  Vorbehalt  des  Ci- 
vilrechtsweges  hätte  nur  eine  Bedeutung,  wenn  ausser  der  Kirchen- 
stiftung und  Kirchengemeinde  andere  Baupflichtige,  wie  Dezimatoren 
vorbanden  wären.    Dagegen  sei    die   Verpflichtung   der  Kirchenge- 
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meinde,  für  die  Eircbenstiftaog  einzutreten,  wenn  kein  Kirchenver- 
mögen da  sei,  rein  administrativer  Natur. 

Die  Würdigung  der  Sache  führt  zu  Nachstehendem: 

1.  Die  Eirchenverwaltung  Qündlkofen  hat  Beschwerde  erhoben, 
weil  der  dortigen  Eirchenstiftung  durch  die  angefochtene  Regierungs- 
entschliessung vom  2.  November  v.  J.  vom  öffentlich-rechtlichen  Ge- 
sichtspunkte aus  die  Verbindlichkeit  auferlegt  worden  ist,  zu  den 
Eosten  der  Schul-  und  Messnerhaus-Erweiterung  in  Gündlkofen  zu 
concurriren.  Der  Gegenstand  der  Beschwerdeführung  ist  somit  eine 
Angelegenheit,  deren  letztinstanzielle  Würdigung  gemäss  Art.  10. 
Ziff.  19.  des  Gesetzes  vom  8.  August  1878,  die  Errichtung  eines 
Verwaltungsgerichtshofes  etc.  betreffend,  in  die  Zuständigkeit  dieses 
Gerichtshofes  fElllt. 

*  2.  Zur  Autbringung  des  Bedarfes  für  die  deutschen  Schulen 
und  insbesondere  auch  für  die  Beschaffung  ausreichender  Schul- 
locale  sind  der  Regel  nach  gemäss  Art.  1.  und  7.  des  Schuldota- 
tfonsgesetzes  vom  10.  November  1861  die  politischen  Gemeinden 
und  beziehungsweise  Schulsprengel  verpflichtet.  Abweichend  von 
dieser  gesetzlichen  Regel  beansprucht  nun  in  vorwürfigem  Falle,  in 
dem  die  Erweiterung  des  Schulhauses  in  Gündlkofen  in  Frage  steht, 
die  zum  Schulsprengel  Gündlkofen  gehörige  Gemeinde  Tondorf  eine 
theilweise  Befreiung  des  Schulsprengeis  von  der  ihm  obliegenden 
Verpflichtung  mit  der  Behauptung,  dass  das  Schulbaus  in  Güadl- 
kofen  zugleich  Messnerhaus  und  desshalb  nach  den  Bestimmungen 
in  den  §§.  8  und  9.  der  Instruction  für  den  vormaligen  churfürst- 
lichen  geistlichen  Rath  vom  25.  April  1783  die  Eirchenstiftung 
und  eventuell  Eirchengemeinde  Gündlkofen  schuldig  sei,  die  Hälfte 
der  Erweiterungskosten  zu  übernehmen.  Der  Anspruch  der  Gemeinde 
Tondorf  wurde  Seitens  der  Eirchenverwaltung  Gündlkofen  als  Ver- 
treterin der  dortigen  Eirchenstiftung  und  Eirchengemeinde  abge- 
lehnt, von  der  Vorinstanz  jedoch  in  der  Richtung  gegen  die  Eirchen- 
stiftung vom  öffentlich  rechtlichen  Gesichtspunkte  aus  für  begründet 
erkannt. 

3.  Es  steht  unbestritten  fest,  dass  mit  dem  Schuldienste  in 
Gündlkofen  der  Messnerdienst  verbunden  und  das  dortige  Schulhaus 
zugleich  Messnerhaus  ist. 

Messnerhäuser  sind  nun,  wie  dies  vom  obersten  Gerichtshöfe  an- 
erkannt ist 

—  Vergleiche  Erkenntniss  vom  9.  December  1868 ,  Blätter 
für  Rechtsanwendung  IL  Ergänzungsband  S.  369  — 
auch  nach  bayerischem  Rechte  als  Accessorien  der  Eirchen,  zu  wel- 


Beitr,  von  Kirchenstiftungen  für  Schul"  und  Messnerhäusern,       69 

eben  sie  gehören,  zu  betrachten  nnd  sind  demzufolge  für  die  Unter- 
haltung der  Messnerhäuser  dieselben  Grundsätze  massgebend,  Wie 
für  die  Unterhaltung  der  Kirchen  selbst.  Wenn  daher  die  oben  an- 
gefahrte geistliche  Bathsinstruction  in  ihren  §§.  8  und  9.  bestimmt: 
»blosse  Messnerhäuser  werden  vom  Kirchenvermögen  alleinig  unter- 
halten, bei  Schul-  und  Messnerhäusern  zugleich  haben  die  Gemein- 
den die  halben  'Unkosten  in  Ansehung  der  Schule  beizutragen,«  hat 
sie  nicht  eine  neue  Baupflicht  des  Kirchenvermögens  geschaffen, 
sondern  vielmehr  lediglich  die  Concurrenzpflicht  der  Gemeinde  in 
Bezug  auf  die  Schule  statuirt  und  im  Wege  öffentlich- rechtlicher 
Norm  das  Concurrenzve'rhältniss  zwischen  Kirchenvermögen  und  Ge- 
meinde für  den  Fall  geregelt,  dass  das  Messnerhaus  zugleich  Schul- 
haus ist.  Der  bezüglichen  Bestimmung  liegt  offenbar  der  Gedanke 
zn  Grunde,  dass  der  Schuliehrer  als  solche  der  Gemeinde  und  wenn 
er  zugleich >  Messner  ist,  auch  der  Kirche  Dienste  leiste  und 
dass  desshalb  auch  Gemeinde  und  Kirche  zugleich  für  Herstellung 
der  Wohnung  des  Lehrers  und  der  Schulstube  zu  sorgen  haben. 

Das  Schul-  und  Messnerhaas  in  Gündlkofen  dient  nun  zwar  in 
angedeuteter  Weise  den  Zwecken  der  Kirche  und  Gemeinde  dort- 
selbst;  allein  es  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  es  sich  im  vor- 
würfigen Falle  —  von  geringen  Verbesserungen  der  Lehrerswohnung 
abgesehen  —  gar  nicht  um  die  Unterhaltung  dieses  Schul-  und 
Messnerhauses  handelt,  sondern  um  einen  Bau,  der  lediglich  die 
Beschaffung  eines  »weiten  SchdBimYnets  und  einer  Wohnung  für 
einen  aweiten  Lehrer  bezielt,  somit  ausschliesslich  Zwecken  der 
Schule^  der  Gemeinde  dient.  Würde  dieser  Bau  getrennt  vom  bis- 
herigen Schul-  und  Messnerhause  aufgeführt  werden,  so  müssten 
zweifellos  die  Kosten  desselben  gemäss  der  Normativentschliessung 
vom  22.  Juni  1815 

{DöUinger  V.  0.  S.  Band  11.  S.  1403) 
und  dem  Schuldotationsgesetze  vom  10.  November  1861  von  der 
Schidgememde  allein  aufgebracht  werden,  und  es  ist  in  der  That 
nicht  abzusehen,  warum  diese  Verpflichtung  der  Schulgemeinde  durch 
den  Umstand  alterirt  werden  sollte,  dass  statt  eines  getrennten 
Baues  ein  Anbau  an  das  dermalige  Schul-  und  Messnerhans  geführt 
werden  will. 

Aus  Vorstehendem  ergibt  sich  aber,  dass  die  geistliche  Baths- 
instruction vom  25.  April  1783  für  den  projectirten  Anbau. überhaupt 
nicht  massgebend  sein,  also  auch  auf  Grund  derselben  die  Kirchen- 
stiftung Gündlkofen  nicht  verhalten  werden  kann,  zu  den  Kosten  des 
Anbaues  zu  eoncurriren. 


70       Kgl.  Bayer.  Verwaltungsgerichtshof  vom  5,16,  August  1881, 

Es  war  desshalb  in  der  Hauptsache  zu  beschliessen ,  wie  ge- 
schehen, ohne  dass  es  veranlasst  war,  auf  die  weiteren  Ausführungen 
des  Kechtsbeistandes  der  beschwerdeführenden  Eirchenverwaltung  in 
dieser  Sache  des  Näheren  einzugehen. 

Selbstverständlich  bleibt  durch  diese  Entscheidung  die  von  der 
Eirchenverwaltung  selbst  nicht  bestrittene  Goncurrenz  zu  jenem  Auf- 
wände, welcher  durch  die  gleichzeitig  projectirte  Verbesserung  der 
Lehrerwehnung  etwa  veranlasst  ist,  unberührt. 

Der  Ausspruch  im  Kostenpunkte  erfolgte  gemäss  den  Bestim- 
mungen der  Art.  189,  162 — 164  und  260.  des  bayer.  Ctebührenge- 
setzes  vom  8.  August  1879  und  in  der  Erwägung,  dass  einerseits 
die  Gemeinde  Tondorf  allein  auf  der  Concurrenzleistung  der  Elrchen- 
stiftung  Gündlkofen  bestand,  andererseits  aber  dieser  Gemeinde  Streit- 
muthwille  nicht  zur  Last  fällt  und  auch  ein  Antrag  auf  Ueber- 
burdung  der  Parteikosten  auf  dieselbe  nicht  gestellt  wurde. 


•v'vV.'- 
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IV. 

Zur  Kapitalrentensteuer  der  Kirchenstiftungen  in  Bayern. 

(Eichstätter  Pastoral-Blatt.) 

Nach  Artikel  5.  des  Kapitalrentensteaer-Gesetzes  vom  19.  Mai 
1881  dürfen  an  der  steuerbareö  Kapitalrente  »die  durch  besondere 
Titel  nachweislich  auferlegten  privatrechtlichen  Lasten  in  ihrem 
jährlichen  Öeldbetrage  in  Abzug  gebracht  werden. € 

Der  Grund  dieser  Gesetzesbestimmung  liegt  augenscheinlich 
darin^,  dass  die  Steuer  nicht  auf  dem  Kapitale,  sondern  auf  dessen 
Renten  ruht,  und  dass  daher  der  Eigenthümer  eines  Kapitals  jene 
Renten  nicht  zu  versteuern  hat,  über  welche  ihm  kein  freies  Dispo- 
sitionsrecht zusteht,  sondern  die  er  auf  einen  privatrechtlichen  Titel 
hin  aa  einen  Dritten  abzutreten  verpflichtet  ist. 

Auf  diese  Rechtsbasis  fussend  hat  eine  Kirchenverwaltung 
unserer  Diöcese  bei  Angabe  ihrer  Kapitalrenten  die  sämmtlichen  an 
den  Pfarrer  und  an  das  Kirchenpersonal  hinauszubezahlenden  Ce- 
lebrationsgebühren  der  gestifteten  Gottesdienste  in  Abzug  gebracht 
und  wir  stehen  bei  der  Wichtigkeit  der  Angelegenheit  nicht  an,  die 
Gründe,  durch  welche  genannte  Kirchenverwaltung  hiezu  bestimmt 
wurde,  dem  Diöcesanklerus  hiemit  zur  Kenntniss  zu  bringen. 

Es  wird  nämlich  kaum  geläugnet  werden  können,  dass  die 
durch  die  Confirmations-Urkunde  festgesetzten  Celebrationsgebühren 
zu  den  »einem  steuerbaren  Kapitalrentenbezuge  durch  besondere  Titel 
nachweislich  auferlegten  privatrechtlichen  Lasten«  gehören,  wie  sie 
Art.  5.  der  Rentensteuer  aufführt;  denn  die  Kirchenstiftung  ist  zur 
Auszahlung  dieser  Gebühren  nachweislich  verpflichtet  und  der  Pfarrer 
kann  auf  deren  Bezug  einen  privatrechtlichen  Anspruch  machen. 
Die  Kirche  ist  daher  wohl  Eigenthümerin  des  Kapitales ,  kann  aber 
aber  dessen  Zinsen,  soweit  sie  zu  Celebrationsgebühren  bestimmt  sind, 
nie  frei  verfugen. 

Würde  nun  die  Stiftung  diese  Gebühren  bei  Angabe  ihrer 
Kapitalrenten  nicht  in  Abzug  bringen  dürfen,  so  würde  die  Folge 
sein,  dass  sie  gegen  die  Intention  des  Gesetzes  und  in  ganz  unge- 
rechter Weise  gezwungen  würde,  mit  ihrem  anderweitigen  Einkom- 
men jene  Renten  zu  besteuern,  in  deren  Besitz  sie  nie  eintritt,  weil 
sie  dieselben  in  Folge  eines  privatrechtlichen  Bezugstitels  Anderen 
abtreten  muss. 
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Diese  Interpretation  würde  wohl  keinen  Schwierigkeiten  be- 
gegnen, wenn  nicht  die  weitere  Bestimmung  desselben  Artikels,  »dass 
Lasten,  die  bei  Stiftungen  zu  den  Ausgaben*  für  Stiftungszwecke  ge- 
hören, nicht  in  Abzug  gebracht  werden  dürfen,«  zu  der  anderartigen 
Auffassung  Anlass  geben  könnte,  dass  unter  diesen  »Ausgaben«  auch 
die  Celebrationsgebübren  gestifteter  Gottesdienste  verstanden  seien. 
Dem  ist  aber  nicht  so ;  denn  die  angeführte  Gesetzesstelle  kann  offen- 
bar nur  jene  »Ausgaben«  im  Auge  haben,  für  deren  Deckung  bei 
der  Confirmation  der  Stiftung  die  eine  Hälfte  der  Zinsen  ausge- 
schieden wird,  und  welche  die  Kirijhenverwaltung  für  Stiftungszwecke 
z.  B.  Wein,  Beleuchtung  und  Paramente  macht. 

Es  ist  nämlich  ein  wesentlicher  ünteischied  zwischen  den  bei-  ' 
den  bei  der  Confirmation  ausgeschiedeneu  Hälften  der  Stiftungsrente. 
lieber  die  eine  für  obengenannte  »Ausgaben«  bestimmte  Hälfte  steht 
der  Kirchenverwaltung  das  Eigöntbums-  und  Dispositionsrecht  zu, 
wesshalb  sie  dieselbe  zu  besteuern  hat,  während  A\k  andere  Hälfte 
als  Celebrationsgebübren  gleichsam  unberührt  durch  die  Hand  der 
Verwaltung  geht  und  wohl  den  Charakter  einer  »Last,«  eines  »Reich- 
nisses,«  nicht  aber  einer  eigentlichen  »Ausgabe«  hat. 

Wenn  daher  die  Gelebrationsgebühren  der  gestifteten  Gottes- 
dienste mit  einer  Steuer  belegt  werden  ^  sa  müaste  wohl  nach  dem 
Grundsatze,  dass  die  Steuer  nicht  auf  dem  Kapitale,  sondern  auf  der 
Rente  ruht ,  dieselbe  von  den  Percipienten  d.  h.  vom  Pfarrer  und 
dem  Kirchenpersonale  gefordert  werden.  Diese  aber  sind  nicht  zur 
Zahlung  der  JKaptVa?r<5w^e»-Steuer ,  sondern  der  Einkommen-^i^Mef^ 
von  diesen  Gebühren  verpflichtet.  Man  könnte  daher  diese  Hälfte 
der  Stiftungskapitalien,  deren  Renten  aus  privatrechtlichem  Titel 
nicht  der  Kirchenstiftung  zufliessen,  auf  gleiche  Stufe  stellen  mit 
»den  zum  Stammvermögen  einer  geistlichen  Pfründe  gehörigen  Ka- 
pitalien,« welche  ebenfalls  (nach  Art.. 4.  Nr.  5.)  von  jeder  Kapital- 
rentensteuer befreit  sind,  da  sie  als  Einkommen  des  Pfründebesitzers 
bereits  mit  der  Einkommensteuer  belegt  sind. 

Das  Gesagte  dürfte  die  Vorstände  unserer  Kirchenverwaltungen 
veranlassen,  der  angeregten  Frage  ihre  Aufmerksarmkeit  zuzuwenden 
und  sie  zu  bestimmen ,  falls  sie  der  vorstehenden  Erörterung  bei- 
pflichten, entweder  schon  bei  der  Fatirung  von  den  steuerpflichtigen 
Renten  der  Kirchenstiftungskapitalien  die  Gelebrationsgebühren  und 
Bezüge  der  Kirchendiener  zu  kürzen,  beziehungsweise  nur  die  Hälfte 
der  Renten  als  kapitalrentensteuerpflichtiges  Object  zu  behandeln, 
oder  falls  sie  die  Passionslisten  bereits  eingereicht  haben,  gegen  die 
Einrechnung  dieser  Beträge  in  die  steuerpflichtige  Kapitalrenten- 
summe zunächst  bei  dem  Steuerausschuss,  eventuell  bei  der^  resp. 
Kreisregierung  zu  reclamiren. 
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V. 
Zur  Rechtsprechung  des  Leipziger  Reichsgerichts. 

Von  Franz  Recklingh,  Mitglied  des  katholischen  Jaristenvereins. 

(Vergl.  Archiv,  Bd.  46.  S.  30  ff.) 

B,   Rechtsprechung  in  Strafsachen. 

9)  Urtheil  vom  23.  Februar  1881  (Rechtsp.  Strafs.  III,  S.  70): 
Eine  strafbare  »Störung  des  Oottesdienstesc  kann  auch 
von  Jemanden  begangen  werden,  der  sich  nicht  in  der 
Kirche  befindet. 
Der  Angeklagte,  ein  in  einer  Armenanstalt  eingesperrter  Trunken- 
bold, hatte  den  in  der  Anstalt  abgehaltenen  Gottesdienst  vorsätzlich 
dadurch  gestört,  dass  er  mit  den  Stiefelabsätzen  gegen  die  Thür  der 
Arrestzelle  schlug.  —  Der  §.  167.  St.-G.-B.  bestimmt:  »Wer  . .  ,  in 
»einer  Kirche  durch  Erregung  von  Lärm  oder  Unordnung  denQottes- 
»dienst  vorsätzlich  verhindert  oder  stört,  wird  mit  Gefängniss  bis  zu 
»drei  Jahren  bestraft.€  Der  erste>  Richter  sprach  den  Angeklagten 
frei,  weil  die  Störung  nicht  in  der  Kirche  geschehen.  Das  Reichs- 
gericht aber  sagt :  die  Fassung  des  Gesetzes  gestatte  sprachlich  auch 
die  Beziehung  des  Orts  auf  die  gottesdienstliche  Handlung,  und  das 
Gesetz  würde  illusorisch  sein,  wenn  z.  B.  das  Schlagen  gegen  die 
Kirchenthüren  von  aussen  straflos  wäre,  und  hat  deshalb  die  Re- 
vision für  begründet  erachtet.  —  Das  Urtheil  kann  für  begründet 
nicht  erachtet  werden.  Die  beispielsweise  Heranziehung  anderer 
Fälle  (Schlagen  gegen  die  Kirchen  thür)  beweist  nur  die  Schwäche 
der  Beweisführung.  Sprachlich  ist  die  Interpretation  des  Reichsge- 
richts unmöglich.  Das  Gesetz  sagt  nicht:  »wer  den  Gottesdienst  in 
einer  Kirche  verhindert  oder  stört  .  .  .«  sondern:  »wer  in  einer 
Kirche  den  Gottesdienst  verhindert  oder  stört.«  Der  Störenfried 
muss  also  in  der  Kirche  sein.  Man  mag  diese  »liberale«  Fassung  des 
Gesetzes  bedauern.  Aber  ein  rechtsgelehrtes  Gericht  darf  sich  nicht 
darüber  hinwegsehen.  Das  müssen  wir  vielleicht  den  Schöffen  der 
Zukunft  überlassen;  vorausgesetzt,  dass  die  bezahlten  Richter  in 
allen  Instanzen  durch  die  Schöffen  verdrängt  werden. 

10)  Urtheil  vom  26.  März  1881  (Rechtspr.  Strafs.  III.  S.  167): 
Die  in  einem  öffentlichen  Omnibus  vor  den  gerade  an- 
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wesendeu  Fahrgästen  ausgesprochene  Ootteslästernng  ist 
als  eine  öffenüicbe  anzusehen. 
Nach  §.  166.  St.-G.»B.  wird  mit  Gefängniss  bis  zu  drei  Jahren 
bestraft,  »wer  dadurch,  dass  er  öffentlich  in  beschimpfenden  Aeus- 
»serungen  Gott  lästert,  ein  Aergerniss  gibt.«  Der  Begriff  der 
Oeffentlichkeit  ist  im  St.^G.-B.  nicht  definirt,  sondern  nach  den  Mo- 
tiven zu  §.  HO.  soll  es  der  Beurtheilung  des  Richters  überlassen 
sein,  nach  der  Art  des  Verbrechens  oder  den  Umständen  die  Oeffent- 
lichkeit  anzunehmen.  Insbesondere  soll  das  Merkmal  des  »öffent- 
lichen Ortes«  nicht  mehr  wie  im  früheren  preuss.  St.-G,-B.  §§.  36, 
135.  fär  den  Begriff  der  Oeffentlichkeit  entscheidend  sein  und  »eine 
»nur  für  die  Wahrnehmung  gewisser  Personen  bestimmte  und,  von 
»Zufälligkeit^  abgesehen,  auch  nur  von  diesen  bemerkbare  Hand- 
»lung  nicht  als  Öffentliche  anzusehen  sein.«  *  Als  den  Grund  der 
Strafbestimmung  beseichnen  die  Motive:  die  Verletzung  des  religiösen 
Gefühls:  Audei^^  dasr  »Aergerniss,«  also  eine  Injurie  gegen  Menschen, 
oicht.  wia  das-  frühere  preuss.  St.'^G.-B.  die  Gotteslästerung  seli)st, 
die  Injurie  gegen  Gott.  «-^  Im  vorliegenden  Fall  hatte  der  Ange- 
klagte in  dem^  zwischen  E.  und  D.  fahrenden ,  mit  Falirgästen  voll 
besetzten  Omnibus  eine  gotteslästerliche  Aeussernng  gethan;  und 
zwar  war  in  dem  Urtheil  de»  Landgerichts  nicht  festgestellt,  dass 
die  A^uflserung  etwa  zu  einer  Privatunterhaltung  gehört  habe,  welche 
der  Angeklagte  mit  bestirämten  andern  Individuen  führte  und  nur 
diesen  galt,  vielmehr  thatsächiioh  erwogen,  sie  sei  »deni  zufällig  in 
»einem  Omnibus  versammelten  Fahrgästen  gegenüber,«  also  dem  in 
einem  öffentlichen  Fuhrwerk  versammelten  Publikum  schlechthin 
gegenüber  gefallen.  —  Das  Reichsgericht  erachtet  mit  Recht  durch 
diese  Feststellung  den  Begriff  der  Oeffentlichkeit  für  gegeben ,  und 
den  zufälligen  umstand,  dass  die  Zahl  der  im  Wagen  anwesenden 
Fahrgäste  eine  räumlich  begrenzte  war  und  dass  der  Wagen  sich 
gerade  im  Fahren  befand,  so  dass  die  Aeussernng  nur  von  den  In- 
sassen gehört  werden  konnte,  für  den  Begriff  der  Oeffentlichkeit  un- 
erheblich. 

11)  ürtheil  vom  27.  Mai  1881  (Rechtspr.  Strafs.  IIi:  S.  333): 
Ein  protestantischer  Pfarrer,  welcher  eine  Sonntagsschule 
leitet,  handelt  in  Ausübung  seines  Berufes.  Das  ihm  vor- 
gesetzte Consistorium  kann  also  für  ihn«wegen  Beleidigung 
Strafantrag  stellen. 
Ein  protestantischer  Pfarrer  war  von  dem  Angeklagten  in  Be- 
ziehung auf  seine  Thätigkeit  als  Leiter  einer  Sonntagsschule  belei- 
digt worden,  weshalb  nach  §.  196.  St.-G.-B.  das  Consistorium  der 


Recklingh^  BecJU^precHung  des  deutschen  Reichsgerichts  (1S81).      75 

ProviQZ  Brandenburg  Strafaiitrag  stellte.  Das  Landgericht  B.  stellte 
aber  das  Verfahren  ein,  weil  das  Consistoiriiini  zum  Strafantrag  nicht 
befpigt  sidi,  da  al^  Xieiter  oder  Lehrer  yob  Sonntagsschulen  auch  Per- 
sonen fungiir^.k&nnen^  welche  nicht  protestantische  Pfarrer  sind. 
Das  Reichsgericht  aber  hält  die  von  der  Staatsanwaltschaft  einge- 
legte Bevision  ffir.begruiiH^et  und  hebt  das  erste  Urtheil  auf,  weil 
«der  Oberkircb^prath  und  das  .  Goasistoriun»  in  einer  Menge  von 
Bundschreiben  den  sämmtUchen  Geistlichen  die  Sonntagsschule  als 
eine  für  das  eyangeliacliie  Genieindeleben  segensreiche  Einrichtung 
empfohlen  hätten  und  diieaet  Bundschrmben  in  die  Oompetenz  des 
Pl^iierkirchenraths  und  Consi^toriums.  fielen ;.  hieraus  folge,  dass  der 
beleidigte  Pliaxrier  bei  der  Sehule  in  seiner.  Eigenschaft  als  Beligions- 
diener  ,  tbä^ig  und .  auch  in  dießer  Thätigkeit  dem  Coniästorium  als 
seiner  .vqrg^tzten  Behdrde  unterstellt  sei.  —  Das  ürtheil  erscheint 
nicht  richtig»  -T<  Nach  dem  we^id^iscben  Frieden  war  .zwar  die 
Sc^qje  ein  annexumareligi^nis.  Aber  ns^ch  der  La^e  der  heutigen 
Cbd8e,tzgeb^g  ip  Preussien  wird  doch  wohl  Niemand  behaupten  wol- 
len, da^sr  das,  Schulwesep  zum  Ämtsb^eich  der  Beligionsdiener  ge- 
höre. Die  Sonntagsschulen  machen  hievon  keine  Ausnahme.  Nach 
der  Auskunft  der  Minister  des  Innern  und  des  Cultus  sind  die  unter 
deid  Namen  Sonntagsschulen  eingerichteten  Eindergottesdienste  als 
Vereinigungen  zu  religiösen  üebungen  anzusehen,  und  begründet  die 
Uebernahine  der  Function  als  Leiter  oder  Lehrer  einer  Sonntags- 
schule für  sich  allein  nicU  die  Eigenschaft;  als  Beligionsdiener  oder 
Beamter  im  Sinne  der  §§.  196,  359.  St*-G.*B.  Das  Beichsgericht 
gesteht  hinsichtHcb  der  Lehrer  an  der  Sonntagsschule  auch  ausdruck- 
lich zu,  dass  sie  die  Thätigkeit  nicht  als  Beamte  oder  als  Beligions*- 
diener  übernommen  haben.  Worin  liegt  denn  aber  der  begriffliche 
unterschied  von  den  Leitern  ?  Müssen  dies  nothwendig  Pfarrer  sein  ? 
Nein!  Oder  muss  jeder  Pfarrer  eine  Sonntagschule  halten?  Aber- 
mals nein !  Dann  fällt  dieselbe  auch  nicht  in  ihren  Amtskreis.  Den 
hohen  Beichsrichtern  würde  dies  vermuthlich  klar  geworden  sein, 
wenn  es  sich  um  einen  katholischen  Geistlichen  gehandelt  hätte. 
Wenn  derselbe  z.  B.  einen  Qesellenverein  leitet  und  die  Gesellen  zu 
religiösen  üebungen  vereinigt,  übt  er  damit  ein  Amt  aus? 

12)  ürtheil  vom  27.  Mai  1881  (Bechtspr.  Strafs.  III.  S.  336): 
Der  Trauungs-Geistliche  kann  sich  den  Nachweis  der  vor- 
hergegangenen bürgerlichen  Eheschliessung  nicht  blos 
durch  Bescheinigung  des  Standesbeamten,  sondern  auch 
durch  mündliche  Versicherung  beliebiger  anderer  Personen 
erbringen  lassen. 
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Der  Angeklagte  hatte  die  kirchliche.  Einsegnung  einer  Ehe 
vollzogen,  ohne  dass  dieselbe  zuvor  vor  dem  Standesbeamten  ge- 
schlossen war  und  ohne  dass  ihm  eine  nach  §.  54.  ßelchsgeä.  vom 
6.  Febr.  1875  von  dem  Standesbeamten  auszustellende  Bescheinigung 
vorlag.  Deshalb  nach  §.  67.  cit.  Ges.  strafrechtlicb  verfolgt;  befief 
ersieh  darauf,  dass  die  Verlobte  und  eine  Zeugin  ihm  versichert 
hätten :  die  Ehe  sei  bereits  vor  dem  Standesamt  geschlössen  und  der 
junge  Ehemann  habe  nur  vergessen,  den  ihm  darflber  ausgestellten 
Schein  mitzubringen.  Das  Landgericht  sprach  in  der  That  den  An- 
geklagten frei,  weil  nicht  nachgewiesen,  dass  er  in  ^em  BewussiBein 
gehandelt,  der  zu  verlangende  Nachweis  sei  überhaupt  nicht  oder 
nicht  in  zureichender  Weise  geliefert.  Dagegen  Revision  des  Sta^ts^ 
anwalts.  Das  Reichsgericht  verwirft  die  Revision  tind  belässt  ea  bei 
der  Freisprechung,  weil  sich  aus  der  Entstehungsgeschichte  des  PöN 
sonenstands-Gesetzes  ergebe,  dass  die  bürgerliche  Eheschliessung  nicht 
erst,  wie  früher  in  Preussen,  durch  Eintragung  in  da«  Heiralthsre- 
gister  (Literalform) ,  sondern  durch  den  Akt  selbst  (§.  58.)  erfdgCj 
so  dass  der  Eintrag  in  das  Heirathsregister  und  die  Ausstellung  einer 
Bescheinigung  (§.  54.)  nicht  mehr  die  Eheschliessung  selbst  ent- 
halten (sie!),  sondern  nur  die  Beurkundungsraitlel  der  Bheschliessung 
sind.  Dieser  gelehrten  Ausführung  folgt  dann  noch  die  Bemerkung, 
dass  cfüpose  Dienstvergehen  in  den  Reichsgesetzen  nur  ausnahms- 
weise bestraft  werden,  und  der  §.  67.  cit.  nicht  ausdrücklich  fahr- 
lässiges Handeln  des  Geistlichen  bedrohe.  —  Das  ürtheil  kann  für 
richtig  nicht  erachtet  werden.  Ob  die  Ehen  in  Preussen  früher  durch 
Eintragung  in  das  Heirathsregister  geschlossen  «wurden,  wie  der  hohe 
Reichsrichter  sagt,  wollen  wir  dahin  gestellt  sein  lassen.  Bisher 
nahm  man  an,  dass  sie  durch  Gonsensus  der  Contrahenten  geschlossen 
würden.  Doch  lassen  wir  diese  Abschweifungen  ebenso  bei  Seite,  wie 
die  über  dolus  und  culpa.  Denn  es  kommt  lediglich  auf  die  Frage 
an,  durch  welche  Beweismittel  dem  Geistlichen  nachzuweisen  ist, 
dass  die  Ehe  vor  dem  Standesbeamten  geschlossen  worden.  Hierüber 
ei'geben  die  Motive  und  die  Reichstagsverhandlungen  nichts.  Im 
Gesetz  aber  ist  kein  anderes  Beweismittel  erwähnt,  als  die  nach 
§.  54.  von  dem  Standesbeamten  auszustellende  Bescheinigung.  An- 
dere Beweismittel  (Zeugen,  Urkunden,  Eid)  sind  durch  die  Natur 
der  Sache  ausgeschlossen,  weil  dem  Geistlichen  die  Qualität  fehlt, 
diese  Beweismittel  zu  erheberi.  Oder  soll  er  wie  ein  Richter  die 
Zeugen  vereiden,  die  Urkunden  würdigen  und  Parteienieide  zulassen? 
Soll  seine  freie  Beweiswürdigung  sogar  soweit  gehen,  dass  er  unbe- 
eidete  Zeugnisse  für  wahr  annehmen  darf?    Letztere  Monstruosität 
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wird  in  der  Tbat  vom  Beichsgerieht  behaaptet.  Das8  hiebei  der 
Zweck  des  Gesetzes,  die  ohligatorische  Civilehe  (§§.  .1  und  41.)  nicht 
bestehen  kann,  liegt  auf  der  Hand.  Ob  es  sich  im  vorliegenden 
Fall  um  einen  katholischen  oder  protestantischen  Geistlichen  gehan- 
delt hat,  wird  nicht  gesagt.  Vermutfalich  um  einen  protestantischen. 
13)  ürtheil  vom  2.  Juni  1881  (Eechtspr.  Strafs.  III.  S.  365): 
Der  Qharfreitag  ist  in  Bayern  kein  allgemeiner  Feiertag 
im  Sinne  des  §.  43.  Abs.  2.  Str.-Proc.-O. 
Der  Angeklagte»  ein  Katholik,  hatte  gegen  das  ihn  verurthei- 
lende  ürtheil  des  bayerischen  Landgerichts  T.  vom  8..  April  1881 
am  16.  April  ejd.  Bevision  eingelegt,  also  einen  Tag  nach  der  in 
§.  3^1.  Str,«Pn-rO.  bestimmten  eiuwöchentlicheu  Frist  Das  Land- 
gericht T.  wies  die  Bevisionsanmeldung  als  verspätet  und  deshalb 
unzulässig  zurück.  Hieg^geu;  erfolgte  Beschwerde  des  Angeklagten 
an  das  Bevisionsgericbt,  das  Leipziger  Beichsgericht ,  welche  sich 
daj^uf  gründete,  dass  der  15.  April  Charfreitag  ,ein  »allgemeiner 
Feiertag«  im  Sinne,  des  §.  43.  Abs,  2,  Str.-Pr.-O,  gewesen,  daher 
die  Fri$t  e^st  mit  Ablfmf  des  nächstfolgenden  Werktages  abgelaufen 
sei ;  Insbesondere  machte  der  Angeklagte  geltend ,  dass  der  Festver- 
kehr an  seinem  Wohnort  am  Charfreitag  laut  Anordnung  der  Post- 
beh9rde..geru;bt  habe,  so  dass  er  seine  Beyisiopsanmeldung  an  diesem 
Tage  njw5ht  habe  expedir^n  könpcÄ.  —  Das  Beichsgericht  verwirft 
die  Beschwerde,-  indem  es  ausführt:  Die  »allgemeinen  Feiertage« 
seien  reicfasgesetzlich  nicht  bestimmt  und  also  nach  landesrechtlichen 
Yorscbriften ,  zu  entscheiden.  Man  verstehe  darunter  nicht  allein  die 
als  aUgemeine  Feiertage  von  den  drei  in  Bayern  recipirten  christ- 
lichen Confes^^onen  gleicherweise  geleiertea  und  durch  Gesetz  oder 
Yerovdnung  an«erkannten,  sonderi;i  auch  alle  diejenigen  Tage^  an  wel- 
chen an  einem,  bestimmten  Ort  in  den  öffentlichen  und  bürgerlichen 
AjQgelegenheiten  zufolge  staatlicher  Anordnung  oder  Gestattung  Ge- 
sejiäftsrube  herrscht.  Hiezu  gehöre  aber  der  Charfreitag  im  Bezirk 
des  Landgerichts  T.  nicht.  Denn  derselbe  habe  eine  weitaus  über- 
wiegende katholische  Einwohnerschaft,  und  nach  Auskunft  des  Land- 
gerichts ruhen  dort  am  Charfreitag  die  Gerichtsgeschäfte  nicht.  Die 
für  den  Postverkehr  getroflfene  Anordnung  sei  für  die  Berechnung 
der  bei  den  Gerichten  wahrzunehmenden  Fristen  nicht  massgebend. 
Auch  die  bayerische  Verfassungsurkunde  ergebe  kein  anderes  Be- 
sultat ;  denn  daraus,  dass  die  im  Königreich  Bayern  bestehenden  drei 
christlichen  Eirchengesellschaften  gleiche  bürgerliche  und  politische 
Bechte  geniessen,  folge  keineswegs,  dass  die  Feiertage  der  einen 
..Confession  von  der  andern  mitgehalten  werden  müssen,   zumal   das 
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Beligiansedict  (Beilage  Q.  der  VerGstssungsufkuade)  in  §§.  80.  82.  daä 
Gegentheil  ergebe«  Am  wenigsten  kdnoe  Angeklagter  als 'Katliörfk 
in  einem  katholischen  Oerichtsbezirk  sieh  auf  deti  €!harfreitag' alsf 
besonderen  Feiertag  seiner  Confesrion- berttfcfn.'  -^  Wir  freuött  tihis, 
hier  endlich  ein  ürtheii  gefunden  zu  haben  ,^  welches-  der-  Kfrtik 
Stand  häli  .  ^      •  .   m  ..  ,-. 

14)  ürtheii  vom  2.  Nov.  1880  (Enfech.  iWichsger.Sfkfs:  Tl. 
S.  398)  r  Der  Tag  Epiphanias  (h/  drei^  EMge-  6.'  Janliär) 
ist  in  der  Provinz  Wastpreussen  kein  allgemeiner  Feier- 
tag im  Sinne  des  §.  681.  Civ.-Pr.-O.    An  diesetn  Tage 
dürfen  dort  also  Zwai^s Vollstreckungen  stattfinden. 
Im  Bezirk  des  Amtsgerichts  Marien  bürg  (We^tpreüseen)  hatte 
der  Angeklagte  gegen  die  von  einem  Gerichtsvollzieher  äin  6.  Januar 
1880 1  dem  katholischen  Feiertag  Epiphaüias;  volMreekte  Mobiliar- 
execution  Widerstand  geleistet  (Vergeben  nach  §.113.  8t.-G.-B;). 
Deshalb  vor  Gericht  gestellt,  machte  der  Angeklagte  zu  seiner ' Ver- 
theidigung  geltend,  das»  der  Gerichtsvollzieher  ^lich   nicht' in '  der 
rechtmässigen  Ausübung  seines  Amtes  befunden  habe,  #^ll  die  Yoll- 
Streckung  an  gedachtem  Tage  ohne  besondere  Ertaubniss  defs  Amts-^ 
richters  gesetzwidrig  gewesen  sei.     Der  erste   Richter   conötatitte, 
dass  die  Bevölkerung  der  Qrunhagener  Gegend ,    wo   die  Execution 
stattfand,  überwiegend  katholisch,  daher  dort  der  katholische  Feier- 
tag Epiphanias  ein   »allgemeiner  Feiertag«  sei,   an   welchem  nach 
§.  681.  Civ.-Pr.-O,  keine  Execution  erfolgen  durfte,  und  sprach  den 
Angeklagten  frei.  —  Das  Reichsgericht  dagegen  hat  das  erste  Ür- 
theii aufgehoben,  weil  das  Fest  Epiphanias  kein  »allgemeiner  Feier- 
tag« gewesen  sei.     Die  Bedeutung  dieses   Ausdrucks   sei   aus  dem 
Landrecht  zu  entnehmen  und  bestehe  darin,  dass  in  den  öffentlichen 
und  bürgerlichen  Angelegenheiten  Geschäfksruhe  herrsche.    Wegen 
dieser  das  Gemeinwesen  wie  auch  Privatrechte  berührenden  Wirkung 
sei  die   staatliche   Anordnung  oder   Anerkennung  erforderlich,   wie 
§.  35.  II.  11  A.  L.  R.  ausdrücklich  bestimme.    Der  Tag  Epiphanias 
aber  sei  weder  für  Wechselrecht  noch  für  die  zumeist  von  Katho- 
liken bewohnte  Rheinprovinz  (sicl)    als   allgemeiner  Feiertag  aner- 
kannt.   Allerdings  sei  durch  Verf.  des  Oberland.-Qer.-Präs.  zu  Ma- 
rienwerder   vom   20.  April    1880   den   Gerichten   des    Bezirks  <las 
Justizmin.  Rescr.  vom  12.  Mai  1843  in  Erinnerung  gebracht,  wonach 
in  Westpreussen   an  den  bezeichneten  sieben  gebotenen  katholischen 
Feiertagen,    darunter   auch   am  Epiphaniastag,   keine  Termine  für 
Katholiken  anberaumt  und  an  rein  katholischen  Orten  von  den  Ge- 
richtsbehörden womöglich  Geschäftsruhe  beobachtet,   besonders  aber 
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keine  öffentliche  Licitation  abgehaltea  werden  sonen.  Aber  diesea 
Rescript  sei  lediglich  eiiie  Gesehäftsiastrnction  und  bringe  gerade 
deutlich  zum  Ausdruck,  dass  der  Epiphaniastag  Icein  allgemeiner 
Feiertag  $ei.  In  demselben  Sinne  bestimme  auch  das  Just.-Min.- 
Rescr.  vom  18.  April  1850,  dass  in  allen  „  Provinzen,  wo  die  Verord- 
nung vom  3.  Januar  1849  Geltung  habe,  an  den  gedachten  sieben 
katholischen  Feiertagen  keine  öffentlichen  Sitzungen  oder  Licita^ionen 
abgehalten  werden: sollen;  und  in  demselben  Rescript  t^erde  aus- 
drüqklich  ausgesprochen^  dass  diese  sieben  katholischen  Feiertage 
nicht  zu  den  gesetzlichen  Feiertagen  zu  rechnen  seien.  -^  Das  Reichsge- 
richt ist  sich  über  den  Punkt,  auf  den  es  ankommt,  offenbat  nicht  klar 
und  schwankt  zwischen  dßn  A^usdtücken  »allgemeiner«  und  »gösetz- 
licher«  Feiertag  bin  und  ber,  Gesetzliche  Feiertage  gibt  es  in  Preujssen 
überhaupt,  nielrt^  weil  es  an  einer  Convention  mit  dem  papstiichea  Stuhl 
darüber  fehlt.  In  Prankreich  besteht  eine  solche  vom  29.  germinal  X. 
und  hat  vier  Feiertage :  Weihnachten,  Asceusion,  Assumption  und  Aller- 
heiligen festgesetzt»  Der  Staat  kann  keinen  Gottesdienst  halten, 
also  auch  keinen  Feiertag  einffihren.  Beim  Mangel  einer  Convention 
aber  hat  man  in  Preussen  das  Bedurfniss  gefühlt,  in  katholischen 
Gegenden  den  Gewohnheiten  der  Bevölkerung  Rechnung  zu  tragen, 
und  das  ist  der  Sinn  des  Just.-Min.-Rescr.  vom  12.  Mai  1843  und 
12.  April  1850,  sowie  der  Oberlandesger.-Verf.  vom  20.  April  1880. 
Ein  »allgemeiner«  Feiertag  ist  in  diesej^  katholischen  Gegenden  der 
von  der  Bevölkerung  allgemein  gehaltene  und  von  der  Kirche  ge- 
botene Feiertag.  Dass  hieiu  in  der  Grünhagener  Gegend  auch  der 
Epiphaniastag  gehört,  kann  nach  der  Auskunft  des  ersten  Richters 
nicht  zweifelhaft  sein.  Das  ürtheil  des  Reichsgerichts  ist  also  un- 
richtig. Die  Verhältnisse  der  Rheinprovinz  sind  ganz  unpassend 
herangezogen.  Es  zeigt  sich  bei  diesem  ürtheil  wieder,  wie  bei  so 
vielen  anderen,  dass  dem  Reichsgericht  das  Verständniss  für  katho- 
lische und  überhaupt  religiöse  Angelegenheiten  fehlt. 

15)  ürtheil  vom  20.  Januar  1881  (Entsch.  Reichsger.  Strafs. 
III.  S.  258) :  Ein  raaigesetzlich  angestellter  Rendant  einer 
katholischen  Pfarrgemeinde  ist  ein  mittelbarer  Staatsbe- 
amter. 
Der  Angeklagte  hatte  als  maigesetzlich  angestellter  Rendant  der 
kath.  Pfarrkirche  zu  M.  in  den  J.  1879  und  1880  600  M.  Kirohengelder 
aus  der  Sparkasse  entnommen  und  für  sich  verwendet.   Deshalb  wegen 
Unterschlagung  von  in  amtlicher  Eigenschaft  in  seiner  Gewahrsam  be- 
findlichen Geldern  angeklagt  (§.  350.  St.-G.-B.)  war  er  vom  Landge- 
richt Aachen  nur  wegen  einfacher  Unterschlagung  (§.  246.  St.-G.-B.) 


80       Recfdingh,  Rechtsprechung  des  deutschen  Reichsgerichts  (1881% 

bestraft  worden.    Das  Landgericht  erklärte,  ihn  nicht  als  Staatsbe- 
amten betrachten  zu  können,  weil  er  Kirchenvermögen  zu  verwalten 
gehabt  habe,  welches  lediglich  kirchlichen  Zwecken  diene,  und  weil 
Staatszwecke  weder  dadurch  gefördert   noch   dabei   in  Betracht  ge- 
zogen würden;  auch   aus   dem   Oberaufsichtsrecht  des  Staates  nach 
preuss.  Ges.  vom  20.  Juni  1875   über  die  Vermögensverwaltung  in 
den  katholischen  Kircbengemeinden  folge  nicht,   dass   der   Kendant 
Staatsbeamter  sei.  —  Das  Reichsgericht  verwirft  diese  Ansicht  und 
führt  aus:  als  mittelbare  Staatsbeamte  stellen  sich  in  Freussen  die- 
jenigen Personen  dar,   welche   im  Dienste  einer  Gemeinheit  stehen, 
welche,  weil  organisch  in  die  Verfassung  des  Staates  eingreifend^  der 
staatlichen  Aufsicht  und  Controle  unterliegen.  Schon  das  preussiscbe 
A.  L.  ß.  IL  10.  §.  69;  11.  §§.  113,  156,  161,  217,  618,  627  habe 
eine   Oberaufsicht   des  Staates  über  die  Einkünfte  der  Kirchen  ge- 
kannt.   Nachdem  aber  durch  Ges.  vom  18.  Juni  1875  die  Art.  15 
und  18.  der  preuss.  Verfassung  aufgehoben  seien,  habe  das  Ges.  vom 
20.  Juni  1875  eine   neue    Organisation   der   katholischen   Pfarrge- 
meinden in  vermögensrechtlicher  Beziehung  geschafifen  und  die  des- 
halbigen  staatlichen   Au(sichtsrechte   geregelt.     Das  Beichsgericht 
kennzeichnet  sodann  aus  den  Motiven  des  Gesetzes  die  genugsam  be- 
kannte Tendenz  desselben   gegen  die  s.  g.  üebergriffe  des  katholi- 
schen Klerus  und  erwähnt,  dass  nach  §.  10.  ein  nicht  zum  Kirchen- 
vorstand  gehöriger   Bendant   zu   den  Kirchendienern  im  Sinne  des 
Gesetzes  vom  12.  Mai  1873  gehöre;  sogar  könnten  nach  §.  42.  Ge- 
schäftsanweisungen vom  Oberpräsidenten  Wm  Einvernehmen  mit  dein 
Bischof  oder  an  dessen  Stelle  mit  dem   bestellten  Staatscommissar 
erlassen  werden ;  und  ferner  sei  nach  §§.  50.  52.  die  staatliche  Auf- 
sichtsbehörde berechtigt,  Einsicht  vom  Etat  zu  nehmen  und  einzelne 
Posten  zu  beanstanden,   auch    müsse   ihr   die   Jahresrechnung  zur 
Prüfung  mitgetheilt  werden.  —  Wir  haben  schon  in  einem  ähnlichen 
Falle  (vgl.  Archiv  Bd.  46.  S.  36)  unsere  Ansicht  dargelegt  und  die 
in  Leipzig  herrschende  Begrififsverwirrung  beklagt.  Vom  staatsrecht- 
lichen Standpunkt  aus  sind  die  Kirchengesellschafben  prineipiell  nur 
Gesellschaften  mit  Privatrechten  oder,  wenn  der   Staat  ihnen  Cor- 
pordtionsrechte  verleiht,    wie   den   katholischen   Pfarrgemeinden  in 
Preussen,  privilegirte  öffentlich-rechtliche  Corporationen ,   auf  deren 
Vermögensverwaltung  der  Staat  vermöge  seiner  s.  g.  Kirchenhoheit 
(jus  circa  sacra)  vielfachen  Einfluss  ausübt.    Aber  dadurch,  dass  der 
Staat  sich  in  diese  Verwaltung  von  Kirchengut  einmischt,  wird  letz- 
teres noch  immer  kein  Staatsgut  und  wird  die  Verwaltung  noch  im- 
mer keine  Staatsverwaltung;  gerade  so  wenig,   wie  wenn  der  Staat 
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aus  palizeilichen  Biicksichten  sich  in  eine  Privateisenbahn- Verwaltung 
mischt,  dies  dadurch  eine  Staatsverwaltung  und  die  Eisenbahn  eine 
Staatseisenbahn  wird.  Allerdings  kann  der  Staat  —  er  hat  ja  di« 
physische  Gewalt  —  das  Eirchengut  confiseiren.  Aber  so  weit  gehen 
die  s.  g.  Maigesetze  in  Preussen  nicht.  Bei  diesen  Gesetzen  handelte 
es  sich  nur  um  Ausdehnung  der  Kirchen-Hoheit^  der  jura  drca  sacra, 
also  um  Eingriffe  in  ein  dem  Staat  fremdes  Gebiet,  nicht  um  eine 
»organisch  in  die  Verfassung  des  Staates  eingreifende  Gemeinheit.€ 
Das  Beichsgericht  wird  durch  den  Gang  des  kirchenpolitisehen  Kampfes 
in  Deutschland  vielleicht  einmal  eines  Besseren  belehrt  werden.  Vor- 
läufig ist  den  Protestanten  «der  Begriff  der  Eirehe  verloren  gegangen, 
und  darf  man  sich  daher  nicht  wuodern,  dass  sie  Eit^he  und  Staat 
nicht  mehr  zu  unterscheiden  wissen,  und  also  auch  die  Kirchendiener 
über  einen  Eamm  mit  den  Staatsdienem  scfaeereu.  Das  vorliegende 
Urtheil  ist  leider  abermals  unrichtig. 
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VI. 
Oesterr.  staatskirchliche  Erlasse  und  Entscheidungen. 

1,    Verordnung  der  Minister  für   Cultus  und   Unterricht  und  der 

Finanzen  vom  3,  April  1879,  betreffend  die  behördliche  Genehmigung 

jener  Bauführungen ,    wegen  welcher   ein  Anspruch  auf  Herabmin- 

derung  des  Religionsfondsbeitrages  gestellt  wird, 

'    (Reichsges.-Bl.  1879,  Stück  XXII.  Nr.  55.) 

Bauführungen ,  auf  Grund  deren  ein  Anspruch  auf  Herabrain- 
derung  des  Religionsfondsbeitrages  im  Sinne  der  §§.  11  und  12  des 
Gesetzes  vom  7.  Mai  1874  (R.  G.  Bl.  Nr.  51),  dann  der  §§.  4,  9. 
Alinea  5  und  34  der  Ministerialverordnung  vom  25.  März  1875 
(R.  G.  Bl.  Nr.  39)  gestellt  werden  soll,  sind  vor  der  InangriflFnahme 
der  zur  Bemessung  des  Beitrages  zuständigen  Landesbehörde,  in 
Fällen  dringlicher  Art  aber  der  politischen  Bezirksbehörde,  in  deren 
Sprengel  das  Bauobject  liegt,  zur  Genehmigung  anzuzeigen. 

Ausgenommen  hiervon  sind  nur  jene  Baufälle,  in  denen  nach- 
gewiesen werden  kann,  dass  die  Nothwendigkeit  des  Baues  und  die 
Kostenziflfer  bereits  durch  ein  anderweitiges  behördliches  Erkenntniss 
festgestellt  worden  ist. 

In  diesem  Falle  verbleibt  es  hinsichtlich  der  Frist  zur  Anzeige 
bei  der  Ministerial- Verordnung  vom  4.  Januar  1878  (R.  G.  Bl.  Nr.  7). 

Die  Landes-  resp.  die  politische  Bezirksbehörde  hat  die  Ge- 
nehmigung nur  dann  auszusprechen,  wenn  die  Bauführung  zur  Er- 
haltung der  Vermögenssubstanz  oder  zum  rationellen  Betriebe  der 
Wirthschaft  erforderlich  erscheint.  Ist  dieselbe  durch  ein  Verschul- 
den des  beitragspflichtigen  Subjectes  nothwendig  geworden,  so  hat 
die  Genehmigung  nur  mit  dem  Vorbehalte  zu  erfolgen,  dass  für  die- 
selbe in  erster  Linie  das  freie  Einkommen  des  schuldtragenden  kirch- 
lichen Besitzers  aufzukommen  hat. 

In  allen  Fällen,  wo  durch  die  Genehmigung  eine  Abschreibung 
an  dem  gesetzlich  bemessenen  Religionsfondsbeitrage  herbeigeführt 
werden  kann,  welche  die  in  dem  Ministerialerlasse  vom  4.  December 
1878,  Z.  18526  bezeichnete  Summe  übersteigt,  sind  die  Acten  vor 
der  Genehmigung,  in  dringenden  Fällen  aber  unmittelbar  nach  der- 
selben dem  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  zur  Entscheidung 
vorzulegen. 


Verordnung  des  Min,  für  Cultus  und  Unterricht  v,  15.  April  1679.       83 

Wurde  die  Genehmigung  nicht  erwirkt,  so  geht  dadurch  jeder 
Anspruch  auf  Berücksichtigung  des  betreifenden  Aufwandes  bei  Be- 
messung des  Beligionsfondsbeitrages  verloren. 

Stremayr  m.  p. 

2.  Verordnung  des  Ministers  für  (Mtus  und  Unterricht  vom  15.  April 
1879^  wodurch  das  Uebereinkommen  jswischen  der  k.  Je.  österr,  und 
der  kgl.  sächsischen  Regierung,  betr.  die  Regelung  des  Personalstandes, 
dann  der  kirchlichen  und  Schidverhältnisse  auf  kgl,  sächsischem  Ge- 
biete in  Verwendung  stehenden  österreichischen  Zoll-  und  Eisenbahn- 
Bediensteten,  kundgemacht  wird, 
(Reichsges.-Bl.  1879,  Stück  XXII,  Nr.  57.) 

Die  k.  k.  österr.  und  die  kgl.  sächs.  Begierung  sind  mittelst 
Austausches  gleichlautender  Ministerialerklärungen  dd.  21.  Januar, 
bezüglich  5.  Februar  1879,  wegen  Begelung  der  Personalstandes-, 
dann  der  kirchlichen  und  Schulverhältnisse  der  auf  kgl.  sächs.  Ge- 
biete in.  Verwendung  stehenden  österreichischen  Zoll-  und  Eisenbahn- 
Bediensteten  über  nachstehende  Punkte  übereingekommen: 

1.    Form  der  Eheschliessung. 

Für  die  Form  der  Eheschliessung  der  bezeichneten  Angestellten 
und  der  mit  ihnen  gemeinschaftlich  lebenden  Angehörigen  sind  nur 
die  im  Königreiche  Sachsen  geltenden  Staatsgesetze  massgebend. 

2.    Erfordernisse  der  Elieschliessung. 

Bei  der  Beurtheilung  der  gesetzlichen  Befähigung  der  betref- 
fenden Angestellten  zur  Eheschliessung  sind  in  erster  Linie  die- 
jenigen Bestimmungen  der  im  Königreiche  Sachsen  geltenden  Staats- 
gesetze, welche  Verbote  •absolut  zwingender  Natur  enthalten,  zu  be- 
rücksichtigen. Hiervon  abgesehen,  sind  die  hierbei  in  Betracht  kom- 
menden bürgerlichen  (einschliesslich  der  dienstlichen  und  polizei- 
lichen) Vorschriften  des  Landes  zur  Richtschnur  zu  nehmen,  dem 
der  Angestellte  angehört. 

Es  ist  von  den  bezeichneten  Angestellten  dann,  wenn  sie  im 
Königreiche  Sachsen  mit  einer  Sächsin  oder  anderen  Reichsangehöri- 
gen oder  Ausländerin  eine  Ehe  schliessen  wollen,  der  Nachweis  zu 
erbringen,  dass  die  beabsichtigte  Eheschliessung  mit  den  bürger- 
lichen und  den  polizeilichen  Vorschriften  des  im  österreichischen 
Reichsrathes  vertretenen  Landes,  dem  sie  angehören,  im  Einklänge 
steht  und  soweit  es  im  einzelnen  Falle  einer  dienstlichen  Ehebewil- 
ligung überhaupt  bedarf,  auch  von  ihrer  Dienstbehörde  genehmigt 
worden  ist. 

6* 
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3.  Beurkundungen  der  Eheschliessungen,  Geburten  und  Sterbefälle. 

Für  die  Beurkundung  der  Eheschliessung,  Geburten  und  Sterbe- 
fälle sind  die  im  Königreiche  Sachsen  geltenden  Staatsgesetze  mass- 
gebend. 

Die  im  Königreiche  Sachsen  bestehende  Einrichtung,  nach 
welcher 

a)  die  königl.  sächsischen  Standesbeamten,  wenn  in  ihrem  Standes- 
amtsbezirke Personen,  welche  nicht  dem  sächsischen  Staate 
angehören,  ohne  Hinterlassung  von  in  Sachsen  lebenden  Leibes- 
erben verstorben  sind,  innerhalb  vi«r  Wochen  nach  Eintritt  des 
Todesfalles  eine  Sterbeurkunde  kostenfrei  auszufertigen  und  an 
die  vorgesetzte  Aufsichtsbehörde  einzureichen  haben  und 

b)  dieser  Todtenschein  nach  vorgängiger  Beglaubigung  durch  die 
dem  Standesbeamten  vorgesetzte  Behörde  an  das  kgl.  sächsische 
Ministerium  des  Innern  einzureichen  und  durch  dasselbe  an  das 
kgl.  sächsische  Ministerium  des  Auswärtigen  zur  Weiterbe- 
förderung an  die  Regierung  des  betreffenden  Heimathsstaates 
abzugeben  ist, 

wird  in  der  Voraussetzung  der  Reciprocität  hierdurch  auf  die  stempel- 
und  gebührenfreie  Ausstellung  und  Mittheilung  von  Matrikelscheinen 
über  die  innerhalb  des  Königreiches  Sachsen  erfolgenden  Ehe- 
schliessungen und  Geburten  der  bezeichneten  Angestellten  und  deren 
Kinder  erstreckt. 

4.  Taufe,  Trauung,  Beerdigung  und  sonstige  pastorale  Functionen. 

Zur  Vornahme  dieser  Acte  ist  der  parochus  domicilii  der  be- 
treffenden Confession  berechtigt. 

5.  Parochial-Verpflichtungen. 

Bezüglich  der  parochialen  Verpflichtungen  der  mehrfach  be- 
zeichneten Angestellten  sind  die  Bestimmungen  massgebend,  welche 
an  dem  jeweiligen  Aufenthaltsorte  der  betreffenden  Angestellten 
hierüber  gelten. 

6.   Leichentransporte. 

Es  wird  unter  Voraussetzung  der  Reciprocität  von  der  königl. 
sächsischen  Regierung  das  Verführen  der  Leichen  der  betreffenden 
Angestellten  und  der  mit  ihnen  zusammenwohnenden  Angehörigen 
bis  an  die  Staatsgrenze  gebührenfrei  (einschliesslich  der  stempelfreien 
Ausfertigung  der  Leichenpässe)  in  den  Fällen  gestattet,  in  welchen 
a)  durch  ein  von  der  Ortspolizeibehörde  ausgestelltes,  bei  dem 
Leichentransporte  zur  Legitimirung  dienendes  Zeugniss  bestä- 
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tigt  wird,  dass  der  Tod  nicht  in  Folge  oder  im  Geleite  einer 
ansteckenden  Krankheit  stattfand  nnd  der  Zustand  der  Leiclie 
nach  dem  Befunde  des  die  Leichenbeschau  vornehmenden  Arztes 
keine  besonderen  sanitätspolizeilichen  Vorkehrungen  rücksi<3ht- 
lich  der  Versargung,  die  jedoch  stets  in  einem  gut  verpicbten 
Sarge  aus  hartem  Holze  oder  aus  Metall  zu  bewerkstelligen 
ist,  erfordert  und  in  welchen 
b)  die  Wegestrecke,  welche  der  Leichentransport  bis  zur  Staats- 
grenze zurückzulegen  hat,  unter  15  Kilometer  beträgt. 

7.  Schulpflicht. 

Die  königl.  sächsische  Regierung  ertheilt  unter  der  Voraus- 
setzung der  Reciprocität,  im  Voraus  ein  für  alle  mal  die  Genehmigung 
dazu,  dass  die  Kinder  der  hier  in  Bede  stehenden  Angestellten, 
welche  in  Grenzbezirken  wohnhaft  und  in  Schulen  des  Königreiches 
Sachsen  gehörig  sind,  ohne  besondere  Zustimmung  der  obersten 
Schulbehörde  benachbarte,  nicht  sächsische  Schulen  besuchen. 

Die  königl.  sächsische  Regierung  wird  auch,  ebenfalls  unter 
der  Voraussetzung  der  Reciprocität,  die  mehrbezeichneten  Angestellten 
rücksichtlich  des  Privatunterrichtes  ganz  wie  Inländer  behandeln, 
ihnen  also  die  nämlichen  Vergünstigungen  zugestehen,  welche  für  die 
Inländer  §.  4.  der  Ausführungsverordnung  zum  Volksschulgesetze  vom 
25.  August  1874  enthält- 

Stremayr  m.  p. 

3.  Beichsgerichtliche  Entscheidung  vom  20.  April  1880  über  die  Un- 
jstdässigkeit  der  Theilnahme  schulpflichtiger^  einer  gesetzlich  aner- 
kannten Bdigionsgenossenschaft  angehörigen  Kinder  an  den  häus- 
lichen Religionsübungen  einer  gesetzlich  nicht  anerkannten  Bdi- 
gionsgenossenschaft, 

(Wiener  Diöcesan-Blatt  1881  Nr.  9.) 

Das  k.  k.  Reichsgericht  hat  über  die  Beschwerde  des  Franz  N., 
Colporteur  in  P. ,  im  eigenen  und  im  Namen  seiner  minderjährigen 
Kinder  Alois  und  Wenzel  vom  15.  Februar  d.  J.  Z.  33  R.  G.  und 
die  darin  gestellte  Bitte  um  Erkenntniss:  »durch  den  Erlass  des  k. 
k.  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  vom  8.  December  v.  J. 
Z.  13169,  insoferne  durch  denselben  verfügt  wird,  dass  von  den 
durch  Franz  N.  zu  veranstaltenden,  auf  die  Familie  des  Veranstal- 
ters und  auf  die  von  ihm  hiezu  speciell  geladenen  Gäste  beschränkten 
häuslichen  BeligionsObungen  ^  schulpflichtige  einer  gesetzlich  aner- 
kannten  Kirche  oder  Bdigionsgenossenschaft  angehörige  Kinder  aus- 
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geschlossen  bleiben,  habe  eine  Verletzung  der  dem  Franz  N.  durch 
das  Staatsgrundgesetz  vom  21.  December  1867  über  die  allgemeinen 
Rechte  der  Staatsbürger  (Nr.  142  R.-G.-B1.)  gewährleisteten  poli- 
tischen Rechte,  namentlich 

1.  in  der  Freiheit  der  Person  (Art.  VIII.  St.-G.-G.  vom  21.  De- 
cember 1867  Z.  142  R..G..B1.); 

2.  in  dem  Rechte,  seine  Meinung  innerhalb  der  gesetzlichen 
Schranken  frei  zu  äussern  (Art.  XIII.  St.-G.-G.  vom  21.  December 
1867  Z.  142  R.-G.-B1.); 

3.  in  der  vollen  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  (Ari  XIV. 
St.-G.-G.  vom  21.  December  1867  Z.  142.  R.-G.-B1.);  und 

4.  in  dem  den  Anhängern  eines  gesetzlich  anerkannten  Reli- 
gionsbekenntnisses gewährleisteten  Rechte  der  häuslichen  Ueligions- 
übung,  insoferne  dieselbe  weder  gesetzwidrig  noch  sitten verletzend 
ist  (Art.  XVI.  des  St.-G.-G.  vom  21.  December  1867  Z.  142  R.-G.-Bl.) 
und  eine  Verletzung  der  den  minderjährigen  Alois  und  Wenzel  N. 
durch  das  Staatsgrundgesetz  vom  21.  December  1867  Z.  142  R.-G.-B1. 
gewährleisteten  Rechte,  namentlich 

1.  der  Freiheit  der  Person  (Art.  VIII.  St.-G.-G.  vom  21.  De- 
cember 1867  Z.  12  R.-G.-BL); 

2.  in  dem  Rechte,  seine  Meinung  innerhalb  der  gesetzlichen 
Schranken  frei  zu  äussern  (Art.  XIII.  St.-G.-G.  vom  21.  December 
1867  Z.  142  R.-G..B1.);  und 

3.  in  der  vollen  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  (Art.  XIV. 
St.-G.-G.  vom  21.  December  1867  Z.  142  R.-G.-BL)  —  stattge- 
funden,« nach  Anhörung  des  Advocaten  Herrn  Dr.  0.  als  Vertreter 
des  Beschwerdeführers  und  des  Herrn  Ministerial-Secretärs  Dr.  Ritter 
von  Sp.  in  Vertretung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Cultus  und  Unter- 
richt zu  Recht  erkannt:  durch  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  für 
Cultus  und  Unterricht  vom  8.  December  1879  Z.  13169^  hat  eine 
Verletzung  verfassungsmässig  gewährleisteter  politischer  Rechte  des 
Beschwerdeführers  oder  seiner  minderjährigen  Kinder  Alois  und 
Wenzel  N.  nicht  stattgefunden. 

Gründe:  Der  Beschwerdeführer  hält  sich  durch  die  mit  dem 
Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  für  Cultus  und  Unterricht  vom  8.  De- 
cember 1879  Z.  13169  im  Einverständnisse  mit  dem  k.  k.  Mini- 
sterium des  Innern  verfügte  Ausschliessung  von  schulpflichtigen, 
einer  gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder  Religionsgenossenschatt  an- 
gehörigen  Kindern  von  den  durch  ihn  zu  veranstaltenden  häuslichen 
Andachtsübungen  einer  gesetzlich  nicht  anerkannten  Glaubensge- 
nossenschaft angehörigen  oder  dazu  speciell  geladenen  anderen  Per- 
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sonen  in  den  durch  das  Staatsgrundgesetz  über  die  allgemeinen  Staats- 
bürgerrechte vom  21.  December  1867  Nr.  142  ß.-G.-Bl.  in  den 
Art.  VIII,  XIII,  XIV  und  XVI.  verfassungsmässig  anerkannten 
Kechten  und  nicht  minder  seine  beiden  schulpflichtigen  Kinder  Alois 
und  Wenzel  N.  in  den  durch  das  gedachte  St.-G.-G.  Art.  VIII,  XIII 
und  XIV.  anerkannten  Rechten  für  verletzt. 

Es  bedarf  zuvörderst  keiner  eingehenderen  Auseinandersetzung, 
dass  die  Art.  VIII,  XIII  und  XIV.  des  bezogenen  Staatsgrundge- 
setzes mit  der  angefochtenen  Ministerial-Entscheidung  nichts  zu 
thun  haben. 

Denn  was  den  Art.  VIII.  anbelangt,  so  geht  sowohl  aus  dem 
Wortlaute  desselben  als  aus  dem ,  für  einen  Bestandtheil  dieses  Ar- 
tikels erklärten  Gesetze  vom  27.  October  1862  Nr.  87  R.-G.-BI.  her- 
vor,  dass  sich  derselbe  lediglich  auf  die  physische  Freiheit  der  Per- 
son, keineswegs  aber  auf  die  durch  eine  blosse  Untersagung  herbei- 
gefülirte  moralische  Beschränkung  ,  der  Handlungsfreiheit  bezieht. 
Wäre  Letzteres  der  Fall  —  was  freilich  eine  ganz  andere  Fassung 
des  betreffenden  Artikels  heischen  würde  —  so  wäre  der  grössere 
Theii  der  übrigen  Artikel  des  angerufenen  Staatsgrundgesetzes  ganz 
überflüssig. 

Ebensowenig  findet  Art.  XIII.  desselben  im  vorliegenden  Falle 
Anwendung,  da  nicht  abzusehen  ist,  wieso  der  Beschwerdeführer  oder 
dessen  beide  Kinder  durch  den  beanständeten  Ministerial-Erlass  in 
ihrer  freien  Meinungsäusserung  beschränkt  worden  wären. 

Gleiches  gilt  von  der  im  Art.  XIV.  gewährleisteten  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit. 

Zwar  behauptet  der  Beschwerdeführer,  dass  sich  die  Glaubens- 
freiheit eben  auch  in  der  Theilnahme  an  den  häuslichen  Andachts- 
Übungen  äussern  könne. 

Dieses  Argument  findet  zunächst  auf  den  Beschwerdeführer 
selbst  keine  Anwendung,  der  ja  durch  den  Ministerial-Erlass  in  der 
persönlichen  Theilnahme  an  den  häuslichen  Andachtsübungen,  ja  in 
der  Veranstaltung  derselben  in  keiner  Weisö  behindert  ist. 

Was  aber  die  beiden  Kinder  des  Beschwerdeführers  betrifft,  so 
mag  hier  davon  abgesehen  werden,  inwieferne  die  allgemeinen  Staats- 
bürgerrechte überhaupt  von  Kindern  und  Unmündigen  in  Anspruch 
genommen  werden  können,  und  inwieferne  diess  insbesondere  von  der 
Glaubensfreiheit  in  Hinblick  auf  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1868 
Nr.  49  R.-G.-B1.  gilt. 

Allein  die  Frage,  welchen  Personen  ein  verfassungsmässig  ge- 
währleistetes Recht  zur  Theilnahme  an  den  religiösen  Versammlungen 
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gesetzlich  nicht  anerkannter  Rdigionsgenossenschaften  zusteht,  kann 
äberhaupt  nicht  aus  dem  allgemeinen  und  verschiedener  Interpre- 
tation fähigen  Grundsatze  der  Olaubens-  und  Gewissensfreiheit,  son- 
dern nur  aus  dem  Art.  XVI.  des  in  Bede  stehenden  Staatsgrundge- 
setzes, als  der  lex  specialis,  erlediget  werden. 

Durch  diesen  Artikel  ist  aber  ein  verfassungsmässiges  Becbt 
der  Theilnahme  an  der  häuslichen  BeUgionsübung  nur  den  Anhängern 
des  betreffenden  gesetzlich  nicht  anerkannten  Religionsbekenntnisses, 
den  Olaubensgenossen  und  nicht  auch  dritten,  diesem  Bekenntnisse 
nicht  angehörigen  Personen  eingeräumt.  Mag  daher  eine  solche  Be- 
fugniss  immerhin  aus  allgemeinen  Principien,  wie  etwa,  dass  erlaubt 
sei,  was  nicht  verboten  ist  —  abgeleitet  werden:  ein  verfassungs- 
mässig gewährleistetes  Recht  anderer  Personen  als  der  betreffenden 
Glaubensgenossen  zur  Theilnahme  an  der  häuslichen  Beligionsübung 
ist  durch  das  angerufene  Staatsgrundgesetz  nicht  statuirt,  woraus 
folgt,  dass  in  der  Einschränkung  jener  Befugniss  eine  Verletzung 
verfassungsmässig  gewährleisteter  Bechte  nicht  liegen  kann. 

Was  aber  insbesondere  schulpflichtige  Kinder  anbelangt,  also 
Kinder,  die  sich  in  einem  Alter  befinden ,  in  welchem  der  Wechsel 
des  Beligionsbekenntnisses  ausgeschlossen  und  der  Unterricht  in  ihrem 
Bekenntnisse  gesetzlich  vorgeschrieben  und  unter  öffentliche  Ueber- 
wacbung  gestellt  ist;  so  Jcann  das  Recht  der  obersten  Leitung  des 
Unterrichtswesens ^  dafür  zu  sorgen^  dass  religiöse  Beirrung  von 
ihnen  abgehalten  werde^  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden.  Demnach 
musste  die  Beschwerde  abgewiesen  werden. 

4.  Accordprotocolle  hei  Kirchen^  tmd  Ifarrhofbaulichkeiten  in  Nieder- 

Österreich. 
(Wiener  Diöcesan-Blatt  1880  Nr.  19.) 

Die  k.  k.  n.  ö.  Statthalterei  hat  am  18.  September  1880 
Z.  29931  an  die  k.  k.  Bezirkshauptmannschaften  in  Niederösterreich 
(mit  Ausnahme  von  Hörn)  folgenden  £rlass  gerichtet: 

»Aus  Anlass  eines  speciellen  Falles  wird  der  k.  k.  Bezirks- 
hauptmannschaft zur  genauen  Darnachachtnng  bekannt  gegeben,  in 
Hinkunft  bei  eigener  Verantwortung  dafür  Sorge  zu  treffen,  dass  in 
die  anlässlich  der  Kirchen-  und  Pfarrhofbaulichkeiten  aufzunehmen- 
den Accordprotocolle,  bei  welchen  das  öffentliche  Patronat  Uetheiligt 
ist,  jederzeit,  bei  Privatpatronaten  aber,  sobald  die  Intervention  der 
politischen  Behörde  angesucht  wird,  nachfolgende  Bestimmung  auf- 
genommen werde :  »Sollte  der  Bauunternehmer  den  ihm  contractlich 
obliegenden  oder  aber  ihm  anlässlich  des  CoUaudirungsactes,  welcher 
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gegenüber  dem  Unternehmer  als  vollen  Beweis  machende  Urkunde 
zu  gelten  hat,  aufgetragenen  Verpflichtungen  nicht  rechtzeitig  oder 
nicht  in  gehöriger  Weise  nachkommen,  so  steht  der  bauführenden 
EirchenvoAtehung  das  Recht  zu,  die  contractlich  bedungene  und  bis 
nun  unvollendete  Arbeit,  beziehungsweise  die  durch  das  CoUaudirungs- 
protocoU  festgestellten  Nachherstellungen  durch  wen  immer,  um  was 
immer  welchen  Preis  auf  seine,  des  Bauunternehmers  Kosten  aus- 
führen zu  lassen  und  sich  rücksichtlich  des  ihr  diessfalls  zuge- 
flossenen Schadens  aus  der  vom  Bauunternehmer  erlegten  Kaution, 
beziehungsweise  dessen  etwa  rüökbehaltenen  Verdienstbeträgen  zahl- 
haft zu  machen,  wobei  letzterer  die  von  der  k.  k.  Bechnungsbehörde 
ausgestellten  Verrechnungsausweise  als  wider  ihn  vollkommen  Be- 
weis ^machende  Urkunden  anerkennte 

:»Der  Bauunternehmer  haftet  überdiess  in  Ansehung  des  durch 
die  Kaution,  resp.  der  Verdienstbeträge  eventuell  nicht  gedeckten 
Schadenbetrages  mit  seinem  gesammten  übrigen  Vermögen.« 

Die  specielle  Stipulation,  dass  der  Bauunternehmer  für  die 
durch  sein  Verschulden  nothwendig  gewordenen  ämtlichen  Erhebungen 
erwachsenen  Commissionskosten  aus  Eigenem  aufzukommen  hat,  ist 
in  das  AccordprotocoU  nicht  aufzunehmen,  weil  sicTi  diese  Verpflich- 
tung bei  Aufnahme  der  obigen  Bestimmung  und  nach  den  Bestim- 
mungen der  Verordnung  des  h.  k.  k.  Ministeriums  für  Cultus  und 
Unterricht  ddto.  25.  Mai  1859,  Nr.  99  B.-G.-BL  von  selbst  ergibt, 

In  jedem  Falle  wird  aber  dafür  Vorsorge  zu  treffen  sein,  dass 
der  Bauunternehmer  zu  solchen  Erhebungen,  um  gegen  ihn  beweis- 
machend zu  sein,  rechtzeitig  zum  Erscheinen  eingeladen  werde. 

5.   Das  Recht  der  Ausländer  in  Bezug  auf  die  cmfessionelle  Er- 
ziehung ihrer  Kinder. 

(Ans  den  juridischen  Blättern.) 

Die  der  israelitischen  Religionsgenossenschaft  angehörigen,  in 
Wien  domicilirenden  Ehegatten  A.  brachten  bei  dem  Magistrate 
Wien  ein  Gesuch  ein,  in  welchem  sie  den  Austritt  ihrer  beiden  in 
Wien  geborenen  und  in  der  Gebnrtsmatrik  der  israelitischen  Gultus- 
gemeinde  Wien  eingetragenen,  zwei  und  acht  Jahre  alten  Kinder  aus 
der  israelitischen  Beligionsgenossenschaft  und  deren  Eintritt  in  die 
evangelische  Kirche  A.  G.  mit  dem  Begehreu  um  Kenntnissnahme 
und  Verständigung  der  Seelsorge  der  -israelitischen  Cultusgemeinde 
in  Wien  zur  Anzeige  brachten. 

Gestützt  wurde  dieses  Gesuch  auf  den  Nachweis  der  preussi- 
schen  Staatsbürgerschaft  der  Eltern  und  daher  auch  der  Kinder  und 
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weiters  auf  eine  Bestätigung  des  preussischen  Justizministeriums 
über  die  Geltung  und  den  Wortlaut  der  §§.  74,  75,  78  und  84, 
Theil  II,  Titel  2,  des  allgemeinen  Landrechtes  ^). 

Vom  Magistrate  Wien  wurde  das  Gesuch  mit  Be^beid  vom 

3.  October  1880,  Z.  240648,  abgewiesen,  weil  »nach  den  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868,  K.-G.-Bl.  Nr.  49,  Art.  1, 
Alinea  1 ,  eheliche  Kinder  der  Religion  der  Eltern  zu  folgen  haben 
und  nur  bei  gemischten  Ehen  den  Eltern  das  Recht  zusteht,  für  die 
noch  unter  sieben  Jahren  stehenden  Kinder  das  Religionsbekeuntniss 
zu  ändern.  € 

Der  Grund,  warum  der  Magistrat  das  österreichische  Recht  und 
nicht  das  im  Gesuche  allein  berufene  preussische  Landrecht  als  mass- 
gebend erachtete,  wurde  im  Bescheide  nicht  bekanntgegeben. 

Die  n.  ö.  Statthalterei  bestätigte  über  Recurs'  mit  Erlass  vom 

4.  November  1880,  Z.  40054,  die  Entscheidung  des  Magistrates  aus 
dessen  Gründen  »und  in  Erwägung,  dass  nach  §.  2.  der  Ministerial- 
Verordnung  vom  13.  Januar  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  13,  das  Gesetz 
vom  25.  Mai  1868 ,  R.-G.-BI.  Nr.  49 ,  auch  auf  Ausländer  Anwen- 
dung findet.« 

Dem  wider  letzteren  Erlass  eingebrachten  Ministerialrecurse  gab 
das  Ministerium  für  Cultus  und  Unterricht  mit  Erlass  vom  31.  März 
1881,  Z.  2045,  statt,  und  zwar  mit  folgender  Begründung: 

»Die  Recurrenten  sind  preussische  Staatsangehörige  und  ihre  per- 
sönliche Fähigkeit  zu  Handlungen  und  Geschäften  ist  sonach  gemäss 
§.  37.  im  Zusammenhalte  mit  §.  4.  allg.  bgl.  Gesetzb.  nach  preuss.  Rechte 
zu  beurtheilen.  Die  Wahl  des  Religionsbekenntnisses  für  die  minder- 
jährigen Kinder  erscheint  aber  als  ein  Act  der  persönlichen  Hand- 
lungsfähigkeit, bezw.  als  ein  Ausfluss  der  elterlichen,  insbesondere 
der  väterlichen  Gewalt  und  es  sind  daher  im  vorliegenden  Falle  die 
bezüglichen  Vorschriften  des   preussischen   Gesetzes   und   nicht   die 


1)  Theil  IL  Titel  2.  '  . 

§.  74.  Die  Anordnung  der  Art,  wie  das  Kind  erzogen  werden  soll, 
kommt  hauptsächlich  dem  Vater  zu. 

§.  75.  Dieser  muss  vorzuglich  dafür  sorgen,  dass  das  Kind  in  der 
Religion  und  nutzlichen  Kenntnissen  den  nöthigen  Unterricht  nach 
seinem  Stande  und  Umstanden  erhalte. 

§.  78.  So  lange  jedoch  Eltern  über  den  ihren  Kindern  zu  ertheilen- 
den  Religionsunterricht  einig  sind,  hat  kein  Dritter  das  Recht,  ihnen 
zu  widersprechen. 

§.  ^4.  Nach  zurückgelegtem  vierzehnten  Jahre  hingegen  steht  es 
lediglich  in  der  Wahl  der  Kinder,  zu  welcher  Religionspartei  sie  sich 
bekennen  wollen. 
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materiell  rechtlichen  Bestiinmangen  des  die  interconfessioaellea  Ver- 
hältnisse  der  österreichischen  Staatsbürger  regelnden  Gesetzes  vom 
25.  Mai  1868,  E.-G.-Bl.  Nr.  49,  in  Anwendung  zu  bringen.  Hieran 
kann  anch  durch  die  Beziehung  des  §.  2.  der  Ministerial- Verordnung 
vom  18.  Januar  1869,  ß.-G.-Bl.  Nr.  13,  wonach  die  Competenz  der 
Behörde  zur  Entgegennahme  der  Austrittserklärung  nicht  durch  die 
österreichische  Staatsbürgerschaft  bedingt  ist,  nichts  geändert  werden, 
weil  diese  Verordnung,  abgesehen  davon,  dass  selbe  ausdrücklich  nur 
zur  Ausführung  der  mit  dem  vorliegenden  Falle  in  gar  keinem  Zu-^ 
sammenhang  stehenden  Artikeln  4,  5  und  6.  des  citirten  Gesetzes 
erlassen  wurde,  lediglich  Formalbestimmungen  hinsichtlich  des  Ueber- 
trittes  normirt,  welchen  auch  alle  in  Oesterreich  lebenden  Fremden, 
ohne  Beeinträchtigung  ihrer  Bechts-  und  Handlungsfähigkeit,  schon 
aus  dem  Grundsatze  locus  regit  actum  unterworfen  erscheinen,  und 
weil  hievon  abgesehen  der  bezogene  Paragraph  überhaupt  nur  eine 
Competenzbestimmung  enthält,  welche  als  solche  ganz  ungeeignet 
erscheint,  bei  der  Entscheidung  materieller  Bechtsfragen  hereinge- 
zogen zu  werden.  Da  nun  die  Becurrenten  in  Betreff  der  Ausübung 
der  aus  der  väterlichen  Gewalt  entspringenden  Befugnisse,  speciell 
der  religiösen  Erziehung  ihrer  Kinder,  nach  den  bezüglichen  Bestim- 
mungen des  preussischen  Bechtes  zu  beurtheilen  sind  und  durch  die 
von  ihnen  beigebrachte  Bestätigung  des  königlich  preussischen  Justiz- 
ministeriums vom  20.  September  1880  über  die  volle  Bechts Wirk- 
samkeit der  §§.  74,  75,  78  und  84.  des  zweiten  Theiles,  Titel  11. 
des  allgemeinen  Landrechtes  für  die  preussischen  Staaten,  nachge- 
wiesen erscheint,  dass  nach  diesen  Bestimmungen  des  hier  in  An- 
wendung kommenden  ausländischen  Gesetzes  den  dem  preussischen 
Staatsverbande  angehörenden  Eltern,  solange  dieselben  über  den  ihren 
Kindern  zu  .ertheilenden  Beligionsunterricht  einig  sind,  keinerlei  Be- 
schränkung in  dieser  Hinsicht  auferlegt  ist;  und  da  ferner  aus  den 
gemeinschaftlichen  Eingaben  der  Becurrenten  die  Uebereinstimmung 
ihres  Willens  in  Betreff  der  Erziehung  ihrer  Kinder  in  der  evangeli- 
schen Beligion  ganz  unzweifelhaft  hervorgeht,  so  können  dieselben  in 
der  Ausführung  dieses  ihres  Willens,  resp.  in  der  Erziehung  ihrer 
Kinder  in  der  evangelischen  Beligion,  obgleich  beide  Eltern  selbst  der 
israelitischen  ßeligionsgenossenschaft  angehören ,  nicht  bebindert 
werden.« 
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Ueber  das  Verhältniss  des  Pfarrers  und  Cooperators  in  Bezug 
auf  den  katechetischen  Unterricht  in  Oesterreich. 

Von  Dr.  Theodor  Kohn,  Weltpriester  der  Erzdiöcege  Olmütz. 

Die  "österreichische  Volksschulgesetzgebung  überlässt  im  Allge- 
meioen  den  Religionsunterricht  den  einzelnen  Confessionen. 

Das  Schul-Gesetz  vom  25.  Mai  1868  R.  G.  B.  Nr.  48.  vin- 
dicirt  die  oberste  Leitung  und  Aufsicht  über  das  gesammte  Unter- 
richts- und  Erziehungswesen  dem  Staate,  der  dieselbe  durch  seine 
Organe  ausüben  lässt. 

Diese  Organe  sind:  der  Landesschulrath,  der  Bezirks-  und  der 
Ortsschulrath. 

Wer  in  dem  Bezirks-  und  Ortsschulratbe  Sitz  und  Stimme 
haben  solle,  wurde  der  Landesgesetzgebung  überlassen. 

Nach  dem  für  die  Markgrafschaft  Mähren  sanctiouirten  Gesetze 
vom  12.  Januar  1870  soll  unter  Anderen  nach  §.  3.  lii  b.  der 
Ortsschulrath  bestehen:  »aus  je  einem  Religionslehrer  der  in  der 
Schulgemeinde  vertretenen  christlichen  Religionsgenossenschaften  und 
für  israelitische  oder  andere  vom  Staate  anerkannten  Religionsge- 
sellschaften aus  dem  von  der  Cultusgemeinde  gewählten  Vertreter.« 

Da  der  katechetische  Unterricht  dort,  wo  mehrere  Priester  in 
der  Seelsorge  thätig  sind,  vielfach  von  den  Cooperatoreu  ertheilt 
wird,  entstand  die  Frage,  ob  der  Pfarrer  der  Gemeinde  ohne  Aus- 
nahme, oder  aber  sein  Cooperator  dort,  wo  er  den  katechetischen 
Unterricht  ertheilt,  als  Mitglied  des  Ortsschulrathes  anzusehen  sei? 

Hervorgerufen  ward  der  Zweifel  durch  den  Umstand,  weil  mau 
über  die  missio  des  Cooperators  bezüglich  der  Ertheilung  des  kate- 
chetischen Unterrichtes  nicht  im  Klaren  war. 

Wir  wollen  nun  untersuchen,  ob  die  Erthöilung  des  katecheti- 
schen Unterrichtes  ein  ausschliessliches  Recht  des  Pfarrers  sei,  und 
ob  der  Cooperator  nur  im  Namen  des  Pfarrers,  als  einfacher  Stell- 
vertreter desselben,  den  katechetischen  Unterricht  ertheile. 

Vor  Allem  ist  es  noth wendig, '  die  Gesctzesstellen  zu  kennen, 
die  über  die  Ertheilung  des  katechetischen  Unterrichtes  handeln. 

Dieselben  sind  doppelter  Art:  allgemeine  und  besondere.  Zu 
den  ersleren  gehören: 


Kohn,  VerJu  der  Seelsorg,  hezg.  des  katech,  Unterrichts  in  Oesterr.       93 

a.  Das  Concü'  von  Trient,  Sess.  5.  cap.  2.  und  Sess.  24.  cap.  4. 
de  ref.  »Quicunque  parochiales  —  heisst  es  an  erster  Stelle  —  vel 
alias  curam  animarum  habentes  ecciesias  quocunque  modo  bbtinent, 
per  se  vel  alios  idoneos,  si  legitirae  impediti  faerint,  diebus  salteni 
dominicis  et  festis  solemnibus,  plebes  sibi  coramissas  pro  sua  et 
earam  capacitate  pascant  salntaribus  verbis ;  docendo  quae  scire  om* 
nibus  necessariam  est  ad  salutem  annunciandoque  eis  cnm  brevitate 
sermouis  vitia,  quae  eos  decUnare  et  virtutes,  quas  sectari  oporteat, 
ut  poenatn  aeternam  evadere  et  coelestem  gloriam  consequi  valeant.« 
Und  in  zweiter  Stelle  heisst  es:  »lidera  etiam  —  nempe  Episcopi  — 
saltem  dominicis  et  aliis  festivis  diebus  pueros  in  singulis  parochiis 
fidei  rudimeuta  et  obedientiam  erga  Deum  et  parentes  diligenter  ab 
iis,  ad  quos  spectabit  doceri  curabunt,  et  si  opus  sit  etiam  per 
censuras  ecclesiasticas  compellent,  non  obstantibus  privilegiis  et  con- 
suetudinibus.« 

b.  Constitutionen  römischer  Päpste  und  zwar:  Pius  F.  »Ex 
debito  pastoralis  officiic  de  dto.  6.  Octobris  1572  ^)  des  Inhaltes, 
dass  die  einzelnen  Ordinarien  durch  zuverlässige  Priester  den  kate- 
chetischen Unterricht  ertheilen  lassen;  Innocene  XIII.  »Non  sine 
gravic  de  dto.  23.  Maji  1723 2),  worin  es  wörtlich  heisst:  »Districte 
praecipimus  Episcopis,  ut  omnino  efficiant,  quod  omnes,  qui  anima- 
rum curam  gerunt,  munia  praedicta  —  scilicet  instructionem  puero- 
rum  in  scholis  —  per  se  ipsos,  vel  si  legitime  impediti  fuerint,  per 
alios  idoneos  diligenter  exequantur;«  Benedict  XIIL  »In  supremo 
majestatis«  de  dto.  13.  Septembris  1724^)  und  Benedict  XIV.  »Etsl 
minime«  de  dto.  7.  Februarii  1742  desselben  Inhaltes. 

c.  Entscheidungen  der  Concüs-Congregation  und  zwar  ältere 
und  neuere  —  Zamboni  führt  in  seiner  Collection  verb.  Canonici 
§.  6.  n.  86.  folgende  am  25.  September  1762  in  Civitatis  Castellanae 
erflossene  an :  »Canonici  CoUegiatae  ecclesiae  terrae  Stabiae  primam 
missam  sub  aurora  celebrantes,  principaliora  fidei  mysteria  edocere, 
ita  ut  decretum  ab  Episcopo,  occasione  visitationis  editum,  sustineri 
debeat,  tenentur.« 

Eine  andere  Entscheidung  der  Concils-Congregation  ist  die  in 
Ugentina,  Visitationis  sanctorum  Liminum  vom  2.  März  1861.  Es 
war  in  der  Diöcesan-Synode  verordnet,  dass  an  Sonn-  und  Feiertagen 
während  der  ersten  hl.  Messe,  mochte  sie  von  wem  immer  gelesen 
worden  sein,  in  allen  Kirchen  und  öffentlichen  Oratorien  ohne  Aus- 

1)  Barbosa,  de  off.  et  potest.  parochi  P.  I.  cap.  XV.  pg.  118. 

2)  Ballar.  rom.  tom.  XIII.  pg.  62.  Ed.  Lnzbg.  n 

3)  Mühtbauer^  Thesar.  Res.  Gong.  Gonc.  Tom.  III.  pg.  881. 
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nähme  der  katechetische  Unterricht  ertheilt  werde.  —  Hiegegen  re- 
monstrirten  die  Ordensconvente  und  riefen  so  eine  Entscheidung  der 
8.  Congregatio  hervor.  —  Auf  die  vorgelegten  zwei  Fragen :  I.  An 
Reguläres  teneantnr  Statuturn,  de  quo  agitur,  servare  in  suis  ecclesiis 
ex  vi  legis  synodalis  in  casu  ?  II.  An  cogi  ad  id  possint  ab  Episcopo 
uti  Delegato  Sedis  Apostolicae  in  casu  ?  erfolgte  die  Antwort :  Ad  I. 
et  n.  »In  proposito  casu  servetur  mandatum  Episcopi.« 

Beachtenswerth  ist  die  Entscheidung  der  Concils-Congregation, 
die  zu  Anfange  dieses  Jahres  gefällt  worden  ist. 

Der  Ordinarius  einer  Diöcese  verordnete  nach  einer  canonischen 
Visitations-Reise,  dass  in  allen  Kirchen  und  öffentlichen  Oratorien 
an  Sonn-  und  gebotenen  Feiertagen  von  den  Priestern  nach  der 
hl.  Messe  der  Katechismus  gelehrt  werde  und  wollte,  dass  die  Säumi- 
gen in  die  Suspension  ipso  facto  verfallen  —  damit  ja  nicht  ein 
Zweifel  entstehe,  welchen  Priestern  er  die  Verpflichtung  zur  Er- 
theilung  des  katechetischen  Unterrichtes  auferlegt  wissen  wollte, 
fügte  er  bei :  »se  hac  ordinatione  obligare  volle  omnes  dioeceseos 
Sacerdotes  cujuscunque  gradus  aut  dignitatis,  haud  exceptis  Vicariis 
foraneis,  Ganonicis  aut  Dignitatibus.«  Diese  bischöfliche  Verordnung 
stiess  sowohl  bei  dem  Cathedral-Gapitel ,  als  auch  bei  den  Ordens- 
conventen,  ja  selbst  bei  dem  Weltclerus  auf  heftigen  Widerstand.  — 
Das  Cardinals-CoUegium,  dem  die  Streitfrage  zur  Entscheidung  vor- 
gelegt wurde,  antwortete  am  29.  Januar  1881  auf  die  zwei  Fragen: 
I.  An  Canonici  Ecclesiae  cathedralis  missam  celebrantes,  teneantur 
legere  doctrinam  christianam  sub  poena  suspensionis  ?  IL  An  sacer- 
dotes missam  celebrantes  pro  confratribus  in  ecclesiis  idem  servare 
teneantur  sub  poena  suspensionis,  wie  folgt:  Ad  I.  et  U.  attentis 
peculiaribus  circumstantiis ,  Episcopus  curet,  ut  in  prima  et  ultima 
missa  tradatur  doctrina  christiana,  dempta  suspensione  ^). 

Wenn  wir  die  angeführten  Gesetzesstellen  überblicken,  so  finden 
wir,  dass  weder  das  Concil  von  Trient,  noch  die  erwähnten  Consti- 
tutionen der  römischen  Päpste,  die  ex  professo  über  die  Ertheilung 
des  katechetischen  Unterrichtes  handeln  und  noch  weniger  die  citirten 
Congregations-Entscheidungen  die  Ertheilung  des  katechetischen  Un- 
terrichtes als  ausschliessliches  Recht  des  Pfarrers  aussprechen. 

Allerdings  sagt  das  Concil  von  Trient  in  der  5.  Sitzung,  dass 
die  Ertheilung  des  katechetischen  Unterrichtes  eine  persönliche  Pflicht 
des  Curaten  sei;  allein  dadurch  ist  nicht  gesagt,  dass  jeder  andere 
Priester  hievon  ausgeschlossen  sei.    Im  Gegentheile  ertheilen'in  der 
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24.  Sitzung  die  Väter  des  Concils  den  Bischöfen  die  Mahnung,  den 
katechetischen  Unterricht  »ad  quos  spectabitc  ertheilen  zu  lassen. 

Oanz  deutlich  sprechen  es  aber  die  von  uns  angeführten  Con* 
stitutionen  aus.  Wenn  Innocenz  XIII.  zur  Ertheilung  des  kateche- 
tischen üntemchtes  »omnes  qui  animarum  curam  gerunt«  verpflich- 
tet, so  kann  man  unmöglich  sagen,  dass  darunter  der  Pfarrer  allein 
geraeint  sei.  Es  Messe  den  Ausdruck  »curam  animarum  gerec  gänz- 
lich missverstehen,  wenn  man  das  Gegentheil  behaupten  wollte. 

Durch  die  oben  citirten  Congregations-Entscheidungen  wird 
jeder  Zweifel  hierüber  behoben.  Wenn  die  Ertheilung  des  kateche- 
tischen Unterrichtes  ein  ausschliessliches  Rocht  des  Pfarrers  wäre, 
dann  könnte  die  Concils- Congregdtion  unmöglich  entscheiden,  dass 
die  Verfügungen  der  Bischöfe,  wornach  selbst  auch  Regulären,  ja 
Canonici  an  Cathedral-  und  CoUegiat-Capiteln  ohne  Unterschied  zur 
Ertheilung  desselben  verpflichtet  sind,  in  Kraft  bleiben  müssen. 

Wir  wollen  nun  sehen,  was  die  Particular-Oesetzgebung  und 
insbesondere,  was  das  geltende  Diöcesan-Recht  der  Olmützer  Erz- 
diöcese  hierüber  feststellt. 

Die  Instructio  pro  parochis  aus  dem  14.  Jahrhunderte  verordnet 
in  Cap.  XVIII :  Et  ne  parvuli  pauem  petant  nee  sit,  qui  frangat  eis, 
parochis  aliisque  sacerdotibus  incumbit,  catechisticam  doctrinam  et 
rudimeuta  articulosque  christianae  fidei  juventuti  singulis  diebus 
dominicis  dillucidare  ac  explanare. 

Im  Pastoralschreiben  des  Bischofes  Leopold  Wilhelm  de  dto. 
4.  November  1653  heisst  es :  Tandem,  cum  multum  intersit,  qualiter 
quisque  ab  ineunte  aetate  formetur,  cundque  soleant  homines  tenere 
cursum  vitae,  quem  a  teneris  annis  didicerunt,  catechisticas  doctrinas 
singulis  dominicis  et  festivis  diebus  opportune  tempore  in  suis  ec- 
clesiis,  prouti  parochorum  aliorumque  ministrorum  exigit  officium, 
juventuti  diligenter  proponant. 

Das  Diöcesan-Statut  vom  8.  November  1764  sagt  sub  n.  II: 
Scholas  omni  hebdoraada  seu  per  se,  sea  per  Capellanos  aut  Coope- 
ratores  visitent,  profectum  juventutis  explorent  et  compertum  defec- 
tam  scholiarchae  corrigant. 

Dasselbe  mit  fast  gleichen  Worten  spricht  die  Diöcesan- Ver- 
ordnung vom  2.  März  1775  sub  num.  4.  aus. 

Das  Pastoralschreiben  des  Erzbischofs  Chotek  vom  13.  Mai  1832 
sagt  unter  Anderen :  Omnes  autem  vos,  qui  exercendae  curae  anima- 
rum adscripti  estis,  et  quidem  severissime  jubemus  imo  obtestamur^ 
ut  praecipuarum  partium  vestrarum  esse  existimetis,  in  educationem 
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juventutis  tarn  in  schola  quam  extra  illam,  vim  quam  maxime  pro- 
ficuam  exercere. 

Aus  den  angefahrten  Belegen  ist  ersichtlich,  dass  das  Particular- 
Becht  der  Erzdiöcese  Olmütz  bis  auf  die  Gegenwart  die  Ertheilnng 
des  katechetischen  Unterrichtes  nie  als  ein  Becht  des  Pfarrers  an- 
sah. Ueberall  heisst  es ,  dass  nicht  nur  der  Pfarrer ,  sondern  auch 
andere,  in  der  Seelsorge  angestellte  Priester  den  katechetischen  Un- 
terricht zn  ertheilen  haben. 

Dies  beweisen  zur  Evidenz  die  Jurisdictions-Decrete,  die  sowohl 
den  Pfarrern  als  auch  den  Cooperatoren  bei  dem  Amtsantritte  ein- 
gehändigt zu  werden  pflegen.  Die  Verpflichtung  zur  Ertheilung  des 
katechetischen  Unterrichtes  wird  sowohl  dem  Pfarrer  als  auch  dem 
Gooperator  mit  folgenden  Worten  übertragen:  »ju?entutis  in  litteris 
et  pietate  institutionem  pro  viribus  promoveas.« 

Somit  ist  der  Gooperator  eines  Pfarrers  vollkommen  befähigt, 
als  Mitglied  des  Ortsschulrathes  einzutreten  und  es  ist  die  Ansicht 
derer,  die  den  Gooperator  den  katechetischen  Unterricht  nur  im 
Namen  des  Pfarrers  ertheilen  lassen,  ganz  und  gar  unhaltbar;  vor- 
ausgesetzt, dass  der  Diöcesanbischof  nicht  etwas  Anderes  be-. 
stimmt  hat. 
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VIII. 
Der  griech.- Orient  staatskirchliche  Streit  in  Serbien  (1881). 

T.  In  Serbien  wurden  durch  ein  Gesetz  vom  30.  September 
(12.  Oct.)  1862  für  jede  griechisch-orientalische  Diöcese  Consistorien 
für  die  Handhabung  der  Ehe-  und  kirchlichen  Disciplinar-Qerichts- 
barkeit  und  die  Verwaltung  der  Kirchengüter  eingesetzt.  Unter  dem 
24.  October  1881  wurde  von  dort  gemeldet,  der  Cultusminister  No- 
vakovid  bereite  eine  auf  gänzliche  Außebung  der  Consistorien  ge- 
richtete Vorlage  für  die  (voraussichtlich  im  Januar  188ä  zusammen- 
tretende) Skupschtina  vor. 

II.  Nach  einer  Meldung  der  »Polit.  Corresp.«  aus  Belgrad 
vom  18.  November  1881  bereitet  der  serbische  Cultus-  und  ünter- 
richtsminister  Novakovid  für  die  Skupschtijia  auch  einen  Gesetzentwurf 
vor,  welcher  die  genaue  Präcisirung  des  Wirkungskreises  und  der 
Befugnisse  des  serbischen  Episcopats  zum  Zwecke  hat  Die  serbische 
Regierung  wünscht  durch  diese  Vorlage  jede  Gefahr  eines  Conflictes 
zwischen  Staat  und  Kirche  in  Serbien  für  alle  Zukunft  auszuschliessen. 
Veranlassung  dazu  gab  der  Conflict  der  Regierung  mit  dem  Metro- 
politen  Michaile  wegen  des  Taxengesetzes,  worüber  wir  weiter  unten 
die  Acten,  soweit  sie  uns  zugänglicli  waren,  folgen  lassen.  In  den 
Kreisen  der  Skupschtinamajorität  erörtert  man  vielfach  den  Gedanken 
eines  dem  Cabinete  Pirotschanac  gleich  ^^  Sessionsbeginne  zu  er- 
theilenden  Vertrauensvotums,  in  welchem  der  Dank  der  Skupschtina 
für  die  vom  Cabinete  im  Confiicte  mit  dem  Metropoliten  Michaile 
an  den  Tag  gelegte  Haltung  zum  Ausdrucke  zu  bringen  wäre. 

III.  Der  Conflict  des  Metropoliten  Michael  mit  der  Regierung 
hatte  seinen  Grund  darin,  dass  der  Metropolit  das  von  der  Skupschtina 
angenommene  und  von  der  Krone  sanctionirte  Staatsgesetz,  wornach 
von  jedem  Kleriker  bei  der  Ertheilung  der  Weihe  oder  Verleihung 
eines  geistlichen  Amtes  gewisse  Taxen  erhoben  werden  sollen,  voll- 
ständig missachtete ,  ja  erklärte ,  dass  ihn  dieses  Gesetz  nicht  binde 
und  er  es  als  nicht  vorhanden  betrachte.  In  Folge  dessen 
wurde  der  genannte  Metropolit  von  Belgrad  auf  den  Antrag  des 
Ministerrathes  durch  fürstlichen  ükas  vom  30.  October  1881  seiner 
Functionen  als  Erzbischof  und  Metropolit  enthoben.  Ob  an  den  Ge- 
rüchten etwas  Wahres  sei,  dass  der   Entsetzung   des    Metropoliten 
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Michael  die  Entdeckung  grosser  Umtriebe  und  Agitationen  gegen  die 
fürstliche  Regierung  vorausgegangen,  sei,  deren  Fäden  theilweise  auf 
die  Person  dag  Metropoliten  zurückgeführt  hatten,  ob  an  diesen  von  der 
Polit  Conr.  vom  Ende  October  aus  Belgrad  gemeldeten  Qerüchten 
etwas  Wahres  sei<  vermögeq  wir  aus  der  Ferne  nicht  zu  beurtheile«. 
Eine  gewisse  Bestätigung  erhielten  diese  Gerüchte  durch  .folgende 
Thatsachen.  . Es_  erscluien  ein^  politische  Cominission  in  dem  Palais 
des.  Metropoliten,,,  um  ihn  zur  üebergabe  dei  Kanzlei  auf^suford^rn 
und  seine  Delogiruiig  zi^  veranlassen,  der  Metropolit  aber  erklärte, 
dass  er  .nur  dey  Crßwalt  weichen  werde.  Es  fand  nun  bei  diesjßr  6e- 
legenbaii  auch. eine  Hausdurchsuchung  durch  diese  Con^mission  statt, 
gegen  wekhe  der  Bfejbropolit  unter  Berufung  auf  di^  serbische  Ver- 
fassung protestirte*  ßei^ieser  Hausdurchsuchung  legte  die  politische 
Commission  auf;  Correspondenzen  des  Metropoliten  mit  dem  General. 
Ignatiev,  mit  dena  Fürsten  Galjtzin,  mit  dem  Redacteur  General 
Komaroy,  mit  dem  Professor  Maikov,  mit  Aksakov  und  General 
Tsckernajev  Beschlag»  Ausserdem  nahm  sie  die  ProtocoUe  der  eimge 
Tag^.  vorbei;  abgehaltenen^ischöflichen  Synode  an  sich,  in  welcher 
gegen,  das  Taxengesetz  Protest  erhoben  war.  Zu  meinem  Namens- 
tage erhielt  der  abgesetzte  Metropolit  aus  Russland  zahlreiche  Glück- 
wünsche ,  darunter  namentlich  auch  von  den  Mitgliedern  der  rassi- 
schen h*  Synode  und  dem  russischen  Qultusminister.  Die  russische 
R^ierung  vermied  es  übrigens,  öffentlich  für  den  abgesetzten  Me- 
tropoliten eia^utreten,  obsehon  die  russische  Presse  in  diesem  Sinne 
ZU;  wirkeii  suchte. .  Der  Metropolit  Michaile  hatte  vergeblich  den 
Czar^n  Alexander  III.,  den  Patriarchen  von  Constautinopel  und  sämmt- 
liche  aufcokephalen  Oberhäupter  der  orthodoxen  orientalischen  Kirche 
angerufen ,  aber  ohne  dadurch  an  der  Thatsache  seiner  Enthebung 
etwas  zu,  ändern.  In  dem  orientalischen  Staatskirchonrechte  ist  die 
Abseteung  eines  Bischofs  durch  die  Staatsgewalt  allerdings  nichts 
Nette»;  auch  gibt  es  bereits  einen  Präcedenzfall  dafür  in  der  neuen 
Geschichte  des  Fürsteuthums  Serbien.  Nach  der  im  eJahre  1858  er- 
folgten Restauration  der  Dynastie  Obrenoviö  bestand  nämlich  einer 
der  ersten  Acte  des  Fürsten  Miloä  Obrenovic  L  in  der  Absetzung  des 
damaligen  Metropoliten,  dem  der  Bischof  von  Schabatz  Michael  zum 
Nachfolger  gegeben  wurde. 

Üeber  den  bisherigen  Verlauf  des  derzeitigen  Conflictes  geben 
die  folgenden  Actenstücke  (die  wir  nach  der  »Polit.  Corr.«  theils 
im  Wortlaute,  theils  im  Auszuge  mittheilen)  näheren  Aufschluss: 
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1.   Schreiben  des  MäropoUten  Michael  vom  12.124,  Mai  1881 

an  den  Culttcsminisier  Novakovic, 

Mein  Herr!  >Das  Taxengesetz  überraschte  uns  sowohl  durch 
sein  Inslebentreten  im  Allgemeinen,  als  auch  ganz  besonders  durch 
die  dasselbe  auszeichnende  Incorrectheit,  Rücksichtslosigkeit  und  den 
Widerspruch,  in  welchem  es  sich  zu  dem  Geiste  der  heiligen  Kirche 
und  ihrer  Satzungen  befindet.  Es  ist  incorrect,  dass  der  Staat  An- 
ordnungen in  Betreff  der  Kirche  erlässt ,  ohne '  vorher  sich  mit  der 
Kirchenbehörde  zu  verständigen.  Den  Staaten  im  Osten  sind  Grenzen 
gezogen  worden,  über  welche  sie  nicht  hinausgehen  dürfen.  Der 
Staat  darf  Nichts  zur  Gesetzeskraft  erheben,  was  die  Kirche  schä- 
digen kann,  —  die  Kirche,  welche  ihre  eigenen  Gesetze  besitzt,  die 
der  Staat  nicht  zu  ändern  vermag.  Die  gegenseitigen  Verhältnisse 
zwischen  Staat  und  Kirche  wurden  bei  uns  bis  jetzt  mit  Klugheit 
und  im  Geiste  der  Gesetzlichkeit  geregelt.  Man  hat  ohne  Anhörung 
der  Bischöfe  keine,  die  Geistlichkeit  und  die  Kirche  berührenden 
Gesetze  geschaffen.  Das  in  Rede  stehende  Gesetz  dagegen  ist  weder 
uns,  noch  der  Bischofs-Synode  zur  vorhergehenden  Aeusserung  vorge- 
legen. Dieses  Verfahren  ist  daher  incorrect.  Durch  die  Inaugurirung 
einer  solchen  Praxis  würde  eine  Kluft  zwischen  Staat  und  Kirche 
entstehen,  die  die  normale  Entwicklung  und  den  Frieden  der  Kirche 
und  des  Staates  hemmen  würde.  Es  würden  Reibungen,  Misstrauen 
und  üebergriffe  auf  der  einen,  und  Ohnmacht  auf  der  anderen  Seite 
hervorgerufen  werden.  Denn  in  diesem  Falle  würde  die  Kirche  ihrer- 
seits  keine  Nöthigung  haben,  bei  ihren,  aus  den  apostolischen  Vor- 
schriften fliessenden  Functionen  eine  Verständigung  mit  dem  Staate 
zu  suchen.  Dieser  darf  nicht  die  Entrichtung  von  Taxen  den  Geist- 
lichen auferlegen  und  so  in  das  innere  Leben  der  Kirche  eingreifen. 
Die  Kirche  steht  hoch  über  den  rechtlichen  Bewegungen  und  Ver- 
änderungen im  Staatsleben,  sie  kann  sich  diesen  nicht  accomodiren. 
Sie  bleibt  sich  gleich,  sie  ist  immer  die  apostolische,  christliche, 
aber  keine  moderne,  keine  mit  Reformen  geflickte. 

Die  Belegung  der  geistlichen  Aemter  mit  Taxen  ist  eine  Ver- 
letzung des  inneren  unabhängigen  kirchlichen  Lebens.  Wie  darf  der 
Staat  für  ein  Amt  Abgaben  fordern,  das  er  nicht  verleiht,  und  von 
einem  Beamten  abfordern,  den  er  nicht  anstellt?  Mit  gleichem 
Rechte  könnte  man  solche  Taxen  von  Gemeinde-  und  Privatdienern 
abfordern,  was  doch  durch  das  Gesetz  nicht  geschah.  Die  Kirche 
kann  überdiess  desshalb  nicht  dulden ,  dass  solche  Taxen  entrichtet 
werden,  weil  sie  die  Sünde  der  Simonie  begründen  würden.  Sodann 
ist  die   Höhe  der  Taxen  eine  unerschwingliche.     Ein  Mönch  könnte 
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nicht  250  Frcs.  zahlen.  Wer  sein  Leben  Gott  weiht,  soll  noch 
dafür  dem  Staate  einen  Tribut  entrichten?  Damit  würde  die  Exi- 
stens  der  Mönche  überhaupt  in  der  Wurzel  angegriffen  werden. 
Die  Kirche  kann  aber  dieses  nöthigen  und  werthen  Organes  nicht 
entbehren.  Die  Weltgeistlichen  sind  nicht  minder  hart  besteuert 
worden.  Nach  all  dem  muss  man  zur  Ueberzeugung  gelangen,  dass 
die  Urheber  des  Taxengesetzes  nicht  einmal  die  Grundelemente  der 
orthodoxen  Kirche  und  des  Christenthums  kannten,  dass  sie  sich 
nicht  von  einem  christlichen  Herzen  und  jener  Pietät  leiten  Hessen, 
welche  wir  für  die  Kirche  hegen  müssen,  in  deren  Schosse  wir  ge- 
boren und  erzogen  wurden.  Die  serbische  Geistlichkeit  beider  Ord- 
nungen hat  einen  solchen  Lohn  für  ihren,  dem  Volke  geleisteten 
Dienste  nicht  verdient.  Es  ist  unbegreiflich ,  wie  die  Staatsgewalt 
sich  dazu  hergeben  konnte,  die  Kirche  zu  erniedrigen,  die  Achtung 
für  deren  Satzungen  zu  untergraben,  die  durch  Jahrhunderte  be- 
stehen.  Vielleicht  trägt  der,  in  andern  Ländern  sich  breitmachende 
und  auch  zu  uns  eindringende  Materialismus  die  Schuld  daran.  In 
den  massgebenden  Kreisen  kann  aber  der  Zug  zum  Materialismus 
nur  Yon  schädlicher  Wirkung  sein.  Ich  finde,  dass  dieses  Gesetz 
nachtheilig  ist.  Alles  aber,  was  dem  orthodoxen  Glauben  in  Serbien 
Schaden  zufügen  kann,  ist  durch  Art.  31.  der  Verfassung  verpönt. 
Durch  den  vor  Gott  und  der  Kirche  geleisteten  Eid  halten  wir  uns 
daher  verpflichtet,  gegen  das  oft  erwähnte  Gesetz  zu  protestiren. - 

Erzbischof  von  Belgrad  und  Metropolit  von  Serbien 

Nr.  758.  Michad.€ 

Belgrad,  12./24.  Mai  1881. 

2,   Antwort  des  Gultmministers. 

Seiner  Eminenz  dem  Herrn  Metropoliten. 

»Euere  Eminenz!  Ich  muss  gestehen,  dass  mich  sowohl  der 
eigenthümliche  Ton  Ihres  Schreibens  als  auch  der  Appell  in  Er- 
staunen setzen,  den  Sie  an  die  Verfassung  und  die  die  Functionen 
der  Kirchenbehörde  regelnden  Gesetze  erliessen.  Diese  enthalten 
Bestimmungen,  die  Ihren  Behauptungen  diametral  zuwiderlaufen. 
Art.  120.  der  Verfassung  vindicirt  der  Bischofs-Synode  das  Recht, 
»die  innern  Glaubensangelegenheiten«  zu  verwalten,  und  könnte  das 
Taxengesetz  nur  dann  dem  Art.  31.  der  Verfassung  zuwiderlaufen, 
wenn  es  die  Propaganda  gegen  die  orthodoxe  Kirche  gestatten,  oder 
doch  bedeuten  würde,  was  von  diesem  Gesetz  gewiss  niemals  gesagt 
werden  kann.  Das  die  Kirchenverwaltung  regelnde  Gesetz  (§.  75.) 
bestimmt,  »dass  die  Bischofs-Syuode  die  Kirche  und  die  Hierarchie 
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im  Sinne  der  Satzangen  dec  orthodoxen  Kirche  leiten  und  ent- 
sprechende Verfügungen  treffen  wird;«  ja  §.  77.  besagt  ausdrück- 
lich, dass  die  »Bischofs-Synode  durch  Vermittlung  des  Cultusministers 
alle  Anordnungen  der  Regierung  empfange,  welche  diese  entweder 
auf  Antrag  der  Synode ,  oder  aus  eigener  Initiative  erlassen  würde. 
Von  einer  Verpflichtung  des  Staates,  über  alles,  die  Kirehe  und 
deren  Diener  Betreffende  sich  vorher  mit  den  Bischöfen  zu  verstän- 
digen, ist  nirgends  die  Rede,  Da  also  das  Taxengesetz  in  correcter 
Weise  entstand  und  da  es  nirgends  in  die  innere  Kirehenverwaltung 
eingreift,  so  fehlt  mir  jedes  Verständniss  für  den  Ton,  den  Sie  in 
Ihrem  Schreiben  anschlagen.  Wovon  man  allenfalls  unangenehm 
berührt  sein  könnte,  das  wäre  die  Höhe  der  Taxen,  die  ich  in  der 
Skupschtina  energisch,  aber  leider  erfolglos  bekämpfte.  Die  Ursache 
dieser  Erscheinung  Jiegt  in  dem  Verfalle  der  Autorität  der  Kirche 
und  ihrer  Organe,  io  den  häuiSg  wiederkehrenden  Verletzungen  des 
moralischen  Gefühles  des  Volkes  seitens  der  Geistlichkeit,  im  Mangel 
einer  gehörigen  Disciplin  und  der  geringen  Vorbereitung  der  Kleriker 
für  ihren  Beruf.  Das  ist  die  Anschauung  der  besten  Männer  aus 
dem  Volke  und  das  ist  der  Grund,  warum  die  Volksvertretung  die 
unverhältnissmässig  hohen  Taxen  acceptirte.  Euere  Eminenz  mögen 
diesen  Anschauungen  der  Skupschtina  Ihre  Aufmerksamkeit  schenken. 
Ich  weise  feierlichst  die  auf  uncorrecter  Auffassung  der  Verfassung 
beruhenden  Anklagen  zurück  und  verwahre  die  Regierung  Seiner 
Hoheit  gegen  die  Supposition,  als  stände  sie  nicht  auf  jener  Höhe, 
auf  welcher  eine  jede  Regierung  in  der  Gesetzgebung  und  in  der 
Erfüllung  aller  ihrer  Pflichten  stehen  muss.  Gleichzeitig  beehre  ich 
mich  zu  erklären,  dass  die  Regierung  Seiner  Hoheit  mit  Recht  er- 
wartet,  dass  Euere  Eminenz  in  Ihrer  Correspondenz  in  Betreff  der 
Gesetzgebung  mit  der  Staatsverwaltung  fernerhin  jenen  Ton  an- 
schlagen werden,  welcher  der  Stellung  des  höchsten  Würdenträgers 
der  vaterländischen  Kirche  entsprechen  würde.« 

Nr.  716.  Cultus-  und  Unterrichtsminister 

21.  Juli,  (2.  August)  1881.  St.  Novahovi6. 

3.  Bericht  des  Ministeriaisecretärs  Popoviö. 

»Herr  Minister!  Im  Auftrage  des  Herrn  Ministers  vom  16./28. 
d.  M.  Nr.  980  verfugte  ich  mich  am  selben  Tage  um  IVU  ühr 
Vormittags  in  die  Kanzlei  des  Gonsistoriums  der  Belgrader  Diöcese, 
um  einen  Theil  des  Diariums  der  Gasse  und  des  Geschäfts-ProtocoUes 
zu  prüfen.  Darauf  erhielt  ich  gegen  eine  Empfangsbestätigung  die 
Actenstücke  unter  den  Nummern:   1128,  1223,  1231,  1286,  1124, 
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4337  und  4338  ausgefolgt.  Da  man  mir  die  die  Ernennung  des 
Herrn  Teofil  zum  Prior  betreffenden  Acten  nicht  herausgeben  konnte, 
weil  sie  beim  Herrn  Metropoliten  sich  befanden,  versprach  d^  Herr 
Präsident  des  Consistoriums,  mir  dieselben  zu  schicken,  was  auch  ge- 
schah. Wie  aus  den  Acten  ersichtlich,  wird  das  Taxengesetz  nur 
bei  Ertheilung  von  Heirathsconsensen  befolgt.  Was  die  Taxen  be- 
trifft, die  von  den  zu  Popen  eingeweihten  Klerikern  zu  erheben  sind, 
so  ist  davon  in  den  ProtocoUen  keine  Spur  vorhanden,  auch  ver- 
sicherte der  Präsident,  dass  keine  Taxengebuhren  gefordert  werden. 
Belgrad,  15./27.  September  1881.  Ministerial-Secretär 

Stefan  D.  FopoviL 

4.   Erlass  des  CuU.-Mm.  an  das  Belgrader  Gonsistorium, 

An  das  Belgrader  Gonsistorium. 
»Aus  dem,  dem  Ministerium  durch  den  Herrn  Secretär,  Stefan 
Popovi(5,  überreichten  Referate  geht  hervor,  dass  die  Taxen  in  der 
Höhe  von  300  Dinars  vom  Herrn  Prior  Teofil  nicht  abgefordert 
wurden.  Da  diese  Thatsache  im  Widerspruche  mit  dem  Gesetze  und 
den  über  dessen  Vollziehung  erlassenen  Verfügungen  steht,  so  habe 
ich  auf  Grund  des  Art.  22.  desselben  Gesetzes  die  Entrichtung  einer 
sechsfachen  Steuer,  d.  h.  von  1800  Dinars,  als  eines  Pönales  durch 
den  Metropoliten  angeordnet.  Das  Gonsistorium  hat  die  Pflicht,  diese 
Anordnung  zu  vollziehen,  und  gleichzeitig  eine  Erklärung  für  das 
gesetzwidrige  Vorgehen  abzugeben. 

Nr.  991.  Cultus-  und  unter richtsminister 

19.  September  (l.October)  1881.  St.  Novahovi6. 

5.    Antwort  des  Consistoriums  an  den  Cultm- Minister. 

An  den  Herrn  Cultus-  und  ünterrichtsminister ! 
Das  unter  Nr.  991  an  das  Gonsistorium  gerichtete  Schriftstück 
wurde  dem  Herrn  Metropoliten  mitgeheilt,  welcher  erklärte,  eine 
directe  Erwiderung  dem  Herrn  Minister  schicken  zu  wollen.  Das 
Gonsistorium  seinerseits  beehrt  sich  zu  erwidern,  dass  1.  die  Ernen- 
nung Teofils  zum  Prior  vor  dem  Erlasse  des  Ministers  erfolgte,  mit 
dem  das  Gonsistorium  angewiesen  wurde,  derartige  Taxen  einzutreiben; 
dass  2.  das  Gonsistorium  von  der  Annahme  ausging ,  dass  darüber 
bereits  eine  Verständigung  zwischen  der  kirchlichen  und  Staatsge- 
walt erhielt  worden  sei ;  dass  3.  Teofil  auch  früher  in  directem  Ver- 
kehre mit  dem  Metropoliten  stand  und  das  Gonsistorium  daher  mit 
einer  Forderung  an  den  Prior  sich  nicht  wenden  konnte. 

Nr.  4490.  Präsident  des  Consistoriums 

Secretär:  Georgieviö,  Lima  Petrovii. 

22.  September  (4.  October)  1881. 
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6.  Abermaliger  Erlass  des  Gult-Min,  cm  das  Cottsistöriuni, 

An  das  Belgrader  Cousistoriüra: 

Das  Consistoriam  hat  die  Frage:  warath  es  den  Minister  von 
der  Nichtvollziehung  des  Gesetzes  nicht  benachrichtigte,  ühb'^ant- 
wortet  gelassen.  Der  Ernennung  ging  die  Einweihung  in  den  Rung 
eiües  Priors  voraus,  ein  Act,  für  den  die  gesetzlifchea  Taxen" unbe- 
dingt entrichtet  werden  massten.  Es  wird  daher  neuerdings  die  Ver- 
haltung des  Metropoliten  zur  Zahlung  der  Strafgelder  anempföhlen. 
Gleichzeitig  wird  das  Consistoritim  aufgefordert  zii  ^rkläreh,  warum 
es  das  Ministerium  von  der  Missach tüng"  des  Gesetzes  nitht  in  Kennt- 
niss  gesetid;  hat.'  . 

Nr.  1027.  '  Cultus- und  ünterrichtsmini«ter 

24.  September  (6.  October)  1881.  &t.:NomkQvi6. 

.       ■'•■■•     ■         ♦  •.■....       -/-.    ...     ,,       .... 

7.    JiUSiStig  aus  dem  Protocolle  der  Sitzungen  der  Bischof s  -  Synode 

vom  6.  Ociober  und  den  ^  folgenden  Tagen.  . 

Seine  Eoginenz  der  Metropolit  bat  der  BischofsrSyjeode  die,  in 
Betreff  des  Taxengesetzes  mit  dem  Herrn  CuUus-  undl  Unterrichts- 
miiuster  geführte  Oorrespondenz  vorgelegt  and  , erklärt,  .dafa.  di^es 
Gesetz,  abgesehen  davon,  dass  es  ohne  vorh^gehende  yerat^ndiguug 
mit  der  kirchlichea :  Autorität  zu  Stande  kfim,  im  Wid;erspr,ache  mit 
dem  Canonen  der  heiligen  ortl^odoxen  Kirche  steht.  Die  Sypodje,  der 
die  Pflicht  obliegt ,  die  Orthodoxie  nnverßöhrt  zu  ^rhal^,,, hat ^4^^ 
Gesetz  mit  den  Canonen  verglichen  und  gefunden,  dass  es  diesen 
nicht  entspricht.  Die  Synode  fordert  daher^  dass.  das  .  (^^^z  ^ eine 
entsprechende  Aenderung  erfahre,  und  bedauert,  dass  es  ohne  Ein- 
verständniss  mit  der  Bischofs-Synode  in's  Leben  gerufen  wurde. 

Erzbischof  von  Belgi'ad  und  Metropolit  voti  Serbien 

Michael, 

1       •  '         , .  ,  ,     .         ■ .  '       '       , 

8,  Schreiben  des  Metropoliten  Michael  an  den  (Mt^-'Minist&r, 
»Mein  Herrl  Ihre  Erwiderung  attf  unsere  Bemerkungen^  die 
zu  dem  Zwecke  gemacht  wurden,  um  diesen  wichtigen  Gegenstand 
der  Synode  unterbreiten  zu  können^  haben  wir  erJaaiten.  Wir  suchten 
Ihre  Aufmerksamkeit  auf  den  Weg  zu  lenken,  den  solch^e  Gesetze 
einschlagen  müssen,  um  in  einem  Staate,  in  welchem  die  orthodöice 
Kirche  die  herrschende  ist,  rechtliche  Giltigkeit  und  verbindliche 
Kraft  für  die  Geistlichen  und  die  Bischöfe  zu  erhalten.  Der  Herr 
Minister  g'ab  zu,  dass  durch  dieses  Gesetz  der  Geistlichkeit  unrecht 
zugefügt  worden  ist,  ein  umstand,  der  genügt,  um  die  Vollziehung 
desselben  durch  die  Kirchenbehörden  fragU(^  zu  machen.    Was  den 


■ 
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Ton  betrifft,  dessen  wir  uns  bedienten,  so  trachteten  wir  denjenigen 
beizubehalten,  der  unsern  Vorgängern  in  ihren  Beziehnngen  zu  der 
Staatsgewalt  eigen  war.  Seit  wir  durch  Qottes  Gnaden  auf  die  erz^ 
bischöfliche  Kanzel  traten,  waren  wir  stets  begeistert  ffir  die  heilige 
Kirche,  für  das  erhabene  Herrscherhaus  und  die  orthodoxe  serbische 
Nation,  dabei  kamen  wir  stets  den  Intentionen  der  Regierung  ent- 
gegen, wann  immer  man  uns  von  den  einschlägigen  Gesetzen  vor- 
hergehende Kenntniss  gab.  Indem  wir  verpflichtet  sind,  die  Ortho- 
doxie und  dadtirch  die  Zusammengehörigkeit  mit  aHein  orthodoxen 
Kirchen  zu  wahren,  mussten  wir  auch  ferner  auf  dem^  in  Betreff  des 
Taxengesetzes  eingenommenen  Standpunkte  beharren.  Die  Unter- 
werfung des  geistlieben  Amtes  unter  was  immer  für  Taxen  tangirf 
die  innere  Verwaltung  und  das  Heiligthum  der  Kirche.  Die  Geist- 
lichkeit ist  laut  Art.  128.  der  Verfassung  nur  in  ihren  bürgerlichen 
Beziehungen  und  in  ihrem  Privatvermögen  den  Landesbehörden 
unterworfen.  Die  Weihung  in  kirchliche  Aemter  ist  aber  ein  Act, 
der  sich  der  Staatsgewalt  entzieht.  Aus  dem  §.  77:  des  die  Kirchen- 
beliörden  betreffenden  Gesetzes  geht  hervc^r,  dass  die  Bischofs-Sjnode 
das  Becht  hat,  Bemerkungen  gegen  Alks,  was  mit  den  Oanonen 
collidirt ,  zu  -machen  und  zu  verlangen,  dass  die  Gesetze  in  Einklang 
mit  dem  Geiste  "der  orthodoxen  Kirche  gebracht  werden.  Indessen 
konnte  man  nicht  voraussetzen,  dass  eine  orthodoxe  Regierung  zur 
Verletzung  der  kirchlichen  Institutionen  etwas  beitragen  wurde.  Der 
Regierung  steht  der  Weg,  auf  dem  sie  die  Ansichten  der  Synode 
erfahren  kann,  stets  offen.  Die  Bischofs-Synode,  der  wir  die  mit 
Ihnen  geführte  Correspondenz  vorgelegt  haben,  hat)  wie  ans  dem  bei- 
folgenden Auszuge  aus  dem  Protocoll  ersichtlich,  erklärt,  dass  die 
vaterländischen  Bischöfe  nicht  in  der  Lage  sind,  das  Taxengesetz  in 
seiner  gegenwärtigen  Redaction  anzuerkennen,  und  dass  dieses  Gesetz, 
da  es  ohne  Einverständniss  mit  der  Kirchenbehörde  in's  Leben  ge- 
rufen worden  war,  ineorrect  sei. 

Erzbischof  von  Belgrad  und  Metropolit  von  Serbien 
1487  Miehad.€ 

Belgrad,  10./22.  October  1881. 

Da  die  Erklärung  des  Metropoliten,  dass  »die  vaterländischen 
Bischöfe  das  Taxengesetz  nicht  annehmen  können«  in  dem  beige- 
fügten (unter  7  mitgetheilten)  Protocolle  keine  Bestätigung  fand, 
verfügte  der  Minister,  dass  die  Bischöfe  protooollarisch  vernommen 
werden  sollen.  Der  Bischof  von  Nisch,  ViMor,  erklärte  (am  15./27.  Oc- 
tober), dass  in  der  Sitzung  der  Synode  die  Nichtannahme  und  der 
NichtVollzug  des  Gesetzes  nicht  beschlossen  worden  sind.    Bischof 
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Mopses  gab  zu  Protocoll,  dass  es  nicht  beschlossen  wurde,  das  Ge- 
setz zurückzuweisen  und  dessen  YoUziebung  zu  verweigern.  Eine 
gleichlautende  Erklärung  gaben  die  Bischöfe  von  Dziza:  Vkenti 
und  von  Schabatz:  Jeromm  ab. 

9.  Schreiben  des  Metropoliten  an  den  Ministerpräsidenten. 

Dem  Herrn  Milan  S^  Firotschanac ,  Ministerpräsidenten,  Mini- 
ster des  Auswärtigen. 

»Mein  Herr!  Gestein  am  15./27.  October  kamen  der  Herr 
Minister  Novakovi<5  und  sein  Secr^tär  (Herr  Stefan  D.  Popovid)  in 
die  Metropolie  und  unterzogen  jedes  Mitglied  der  Synode  einzeln 
eia^xk  Yerhöre,  obsobon  der  Präsident  anwesend  war.  Wollen  Sie 
beurtheilen,  ob  erstens  dieses  Verfahren  gesetzlich  ist,  und  zweitens, 
ob  jieniand  Anderer  als  wir  competent  kt,  unsere  Worte  zu  ieuten. 
Bei  Gelegenheit  der  Mittheiluog  des  Beschlusses  der  Synode  an  den 
Cultusmini^ter  haben  wir  auch  des  Ministers  Schreiben  vom  2,1.  Jnli 
(2.  August)  dahin  beantwortet,  dass  die  vaterländischen  Bischöfe  das 
Taxengesetz  nicht  annehmen  könnten.  Es  steht  im  Widerspruch 
mit  den  Ganonen  und  wurde  dem  Gewissen  der  Bischöfe  Gewalt  an- 
thun.  Durfte  in  Folge  dessen  ein  Schritt  geschehen,  der,  wie  der 
geBtem  vom  Minister  unternomm^e ,  widergesetzlich ,  incorrect  und 
für  die  Kirche  erniedrigend  ist?  Ueberdiess  muss  man  sich  erin- 
nern, dass  in  Serbien  Niemand  ungebört  verurtheilt  wird,  während 
Herr  Novakovid  den  Metropoliten  ungebört  verurtheilt  hat.  Die 
Synode  kann  das  Gesetz  in  seiner  g^enwärtigen  Redaction  nicht  an- 
nehmen und  eine  Aenderung  desselben  ist  nothwendig,  was  auch  der 
Gnltnsmiinister  anerkannt  hat«  Es  ist  unbegreiflich^  warum  Schritte 
geschehen,  die  geeignet  sind,  die  Frage  nur  noch  mehr  zu  verwirren. 
Indem  ich  auf  Ew.  Hoheit  Unparteilichkeit  rechne,  bitte  ich  Sie, 
einen  des  Staates  wie  der  Kirche  würdigen  Modus  ausfindig  zu 
machen,  wie  die  Frage  weise,  unparteiisch  und  gerecht  gelöst  wer- 
den könne. 

Erzbischof  von  Belgrad  und  Metropolit  von  Serbien 

Michaet.M, 

Belgrad,  16./28.  October  1881. 

10.  Protestschreiben  des  Metropoliten  Michailo  an  den  Fürsten  Milan. 

Hoheit !  Die  Entliebung  meiner  Person  von  dem  Posten  eines 
Administrators  der  Erzdiöcese  von  Belgrad  und  Metropolie  von  Serbien 
und  die  gleichzeitige  Ernennung  des  Bischofs  Moyses  von  Negotin 
zum  Verweser  dieses  Postens  ist  eine  gremmlose  Gesetzverlet0ung 
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sowohl  gegenüber  der  serbischen  Verfassung,  als  auch  gegenüber  der 
orU)odoxen  Kirche.  Die  orthodoxe  Kirche  ist  in  Serbien  durch  die 
Verfassung  als  die  Staatakirche  des  Fürstenthums  Serbien  aHorkannt, 
und  nach  den  Qrundsätzen  der  orthodoocen  Kirche  ist  dieselbe  imt 
ausschliesslich  von. dem  Patriaa-chen  in  ConstarUinopel ^  als  dein 
Haupte  der  orientalischen  Kirche  ^  abhängig.  Meine  bisch^fiiclie 
Würde  und  mein  öffentlicher  und  Merlicher  Eid^  die  Heiligkeit  des 
Qlaubens  und  die  ünverletzlichkeit  der  kirchlichen  fieehte  zu  t^" 
tlieidigen^  verpfiiobten  mich,  als  Ghisf  der  serbisehen  Kirche^  in 
meiner  Eesldenz;  zu  verbleiben  and  den  Act  der  wdtliehen  Anord^ 
miugf  kv^fk  dessen  ich  entsetzt  und  der .  Bischof  Moyses  zur  Ver- 
tretung, etnannt  wiirde,  ala  einen  Gewaitact  gegen  die  bestebefideii 
Kiroheiigeaetle  mit  meinem  Anathema  zu  belegen.  Die  Entscheidung 
über  us^ine  Person  werden  die  competenten  Faäoren  trefflsn,  nämlich 
der  Patriareh  in  CSonstsntinoped,  als  Haupt  der  orientalischen  Synodis, 
der.  roj^sische . Czar  als  Oberhajopt  der  russischen  ^atskirche,  der 
Patriarch  von  Aethiopien,  der  Patriarch  von  Jerusalem,  der  Patriarch 
von  Alexandrien,  der  Metropolit  von  Montenegro,  der  Metropolit  von 
RumSfiiien  und  der  Metropolit  von  Omeehenlandw  Aji  diese  Mitglie- 
der und  Obei'häupter  d^  katholischen  Kirche  habe  ich  appellirt, 
und  nur  die. Synoden,  der  orthodoxen  Kirchen  können  mich  entsetzen, 
^ihi^Y.me.em  Minisierraih^  welcher  m  hirdilichen  Angelegenheiten 
nicbt  beßigt  /M ,  etiva»  zu  etU^heiäeni .  Als  serbischer  Staatsbürger 
und  als  Staatediecker  seit  a^htundzwanzig..  Jahren  bernfe  iüh  miob 
ausserdem  auf  den  Art.  26.  der  serbischen  Verfassung;  nach  wel^ 
chißm  jeder  Bürger  vor  Gedofat  gestellt  werd^  muss  und  Niemand 
früher  verurtheili  werden  dar£,  bevor  er  nicht  über  die  Anklage  ver«- 
nommien. wurde f  um  sich  gegen  dieselbe  zu  vertheidigen.  Ich  bin 
weder  angeklagt,  noch  vor  das  competente  Gencbt  gestellt  Das 
Verfahren. Ihres  Ministeriums  ist  über  alle  Massen  gesetzwidrig,  der 
ühas  nidl  w(id  nichtig.  Ich  habe .  durch  die  Verweigerung  der  reli- 
giösen Finatiztaxen  nur  meine  Pflicht  und  Schuldigkeit  gethan,  die- 
selben sind,  eine  Simonde  gegenüber  der  orthodoxen  Kirche ,  und  da 
weder  die  bischöfliche  Synode  noch  ich  vor  der  Einführung  derselben 
befragt  wurden,  so  hat  die  Synode  dieselben  abgelehnt^  und  durch 
die  Unterschrilten  der  Bischöfe  Nisch,  Vicenti  und  üzica,  Moysea 
von  N^egotin  und  Jeronim  von  Schabatz  wurden  dieselben  ausser 
Kraft  gesetzt.  Die  Gefahr  eines  Schismas  in  der  serbischen  Kirche 
vermag  ich  nicht  zu  verantworten. 

Belgrad,  20.  October  (1.  November)  1881. 

Der  Chef  der  serb.  Kirche  und  Metropolit  von  Serbien. 
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IL  Am  5.  November  1881  richteten,  wie  man  der  »Neuen 
Freien  Presse«  ans  Belgrad  schrieb,  die  Biseiidfe  Victor  von  Nische 
Moyses  von  Negotin,  Vioer^  von  Uzioa  und  Jeronim  von  Sekabat^ 
an  den  Forsten  Milan  ein  Protestechreiben,  in.  welchem  sie  als  Mit^- 
glieder  der  serbischen  Synode  gegen  di^^  Absetzung  des  Metropoliten 
Miehailo  Einsprache  erbeben  und  den  Fürsten  Milan  ersnchen,  das 
Oberhaupt  der  serbischen  Kirche  durch  einen  nenen  Ukas  in  seiner 
Würde  und  seine  Functionen  als  Erzbischof  von  Belgrad  nnd  Metro- 
polit von  Serbien  wieder  einzusetzen,  widrigenfalls  sie  als  solidarisch 
mit  dem  Metropoliten  in  der  Vettbeidiguag  der  kirchlichen  Gesetze 
ihre  Demission  als  Kimhenfürsten  in  Serbien  zu  g«ben  gezwungen 
wären,  da  sie  keine  Verantwortung  für  ein  Schisma  in  der  ortho* 
doxen  Kirche  auf  ihre  Schultern  nehmen  wollten.  Weder  die  Regierung, 
noch  der  Fürst  seien  befugt,  das  Oberhaupt  der  serbischen  Kirehe 
abzusetzen ,  nM  daher  sei  es  im  Interesse  der  Dynastie  Obrenovid 
nnd  der  Buhe  des  Landes ,  den  begangenen  Fehler  rasch  zu  ver* 
bessern. 

12,  Nacdi  späteren  Nachrichten  (der  Norddeatsch.  Allg.  Ztg. 
vom  11.  November  1881)  haben  aber  die  serbischen  Bischöfe  ihren 
Protest  gegen  das  Taxengesetz  zurückgenommen  und  zugegeben, 
dass  der  yqü  der  Regimiing  zum  intermistischen  Administrator  der 
Metropolie  ernannte  Bischof  Moisije  (Moyses)  von  Negotin,  der  älteste 
der  vier  Bischöfe  des  Landes ,  die  intermistische  Verwaltung  der 
MetropoUe  übernehme.  Dass  der  Bischof  Moyses  das  ihm  vom 
Staate  angetragene  Amt  trotz  des  Anathems  mit  dem  ihm  der 
Metropolit  Michaile  drohte,  annahm  unä  bereit  ist,  die  serbische 
griechisch-* orientalische  Kirche  der  von  den  Aposteln  vernr* 
theilten  Simonie  zu  überliefern »  war  von  demselben  übrigens  zu 
erwarten.  Es  soll  ihm  nämlich  im  Jahre  1875  die  kleine 
Unannehmlichkeit  begegnet  sein ,  als  Bischof  von  Schabatz  vom 
dortigen  Gerichte,  wegen  seiner  Manipulation  mit  dem  Kirchen- 
vermögen  verurtheilt  zu  werden ,  worauf  seine  Absetzung  durch  die 
Synode  erfolgte.  Erst  vor  einigen  Monaten  hatte  ihn  das  Mini- 
sterium Pirotschanac  rehabilitirt  und  zum  Bischof  von  Negotin  er- 
nannt. Die  Wahl  eines  neuen  Metropoliten  durch  die  Synode»  falls 
es  dazu  kommen  wird,  dürfte  mnthmasslich  auf  den  Bischof  Vicenti 
von  üzica  fallen. 

13.  Der  Metropolit  Michael  verliess  schliesslich ,  nachdem 
die   Regierung  an  seiner  Absetzung   festhielt,   das   erzbischöfliche 
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Palais,  welches  darauf  von  dem  Administrator  Moisije  bezogen 
wurde.  Als  aber  der  Bector  und  die  Professoren  des  Belgrader 
Priesterseminars  sich  dem  Metropolitanadministrator  Bischof  Moisije 
vorstellten  (so  berichtetet  die  Nordd.  AUgem.  Ztg.  aus  Belgrad 
19.  November),  ersuchte  dieser  die  Mitglieder  der  Deputation,  sie 
möchten  ihn  eifrigst  unterstützen,  in  seinem  Streben,  dtos  der  Me- 
tropolit Michael  bald  wieder  in  seine  Wurde  eingesetzt,  sein  hohes 
Amt  wieder  aelbst  verwalte.  Diese  Anjede  hat  im  GultuBraini- 
sterium  sehr  vaistimmt,  indem  man  dort  begreiflicher  Weise  die 
offene  Pa,rteinabme  für  den  abgesetzten  Metropoliten  von  iSeite  des 
Metropolieverwesers  nicht  billigt. 

14*  Anfangs  December  1881  verlautete  aus  Belgrad,  der  serbische 
Finanz  minister  habe  eine  Gommission  eingesetzt,  welche  das  Taxen- 
gesetz  revidiren  solle,  aber  nicht  etwa  in  der  Richtiing,  um  die  durch 
das  Gesetz  angeordnete  Simonie  zu  beseitigen,  sondern  vielmehr  um 
die  aus  derselben  fliessenden  Einnahmen  zu  vergrössern. 
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Zm*  Lehre  ¥m  4lem  EheKindernisse  der  Clandestmität 

Von  P.  Ä*  Mitt^rmüller  au  Metten.  ,.  . 

Das  Concil  von  Trietit  hat  in  der  24*  Sitemig  (ciap.  1.  de 
reform,  matrim.)  jede  Ehe  für  ungiltig  erklärt,  die  nicht  v6r  dem 
eigenen  Pfarrer  und  vor  zwei  oder  drei  Zeugen  gesrchloisen  whd. 
Nebenbei  setzte  es  aber  fest,  dass  dieses  Decret  specieU  in  jeder 
einzelnen  Plarrei  müsse  bekannt  gemacht  werden ,  und  dass  dessen 
QeltuQg  erst  dann  eintrete,  wenn  dreissig  Tage  seit  der  Veröffent- 
lichung verflossen  sind. 

Zum  Verständnisse  dieses  Decrets  ist  noth wendig,  den  Begrifi 
von  »Pfarrei«  richtig  zu  stellen.  Die  Canonist en  verstehen  einstim- 
mig unter  Pfarrei  einen  bestimmten,  räumlich  abgegrenzten  BeairJc 
(District,  Sprengel),  in  welchem  ein  Priester  über  alle  dcmn  wohnen- 
den Christen  (Qetaufte)  die  ordentliche  Seelsorge  ständig  ausübt. 
Nach  dem  Bechte  der  katholischen  Kirche,  heisst  es  in  Dr.  Verings 
Lehrb.  des  Kirchenrechtes  (§.  129.  der  1.  Aufl.),  gehören  eigentlich  alle 
Getauften  zur  Kirche,  also  auch  zur  Parochie.  —  Es  ist  nicht  der 
mindeste  Grund  vorhanden,  anzunehmen,  dass  die  Tridentinischen 
Goncilsväter  von  der  übereinstimmenden  Begriffsbestimmung  der 
katholischen  Ganonisten  abweichen  wollten,  als  sie  die  Verkündigung 
des  Trauungsdecretes  in  den  einzelnen  Pfarreien  anordneten.  Im 
Sinne  der  Ganonisten  verstanden  also  die  Goncilsväter  unter  Pfarrei 
nichts  Anderes,  als  den  geographischen  VidkXxhezirk^  innerhalb  dessen 
das  Trauungsdecret  Geltung  erhalten  sollte,  und  in  demselben  Sinne 
betrachteten  sie  alle  Protestanten,  welche  innerhalb  eines  solchen 
katholischen  Pfarrbezirkes  wohnen,  als  zur  katholischen  Pfarrei 
gehörig. 

Ein  Vhxxbezirk  aber^  wie  ihn  das  Goncil  im  Auge  hatte,  ist 
nicht  identisch  mit  Vidxvgemeinde;  denn  diese  beiden  Begriffe  decken 
sich  nicht  ganz.  Einerseits  findet  man  oft  in  einem  einzigen  Pfarr- 
hezirke  zugleich  eine  katholische ,  lutherische  und  vielleicht  auch 
noch  kalvinische ,  mithin  drei  Pfarrgemeinden ,  und  andrerseits  hat 
manche  katholische  Vi^ixrgemeinde  auch  ausserhalb  ihres  Vidctrleisirkes 
in  entfernten  protestantischen  PtarrbezirJcent  und  manche  protestan- 
tische  Pfarrgemeinde  in  entfernten  katholischen  Pfarrbezirken  mehrere 
PfarrgemeindegWeAer  (sogenannte  Bingepfarrte). 
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Haben  die  Concilsväter  alk  Protestanten ,  welche  innerhalb 
eines  katholisoheu  Pfarrbezirkes  wohnen,  als  Angebdrige  ^er  katho-» 
li«chen  Pfarrei  und  als  Untergebene  des  katholischen  Pifamrs"  ang^ 
sehen,  so  hat  diese  ihre  Ansehauttiig  keine  Äendening  Erlitten  durch 
den  ünastand,  <lass  diese  Protestanten  vielleicht  schon  ?otber  web 
zn  einer  eigenen  '^^rtgememde  vereinigt  hatten;  dann  fattlol^e-' des 
B^fiffes  von  katholischer  Pforrei  'kann  för  die  katholische  Kkohe 
eine  'prütestantische  Pfarrgenteinde  als  kirohliche  Eärj^ischaft  irmer-»' 
halb  eines  katholischen  PfarrhezirJces  rechtlich  nicht  entstehen  und 
nicht  enstiren,  und  norden  daher  die  QUeder  der  ^testantischen 
Pfarrgeineinde  von  den  Katholiken  immerhin  >  nur  als  vereinzelte  Iw- 
dividoen  angesehen  und  behandelt  werden  ^). 

Ans  der  Annahme,  dasa  die  Concilsväter  bei  Abfassung  des 
Trauungsdecretes  unter  Pferrei  den  bestimmten,  begrenztem  Seelsorgs*- 
bejsirk  mit  Eiüschhiss  aller  darin  wohnenden  Kathoh'ken  und  Pro- 
testanten (mochten  letztere  vereinzelt  oder  Glieder  einer  protestanti-r 
sehen  Pfarrgemeinde  sein)  verstanden  haben,  folgt  voa  selbst  erstens, 
dass  nur  jene  Christen,  welche  in  diesem  beschränkten  Raumes  in 
welchem  xlie  Publication  geschah,  wohnten,  vom  Deerete  berührt 
wurden,  nicht  aber  jene,  welche  zwar  zu  einer  'PfB/txgemeindö  dieses 
Bezirkes  gehörten,  aber  in  andern  Phnheirirhen  wohnten  -^  und 
folgt  zweitens,  dass  aJ^e  Christen  (Getauften)  ohne  Ausnähme,  welche 
in  diesem  Ba/nme  oder  Bezirke  wohnten,  also  auch  die  in  eigene 
Pfarr gemeinden  vereinigten  Protestanten  dem  Trauungsdecrete  unter- 
worfen wurden,  weil  der  katholische  Pfarrer  esffir  den -ganzen  Pfarr- 
bezirk yerktndete  und  die  Protestanten  dem  katholischen  Pfarrer  de 
jure  unterworfen  waren  2).  Nur  jene  Protestanten  (und  Katholiken) 
waren  vom  Deerete  frei,  welche  zur  Zeit  der  Verkfindigung  in  Pfair- 
ftßnirÄe«  wohnten,  denen  kein  katholischer  Priester  mehr  als  Pfarrer 
vorstand,  sei  es  dass  der  katholische  Pfarrer  mit  seiner  ganzen  Ge- 
meinde abgefallen  war,  sei  es  dass  die  weltlichen  Machthaber  keinen 
katholischen  Geistlichen  mehr  duldeten  oder  dass  aus  andern  Ur- 
sachen  sich   keiner   mehr   halten   konnte*     Doch  auch  diese  Pro- 
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1)  Haeretici  peculiarem  pseudoparochiam  (de  jure)  noir  possunt  constitaere, 
ne  asseratttr,  haereticos  posse  ab  ecclesiasticis  legibus  sese  indirecte  Bubdueere 
ac  liberare  contrd  juris  prihcipta  (Oanones  et  decreta  Condlii  Trid.  ed.  Richter 
p.  320). 

Parochus .  haereticus  parochialis  beueficii  titulo  destitutus  est  (1,  c.  p.  300), 

2)  NuUum  esse  contractum  coram  parocho  haeretico,  »si  decretum  Concilii 
publicatum  tüerit  in  parochia  (Congreg.  Concilii  a.  1372). 

Esse  Bub  tali  parocho ,  non  ex  eo  provenit ,  quia  pärochial^m  ecclesiam 
quis  adeat,  sed  quia  hahitat  in  tali  loco  (Canones  Trid.  ed.  Richter  .^  S2Q). 
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testanie»  waien  nicht  deshalb  oDd  dana  frei,,  weil  oder  wann  sie 
etwa  •  eime.  w'ganisirte  Vhngemeinde  bildeten^  scardern  weil  ia-  diesen 
eboBkals^  kathoKschen  Pfarrbes»rken  das  Trid^iriäeiscbe  Deer^t  ebea 
nichb  puMicirt  wurd^.  Aus  diesem  Gninde  war^Dr  4l6- daselbst. ;i>^^ 
streut  w^^hneoden  Katholiken  ebentalle  frei  siim  klaren  3e^eiae;  da^^ 
die  Befreiung  vom  Decrete:mcht  von  einer  vorh^rgehendenöenieiade« 
büdiMig  libliangig  war,  sondern  nur  von  der  Thataa^her  der  Unter-^ 
lassHjig  der  Pablieation  in  dem  Fhtxb^iflce , .  m  welebeiiii«  muvt 
wohnte.;  •     ,:  •  .    .  ■    >  .  .  '■. 

<  Diese  theoretischen  Sätze,  welche  ieh  für  richtig . fadlt^,  sind 
mir  der  Massstab  zur  Beurtb^UuJig  einiger  Stellen,  welche  i«h  in 
Dr.  Sübernagls  Lehrbuche  des  kathol.  Eirehenreehte  <§.  145.  S.  477) 
lese.  I>em>  fii^rn  Verfasser  ist  es  aüsg^nacht,  dass  die  .voa  Pro- 
testanten -öbne*  Beobachtung  der  Tridentiniscben  Traoungaformger 
schbssenen  Shen  auch  an  jeaen  Orten^  wo  das  betreffende  Concils- 
decretpnblicirt  wurde,  Mr  gültig  asgesehedi  werden,  wean  nur  dort 
die  Protestanten,:  bevor  das  Goncil^eoret  Oeltnng  erhielt,  eine  eigeitö 
Ffarrffemeinde  gefaildelt>  haben.  Herr  Prof.  Silbemagl  bebaupfcet  sor 
gar,  die  €onoil$väter  hätten  die  Absicht  gehabt,  den:  Proteatanten 
Gelegenheit  SHi  geben^  skh  durch  Gründung  eigener  P&rreien  ^)  dieser 
BeatinHnung  des  ConoUs  zu  .entziehen.  Ich  kann  diesen.  Autstel- 
lungen nicht  beistimmea;  .4^nn  das  Conoil  uutersohjßidet  durQliaus 
nicht  zwischen  protestantischen  Phxrgemeinden^  welche  wr  dem 
Decrete  und  denen,  welche  nach  dem  Decrete  gebildet  wurdea,  noch 
auch  zwischen  einzelnen  protestantischen  Pjorsonen  und  swisohen  pro- 
testantischen Pfarrverbänden  oder  Fhttgemeindens  sondern  schliasst 
einfach  Alle  in  die>  Wirkung  des  Decretes  ein,  welche  inner lialb  des 
VüactbeeirTces  wohnen ,  sie  mOgen  bitbcdisch.  oder  protestantisch  ver- 
einzelt od^r  in  Gemeinden  tereinigt.  sein.  Alle  stehen  sie. unter 
dem  kathoU^chen  Pfarrer.  Auch  in  den  Declarationea  2um  Decret 
begegnet  man  aie  der  erwähnten  [Jnt^scheidüng,  stets,  heisst.  es.  nur 
einfach:  »Haeretici,  in  quorum  paroefaia  (Pfarrbe^^ad!;)  dictum  decr^- 
tum  fuit  publicatum,  tenentur  praescriptam  fermam  abservare.« 

Allerdings  hat  das  Concil,  wie  Pallavicini  bemerkt,  bei  Ab- 
fassung jenes  Decretes  auf  die  Protestanten  Bücksicht  genommen, 
aber  nicht  in  jener  Absiebt ,  welche  Herr  Dr.  Silbernagl  ihm  zu- 
schreibt, denn  diese  Absicht  konnte  nach  katholischen  Grundsätzen 
durch  blosse  Bildung  von  Vhxxgemeinden  innerhalb  eines  katho- 
lischen Vhxrbe^i7'Jces  nicht  erreicht  werden,   sondern   nur  insoferne 

1)  Nach  des  Verfassers  Anschauung  und  in  seinem  Sinne  sind  Pfarr^ 
gemeinden  zu  verstehen. 
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nahm  es  Backsicht,  als  es  voraussah,  es  werde  in  den  protestanti- 
schen Vfsxrbeeirken,  in  welchen  kein  katholischer  Pfarrer  mehr  vor- 
handen war,  die  Pnblication  unterbleiben  und  die  Bewohner  solcher 
Bezirke  vom  Gesetze  nicht  berührt  werden,  sonach  werde  eine  Menge 
von  Ehen  der  Protestanten  giltig  sein^).  Ich  sagte,  die  von  Herrn 
Dr.  Sübernagl  vorausgesetzte  Absicht  des  Concils  wäre  durch  blosse 
Bildung  von  Vfaxrgemeinden ,  die  aber  innerhalb  eines  katholischen 
Tt^Trbejrirkes  Ligen,  nicht  erreicht  worden;  denn  der  katholische 
Pfarrer  hätte  das  Decret  für  den  ganzen  Yhrvbe^irJc  verkündet  und 
nach  30  Tagen  wären  alle  darin  wohnenden  Christen  demselben 
unterworfen  gewesen,  um  dem  Gesetze  zu  entkommen,  hätten  die 
Protestanten  bewirken  müssen,  dass  kein  katholischer  Pfarrer  mehr 
in  ihren  PfnxrbejnrJcen  vorhanden  war,  und  dass  folglich  die  Vor- 
lesung des  Decretes  unterblieb. 

Hienach  berichtiget  sich  auch  der  weitere  Satz  des  Herrn 
Dr.  Silbernagl,  worin  er  zwar  zugesteht,  dass  die  Protestanten,  wenn 
sie  an  solchen  Orten  erst,  nachdem  das  Goncilsdecret  bereits  zur 
Geltung  gelangt  war,  zur  Organisation  eigener  Pfarreien  geschritten, 
ebenso  wie  jene,  welche  vereinzelt  in  katholischen  Pfarreien  wohnen, 
an  die  Tridentinische  Trauungsform  für  gebunden  erachtet  werden, 
aber  die  Ursache  davon  in  einem  ganz  zufälligen,  äusseren  Umstände 
sucht,  nämlich  darin,  dass  sie  erst  nach  Jlxecutiruug  des  Decrets  die 
Bildung  einer  Pfarrgemeinde  vorgenommen  haben,  während  der  eigent- 
liche Grund  darin  liegt,  dass  sie  als  Getaufte  innerhalb  der  katho- 
lischen Pfarrei  wohnen  und  dem  katholischen  Pfarrer  untergeben 
sind.  Aus  der  selbst  von  der  Gegenseite  anerkannten  Gewissbeit, 
dass  die  Concilsväter  auf  den  nach  Verkündigung  des  Decrets  er- 
folgten ,  protestantischen  Vi^ixverband  keine  Bücksicht  nehmen, 
schliesst  man  mit  Becht,  dass  sie  auch  auf  den  der  Verkündigung 
vorhergegangenen  Verband  keine  Bücksicht  genommen  haben.  Das 
fordert  die  Consequeuz,  die  man  den  Concilsvätern  zutrauen  muss. 
Was  hätte  sie  auch  bestimmen  können,  der  vorausgehenden  Bildung 
protestantischer  Pfarrverbände  ein  Privilegium  zu  ertheilen,  das 
sie   der  nachfolgenden   Bildung  vorenthielten  ?     Jedenfalls   müsste 


I)  »Evitabatur  id,  quod  Lainias  et  alii  monaerant,  nimirnm  ioter  haere- 
ticos,  qui  hnic  decreto  non  parerent,  nnllam  matrimoniam  in  posteram  veraTn 
fore  nallamque  prolem  legitimam.  Haie  sane  incommodo  occurebatur,  quoniam 
illi  in  suis  regionibus  (in  protestantbchen  Pfarrbezirken,  in  denen  kein  katho- 
lischer Pfarrer  mehr  war)  decreti  promulgationem  haad  permisissent ,  adeoqne 
non  fnisset  ezpleta  conditio,  sab  qaa  synodus  imperabat,  ot  illud  canctos 
obstringeret.«     Pallavicini,  lib.  22.  c.  8.  num.  10. 
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das  irgendwo  im  Decret  ausdrücklich  gesagt  sein;  man  liest  aber 
nichts  davon. 

Es  ist  damit  ein  weiteres  Bedenken  erlediget,  welches  Herr 
Dr.  Silbernagl  von  Dr.  Ferd.  Walter  entlehnt,  als  ob  nämlich  die 
katholische  Kirche  wegen  Inconsequenz  zu  tadeln  wäre,  weil  sie  die 
Protestanten,  wenn  sie  erst  nach  Verkündigung  des  Tridentinischen 
Decrets  zur  Organisation  eigener  Pfarrgemöinden  geschritten,  an  das 
Decret  gebunden  erachte,  während  sie  die  protestantischen  Ptarr- 
gemeinden^  welche  vorher  organisirt  wurden,  für  frei  erkläre. 

Letzteres  ist,  wie  ich  oben  gezeigt  zu  haben  glaube,  eben  nicht 
richtig  und  wird  nur  von  unserem  Verfasser  und  einigen  Gelehrten 
ohne  Grund  angenommen ,  denn  da  die  Concilsväter  unter  Pfarreien 
nicht  bl(Äse  Ffnxrverbände^  sondern  selbstständige,  bestimmt  abge- 
grenzte YidxthezirTce  verstanden , '  so  wollten  und  glaubten  sie ,  dass 
nicht  nur  vereinzelte  Protestanten,  sondern  auch  alle  Glieder  einer 
innerhalb  eines  katholischen  Pfarrbezirkes  vor  der  Dnrchf&hrung  des 
Traunngsactes  organisirten,  protestantischen  Yi2ixxgemeinde  durch  die 
Execution  des  Decretes  verpflichtet  werden,  und  dass  nur  diejenigen 
frei  bleiben,  welche  zur  Zeit  der  Publication  in  keinem  katholischen 
Pfarrbezirke  mehr  wohnen.  Die  Kirche  hat  also  weder  vorher- 
gebende, noch  nachfolgende  Organisationen  protestantischer  Pfarrge- 
meinden anerkannt,  geschweige  approbirt. 

Zu  einem  Tadel  oder  einer  Klage  wegen  Inconsequenz  der 
katholischen  Kirche  im  fraglichen  Betreffe  fehlt  also  jeglicher  Grund. 
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X. 
Instructio 

ad  condeiidum  auctoritcUe  ordinaria  processum  super  immentof-abili 

cvdtu, 
(Mitgetheilt  von  Monsignore  Dr.  JaenUj^  Bector  der  Anima  zu  Born.) 

Anteqnam  acta  tradantur  in  biijusmodi  processu  adimplenda, 
nonnuUa  praenotanda  sunt. 

1.  Postulator  causae  legitime  constitutns  (ex.  gr.  a  Capitulo 
Ecclesiae  Cathedralis)  priasquani  Praessai  adrooveatur  nianus,  debet 
exquirere  singula  cultus  documenta  et  monumenta,  quae  deinde  in 
processu  inserenda  erunt,  post  tertium  sciticet  exanien.  Advertenduni 
est  autem  quod  documenta  hajusmodi  fidem  facere  debent :  propterea 
si  agatur  de  historiis  a  viris  fidei  dignis  conscriptis,  vel  de  actis  in 
aliquo  archivio  aut  alibi  asservatis,  necesse  est  ut  quae  desuniuntur 
apographa  seu  exempla  debita  legalitate  munita  sint,  qua  scilicet 
constet  de  concordia  exempli  cum  origiaali.  Si  vero  agatur  de 
vetustis  codicibus  vel  de  picturis  aliisque  monumentis  oportet  ut 
peritorum  judicio  liqueat  de  monnmentorum  aetate,  quod  Judicium 
emisso  prius  juramento  periti  in  scriptis  tradere  debent. 

2.  Testes  examini  subjiciendi  1.  constituti  esse  debent  salteni 
in  aetate  annorum  54.  quia  cum  opus  sit  ut  40  annorum  uniformem 
observantiam  testentur  in  eo  quod  pertinet  ad  possessionem  cultus:, 
de  hac  nequir^nt  deponere  nisi  incipiendo  a  14.  aetatis  anno.  2.  De- 
bent non  abfuisse  longo  tempore  a  loco  vel  civitate  ubi  cultus  viget. 
3.  Btiferre  debent  singula  cultus  adjuncta  necessaria  ad  constitueudum 
immemorabile ,  se  se  referentes  ad  ea  quae  vel  ipsi  viderunt,  vel 
audierunt  a  patribus  vel  avis  aliisque  majoribus. 

3.  Quoniam  duo  saltem  testes  officio  Tocandi  sunt,  Causae 
Postulator  non  omnes  informatos  producet,  sed  ante  inductionem 
conveniet  cum  Promotore  Fiscali  de  duobus  ei  relinquendis. 

4.  üt  testes  ante  examen  cognoscant  quid  agendum  sit,  re- 
vocentque  in  mentem  singula  factorum  adjuncta^  necesse  est  ut 
Causae  Postulator  eis  exhibeat  aiiiculos,  qui  deinde  in  processu  af- 
ferendi  sunt.  Articuli  hujusmodi  continere  debent  relationem  eorum 
omnium  quae  pertinent  ad  cultum  Servo  Dei  .  .  .  huc  usque  exhi- 
bitum,  incipiendo  ab  ipso  obitu.  Formula  qua  ipsi  solent  exaturi 
haec  est  »Qualmente  la  verita  su  ed  e  che  il  Servo  di  Dio  ecc.  mori 
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nell'  anno  ecc.  con  fama  di  Santitä  per  Veroiche  virtü  ecc.  Dopo  la 
sua  morte  cominciö  ad  essere  publicamente  veuerato  ecc.  Come  de- 
porranno  i  testiraonii  di  pubblica  voce  e  fama.«  Et  ita  de  singulis 
articulis. 

5.  Testes  inducendi  sunt  et  juramento  subjiciendi  pridie  saltem 
exarainis.  Jurare  autem  debent  de  veritate  dicendo  et  secreto  ser- 
vando,  Secretura  hoc  non  solvitur  nisi  publicato  processu.  Igitur 
ante  publicationem  neque  cum  extraneis,  neque  cum  aliis  testibus 
loqui  possuut  de  interrogatoriis  sibi  factis  et  de  propriis  deposi- 
tionibus,  sed  tantum  cum  Judice  Promotore  ac  Notario  actuario. 

6.  ünusquisque  ex  inductis  testibus  primo  citandus  est  et  ju- 
ramento subjiciendus,  deinde  interrogandus  juxta  interrogatoria  a 
Promotore  Fiscali  exhibita,  quorum  Schema  claritatis  ergo  in  fine  hujus 
instructionis  tradetur.  Post  interrogatoria  prosequitur  examen  super 
articulis ;  si  autem  testis  dicat  se  omnia  in  interrogatoriis  explicasse, 
absolvi  poterit  integra  depositio  hac  ratione.  »Et  completo  examine 
dicti  testes  super  interrogatoriis  deventum  est  ad  articulos,  super 
quibus  ei  lectis  didit  se  tantum  scire  quantum  supra  deposuit  in 
interrogatoriis  ad  quae  se  retulit.« 

7.  Examina  peragenda  sunt  super  secreto,  praesentibus  dum- 
taxat  Judice,  Promotore  et  Notario  actuario,  januis  clausis,  in  loco 
sacro  ubi  missa  celebrari  possit,  adeoque  sive  in  templis,  sive  in 
Sacello  Episcopi.  Aegri  exarainandi  erint  in  cubiculo  ubi  jacent, 
modales  vero  ad  crates  coUocutorii,  vel  ad  locum  ubi  SS.  Euchari- 
stiam  accipiunt,  nisi  sint  ex  iis  quae  clausurae  lege  non  detinentur. 
Pro  hisce  tamen  et  pro  quocuraque  regulari  exhibenda  erit  a  Postu- 
latore  et  inserenda  in  processu  venia  Praelati  qua  iis  potestas  emit- 
tendi  juramenti  et  examinis  subeundi. 

8.  Sessiones  habendae  non  erunt  diebus  festis,  neque  ante 
solis  ortum,  vel  post  ejus  occasum,  iisque  semper  interesse  debebunt 
Judex,  Proiiiotor  et  Actuarius,  qui  semper  unicuique  sessioni  se  de- 
bebunt subscribere. 

9.  Nemo  ex  testibus  in  deponendo  se  referat  ad  acta,  vel  ad 
attestationes  extrajudiciales ,  neque  concise  respondeat.  »Verum  est 
interrogatorium,  verus  est  articulus«  sed  omnia  quae  novit  diserte 
ac  enucleate  exponat  addendo  scientiae  causam. 

10.  Sedulo  cavendum  est  ne  inter  testes  contradictiones  orian- 
tnr.  Quocirca  is  qui  interrogat  habeat  prae  oculis  antecedentes  de- 
positioncs,  ut  si  quid  dissidii  eruperit,  valeat  per  prudentes  interro- 
gationes  distinctiorem  factorum  raemoriam  in  deponentem  revocare, 
illumque  ita  ad  concordiam   cum  aliis  reducere.    Quod  si  is  rerum 
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bene  conscius  in  sua  sententia  perstet,  atque  ita  praecedentes  potius 
testes  errasse,  tunc  Judex  et  Promotor  ex  officio  revocent  ad  examen 
testes  qui  antea  deposuerunt,  omnernque  adhibeant  diligentiam  ut 
dissidia  toUautur,  quin  tarnen  aliorum  depositiones  vel  nomina 
pandant. 

11.  Testis  depositio  dictanda  erit  a  Judice,  vel  a  Promotore, 
et  excipienda  ac  excribenda  a  Notario.  Completa  vero  depositione 
legenda  erit  testi,  facta  ei  potestate  corrigendi,  vel  demendi.  Deinde 
testis  ipse  sese  subscribet,  vel  si  nesciat  scribere  apponat  crucis 
Signum,  quod  etiam  praestabitur  in  fine  cujuslibet  sessionis,  ubi  sci- 
licet  abrumpitur  depositio. 

12.  Exceptae  depositiones  et  interrogatoria  fiscalia  extra  actum 
examinis  servanda  semper  erunt  clausa  et  obsignata  usque  ad  Pro- 
cessus publicationem.  üt  autem  constet  de  bac  clausura,  neque  non 
de  secreto  in  examinibus  servato,  in  principio  cujusque  sessionis' me- 
moranda  erit  a  Notario  exclusio  Postulatoris ,  et  cujuscunque,  clau- 
sura ostii,  aperitio  plici,  in  fine  vero  sessionis  plici  ejusdem  clausura. 

Hisce  praehabitis  acta  tradimus,  quibus  juxta  S.  B.  C.  praxim 
Ordinarius  processus  solet  instaurari.  Oportet  ergo  ut  Episcopus 
(rogatus  per  supplicem  libellum  a  Postulatore)  speciali  rescripto  de- 
signet  Judicem  et  Notarium  qui  ab  actis  excipiendis  Actuarius  nun- 
cupatur.  Item  alterum  Notarium  qui  fidem  faciat  in  prima  sessione 
de  deputatione  et  juramento  Actuarii,  Cursorem  seu  Nuncium  ad 
exhibendas  citationes,  iisque  omnes  priori  sessioni  Interesse  debebunt 
una  cum  Episcopo,  Promotore  Fiscali  Curiae  Episcopalis  et  causae 
postulatore.  Juris  certe  episcopalis  est  actis  praeesse  tamquam  judex. 
Hoc  in  casu  inutilis  est  Judicis  deputatio.  Quod  si  Episcopus  actis 
interesse  nolit,  opportunum  erit  ut  juramentum  praestet  Cum  enim 
secreti  lex  urgeat  eos  qui  processum  conficiunt,  si  aliquid  perplexura 
et  anceps  occurrat  quod  Episcopo  significari  debeat,  id  fieri  nequiret 
obstanti  secreti  lege.  Nos  itaque  acta  trademus  ac  si  Episcopus  ju- 
raverit  simulque  deputaverit  Judicem.  Statuto  itaque  die  omnes  in 
aulam  episcopalem  convenient,  et  is  qui  in  Notarium  adjunctum  de- 
putatus  fuit  (non  actuarius)  acta  sie  reddet. 

Sessio  L 

In  Nomine  Dei.    Amen. 

Anno  a  salutifera  D.  N.  Jesu  Christi  Nativitate  millesimo 
octingentesimo  etc.  Indictione  Romana  .  .  .  die  .  .  .  hora  .  . .  Pon- 
tificatus  autem  Ssrai  D.  N.  Pii  Papae  IX.  feliciter  regnantis  anno 
.  .  .  Coram  Illmo  et  Bmo  .  .  .  Episcopo  .  .  .  pro  tribunali  ^edente 
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in  Äiula  Palatü  Episcopalis,  praesentibus  .  .  .  Judice  deputato  .  .  . 
Promotore  Fiscali,  .  .  .  Notario  in  Actuarium  electo,  ac  .  .  .  in 
Cursorera  deputato,  oranibus  praecedenter  per  me  monitis  testibusque 
inArascriptis  praesentibus,  comparuit  .  .  .  Postulator  coustitutus  spe- 
cialiter  a  .  .  .  prout  docuit  per  litteras  patentes  Mandati  Procurao 
in  sui  personam  factas  inferius  registrandas ,  atque  humillime  expo- 
sait  praefatum  Servum  Dei  .  .  .  cum  magna  sanctitatis  fama  demor- 
tuam,  a  Ghristifidelibus  publico  cultu  ab  ipso  obitu,  (vel  ab  imme- 
morabili  tempore)  honoratum  fuisse,  atque  hunc  cultum  ad  haec 
usque  tempora  perseverare.  Propterea  petiit  ut  lUmus  et  Bmus 
Episcopus  vel  per  se  vel  per  Judicem  deputatum  devenire  dignetur 
ad  coDstructionem  praessus  super  hujusmodi  immemorabüi  cultu 
praedicto  Servo  Dei  .  .  .  exhibito,  Hinc  rogavit  Illmum  et  Bmum 
Episcopum  ut  juramentum  prius  exhibere  dignetur,  illudque  deferat 
Judici,  Promotori  Fiscali,  Notario  Actuario,  et  Cursori  praestanduin, 
ac  simul  loca  et  loca  locorum  deputet,  praesigens  dies  et  horastam 
pro  audientiis  et  actis  publicis  praesentis  processus,  quam  pro  exa- 
minibus  testium  reeipiendis  ad  formam  Decretorum  generalium  S.  B. 
C.  et  actum  ad  decretum  aliud  quodcumque  necessarium  et  oppor- 
tuuum  fiat  et  interponatur  in  forma  omni  etc.  Ea  tunc  lllmus  et 
Bmus  D.  Episcopus  iis  visis  et  auditis  primum  inspexit  procurae 
Mandatum  ac  inspiciendum  tradidit  Promotori  Fiscali  qui  illud  ad- 
misit,  legitimum  atque  authenticum  declarans.  Deinde  deputavit  de 
novo  pro  confectione  hujus  processuse  ...  In  Judicem,  in  Promo- 
torem  Piscalem  .  .  .,  in  Notarium  Actualem  ...  in  Cursorem  ,  .  . 
Qai  omnes  collatum  munus  ea  qua  par  est  reverentia  et  obsequio 
acceptarunt.  Post  hac  dominatio  sua  lUma  et  Bma  stans  et  tacto 
pectore  more  episcopali  juravit  dicens:  Ego  .  .  .  Episcopus  .  . .  tacto 
pectore  juro  et  promitto  munus  meum  fideliter  implere  circa  fabri- 
cationem  processus  super  cultu  cultu  ab  immemorabili  praestito  Servo 
Dei  .  .  .  nee  non  fideliter  servare  secretum  nee  alicui  penitus  reve- 
lare  tam  contenta  in  interrogatoriis  per  B.  P.  D.  Promotorem  fisca- 
lem  dandis,  quam  depositiones  testium  super  iisdem  et  super  arti- 
culis,  nee  de  iis  loqui  cum  aliquo  persona,  exceptis  D.  D.  Judice, 
Promotore  Fiscali,  Actuario,  sub  poena  perjurii  et  exeommunicationis 
latae  sententiae,  a  qua  nonnisi  a  Summe  Pontifice,  excluso  etiam  ma- 
jori poenitentiario ,  praeterquam  in  mortis  articulo  absolvi  possim. 
Et  ita  promitto  et  juro,  sie  me  Dens  adjuvet. 

....  Episcopus  .... 
Hqc  praestito  juramento  lllmus  et  Bmus  Episcopus  illud  de- 
tulit  officialibus  deputatis  ad  construendum  processum,  quod  unus 
post  alium  praestiterunt  ut  infra. 
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Ego  .  .  .  Judex  deputatus  tactis  liisce  Sacrosanctis  Dei  Evan- 
geliis  coram  me  po3itis,  jiiro  et  proraitto  etc.  Scribatur  forinula 
juraraenti  ut  supra,  mutatis  niutandis,  et  in  conclusione  dicatur  »Si 
me  Deus  adjuvet  et  haec  Sancta  ejus  Evangelia. 

....  Judex  deputatus. 

Eadem  ratione,  mutatis  rautandis,  jusjurandum  praestabit  Pro- 
motor Piscalis. 

Deinde  ...  in  Notarium  Actuarium  deputatus,  sui  Notariatus 
Privilegium  exhibens  mihi  traditum  ad  effectum  illud  registrandi  in 
fine  sessionis,  jusjurandum  praestitit  ut  sequitur.  Ego  ...  in  No- 
tarium Actuarium  deputatus  in  causa  confirmationis  cultus  Servi  Dei. 
.  .  .  tactis  hisce  Sacrosanctis  Dei  Evangeliis  coram  me  positis  juro 
et  promitto  etc.  ut  supra. 

Notarius  in  Actuarium  deputatus. 

Immediate  .  .  .  Cursor  deputatus  praestitit  juramentum  ut  infra. 

Ego  .  .  .  Cursor  seu  nuncius  deputatus,  tactis  hisce  Sacro- 
sanctis Dei  Evangeliis  coram  me  positis,  juro  et  promitto  fideliter 
adimplere  munus  mihi  commissum  circa  fabricationem  Processus  or- 
dinarii  super  cultu  ab  immemorahili  exhibito  Servo  Dei  ...  Sic  me 
Deus  adjuvet  et  haec  Sancta  ejus  Evangelia.    .  .  .  Cursor  deputatus 

Hujusraodi  juraraentis  expletis,  instante  eodem  causae  Postu- 
latore  pro  deputatione  loci  et  loci  locorum,  tam  pro  actis  publfcis 
praesentis  Processus,  quani  pro  juramentis  et  examinibus  testiüm,  ac 
pro  constitutione  dierum  et  horarunf,  nee  non  pro  relaxatione  cita- 
tionis  contra  Promotorem  Piscalem  ad  dicendura  contra  jura  et  arti- 
culos,  videndum,  testes  induci  ac  jurare,  dandum  interrogatoria, 
dictus  K.  D.  .  .  .  Promotor  Piscalis  protestatus  est,  nihil  fieri  nisi 
in  sua  praesentia,.  et  nisi  prius  .  .  .  Postulator  comparens  juret  de 
calumnia,  et  quoad  testium  examen,  nisi  autem  exhibitis  opportunis 
interrogatoriis,  quae  omnino  dare  intendit.  Quocirca  idem  .  .  .  Causae 
postulator  huic  protestationi  inhaerendo  statim  calumniae  juramentum 
emisit,  quod  genuflexus  ad  Sacra  Dei  Evangelia  praestitit,  ut  sequi- 
tur. Ego  .  .  .  infrascriptus ,  tactis  hisce  Sanctis  Dei  Evangeliis 
coram  me  positis,  juro  et  promitto,  me  non  accedere  neque  accessisse, 
nee  accessurum  ad  hanc  Causam  et  confectionem  Processus,  neque 
ad  aliquem  illius  actum,  odio,  amore,  timore,  seu  alio  quovis  re- 
spectu  humano,  sed  solum  zelo  honoris  et  gloriae  Dei,  qui  glorificatur 
in  Sanctis  suis,  et  in  animam  meam  juro  sub  omnibus  clausulis  in 
simili  calumniae  juramento  latius  expressis  et  contentis,  sie  me  Deus 
adjuvet,  et  haec  S.  ejus  Evangelia, 

Postulator  in  Causa  specialiter  constitutus. 
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Hoc  autem  praestito  juramento  Illmus  et  Rmus  Dmus  Episco- 
pus  i^edens  etc.  una  cum  Delegato  Jadice,  omnes  siraul  commani 
seutcutia  deputarunt  pro  loco  et  loco  loci  audientiarum  et  actorum 
pablicoram  praesentis  Causae,  (designetur  locus  magis  idoneas)  ac 
pro  loce  et  loco  loci  juramentorum  et  examinum  Testium  (desiguetur 
locus  sacer)  pro  testibus  infirrois  aut  alio  impedimento  detentis  eorum 
domus  et  cubiculam  in  quo  jacent  infirmi,  pro  Monialibns  earum 
Monasteria  et  crates  ipsarum  Collocutorii  sive  fenestram,  uudeipsae 
Sacram  Eucharistiam  suscipiunt.  Pro  diebus  et  horis  destinaruät 
omnes  dies  in  posterum  decurrendos,  exceptis  feriatis  in  honorem  Dei 
et  Sanctorum,  de  mane  ab  hora  .  .  .  usqne  ad  horam  opportunam 
et  vespere  a  meridie  usque  ad  solis  occasum,  reservata  sibi  facultate 
praedicta  loca,  dies  et  horas  variandi  toties  quoties  opus  fuerit,  nee 
non  decreverunt  futuram  sessionem  habendam  die  .  .  .  hora  ...  et 
ideo  relaxarunt  petitam  citationem  contra  D.  Promotorem  Fiscalem 
ad  comparendum  die  dicta  in  Sacello  .  .  .  mandantes  mihi  ut  illam 
extendam  et  exequendam  tradam  Gursori  deputato,  et  postquam  in 
fine  praesentis  Sessioiiis  registraverim  tenorem  privilegio  Notariatus 
Actuali  deputati)  ac  etiam  Notariatus  mei  ipsius  de  praemissis  rogati 
omnia  acta  originalia  hucusque  gesta  tradam,  et  consignem  D  .  .  . 
Notario  ut  supra  in  Actuarium  Deputato,  prout  me  facturum  pro- 
misi,  et  tandem  injuncto  mihi,  ut  de  omnibus  in  praesenti  Sessione 
gestis  publicum  instrumentum  conficiam,  se  se  una  cum  Promotore 
Fiscali  subscripserunt  ut  sequitur. 

Episcopus. 

Judex  deputatus. 

Promotor  Fiscalis  deputatus. 

Notarius  in  Actuarium  deputatus. 

Testis  vocatus. 

Testis  vocatus. 

Super  quibus  omnibus  et  singulis  uti  supra  gestis  ego  infra- 
scriptus  ad  praemissa  vocatus  hoc  praesens  publicum  instrumentum 
confeci. 

Actum  .  .  .  die  .  .  .  mense  et  anno  ac  Pontificatu  quibus  supra, 
praesentibus  .  .  .  et  .  .  .  Testibus  ad  praemissa  specialiter  habitis 
atque  rogatis. 

Ita  est Notarius  publicus  ecclesiasticus. 

(Locus  signi). 

Post  haec  inserantur  tenor  supplicis  libelli  Postulatoris  pro 
coufectione  Processus,  una  cuuk  rescripto  Bpiscopi.  Item  tenor 
mandati  procurae  a  Postulatore  exhibiti,   neque  non  tenor  privi- 
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legii   notariatur  tum   Notarii    Actuarii   tum  Notarii   de  praemissis 
rogati. 

Beceptio  actorum  antecedentis  sessionis  facienda  a  Notario 
Actuario,  heic  inserenda  erit,  eadem  vero  concipi  poterit  uti  se- 
quitnr : 

Ego  .  .  .  Notarius  publicus  in  Actuarium  Deputatus  ad  con- 
scribendum  processum  auctoritate  ordinaria  super  cultu  Servo  Dei 
...  ab  immemorabili  praestito  recepi  a  .  .  .  notario  publice  eccle- 
siastico  omnia  et  singula  processus  acta  primordialia  ab  eo  hactenus 
rogata,  una  cum  mandato  procurae,  de  quibus  ei  acceptum  feci  prae- 
sentibus  .  .  .  et  .  .  .  Testibus  vocatis. 

In  fidem  etc.  me  subscripsi  hac  die  .  .  .  anno  .  .  . 

Notarius  Actnarius  manus  propria. 

Citatio  contra  Promotorem  fiscalem  ut  in  futura  Sessione  com- 
pareat  exaranda  erit  uti  sequitur;  advertendum  est  tamen  quod  ejus 
tenor  in  fine  sequentis  Sessionis  ijiserendus  erit. 

De  mandato  .  .  .  Judicis  Deputati,  qui  ab  lUmo  et  Bmo  Epi- 
scopo  .  .  .  electus  est  ad  constructionem  processus  ordinarii  super 
immemoriali  cultu  Servo  Dei  .  .  .  exhibito,  citetur  .  .  .  Promotor 
fiscalis  ad  comparendum  coram  Domin  atione  sua  die  .  .  .  hora  .  .  . 
in  ,  .  .  pro  Audientiis  et  actii^  publicis  praesentis  causae  et  pro- 
cessus  specialiter  deputatis  etc.  Nee  non  dicendum  contra  jura  et 
Articulos,  illosque  videndum  ad  probandum  admitti,  nee  non  induci 
testes  in  Causa  examinandos,  eisque  juramentum  deferri,  dandum 
interrogatoria,  super  quibus  iidem  testes  examinari  debeant,  alias  etc. 
assistendumque  juramentis  et  examinibus  praefatorum  testiura  et 
Actum  ac  Decretum  aliud  quodcumque  desuper  necessarium  et  op- 
portunum  fieri  et  interponi  ad  dictam  diem  et  horam. 

Instante Postulatore. 

Ego  infrascriptus  Cursor  sive  Nuncius  publicus  et  in  praesenti 
Causa  specialiter  Deputatus,  refero  ac  testor  sub  hesterna  die  per- 
sonaliter citasse  .  .  .  Promotorem  Fiscalem  ad  contenta  in  praesenti 
citatione  cujus  copiam,  ostenso  prius  originali  in  propriis  ejus  mani- 
bus  reliqui,  et  ita  refero  et  testor. 

Hac  die  ....  •. 

....  Cursor  et  in  Causa  specialiter  Deputatus,  manu  propria. 

Sessio  IL 

In  Nomine  Dei.    Amen. 

Anno  a  salutifera  D.  N.  Jesu  Christi  Nativitate  Millesimo 
octingentesimo  .  .  .  Indictione  romana  ...  die  vero  .  .  .  hora  .  .  . 
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Poütificatus  autera  Ssmi  in  Xto  patris  et  D.  N.  dierna  Providentia 
Pii  Papae  IX.  anno  .  .  .  coram  Judice  ab  Ulmo  et  Brno  D.  Episcopo 
deputato  in  praeseuti  Causa  confirmationis  cultus  Servi  Dei  ...  pro 
Tribunali  sedente  in  .  .  .  pro  Audieutiis  et  Actis  publicis  praesentis 
Causae  et. Processus  specialiter  uti  loco  et  loco  loci  destinato,  prae- 
sentibus  .  .  .  Promotore  Fiscali,  Testibus  infrascriptis  specialiter 
vocatis,  meqüe  Notario  Actuario  pariter  infrascripto  comparuit  ,  .  . 
Cursor  in  Causa  deputatus  et  retulit  in  scriptis  se  sub  besterna  die 
personaliter  citasse  .  .  .  Promotorem  Fiscalem  ad  comparendum  bis 
die  et  hora  et  loco  et  videndum  fieri  prout  in  originali  Citatione 
continetur,  cujus  copiam  in  ejus  manibus  reliquit  et  modo  origina- 
liter  reproducit,  una  cum  relatione  executionis  in  casu  tenoris  in- 
ferius  registrandi.  Relatione  facta  comparuit  .  .  .  Fostulator  et  re- 
petlta  citatione  jam  supra  per  Nuncium  reproducta  una  cum  rela- 
tione legitimae  illius  executionis  in  illius  termino  produxit  Positiones 
seu  Articulos  super  quibus  Testes  examinari  debent,  instititque  pro 
eorum  admissione,  nee  non  eodem  tempore  exhibuit  aliud  separatum 
folium  seu  notulam  continentem  nomina  et  cognomina  Testium,  quos 
fticto  induxit  petiitque  quod  illis  juramentum  deferatur  et  successive 
examinentur  super  dictis  possitionibus  sive  Articulis,  salvo  jure,  ae 
reservata  facultate  alios  Articulos  et  alios  Testes,  quatenus  opus 
fuerit,  aut  sibi  placuerit  producendi  et  inducendi,  non  se  tarnen  ad- 
stringens  ad  omnes  et  siugulos  Testes  inductos,  aut  denuo  inducendos, 
examinandnm  etiam  in  casu '  quo  juramentum  ab  illis  praestitum 
fuerit,  de  quo  expresse  et  solemniter  protestatus  fuit  et  protestatur 
non  solum  praemisso,  sed  et  omni  alio  meliori  modo  etc.  Statim 
vero  dictus  Postulator  tradidit  mihi  Notario  Actuario  nonnuUa  folia 
continentia  dictas  positiones  et  articulos,  nominaque  et  cognomina 
testium  inductorum,  et  in  Causa  examinandorum  tenoris  pariter  in- 
ferius  registrandi.  Petiit  insuper  Postulator  antedictus  Dnura  Pro- 
motorem Fiscalem  ad  comparendum  in  Sacello  ...  uti  loco  et  loco 
loci  ad  recipienda  juramenta  et  examina  testium  specialiter  prout  in 
Actis  destinato  et  interessendum  juramentis  ab  ipsis  testibus  prae- 
standis,  et  successive  dandum  Interrogatoria,  nee  non  interessendum 
eorumdem  testium  examinibus,  alias  videndum  etc.  et  citationem 
decerni  contra  lestes  inductos  ad  comparendum  in  eodem  loco  et 
praestandum  juramentum,  nee  non  perhibendum  necessarium  testi- 
monium,  sive  se  subjiciendum  exaraini,  et  Actum  et  Decretum  aliud 
quodcumque  desuper  necessarium  et  oppertunum  fieri  et  interponi  in 
forma  etc.  Ex  adverso  dictus  Dnu»  Promotor  contra  asserta  jura  et 
articulos  dixit  pro  nunc  generalia  verba  salve  jure  etc.  quoad  vero 
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testes  indactos,  et  alios  quoscumque  in  posterum  quomodolibet  in- 
dncendos  protestatns  fuit  et  protestatur  non  posse  deveniri,  nee  esse 
deveniendttiu  ad  receptionem  juramentorum  et  examinum  eorumdem, 
nisi  in  saa  praeseotia,  et  insuper  quod  exameu  non  fiat  nisi  cnm 
interrogatoriis  ab  ipso  dandis,  et  in  reliquis  nihil  fieri  nisi  reser* 
vata  forma  Decretorum  generalinm  atque  novissimornm  Sacrae  Con*- 
gregationis  Bitnum,  aliisque  de  jure,  stylo  et  consuetudine  reservandis, 
alias  protestatnr  de  nuUitate  non  soluro  etc.    Sed  et  omni  etc. 

Ex  tanc  praefata  Dominatio  Saa  Bma  productos  articalos  et 
Testes  indactos  admisit,  si  et  in  quantum,  et  deinde  mandavit  ut  in 
fine  praesentis  Sessionis,  per  me  Notariam  Actaariam  registretar 
tenor  Gitationis  snperias  per  Nancium  reproductae  una  cum  relatione 
illios  execntionis,  atque  etiam  tenor  tum  articulorum  per  Postnla« 
torem  snpra  productorum,  tum  etiam  Notulae  continentis  nomina  et 
cognomina  Testium  inductorum  et  demum  decrevit  sequentem  Sessio- 
nem  babendam  esse  die  .  .  .  hora  ...  ad  quem  effectum  monuit 
dictum  Promotorem  Fiscalem  ut  compareat  in  Sacello  .  .  » loco  et 
loco  loci  pro  juramentis  et  examinibus  Testium  inductorum  specia* 
liter  destinato  dictis  die  et  hora,  et  adsistat  Testium  juramentis; 
nee  non  citationem  relaxavit  contra  Testes  iuductos  ad  praestandum 
juramentum,  et  successive  se  subjiciendum  examini,  ao  testimonium 
veritatis  perhibendum;  alias  cogendos  et  compellendos  per  censuras 
et  poenas  ecciesiasticas  arbitrio  Dominationis  Suae,  mihiqne  Notario 
Actuario  mandavit  ut  tandem  Citationem  extendam  atque  exequendam 
tradam  Nuncio  sive  Gursori  Deputate.  Demum  injunxit  pariter  mihi 
Notario  Actuario  ut  de  omuibus  gestis  in  praesenti  Sessione  publicum 
instrumentum  conficiam  in  forma ,  ac  se  una  cum  Promotore  Fiscali 
subscripsit  ut  infra. 

Judex  Delegatus. 

Promotor  Fiscalis. 

Testis  vocatus. 

Testis  vocatus. 

Super  quibus  omnibus  et  singulis  hie  ut  supra  gestis  ego  No- 
tarius  publieus  et  Actuarius  specialiter  Deputatus  hoc  praesens  publi- 
cum Instrumentum  de  mandato  dicti  Bmi  Judicis  N.  N.  confeci  et 
publieavi  in  forma,  ideo  in  fidem  hie  me  suberipsi,  meumque  solitum 
Notariatus  Signum  apposui  requisitus.  Datum  .  .  .  die,  anno,  Pon- 
tificatu  et  loco  supra  praesentibus  DD  .  .  .  et  . .  .  Testibus  ad  prae* 
missa  specialiter  adhibitis,  vocatis  atque  rogatis. 

Ita  est Notarius  Actuarius  specialiter  Deputatus. 

(Locus  signi). 


.* 

'»>• 
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Heic  iaseratur  tenor  Citationis  contra  Promotorem  Piscalem. 
Deinde  inserantur  Articuli  ac  notula  Testium  qui  a  Fostulatore 
exbibiti  fuerunt  adjecta  in  fine.  Notarii  Actuarii  subscriptione  ut 
de  horum  documentorum  identitete  liqueat.  Citatio  contra  Testes  a 
Postnlatore  indai^tos  ut  in  Sequenti  Sessione  compareant  ad  jura- 
mentum  praestandum  concipienda  erit  ut  sequitur.  Nihilorainus  ad- 
vertendnm  est  quod  ejus  tenor  in  fine  seqnentis  Sessionis  inseren- 
dus  est. 

De  mandato  .  .  .  Jndicis  Deputat!  in  praesenti  Causa  Gonfir- 
raationis  Cultus  Servi  Dei  .  .  .  citentur  OEines  et  Singuli  Testes 
inferius  nominandi  ad  coibparendum  coram  Dominatione  Sua  die  . .  . 
hora  ...  in  Sacello  .  .  .  loco  et  loco  loci  ad  recipienda  eorum  ju- 
ramenta  et  examina  specialiter  ut  in  Actis  destinato,  et  praestandum 
jnramentum  et  suecessive  se  subjiciendum  examini,  sive  testimonium 
veritatis  perhibendum  alias  cogendi  et  compellendi  per  eensuras 
aliasque  poeuas  ecclesiasticas  arbitrio  Dominationis  Suae,  et  actum 
et  Decretum  quodcumque  desuper  necessarium  et  opportunum  fieri  et 
interponi  in  forma  ad  dictam  diem  et  horam. 

Instante Postnlatore. 

Notarius  specialiter  deputatus. 

Ego  infrascriptus  Cursor  sive  Nuncius  publicus  etc.  Deputatus 
refero  ac  testor  sub  besterna  die  personaliter  citasse  .  .  .  nee  non 
...  ad  contenta  in  praesenti  citatione  cujus  copiam,  ostensa  prius 
originali,  in  propriis  eorum  raanibus  reliqui,  et  ita  refero  ac  testor 
hac  die  .  .  .  anni  .  .  .  Cursor,  sive  Nuncius  publicus  et  in  Causa 
specialiter  Deputatus  manu  propria. 

Ita  est  .  . .  Notarius  publicus  et  actuarius  specialiter  deputatus. 

Sessio  III. 

In  Nomine  Dei.    Amen. 

Anno  a  salutifera  D.  N.  Jesu  Christi  Nativitate  millesirao 
octingentesimo  .  .  .  Indictione  Bomana  ...  die  vero  .  .  .  hora  .  .  . 
Pontificatus  autem  SSrai  in  Xto  Patris  et  D.  N.  divina  Providentia 
Pii  Papae  IX.  anno  .  .  .  Coram  Judice  specialiter  deputato  ab  lUmo 
et  Rmo  D.  Episcopo  in  praesenti  Causa  Confirmatiouis  Cultus  Servi 
Dei  ...  pro  tribunali  sedente  in  Sacello  .  .  .  loco  et  loco  loci  pro 
juraraentis  et  examinibus  Testium  in  praesenta  Causa  examinandorum 
specialiter  destinato,  praesentibus  ....  Promotore  Piscali  pro  bis 
die,  hora  et  loco  specialiter  monito,  Testibus  infrascriptis  specialiter 
.  vocatis,  meque  Notario  pariter  infrascripto ,  comparuit  .  .  .  Nuncius 
sive  Cursor  in  Causa  deputatus,  et  retulit  in  scriptis  se  sub  besterna  di» 
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personaliter  citasse  omnes  et  singulos  Testes  in  calce  originalis  Ci- 
tationes  descriptos,  et  ostenso  prius  original!,  in  propriis  manibas 
illius  copiam  reliqaisse,  quam  quidem  citationem  una  cum  relatione 
illius  executionis  hie  facto  reproduxit  in  forma  tenoris  inferius  re- 
gistrandi. 

Relatione  facta  comparnit  .  .  .  Causae  Fostulator  et  repetita 
citatione  per  Nuncium  modo  reprodncta,  ac  relatione  illius  executionis 
in  illius  termino  sicut  et  in  termino  monitionis  in  praeterita  Sessione 
factae  antedicto  Dmo  Promotori  Piscali  reverenter  petiit  et  institit 
deferri  Testibus  inductis  atque  citatis  juramentum  de  veritate  di- 
cenda  et  sccreto  servando,  et  successive  destinari  diem  et  horam  pro 
incboando  illorum  examine,  et  ad  hunc  effectum  moneri  tum  dictum 
Dnum  Promotorem  Fiscalem  quam  Testem  primo  loco  examinandam, 
ut  compareant  in  hoc  eodem  loco,  die  et  hora  destinandis,  atque  se 
promotor  Fiscalis  producat.  Interrogatoria,  et  idem  Testis  se  sub- 
jiciat  examini,  et  actum  et  Decretum  aliud  quodcnmque  desuper 
necessarium  et  opportunum  fieri  et  interponi  in  forma  etc.  omni  etc. 

Ex  adverso  dictus  D.  Promotor  Fiscalis  hie  praesens  dixit  nihil 
fieri  nisi  ipso  praesente,  et  ad  Testium  examen  non  deveniri  nisi  cum 
interrogatoriis ,  quae  ipse  omnino  dare  intendit,  in  reliquis  servari 
formam  Decretorum  generalium  et  novissimorum  Sacrae  Congrega- 
tionis  Rituum,  alias  protestatus  fuit  et  protestatur  de  nuUitate  om- 
ninm  Actorum  et  agentorum  non  solum  etc.  sed  et  omni  etc. 

Ex  tunc  praefatus  D.  Judex  deputatus  visis  et  auditis  praedictis, 
mandavit  mihi  Notario  ut  in  fine  praesentis  Sessionis  registrem  teno- 
rem  Citationis  per  Nuncium  reproducta  una  cum  relatione  illius  exe- 
cutionis, et  deinde  testibus  inductis  juramentum  detulit,  qnod  illi 
unus  post  alium  separatira  genibus  flexis ,  et  tactis  Sanctis  Dei 
Evangeliis  praestiterunt ,  ut  infra  sequitur.  Et  primo  .  .  .  Testis 
inductus  et  citatus  suum  praestitit  juramentum  ut  infra. 

Ego  infrascriptus  .  .  .  tactis  SS.  Dei  Evangeliis  coram  me  po- 
sitis,  juro  et  promitto  dicere  veritatem  tam  super  interrogatoriis, 
quam  super  articulis  super  quibus  examinator  in  Causa  Confirmationis 
cultus  Servi  Dei  .  .  .  nee  non  juro  et  promitto  religiöse  servare  se- 
cretum,  nee  alicui  penitus  re volare  tam  contenta  in  iisdem  interro- 
gatoriis quam  responsiones  et  depositiones  a  rae  faciendas  super  iis- 
dem et  super  articulis,  nee  de  iis  loqui  cum  aliqua  persona,  exceptis 
Dominationibus  Vestris  Judice,  R.  D.  Promotore  Piscali  et  Notario 
Actuario  ad  Causam  Deputate,  sub  poena  periurii  et  excommunica- 
tionis  latae  Sententiae,  a  qua  nonnisi  a  Summe  Pontifice  (excluso 
etiam  Majori  Poenitentiario)  praeterquam  in  mortis  articulo  absolvi 
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possim.    Ita  promitto  et  juro,  sie  me  Dens  adjuvet  et  haec  Sancta 
ejus  Evangelia. 

Testis  juro  ut  supra. 

Eadem  ratione  Testes  debent  jnrare,  ita  ut  cujusque  jasjurandum 
per  extensum  heic  loci  inserendum  sit.  Quibus  juramentis  ati  supra 
praestitis  ante  dictus  D.  .  .  .  Judex  deputatus  mandavit  inchoari 
Testium  exaraen  die  .  .  .  hora  ...  et  ad  hunc  efiectum  monuit 
dictum  .  .  .  Promotorem  Fiscalem,  ut  corapareat  in  hoc  eodem  loco 
dictis  die  et  hora,  et  assistat  examini  primi  Testis,  exibeatque  inter- 
rogatoria  super  quibus  Testes  examinari  debeant,  alias  atc.  et  re- 
spective  monuit  .  .  .  Testem  primo  loco  examinandum,  ut  compareat 
et  se  examini  subjiciat,  et  deinde  injunxit  mihi.  Notario  Actuario,  ut 
de  omibus  gestis  in  praesenti  Sessione  publicum  instrumentum  con- 
ficiam  in  forma,  et  tandem  se  una  cum  Promotore  Fiscali  subscrip- 
serunt  ut  infra. 

Judex  Deputatus. 

Promotor  Piscalis. 

Testis  vocatus. 

' Testis  vocatus. 

Super  quibus  omnibus  et  singulis  sie  ut  supra  gestis  ego 
Notarius  publicus  et  Aetnarius  specialiter  deputatus  hoc  praesens 
publicum  Instrumentum  de  mandato  Dominationis  Suae  .  .  .  Judicis 
confeci  et  publicavi  in  forma,  ideo  in  fidem  hie  me  subscripsi, 
meumque  solitum  Notariatus  Signum  apposui  requisitus. 

Actum  die,  mense,  anno,  Pontifieatus  et  loco  quibus  supra, 
praesentibus  DD.  .  .  .  et  .  .  .  Testibus  ad  praemissa  specialiter  ha- 
bitis,  vocatis  atqne  rogatis. 

Ita  est  .  .  .  Notarius  publicus  in  Actuarium  specialiter  de- 
putatus. 

(Locus  signi). 

Heic  inserendus  est  tenor  citationis  contra  Testes  a  i^ostulatore 
inductos. 

Sessio  IV. 

In  Nomine  Dei.    Amen. 

Anno  salutifera  D.  N.  Jesu  Christi  Nativitate  millesimo  oc-* 
tingentesimo  .  .  .  indictione  romana  ...  die  vero  .  .  .  hora  Ponti- 
fieatus autem  SSmi  in  Xto  Patris  et  D.  N.  divina  Providentia  Pii 
Papae  IX.  anno  .  .  .  Coram  .  .  .  Judiee  specialiter  ab  Ilimo  et  Rok) 
Episcopo  deputato  in  praesenti  Causa  Confirmationis  Cultus  Servi 
Dei  ...  pro  Tribunali  sedente  in  Sacello,  loco  et  loco  loci  pro  jura- 
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mentis  et  examinibas  Testium  in  praesenti  Causa  examinandis  spe- 
cialiter  destinata,  praesentibus  .  .  .  Promotore  Fiscali  et  .  .  .  Teste 
indacto  et  jurato  pruno  loco  examinando  pro  bis  die  hora  et  loco 
specialiter  monitis  comparuit  .  .  .  Postulator,  et  in  termino  nioni- 
tionis  in  praeterita  Sessione  factae  reverenter  petiit  et  institit  in- 
choari  primi  Testis  examen,  et  actum,  et  Decretum  aliud  quodcumqne 
desuper  necessarium  et  opportanum  fieri  et  interponi  in  forma 
omni  etc. 

Ex  adverso  dictus  Dnus  Procurator  Fiscalis  ibidem  praesens 
facto  exhibuit  Plicum  clausura  et  sigillatum  continens  interroga- 
toria^)  super  quibus  petit  et  instat  Testes  omnes  et  singulos  exami- 


«        1)  Haec  interrogatoria  sequenti  poene  modo  concipi  possnnt.     1.  Inter- 
rogetur  nam  sciat  vel  dici  andierit  nbi  et  quando  S.  D.  obierit,   et   quo  loco 
faerit  scpnltus:  an  post  obitum  yenerationem  obtinuerit  et  qaa  de  caasa.     Si 
testis  affirineti  dicat  ubinam  haec  Teneratio  inceperlt,  et  an  ad  alia  loca  exteosa 
fait,  quando,  qnomodo,  an  nnqnam  interrapta  faerit.  Dicat  etiam  an  quisquam  haic 
caltui  contradixerit ,   allegando  in   omnibus  scientiae  causam.    2.  Interrogetur 
num  sciat  Tel  dici  audierit  quod  corpus  dicti  S.  D.  semper  jacuerit  in  sepulcro, 
ubi  humatum  fuit  post  obitum,  vel  alio  fuerit  translatum.    Si  translatum  dicat 
differat  quando  id  factum  sit,  et  qua  de  causa ;  an  locus  ubi  reconditum  faerit, 
publicam  nee  ne  venerationem  portenderit.    Quod  si  testis  affirmet,    dicat  an 
ipse  unquam  S.  D.  exavias  sit  Teneratus,  an  alii  etiam  accesserint,  et  qulnam, 
afferendo  singula  adjuncta,  dt  scientiae  causam.    3.  Interrogetur  num  sciat  vel 
dici  audieret  an  altaria  vel  Cappellae  S.  D.  dicatae  fuerint,  ubi,  quando,  quo- 
modo.    Si  affirmet  testis  dicat  an  accesserit  venia  Ordinarii,  aut  saltem  con- 
sensus  praesumptus,  referat  quoque  an  altaria  haec  vel  cappellae  adhuc  existant : 
an  Sacrum  in  S.  D.  honorem  celebratum  sit  vel  celebrejbur,  vel  aliae  piae  preces 
in  honorem  S.  D.  peractae  sint  vel   peragantur.    In   omnibus  autem   referat 
singula  adjuncta  et  scientiae  causam.    4.  Interrogetur  num  sciat  vel  dici  au- 
diverit  an  aliquaudo  fuerint  imagines,  statuae  etc.  S.  D.  pictae  vel  sculptae  aut 
aliter  formatae.    Si  testis  affirmet,    dicat   an  radios  circa  caput  vel  splendores 
habeant,  aliave  sanctitatis  indicia,   an   in  loco  sacro  asserventur  nee  ne,  ubi, 
quomodo.   Referat  etiam  an  imagines  hnjusmodi  vel  simulacra  antiquam  nee  ne 
aetatem  redoleant  et  quam.    In   omnibus  adjuncta  singula  et  scientiae  causam 
prodat.    5.  Interrogetur  num  sciat  vel  dici  audierit  an  in  bco  ubi  jacent  exu- 
viae  S.  D.  vel  alio  quovis  loco  appensae  fuerint  aut  retentae  votivae  tabellae, 
donaria,  aut  quaevis  ejusdem  generis  donata  fuerint.   Si  affirmet  testis  referat,  * 
ubi,  quando,  quomodo  id  evenerit:   dicat  etiam  an  adhuc  donaria  haec  asser- 
ventur, et  ubinam.  Afferatque  de  omnibus  adjuncta  et  scientiae  causam.  6.  In- 
terrogetur num  sciat  vel  diei  audiverit  an  Sancti  vel  Beati  titulo  S.  D.  fuerit, 
cohonestatus.  Si  affirmet,  referat  an  haec  nffhcupatio  statim  ab  obitu  inceperit, 
vel  non:  an  quisquam  eidem  contradixit.    Dicat  etiam  an  Ecclesiastica  aucto- 
ritas  hoc  titulo   eum   compellaverit  nee  ne.    In  omnibus  etc.    7.  Interrogetur 
num  sciat  vel  dici  audiverit  an  libri  vel  historiae  fuerint  editae  quoad  virtutes 
S.  D.  an  ipsae  ab  ordinariis  recognitae  et  approbatae  nee  ne  fuerint.    Quod  si 
testes  affirmet,  dicat  quinam  sint  hi  libri  et  quid  contineant,  afferatque  etc. 
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nari,  prinsquam  examinentnr  super  articulis,  completo  aatem  sive 
suspenso  cujuslibet  Testis  examine  pelit  quod  dictus  plicos  claudatur 
et  obsignetur,  una  cum  depositionibus  Testis  examinati,  non  ape- 
riendns  nisi  in  actn  fnturae  Sessionis  seu  examinis,  similem  clau- 
suram  et  aperitionem  respective  in  principio  et  fine  cujuslibet  sessionis 
servandani  et  adhibendum  esse  dixit  et  ulterius  institit  quod  ante 
incboationero  examinis  cujuslibet  Testis  denuo  deferatur  ipsi  Testi 
examinando  jqramentum  alias  praestitum ,  et  in  reliquis  servetur 
forma  Decretoru4ii  generalium  et  novissimorum  Sacrae  Congregationis 
Bituum  aliaque  adimpleautur  de  jure,  stylo  et  consuetudiae  servanda 
et  adimplenda,  alias  protestatus  fuit  et  protestatur  de  nullitate  exa- 
niinum  et  totius  Processus  non  solum  etc.,  sed  et  omni  etc. 

Quibus  ?isis  et  auditis  praefatus  B.  D.  Judex  depntatus  man- 
davit  inchoari  examen  .  .  .  Testis  inducti,  citati  atque  jurati,  cui 
denuo  detulit  juramentum  veritatis  dicendae  et  secretum  religiöse 
servandi  quod  ille  iterum  praestitit  genibus  flexis  et  manu  imposita 
super  librum  Evangeliorum  repetendo  eademmet  praecisa  verba  alias 
in  Actis  registrata  dicens,  ita  promitto  et  juro,  sie  me  Deus  adjuvret 
et  haec  SS.  ejus  Evangelia,  et  postea  mandavit  ex  hoc  loco  discedere 
Caitsae  Postulatorem ,  prout  ille  statin)  recessit ,  et  clausis  foribus 
jussit  aperiri  plicum  interrogatoriorum  clausum  et  sigillatum  exhibi- 
tum  per  dictum  Dnum  Promotorem  Fiscalem.  Quo  quidem  plico 
statim  per  me  Notarium  de  mandato  etc.  aperto  deventara  fuit  ad 
examen  dicti  Testis,  qui  ad  interrogationes  sibi  factas  a  Judice  De- 
putate (vel  a  Promotore  Fiscal!)  dixit  et  deposuit  prout  infra,  et  ego 
Notarius  Aetuarius  Testis  responsiones  de  verbo  ad  verbum  nihil 
penitus  addito,  dempto,  aut  immutato,  eodem  quo  ab  ipso  relatae 
sunt  idiomate  descripsi  et  registravi  ut  infra  videlicet.  Juxta  pri- 
mum  interrogatorium  respondit. 

Uti  jam  supra  notatum  examen  vel  a  Judice  vel  a  Promotore 
Fiscali  <iictattdum  est  Notario,  ut  illud  per  extensum  scribat.  Haec 
autem  serbari  debent.  1.  In  dictanda  depositione  testis  cuique  in- 
terrogatoria  facta  neu  debet  adhiberi  tertia  persona  ex.  gr.  testis 
tuit,  vidit  etc.,  sed  prima  ex.  gr.  ego  fui,  vide  etc.  ut  scilicet  ap- 
pareat  testem  ipsum  esse  locutum.  2.  Peculiares  testis  diceudi  modi, 
si  fieri  potest,  seryari  debent.  3.  Si  testis  ad  aliquod  interrogatorium 
respousionem  dare  nequeat,  tunc  dicatur  »Juxta  interrogatorium  .  .  . 
testis  respondit  se  nihil  scire.c 

Pest  interrogatoria  prosequendum  est  examen  super  articulis  a 
Causae  Postulatore  datis,  qui  singillatim  testi  legi  debent,  ut  si  quid 
addendum  habeat,  illud  exponat,  si  autem  nil   habeat  addendum, 
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taue  posrt  ultimam  responsidnem  postremo  iaterrogatorio  factam  di- 
cätor  »Expletis  interrdgatoriis  deT^atum  est  ad  examen  super,  arti- 
ctflis,  super  quibas  ...  Testis  dixtt  se  tantum  scke  qaand«i9  supra 
deposuit  super  interrogatoriis.« 

'Al!>sphitO'  «xaDfrinetegenda  est  testi  integra  ejus  d^psttio,  ut 
eanr  approbdt  ^  eonflrmet  per  soam  subscriptkadiD^  atqtie.ita  okirU- 
dittir  äetus  ft 'Notariöj  '  ;•..:.' 

Et  absoluto  examine  tarn  saper  interrogatoriis,  quam  fiinpeir  ar- 
tieults  fuifi  ^  ine  Notarkm  de  maDdato  JcuUcis.  Deputat!  alta  et 
iAteHtgibili  voce  lecta  eidem  testi  integra  ejus  depositio,  nempea 
j>riDc!{Ao  u£fque^d  fita^m,  impertita  eidem  facultate  addendi^  minuendi 
seu  corrigendi,  quam  depositionem  per  emn  bene  auditaro  et  iatel- 
lectam  de  verbö  ad  verbum^approbavit,  ratificayit  et  coafirmavit. 
Demum  ipsi  testi  injunctura  fuit  ut  se  subscriberet^  prottt  ilKeo  feoit 

'  '  Ita  pro  veritate  dep<Äiui,  approbo  et  confirmo  .  .  .  Tßg*is. 
'  Sf  äötem' testiä""  aliquid  haberet  addeadum  ivel  corrigeadam, 
post  Verba  apprbbavit,  ratificavit,  cöufitmavit,  dioatur:  Addidit  tam^n 
s^quemtia,  <5iaae'«gO'Notarias  Actuariu»  heic  fideliter : traiiscripsi  vi- 
delidet  .  .  .  Quibug  addrtös  et  per  me  Notärium  lectis  et  ab:  if^so 
ted;e'benfe  auditiv  ^  intelleetis^  approbatis^iet  in  ommbiis  mtificatis 
^t  cOfTftrmatiB,  Widern  testi  i»juuctai»'fait,  ot  se  subscriberet^  piiout 
ilfi'Cö'  acice^to  öalamo  fecit  ut  infra  : . .  Fiat  testis  subscriptio,  ut  supra. 
Li6entiato  et  abeunte  praedicto  teste,  E.  D.  Judex  Delegatus 
priasquam  e  ;k)co  examinis  discederet,  mandayit  perme  Notärium 
daudi  et  öbäiguari  iaterrogatoria  et  testis  depositionemv  iion  aperieada 
uisii  in  actu  futüri*  examinis  alterius  testis  .  :  .  per  me .  mooeßdi  ut 
acc(däat  ad  .  vi  die  .  .u  hora  ^  v  .  -et  examini  se  aubjiciatv  sd  quem 
effeetm»  monuit  etiam  D.  Promotorem  Fiscalem,  hie  praesenteyn,  ut 
intersit  dietiö'  die  «t  hota  examinis  ipsius  testis. .  Demum  injuacto 
mihi  üt  de  ^«fifibus  et  sii^nlis  iiüe  usque  gestis  in^risrumeutuo»  cou- 
ficiamv  se  'stib^mpsdt  tna  cum  Promotore  Fiscali  uti  sequitur. 
•    ^   ^  V  .  .  ,  *),  Judex  Deputatus. 

'      '  \  .  .  .  .  Promötor  Fiscalis.. 

Super  quibus  omnibus  et  singulis  m>  ut  supra  gestis  ego  No- 
tarias^  publica^  et  Abtuarius  speeialiter  deputatus  qui  de  praemissis 
me  rogavi,  hoc  praesens  instrumentum  de  mandato  K.  D.  Judicis 
Deputati  confect  in  fotma.  Ideo  in  fidem  hie  me  subscripst  peumque 
solitmri  Nofeart'atuö  sigfium  apposui  requisitus  .  .  .  Actum  .  .  .  die, 
raense,  anno,  Pontificatus  et  leoo  quibus  supra. 

Ita  est  .  .  .  -Notarius  in  Aetuarium  speeialiter  deputatus. 
(Locus  signi). 
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Eadem  ratione  peragentar  aliorum  testium  examina.  Adver- 
tendam  est  tandem  quod  in  clausura  actoruni  facienda  post  examen 
cujusqae  testis  loco  dicendi  »testis  depositionem«  dici  debet  »testium 
depositiones  huc  usqae  receptas.« 

Expleto  examine  testium  a  Postulatore  inductornm,  post  sub- 
scriptionem  postremi  testis  prosequendi  erunt  acta  processus  per 
examen  testium  qui  a  Promotore  Fiscali  ex  officio  induqi  debent  uti 
sequitur. 

Dimisso  et  licentiato  praedicto  teste  coram  eodem  R.  D.  Judice 
comparuit  .  .  .  Gausae  Postulator  dixit  atque  declaravit,  se  non 
habere  nee  velle  aÜQS  Testes  inducere  et  examinari,  ideoque  cum 
jam  absolutum  fuerit  examen  testium  a  se  inductorum  institit  procedi 
ad  ulteriora  in  publicatione  et  exemplatione  Processus  et  Deere- 
tum  etc.  omni  etc« 

Ex  adverso  dictus  B.  D.  Promotor  Fiscalis  dixit  et  protestatus 
fuit  non  posse  ad  ulteriora  procedi  nisi  prius  ad  formam  Decret. 
Congreg.  Sacr.  Bit.  alii  testes  ex  officio  examinentur.  Et  tunc  Do- 
minatio  Sua  Bma  sequentes  Testes  ex  officio  induxit,  videlicet  .  •  . 
et  .  .  .  Quocirca  B.  D.  Promotor  Fiscalis,  inhaerendo  protestatiouibus 
Omnibus  alias  emissis  petiit  et  institit  dictis  Testibus ,  ut  supra  ex 
officio  Yocatis  deferri  juramentum  de  veritate  dicenda  et  de  secreto 
servando  ad  formam  Decretorum  S.  B.  C.  et  postea  illos  examinari 
pro  diebus  et  horis  certis  intimandi^,  ac  nihil  fieri,  nisi  ipso  semper 
praesente,  alias  de  nullitate  etc.  Exinde  praefatus  B.  D.  Judex  pro 
Tribunali  sedens  etc.  dictis  Testibus  ut  supi'a  ex  officio  nominatis 
mandavit  deferri  juramentum  antedictum,  ideoque  decrevit  novam 
sessionem  habendam,  die  .  .  .  hora  ...  in  Sacello  ...  et  deinde 
post  receptionem  dictorum  juramentorum  mandavit  ipsos  examinari, 
ideoque  relaxat  Citationes  necessarias  et  opportunas  contra  eosdem 
Testes  ad  comparendum  die  et  hora  praefixis  in  Supradicto  loco, 
eorumque  juramentum  praestandum,  nee  non  monuit  B.  D.  .  .  . 
Promotorem  Fiscalem,  ut  die  et  hora  praedictis  intersit,  mihique 
Notario  commisit  ut  citationes  ipsas  extendam  Cursorique  Deputate 
exequendas  tradam.  Demum  mandaverunt  per  me  Notarium  Ac- 
tuarium  claudi  et  obsignari  etc. 

Judex  Deputatus. 

Promotor  Fiscalis. 

Super  quibus  omnibus  et  siugulis  ut  supra  gestis  .  .  .  etc. 

Actum  .  .  .  die,  hora,  anno»  mense  et  Pontificatu  quibus  supra. 
Ita  est  .  .  .  Notarius  in  Actuarium  Deputatus. 
(Locus  signi). 
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« 

Citatio  contra  Testes  ex  officio  ejusdem  tenoris  est  ac  illa  contra 
Testes  a  Postulatore  inductos.  Loco  dicendi  »instante  ...  Postu- 
latore  specialiter  constituto«  diel  debet  »instante  B.  D.  .  .  .  Pro- 
rootore  Fiscali«  Advertendnm  est  autem  qnod  ejns  tenor  in  fine  se* 
quentis  sessionis  erit  inserendns. 

Sessio  .  .  . 

In  Nomine  Dei.    Amen. 

Anno  .  .  .  Indictione  romana  ...  die  ...  Pontificatns  .  .  . 
Goram  ...  pro  tribnnali  sedente  in  Sacello  .  .  .  praesentibus  B.  D. 
. . .  Promotore  Fiscali,  testibus  infrascriptis,  meque  Notario  Actuario 
pariter  infrascripto. 

Coroparuit  .  .  .  Ntmcias,  sive  Cursor  Deputatus  et  retulit  in 
scriptis  se  sub  die  .  .  .  personaliter  citasse  ...  et  ... ,  et  ostenso 
prius  originali,  in  propriis  manibus  illias  copiam  reliquisse,  quam- 
quidem  citationem  una  cum  relatione  illins  executionis  hie  facto  re- 
produxit  in  forma  tenoris  inferins  registrandi. 

Belatione  facta,  dictus  B.  D.  Promotor  Fiscalis  hie  praesens 
repetita  citatione  per  Nuncium  mox  snpro  producta,  ex  relatione 
illius  executionis  in  illius  termlno,  sicut  et  in  termino  monitionis  in 
praeterita  sessione  factae,  institit  ut  dictis  Testibus  ex  officio  dje- 
feratur  juramentum  de  veritate  dicenda  et  de  secreto  servando,  et 
successive  destinari  diem  et  horam  pro  inchoando  illorum  examine, 
et  ad  hunc  effectum  moneri  primura  Testern  examinandum,  ut  com- 
pareat  in  hoc  eodem  loco,  die  et  hora  destinandis,  ut  se  snbjiciat 
examini  et  actum  ac  Decretum  aliud  quodcumqne  desuper  necessariam 
et  opportunum  fieri  et  interponi  in  forma  omni  etc. 

Et  tunc  praefatus  B.  D.  Judex  Deputatus,  visis  et  auditis 
praedictis,  mandavit  mihi  Notario  ut  in  fine  praesentis  sessionis  re- 
gistrem  teuerem  citationis  superius  per  Nuncium  productae  una  cum 
relatione  illius  executionis,  et  deinde  Testibus  ea^  officio  citatis  jura- 
mentum detulit  quod  ipsi  genibus  flexis  et  tactis  Sacrosanctis  Dei 
Evangeliis  unus  post  alium  praestiterunt  ut  infra  sequitur,  videlicet 
sequentia  verba  recitando. 

Et  primo  ego  infrascriptus  Testis  ex  officio  vocatus,  tactis  hisce 
Sacrosanctis  Dei  Evangeliis  etc.  Ego  .  .  .  Testis  ex  officio  juravi 
ut  supra  .  .  .  Quibus  juramentis  ut  supra  praestitis  .  .  .  Judex,  in- 
stante .  .  .  Promotore  Fiscali  mandavit  inchoari  examen  Testium  ex 
officio  a  dicto  Promotore  Fiscali  inductorum  et  juratorum ,  die  .  .  . 
hora  ...  et  ad  hunc  effectum  monuit  tam  dictum  B.  D.  .  .  .  Pro- 
motorem  Fiscalem,  quam  .  .  .  Testem  ex  officio  primo  loco  exami- 
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nandüm  ut  cojnpareant  in  hoc  eodein  loco  dictis  die  et  hora,  et 
assistat  examini  dicti  Testis  tarn  super  interrogatoriis ,  quam  super 
articulis,  et  deinde  injunxit  mihi  Notario  actuario,  ut  de  omnibuö 
gestis  in  praesenti  Sessione  publicum  instrumentura  conficiara  in  forma, 
et  taudem  se  subscripserunt  ut  infra. 

Judex  Deputatus. 

Promotor  Fiscalis. 

Testis  vocatus. 

Testis  vocatus. 

Actum  etc.  .  .  .  Ita  est  .  .  .  Nötarius  in  Actuarium  specialiter 
Deputatus. 

(Locus  signi). 
Hie  inserendus  est  tenor  citationis  contra  Testes  ex  officio  una 
cum  relatione  illius  executionis  a  Cursore  factae. 

Sessio  .  .  . 
In  Nomine  Dei.    Amen. 

Anno  ...  inductione  ...  die  ...  Pontificatns  .  .  .  Goram 
...  pro  tribunali  sedente  in  Sacello  .  .  .  praesentibus  .  .  .  Promo- 
tore Fiscali  meque  Notario  Actuario  etc.  ad  instantiam  dicti  .  .  . 
Promotoris  Piscalis  inchoatum  fuit  examen  .  .  .  Testis  ex  officio 
prirao  loco  examinandi,  citati,  jurati,  cui  iterum  delatum  fuit  jura- 
mentum,  quod  ille  praestitit,  tactis  SS.  Dei  Evangeliis  juxta  earadem 
verborum  formam  alias  in  actis  registratam ,  dicens  haec  praecisa 
verba  —  Ita  promitto  et  juro^  sie  me  Deus  adjuvety  et  haec  SS.  ejus 
Evangelia  —  et  interrogatus  praefatus  Testis  juxta  Interrogatoria, 
aperto  prius  per  me  de  mandato  R.  D.  Judicis  plico  interrogatorio- 
rum  ac  Testinm  depositionum  adhuc  usque  clause  penes  me  asservato 
juxta  illa  dixit  et  deposuit  prout  infra. 

Ego  autem  Nötarius  Actuarius  Testis  responsiones  descripsi  de 
verbo  ad  verbum,  nihil  penitus  addito,  dempto  aut  iramutato,  eodem 
quo  ab  ipso  relatae  sunt  ideomate  descripsi  et  registravi  ut  infra 
seqnitur  videlicet. 

Juxtra  primum  interrogatorium  .  .  .  respondit  .  .  . 

Absolute  examine  dicti  Testis  ex  officio  etiam  super  articulis, 
de  mandato  R.  D.  Judicis  Deputati  fiiit  per  me  Noiarium  Actuarium 
eidem  Testi  lecta  integra  ejus  depositio,  quae  per  ipsum  bene  audita 
et  intellecta  eam  approbavit,  ratificavit  et  in  omnibus  confirmavit, 
acceptoque  calamo  se  subscripsit  ut  infra. 

Ita  pro  veritate  deposui  ...  Testis  ex  officio. 

Reliqua  Sessionis  acta  peragi   debent   ut  in  examine  aliorum 
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Tedtium.  Absolato  ?ero  examiae  postremi  Testia  e^  4^fic(0y  ac 
eodem  licentiato  ac  dimisso,  accerfiri  debet  a  Notado  Actuprio  Cau^^ 
Postulator,  Qt  si  quae  habeat  docnmeota  m  proiQdBsu.fioiDpnlsari 
possiut.    Propt^rea  aotvm  abaolvi  poterit  ut  sequitur..  .  -:  ,,■• 

Dirais^o  et  licäntiato  ipso  Teste,  de  mandato  ejqsdeiii  B.  D. 
Judicis  deputati,  fint  per  me  Notariom  Aettiarium  acc^rsitush .  .  . 
Cati^aie  Postuktor,  qni  habita  nolitia  completum  jam  futese  eifkoaen 
Testittm  ex  officio,  petiit  et  institit  pro  con^ulsation^  nmifiallarmi) 
docrnnentotQtD ,  qa^9  parobare  intendit  iramemprialem  cultum  Ser?o 
Dei  ...  ad  haec  usque  terapora  exhibitum,  ac  revßrenter  petiit  et 
ihstrtit  ea  singola  admitti  ae  in  actis  regiaiarark 

Ex  adverso  dictns  B.  D.  Promotor  Fiscalis  dixit  et  protestatos 
fttit  ttoa^  eiee  adtnittenda  ea  docnmenta  neque  compulsanda ,  nisi 
prias  eorum  recognita  legalHate,  alias  .se  de  BulUtate  eta.  ,£x  tuac 
K.  D.-  Judex  prae  manibiia  habens  producta  doetinieata,  siugola  at- 
tente  inspexit  et  coneideravit^  eaque  B.  D.  Promotori  Pisqali  consi- 
derauda  ttudetis,  ipso  couseotieote,  autbeotica,  integra,  nullaque  in 
parte  vitiata  declaravit ,  proptereaque  mibi  Notarip  J^asit  ut  ea  re- 
ciperem  et  in  actis  eompulsarem ,  eoraoaqiie  teuerem  in  fine  hujus 
Sessionis  registrarem  prent,  me  facturum  pi?omisi. 

Deinde.dictus  Dnus  .  .  .  Postulatoi  exposuit  locum  esse  prose- 
cutioni  ceteromm  actuum,  proptereaque  petiit  et  institit  destinari 
diem  et  horam  ad  effeetum  visitandi  Ecciesiam  .  .  .  ubi  maxima 
veneratione  colltür  Corpus  Servi  Dei  .  .  .  et  ad  hunc  effeetum  de- 
cernii  et  relaiari  oitationem  contra  B.  D.  ...  Promotorem  Piscalem, 
petens  ut  idlctus  Proinotor  adsistat  praedietae  ßcclesiae  visitatfonl, 
die  et  bora  designandis  ad  videudum  fleri,  et  quodeomque  actum  et 
deeretum  desüper  uecessarium  et  opportunum  fieri  et  interppni  in 
forma  omui  a  jure  praescripta.        ^ 

Tune  B.  D.  Judex  deputatus  deerevit  supra  dictam  visitatio- 
nem,  pro  qua  exequenda  designavit  diem  . . .  mensis  . . »  horam  ^  , . 
pro  qua  die  et  bora  mandavit  dtari  B.  D.  .  .  .  Prpmotorem  Fisca- 
lem,  injunxitque  mihi  Notario  Aetuario  ut  haue  citationeni  extendam 
et  ad  exequendam  Gursori  specialiter  deputati  eam  tradani.  Demum 
B.  D.  Judex  deputatus  naandavit  mibi  Notario  ut  claudani  et  ob- 
signem  in  plico  ioterrogatoria  ^t  tastium  depositienes,  et  de  omnibus 
et  singulis  hue  usque  gestis  publicum  instrumentum  conficiam,  quae 
omnia  me  facturum  promisi,  aetumque  complevit  sese  cum  promotore 
Fiscali  subscribens  ut  infra. 

Penantur  subscriptiones  et  fiat  rogitus  uti  supra  in  aliis  ses- 
sionibus. 


^^ 
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>c      ^Qtm  docutDentorum  qnae  per  w..  Gaosae  PQ^fcolatorem  e^ht^ 

blfÄ^keröÄt,  est  uti  s^oitaT  V  *  :  Primo  ^,  • 

'-    '(f'Gitati^^  cofitra  Promotorem  Fiscalem  (oujas  tenor  in  fiae  alte- 

rius  Sessionis  itisdteiidiis'  est)  cöncipi  petest  «ti  sequUur. 

*•    ^^Dö  tiiändato  B*  D.  Jndieis  depatati  citetar  R.  D,  .  •  .  Pro- 

motorlfla^A'SB  ad  inter^ssendantdier .  «  .  mensi^^ ,  .  .  hora  .  .  .  ac- 

desbng  ad^Sedesiam  ;  .  .^obi  mcaima  veneratiope  aFiddUms  colitur 

e(kpm  Setvl  Dei  . . .  aliaqae  rideiidum  fieri  oecessaria  etopportona, 

et  decretdfH'  quodettmqae  neeessarium  et  opportanum  fi^ri  et  ifiter* 

podi  in'föiriäa  ad  dictamdiem  et  horam; 

Instante  .  .  .  Peetulatore  :  .  .  Notarms  Actttarius  speeiaMter 
dejptitatuä; 

Sgö  ii^fjUseriptua  Oarsor  seu  Nnmeias  ptibfieuB  et  m  piaesenti 
p'rocedsti  speeiaBt^r  deputatns  refero  ae  testor  mh  die  ^  .  .  mensis 
.  .  /  ^Jnräonaliter  oitasse  R.  D.  .  .  .  Pronaotorem  Fisealem  ad  con- 
teJtita  iß  pra^setiti  dtattone,  oijos  eopiam,  oatenso  prins  originaü  in 
propriid  ^%is  itianilms  rellqai^  et  ita  refero  ac  testor  ßuh  bac  ipaa 
die  .  \  .  men«fe  .  .  .  änni  .  .  • 

.  .  «  .  .  Goraor  8pecialit<»r  deputatus  manu  propria. 
Ita  est  .  .  .  .  • . '  NotariuB  Actttftiius  specialHer  deputatus»  . 


'i  -    :  t 


m      • 


Sessio  . 
la  Noaike  Dei.    Am^t 

Anno  a  salutüera  D.  N.  Jesu  Gbristi  N^vitate  .  .  «die  vero 
.  •'.  .  mensis  .  .  .  hotä  .  .  .  Fantificotus  autei»  SSmi  in  Christo  Patris, 
et  Dfii  IPo^tri  N.  N.  Papae .  .  .  anno  . . .  B.D.  Judex  d^ujbatus  cum 
ä.  D.  .  .  .  Ph>tt)fotore  TiscaU,  Testtbusqie  infraseriptis  p^sonaliter 
acceissei^ant  äd  Eeclesiam  .  .  •  uhi  singolari  yeneratione  colitur  a 
Fidelibus  corpus  Servi  Dei  ...  et  illirö  iis  p^ventis  po9t  b;r^vem 
orätiottem  peractam  coram  S3mo  Sacramento,  ad  SaeeUnm  . . .  ejus- 
äem  Scclesiae,  in  q^ao  pro  tribunali  sedentänis  ooram  iisdem  com- 
paratt  ...  Cursor,  qui  reprodmdt  citakioiiefii  ab  eo  persooaliter 
exequutam  corain  B;  D.  ...  Prömotore  Piseali^  cum  telatione 
illiüs  exequutionis  tenoris  itrferius  registrandi; 

'  Facta  teproductl^ne  ante  dicta  comparuit  B.  B.  N.  N.  Postu- 
lator;  qüi  repetita  eodem  citaüoike  pietüt  et  institit  i»rout  in  ipsa 
cotitinetur,  ileri  stfilicet  crrterins  yisitatkmem  Eeclesiae  ac  praecipue 
altariä  ubi  reqKiescit  corpue  9^  vi  Dei  .  .  ^ 

Ex  tunc  B.  D.  Judex  ad  majorem  certitudinem  et  oeiitia^  hac 
siiper  re  hauriendatn  mandavit  vocari  Sacrlgtam  .  .  <  annormn  .  .  . 
neque  non  .  .  .  annorum  .  .  .  famulatusi  eeclesiae  praefatae  addic- 
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tum,  quibus  separatiin  coram  se  vocatis  detulerunt  juraaientuöi  de 
veritate  dicenda,  quod  idem  Sacrista  statiai  praestitit  flexis  genibus 
et  tactis  SS.  Dei  Evangeliis  at  infra  —  Ego  .  .  .  tactis  hisee  SS. 
Dei  Evangeliis  jaro  dicturum  Teritatem  super  omnibus  illis  de  qui- 
bus interrogabor  sab  poena  perjurii  et  ezconirounicationis  latae  seit- 
tentiae,  a  qua  nonuisi  a  Summe  Pontifice  (cxcl^so  etiam  majori 
Poenitentiario)  praeterquam  iu  mortis  articulo  absolvi  possim.  St 
ita  promitto  et  juro,  sie  me  Deus  adjuret  et  haec.  SS.  .eju3 
Evangelia. 

Ego juro  uti  supra. 

Quo  praestito  juramento,  interrogatus  fuit  a  Judice  depulato 
num  sciat  an  in  hac  Ecclesia  reperiatur  corpus  Servi  Dei . .  *  quando, 
quomodo,  ubinam  reconditum  hierit,  an  publicam  veneratioaem  ob- 
tineat  et  quam:  afferendo  in  omnibus  scientiae  causam. 

Cui  interrogationi  responsum  dedit  dicens  .  «  .  Bis  ituditis 
BR.  DD,  Judices  mandarunt  ut  se  subscriberet ,  prout  fecit  bac 
ratione. 

Ego  .  .  .  deposui  ut  supra  juxta  veritatem. 

Successive  R.  D.  Judex,  praesente  Promotore  Fiscali  mandavit 
vocari  alium  Testem  ...  cui  statim  detulit  juramentum  uti  sequitur. 

Scribatur  juramenti  formula,  atque  omnia  geragantur,  prout 
actum  est  relate  ad  I.  Testem. 

Quibus  auditis  R.  D.  Judex  mandavit  mihi  Notario  describere 
formam  ecclesiae,  prout  exeqautus  sum  sequenti  modo,  videlicet  —  In- 
seratur  heic  accurata  descriptio  Ecclesiae.  — 

Hac  descriptione  peracta  R.  D.  Judex  una  cum  Promotore 
Fiscali,  meque  Notario  Actuario  sese  contulerunt  ad  locum  a  testi- 
bus  indicatum,  in  quo  dicitur  requiescere  corpus  Servi  Dei  .  . .  atque 
illuc  adventi  mandaverunt  mihi  Notario  ut  exteriorem  formam  de- 
scriberem  pr^^ut  egi  sequenti  forma  —  Inseratur  descriptio  Altaris 
seu  Sacelli  ubi  requiescit  corpus  Servi  Dei.  — 

Completa  hujusmodi  descriptione  R.  D.  Judex  deputatus  una 
cum  Promotore  Fiscali  visitaverunt  totam  Ecclesiam  praedictam,  in- 
spiciendo  singulas  partes  ac  praesertim  Altare  seu  Sacellum  ubi  re^ 
quiescit  corpus  Servi  Dei  et  diligenter  observaverunt  et  recognoTerunt, 
et  ipse  Promotor  Fiscalis  aliique  omnes  praesentes  viderunt  et  re-» 
cognoverunt  corpus  praedicti  Servi  Dei  publicam  veuerationem  ob- 
tinere.  Hac  inspectione  absoluta  comparuit  R.  D.  Postulator,  qui 
cum  jano  expleta  fuerint  testium  examina  et  visitatio  Ecclesiae  ubi 
requiescit  Servi  Dei  corpus  supplicavit  Dominationes  suas  in  Causa 
conoludi,  et  pro  hujusmodi  efifectu  decerni  relaxandam  esse  citationem 
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contra  dictum  B.  D.  .  •  .  Promotore  Piscalera,  ad  dicendum  contra 
jnra,  et  actum  et  Decretom  aliud  quodcumque  necessarium  et  op- 
portunum  fieri  et  interpoui  in  forma  omni  a  jure  praescripta. 

Ex  adverso  B*  D.  Promotor  Piscalis  dixit  nihil  fieri  nisi  ipso 
praesente  ae  nisi  servata  faarint  in  omnibus  decreta  generalia  S.  B.  C. 
alias  de  nnllitate  tarn  actorum  quam  totius  Processus  protestans,  sicut 
protestätus  fuit  non  solnm  in  isto,  sed  in  omni  meliori  modo*  Qui- 
bas  auditis  B  D.  Judex  mandavit  mihi  Notario  Actuario,  ut  expe- 
diam  citationem  contra  . . .  Promotorem  Flscalem  pro  futura  sessione 
habenda  in  hoc  eodem  loco  die  .  .  •  hora  ...  ad  audiendam  sen- 
tendiam  definitivam  in  causa  qua  de  agitur.  Postea  injunxit  ut  in- 
terrogatoria  est  testium  depositiones  claudam  et  obsignem  in  plico, 
aon  aperiendo  nisi  in  actu  publicationis  processus  prout  me  futurum 
promisi.  Denique  B.  D.  Judex  una  cum  B.  D.  Promotore  Fiscali 
sese  snbscripsit,  ut  sequitur. 

Judex  Delegatus. 

Promotor  Piscalis. 

Super  quibus  omnibus  et  singulis  ut  supra  gestis,  ego  Notarius 
pablious  Actnarius  specialiter  Deputatus  hac  praesens  instrumentum 
confeci  in  forma  de  mandato  etc^ 

Actum  •  .  •  .  • 
(Locus  signi). 

Gitatio  contra  Promotorem  Piscalem  in  futurae  Sessionis  fine 
erit  registranda.  Ejus  tenor  erit  ut  infra.  *  De  mandato  .  .  .  Judicis 
deputati  ab  Illmo  et  Bmo  Episcopo  ...  in  Causa  confirmationis 
Cultu  Ven.  Servi  Dei  .  .  .  citetur  .  .  .  Promotor  Piscalii^  ad  com- 
parendum  coram  Dominatione  Sua  in  Sacello  .  .  .  die  . . .  hora  .  . . 
ad  audiendam  definitivam  Sententiam  in  Causa,  alias  videndum  fieri 
necessaria  et  opportuna,  et  decretum  quodcumque  desuper  necessarium 
et  opportnnum  fieri  et  interponi  in  forma  ad  dictam  diem  et  horam. 
Instante  .  .  .  Postulatore. 

Ego  infrascriptus  Cursor  etc.  refero  ac  testor  sub  hesterna  die 
personaUter  citasse  .  .  «  Promotorem  Piscalem  ad  contenta  in  prae- 
eitatione,  cujus  copiam,  ostenso  prius  originali,  in  ejus  manibus  re- 
liqui,  et  ita  refero  ac  testor.  «  .  .Cursor  deputatus  manu  propria. 

Sessio  .  .  . 

In  Nomine  Dd.    Amen. 

Anno  .  .  .V  Indictione  romana  ...  Pontificatus  .  .  .  Coram 
...  comparuit  . .  .  Nuncius  in  praesenti  Causa  specialiter  deputatus, 
ac  reproduxit  citationem  ad  sententiam  relaxatam  contra  .  .  .  Pro- 
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motorem  Fiscalem,  et  ab  eodäu  exeqautam  una  oum  relatione  illias 
execntiotiis.  Facta  reproductioaie  aiitedieta  eomparuit  ...  Posta- 
lator,  qui  repetita  dicta  citatione  petiit  et  iustitit  pro  reitefatione 
terifiittbFitm  sabfifkantiBliam  quodquiS  a  Ddgainatione  Sua  Kma  pro- 
feratar  defiuitiva  sententia  super  immemoriali  cultu  Serira  Dei  .  .  . 
praestittS'  90a  saper  paritione  Decretis  sa.  me.  ürbani  P.  P.  YIII.  non 
solum  ete.  sed^ et  omni  etc.  Ex  adverso  dictus  R.  D.  Promotor 
Fisc^is  dixit  eit' pfotestatus  fhit  nihil  fieri  hisi  ipso  praeseole:,  ac 
nisi  servata  forma  tum  decretoramsa.  me.  Urbani  P.P.  VIII.  tum 
uovissimorum , '  qaoad  ea  qaae  ospca  bano  processum  dispODanti,  alias 
de  nallüate  etc.  omni  et6.  .... 

Ex  tmic  Rl  D.>  Jndex  deputätus,  visis  anditiaque  praemis^iä, 
citatioifem  aö  calcium  pa-aeseotis  sessionis  r^gistrari  mandavii,  >«t 
succe&rsive  R.  D.  Promotorem  Fiscsalem  admisit  ad  recitatiDnew  ter^ 
mtBOtum  aubstantialiitm  f .  eosque  pro  rite  et  recte  servatis  haberi 
volaiirac  declaravit,  proüt  Tult  et  declarat  et  proßuuciat  s^teotiam 
de&mtivam,  prent  inächedula*  quam  prae  mamboa  habens,  vidit  legit 
et  diligenter  oonsidera/rit ,  eamque  4)ropria  masiQ'  aubsctriptam  mihi 
Notario  Actaario  tvadidit  ad  effectum  illäm  •  legendi ,  publicandi  et 
inserendi  in  processu,  oujus  schedulae  tenor  est  iofrascriptas,  videUcet* 

Ego  .  .  L  Judex  depatat^  ab  lUm^  et  Rmo  Episcepo  ...  ad 
conficiendum  prooessum  ordioarium  super  oultu  ab  immemoriali  tem- 
pore exhibito  Servo  Dei  .  .  .  Christi  nomine  inyocato ,  j^o  tribanali 
sedens  et  solum  Deiim  prae  ocialis  habeus,  per  haue  defifiitifam  seu- 
tentiamf  qam>  de  juri^eritorum  eonsilio  in  bis  Bcriptis  fere  in  Causa 
confirmationis  cnltus  Servi  Dei  .  .  .  quae  coram  nobis  pdmo  et  in. 
prima  vertitar  instantia  inter  .  .  .  Postulatorem  specialiter  «msti- 
tutum  ex  una  et .  .  .  Promotorem  Fiscalem  ex  altera  parte ,  de  6t 
super  pärititme  Debretis  sa.  me«  ürbani  VIII.  super  cultu  ab  im- 
memoriali tempore  exhibito  Serns  Dei ,  qui  cum  magna  Sanotitatis 
opinione  obierunt ,  visis  omnibus  et  singulis  actis  Processus  in  hac 
causa  conetructi,  visis  videiidis,  consideratis  eonsiderandis,  defioitiva 
Sententia  pronuncio .  ac  declaro  a  tempore  iii^mempriaU ,  atque  ante 
annum  1534  quo  centenarium  Urbamanum  initium  h{U)et,  Servum 
Dei  cultu  pubjico  .  ecelesiastico  in  hac  praesertim  Dioecesi  potitum 
fuisse,  atq^iebuiie  eultum  nunquam  interruptum  aut  imminutum  ad 
nostram  Ksque  a^tatcim  feliciter  e^se  ^deductum ,  ideoque  nil  obstare 
quomiaus  acceusendus  sit  inter  casus  exceptos  a  Decretis  sa»  me. 
Urbani  Papae  VHI.    ,Ita  parouuuciavi  ego  •  ,  .  Judex  delegatos. 

Lecta^  lata  et  publicata  fuit  ista  Sententia  iu  Sacello  ...  et 
per  me  Notarium  Actuarium  promulgata,  citato  praeseste  et  inte- 
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resi^dte  R;  0.  Promotove  Fiscali  hac  die  .  .  ;  ot  ibidem  .pa*a(9£m(i-ff; 
hm  >  .'.  et  .  .  .  testibos  üid. praemissa  '^ciaUter.ToeatiSr'ifaAbitis 
ac  r<)gatis.  ■"'    ■'«•■-  .•.:.».        ,.     .  .fu^     ^/,J^. 

-    Eter^o  •  .  .  Notarius  Actuarins  de  bisqe  omBibüa  fidem  fae^i  ^ 
^  (Loctts  sigtti)»  Ml 

5  .....  Teötis  v(Ä*tu8, 


[  .<   .u- 


«.•Testis  Yiieatiia. 


Prbttiid^ata  Sententia  antdqnaan  JSessio  dandatar , ,  Potitnlfttor 
inataiTe  debet  pro  pablicatioae  processas  at  Mm,  Dteinde  dietaa-;  ,v 
Gaasae  Postulator  petiit  et  iartitit  penes  Domtnatkuwm  Suam>  pro 
publicatione  processas,  nee  non  mandari  confim  ilUns  esemptou!  dive^ 
tratistimptom  mifcte^nm  Bomam  ad  S.  B.  Congre^tionfim ,  et  ad 
hüjusmodi  effectum  rehticari  citationem  contra  Bi  jD.  PromotoEem 
Fiscale»!  pro  die  et  bora  Dominationi  Soae  ina§i8:henek  visia  ad; -vir. 
dei^ttm  fieri  pQb)icad;ionem  processas  vetigiqueSetipItormi'qaiiälm 
tratilB^am^täm  oonfiotat,  nee  non  Notarlmn  adjanctimi.  ^o  oolktidoe 
et  <}aodctoinqdO'deeretam  fleri  et  mterponi  in  &>raia.  .DeqmniiinsItitU^f 
at  R.  D.  Promotor  Fiscdis  profemt  si  quid  habet  contra  <  aeta.Jam 
gesta  et  goateims  sie.  ad  libellandam,  et  alia»  facienda  ineoesBaüia.^rt 
opportana  omni  etc.,  non  solum  etc.,  sed  «t.  o«nnii:ete.  >  i  a 

Ex  adTerso  B.  D.  Promoter  Fiscalis  contra  abtä  dixit.generalia 
verba  salvo  jare  etc.  et  resenrata  sibi  faoultate  in  peatenmi  dedaeeadt 
in  ifeliqais^  protei^t^tas  fuit  Ma  ))ddse  de?eniri  ad  assertami  <paUicar> 
tionem  Processus  et  electionem  Scriptoris,  nifiä  ipdo  praefl^e,  einisi 
serrata'  fbrma  Deeretorom  S.  B.  C.  tarn  gen^raiikimi  ^aamnowaLr 
morum,  alias  de  nuUitate  etc.  non  solam  etc.  sed  >öt  omai  «tojr  j, 

Qaibns  aaditssB:  D.  Judex  dec!«vit  alteratn^Sesslonem  v^o 
püblicando  Processu  et  eligendo  Scriptore«  qoi  illias  tfansumpinun^ 
confieiat}  habendam  die  .  .  .  hora  .  .  /iff  .  .  .  ad  quem^^effeptun^ 
rdaxa;Yit  eitationem  eontra  .  .  .  Prometorem  Fisealem,  «at  eompaiieat 
dicta  die  et'horain  antedieto  ioco  etc. 

Quibus  peractis  dieti  B.  B.  D.  D.  Jad^  et  Adjunoti  uaa  cimi 
B.  D.  Promotore  Fiscali,  meqae  Notario  etc.  iu'  fitte  praesoütis 
Sesdonis  ses^  subscripserunt  at  iairär  i  a. 

.  .  .  .  <  Jfidex  Depatatus. 
.  •  .  .  .  Promoter  ^Fi»ealö8. 

Sapei'  qaibtts  omnibus  et  singalis  at  supra  g^stii^  egfo^^^NotiAii«^ 
pablicog  Actoarias  speeialiter  depatataa  boc  praesenr  iastoanmitimi 
confeci  et  «tipalavi  in  forma  de  maadato  ete.    Actdm  ';  .  .^ 

Ita  est  ....  .  Notatitts  Actuarnis  Deputatas. 
(Locw  signi)« 


^  -  — 
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In  fioe  sequentis  Sessionis  inserenda  est  citatio  oontiia  Promo- 
torem  Fiscalem  cujus  tenor  idem  erit  ac  praecedentium ,  mutatis 
mutandis. 

i 

Sessio  ... 
In  Nomine  Del    Ameü. 

Anno  .  .  .  Indictione  romana  .  .  .  Pontificatus  ;  .  .  Coram  .  .  . 
pro  tribnnali  sedente«  praesente  &.  D.  Prometore  Fiscali,  testibusque 
infrascriptis  meque  Notario  ete.  in  Sacello  .  .  .  dompaFuit . . .  Caosae 
Postalator  in  praesenti  Causa  specialiter  constitntns,  qui  repetita 
dicta  citatione,  petiit  et  institit  per  B.  D.  Judieem  deveniri  ad  publi- 
eationem  processus ,  nee  non  eligi  et  depatari  Scriptorem  pro  confi- 
ciendo  illius  exemplo  atiaque  neeessaria  ot  'Opportnnä  fieri  prout  in 
dicta  citatione  etc.  omni  ete. 

Et  adverso  R.  D.  Promotor  Fiscalis  dixit  et  probestatus  fuit 
non  esse  de?eniendum  ad  petitam  publicationem  prodessns  et  Serip- 
toris  deputationem.  nisi  ipso  in  qnoMbet  acta  praedente,  aervatisque 
in  Omnibus  decretis  generalibus  et  novissimis  S.  H.  C.  qüae  respi- 
ciunt  praesentem  Processum ,  omnibttsque  äliis  et  singnlis  de  jure, 
stylo  et  consnetndine  *  servandis  et  adimplendis,  alias  protestatas  foit, 
de  nuUitate  non  solnm  etc.  et  omni  etc.  Ex  timc  B.  D.  Judex 
mandavit  mihi  Notario ,  ut .  registrem  citationem  supra  reproductam 
cum  relatione  illius  execütionis ,  nee  non  pttblicavit  et  publicat  pro- 
cessum praesentem  omni  etc.  mandavitqne  et  mandat  aperirl  plicum 
Interrogatorium  et  depositionum  Testium  ad  effectum,  ut  eadem 
Interrogatoria  per  me  etc.  registrentur  in  fine  praesentis  Sessionis 
prout  ego  Notarius  etc.  parendo  mandatis  praesente- .  .  .  Promotore 
Fiscali  plicnm  Interrogatorium  et  depositionum  aperui  et  disigillari. 
Successive  idem  B.  D.  Judex  mandavit  fieri  ^emplunr  sive  tran- 
snmptttm  integri  ProcessuSy  at  ad  hanc  effectum  ct^putavit  et  deputat 
D.  .  .  .  in  Scriptorem  ibidem  pTaesentem,  et^munasmibi4X)mmissum 
libenter  acceptantem,  cui  stfttim  detnlit  juramentum  de  Meliter 
adimplendo  munere  sibi  commisso,  prout  dictum  Scriptor  in  genaa 
provolutus  ad  contactum  SS.  Evang^Iiorum' juravit  per  haec  pra^cisa 
verba,  videlicet. 

Ego  .  .  .  Scriptor  deputatus  tactis  bis  Sacrosanetis  Dei  Evan- 
geliis  coram  me  positis,  juro  et  promitto,  fideliter  exercere  officium 
mihi  commissom  in  transcribendo  et  exemplando  Processu  in  hac 
Givitate  constracto  super  immemorali  cultu  Servo  Dei  .  .  .  exhibi£o 
sub  poena  perjttrii  et  ^xoommumcationis  latae  sentontiae,  aqaanon- 
nisi  a  Summe  Pontifice,  excluso  etiam  Majori.  Poenitentiario,  prae- 
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lerquam  in  mortis  avtieulo,  absolvi  possim,  et  ita  juro  et  promitto, 
sie  me  Deus  adjuvet  et  haec  Sancta  ejas  Evangelia. 

Ego Scriba  depntatus  juravi  ut  supra. 

Successive  in  Notarium  Adjanctum  pro  aaseultatione  et  coUa«^ 
tione  facienda  deputavit  et  deputat  D.  .  .  .  Notarium  ecclesiasticam 
specialiter  electum,  qui  idem  statim  accersitos,  commissum  munus 
sibi  notificatam  acceptavit,  saique  Notariatus  Privilegium  in  fine 
praesentis  Sessionis  registrandum  exhibuit,  et  genuflexus  Sanetaque 
Dei  Evangelia  manibus  tangens  sruum  praestitit  juranoentum,  fidelicet. 

Ego  infraecriptue  Notarius  Adjunctus  ad  collatioflandum  et 
auscnltandum  Procesaum  ordin.  auctor.  constructu  sup^r  immemorali 
cultu  Servo  Dei  .  .  .  praestito  tactis  hisce  SS.  Dei  Evangeliis  coram 
me  positis,  juro  et  promitto  fideliter  implere  munus  mihi  commissum 
in  collatione  dicti  Processus  sub  pioena  perjnrii  et  excommunicationis 
latae  Sententiae,  a  qua  nonnisi  a  Summo  Pontifice,  excluso  etiam 
Majori  Poenitentiario,  praeterquam  in  mortis  articulo  absolvi  possim ; 
et  ita  promitto  et  juro,  sie  me  Deus  adjuvet  et  haec  Sancta  ejus 
Bvangelia.  Ego Notarius  Adjunctus  juravi  ut  supra. 

Post  haec  R.  D.  Judex  mandavit  mihi  Notariö  Aetuario ,  ut 
registratis  prius  in  fine  praesentis  Sessionis  tam  citationi  contra  B. 
D.  Promotorem  Fisealem  ut  supra  executa  et  reproducta,  quam  prae- 
dictis  interrogatoriis  et  privilegio  Notariatus  dicti  Notarii  in  adjune- 
tum  d^utati,  eonsignem  Scribae  deputato  atque  jurato  omnia  Acta 
praesentis  Processus  ut  illa  exemplet  et  transumptet;  nee  nou  de- 
crevit  et  decemit  novam  Sessionem  habendam  in  .  .  .  die  et  hora 
destinandis  postquam  exemplata  et  absoluta  fuerit  praedicta  copia. 
Quapropter  relaxavit  et  relaxat  citationem  contra  B.  D.  .  .  .  Promo- 
torem Fisealem  ad  comparendum  et  interessendum  in  eodem  loeo  die 
et  hora  uti  supra  designandis,  mihique  Notario  Aetuario  eam  com- 
miserunt  juxta  stylum  extendendam  prout  me  facturum  promisi. 
Quibus  onmibus  decretis  B.  D.  Judex  ad  actus  complementum  in 
fine  praesentis  Sessionis  ut  infra  se  subscripsit  una  cum  B.  D.  Pro- 
motore Fiseali,  meque  Notario  etc.  Demmn  praesens  antedietus  Pro- 
cessus fuit  traditus  et  consignatus  dicto  D.  .  .  .  Seriptori  ut  supra 
deputato  ad  effectum  transcribendi  et  exemplandi,  qui  promisit  illum 
reportare  una  cum  illius  copia  omni  etc. 

Judex  Deputatus. 

.  .  .  .  ;  Promotor  Fiscalls. 
Notarius  Adjunctus. 

Super  quibus  omnibus  et  singulis,  ut  supra  gestis  ...  etc. 
Actum  .  .  .  etc.  Ita  est  .  •  ...  Notarius  Deputatus« 

(Locus  signi). 
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Post  insertam  citationem.  contra  Promotoiiftija  Fiscalern^,f:.r^ 
gistrentur  tenor  prii^ilegü<-Notarii  adjun0Wi  »eq»-^ iwja  tenofiM^rfOr 
gatoriam,  qaae  per  extensnnb  (xcribendä  sunt  ^). 

'<    ■'  '     Sessio  ... 

In  Noniine  Dei.    Amen. 

Anno  •  .  .  Indictione  jomana  .  .  .  Pontificatus  .  . .  Coram  .  .  . 
Comparuit  D.  .  ,  .  Scriba  deputatus,  et  eiposuit  se  absolvisse 
exeraplam  sive  trs^nsamptum  Processus,  id^qne  iU}^dj.una  q|uq  Actis 
priginalibus  reportayit  et  milii  !(fotano  Acti^rio  consiguqkyji;^  ^^^^Fifl^t?» 
se  in  jHo.  fisbcijap4<>/9^ßi&^  pQsMJbijepa  4ilig^i)tiam  adbibui3se^ et  it^  eic. 

paanät  .iv'.  Gaosae  Po&tulator,  et  in  termino  momtioni^.  4q,ii)I^94^ 
ejti»iem>DdiiHnätiom8  Snae  oreteuM  factap  rever^^jter.rp^ijj;  i9<<ji?oapi 
collatioDem,  et  successive  continuari  et  absolvi,  et  Aetuipi^^ji^i^HfP 
aliud  quodcumque  desuper  necessarium  et  opportu^tun  fien\et  inter- 
poni  k  forma  ötc.  Ex  advet so  B.  D,  Prom^tor  Eispal^  ^ixitr  nihil 
fieri  ins!  ipsö/^aesente,  et  msi  fserirandis  ad  ffQ^mamprote^aüopa^, 
alias!  ab  ipso*  factaramt  ^cus  de  »ullitate  etc,  aed  et  <H9ii^i(,etp. 

B^  tun<y  B.  D.  ^Jodex  matida^  statim  iDckoarii^Maonefn  et 
aüscultatidtt^m  pra^icti  transümpti , '  ibfoat  %tatim  j^o  iNotarius  Ao^ 
tnarius  et  alter  Notarias  in  adjunctma  deputatus  ipsam  coUationem 
inchoavimus,  legente  ipe ,  Notario  Apt^anp  9|ta  et  intelligibili  voce 
exenipji^r  seu  1^^s^Inpjbam  per  :§cribam  f^^tjum  et  prae^lcjto  Dno 
Not8|rio,sA^jun^to  act$|  originali^  »üb  oculis  hf^bwit;©^  .  :, ., 

;  Biota  aatem  c^a^io  .  et  auseuHatiO  faota  41  £^liovpri9iio  usqoe 
Bd  kJioin  V  .  /  attenta.liaffditate  ]ie¥aer:de  roi^ 
suarttUL  suspenso: 'et  iirteirnfissat  c^i  .^ps^e  aiiitemoSomiaatioiiifes  Satie 
destinav^imt  «jdiem  ;^  w .  horamii.  ;i  ad/  eam,reassomeii4dm  ;et  spfo-^ 
seq^enkiam.,  ad  qu^em  effeotum.  monueiruiit  di^t^  B^  E>.  P)j9m$ifc^eiai 
Fiscalem  jet  Di  .  .-.  ilNotlrium  adjunotum  '»t  Qompare»iiilj  .i«  bo« 
eodem  loco  dictis  die  et^  komi  et  kteii^int  coiititii^itiaiti  cdi^tae 
coUationis  et  auscultationis.  Demum  deoreväruat , ,  :itt  'tan^  Sies^ianis 
hujus,  quamj  äubsie^eoitiam  vaota^  usqüiO'  ad  e^itum  m  eisempl^  seu  in 
transumpto  ^oribaixtury  ^pu»,  faoriimfetiam  actoriim  j^nsm  t<»m 
Actis  originalibttä  collatio  &at  JEV)sfaBa/iiijaneit«;iiiibi  N^^tailio  .Ao^ 

.. !'■  I  "I  ■■>■  •'•'•.■    ■  ♦  '•     •  r.  •  j  V    . ;  ' .        ;  . ' . ■     '  ' <       "  . .    ^i'v 

1)  Soiii  gl^Iikt^nogatoi?  nie  desimi  gä  e^ibiU  dal  Ptdifiotöse  Ideale,  dti 
qnall  n  h  &tta  menzione  aeUa  Sessione  «  • .  |>ag,  .  .  « 


»  ^  -••        •  •>  .}  ■'.  •  '  ;  ■ 
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ttvärio  ^   üfc '  d4   ö^nhibus   gistkf  io '  praesenti  Sessione  publicum  In- 
siktintentam  eonfkiam  in  forma  ae  subscripserunt  ut  seipätvi: 

•.';  .  .  ./Jeder  depatatus.» 

J.  U.  D.  Adjnnctus  deputatus. 

.  .  «  ^>w  S4  T.  M.  Adjunctus  depatatus. 
,.,...  Pron^otor  Eisealis. 

Notarius  adjunctus. 

.  ;  .  .  .  Testiä '  vocatus. 

.  ;  .  .  .  Teötis  vocatus. 
■  '  Supbr  qnibus  omrilbus  et  singulis  sie  ut  stipra  geslis  ego  No- 
tarius pübliciis  et  Aetüariusr  späeialiter 'deputatus,  qui  de  praeniisis 
nie  rdgävi/'boc  ]iVaieseiis  päbllcum  Instrnmefntum  de  mändato  Rtaorum 
D.  D.  Jndicis  et  Adjanctorum  Deputatorum  confeci  et  publicavi  in 
fofma.  Ideo  in  Mem  bic  me  aubscripsi  menmglie  soiitum  Kotäriatus 
s^Ufh  apposüi  Yeqüfsitiis.  Actum  .  .  .  die,  mense,  ann^,  Pontifieatu 
et  löcö  quibüs  supra  praesentibus  .  .  .  et  .  .  .  Testibus  voeatis 
ati^ue^  Togatis: 

(Loeüs^  sign!). 

'  Ihseratui^beic  loei  dtatio  contra  Proraoterem  Fiscalem  relaxata 
ih  *praeeederiti'i9dBsk^ne.  'In  cotlactbne  'exeqneiida^  additiones,  si  qua^ 
sint,  in  mstrgine  fi^rr  debent  adjeata  adptobatione  utriusque  Notarii, 
si  vero  aliqaiod  verbum  vel  \  aliq^a  v$rba  del^nda  sint«  ea  pircomscri- 
benda  «mt  linoa.^  adjacta .  etdaai :  ibi  .adprobätio)ie  ntriu^que  Notacü, 

"'■"■*    "••   .•    '■■'  '  '     Sessfio  .y.^. '      '  '^  •■     •    ■•'    ••  ■'^'   ■  '■■■ 

'  In  Nomine  Dei;    Amen.  •       ,  :   ,=     ;    .  . 

Anrio' .  .  .  Indictiöne  romana  ',  .  .  Pönüificatus  . .  .  Coram  . .  . 
pro  tribunali  sedentibas  in  .  .  .  loco  et  löeo  locf  pro' äiidientiis  et 
Actis  pttblicis  pra^seätis  Oaosae  ei  Processus  specialiteF  destinato, 
pr^^entibtts  H.  D.  Promotore  Fkcali,  Testibus ^Mrascriptiaspeeia^ 
lib^r  v^atiSf^t  Notario  in  adjunetum  d:dpata;to,  imeque  N-otario  Ac- 
tuatio  pariter  infhk^ripio;.  Comparnit  ;  *  -.  Gausae  Postolator,  et  in 
termino'monitionis  it^  '{nrarterita  Sessione  faetae  iiistitit  et  petitt«'  quod 
reassomuntur  eontinuetur  collatip  et  auscultatio  Processus  et  De^ 
eretdm  ali^e^umque  desuper  necessarium  ett  opportunum  ieri*  et 
iöterpöni  iii' forma  omni  ete.  *• 

Exiadverso  .  .  .-  Prdmot«  Fisealis  dirit  :«ihil  fieri,\m8i''ip80 
pr^eseffte^  et  ntsi  s^rvatis  die  jure  servaadis  ad.farmam^protestatienum 
fd&s  abipsib  fäetarum/secus  de  nhllitate  eto.;  sed  et  oumi  eto. 

Ex  tunc  ante  dicti  Rmi  D.  D.  Judex  et  adjoncti  4eputati  man- 
davenint  reassumi  et  continuari  collationem  et  auscnUatiouem  prae- 
fatam,  prout  statim  ego  Notarius  Aetuarius  et  D. « « .  alter  Notarius 


•     •      •      •      • 


•      •      •      • 
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in  adjunctam  depatatus  praedictam  collationem  et  anscnltationem 
prosequuti  snmus  a  folio  .  .  .  nsque  ad  foliuin  .  . .  attenta  tarditate 
horae  de  mandato  Dnum  Suaram  suspensa  et  intermissa  est.  Ipsae 
aotem  DominatioDes  Suae  destinaverunt  diem  7 .  .  horam  ...  pro  ea 
reassamenda  et  prosequenda,  ad  quem  effectum  monuerunt  dictos  K. 
D.  Promotorem  Piscaleuj  et  D.  .  .  .  Notarium  adjunctum  ut  cora- 
pareant  in  hoc  eodem  loco  dictis  die  et  hora,  et  intersint  continua- 
tioni  et  prosecutioni  dictae  coUationis  et  aascultationis ;  et  postea 
injuncto  mihi  Notario  Actuario ,  ut  de  omnibus  gestis  in  praesenti 
Sessione  publicum  Instrnmentum  conficiam,  in  forma  se  subscripserunt. 

Judex  Deputatus. 

J.  M.  D.  Adjunctus  Deputatus. 
S.  T.  Mag.  Adjunctus  Deputatus. 

Promotor  Piscalis. 

Notarius  Adjunctus. 

Testis  Yocatus. 

Testis  vocatus. 

Super  quibus  omnibus  et  singulis  sie  ut  supra  gestis,  ego  No- 
tarius publicus  et  Actnarius  specialiter  deputatus,  qui  de  praemissis 
rogavi,  hoc  praesens  publicum  Instrnmentum  de  mandato  dictorum 
Bmorum  DD.  Jndicis  et  adjunctorum  deputatorum  confeci  et  publi- 
cavi  in  forma.  Ideo  in  fidem  hie  me  subscripsi  meumque  solitum 
Notariatus  Signum  apposui  requisitus.  Actum  . .  .  die,  mense,  anno, 
Pontificatu  et  loco  quibus  supra,  praesentibus  .  .  .  et  .  .  .  Testibus 
ud  praemissa  specialiter  habitis,  vocatis  atque  rogatis. 

Ita  est . . .  Notarius  publicus  et  Actuarius  specialiter  deputatus. 

(Locus  signi). 
Hac  ratione  prosequenda  sunt  acta,  usque  dum  completa  fuerit 
coUatio.    Hac  vero  absoluta,    sessio  claudetur,    ut  iufra.    Ex  tunc 
antedicti  Rrai  D.  D.  .  .  .  Judex,  atque  .  .  .  Adjuncti  deputati  man- 
daverunt  reassumi  et  continuari  collationem  et  auscultationem  prae- 
fatam,  prout  statim  ego  Notarius  Actuarius,  et  D.  .  .  .  Notarius  in 
adjunctum  deputatus  praedictam  collationem  et  auscultationem  pro- 
sequuti sumus  a  folio  .  .  .  ubi  fuerat  intermissa,   usque  ad  folium 
qui  est  ultimus  et  postremus  totius  exemplaris,   atque  emendatis  et 
approbatis  omnibus  calami  erroribus,  qui  inventi  fuerunt,  expleta  fuit 
coUactio.     Absoluta    praedicta    coUatione    et    auscultatione    integri 
exerapli  seu  transumpti  cum  actis  originalibus,   B.  R.  D.  D.  Judex 
et  adjuncti  mandaverunt,   ut  Acta   quoque  praesentis  sessionis  huc 
usque  gesta  transcribantur  in  dicto  exemplari  seu  transumpto,  prout 
exequatum  fuit.    CoUatis  autem  per  me  Notarium  Actuarium  et  per 


'» 
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D.  .  .  .;  Notarium  Adjunctuni  etiam  hujusce  Sessionis  actis  in  exem- 
plari  seo  transutnpto  transeriptis ,  cum  Actis  originalibus,  successi?e 
demandarunt  mihi  ipsl  et  D..  ^  .  .  alteri  Notario  in  Adjunctum  de- 
pntato,  ut  per  nos  fiat. publica  attestatio  de  collatione  et  aosculta- 
tione  rite  ^c  recte  a  prindpio  ad  finem  peraeta,  nostro.  respective 
charactere  firmata^  signisque  nostri  Notariatua  munita,  quo  constet 
revera  in  omni  parte  exemplum  seu  transumptum  cum  Actis  ori- 
ginalibns  concordare ,  et  ab  iisdem  nullo  prorsns  modo  discrepare. 
Cum  autem  id  coQSonum  sit  veritati,  ideo  promptos  paratosqne  Nos 
exhibuimus  ad  petitam  attestationem  (aciendam  prout  revera  fecimus 
ut  sequitur :  Fidem  facimiiSv  atque  testamur  nos  Notarii  publici  in- 
frascripti,  (exprimi  debet  si  apostolici  sint  vel  ecclesiatici)  fuisse  per 
nos  cpram  Illmis  et  Rmis  . .  .  Judice  delegato,  et  .  .  .  et  .  .  .  Ad- 
junctis  deputatis  ab  Ilimo  et  Brno  Episcopo  ...  ad  effectum  con- 
struendi*  ordinaria  auctoritate  in  Civitate  .  .  .  Processura  super  .  . 
praesente  et  bene  intelligente  li.  D.  Promotore  Fiscali,  integre  col- 
lationem  et  auscultationem  peractam  exempli  seu  transumpti  ante  dicti 
Processus  cum  actis  originalibus^  a  principio  nsque  ad  finem.  Idcirco 
fidem  facimus  et  verbo  veritatis  testamur  praefatem  exemplum  seu 
transumptum^  bene  per  nos  collatum  et  auscultatum,  additis  verbis 
ac  litteris  per  «rrorem  praetermissis,  aliisque  vero  per  errorem  ap- 
positis  deletis,  et  per  nos  Notarium  Adjunctum  et  Actuarium  ap- 
probatis  singillatim  omnibu^  correctionibus  atque  lituris,  quas.  in 
collatione  explenda  offendimus^  in  omnibus  e,t  per  omnia  concordare 
cum  actis  originaUbus  a  principio  üsqiie  ad  finem,  salFo  semper  etc. 
In  qnorum  fidem  etc.  Iiic  nos  subscripsimus,  utrisque  tabellionatus 
Signa  apposuimus.    Datum  die  .  .  .  anno  .  .  .  indictione  .  .  . 

Ita  est  ....  .  in  Notarium  Adjunctum  deputatus. 

Ita  est  .  ...  .in  Notarium  Actuarium  deputatus. 
Causae  Postulatores  sequens  decretum  pronunciarunt  ...  Ex 
tunc  Illmi  et  Rmi  D.  D.  .  .  .  Judex  et  .  .  .  Adjancti  pro  tribunali 
sedentes  declaraverunt  et  declarant  auscultationem .  et  approbationem 
exempli  seu  transumpti  supradicti  Processus  bic  .  .  .  confecto  auc- 
toritate ordinari(^  super  .  .  .  coram  Dbus  suis  Illmis  ac  Rmis ,  cum 
interventu  ac  praesentia  Illmi  Dni . . .  Promotoris  Fiscal  is  per  me  . . . 
publicum  Notarium  in  Actuarium  deputatum,  et  per  D.  .  •  .  pariter 
auctoritate  Apostolica  (vd  ecclesiastica)  rogatum  Notarium,  et  pro 
hac  collatione  explenda  specialiter  electum,  diebus  et  horis  intimatis 
fuisse  et  esse  rite,  recte,  valide  et  legitime  peractam,  et  transumptum 
seu  exemplum  una  cum  nonnullis  Apostillis  marginalibus  et  lituris 
per  nnn  Notarium  Actuarium  et  adjunctum  approbatis,  in  omnibus 
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et  per  omnia  cum  suo  propria  original!  concordare,  sako  semperetc. 

eidemque  exemplo,   seu   transnmpto    praefati  processus  adhibondam 

fore  et  esse  plenam  et  iadabiam  fidem.    Super  quibas  omnibas  et 

singulis  praemissis  praefati  lUmi  ac  Bmi  D.  D.  Judex  et  adjuncti 

depatati  säum  interponendum  fore  et  esse  decretum  dixerunt,  prout 

solemniter  interposuerunt  et  interponunt,  supplendo  et  sanando  omnes 

et  singulos  tarn  juris  quam  facti  defectus,  si  qui  forsan  in  praedictis 

intervenerint,  aut  intervenire  quodammodo  potuerint.    Subinde  iidem 

Bmi  D.  D.  Judices  depatati  mandarunt  mihi  Notario  Actuario,  ut 

reliqua  Acta  praesentis  Sessionis   registrentur   et  transcribantur  in 

eodem  exemplo  sen  transumpto;  atque  ut  eadera  transcriptione  peraeta, 

tarn  autographum,  quam  exerapla  praedicti  processus  exhiberem  Ulrao 

et  Rmo  Duo  Episcopo,  neque  non  Judicibus  ipsis  in  Sessione  habenda 

coram  eodem  Tllmo  et  Rmo  Episcopo  die ,   hora  et  loco  legitime  in- 

timandis,   praesente  R.  D.   Promotore  Fiscali,    qui  citandus  est  ad 

dicendum  et  apponendum  quidquid  yult  et  potest  contra  dictum  Pro- 

cessnm  ac  illius  exemplar,   antequam  utrumque  subscribatur  a  Rmo 

D.  Episcopo,  a  Judice  et  conjudicibus,  et  exemplar  idem  clausum  et 

sigillis  obsignatum  ad  S.  R.  Congregationem  transmittatur.  Quocirca 

mihi  notario  pariter  commiserunt,  ut  hac  de  re*  citationem  contra 

dictum  Promotorem   Fiscalem  juxta   stylum   extendam,   Cursorique 

deputato  exequendam  tradam,  quo  ipso  loco,   die,  et  hora  legitime 

indicendis  intersit,  prout'  me   facturum  promisi.    Demum  in  fidem 

omuium  praemissorum  antedicti  Rmi  Dni  Judex  et  Adjuncti  deputati 

una  cum  R.  D.  Promotore  Fiscali,  meque  Notario  Actuario,  ac  D. 

.  .  .  Notario  Adjuncto  et  Testibus  ad  praedicta  vocatis  se  subscrip- 

serunt  ut  infra. 

Judex  deputatus. 

Grad,  in  Jure  Can.  Adjunctus  deputatus. 

S.  T.  M.  Adjunctus  deputatus. 

Promotor  Fiscalis. 

Notarius  Actuarius. 

Notarius  ad  collationem  praesentis  processus 

deputatus. 

Testis  interfui. 

Testis  interfui. 

Super  qntbus  omnibus  et  singulis  tamquam  rite  recte  et  yalide 
gestis  rogatus  fui  ut  hoc  publicum  Instrumentum  conficerem,  prout 
confeci  de  mandato.  Actum  die  .  .  .  anno  ...  et  hora  .  .  .  prae- 
sentibus  testibus  infrascriptis  ad  praenüssa  vocatis  habitis  atque  ro- 
gatis.    Ita  est  ...  .  Notarius  Actuarius  Tenor  citationis  contr/^  Pro- 
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motorem  Fiscalem  in  corpore  Sequdntis  Sessionis,  habetur  urbi  inse- 
rehda  erit. 

.  Sessio  .... 

,  In  Nomine  Dei.    Amen. 

Anno  a  Nätivitate  Dni  Nni  Jesu  Christi  .  .  .  indictione  .  .  . 
die  .  .  .  Pontificatus  .  .  •  hora  ...  legitime  intiraatis.'  In  Causa 
.  .  coniirmationis  cultus  Servi  Dei  .  .  .  Covam  Illrao  ac  Brno  Dno 
.  .  .  Episcopö  .  .  .  nee  non  lilmis  Dnis  Judice,  et  .  .  .  Gr.  J.  C, 
et  ...  S.  T.  M.  Adjunctis  Deputatis  ad  construendum  Anctoritate 
ordinaria  in  hac  Civitate  .  .  .  Processum  super  ...  sedentibus  pro 
tribunäli  in  aula  audientiae  ipsius  Illmi  et  Bmi  Dj^i  Ep^scopi  loco, 
et  loco  loci  pro  hac  sessione  ab  eödem  Brno  Episcopö  destinato, 
praesente  B.  D,  .  .  .  Promotore  Fiscali,  meque  Kotario,  ac  Testibus 
infrascriptis  comparuit  Cursor  deputatus  qui  reproduxit  citationem 
per  ipsum  sub  die. .  .  .  personaliter  exequutam  contra  B.  D.  .  .  . 
Promotorem  Fiscalem ,  prout  ex  illins  relätione  facta  in  Calce  ejus- 
dem  citationls,  quam  mihi  Notario  originaliter  tradidit  ei  hicalli- 
gatur  tenoris  seqüentis  —  lUmö  ac  Brno  Duo  Episcopö  ...  nee  non 
Bmis  D.  D.  Judice  et  adjunctis  deputatjs.  .  ^ .  Confirmationis  cultus 
Servi  Dei  .  .  .  Citetur  Bdus  Dnus  .  .  .  Promotor  Fiscalis  ad  com* 
parendum  die  .  .  .  hora  .  .  .  coram  eodem  Brno  Episcopö,  ac  prae- 
fatis  Judicibus  deputandis  in  .  .  .,  et  dicendum,  deducendum  et  ap- 
ponendüm  quidquid  voluerit,  ac  i[)ossit  contra  Processnni  in  hac  Ci- 
vitate ordinaria  anctoritate  constructum  super  ...  pra^fati  Servi 
Dei,  et  contra  illius  authenticum  exemplar  sive  transuuiiptuni  Illmi 
et  Bmi  Dni  Episcopi  legalitate  muniendom  neque  non  bonträ  elec- 
tionem  Portitoris  per  eos^em  Judices  nominandi ;  cui  exemplar  idem 
tradatur,  adhuc  ut  ipsum  Bomäm,  transferat,  ac  demum  super  prae- 
missis  Decretum  quodcumque  neöessarium  et  opportunum  fieri  et 
interponi  ad  dictos  diem  et  horatn.  Instante  Postulatore,  sive  etc. 
•  .  .  Nota!ris  Actuarius  personaliter  coptra  dictum  Bmum  Dnum 
Promotorem  Fiscalem.  —  Qua  citatione  ut  suprä  reproducta ,  ego 
Notarius  Aistuarius,  ut  in  mandatis  habueram  a  Bmis  Conjudicibus 
exhibui  lUmo  et  Brno  Dno  Episcopö  tarn  acta  originalia,  quam 
exemplar  seu  transumptum  Processus  ab  eisdem  coostrncti.  Quibus 
acceptis,  Dominatio  Sua  lUm^  et  Bnia  interrogavit  Bdum  D.  Pro* 
motorem  Fiscalem,  ut  si  quid  contra  utrumque  vel  alterutrum  obji- 
ciendum  esset,  aperiret.  Cum  igitur  idem  Bmus  D.  Promotor  Fiscalis 
nil  obiecerit,  nisi  generalia  contra,  idem  III  mus  et  Bmus  JSpiscopus, 
viso  decreto  Bmorum  D.  D.  Judicis  et  Adjuuctorum  pro  hoc  processu 
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Deptttatorum,  omnibasque  aliis  a  Dominatioue  Sua  lUma  et  Rma 
visis  et  appritne  expensis,  tarn  autograpbum  Processum,  quam  ejus 
exemplar,  sea  transumptum  integrum  et  authenticum  declaravit. 
Post  haec  eoram  eadem  Domiaat.  Sua  lUma  et  Kma,  aliisque  Ju- 
dicibus  Deputatis  comparuit  .  .  .  Gausae  Postulator,  ac  reverenter 
petiit  et  institit  deputari  Portitorem ,  qui  praefati  Processus  tran- 
sumptum ad  S.  R.  Congregationem  deferat.  Ex  adverso  B.  D.  Pro- 
motor Fiscalis  protestatus  fuit  et  protestatur  non  esse  tradendum 
idem  transumptum  nominando  Porti tore,  nisi  prius  delato  ipsi  jura- 
meuto  de  fideliter  exeqaendo  munere;  ac  nonnisi  servatis  Decretis 
S.  B.  C.  aliisque  de  jure  servandis.  Ex  tunc  lUmus  et  Bmus  D. 
Episcopus  aliique  Bmi  D.  D.  Judices  Deputati  ad  effectum  deferendi 
Bomam  eumdem  transumptum  Processus  de  quo  agitur,  elegerunt 
et  eligunt  ...  in  Portitorem,  ad  formam  supradictae  citationis,  qui 
cum  praesens  adesset,  ac  munus  sibi  commissum  libenter  acceptaret, 
ei  statim.detulerunt  jurameotum.  quod  ipse  genullexus,  tactisqueSS. 
Dei  Evaugeliis,  praestitit  coram  Dominatione  Sua  Ilima  et  Bmu, 
aliisque  Judicibus,  ac  Promotore  Fiscali  uti  sequitur.  Ego  .  . 
tactis  SS.  Dei  Evangelüs  coram  me  positis  jure  ^et  promitto  me 
fideliter  et  diligenter  executurum  munus  mihi  commissum,  deferendi 
Bomam  transumptum  Processus  Auctoritate  Ordinaria  in  hac  Cüvitate 
constructi  super  .  .  .  illumque  S.  B.  Congr.  sive  ejus  B.  P.  D.  Se- 
cretario  exhibendi  una  cum  Plico  litterarum  mihi  tradendo  ad  for- 
mam Deputationis  Dominationis  Suae  Bmae  ad  aliorum  Judicum 
deputatorum.  Jta  promitto  et  juro,  sie  me  Deus  adjuvet  et  haec 
SS.  Ejus  Evangelia.  —  Ego  .  .  .  Portitor  deputatus  —  Quo  jura- 
mentc  praestito,  Bmus  Episcopus,  aliique  Judices  Delegati  mandarunt 
mihi  Notario  Actuario,  ut  de  Omnibus  gestis  in  praesenti  Sessione 
publicum  Instrumentum  conficiam  in  forma,  prout  me  futurum  pro- 
misi.  Deinde  injunxerunt  et  injungunt,  ut  postquam  dictum  tran- 
sumptum in  onmibus  et  per  omnia  completum,  et  tam  hoc  quam 
autographum  seu  originale  ab  Illmo  et  Bmo  Duo  Episcopo  et  aliis 
Judicibus  subscriptum,  propriisque  eorum  sigillis  interius  munitum 
f uerit,  per  me  Notarium  Actuarium  fiat  recognitio  dictorum  snbscrip- 
tionum,  et  sigillorum.  Mandaverunt  item,  ut  apposita  ad  calcem 
legalitate  lUmi  et  Bmi  Episcopi  super  mei  Notarii  subscriptione,  et 
sigillo  ipsius  firmata , .  atque  eodem  transumpto  clause ,  et  sigillo 
tantum  ipsius  Bmi  Episcopi  a  parte  exteriori  munito,  eidem  tran- 
sumpto per  mei  Notarium  Actuarium  apponatur  subscriptio  cum  de- 
bita  legalitate.  Injunxerunt  quoque  et  transumptum  hoc  una  cum 
supradictis  Plicis  litterarum  tradam  Porti tori  et   de   hac  traditione 
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conficiam  separatim  instramentam  pablicam  in  forma,  et  hoc  etiam 
Instnunentum  eidem  Portitori  tradam.  Hujusmodi  autem  instrumenti 
publici  tenorem  jusserunt  et  jabent  registrari  in  Original!  Processu 
in  fine  praesentis  Sessionis;  ac  denique  Processum  ipsum  seu  Acta 
originalia  pense  ipsam  Dominationem  suam  Rmam,  aliosque  Judices 
Delegatos  remanere  ad  etfectum  ea  adsportandi  in  Archiviann  hujas 
Curiae  Archiepiscopalts,  ibique  ad  perpetuam  rei  moraoriam  asser- 
vandi  et  custodiendi.  Demum  antequam  se  subscriberet  mandaverunt 
ut  Acta  quoque  omnia  praesentis  Sessionis  transcribercntur  in  exem- 
plari  seu  transumpto,  quod  illico  factum  est.  Quae  peracta  tran- 
scriptione  jusserunt,  ut  quae  usque  ad  praesens,  post  collationem 
faetam  a  me  cum  Notario  adjuncto  ex  original!  in  transumpto  seu 
exemplari  transcripta  sunt  accurate  conferreutur.  Quod  cum  sedulo 
gestum  esset,  tunc  lUustrissimus  et  Bmux  Onus  Episcopus  una  cum 
Judicibus  Delegatis,  dicto  Promotore  Piscali,  Portitore  electo,  ac 
Testibus  rogatis,  tarn  in  originali,  quam  in  transumpto  sese  subscrip- 
serant,  uti  sequitur. 

Episcopus 

(Locus  signi). 

Judex  deputatus. 

(Locus  signi). 

Promotor  Fiscalis. 

(Locus  signi). 

.....  Portitor  deputatus. 

Testis  vocatus. 

Testis  vocatus. 

Super  quibus  Omnibus  et  singulis  .  . .  Actum  . . .  anno,  mense, 
.die,  hora  et  Pontificatu  quibus  supra,  praesentis  supradictis  Testibus 
ad  praemissa  specialiter  vocatis  et  rogatis. 

Ita  est  ....  .  Notarius  Actuarius  deputatus. 
(Locus  signi). 
Notandum  est  1.  Praedictae  subscriptiones  ac  signa  Judicium 
et  Promotoris  Fiscalis  ponenda  sunt  tum  jn  transumpto  Romam  mit- 
tende, tum  in  processu  originali,  adiici  tarnen  debet  legalitas  Notarii 
qui  fidem  faciat  de  singulis  subscriptionibus ,  neque  non  describat 
Signa  Episcopi,  Judicum  et  Promotoris  Fiscalis.  2.  Tum  in  trän- 
sumptu  tum  in  processu  originali  necesse  est  ut  in  fine  adsit  lega* 
Utas  Episcopi,  qui  testetur  Actuarium  esse  Notarium  publicum, 
eique  omnem  ab  oronibus  adhiberi  fidem.  3.  In  transumpto  Romam 
mittende  transcribi  debenl  acta  omnia  de  quibus  huc  usque  mentio 
facta  est.    4.  Transumptum  claudi  debet  in  Plico  qui  exterius  plu- 
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ribas  in  locis  obsignari  debet  sigillo  Episcopi  in  cera  hispanica,  et 
coi  apponenda  erit  haec  snperscriptio  —  Sacrae  Bitnum  Congrega- 
tioni.  Exemplum  sive  transnroptnm  publicum  et  aathenticnm  iutegri 
Processus  auctoritate  ordinaria  in  Civitate  .  .  .  constructi  a  Rmis 
D.  D.  .  .  .  Jadice  et  .  .  .  Ädjunctis,  ab  Illroo  et  Brno  Episcopo 
depntatis  in  Cansa  confirmationis  cultus  Särvi  Dei  .  . .  ab.iminemo- 
riali  tempore  exbibito  praesentandurn  et  exhibendum  eidem  S.  Con- 
gregationi,  vel  ejus  R.  P.  D.  Secretario,  et  nonnisi  de  mandato  ejus- 
dem  S.  B.  G.  aperiendum.  —  Bomam. 

Ita  est  .  .  .  Notarius  in  Actuarium  deputatns. 
(Locus  signi). 

Apponenda  est  legalitas  Episcopi  qui  testetur  esse  Notarium 
publicum,  atque  omnem  mereri  fidem.  Quod  pertinet  ad  instrumentum 
clausurae  ac  traditionis  transumpti  portitori  factae  illud  exarari  postet 
ut  infra.  Animadvertendum  est  tarnen  quod  ejus  tenor  registrandus 
est  in  fine  originalis  processus,  non  autem  in  transumpto  seu  exeroplo 
ejusdem,  siquidem  ut  inferius  videbitur,  in  plico  separato  Bomam 
mittendum  est.    In  Nomine  Dei.    Amen. 

Gunctis  ubique  pateat  et  notum  sit  quod  anno  a  Nativitate  D. 
N.  Jesu  Christi  .  .  .  Indictione  .  .  .  die  .  .  .  mensis  .  .  .  Pontifi- 
catus  autem  Smi  Dni  Nri  .  .  .  anno  .  .  .  Coram  lUmo  et  Bmo  D. 
Episcopo  in  causa  ...  omnibus  pro  tribunali  sedentibus  in  Aula 
Audientiae  ipsius  lUmi  et  Bmi  Dni,  praesente  Bno  D.  .  .  Promo- 
tore Fiscali  et  Tostibus  infrascriptis ,  ego  Notarius  Actuarius  de 
Mandato  Dominationis  Suae  lUmae  et  Bmae,  ac  dictorum  Dnoram 
Judicum  clausi  et  obseravi  Processum  Auctoritate  Ordinaria  in  hac 
Civitate  .  .  .  constructum,  eique  ab  extra  apposui  sequentem  supra- 
scriptionem,  videlicet  ...  et  ita  clausum,  obseratum,  inscriptum  et 
obsignatum  pluribus  in  locis  sigille  Illmi  et  Bmi  Dni  Episcopi  .  .  . 
ad  hoc  mihi  tradito,  una  cum  litteris  ipsius  Dominationis  Suae 
lUmae  et  Bmae  et  D.  D.  Judicum  Deputatorum ,  neque  non  Dni 
Promotoris  Fiscalis  in ;[  plico  praesentis  Instrumenti  inclusis  tradidi 
.  «  .  Portitori  specialiter  electo  ibidem  praesenti,  et  e  manibus  mei 
Notarii  Actuarii  infrascriptum  dictum  transnmptum,  dictumque  plicum 
separatum  recipienti  et  promittenti  se  omnia  delaturum  Bomam ,  et 
ibi  exhibiturum  S.  Bituum  Gongr.  sive  ejus  B.  P.  D.  Secretario  aut  cui 
de  jure  exhiberi  debet.  —  Super  quibus  omnibus  et  singulis  de  Man- 
dato ipsius  Illmi  et  Bmi  Episcopi,  ac  dictorum  D.  D.  Judicum  hoc  prae- 
sens Instrumentum  confeci  in  forma.  Actum . . .  die,  mense  et  loco  qui- 
bus supra  praesentibus  . . .  et . . .  Testibus  ad  praedicta  specialiter  ha- 

bitis  atque  rogatis.       Ita  est Notarius  in  Actuarium  deputatus. 

(Locus  signi}. 
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Adjiciatar  postea  legalitas  Episcopi,  qui  testitur  .  .  .  Esse  No- 
tariam  pablicam,  cui  ab  omnibus  fides  praestatar.  Porro  Instru- 
mentam  hocco  clansurae  et  traditionis  transumpti  in  plico  speciali 
reponendam  est  una  cum  litteris  Episcopi,  Jadicuro  et  Promotoris 
qni  singillatim  sacrae  Ritanm  Congregationi  significare  debent  Pro- 
cessum saper  immemorali  culta  . . .  rite  ac  legitime  coofectum  fuisse, 
adeo  ut  solemnia  omnia  expleta  fuerint  quae  requirnntur  a  Decretis 
et  Constitutionibus  tum  Romanorum  Pontificum,  tum  S.  Bituum  Congr. 
Snpra  Plicum  Sigillo  Episcopi  in  cera  hispanica  obsignatum,  seqnens 
apponi  peterit  superscripio  —  Sacrae  Rituum  Congregationi.  — 

Plicns  litterarum  Illmi  et  Rmi  D.  Episcopi  ...  et  Rmorum 
Judicum  delegatornm  ac  Promotoris  Fiscalis,  neque  non  instrumenti 
traditionis  earumdem  litterarum,  et  clansurae  et  traditionis  tran- 
sumpti  Processus  Auctoritate  Ordinaria  in  Civitate  . .  .  constructi  in 
Causa  fieatificationis. 

Bomam 

Ita  est Notarius  publicus  in  Actuarium  Deputatus. 

(Locus  signi). 
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Xi. 
Decrete  der  Congr.  Episcoporum  et  Congr.  Concilii. 

üeher  die  Appellation  im  "kirchlichen  Strafverfahren  und  die  suspensio 

ex  informata  conscientia. 

(Vergl.  Archiv  Bd.  46.  S.  3  ff.) 

1.   Decretum  s.  Congr.  Epp.  d.  1.  Äng.  1851, 

jP       ,.  Bundschreiben, 

^         '  wodurch  den  bischöflichen  Gerichten  In- 

qua  curiis  episcopalibus  dantur  instruc-    gtractionen  zur  Behandlung  von  Criminal- 


tiones  pro  causis  criminalibus. 

Illustre  e  molto  Rev.  Monsig. 
come  Fratello  ! 
La  S.  S.  di  Pio  VII.  nella 
sua  costituzione  Post  diuturnas 
in  data  30.  Ottöbre  1800  nel 
titolo  »De  jurisdictionibus  Tri- 
bunalium  et  Judicum  crimina- 
lium,  judiciorum  forma  et  ordine 
etc.«  al  §.24.  prescrisse:  »Si  osser- 
vino  per  Favenire  tanto  in  Roma 
che  nei  Tribunali  di  tuttolo  State 
Ecclesiastico  le  abbreviazioni  di 
formole,  che  nel  Governo  di  Roma 
giä  si  trovano  in  osservanza.« 
Queste  formgle  e  specialmente 
quelle  della  legitimazione  dei 
Processi,  la  quäle  h  assolutamente 
necessaria  negli  incarti,  che  si 
compilano  dalle  Curie  Ecclesia- 
stiche  secondo  Tantica  procedura 
da  osservarsi  a  forma  del  decreto 
di  questa  Sagra  Congregazione 
dei  Vescovi  e  Regolari  in  data 
dei  18.  Decembre  1835 1)  per  le 


Sachen  gegeben  werden. 
Erlauchter  und  hochwürdigster 

Herr  und  Bruder! 
Seine  Heiligkeit  Papst  Pias  VII. 
verordnete  in  seiner  Constitution 
Post  diuturnas  vom  30.  October 
1 800  im  Titel  »de  jurisdictionibus  tri- 
bunalium  et  Judicum  criminaliura, 
judiciorum  forma  et  ordine«  in  dem 
§.  24,  Folgendes:  »Künftig  gelangen 
in  Rom  wie  bei  den  Gerichten  des 
ganzen  Kirchenstaates  die  Abkür- 
zungen der  Formeln  zur  Anwendung, 
wie  sie  bereits  bei  der  Verwaltung 
der  Stadt  Rom  in  Gebrauch  waren.« 
Diese  Formeln,  und  insbesondere 
diejenigen  für  die  Legitimation  in 
den  Processen,  welche  durchaus  für 
die  Processacten  erforderlich  ist, 
welche  die  bischöflichen  Gerichte 
nach  Massgabe  des  alten  Process- 
verfahrens  und  auf  Grund  der  von 
der  Congregation  der  Bischöfe 
und  Regularen  am  18.  December 
1835  2)    für    Criminalsachen     er- 


1)  Die  deutsche  Uebersetzang  dieses  aas  Cardinal  Bizzarri,  (Collectanea 
in  nsum  Secretariae  s.  Congr.  et  Regnl.  p.  186—188  (einem  im  Buchhandel  ver- 
grififenen  Werke)  entnommenen  Actenstückes  ist  von  Herrn  Domvicar  Dr.  Belle^- 
heim  zu  Köln  gefertigt. 

2)  Man  findet  dieses  Decret  im  Archiv  Bd.  46.  S.  9  f. 
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cause  criminali,  non  sono  a  cog- 
nizione  di  alcani  Caacellieri  di 
dette  Curie,  siccome  questa  sa- 
gra  Gongregazione  ha  dovuto  ri- 
levare  in  piü  cause  giudicate  in 
prima,  istanza  dai  Tribunali  Ve- 
scovili,  essendosi  pure  taluno 
permesso  di  discutere  le  cause 
in  udienza  formale,  ossia  in  se- 
data,  come  fanno  i  Tribunali 
laici  nelle  cause  maggiori,  contro 
il  sistema  e  lo  stile  dei  Tribu- 
nali Ecclesiastici.  Si  h  pertanto 
ravvisato  utile  di  far  nuovaroente 
imprimere  le  formole  sppra  in- 
dicate,  e  diramarle  agli  Ordi- 
nari,  affincbe  ogni  cancelleria  da 
loro  dipendente  nesiaprovveduta. 
A  taF  efFetto  ne  transmetto  a 
V.  S.  Nr.  .  .  ,  esemplari. 


Inoltre  le  invio  ancora  Nr 

stampe  del  richiamato  normale 
decreto  dei  18.  Decembre  1835 
per  tenersi  affisso  nelle  cancellerie 
medesime,  e  per  la  corrispondente 
esecuzione. 

Nd  pu5  questa  Sacra  Gongre- 
gazione dissimulare  che  taluni 
Ordinari  nella  composizione  del 
loro  Tribunale  criminale  quanto 
al  numero  dei  giudici  con  voto 
decisivo  non  hanno  presente  il 
disposto  deir  Appendice  al  Be- 
golamento  organico  e  di  proce- 
dure  criminale  per  norma  delle 
Curie  Ecclesiastiche  emanato 
dalla  sa.  me.  di  Gregorio  XVI. 
per   mezzo  della  Segreteria  di 


lassenen  Instruction  anfertigen,  sind 
einigen  bischöflichen  Kanzlern  nicht 
bekannt  geworden,  wie  die  h.  Gon- 
gregation  aus  mehreren  in  erster 
Instanz  bei  den  bischöflichen  Ge- 
richten abgeurtheilten  Criminal- 
sacheu  entnommen  hat.  Aus  diesen 
geht  nämlich  hervor,  dass  sich 
einige  Kanzler  herausgenommen 
haben,  die  Strafsachen  in  feier- 
licher Audienz,  oder  Sitzung  abzu- 
urtheilen  nach  dem  Vorgänge  der 
weltlichen  Gerichte  erster  Instanz 
und  entgegen  dem  bei  den  kirch- 
lichen Gerichten  üblichen  Gebrauche. 
Aus  diesem  Grunde  schien  es  dien- 
lich, diese  Formulare  von  Neuem 
drucken  und  den  Ordinariaten  zu- 
gehen zu  lassen,  damit  jede  bischöf- 
liche Kanzlei  mit  einem  Exemplar 
versehen  sein  möchte.  In  der  An- 
lage beehre  ich  mich  Ihnen  ein 
solches  zu  übermitteln. 

Zugleich  übersende  ich  ihnen  eine 
Abschrift  des  Decretes  vom  18.  De- 
cember  1835,  damit  dasselbe  in  der 
Kanzlei  zu  pünktlicher  Beobachtung 
angeheftet  werde. 

Ebensowenig  kann  sich  die  h. 
Congregation  verhehlen,  dass  einige 
Ordinarien  in  der  Zusammensetzung 
ihres  Griminalgerichtes  die  Be- 
stimmungen des  Nachtrages  zum 
Regolamento  organico  und  des  Gri- 
minalverfahrens  für  die  bischöf- 
lichen Gurion,  welche  Gregor  XVI. 
durch  die  Staatssecretarie  vom  5. 
November  1831  erlassen  und  die 
nachherige  erläuternde  Gircular- 
verfügung  der  Staatssecretarie  vom 
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Stato  li  5.  Novembre  1831  con 
la  posteriore  declaratoria  risul- 
tante  dalla  circolare  della  stessa 
Segreteria  di  stato  dei  14.  Aprile 
1832.  Siccome  questa  legge  pro- 
segne ad  essere  nel  sno  pleno 
Tigore,  e  la  inosservanza  offre 
motiro.  ai  difensori  di  reclamare 
la  nullitä  della  sentenza  in  prima 
instanza  qnando  si  propone  la 
causa  in  grado  di  appello-;  cosl 
a  togliere  iu  appresso  questa 
eccezione  defensionale,  si  ravvisa 
necessario  di  richiamare  a  me- 
moria le  sttdette  pontificie  dispo- 
sizioni,  alle  quali  sono  coerenti 
le  istruzioni  date  alla  evenienza 
de'  casi  anche  dalla  S.  Congre- 
gazione  delF  Immunitä  Eccle^ 
siastica.  A  questo  fine  si  acclu*- 
dono  a  V.  S.  Nr.  . .  .  esemplari 
in  istampa  delle  citate  disposi* 
zionL 

Affin'ehe  poi  non*  signorino 
gli  oneri  che  incombono  agl' 
istigatori  o  aderenti  al  Fiscoal-- 
lofquando  essi  credendosi  gravati 
dal  giudizio  di  prima  istanza  in- 
terpongono  V  appello  a  questa  S. 
Gongregazione,  si  porta  a  notizia 
della  di  Im  Curia  la  risoluzione 
presa  nella  generale  adunanza  dei 
22.  Febrajo  1839,  accludendosene 
Nr.  .  .  •  esemplari  in  istampa. 

Per  accelerare  finalmente  il 
disbrigo  delle  cause  che  in  grado 
di  appeilo  si  deferiscono  a  questa 
Sagra  Congregazione,  interesso  Y. 
8.  a  far  conoscere  ai  ministri  di 
cotesta  Curia,  che  allorquando  nei 
dieci  giomi  utili  depo  (a  inti- 


14.  April  1832,  insofern  sich  diese 
auf  die  Zahl  der  Bichter  mit  ent- 
scheidender Stimme  beziehen,  nicht 
beobachtet  haben.  Da  dieses  Ge- 
setz annoch  in  voller  Kraft  besteht 
und  dessen  Nichtbeobachtung  den 
Advocaten  Gelegenheit  bietet,  das 
ürtheil  erster .  Instanz  in  der  Ap- 
pellation anzufechten,  so  werden 
jene  päpstlichen  Bestimmungen 
hiermit  wieder  eingeschärft.  Mit 
den  letzteren  stehen  in  engster  Ver- 
bindung die  von  der  Congregation 
der  kirchlichen  Immunitäten  bei 
mehrfachen  Anlässen  ergangenen 
Bestimmungen.  Auch  von  den 
letzteren  liegen  Exemplare  bei. 


Damit  fibrigens  'die  Pflichten 
nicht  unbekannt  seien,  welche  den 
Vertretern  des  Fiscus  in  dem  Falle 
obliegen,  wenn  sie  sich  gezwungen 
sehen,  von  der  ersten  Instanz  Be- 
rufung an  diese  h.  Congregation 
einzulegen,  so  folgt  anbei  für  Ihre 
Curie  ein  Exemplar  des  in  der 
General-Congregation  vom  22.  Fe- 
bruar 1839  gefassten  Beschlusses. 

Um  endlich  die  Erledigung  der  in 
der  Appellinstanz  bei  dieser  h.  Con- 
gregation anhängigen  Sachen  zu 
beschleunigen ,  so  veranlasse  ich 
Sie,  den  Mitgliedern  Ihrer  Curie 
davon  Eenntniss  zu  geben,  dass, 
wenn  der  Verurtheilte  binnen  der 
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mazione  della  sentenza  il  con- 
dannato  interponga  Tappello  a 
questa  Sagra  Congregazione  e 
dalla  medesima  sia  stato  am- 
messo  e  partecipata  V  ammissione 
alF  Ordtnario  colla  conHueta  in- 
gionzione  di  doversi  prosegnire 
dentro  11  termine  peremptorio  di 
giorni  venti,  dovrä  dei  Ministri 
della  Curia  iatimarsi  agii  appel- 
lanti  per  atto  cnrsorile  che  vo* 
lendo  proaeguire  gli  atti  di  ap- 
pelW  e  necessario  che  nel  peren- 
torio  termine  di  venti  giorni  de- 
ptiti  in  qnesta  dominante  an 
Avvocato  0  Procuratore  appro- 
vato  nella  Cnria  Bomana,  assi- 
curandosi  che  il  difensore  da  Ini 
scelto  ne  assnma  effettivamente 
il  patrocinio  e  previo  il  sollte 
deposito,  ritiri  dal  Giudice  rela- 
tore  il  processo,  scorso  il  qnal 
termine  inutilmente  s'intenderä 
ob'  esso  abbia  rinunziato  al  bene- 
fizio  deir  appello,  ed  in  con- 
segnenza  da  qnesta  Sagra  Con- 
gregazione  verrä  dichiarato  pe* 
rento.  Qualora  poi  appellasse 
r  istigatore  o  aderente  al  Fisco, 
e  parimenti  Fappello  medesimo 
sia  stato  ammesso  dalla  Sagra 
Congregazione  e  partecipata  V  am- 
missione alP  Ordinario,  in  qnesto 
caso  V  appello  rendendosi  comune 
anebe  air  appellato,  dovrä  noti- 
ficarsi  a  qnest'  ultimo  Tappel- 
lazione  dal  primo  interposta  ed 
ammessa  dalla  Sagra  Congrega- 
zione ed  ordinarglisi  che  se  nel 
perentorio  termine  di  venti  gi- 
orni  non  avrä  deputato  il  suo 


vom  Gesetz  gewährten  Frist  von 
zehn  Tagen,  welche  von  der  In- 
sinuation des  ürtheils  zu  laufen 
beginnen,  Berufung  an  diese  h.  Con- 
gregation  einlegt,  diese  von  der 
Congregation  zugelassen  und  die 
Zulassung  dem  Bischof  mit  der 
Anweisung,  binnen  der  peremptori- 
schen Frist  von  zwanzig  Tagen  das 
Weitere  zu  veranlassen,  notificirt 
wird,  die  Mitglieder  der  Curie  ver- 
pflichtet sind,  den  Appellanten 
durch  den  Gerichtsdiener  zu  eröff- 
nen, dass  sie,  wenn  sie  die  Be- 
rufung durchführen  wollen,  inner- 
halb des  peremptorischen  Termins 
von  zwanzig  Tagen  einen  von  der 
römischen  Curie  zugelassenen  Ver- 
theidiger  zu  bestellen,  und  sich 
dabei  zu  vergewissern  haben,  dass 
der  Yertheidiger  wirklich  dieses 
Amt  übernehmen  und  nach  Er- 
legung der  Succumbenzgelder  beim 
Richter,  welchem  das  Referat  zu- 
gewiesen ist,  die  Acten  sich  erbitten 
werde,  dass  aber,  wenn  der  Ap- 
pellant diese  Frist  unbenutzt  ver- 
gehen lasse,  angenommen  werde, 
er  babe  auf  die  Wohlthat  der  Be- 
rufung verzichtet,  worüber  die  Con- 
gregation eine  förmliche  Erklärung 
abgeben  wird.  Wenn  dagegen  der 
Vertreter  des  Fiscus  Bemfting  ein- 
legt, diese  von  der  Congrega- 
tion angenommen  und  davon  dem 
Bischof  Nachricht  gegeben  wird, 
so  hat  der  Appellat  auch  in  die 
Berufung  miteinzutreten,  wessbalb 
auch  ihm  die  Einlegung  und  sei- 
tens der  h.  Congregation  erfolgte 
Annahme  der   Berufung  mit   der 
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difensore  fra  gli  Avvocati ,  o 
Procaratori  della  Romana  Curia 
8'ioteDderä  che  vogiia  astenersi 
dair  intervenire  nel  giadizio,  e 
ad  istanza  dell'  istigatore  o  ade- 
rente  al  Fisco  si  proseguiraiino 
gli  atti  fino  alla  decisione  della 
eaasa  inclasivamente .  senza  ul- 
teriore  interpellazione.  Inoltre 
dir  istigatore  o  aderente  appel- 
lante  dovrä  tarsi  quell*  intima- 
zione,  che  si  h  di  sopra  stabilita 
pel  coRdannato  che  appella  alla 
Sagra  Congregazione.  Tali  in- 
timazioni  manite  della  corrispon- 
denle  relazione  del  Cursore  si 
debbono  trasmettere  alla  Sagra 
Congregazione. 


Si  ricorda  in  fine,  che  gli  atti 
dMntinoazione  della  sentenza,  e 
di  appello  muniti  parimenti  della 
relazione  del  Cursore  dovranno 
inserirsi  ed  allegarsi  nei  rispet- 
tivi  Processi,  i  quali  a  forma 
deir  articolo  IV.  del  decreto  dei 
18.  Decembre  1835  senza  ritardo 
corredati  delF  judice  cronologioo 
si  debonno  trasmettere  a  questa 
Sagra  Congregazione,  col  ristretto 
e  coUe  difese,  non  raeno  che  colla 
copia  conforme  della  sentenza, 
restando  V  originale  di  questa 
presse  la  rispettiva  Curia,  la 
quäle  ne  tiene  apposito  registro 
nella  cancelleria  criminale. 


Si  compacieri^  V.  S.  accusarmi 


Massgabe  zu  notificiren  ist,  dass, 
wenn  er  binnen  der  peremptorischen 
Frist  von  zwanzig  Tagen  keinen 
Vertheidiger  aus  der  Zahl  der 
Advocaten  der  römischen  Curie 
bestellt,  angenommen  werde,  er 
wolle  sich  am  Process  nicht  be* 
tbeiligen,  und  auf  Anstehen  des 
Vertreters  des  Fiscus  der  Process 
bis  zum  Richterspruch  durchgeführt 
werden  solle  mit  Ausschluss  aller 
weiteren  Berufung.  Dem  Vertreter 
des  Fiscus  muss  die  nämliche  No- 
tification  wie  dem  Verurtheilten, 
wenn  er  Berufung  an  die  h.  Con- 
gregation  einlegt,  gemacht  werden. 
Die  Notificatiouen  saramt  dem 
entsprechenden  Vermerk  des  Ge- 
richtsdieners sind  der  h.  Congre- 
gation  vorzulegen. 

Schliesslich  ist  zu  beachten,  dass 
die  Acten  über  die  Mittheilung  des 
Urtheils  und  der  Berufung,  nach- 
dem sie  mit  dem  Vermerk  des 
Gerichtsdieners  versehen  worden, 
den  Processacten  beizufägen  sind, 
welche  nach  Massgabe  des  Arti- 
kels IV.  des  Decretes  vom  18.  De- 
cember  1835  unverzüglich  mit 
einem  chronologischen  Index  zu 
versehen  und  der  h.  Congregation 
zu  übersenden  sind.  Ihnen  ist  bei- 
zulegen ein  Auszug  der  Verhand- 
lungen, nebst  der  Vertheidigung, 
sowie  eine  genaue  Abschrift  des 
urtheils,  dessen  Original  in  den 
Acten  der  betreffenden  Curie  zu- 
rückbleibt, welche  genaues  Re- 
gister in  den  Criminalacten  dar- 
über führt. 

Euer  Gnaden  werden  die  Gefällig- 
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il  ricevitnento  di  questa  Circolare,  keit  babeo,  mir  deu  Empfaug  dieses 

e   le  auguro   dal    Signore  ogni  Gircularscbreibens  zu  bescheinigen, 

prosperitä.  Mit  den  besten  Wünschen  für  Ihr 

Koraa,  1.  Agosto  1851.  Wohlergehen  bin  ich  Ihr 

Conoie  Fratello  Cardinal  Orioli^  Präfect. 

Fr,  Ä.  F.  Card.  Orioli,  Prefetto.     Der  Patr.  v.  Constäntinopel  als  Secr. 
D.  PatriarcaDiCostantinopoliSegr.     Rom,  1.  August  1831. 

J2,    Decretum  s.  Congr.  Concüii  d.  ^0.  Dec,  1873  super  causa 
Bosniensi  et  Sirmiens.  suspensionis  ex  informata  conscientia^). 

Compendium  facti.  Sacerdos  N.  abbas  infulatus  et  parochus 
in  quadam  H.  civitate,  per  anonymam  delationem  turpissimi  accu- 
satus  criminis,  ad  laicum  tribunal  crinainale  raptus  fuit.  Com  ingens 
hac  de  re  esset  in  civitate  rumor,  ac  violentiae  et  injuriae  in  pa- 
rochura  timerentur,  episcopus  eum  a  parochia  abscedere  et  alibi  com- 
raorari  jussit,  donec  causa  ad  exitum  perducta  fuisset.  Inquisitio  in 
longum  abiit,  sed  tandem  die  1.  Maji  1869  tribunal  decrevit:  »ab 
ulteriori  causae  prosecutione  propter  insufficientiam  rationum  de- 
sistendum  esse«  facta  parocho  facultate  intra  24  horarura  spatiura 
aut  appellandi ,  aut  finalem  causae  pertractationem  ad  propriam  in- 
nocentiara  evincendam  exigendi.  Qua  tarnen  facultate  ipse  usus 
non  est. 

Odium  atque  infamia  in  parochium  excitata,  causa  fuit,  ut 
episcopus  illum  induceret  ad  parochiam  sponte  dimittendam,  quod 
ipse  peregit,  accepto  habita  annua  sexcentorum  florenorum  pensione, 
et  insuper  facultate  commoraudi  in  Seminario,  ubi  modicis  expensis 
vivere  posset.  Inibi  cum  moraretur,  nova  inquisitio  in  hunc  paro- 
chum  ab  auctoritate  ecclesiastica  instituta  est,  proptera  quod  puella 
se  turpia  quaedam  ab  ipso  passam  fuisse  narravit. 

Ex  novo  hoc  processu  civium  indignatione  magis  excitata,  pa- 
rochus aliam  urbem  petere  coactus  est. 

Ei  accusationis  capita  communicata  fuerunt  ab  episcopali  con- 
sistorio,  adsignato  trium  hebdomadarum  termino  ad  jura  sua  dedu- 
cenda.  Quod  ille  quamvis  intra  praefinitum  tempus  praestiterit,  die 
tarnen  4.  Julii  1872   adversam   sententiam  retulit,   a  qua   tempore 


1)  Wir  entnehmen  diese  in  der  Instr.  s.  Congr.  Epp.  vom  11.  Jani  1880 
Nr.  9  (Archiv,  Bd.  46.  S.  5)  über  das  Strafverfahren  gegen  Geistliche  erwähnte 
Entscheidung  den  Acta  s.  Sedis  tom.  VII.  p.  569—575,  nachdem  wir  auf  unsere 
Erkundigung  die  authentische  Versicherung  erhielten,  dass  dieses  das  betrefTeode 
Bosnisch-Sirmienische  Decret  sei. 
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utilii  nempe  die  10  ejusdem  mensis  appellationem  ad  rnetropolitanum 
forum  interposait. 

Episcopas,  qni  dum  sententk  lata  est,  aberat,  ad  propria  re- 
versos,  omne  scandalum,  quod  ex  diuturniore  causae  prosecntione 
foveri  poterat,  compescendarn  existimavit  die  11.  Septembris  ejusdem 
anni  per  decretum  ex  informata,  ut  aiunt,  conscientia,  quo  poenas  in 
parocbum  a  suo  Consistorio  irrogatas  confirmans  dedaravit  »paro- 
chum  pro  cura  animarum  gerenda  absolute  et  in  perpetuum  ineptum 
esse,  eundemque  ad  statum  deficientiae  reponi,  cum  stricta  obliga- 
tione  mansionem  suam  vigendi  in  claustro  quodam  et  abstiuendi  ab 
exercitio  pontificalinm.  In  pensionem  ei  adsignabantur  400  floreni, 
si  semet  obedientem  in  omnibus  episcopo  exhibuisset.t 

Hoc  decreto  perculsus  parochus,  huftiillimas  obtulit  preces 
episcopo,  ut  illud  revocare,  atque  acta  appellationis  ad  tribunal  me- 
tropolitanum  transmittere  dignaretur  eum  in  finem,  ut  coepta  quaestio 
quantocius  definiri  posseL  Sed  frustra.  Episcopus  enim  has  preces 
rejecit.  Quapropter  parochus  SSmo  Duo.  Nostro  libellum  porrexit, 
expostulans  revocationem  decreti  ex  informata  conscientia  atque  ab- 
solutionem  a  censuris  in  eodem  sibi  inflictis,  ut  prosecutio  causae  in 
gradu  appellationis  apud  metropolitam  agi  posset. 

Memoratae  preces  transmissae  de  more  fuerunt  ad  episcopum, 
ut  super  iisdem  s.  congregationem  eertiorem  redderet,  mentemque 
suam  aperiret.  Ejus  accepto  responso,  causa  inter  supplices  libellos 
proposita  est. 

Disceptatio  synoptica. 

Ea  quae  episcopi  favore  prostant.  Dispositio  Concilii  Triden- 
tini  sess.  14.  cap.  1.  de  refor.  haec  babet:  >Gum  honestius  ac  tntius 
Sit  subjecto,  debitam  praepositis  oboedientiam  impendendo  in  infe- 
riori  ministerio  deservire,  quam  cum  praepositorum  scandalo  graduum 
altiorum  appetere  dignitatem,  ei,  cui  ascensus  ad  sacros  ordines  a 
suo  praelato  ex  quacumque  causa  etiam  ob  occultum  crimen,  quo- 
modolibet  etiam  extrajudicialiter ,  fuerit  interdictus,  aut  qui  a  suis 
ordinibus  seu  gradibus  vel  dignitatibus  ecclesiasticis  suspensus,  nulla 
contra  ipsius  praelati  voluntatem  concessa  licentia  de  se  promoveri 
faciendo,  aut  ad  priores  ordines,  gradus,  dignitates  sive  honores  re- 
stitutio sufEragetur.€ 

His  praemissis  episcopus  ineluctabilibus  causis  se  motum  asserit 
ad  praepediendam  parocho  appellationis  prosecutionem.  Enimvero  de 
materia  agitur,  quam  Apostolus  nee  nominari  permittit.  Givium 
concitatio  de  die  in  diem  excrescebat.    Una  alteraque  vice  da  üsmet 
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cpminibus  jam  inqttisitioue  expleta,  ulterior  processus  conniventiam 
saperet,  ac  in  totius  ordinis  dedecas  vergeret. 

Mitem  se  exhibaisse  proseqaitar  in  poenis  definiendis,  qaando- 
qaidem  compertissimi  juris  est,  de  aliquo  crimine  diffamatum,  ad 
cnram  animarum  inhabilem  ipso  facto  existere.  Jamvero  ex  ipsa 
facti  specie  quisqne  videt  quanta  iufamia  paroehas,  quode  agimus, 
laboret,  et  quam  indignas  sit  asu  Poutificalium ,  post  ea  qaae  in 
processaalibns  tabulis  contiaentur  In  sustentationem  ejus  adsignati 
remanent  400  floreni  id  est  milie  lirae  romanae:  dum  Statotuin 
dioecesanum  sacerdoti  deficienti  constitait  pensionem  florenoram  300, 
ernn  jure  in  seminario  leviori  pretio  victa  et  hospitio  oteodL  Ad 
spiritualem  vero  ipsius  medelam  et  emolamentum  exclusive  pertinere 
injanctionem  morae  in  aliquo  monasterio  pro  lubitu  figendae. 

Nee  hilum  facere  autumat,  quod  delicta  in  themate  sint  notoria 
et  publica.  Re  namque  vera  gravis  notae  auctores  ex  illis  Conc. 
Trid.  verbis:  ex  quacumqne  causa  etiam  ob  occultum  crimen,  dedn- 
cunt,  episcopis  factam  esse  facultatem,  ex  informata  conscientia  pro- 
cedendi  non  minus  super  publicis,  quam  super  oecultis  criminibus. 
Praeterea  omisso  quod  adhuc  sub  judice  est  quaenam  facinora  in 
jure  habeantur  publica  quaenam  versa  vice  occulta,  nequit  asseri 
cuncte  flagitia  a  parocho  patrata  publicitate  gaudere.  At  vero  unum 
tantam  crimen  satis  est,  ut  decretum  ex  informata  conscientia 
sustineatur.  Audi  sane  Pignat.  tom.  9.  Const.  8.  nr.  5  (ibi):  »Qua- 
tenus  censurae  prolatae  super  pluribus  delictis  non  sustineantur 
super  unoquoque  illorum,  satis  tamen  est,  quod  ex  uno  tantum 
comprobarentur ,  cum  unumquodque  sufficiens  sit  ad  illas  incmr- 
rendas.€ 

Neque  meliori  omine,  ad  versus  parochus  contendit  duplicem 
in  ipsum  sententiam  ab  eodem  tribunali  super  eodem  crimine 
latam.  Etenim  sententia  consistorii,  juris  ordine  servato,  lata 
est  absente  et  inscio  episcopo,  sententiam  vero  ex  informata  con- 
scientia unus  episcopus  ferro  potest.  Monacell.  part.  tit  2.  formul.  6. 
annot.  3. 

Ea  quae  prostant  favore  parochi.  Episcopus  cum^  suo  con- 
sistorio  unum  idemque  tribunal  coüstituit,  Garcias  de  Beneficiis 
pari.  5.  cap.  8.  Tomassin  de  Otfic.  Vicarii  7.  num.  40.  cap.  2.  Bo- 
mana  de  Appellat.  in  6.  9.  Ideoque  episcopus  in  themate  ferendo 
alteram  sententiam  postquam  primam  per  suum  tribunal  tolerai, 
contra  factum  proprium  venisse  videtur,  quod  prorsus  in  civile  est. 
ünde  consequitur  decretum  ex  informata  conscientia  tamquam  atten- 
tatam  contra  judicem,  ad  quem  patet  appellatio,  mole  sua  ruere« 
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Leuren.  for.  Eccl.  tit.  28.  libr.  2.  Decr.  quaest.  1134,  Bouix  de  Ju- 
diciis  Eccl.  p.  2.  cap.  2.  de  appell.  qaaest.  2. 

Verum  est,  his  omissis,  episcopus  per  decretum  ex  informata 
coQscientia  appellationis  prosecutionem  parocho  intercipit,  quod  cri- 
mina  publica  respicere  oppido  patet.  Ad  haec  ipseuiet  episcopus 
fatetur  ex  indignatione  civium  a  publicitate  faciuoruni  excitata  s^ 
adductum  esse  ad  extrajudicialiter  vi  Conc.  Triü.  sess.  14.  cap.  1. 
de  refor.  procedendum.  Atqui  iuconcussi  juris  est  citatum  caput 
Goncil.  Trid.,  quando  agitur  de  privatione  juris  quaesiti  super  oc- 
cultis,  non  vero  publicis  criraiuibus  facultatem  hanc  episcopis  tribuere. 
Ke  enini  vera,  quidquid  dispuleiit  duo  recentiores,  episcopus  memp^ 
Lucionen,  in  suo  opere  inscripto  des  sentences  Spiscopales  dites  de 
conscience  informäe;  et  D.  Bouix  de  judiciis  Ecclesiast.  profecto 
juridica  ratio  proclamat,  ut  quando  crimen  est  publicum,  per  publi- 
cam  sententiam  mulctetur,  aliter  enim  turbatus  justitiae  ordo  in 
pristiuum  uiinime  restitueretur.  Historica  documenla  commonstrant 
episcopos  nounisi  pro  occultis  delictis  allato  Conc.  Trid.  capite  usos 
fiiisse.  Unde  factum  est ,  ut  talia  decreta  ex  informata  conscientia 
nuucupentur. 

In  hanc  sententiam  communi  plausu  descendunt  Doctores,  Bar- 
bosa  in  jus  Canon,  lib.  1.  in  cap.  ad  aures  n.  4,  Pirhing  in  jus 
Can.  tom.  1.  tract  11.  sect.  1.  n.  15,  Pignat.  tom.  1.  Consult. 
261.  num.  1,  Monacell.  formul.  tom  1.  lit.  13,  form.  3.  n.  29, 
Gaudentius^,  De  Janua  De  Visitat.  Praelat.  tom.  1.  dub.  8.  sect.  6. 
n.  39,  Benedict.  XI  F.  De  Synod.  libr.  11.  cap.  8.  n.  3.  et  seq.  cl. 
Lucidi  (quem  nuper  e  vivis  ereptum  deflemus)  de  Visitat.  SS.  LL. 
part.  1.  ad  §.  111.  Benedictinae  Instruct.  sect.  VIII.  n.  273.  monent 
episcopos ,  ut  caveant ,  ne  quod  publicum,  et  notorium  jam  perindo 
ac  esset  occultum,  falso  sibi  animo  reputantes,  suspensionem  ex 
informata  conscientia  decernant:  bujusmodi  enim  decretum  minime 
sustinetur,  prout  eveuit  in  S.  Agatbae  Goth.  suspens.  irregul.  et 
privat.  Benef.  26.  Februarii  1853. 

Fastigium  imponit  Benedictm  XI  F.  Apostolica  Const.  quae 
incipit  Ad  militantis,  diei  1.  Aprilis  1742,  qua  recensens  >arios  casus, 
in  quibus  tion  datur  appellatio,  iuter  eos  sententias  adnumerat  ex 
informata  conscientia  his  verbis  —  Item  a  denegatione  Sacrorum 
Ordinum,  vel  ascensus  ad  alios  majores;  prout  etiam  adversus 
suspensionem  ab  susceptis,  ob  occultum  'crimen  sive  ex  in  formata 
conscientia  j  juxta  dispositionem  Sacri  Conc.  ss.  14.  cap.  1.  de  ref. 
—  Hie  ex  mente  Pontificis  diotiones  —  ob  occultum  —  et  —  ex 
intormata  conscientia  —  idem  sonaut.     Nam  particula  —  sive  — 
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qnando  ponitnr  inter  duas  dictiones,  quae  non  cotitrariae  sed  similes 
sint,  virn  habet  explicativain  et  declarativam ,  et  stat  locö  —  id 
est:  —  Barbosa  dictioiies  usu  frequentes  dictio  363.  d.  7.  et  dict. 
375.  n.  6. 

Deinde  plures  poene  in  casu  ab  episeopo  irrogatae  sunt,  quam 
quod  cap.  1.  sess.  14.  de  ref.  episcopis  concedat.  Nam  per  caput 
iilud  episcopis  facta  fuit  facultas  1.  interdicendi  ascensus;  2.  sus- 
pendendi  ab  ordinibus,  seu  gradibus,  vel  diguitatibus  eccle^^iasticjs. 
Ulterius  progredi  nulliinode  licet,  ne  in  vim  quidem  interpretationis, 
quia  cum  res  sit  de  poenis,  quisque  novit  locum  habere  strictam  iii- 
terpretationem. 

Imo  nee  ipsae  suspeusiones  vi  citati  cap.  inflictae,  perpetuae 
esse  possunt.  Verum  enim  vero  ex  praxi  S.  Concil.  Congregationis, 
recentiori  saltem  aevo,  receptum  est,  quemadmodum  observatur 
in  Lucioneu.  suspensionis  8.  Aprilis  1848  §.  si  autem,  suspeusiones 
perpetaas  et  indefinitas,  quae  merae  privationes  dici  possunt,  minime 
ferendas  esse,  nisi  praemittantur  monitiones,  aliaeque  solemnitates 
sess.  21.  cap.  6.  de  ref.  praescriptae. 

Speciem  casui  nostro  adsimilem  expendit  S.  Conc.  Congregatio 
in  causa  S.  Ag^thae  Gothorum  26.  Febr.  1853.  Episcopus  enim 
ex  informata  conscientia  Archipresbyterum  Curatura  D'Ambrosio 
suspenderat  a  dignitate  Archipresbyterati,  animarum  cura,  et  sacro- 
rum  Ordinum  exercitio,  absque  ulla  temporis  determinatione.  Hujus 
sententiae  validatem  duplici  excapite  impetebat  D'Ambrosio  1.  quod 
delictum,  propter  quod  lata  fuerat,  erat  publicum;  2.  quod  poena 
erat  tempore  indefinita.  Proposito  dubio  —  An  constet  de  validitate 
suspensionis  in  casu  —  responsum  produit:  Negative,  salvo  jure 
episeopo  procedendi  prout  de  jure. 

Resolutio.  S.  Congregatio  Concilii  causa  cognita  die  20.  Dec. 
1873  rescribere  censuit:  Decretum  ex  informata  conscientia  in  casu 
non  obstare  quominus  procedatur  in  causa  appellationis  prout,  et 
quatenus  «t  coram  quo  de  jure. 

Ex  quibus  colliges: 

1.  Episcopum  cum  suo  consistorio  sive  curia  unum  idemque 
tribunal  constiluere.     Ideoque 

2.  veluti  attentatum  contra  judicem,  ad  quem  patet,  ap- 
pellatio,  haberi  non  solum  quidquid  ab  ipso  Consistorio ,  verum 
etiam  quidquid  ab  episeopo  circa  seutentiam  a  consistorio  pro- 
latam  decernitur,  appellatione  vel  appellationis  jure  pendente.  Nee 
proinde 
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3.  Heere  episcopo  per  decretam  ex  informata  conscientia  ap- 
pellationem  Tel  appellationis  prosecutionem  contra  sententiam  a  curia 
prolatam  intercipere. 

4.  Decretum  suspensionis  ex  informata  conscientia  ob  crimina 
publica  editam  Qon  sastinen.  .-^^ 

5.  Poeaa^  «aidditas  sospensioni  per  decretum  ex  informata  con- 
scientia inflictae  esse  irritas. 

6.  trao  ipsam  suspensionem  extrajudicialiter  irrogktam  noii 
podse  'esse  perpetuam.  • 

7.  Perpetuas  censeri  suspensiones  sine  uUa  iemporis  determi- 
natione  latas.    ' 
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Xli. 
Preussische  Cultus-Ministerial*Erlasse  vom  Jahre  1881, 

betr.  das  hirchliche  Vermögensreekt  im  *Cultuthampfe.* 

1.  Der  Pfarrer  als  Mitglied  des  Kirchenvorstands  in  Filialgemeinden, 

Naclr  dem  Gesetze  vom  20.  Juni  1875  über  die  Vermögens" 
Verwaltung  in  den  katholischen  Kirchengemeinden  soll  der  Kirchen- 
vorstand ausser  den  gewählten,  resp.  ernannten  Kirchenvorstehern 
in  Pfarrgemeinden  aus  dem  Pfarrer,  in  Filialgemeinden  aber,  welche 
eigene  Geistliche  haben ,  aus  dem  der  Anstellung  nach  ältesten  be- 
stehen. In  den  Diöcesen  Ermland  und  Kulm  gibt  es  nun  eine 
grössere  Anzahl  von  Filialkirchen,  bei  welchen  ein  Geistlicher  nicht 
residirt,  und  in  welchen  die  Geistlichen  der  Pfarrkirchen  an  be- 
stimmten Tagen  Gottesdienst  halten.  Der  frühere  Gultusminister 
Dr.  Falk  erliess  unter  dem  22.  März  1876  ein  Bescript,  worin  er 
erklärte,  dass  ein  Pfarrer  nicht  berechtigt  sei,  in  den  Kirchenvor- 
stand einer  zur  Pfarrgemeinde  gehörigen  Filialgemeinde  einzutreten. 
Diese  im  Gesetze  nicht  begründete  Deutung  des  Dr.  Falk  ist  von 
dem  derzeitigen  Gultusminister  v.  Gossler  beseitigt.  Derselbe  hat 
nämlich,  wie  die  »Erml.  Ztg.«  mitt heilt,  in  Folge  einer  Vorstellung 
des  hochw.  Herrn  Bischofs  von  Kulm  unter  dem  14.  October  1881 
die  Provinzialbehörden  angewiesen,  dem  Eintritt  des  Pfarrers  in  den 
Kirchenvorstand  solcher  Filial-  und  Kapellengemeinden  fernerhin  nicht 
entgegenzutreten. 

2,  Personahtdagen  der  gesperrt  gewesenen  Oeisflichett  der  Didcese 

Trier, 
Die  Germania  Nr.  294  vom  13.  December  1881  berichtete: 
Nach  einer  jüngst  seitens  des  Cultusministers  an  den  Oberprä- 
sidenten der  Bheinprovinz  erlassenen  Verfügung  sollen  die  »persön- 
lichen Zulagen«  zu  den  Gehältern  der  bis  zum  1:  Juli  d.  J.  gesperrt 
gewesenen  Geistlichen  der  Diöcese  Trier  vom  1.  Juli  d.  J.  ab  ge- 
zahlt werden,  jedoch  zunächst  nur  bis  zu  Ende  März  1886.  Dazu 
bemerkt  die  »Voss.  Ztg.« :  Auch  den  evangelischen  Geistlichen  sind 
die  Zulagen  nur  auf  Zeit  bewilligt  worden  und  zwar  mit  Bücksicht 
auf  den  rein  staatlichen  Charakter  des  Fondes  zur  Verbesserung  der 
äusseren  Lage  der  Geistlichen.  Schon  während  der  Amtsführung  des 
Cultusministers  Dr.  Falk  hat  das  Ministerium  der  geistlichen  etc. 

ArohiY  für  Kirchenrecht.  XLVII.  1} 
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Angelegenheiten  wiederholt  darauf  gewiesen,  dass  den  Qeistlichen  ein 
rechtlicher  Ansprach  auf  die  staatlichen  Zulagen  nicht  zusteht,  dass 
vielmehr  die  letzteren  jederzeit  widerruflich  sind  und  dass  nament- 
lich wegen  etwaiger  Weiterbewilligung  der  den  früheren  Amtsin- 
habern gewährten  Zulagen  an  die  Nachfolger  vor  deren  Bewerbung 
UQ^;  c|ie  :Ji;fi^;^jät^e  idia  Mim^tetrialeatacheidnng  etngfbolfe  >eidecfc 
muss.  Ftrui^  ist  mimsteriellerseits  verfugt  worden ,  da^$.ffir  Fälle, 
in  welchen  evangelische  (jreistliche  unter  Aufgabe  ihrer  bisherigen 
Aemter,  sich  unii  Stellen  mit  niedrigerer  Dotation  in  der  Voraus- 
setzung bewerben,  dass  die  staatlichen  Zulagen  ihnen  unter  allen 
Umsftänden  zu  Theil  werden  mussten,  die  Bewilligung  von  Staatszu- 
scbüssen  nicht  ohne  Weiteres  in  Aussicht  gestellt  werden  kann, 
wenn  derartige  Versetzungen  vornehmlich  aus  persönlichen  Beweg- 
grftttden  erstrebt  werden. 

Den  fortschrittlichen  Organen  sollte  nicht  entgehen,  dass   in 
defr  Widerruflicbkittt  despotische  Hintergedanken  stecken. 


•     .1 
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Eine  Cniscbeidung  der  Badapester  k.  ung.  Qerichtstafel  be- 
züglich der  TaufiB  von  Kindern  aus  gemisciiter  Elie. 

'Von  Th.  Stephan  Böredy  in  Budapest. 

.   .  ■        ■  •  ■       !   •••■  ■    •  ■ .       ■-■        ■  •/■•;.'.' 

Pje  .Budapepter  k.  Gerichtstafel  hat  als  zweite  uud  ia  Polizei- 
strafsacben, letzte  Instanz  in  dem  Archiv,  J5d.  45-  S»  163  an^eifährten 
Falle  ani  28.  December  1880  dahia  entschieden^  d^s  der  §.  53,  de» 
ung.  PoHzeUtrafgesetzes,  worip  bestinanit.  wird,  d^sis  j^erg^gen  die, 
Bestimmung  des  53.  Gesetzartikels  vom  Jahre,  jSßS.^iumia^äler'^ 
jähriges  ludiyiduüm  in  eine  andere  BeUgioiisgenpssenscl^aft  auf- 
nimmt, mit  Haft  bis  zu  zwei  Monaten  uqd  einer  (}eldb,u^86  bia 
300  Gulden  zu  bestrafen  sei,  nur  auf  den  Fall  beschränkt  werden 
muss ,  wenn  ein  minderjähriges  Individuum  vor  dem  Ablauf  seines 
18.  Lebensjahres  von  einer  (christlichen)  Beligionsgenossenschaft  in 
eine  andere  aufgenommen  wurde,  indem  der  Wortlaut  des  obigen 
Strafparagraphen  voraussetze,  dass  der  Minderjährige  bereits  Mitglied 
einer  Religionsgesellschaft  gewesen  sei,  was  bei  der  Taufe  neuge- 
borner  Kinder  nicht  zutreffe.  Die  Entscheidung  hat  principielle  Be- 
deutung, insofern  bei  der  gegentheiligen  strengeren  Auffassung,  da 
nach  §.  12.  des  53.  Gesetzartikels  vom  Jahre  1868  in  gemischten 
Ehen  die  Söhne  der  Religion  des  Vaters  und  die  Töchter  der  Re- 
ligion der  Mutter  zu  folgen  haben,  die  katholische  Taufe  aller 
Kinder  aus  gemischten  Ehen  ohne  Verletzung  des  Strafgesetzes  nicht 
durchführbar  wäre  und  somit  ein  katholischer  Priester  straffällig 
würde,  wenn  er  Kinder  aus  gemischten  Ehen,  die  durch  die  bürger- 
lichen Gesetze  einer  andern  christlichen  Confession  zugetheilt  wer- 
den, vermittelst  der  h.  Taufe  in  den  Schoss  der  katholischen  Kirche 
aufnehmen  würde. 
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XIV. 
Literatur. 

1,  Die  SecUdpolUik  der  Kirche.  Geschichte  der  socialen  Eni- 
wichelung  im  Äbendlande  von  J.  Albertus.  Begensburgy  Friedr. 
Pustet,  1881.  gr.  8.  XII  und  715  8. 
Ein  Hauptmerkmal  und  auch  eine  Wirkung  der  antiautoritäreu 
oder,  besser  gesagt,  revolutionären  Richtung  unserer  Zeit  ist  un- 
streitig der  sg.  Doetrinarismm  auf  allen  Gebieten  der  Theorie  und 
Praxis.  Unbekümmert  nicht  nur  um  die  Lehre  der  göttlichen  Offen- 
barung, sondern  auch  um  die  Lehre  der  Vergangenheit  und  Ge- 
schichte nimmt  man  willkürliche  Lieblingsideen  zum  Ausgangspunkt 
seiner  Studien,  baut  darauf  die  verwegensten  Systeme  und  hat  nichts 
eiligeres  zu  thnn,  als  für  die  rasche,  praktische  Durchföhrung  dieser 
oft  aschgrauen  Theorien  Propaganda  zu  machen.  Eine  nothwendige 
Folge  hievon  ist  ein  bunter  Wirrwarr  der  verschiedensten  sich  gegen- 
seitig bekämpfenden  Parteimeinungen,  die  alle  in  ihrer  Weise  die 
Gesellschaft  zu  retormiren  und  dadurch  zu  beglücken  unternehmen. 
Den  schliesslichen  Schaden  davon  trägt  natürlich  die  Gesellschaft, 
welche  es  sich  gefallen  lassen  muss,  von  den  unzähligen  Aerzten  zo 
Tode  behandelt  zu  werden. 

Diesem  sg.  Doctrinarismus  gegenüber  halten  wir  es  für  einen 
äusserst  glücklichen  Gedanken,  den  die  vorliegende  »Socialpolitik  der 
Kirche«  verwirklichen  will:  die  Beantwortung  der  brennenden  so- 
cialen Fragen  auf  dem  historischen  Wege  zu  versuchen.  Doch  damit 
haben  wir  Zweck  und  Bedeutung  der  »Socialpolitik«  noch  nicht  er- 
schöpft. Auch  in  nichtkatholischen  Kreisen  beginnt  man  pietätvoller 
auf  die  einst  verachtete  Vergangenheit  zurückzublicken  und  bemüht 
sich  mit  der  socialen  Organisation  dort  wieder  anzuknüpfen,  wo  die 
Revolution  sie  so  rücksichtslos  abgebrochen  hat.  Aber  auch  die 
socialen  Lehren  der  katholischen  Vergangenheit  wird  nur  derjenige 
ganz  und  voll  verstehen,  der  auf  katholischem  Standpunkte  steht. 
»Für  die  Christen,«  sagt  mit  Recht  der  Verfasser  (8.  4),  »gibt  es  zur 
Orientirung  in  der  Vergangenheit  und  zur  Herstellung  einer  festen 
Basis  für  die  Berechnung  der  Zukunft  keinen  andern  Standpunktals 
jenen  auf  dem  Kalvarienberge«  auf  den  Felsen  Petri  ....  Dieser 
Staudpunkt  scheint  zu  keiner  Zeit  so  sehr  verlassen  wie  i«  unsern 
Tagen  ....  Es  bedünkt  uns  deshalb  eine  nützliche  und  verdienst- 
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liehe  Aufgabe,  diejenigen,  die  sich  mit  der  Politik  befassen  —  und 
das  ist  heute  fast  Jedermann  —  wieder  zurückzuweisen  auf  jene 
christliche  Hochwarte,  und  zwar  nicht  durch  Baisonnement ,  und 
auch  nicht  durch  Eingreifen  auf  den  Katechismus ,  sondern  an  der 
Hand  der  Geschichte  und  durch  den  Beweis  der  Thatsachen.« 

Qewiss  jeder  Katholik  glaubt,  dass  für  die  Menschheit  auch  in 
socialer  Beziehung  nur  in  Christus  Heil  zu  finden  ist.  Gott  bat  der 
Menschheit  einmal  seinen  eingeborenen  Sohn  ^um  Mittler  und  Er- 
löser gegeben  und  will  sie  nur  durcii  ihn  für  Zeit  und  Ewigkeit  be- 
glücken. Ohae  Christus  und  seine  Kirche  werden  des^balb  alle  Bau- 
leute umsonst  sich  abmuhen.  Aber  so  fest  wir  Alle  dieses  glauben, 
so  ist  es  doch  überaus  wohlthxiend,  den  Beweis  für  diese  grund- 
l^ende  sociale  Bedeutung  auch  aus  der  Geschichte  erbracht  zu 
sehen«  Diesen  Beweis  nun  zu  liefern^  ist  gerade  der  Hauj^zweck  des 
vorliegenden  Werkes.  Und  nach  aufmerksamer  Durchlesung  dessel^ 
ben,  glauben  wir  mit  gutem  Gewissen  ausspreclien  zu  dürfen,  dass 
der  Beweis  siegreich  erbriM^ht  ist.  Mag  es  anch  dem  Leser  scheinen, 
hier  und  da  werde  einer  Thatsache  eine  Bedeutung  und  Tragweite 
g^eben,  die  sie  vielleicht  nicht  in  dem  Umfange  hat,  im  Grossen  und 
Ganzen  wird  er  sich  bei  vorurtheilsfreier  Pmfung  zu  der  vom  Ver- 
fasser vertheidigten  These  bekennen  müssen. 

Das  ganze  Werk  zerfällt  in  drei  Bücher.  Das  erste  {3, 9—150) 
behandelt  das  Alterthum  bis  zu  Christi  Anki^nft  und  zeigt,  wüe,  die 
von  Oott  abgefallene  und  sich  selbst  üb^lassene  meosohlicbe  Ge- 
sdlschafii  in  den  tiefsten  Abgrund  des  Blendes  und  der  Verkommen- 
heit gerieth.  Die  Beweisführung,  deren  sicti  Gott  in  der  Geschichte 
vorzugsweise  bedient,  ist  die  deduotio  ad  absurdum.  Als  eine  solche 
grossartige  deductio  ad  absurdum  muss  die  Geschichte  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  bis  zur  Fülle  der  Zeiten  angesehen  werden.  Trotz 
alles  Bingens  und  Strebens  der  begabtesten  Völker  des  Alterthums, 
besonders  der  Griechen  und  Römer,  die  in  Kunst  und  Wissenschaft 
das  Höchste  geleistet,  und  die  gewaltigsten  Staatsmänner  und  die 
schärfsten  Philosophen  geboren  haben,  gerieth  das  Menschengeschlecht 
in  seiner  übergrossen  Mehrheit  in  entehrende  Sclaverei,  in  Verarmung, 
Lebensüberdruss  und  verzweiflungsvolle  Trostlosigkeit,  welche  der 
blendende ,  die  Obere  Zehntausend  umgebende  Glanz  nicht  zu  ver- 
hüllen vermochte.  Das  war  das  Werk  der  rein  menschliehen  Staats- 
weisheit mit  ihrer  obersten ,  ja  einzigen  Triebted^  des  Egoismus. 

Sollte  die  Menschheit  aus  diesem  Abgrunde  des  Elendes  ge- 
rettet werden,  so  musste  ihr  Gott  seine  rettende  Hand  reichen,  sie 
durch  Armuth  und  Demuth  von  dem  Irdischen  losrelssen  und  durch 
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Erkenntniss  uftd..Lie(be  wieder  mit  sieh .  yejreUiigfn.,,;  Dißse,^p^e 
ypllstäadige  Urogestaltimg  war .  die . Aa^^ei  der.  Heratbknnft^.i^biij^ti 
ilftd  der  Stältupg  der.  kath<^liacben  Kir,cbe,.  der^  QeJI^li .  wiid.  ^Wj^SP 
ÜQ^^^.z^eit^n.  Bncbe.(S.  151-*294)  j;e$chiW^     wird.    <         ,    ,  .. 

Während  4^  zweite  Buch  das  innere  Heiligtlmi^  des.  Dogncias 
de^r  :kathQli8,Qbi9n, ?ä^ii;cbe  zum . Geg^sj^nde  bat,.  I;i^^ndelt  .^  dr^Ue 
in  zwei  Absebirittei)  die  kirchliche  Organi^ationy  und  deren  Sjo^^ala 
ui^  ppytisciie , Bjeideutung  (S.  298—568)  ui^  .diß,so?i^i^^Emwi?:^^Bg 
der  K^rjcbe  auf  die .  Eutwickeluqg ,  der  Gesel^cbaft  iui  ^cbrisUichen 
Ahenc|laöd^^S.  569—698).  Das.  Pagstthuai  bildet  wie  biyjg  iißn 
Kerppuiri^t;.der  gesaöjmten  Auaf\ihr»ugeö.  Wie  um  die  Kixche  selbst 
sich  die  gansse.  WeltgeschicWe. gruppirt,.  sa  dreht  sich  die ^e^chjicl^te 
der  Kirche,  ififl.  ^^J^^g®  f^^s  jPapsttbums..  Eiftgehepd]  werden  die 
verschiedenen  Phci^i  die  das  Fapstithum  durchgex^aQbii^/.bfSQn^ß 
die  Qrändjuinjg  des  KivcbpjstaÄtea,  texiier  sein  VerhäUn^s,  zwra  ;grie- 
chischeai  Schisma,  sieii^e  Kämpfe  gege^  4en  hereinbrechenden-^  Moha^ 
medanjijjimus,  ^i^^  bes^iiders  aber  seine  sociale  uu^pQlitiscbe  Macht- 
Stellung  im.Abendlande  seit  dem  Untergang  des  weströmischen  Stabes 
geschildert*  Der  Vertasser  .feigt,  da?s  immer  uEd  überall  jeuse  Herr" 
spher,  die  im  «Interesse  ihrer  polit^chen  M^chtst^img  die  Einehe, 
bez,  deu  Primat  sich  untertbäuig.  pa^ben  wollten,  mc^t  nur  die. Kirche 
tief  s(?bädigten,  sonderu,  auch  den  Grund  9UJm  Sturz  und., Euin.  ihrer 
eig^p  I^oUfik  liEjgteu^  Die  Zjgiten  der  Vergewaltigung  dei:  Kifpi^e 
waren  immßr.  apcL  Zelten  des  Verfalls  und  der  socialeisi.  Zerjruttung 
der  Sta^tei^  ^ ,  sowie  <  ^i^wted^uin  ^  ;|Bne  Per^od^u  |ur  .di^  Staaten,  die 
gläjU^emtet^»  .und  gläcklic|istei|  waren,  |n  depefi  die  Kirßh^e  das 
grösste  ]\fiiss^er  ,Frähßit.,uiid  die  .^^  von 

Seiten ,  der,  weltlieheu-  Herisscher  fwi*  Unter  deu  der  Kircbe  ram 
treuesteu  .ergehefqeu  Kaisern  gelaugte  das^jl^l.  r wische  .Bejchjrtzur 
höchsten  Blüthe*  Diese  Erscheinung  darf  nicht  auflfallen.  Wafiiisiae 
Natieu  w^brluit^  ^gro^p  njad  mächtig  ^»a«ht,  ist  d^r  innere  Gßii^t,  der 
sie  b^sffielt,:  W(^,  di?.-ß.^igiiM»t  nicht  ihr^q  bel^bendpnHftUcbrhi»- 
*^*gt»  w|ffi,de?*  ö(öist ^ eines  Vi(|lkes  i«  kalte»  Jplgoismttß^  i»  widriger 
Hab^öcht  .^nd7gewis§fti?JtQspn  .  !^^  .Nuv.dÄ^  BritgiOÄ 

vennag  die  M6^)3ch$]i  #ias  diesen  ]^iedQru)igeH: .  >em|k^*zubeb^u  «^  sie 
durphr  Uehei  upfrpfi  sißt^  uq4  pit  G^tt  zu  eifter.tgrass^u  Ji'^Me  zu 
verbinden  und  4tt?pbvPpfe?siip.zu.gr<>ßsei>  Thateu^u^  b^^gen.  Nua 
aber  wird  die  Religion  nur  bei  jenen  Völkern  wahrhaft  blühen, -iwo 
die  von  öptt  /5Ä  ihrer  Pflege  eingesetzte  und  mit  allen  Gnadenmit- 
teln ausgerüstete  Gesellschaft,  die  katholische  Kirche,  frei  und  un- 
gehemmt sich  bewegen  und  ihre  Thätigkeit  entfalten  kann.    Die 
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Freiheit  ist  die  Lebenslafk  der  Kirche.  Diese  Lehre  st^ht  mit  Pfam- 
menÄogen  in  der  Kirchengeachichte  verzeichnet  und  wir  sind-  drtn 
geehrten  Verfasser  aufrichtig  dahkbar  dafftr,  dass  er  mk  dieselbe 
darch  sein  gelehrtes  und  geistreiches  Werte  so  überzeugend  zum  Be- 
wusstseiu  gebracht  hat.  In  der  »SocialpoHtikt  haben  wir  in  der 
Tiiat  eine  vorzügliche  Apologie  der  Kirche  vom  historischen  SCand«^ 
punkte  vor  uns.  Ja  wir  möchten  sie  eine  Art  PhUosrfphie  der 
Kircbengesehichte  nennen,  insofern  sie  die  in  der  KirchengescMcfate 
enthaltenden  socialpolitischen  Lehren  zusammenfasst  und  an  der  tland 
der  Hiatsachen  nachweist.  Um  hier  nur  auf  eines  äufiöferitsam  zu 
machen,  so  hebt  H.  Albertus  niit  gutem  Grunde  hachdrücVücb  her- 
vor, dass  die  grossartige  corporatlve  Organisation,  welche  die  Gesell* 
Schaft  im  Mittelalter  auszeichnete  und  ihr  so  dauernden  Halt  ver- 
lieh, vor  Allem  ein  Werk  der  Kirche  ist,  sich  ntrtler  ihrem  Bättflööse 
spontan  an?  dem  Innern  der  Gesellschaft  selbst  allmfthfich'  entwickelte 
and  ihr  nicht  von  Anssen  durch  den  Staat  aufgedi^ngt  Wurde.  I3s 
ist  das  eine  überaus  wichtige  Lehre  ttr  die  Gegenwart,  deren  Be*- 
achtung  den  Socialpolitikern  nicht  genug  en^pfohlen  i^erden  kann. 
Wir  sind  gewiss  weit  entfernt,  die  Mithilfe  der  Staatsgewalt  zur  dö-» 
cialen  Reorganisation  abweisen  zu  wollen;  aber  glaube  man  doch 
nicht  durch  ein  Paar  Gesetzesparagraphen  die  ganze  Gesellschaft; 
neu  gestalten  und  dauernd  beglücken  zu  können.  Zur  socialen  Re- 
form gehört  vor  allem  als  nothwendige  Vorbedingung  und  Örundtage 
die  Neubel^ung  der  Volksgeister  durch  wahre  Beligiösftit  und 
Biederkeit.  U^d  wie  kann  man  diese  Neubelebung  erwarten,  wenn 
man  jene  Anstalt  planmässig  niederhält,  von  der  allein  si^  ta  hoffen^ 
ist.  Auch  vom  Standpunkt  einer  gesunden  volkswirthscdaftfichen 
Politik  müssen  wir  desshälb  dringend  die  Beseitigung  des  deutschen 
Cultnrkampfes  und  damit  die  volle  Freiheit  der  katholiaehen  Elt^e 
verlangen.  . . 

Doch  wir  wollen  hier  nicht  alle  die  nützHehen  Lebten  r  welche 
uns  das  treffliche  Werk  des  U.  Albertus  entweder  ausdrücklich  vor- 
legt  oder  wenigstens  anregt ,  durchgehen.  Wir  mötchten  d^n  Leser 
nur  bestimmen,  es  selbst  zur  Hand  zu  nehmen.  Wir  sind  gewiss, 
er  wird  von  der  aufmerksamen  Durehlesung;  dieser  immerhin  mne 
so  staunenswerthe  Belesenheit  bekundenden  und  dabei*  vom  w&ntisten 
katholischen  Hauehe  getragenen  Buches  den  rdich^t^n  Lbhli  heim- 
tragen. .        -  ■  < 

Dr.  Ignasf  Tarnowshl, 
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:'■'  'ftoSnglfodeVf  derzeit #?aogelisüb0rPjas(<>r  in  Peter^t^firg^  hat 
69  aftteropmmeni;d(iiA;h^0ikie  ausföhrH^^e  LebeQsd'at^Uuog  ddm 
SUfnerkteniienteii  Ladki  ^in^  QehkmßX-  z&  sets^Qv  Im  StSdtcbßn  üask 
des  K(Hitgsrei€to  Pjolsn  gebocen  1499  wi^rde  J0batin6$  aiii  Hofe  seines 
Oheims^:  de»  En^sebQfe«^  y^q  Gn^eiii  er^igen^  iiza  geiimrfwHteixti  Aäs^ 
bildttfig  na^b  Bom  Qiid  Balogoft  gepeadeli,,  }S21  Z4|ju  Priester  g&- 
weiM;  t&eh  u^elU'j&hrigeiQi  ini^gfea  ,VerMir  .okiii  bervoitrig^nden  Let- 
tern der  ^f(H:'mat.ioD  .M.  Iiaski.1589  v/^a  i^v  kathalisehe»  Kircha 
ab, ;  beitathete,  wirkte.  (ils<],a&p  •  wäbr^nd  des  Zeitmames  von  achtzebn 
Jahren  für  idie  Vei^btieitung"  uad  BefestigjUDg  des  Protest^mtiamus  ixh 
Qstfrieslattd,  di^ra^  inf  SogJ^&d  (\m*  Lo^dpn),  Dtäuemi^-uud  ver- 
scbii^denen»  StäGUen  -^orddeioischlands  t  endlieh,  «in  seinem  üeirnttU^ 
lande  I  Polan,  wo  er  1^60  ifeini  Lehea  beschless«  Die  Lebensgeschiehte 
Laski's  1)iete|  in  ^mi  Dingim  eine  frappante  Adhaliohkeit  mit  emeaa 
andern,  fiefedrmater ,  Anies- Clemenias ,  eowobl  ivias  die  Strenge  der 
Kijrche^jsn^ht  bei/rMB^^ .  weleba  beide  Mämer  thaikx&ftig  ansträbteB, 
ale  audli  mit  ßäckeiebt  afiC  ihre  3chieksal6r  indem  sowtrhl  Arnos  als 
Laedd  nntor  den  m&pa^Mtigsten  Besobw^rden  in  freisdea  Ländern 
ihre  Wirikesinkeiii  zu  entfaltea  hatten.  Wa$;ikiin  die  vorüegesde 
Moaegrapbie iMibelaugt^  so  istdie«  Abfäebt ,  das  Andenken^  vnnt  bet^- 
vonragendeu  Feisfinliebkeiteo  der  Nachwelt  zu  .äbei^fem,  gewiss 
eine  lobensweEthe  za,  nenae»  uQd  ist  von  diesem  Stamdpunkte  aas 
nicht  die  geringake  j^iswendung  dagegen  zu  erheben,  wenn  lißkiner, 
welchei6rdie'8<ig,^efa>x3natioB  des  16,.Jahrhaiidlrts  insbesondere  thätig 
waren,  von  ihren  3toiib<»Q6rgenosseniit  gebührender  Weise  gewftrdiget 
werden.  I)oob  wie.  oft  müssen  wir  die  Eischeianng  beklagen , -dass 
protestantische  Schriftstoller  glanben ,  ihre  Heroen  nicht  anders 
glänzend  i>ele^Q}iten<s^  kdonen,;  ais  indem,  sie  dabei  ^ie  katholische 
Kirche^  iii  Sehatiten  stelten,  mit  Sehmätmegenf  ^nd  YorwCirfen  ober** 
häufen.  Leider  büdeit^in  bc^ag^  Hissiiihi^  aach  gegenwärtige  Schrift 
keine  Auscii^hmia;  dieselbe  ist  vom  exqlusiv  protesiianti$(dsMi&  Partei^ 
stendpuukte  verfasse  und:  veiinissen  wir  in  derselben  an  sehr  vielea 
Stellen  diejeiage  ßahf  ^lOind  leidenschaftslose  ObjeotivitÜi,  welche  tlie 
Hanpteigensqb^ft ,  eioeif  jeden  uopacteiisohen  Biogra{>ben  und  Hister 
rikers  überhaupt  bilden  soll.  Wir  verweisen  beispielshalber  nur  auf 
S.  IX.  X,  IQ,  AI-  18.  25. '33.  79,  196-^196.  275.  353.  414.  494, 
517.  Die  Juden  sollen  von  Rom  bedrängt  worden  sein  (S.  Vi);  es 
dürfte  schwer  halten,   diese  Behauptung  zu  beweisen.     Dasd  die 
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Katfaoiikciii  im  Jahre  1548  m  Englai^d  \)der  1870  in  Fraokmob  sich 
mit  ä^  Pfene  befAdst  h^t^ti y  durch  idfieiH^  Kkider .die  Seuche 
unter  die  Feinde  einäuschtnuggeln  (S.  S35)r^>deT  dbas.  »in  ritoiächer 
Fällst :  Karl  Y.  den  ][)oldiscbeb  KOfiigSigisfiiänd.  aufgefordert 
habe,  ]iirottetaiiti»che  Fär«ieii  odet  a&dere  Adeiige  hiiiri0hte&'  zu 
läsaeh  (S:  518^  ^  diesg'irird  do<A/ der  Hv  Verfiteaer  nicht  im  Ernste 
g^Iaubt  babffli^  :8oIl«^  er  wkkliöW  derartige  -Nuilrhridrten  Ar  haare 
Mönze  atMebineti^  dann  '^irftve  unsi^r  Bespeci  vor  der  Criticijat  des 
Historikers -Dalton  in  gewaltigem  Massä  erschüttert«  nüd  nnfissten  wir 
nur  laufsi  tiefste  bedauern,  >  ^a^s  ief  Verßtssefr  4inter4enl77  Werken, 
die  er  benutzte',  keine  sorgfältigere  Auswahl  tri  treff^h  wusste! 
Uebrigiens  hätte^  derselbe  von  den  cititten  Werkle  dann  aiid  wann 
eine '  neuere 'Ausgabe  anstatt  der  älteren  betiüiä^  sollet)  r  sd  ist 
iS(m$^y>  Güesehiehte  des  römischen  R^htes  i^  Mittelalter  vorn^  jähre' 
18tö  aiQ^faiiFtr während  eine  zweite  vermehrte  Anflage  des  Werkes 
1884 — 1857  i  erschienen  isti  Ausserdem  kd^nen  wir  nidhib  un^in 
hervorzuheben^  dass  ungeachtet  des  mchen  Q^ieU^nmatetisIls  dennoch' 
vom  Verfasser  luif  Qrund  uasteherer  Ptihnissen,  blosser  Ver^uth&ngen 
gar  oft  ganz  bertimorte  Seblnssfolgerungen  aufgebaut^  werden,  >as 
uns  nicht  berechtigiet  erscfaeiät.  In  einer  Bezi^nng  'bietet' aber 
Dalton^s'  Bntfa  viel  Lehrreiches';  es  bringt  tiämßöh  s^ählreicbe,  -aber' 
dabm  ganz^  ^genthtimlicbe  Proben  jener  rühi^nden  Eikvheit  uüd 
ToieranZ)  welche  unter  4en  Neueren  des  16.  Jäh^hiindierrtsiherrschte; 
es  Hkdge  . hinreichen ,  auf  die  I^men  eines  We^fol  (S.' 467) Sund 
Verger  (522)  anstatt  vieler  andern  hingewiesen'  s^'  haben^  '> 
Prag.  IVot  Dr.i  Bo^i>v^: 

3.   Der  Begriff  der  Ka^kölioitM der KireheHmädes^G^ 

seiner  gesehichükhen  J&UmcMtmg  dctrgi^U  •vow  Ih:  Rud: 
SoedeTy  Assist*  im  bischößichen  Klenkalsimniaf*  au  Würaburg. 
Wür^burg  1881:    Leo  Wmi.    X  u.  SSl'S.    (8'M.)   ^      '      ! 
Es  Ist  dieses  die  üeberarbeitung  einet* 'Vöi^zehfii  J^hfen  von 
der  theoL  f  acultät  zu  Wärzbnrg  gekrönten  Bearbeitung  einet'  Preis- 
frage und  enthielt  eine  g^ndüche  dogmetifgeschichtliche  Bntwickhing 
des  BegriffiefiS  der  KaihoiiciMt  der  Kirche  nn(t  des  ;G4a^btos.    Die 
einschlägige  reichhaltige  Literatur  ist  altseitig  und  Sorgfältig  i  be- 
nntzt,  die  Darstellung  ist  im  Ganzen  klar  und  verständlitA:    Eine' 
Eiidevtung  bietet  eine  ges^icbtliohHs^rachtiche  Voruntersuchung  über 
Gesehiohte  des  neunten  Glaubensartikels  und  übe^Üife  Wortö»katho-' 
ligeh«  und  >S)exXi)ota.€    In  einem  ersten  Theil  wird  isödann  der  Plan 
der)  katholischen  Kirche  nach  der  h.  SehHftj  in  deinem  zweiten  Th^le 
das    patiistisehe    Zeitalter   vottt   2.  — 7.    Jahrhundert  Vänd   das 
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frfibere  und  srpätei'^  Mittelalter  mit  seinen  Zeugi^issen  dber  deft 
Kätlioli(!ftatsbegt!flf'  betrachtet  unch  damaüh  die  Neazeit  mit  ibreti 
kathöliddhen  •  Erklär uhgiän  des  Katholicit&tsbegriffes.  Iti'deni£f^%en 
AWfcüÄte  (anötutt,  was  woM  besser  gewesen  wtre,  in  eineraf  b^ 
seiideren,  neuen  Thwle)  werden  hiefranf  die  akaWwilischen  Erklärungen 
des  Kathoücitttsbegriffes  der  Kirehe ,  die  der  öriechen ,  Anglikan^t 
ttai  Pretestisttited  des  Feisttawleaf  erörtert.  Der  Verfasser  stellt  hiet^- 
airf"  die  Ergebnisse  seiner  dogmengescbichtlichen  Untersuchung  zu- 
sattttieü  (6.  19>2),  wobei  der  Punkt  3.  sofort  etwas  ^tsslicb^r  hätte 
ausgödröckt  werden  können,  obschon  später  (8.  210  ff.)  eine  nähere 
Eriäuterung  dieses  Punktes ,  nämlich  der  zeitlicheh  Allgemeinheit 
der  Kirche  folgt.  Der  dritte  Theil  der  Schrift  beschSftigt  sich  über- 
haupt mit  der  dogmattscben  Feststellung  des  Katholicitätsbegriffes 
und  zwar  zuerst  der  Katholicität  der  ffirehe  im  Allgemeinen  und 
sodann  der^  Katholicität  ab  Merkmal  der  Kirche.  Auäöer  dem  in- 
haltövevzeSchniss  ist  der  fleissigen  Schrift  auch  ein  Namen-  und 
Sacbregisfter  beigefQgt. 
4:   Kalendärium  manuale  täriusque  ecchsiae  orientalis  et  oecid&n- 

ialis  aeademiis  clerkofiMn  accomodtiiunt.  Auetore  Nicoiao  Nütes 

S.  J,  8.  theöl,  et.  cmu  Dottore  et  prof.  piM.  ord.   Tom.  11. 

OeHiponte  Typis  tt  sumptibus  FWc.  Rauch  18SL   XXXVlIet 

814  pp. 

üeber  den  eisten  Band  dieses  gediegenen,  sehr  beifitllig  aufge- 
nommenen und  vortrefflich  atisgestatteten  Werkes  s.  m.  Archiv 
Bd.  44.  S.  191.  Der  vorliegende  Bd.  2.  behandelt  die  beweglichen 
Feste  des  Kirchenjahre  unter  näherer  Darlegung  der  Eigenheiten 
und  Abwdbhungen  der  Tersdifedeuen  Eiten  und  mit  vielen  erl&a- 
tdrndet^  Bemerkungen.  *  In  dinem  Anhange  sind  noch  eine  Beihe 
wertb voller  und  interessanter  Abhandlungen  uud  Mittheilung  ent- 
halten, nämlich  über  das  Kalenderjahr  der  Armenier,  Kopten,  Syrer 
und  Chaldäer,  über  die  von  Leo  XIII.  1881  mit  Rücksicht  auf  die 
Syrer,  Chaldäer,  Melehiten,  Kopten,  Armenier  und  andere  Orientale 
ZU' Berytus  in  Syrien  errichtete  katholische  Universität,  über  die 
Unterrichtsanstalten  dar  Jesuiten  im  Orient.  Auch  die  Bulle  »Grande 
munusc  Leo*8  XIII.  über  das  Fest  dör  slavischen  Apostel  Gyrilhis 
und  Methodilic^  ist  in  dem  Anhange  mitgeth^lt,  unt^r  Beif&gung 
eimger  Acteastfi^^ke  über  den  kirchen  gesetzlich  erlaubten  Gebrauch 
der  slaviseben  Spraciie  in  gewissen  Kirchen  des  lateinischen  Ritus 
in  Oestenreicb^TFngam ,  über  die  heutige  Mischung  der  latetnischen 
und  slavischen  Sprachen  in  Dalmatien,  über  die  Sorgfalt  des  päpsfr* 
UeliM  Stohlel^  fOf  die  Aufrechtbaltung  der  orientriischen  Riten, 
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Angehängt  isi.  siu^h;eine  üeber^icht  der  umrteu  und  nicht  unirteo 
orientalische^  QiOcesan  und  Pfarr-  und  fi^Iosterbeeirke  .in>  Oest^moh'- 
Un^am^fc.  Kurz  regtstrirt.(ia  einer . Anmerkiing  S«  696)  die.  g^p  die 
erwätot^  BuUe  Leo^^s  XUL  von  den  Dalmatiner  grlecl)i8eh-oi:ienta]i* 
sehe^  Bisji^öfen  Petranoviö  nod  Kneze^iö  gerichteten ,  blps  aUe  oft 
widerlegte;  Angriffe  und  Scbmäh.uugeii  enthaltenden  ßrla^^ei  90wie 
aH6h'  die  als>  obtjectiv,  gerühmte  Erwiederong  katboliacberseits  von 
Or.  Antjoa.F^iaDkl.  Mit  Bedauern  wird  ferner  erwähnte  das»  aneh 
der  prieBtaliacbe  Metropolit  von  Nicomedien  Philothsus  VrjeaniuSi 
ein  bevvorjageudes  Mitglied  der  h.:  Synode  des  Pairiarc^eo  von  iCon- 
stauitinopeU  auläsalich  der  erwähnten  Bulle  Leo V  XIU.  die  Be^ 
haußjbungen^aiger  Neueren  wiederholte,,  da^s  der  b.  Petrus jaicbt 
Bi9ßho£  von  B.om  gewesen  sei  und  dassdie  Lehre  vom,  Prin^ateder 
iiöBiiscbQn .  Kinehe  erst  späteren  Urspruugs  sei.  Obsohoi;i  dies^  Irr- 
thupuer  schou:  in  tausend  katbolisch^iii  Schriften  des :  Abendlandes 
widerlegt  srsd ,  ersaheint  es  doch  bemerkenswerth »  dass  auQb  anter 
den  Griechen  selbst  jene  Behauptungen  von  Nettem,,  wenn- auob  nicbt 
mit  neuen  Oründenwiderlegt  worden  siad,  und  zum  Schluss  theilt  Prof. 
Nifles  in  griechischer  Sprache  drei  Artikel  des  griechischen  Blattes 
»'Avaxe^wig«  vom  Jahre  1881  mit»  worin  von  dem  Diacpnen  Isaias 
Pappadopulos  die  Behaupiiungeu  des  Metropoliten  Philotbeos  ein- 
gehend widerlegt  werden.  ^  . 

Die  iwichtigeren  «um  eigmitlichei)  Tbema;  des  Werk  es. gehören- 
den griechischen  Actenstücke  sind  auch  in  nebeastebeude^ .  lateini* 
scher  üebersetzung .  wiedergegeben ;  bei  den  einzelnen  Festen  sind 
stets .  auch  die  Bezeicboungen  der  verschiedenen  Völker  des  Orients 
angegeben;  aber  der  Spracbfors^^r  kann  uberlmapt  di^  manniigfal- 
tigsten  Stadien  in  den  orientaUs(^hen  Sprachen,  aameatUcbiaucb  an 
verschiedenen  im/arabischen  unpl  syrische^:  T^te  mitgftheilten  Aioten«' 
stücken  machen.  <.  .  :  * 

Dem  vorliegjenden  zweiten  Band  ^ist  eia  aus^ulirlicbe^  Genemi- 
regiater  zu  Band  1.  und  2.  dies  Werkes  beigefügt,!/    ,  . : 

Ein  Sapplementsbaad  soll  noch  folgen»  welclier  a,ap3er  mej^r^en 
für  veriQrea  gehaltenea  Schriften  über  die  Union,  iBGjbesQndere  viele 
Dotcumente  über  die  Geschichte  des  rnmänischan,  i-uthenisehen^sei^bi- 
sehen  und  armenischen  Bitus  in  Oesterreich-Üngarn  mitthcaleii.  wird, 

V^n  melureren  jßruheren.  Schriften  des  ^f^n  Prof.  Nilles  siM 
nach  einer  Anzeige  auf  dem  letzten.  Blatte  des  vorUege^ea  ^^ucbeci 
neue  Auflagen  im  Erscheinen  b^riffea,  darunter;  aa^  eine  dritte 
Auflage  der  Abbandli|ng,  welcbe  diC:  zur  Zeit  in,  Paßsau  und 
Mttocben  praktisch  gewordene,  jets^  m  Born  aablngig  gemachte 
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Frage  de  libertate  clericorum  (etiam  invitis  episcopis)  statam  reli* 
giosuin  :iuscipiendi  ausführlich  behandelt. 
5.   Ju$  primae'  noctis.    Eine  geschichüiche  üntersuehwig  vmi  Dr. 

Karl  Schmidt^  OberUmdesgeriehtsrath  zu  Colmar  i.  E.    tVei- 

bürg  L  Ä,  Herder,  1881.  XLIII  u.  397  S. 
Das  Archiv  brachte  bereits  Ina  Bd.  40;  S.  2(>6  ff.  eine  m^ 
teressante  Abhandlung  desselben  Verfass^s  über  die  »StreitigkeiteB 
zwischen  den  Bewohnern  der  Städte  Amiens  und  AbbeviUe  und  dem 
Bischof  von  Amiens  über  das  Beeht  der  ersten  Nacht^  vor  dem  Par- 
lament zu  Paris.«  Auch  registrirten  wir  im  Archiv  Bd.  43.S.  171  f. 
eine  Abhandlung  des  Herrn  Dr.  Schmidt  in  dem  Archiv  für  Anthro* 
pologie  Bd.  12,  S.  265  fi.  über  das  Thema  seiner  vorliegenden  Schrift 
als  Entgegnung  gegen  eine  Abhandlung  von  Ktdiseker  in  derselben 
Zeitschrift.,  Wir  glauben .  kaum ,  dass  je  ein  einzelnes  Thema  mit 
grosserer  Gelehrsamkeit  und  Sorgfalt,  mit  solchem  Aufwände  voa 
urkundlichen  Nachrichten  und  unter  einer  so  vielseitigen  Benutzung 
von  Literatur  aus.  allen  Ländern  und  fast  aller  Sprachen  der  Welt 
untersucht  und  klargestellt  worden  ist,  als  wie  in  der  vorliegendea 
Schrift,  Dabei  befleissigt  sieh  der  Verfasser  der  größten  ObjectiviiU* 
Er  schildert,  zuerst  die  verschiedenen  und  einander  selbst  vietfach 
widersprechenden  modernen  Theorien  über  das  jus  primae  noctis  und 
die  dafür  vorgebrachten  Gründe,  prüft  sodann  die  einzelnen  Nach- 
richten über  das  jus  primae  noctis  au^  dem  Alterthum,  dem  Mittel* 
alter wUßd  der  Neuzeit  und  stellt  dann  in  einem  Rückblick  die  Gründe 
für  dtas  von  ihm  gewonnene  Besultat  zusammen. 

Das  Ergebniss  der  so  umfassenden,  gruadlichen  Untersuchungen 
ist  (vgl  S..379):  »dass  die  Sage  von  einem  jus  primae  noctis  in  der 
heute  bekai^nten  Bedeutui^  dieses  Ausdruckes  sich  gegen  Ausgang  des 
fünfzehnten  oder  Anfang  des  ^leehs^ehnt^n  Jahrhunderts  aasgebildet 
hat.  Zur  Entwicklung  dieser  modernen  Sage  kann  gedient  haben; 
eratenp  die  Verbneitimg  älterer  Sagen  über  einige  Tyrannen  des  Alter- 
thums,  die  ihre  Gewaltthätigkeiten  bis  zu  einer  gewohaheitsmässigen 
Schändung  der  Bräute  ausdehnten ,  dafür  jedoch  die  gerechte  Strafe 
fanden ;  die  Verbreitung  der  Reiseberichte  über  einige  Ydlkerecbaften 
verschiedener  WelttheUe,  von  denen  man  erzählte,  dass  ihre  Jung- 
frauen voB.  oder  bei  der  Heirath  einem  Priester  zur  Defloration  über- 
geben oder  dem  Häuptling  zur  vorgängigen  Geschlechtegemein- 
schaft  angeboten  würden;  drittens  die  Unkenntniss  über  die  geschicht- 
liche Entwicklung  d^jenigen  Hörigkeitsverhältnisse ,  aus  denen  das 
Recht  der  Grundherren  auf  Heirathsabgabeu  der  Hörigen  entstanden 
war.   Die  seit  dem  sechszehnten  Jahrhundert  verbreitete  Vorsteilong, 
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das»  im  primae  noctis  habe  iti  alten  heidnischen  Zeitren  bestanden 
und  sei  in  christlicher  Zeit  abgelöst  worden ,  rerwandelte*  sich  all- 
mählich  in  die  Lehre,  dass  jenes  empörende  Recht  im  historischen 
Mittelalter  in  den  meisten  oder  in  allen  enropäischen  Ländern  ge- 
herrscht habe.  Insrofern,  als  diese  Lehre,  ohne  eine  Ernstliche  Prüfung 
der  Beweisgründe,  von  modernen  Gelehrten  festgehalten  und  verbreitet 
wird,  kennzeichnet  sich  dieselbe  als  ein  gelehrter  Aberglaube.c 

Dr.  Sehttiidt  hat-  bei  seiner  Arbeit  an  600  Druckwerke  und 
beinahe  500  Urkunden  benutzt  und  auch  noch  die  Belehrungen  von 
mehr  als  30  Fachgelehrten  aus  den  verschiedensten  Ländern  einge- 
holt P.  XXII — XLIIL  gibt  er  ein  alphabetisches  Verzeifehniss  der 
TUiel  der«  benutzten  Bücher  mit  Angabe  der  Lebenszeit  ihrer  Ver- 
ha^&t.  Seite  881  f.  findet  sich  ein  Urkundenregister  und  383— 397 
ein  Namen-  und  Sachregister.  Mit  vollem  Bechte  durfte  der  Ver- 
fasser in  der  Vorrede  (p.  IV.)  sagen,  die  Fälle  des  benutzten  Ma- 
terials scheine  ihm  eine  ausreichende  Gewähr  dafür  zu  bieten ,  dass 
eine  weitere  Forschung  schwerlich  zur  Erschütteimng  de»  Schliiss- 
ergebnisses,  sondern  nur  zur  etwaigen  Berichtiguhg  von  Einzelheiten 
führen  würde.  Jedoch  wendet  er  sich  zugleich  (p.  V  f.)  unter  Auf- 
führang  der  einzelnen  Namen  an  alle  die  Gelehrten  der  verschiedenen 
Länd^  der  Gegenwart,  deren  Lehren  oder  Meinungen  bezüglich  des 
jus  xnrimae  noctis  von  ihm  bekämpft  sind,  mit  der  dringenden  Bitte, 
um  strenge  Prüfung  der  beiderseitigen  Ansicht  unter  Berücksichtigung 
des  in  dem  vorliegenden  Werke  nunmehr  vorgebrachten-  Materials. 
Die  Gründlichkeit  und  Vielseitigkeit  der  Untersuchungen  brachte  es 
mit  sich,  dass  der  Verfasser  sich  auch  ausführiich  über  verschiedene 
andere  Punkte  aus  dem  Eherechte  der  verschiedenen  Völker  und 
Staaten  idler  Welttheile  aus  der  alten,  mittleren  und  neueren  Z^it 
verbreitete  und  so  überhaupt  ein  werthvoUes  Stück  intetnationaler 
Biechtsgesebicfate  lieferte.  So  finden  wir  namentlich  eine  sehr  ein«* 
gehende  Darstellung  der  Heirathsabgaben  (S.  64—162),  ebenso  eine 
Erörterung  dw  da  und  dort  vorgekommenen  erbrechtlichen  Vorzüge 
des  zweiten  oder  jüngsten  Sohnes  oder  des  Schwestersohnes  (S.  24—86). 
6»  Beüue  cathölique  des  insiUutions  et  du  droit  par  une  societS  de 
jurisconsultes.  IX.  ÄnnSe  1881.  Paris,  Oudin  freres,  Orenohle, 
Baredier  et  Dardalet. 

Ein  Verein  französischer  Juristen  lässt  seit  neun  Jahren  eine 
Monatsschrift  erscheinen,  in  welcher  überhaupt  juristische  Fragen 
and  Literatur  erörtert  und  mitgetheilt,  insbesondere  aber  die 
brennenden  staatskirchlichen  Fragen  Frankreichs  und  mitunter  auch 
anderer  Länder  besprochen  werden.    An  der  Spitze  des  Bedactious- 
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amtnü^  dteht  d^r  aueh  im  Vatholiärcfaeti  DeateOhland  w\)blbe%aiifite 
Aivo^al  vohT  Appellhof  zu  Lyon ,  Lacien  Brün.  -  ünW  d^-mebr 
oder  v^eiiig^v  Mch  kii^eheü^ebhUieb^  hü  Betracht  komitj^deit' Atihätt'd- 
lung€fn  erwähnen  wir  aus  dem  Jahrgang  1881  tilgende  r  JSi^H 
Beatme  f  L'ertseignettienfc  du  droit  romaiti  et  la^  papautö  (1—41); 
A,  Gkwouyere,  Note  sar  Farröt  du  tribunal  des  eonflits  dahsl^affäitd 
das  p^es  Jö:mites  de  Lille  (41 — 54);  A,  Trouillaf-d ,  Iti^  pnm^e^ 
de  ia  ßöpartttien  des  pciavoirs  et  rinstitütion  desf 'eonffife  (^¥^76; 
161—175);  G.D.,  ün  mot  sur  la  propriet^  ecclesiastique  (TU— 115); 
Ch.  de  Lajuäie^  Des  procfes  contre  les  cadavres  ou  contre  lä  memoire 
des  d^fants  dans  Tancien  droit  franjais  (125— 152);  Gustave  Thery^ 
L'amendement  bHsson,  impdt  sar  le  associations  religieuBes  et  aiilres 
(22&-^245)5  Gilbert  B(meatid;  Le  clergö  et  le  sefvice  taHitäire 
(258-269);  C.  D^jardins,  De^  artieles  organiques  (297-318; 
104—125);  Daniel  Touzaud^  Des  Mens  des  congregationö  religieuscs 
noft  autoris^es  (318— ^889);  Charles  Auzias-Turenne ^  L*!nterdictioiii 
des  pröcessieüs  (419—429);  '  Be  Ltxttaiffnant ,  Des  pr^tendus  droits 
de  ^e'tät  mv  les  biens  des  OongrÄgations  Migieuses  (^2f9— 441); 
Ch.  De  Lc^udie  L'ögBse  chr^tiönne  et  Tesclavage  dans  I'empire  ro- 
main  (35—62).  Die  Abhandlungen  zelcbnen  sich  durchweg  durch 
ge^nttte  und  streng  wissenschaftliche  Darstellung  aus. 

An  den  Tagen  vom  30.,  31.  August  und  l.  September  1881 
fahd  iu  Lyon  «lue  Versamtolüng  katholischer  Juristen  statt,' auf 
welcher  tnan'fiber  die  brennenden  staatskirchlicheh  Fragen  Prank- 
reichs und  der  übrigen  Länder  verhandelte.  Die  dort  gehaltenen 
Vorträge  sind  imi  Oötöber'-,  Ifoveniber*  und  Decemberhefte  der  Zeit- 
schrift mitgetheilt,  aber  auch  als  besonderes  Werk  (für  2^2  fr-  z« 
beliehen  ton*  öfendfete,  bureaut  de  la  Revue  catholique  Öes  insti- 
tutions  et  dtr  drt^it,  Orand*  rue  4,  Pari»,  Oudin,  öditeur,  riie  Bbna- 
parte  51;  hyon,  Bfiäaif\  libraire,  avönue  de  rärchevSchö).  Die  uns 
bis  jetzt  vorliegenden  Hefte  der  Zeitschrift  vom  October  und  No- 
vember' bringefi  ausser  einem  karren  Bericht  über  den  Verlauf  der 
zaklrdch  besuchten  Versammlung,  die  Eröffnungsrede  des  Vorsitzen- 
den, des  erw^ähnten  Herrn  Senator  Lucien  Brun  nni  die  Vorträge 
von  Söhinet'de  CUry  sur  la  Franc-Mafonherie  et  le  caractefe  in- 
ternational que  preüd  la  persöcntion ;  Claudio  Jannet  sur  le  carac- 
töre  particulier  que  la  pere^etttion  universell  revßt  dans  les  diflKrents 
pays;  Bresson  stir  la  pers^ctition  fiscale;  de  Kernaeret  sur  Us  deux 
soci^tös;  FabbÄ  OAire,  sur  T^glise  et  Wtat;  G.  Therff  mr  lä  Situa- 
tion juridique  de  l'e'glise  dans  les  principaux  pays ;  B.  P.  Bamih-e 
sur  les  libert^s  de  T^glise,  au  point  de  vue  de  la  missioti  et  des 
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in%ets  de  l'etat;  Brac  de  la  Perüre  snr  la  Ul;^rt4  du  gou^erpement 
de  r^gUse;  Pület  sur  les  droits  de  l'eglise  da.&9  raU(96JgQ^eiifit> 
Eine  erschöpfende  Erörterung  der  genaonteaskaatskU/eblicbeU' Fragen 
darf  man  freilich  in  jenen  Vortrilgen  nicht,  suchen  i  Bib^x  diesielli^a 
bieten  docb  im  Ganzen  ein  treffendes  3ild  der  kirchenpolitiacbeA 
Verhältnisse,  d^  Gegenwart,  welche  auch  aus^erbajib  Frankreichs  i|i 
katholischen  Kreisen  vielfaches  Interesse  Jändm  wird.  Wii;  Tfiederboleq 
desshalb,  dass  unter  dem  Titel:  »L'^glise  et  T^tat,  ja  l^t^  la.doc^ 
tripe  compte  rendu  du  congrea  de  juris  consultes  catholiqueB.tenn  k 
Lyon  les  30,  31  acut  et  1,  sept.  1881«  ein  Seiparatabdru^k  jenßr  Ye^- 
handlangen  erschienen  ist  Ebenso  ersdbienen  auch  voq  zyvei  vortireffr 
lieberen,,  freilich  nicht  canonistischen  Abbandlung^n  des  Adyoqat- 
Anwalt  Dr.  Just  de  Bmnon  des  Jahrg.  1881  der  in  Bede  ^henden 
Bavue  catholique  besondere  Abdrucke.  Es  ^ind  .dieses  die  beiden 
gut  geschriebenen,  eine  für  einen  Frai^osen  erstaunliche^  Vertrautheit 
mit  den  ataatsrechtlichen  und  socialen  Verbältnissen  in  Deut3icbland 
und  Oestttieicfa  bekundenden  Schriften  des  genannten  Verfassers : 

7.  Les .  üssembiees  pciitiques  en  AUemagne.  Paris,  Sßciäe  hib^ 
Uagraphique  Paris^  rm  de  Grrene^le  .85.  ßrei^blef  J^a^^  (f 
JPardaiet.    1881.    154  pp^,  ,  . 

8.  Les  dasses  labmeuses  de  VMlemaffneßu  XV'  ßificle^  rEJj^flas. 
1881.    36. pp.  Venng.i 

9*  Ddama^  Tradatus  de  jmtüia  et  jwre  eip^  .Tridentij  typis 
jf.  B.  Manauri  editdris^  1881.  JEditio  alterOf  enigmdatq.  et  q^^^Oh, 
XII  et  296  pp^ 

Der  Inhalt  des  angezeigten  .Werkee  ist  derselbe,  wieierin  ähn- 
lichen gleichnamigen  Werken  vorzukommen  pflegt;  nqp  ist  d^sseilbe 
mehr  für  den  praktischen  Gebrauch  bestimn^t,  d^her  7w;jar  reichhaltig, 
aber  in  knapper  Form  verfasst,  indeip  das  ganze  Werk  nu^  296  Seiten 
enthält.  Delama  bespricht  im  ersten  Theile  sei^esWer^eg^di^  Prin* 
cipien  des  Rechtes  und  der  Gerechtigkeit  im  Allgemeinen,  uqd  im 
Einzelnen ,  im  zweiten  die  Verletzung .  der  Gerecbtigl^eit ,  im  i  dritten 
Theile  die  Wiederherstellung  des  verletzten.  Kechtes^  Alles  dieses  mi^t 
besonderer  Bucksicht  auf  das  österreichische  Civilrecbi  A^a  dem  Ge- 
biete der  Theologie  wählte  der .  Verfasser  zu  Gewährsmäwern.  die 
tüchtigsten  Autoren  älterer  und  neuerer  Ze^t,  unter  d^npn  dem 
hL  Alphons  die  hervorragendste  SteUuqg.  aingecäumt  wi^d.  >  Einer 
relativ  sehr  eingehenden  und  gründliehen  Besprechung  w\r4  die 
Wucberfrage  unterzogen;  D.  sucht  nämlich  folgende . Thesis  zu  be- 
weisen: »Praestatio  pecuniae,  attentis  peculiaribus  nostri  temporis  in 
re  oeconomica  adjunctis,  non  est  mutuum,  ideoque  lucrum  moderatum 
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inde  perceptam  non  est  usura.c  Nur  mit  Annahine  dieses  Satzes 
dürfte  sich  der  Conflict,  welcher  zwischen  der  gegenwärtigen  Praxis 
und  dem  alten  Zinsen  verbot  obwaltet,  moral  wissenschaftlich  ent- 
scheiden lassen. 

Noch  einige  Bemerkungen  wollen  wir  uns  erlauben.  Bei  der 
Frage  des  Eigenthurosrechtes  wäre  es  angezeigt  gewesen,  nicht  Mos 
die  Doctrin  des  crassen  Gommunismus,  sondern  auch  die  des  mo- 
dernen Socialismus  mit  seinem  Gesellschaftseigenthum  (Collectiveigen- 
thum)  zu  erwähnen ;  die  communistische  Doctrin  ist  ohnehin  zu  ab- 
surd, als  dass  sie  ernstliche  Vertreter  finden  könnte,  die  nämlich,  welche 
das  Eigenthum  schlechthin  und  in  jeder  Form  abschaffen  wollen  ;•  viel 
bestehender  ist  dagegen  die  ei  wähnte  Rigeuthumstheorie  des  modernen 
Socialismus.  Bezüglich  der  formlosen  Contracte  ist  Delama  der,  wie 
uns  scheint,  besser  begründeten  Ansicht,  dasp  dergleichen  Verträge 
vor  der  richterlichen  Sentenz  giltig  zu  betrachten  seien :  Probabilior 
et  in  praxi  tenenda  sententia,  hujusmodi  contractus  esse  validos, 
antequam  a  judice  irriti  declarentur,  quia  urget  obligatio  naturalis  ;€ 
aber  mit  Unrecht  beruft  er  sich  auf  den  hl.  Alphons  (4,  711),  der 
in  solchen  streitigen  Fällen  vielmehr  den  Besitzstand  als  massgebend 
betrachtet  nach  dem  Frincip:  »melior  est  conditio  possidentis;€  der 
Besitzstand  spricht  aber  nicht  immer  zu  Ounsten  des  Vertrages. 
Ebenso  unrichtig  ist  die  Berufung  auf  den  hl.  Kirchenlehrer  S.  278, 
wo  von  der  Restitution  in  Folge  eines  begangenen  Mordes  die  Rede 
ist  und  der  Verfasser  lehrt,  dass  der  tödtlich  Verwundete  die  Pflicht 
der  Restitution  an  die  hinterlassene  Familie  nicht  erlassen  könne. 
Der  hl.  Alphons  lehrt  aber  als  »communis  sententia«  das  Gegentheil 
(4,  630) ;  nur  unterscheidet  er  scharf  zwischen  Verzeihung  und  Re- 
stitutionserl^ssung :  »Facta  autem  remissione  injuriae,  non  intelligitnr 
facta  remissib  damnorum.c  Nicht  genügend  begründet  scheint  uns 
der  Unterschied  zu  sein,  den  Delama  S.  286  zwischen  der  Grund- 
Steuer  und  den  übrigen  Steuergattungen  macht,  wenn  er  von  der 
ersteren  behauptet,  dass  dieselbe  ganz  sicher  im  Gewissen  verpflichtet, 
bezüglich  der  andern  Arten  aber  die  Probabilität  einer  »lex  mere 
poenalis«  zulässt,  obschon  er  auch  hier  das  Gegentheil  wahrschein- 
licher hält.  Da  übrigens  Delama*s  Werk  im  Allgemeinen  zur 
Orientirung  und  Entscheidung  schwieriger  Fälle  auf  dem  Gebiete  des 
Rechtslebens  recht  brauchbar  ist,  kann  es  den  Beichtvätern  und  Seel- 
sorgern gute  Dienste  leisten  und  daher  auch  bestens  empfohlen  werden. 

Dr.  Benedict  WdUer. 
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Hantfschrtftifoh-kritische  Untersuchungen  Ober  eine  Gruppe 

von  Briefen  Papst  NicotaUs  1. 

:,..'••■,'..  '  ^  -    •   •        -       .....        ■      ' 

Von  Dr.  Ma:^  iSdra^ek  zu  Breslau.  .  , 

Ifihatt: 

.  Vorbftmepkilng.   «  ■       ;       .      i.     ■  . 

§.  1.    Dex  erste  Brief  P.  JNicolaua  L  an  Eirzbischof.  Kisrl*  voq  TArnnt  (J€tff^ 
Nr.  2045).  —  Die  H^odscbriftep, 

A.  Die  Handschriften  der  kürzeren  Recension. 

B.  Die   Handschriften   der   längeren    Becension    nebst    fünf  Re- 
sponsibtien  an  Bischof  Salonlo  voii  Constani. 

§.  2.    FortaetEung.  •—  ütieehtheH  und  Tendenz  des  Brie^       ' 

§.  3;    Der  z weilte  ;B»iefP.  Nienkus  .1.  an  Eraibiscbof  •  Karl  Ton  Main»  ( Jw/f*^ 

Nr.  2046).  —  Die  Handschriften..        .  .... 

§.  4.    Fortsetzung.  —  Unechtheit  und  Tendenz  des  Briefes. 

§.  5.    Zeit  der  Abfassung  beider  Fälschungen.  —  Verhältniss  der  beiden   Re- 

censionen  des  ersten  Briefes  zu  einander  und  ium  «weiten  Briefe.  ' 
§.  6.    Sin  Brief  Nicoi&us  I.  an  Ersbischof  Liatbert  tod   Mainz,  der-  vorigen 

.Fälschungeii  Nachbüd.  •  ! 

§.  7..    Der  Brief  Nicolaus  I.  an  Bischof  Ratpid  von  Strassburg  (Ja/ff  Nr.  21^)9), 

der  drei  Fälschungen  Rückhalt.. 

üöterstötzt ' duVch  ein  Stipendium,  welfehes- mircläsl  königlich 
preuss..  Odltusmini'ste'riutn  auö  dem  StaatshaushaUspcateff  fflr  »Privat- 
Docenten  and  ändere,  j-angere,  für  die  ünlveMtä/tslanfbahn  Voraus- 
sichtlich  geeignete  Gelehrte«  auf  Vermittlung  der  kath.  theol.  Fac«iltät 
Breslaus  verliehen  hat,  habe  ich  vorzüglich,  WöÄn  auch  fiicht  aus- 
scMiesslich ,  für  die  mir  von  mwnem  verehrten  Lehrer  Pf ofessor 
Dr.  i^oewwwer  überkommene  Aufgabe,  eine  Monographie  über  den 
Pontifioat  des-  ersten  Nicolaus  vorzubereiten,  im^  Sommer-Senaester 
1881  die  Handschriften  der  Bibliotheken  zu  Wien,  BCtdapest,  Klöster- 
neuburg,  Göttweig,  Melk,  St.  Florian,  Eremsraünster,  Larabach, 
Admont,  Salzburg  und  München  ausgebeutet  /  Nachrichten  über  die 
wichtigeren  Bibliotheken  der  ungarischen  Monarchie  von  dem  Qeneral- 
secretär  der  k.  ung.  Academie  der  Wissenschaften,  Herrn  tr.  JPrötnoi 
in  Budapest  erhalten,  über  andere  (z:  B.  Bibliothek  und  Archiv  von 
St.  Martinsberg)  brieflich  Mittheilungen  erbeten.  Ihdem  ich  über 
die  Ergebnisse  meiner  Reise  Rechenschaft  ablege,  kann  ich  gegen- 
wärtig dafür   nicht   mehr   die  Form  allgemeiner  und  kurzer  Nach- 
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richten  aber  die  Handschriften  der  genannten  Bibliotheken  wählen; 
denn  ein  Theil  derselben  besitzt  bereits  gedruckte  Gataloge,  welche 
in  vielen  Fällen  mehr  als  eine  vorläufige  Orientimng  zu  gewähren 
vermögen;  die  Beschreibung  der  Handschriften  anderer  ist  bereits 
in  Angrifi  genommen  und  wird  demnächst  dem  Druck  übergeben 
werden^);  endlich  bieten  die  Nachrichten  über  die  wiederholteüf 
nach  verschiedenen  Richtungen  hin  unternommenen  Explorationen  der 
genannten  Bibliotheken  Wegweiser  für  die  Erforschung  und  Kennt- 
niss  ihrer  Schätze ;  grade  die  Bekanntschaft  mit  den  letzt  genannten 
Hilfsmitteln  musste  die  Hoffnung  auf  Funde  grösserer  Bedeutung 
für  die  Papstgeschichte  schwinden  lassen.  Wenn  daher  Nachrichten 
über  Handschriften  der  Briefe  Nicolaus  I.  auf  Beachtung  Anspruch 
erheben  wollen ,  so  müssen  sie  mehr  als  die  blosse  Constatirung  des 
handschriftlichen  Besitzstandes  gewähren ;  sie  können  unter  den  ob- 
waltenden umstanden  nur  dann  an  Interesse  und  Bedeutung  gewin- 
nen, wenn  nicht  nur  neben  einer  fachmännischen,  genaueren  Inhalts- 
angabe als  sie  die  geläufigen  Hilfsmittel  bieten  das  für  die  Text- 
kritik der  Briefe  wichtige  Verhältniss  der  Handschriften  unter  ein- 
ander ergründet  wird,  sondern  auch  auf  Grund  der  bandschriftlicheD 
Untersuchungen  die  Fragen  nach  Echtheit  und  Chronologie  behandelt 
werden.  Indem  mich  diese  Ansichten  leiteten,  gestaltete  sich  aller- 
dings der  Reisebericht  zu  der  Form  wissenschaftlicher  Abhandlungen ; 
dennoch  wird  diese,  hoffe  ich,  fnr  zutreffend  erachtet  werden  können. 
Die -meisten  der  angeregten  Fragen  konnten  nämlich  zu  endgiltiger 
Lösung  geführt  werden,  da  grade  für  die  canonistisch  wichtigeren 
Briefe  die  untersuchten  Handschriften  genügendes  Substrat  bieten 
indem  die  ältesten  und  besten  zu  Grunde  gelegt  werden  konnten  und 
auch  fernere,  handschriftliche  Funde  für  diese  nach  Deutschland  ge- 
richteten Briefe  kaum  mehr  zu  rechnen  sein  dürfte. 


1)  Herr  Bibliothekar  Vincenz  Staufer  zu  Melk  wird  zum  700jährigen 
Jabiläam  seines  Stiftes  (a.  1889)  neben  einem  Catalog  der  Handschriften  ein 
bereits  fertig  gestelltes  ürkundenbuch  yeröffentlichen.  Bibliothekar  Hugo 
Schmid  zu  Eremsmünster  wird  den  Catalog,  von  welchem  bis  jetzt  drei  Hefte 
mit  einer  zu  ausfuhrlichen  Inhaltsangabe  der  besprochenen  HandschriHen  er- 
schienen ist,  rascher  beendigen,  nachdem  er  sich  zu  einer  Aenderung  des  bis- 
her befolgten  Planes  entschlossen  hat.  «Die  Handschriften  von  Lambach  wird 
P.  Pius  Schmieder,  welcher  in  nicht  zu  ferner  Zukunft  mit  dem  Drück  seiner 
Geschichte  des  Benedictinerordens  beginnen  will ,  beschreiben.  Der  Historie- 
graph  Admonts  in  Steiermark,  Bibliothekar  Jakob  Wichner,  ist  in  der  Be- 
schreibung der  Handschriften  seines  Stiftes  weit  vorgeschritten. 
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§,  1.    Der  erste  Brief  Nicolatis  L  an  Erzbischof  Karl  von  Mainz 

(Jaffe  2045).  —  Die  Handschriften. 

Nicht  blos  für  die  Darstellung  der  legislatorischen  Thätigkeit 
des  Papstes  würde  der  Brief  an  Erzbischof  Karl  von  Mainz  (Divi- 
norum  fulgentes  etc.)  als  Quelle  in  Betracht  kommen;  da  derselbe 
eine  Antwort  auf  synodale  Anfragen  zu  sein  vorgibt,  so  würde  er 
auch  für  die  Geschichte  deutscher  Concilien  zu  verwerthen  sein  und 
da  seine  disciplinaren  Vorschriften  in  die  meisten  Sammlungen  kirch- 
licher Rechtsquellen  vom  neunten  Jahrhundert  bis  auf  Gratian  Auf- 
nahme gefunden  haben,  so  muss  ihm  auch  einige  Bedeutung  für  die 
Geschichte  der  Quellen  des  canonischen  Rechts  zugesprochen  werden. 

Seine  handschriftliche  üeberlieferung  soll  die  nothwendige  Basis 
für  die  befriedigende  Erledigung  der  Fragen  und  Zweifel  liefern,  welche 
die  Kritik  über  seine  Echtheit,  Tendenz,  Chronologie  aufzuwerfen  be- 
rechtigt ist. 

A.    Die  Handschriften  der  IcUrzeren  Recention. 

Den  Brief  Nicolaus  I.  an  den  ehemaligen  Prinzen  Karl  von 
Aquitanien,  welcher  nach  dem  Tode  Rabans  (4.  Febr.  856)  auf  den 
erzbischöfiichen  Stuhl  erhoben  worden  ist,  hat  schon  der  Mauriner 
Pierre  Coustant  aus  einem 

1.  Ms.  Corb.  nov.  ans  Licht  gezogen  ^) ;  doch  blieb  er  unge- 
druckt in  seijpem  Apparat,  da  der  Tod  den  berühmten  Mauriner  nur 
die  Edition  des  ersten  Bandes  der  Papstdecretalen  erleben  Hess  (1721). 
Martern  und  Durand^  von  denen  der  letztere  später  der  Fortsetzer 
der  Coustant'schen  Arbeiten  für  die  Edition  der  Decretalen  wurde*), 
edirten  den  Brief  zuerst*)  »e  veteri  codice  Corb.  nov.,«  jedenfalls  aus 
demselben,  in  welchem  ihn  Coustant  entdeckt  hatte*).  Dieselbe  Re- 
cension  unseres  Briefes,  welche  aus  dem  cod.  Corb.  in  den  Druck 
übergegangen  ist,  bietet  der 

^.   Cod.  Monac.  5541  [Diess.  41\  mbr.  in  8«.   Pars.  I.  fol.  1—68. 

saec.  XIII.  P.  U.  f.  69—143  saec.  X. 

Die  beiden  ungleichhaltigen  Tbeile  der  Handschrift  sind  min- 
destens seit  dem  14.  Jahrhundert  verbunden,  denn  eine  Hand  saec. 


1)  Analecta  Juris  Pontificü  1869.  col.  89. 

2)  Theol.  Quartalschrift ;  Tübingen  1880.    S.  228. 

3)  Veteram  scriptoram  et  monumentoram  amplissima  collectio.    Parisiis 
1724.    I,  149.  cfr.  Proleg.  p.  XVII. 

4)  Da  diese  Gelehrten  nach  der  Weise  ihrer  Zeit  weder  Inhalt  noch  das 
Alter  der  von  ihnen  benutzten  Handschriften  anzugeben  pflegen,  so  ist  es  bei 
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XIII.  XIV.  versucht  auf  einem  an  der  Innenseite  des  Vorderdeckels 
aufgeklebten  Papierblatt  den  Inhalt  beider  Theile  aufzuzählen. 

Der  erste  Theil  (saec.  XIII.). 

f.  1—45.  Die  Chronica  S.  Aegidii  in  Brunsvig.  Cfr.  Archiv  der  Ge- 
sellschaft für  ältere  deutsche  Geschichtskunde.  Bd.  3.  Frank- 
furt a.  M.  1821.  S.  17—21.  Der  Index  des  Vorderdeckels  irr- 
thümlich:  »Cronica  fratris  dauid  de  Augusta  de  Summis  pon- 
tificibus  Et  Imperatoribus  romanis.« 

f.  46—68.  Allegorien.  —  »Benedictiones  filiorum  Jacob«  (f.  46v— 59); 
»De  Noe  et  Archa«  (f.  59 — 66);  »Allegoria  Sex  dierum«  (f. 
66-68). 

Der  zweite  Theil  (saec.  X.). 

f.  69 — 139v.    Eine,   im   Anfang  unvollständige,  Canonensammlimg, 

von  welcher  im  folgenden  nur  die  grösseren  Bestandtheile  und, 

für  die   Anschauung   ihres  System-  und   regellosen  Charakters, 

Rubriken    und   Inhaltsandeutungen   vom    Anfang   an   bis   zum 

Briefe  Nicolaus  I.  (f.  69 — 82)   raitgetheilt  werden  mögen.    Sie 

beginnt : 
amore  dei  eleuatam  esse  in  magno  culmine  uirtutum.    De  qua  parte 
sie  fatur  in  canticis  cau.ticorum:   Indica   mihi   quem  diligit    anima 
mea   —  et  fructum    ferunt  in  pacientia.     Quomodo  orandum  sit. 
Nullus   quidem   sanctos   homines   uinos  uel  mortuos  ^iuinis  credat 

colendos  honoribus  —   non   sunt  omnimodis  honesti   abiciendi. 

(f.  69-70).    . 
De  cherubin.    De  IUI.  cherubin  unus  cherub  mittitur  —  dicuntur 

genere  feminino,  numero  plurali  et  desinunt  in  extremam  sil- 

labam  oth. 
Cap.  XXIII.    Cottidie  eucharistiae  communionem  percipere  nee  laudo 

nee  uitupero  — -  Sed  hoc  de  illo  dico,  quem  capitalia  peccata 

non  grauant. 
XLIU.    In  eucharistia  non  debet  aqua  pura  offerri  —  cum  aqua 

expressum  ostenditur.       '  ^ 

Sermo  augustini.   Orate  quidem  fratres  pro  me,  ne  forte  aliis.predi- 

cans,  ipse  reprobus  inueniar  —  in  sua  pace  custodiat  dilectis- 

§imi  fratres.    (f.  71— 73v.) 
Interrogatio  sei  Augustini.   Obsecro  quid  pati  debeat,  si  quis  aliquid 

de  aecclesia  furtu  abstulerit  —  quidam  autem  leuius  corrigamur. 

den  Wechsel  vollen  Schicksalen,  welche  die  französische  Kevolution  und  ihre 
Polgen  den  Bibliotheken  bereitet  hat,  nicht  immer  leicht,  dieselben  wieder- 
zuerkennen. 
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Ex  concilio  affricaao  Cap.  XL VII.    Placuit,   ut  si   quis   de  alterius 

monasterio  repertum  —  de  altario  participentur.     (f.  73v — 74.) 
Ex  concilio  Toletano  k.  XIII.    Bene  siquidem  maiorum  regulis  defi- 

nitum  est,  ut  demoniis  aliisque  similibus  passionibus  irretitis  — 

nisi  perfectionis  ordine  compleantur. 
Item  ex  eiusdem  k.  11.  Quod  etiam  consultum  cuncti  ordinis  clerici 

sibi  indultum  esse  Don  ambigant. 
XXX.   Elementa,  id  est  caelum  et  terra,  non  credimus  abolenda  — 

non  substantiam  transituram. 
XXXVIII.  Bonura  est,  facultates  cum  dispensatione  pauperibus  ero- 
gare —  cum  Christo  agere.    (f.  74v— 75.) 
XLV.    In  resurrectione  ex  mortuis  sexus  et  forma  non  mutabitur  — 

si  non  id  resurgit,  quod  cadit. 
XLVn.   Ante  passionem  domini  omnes  sanctorum  animae  in  inferno  — 

de  seruili  conditione  liberarentur. 
XLVIII.   Internas  animae  cogitationes  diabolum  non  uidere  —  tu 

solus  nosti  corda  filiorum  hominum. 
XLVIIII.   Non  omnes    cogitationes  nostrae   malae   —  cogitationes 

semper  a  deo  sunt. 

L.    Pocnitentia  aboleri  peccata  —  non  christianus  sed  nouatianus  est. 
(f.  75v— 76). 

LI.    Duabus  substantiis  constat  homo  —  rationale  suum  tenet. 

Ex  concilio  Meldensi.  Episcopus,  in  cuius  parrochia  aliquis  consistens 

aliquid  iniuste  fecerit  —  ad  dignam  satisfactionem. 
Ex  eodem.   Si  quis  regiam  dignitatem  —  anathematizetur. 
Ex  eodem.   Si  quis  potestati  regiae,  quae  non  est  iuxta  aposlolum  — 

placet  eos  omnes  anathematizari. 

Item  Ex  eodem.    Quamuis  ager  aut  campus  —  in  tali  loco  fecisse 
conuictus  fuerit.    (f.  76? — 77.) 

Item  ex  eodem.    De  Ulis  autem,  qui  infra  parrochiam  beneficium  aut 

hereditatem  habent  —  et  omnia  pleniter  emendent. 
ünde  slipra.   Decreuit  sancta  synodus  pro  commune  utilitati  —  alter 

episcopus  excommunicauerit. 
Ex  concilio  Toletano.   Si  quis  de  potentibus  clericum  aut  religiosum 

uerberauerit  —  et  reddat  aliena. 
Ex  concilio  Trebur.    Si   quis  in  atrio   aecclesiae  pugnam  etc.    Die 

drei  hier  stehenden  Capitel  abgedruckt  von  Philipps  »Die  grosse 

Synode  von  Tribur«   in  den  Sitzungsberichten  der  philos.-hist. 

(blasse  der  kais.  Ak.  der  Wissenschaften  Bd.  49.    Wien  1865. 

S.  776.    (Beilage  F.) 


182        Erster  Brief,  —  Handschriften  der  kürzeren  Recension. 

Ex  concilio  Mogontiensi.      Nuntiatum   est   nobis,    quod  aliqui,  qui 

olini  dixerunt  se  fuisse  sacerdotes  et  postea  degradati  —  secuu- 

dum  iudicium  episcoporum  exsoluant.     (f.  78.) 
Ex  eodeni  Cap.  XXXVI,   Si  seruus  absente  domiuo  —  diaconus  fuerit 

ordinatus  —  recompensatione  teneantur  obnoxii. 
Ex  concilio   Africano.    Decrenit  sancta    synodus ,    ut  quicuuque  in 

aecciesia  uel  semel  legerit,    ab   alia   aecciesia   clericatutn  non 

teneatur. 
Ex  eodem.    üt  quicunqae  deinceps  ordinantur,  forraatas  litteras  ac- 

cipiant  —  ut  nulla   altercatio    postea  oriatur  de  ordine  eorum. 
Ex  coucilio  calcidonensi  Cap.  CCCXCV.   Ut  nuUus  absolute  ordinetur 

—  ad  ordinantis  iDiuriam. 
Ex  epist.  leonis  pape.     Non  admittantur  passim  ad  ordinem  sacrum, 

quibus   nulla   natalium,   nulla   morum   dignitas  suffragatur   - 

nullis  necessitatis  uinculis  abstrahatur.     (f.  78v~79.) 
Ex  concilio  Toletano  Cap.  CCCCII.    Quicunque  libeitatera  a  dominis 

suis  ita  percipiunt  —  fiant  ex  clericis  serui. 
Ex  concilio  Romano  CLXXX.     Gregorius  papa   dixit:    Si  qnis  dei 

ancillam  idest  sanctimonialem  in  coniugio  dnxerit  —  Anath.  sit. 
Ex  concilio   Laodicensi.     üt  clerici    edendi  uel   bibendi    causa  non 

ingrediantur  —  acerriminis  corripiatur  disciplinis. 
Ex  eodem.   Clericus  qui  intra  mumm  ciuitatis  manet,  et  ea  die  ma- 

tatinis  hymnis  sine  egritudinu  defuerit,  VII  a  communione  dies 

habeatur  extraneus  (f.  79v— 80). 
Ex  concilio  agathensi  cap.   III.    Episcopus  si  —  innocentes  —  ei- 

communicare  presurapserit  —  morte  preueniatur. 
Ex  eodem  Cap.  IUI.    Clerici  eciam  uel  seculares,  qui  oblationes  pa- 

rentum  —  ab  ecclesiis  excluduntur. 
Item  ex  eodem  Cap  .  .  .  Si  quis  clericus  furtum   aecclesiae  fecerit, 

peregrina  ei  communio  tribuatur. 
Ex  eodem  Cap.  VI.    Si  metropolitanus  episcopus  —  epistolas  dire- 

xerit,    in  quibus  eos  aut  ad  ordinationem  summi  pontificis  aut 

ad  synodura  inuitet  —  et  aecclesiae  communione  priuentur. 
Cap.  VII.   Judei ,  quorura  perfidia  frequenler  ad  uomitum  redit  — 

baptizentnr. 
f.  80v--81.     »Greca  elementa   literarum  etc.    Die   Regula  forma- 

tarum  des   Atticus.     Maassen^   Geschichte   der   Quellen   und 

der    Literatur    des    canonischen    Rechts.     I.      §.    523  —  526. 

S.  399—402. 
f.  SIv.    »Alfabetu  Hebreorum.«  —  Auf  derselben  Seite  von  anderer 

Hand  ein  Gebet  zu  Maria. 
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f.  82— 85v.  Epistola  Nicolai  pontificis  Romani.  Nicolaus,  Servus 
Servorum  Dei,  reaerentissimo  et  sanctissimo  confratri  nostro 
Earolo  archiepiscopo  eiusque  saffraganeis,  Altfrido,  Salomoni, 
Hiltigrimo,  Theoderico,  GuDzoni,  Gebehardo,  Arn,  Uuitgario, 
Egiberto,  reuereDtissimis  episcopis,  Atque  grimaldo,  Egilperto, 
Tbidoni,  Amali^),  Adalgario,  religiosis  et  uenerabilibas  abba- 
tibus.    Diainoram  fulgentes  dogmatam  diffinitiones  etc. 

f.  92—101.  »Anno  incarnationis  dni  nri  Jesu  Christi  DCCCLXXX VII, 
Anno  eciam  primo  regni  domni  arnolfi,  gloriosissimi  regis  haec 
capitula,  quae  subsequuutur  apud  mogontiam  ciuitatem  — 
tenenda,  obseruanda  ac  firmiter  tenenda  esse  constituta  sunt.« 
Die  Mainzer  Synode  des  J.  888  Hartzheim^  Concilia  Germaniae, 
Goloniae  1760.  II,  369.  Mansi  XVIII,  62  sq.,  die  canones  in 
willkürlicher  Anordnung  und  unvollständig. 

f.  103v — 109.  »Incipit  synodus  apud  triburas  habita.  Cum  in 
nomine  sancte  et  indiuidue  trinitatis  etc.«  Die  Stellung  unserer 
Handschrift  zu  den  übrigen  HSS.  der  triburer  Synode  und  ihre 
besonderen  Eigenthümlichkeiten  s«  bei  Phiüips^  »Die  grosse 
Synode  von  Tribur.«  1.  c.  §.  VII.  II.  IV.  u.  Beilage  D.  S.  729  f. 
715  f.  718  f  769—771. 

f.  110—117.  Ein  Verzeicbniss  der  sechs  ökumenischen,  eine  Auf- 
zählung der  Concilien  der  Dionysio-Hadriana  und  gallischer  Sy- 
noden bis  zur  dritten  Synode  von  Lyon  v.  J.  583,  und  der 
Decretalen  des  zweiten  Theiles  der  Dionysio-Hadriana.  Gfr. 
Maassen,  Geschichte  I.  §.  529.  S.  403. 

f.  125v— 127.  de  formula  synodi  cap.  IUI.  Formula,  secundura 
quam  debeat  sancta  synodus  in  dei  nomine  fieri.  Hora  itaque 
diei  prima  etc.    Cfr.  Maassen,  Geschichte  I.  §.  530.  S.  404  f. 

f.  136 — 138.  Ex  Epistola  Babani  ad  Humbertum  Episcopum.  Igitur 
de  nuptiis  uel  quomodo  consanguinitas  honoranda  sit  etc.  Hartz- 
heim  II,  226. 

Von  anderer  Hand  stammen  die  übrigen  Stücke  der  Handschrift. 

f.  139v — 140v.   Eine  Bussordnung. 

f.  141 — 142.  »Quando  aliquis  se  ipsum  uel  per  parentes  in  congre- 
gationem  canonicorum  pro  dei  amore  se  mittere  uult.«  Die 
Handschrift  stammt  aus  dem  Augustinerchorherrnstift  Diessen 
am  Ammersee  in  Bayern. 

f.  142—143.   Excerpte  aus  Pseudo-Isidor. 

1)  Die  ersten  Editoren  des  Briefes  yermochten  im  cod.  Corb.  nar  Thio- 
tan  ....  matas  zu  lesen  (so  schreiben  sie  1.  c.  proleg.  p.  XVII.)  daraus  cooji- 
drten  sie  f&r  den  Text:  Thiotoniamali  (l.  c.  p.  149).  Aus  Arn.  machten  sie 
Arnulfo  (TuUensi)  statt  Arnoni  (Wirzeburgensi). 
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5.    CW.  Cb?<m.  120  (olim  Barmst,  2119)  mbr.  in  4^.  saec.  X.  i). 

f.  160v— 162v:  Incipit  Epistola  Nicholai  Papae  Ad  Kaiolum  Sanctae 
Mogontiacensis  Ecclesiae.  Nicholaus  episcopus  seruus  seruorum  dei 
reuerentissimo  et  sanctissimo  confratri  uostro  Karolo  sanctae  Mo- 
gontiacensis ecclesiae  archiepiscopo.  Diuinorum  fulgentes  etc.  Der 
Passus  über  Abt  Grimolds  Fälschung  und  Abbos  incestuose  Ehe 
(Cumabbonis  causam  — quia  propriae  consanguinitatis  et  cognatio- 
nis  demonstratur  atque  cognoscitur  esse)  fehlt  in  dieser  Handschrift 
vollständig;  der  Zusammenhang  ist  folgendermassen  hergestellt: 
Ergo  uobis  interrogantibus  de  diuersis  causis  statuimus,  nt 
nulli  liceat  etc.  Trotz  dieser  Eigenthümlichkeiten  in  Adresse 
und  Inhalt,  über  welche  wir  nach  der  Collation,  die  Dr.  Belles- 
heim  in  Köln  freundlichst  besorgt  hat,  referiren,  bildet  die 
Kölner. Handschrift  keine  besondere  Recension  des  Brieftextes; 
letzterer  stimmt  vielmehr,  soweit  er  im  cod.  Colon.  Aufnahme 
gefanden  hat,  mit  der  Corbieer  überein.  Jene  Auslassungen 
werden  weiter  unten  durch  den  Einfluss,  welchen  die  Gestalt 
eines  zweiten  Briefes  Nicolaas  I.,  eines  Seitenstuckes  zum  ersten, 
auf  den  Abschreiber  dieses  im  cod.  Colon,  ausgeübt  hat,  erklärt 
werden  (§.  4). 

B.  Die  Handschriften  der  iängeren  Recension,  nebst  den  ftesponsionen  an  Salomo  von 

Constanz. 

1,    Cod.  Monac.  6241  (Fris,  41)  mbr.  in  2^.  saec.  IX— X. »)  142  fol. 

Der  von  einer  späteren  Hand  gemachte  Vermerk  auf  foL  1: 
Liber  Prisingensis  sce  Marie  scique  Corbiniani  lehrt,  dass  unser  codex 
aus  dem  Preisinger  Hochstitt  stammt,  dessen  Handschriften  neben 
den  Contingraten  aus  St.  Emmeran  in  Regensburg  und  aus  Tegernsee 
»sowohl  in  literarischer  Beziehung  als  für  die  Diplomatik,  für 
Schreiber-  und  Schriftenkunde  zu  den  kostbarsten  Bestandtheilen  der 
grossen  lateinischen  Handschriftensammlung«  der  Münchner  Hof-  und 
Staatsbibliothek  gehören  % 


1)  Eine  ausreichende  Angabe  des  übrigen  Inhalts  des  cod.  geben  Phil. 
Jaffi.  und  Guileimus  Wattenhachy  Ecclesiae  Metropolitanae  Coloniensis  Co- 
dices Manuscripti.    Berolini  1874.    p.  49  sq. 

2)  Die  Angaben  über  das  Alter  der  Handschrift  differiren  bis  um  3.  Jahr- 
hunderte. Knust,  »Ueber  die  Kanonensammlung  des  Bischofs  Kemedius  von 
Chur«  in  Theol.  Studien  und  Kritiken  von  üUmann  und  ürabreit.  1836.  1, 167 
spricht  sie  »dem  Ende  des  9.  oder  dem  Anfang  des  10.  Jahrhunderts«  zu; 
Pertz  (Archiv  1839.  VH,  117)  dem  zehnten.  Nach  Phillips  (1865)  1.  c.  S.  629 
gehört  sie  dem  XII.,  nach  den  Catalogen  (1873)  dem  IX.  Jahrhundert  au. 

3)  Thomas ,  »Miscelleu  aus  früheren  Freisinger  Handschriften  der  Hof- 


,  r     -* 


nebst  den  Rtsponslonen  an  B,  Salomo  v.  Constanz,  185 

Eine  Epitome  der  HadriaDa  {Maassen,  Geschichte,  I.  §.  604. 
S.  467)  reicht  bis  fol.  39. 

Auf  das  Synodalschreiben  (f.  40  — 42v)  und  die  31  Capitel 
(f.  42v— -51v)  der  Mainzer  Synode  v.  J.  847  {HarUheim  II,  153  sq. 
Mansi  XIV,  899  sqq.)  der  ersten  unter  Erzb.  Raban  (Hefele  2.  Aufl. 
IV,  124)  folgt 

c)  f.  51v-— 77v  die  Synode  von  Tribur  (895)  und  zwar  in  der  längeren, 

sog.  Vulgatrecensiou,  in  welcher  Wasserschieben  *)  und  Phillips  ^) 
nicht  den  authentischen  Text  der  Synodalbeschlüsse,  sondern 
den  ersten  Entwurf  oder  das  für  die  wirklichen  Beschlüsse  zu- 
sammengehäutte  Material  erkennen.  Leider  sind  vier  Blätter 
der  Handschrift  verloren;  es  fehlt  nämlich  gleich  zu  Anfang 
ein  Blatt,  welches  den  Schluss  des  Capitelverzeichnisses  ent- 
hielt und  zwischen  fol.  56  und  57  sind  drei  Blätter  heraus- 
gerissen. 

d)  f.  77v— 80v.    Capitula  Nicholai  Papae. 

Cap.  I.    Epistola  Nicholai  Papae. 

Cap.  II.    üt  nuUi  liceat  de  propria  consanguinitate  uxorem  ac- 

cipere. 
Cap.  III.   De  sacerdotibus  lapsis. 

Cap.  IUI.    De  sanctiraonialibus,  quod  absit,  fornicantibus. 
Cap.  V.    De  bis,  qui  sacerdotes  occiderint. 
Cap.  VI.    De  parricidis  et  fratricidis. 
Cap.  VII.    De  bis,  qui  cum  duabus  sororibus  fornicantur. 
Cap.  VIII.    Quod    non    liceat    marito    foruicantem    interficere 

uxorem. 
Cap.  Villi.   De   bis,    qui    cum   commatre  spirituali   uel  filiola 

fornicantur. 
Cap,  X.    De  homicidis. 
Cap.  XL    De  uiduis  uelatis. 

Finiunt  Capitula  Nicholai  Papae.  Incipit  Epistola  Nicholai 
Papae  Ad  Karolum  Archiepiscopum  Et  Ad  Eius  Suffraganeos  Tarn 
Bpiscopos  Quam  Abbates. 

Nicholaus  episcopus,  seruus  seruorum  dei,  (f.  78)  reuerentissimo 
et  sanctissimo  confratri  nostro  Karolo  archiepiscopo  eiusque  suffra- 
ganeis  Altfrido,  Salomoni,  Hiltigrimo,  Theoterico,  Gunzoni,  Kebeharto, 


uud  Staatsbibliothek«  in  Sitzungsberichte  der  königl.  bayer.  Akad.  der  Wissen- 
schaften zu  München  1869.    Bd.  I.  S.  1. 

1)  Herrn,  Wasserschieben ,   »Beiträge  zur  Geschichte  der  vorgratiani- 
schen  Eirchenrechtsquellen.«    Leipzig  1839.    S.  25  f. 

2)  Phillipsy  1.  c.  S.  628.  654  f.    Cfr.  631  f.  768  f. 
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Arn,  Uuitgario,  Egiberto,  reaerentissimis  episcopis,  atque  Qrimaldo, 
Egilberto,  Thietoni,  Amali,  Adalgario,  religiosis  et  nenerabilibns  ab- 
batibns.  Diainoram  fulgentes  dogmatum  diffinitiones  etc.  Aas  dem 
Capitelverzeichniss,  welches  dem  Brief  vorangeht  und  nach  welchem 
der  Text  desselben  streng  gegliedert  ist,  indem  die  Gapitelüber- 
schriften  innerhalb  des  Briefes  wiederholt  werden,  sowie  aus  einer 
genauen  TextcoUation,  namentlich  aber  aus  dem  Umstand,  dass  der 
Brief  hier  um  den  Inhalt  eines  ganzen  Gapitels  (c.  V.)  vermehrt  er- 
scheint, geht  hervor,  dass  wir  es  mit  einer  zweiten  Becension  za 
thuii  haben.    Das  Gapitel  lautet  (f.  79): 

Gap.  V.    De  His  Qui  Sacerdotes  Occiderint. 

Qui  Sacerdotem  morti  uoluntate  tradiderint,  praecipimus,  ut 
ecclesiam  per  quinquennii  tempus  non  ingrediantur ,  sed  cum  sacra- 
rum  orationum  officia  aui  missarum  solemnia  in  ecclesiis  caele- 
brantur,  ante  fores  basilicae  perseuerent,  orantes  et  deprecantes  do- 
minum, ut  a  tanto  crimine  obluantnr.  Post  expletum  uero  quin- 
quennii tempus  ingrediantur  aecclesiam,  nondum  uero  communicent, 
sed  inter  audieqtes  stent  uel  cum  facultas  conceditur  sedeant.  Om- 
nibus autem  diebus  uitae  suae  carnem  non  manducent,  nee  uinum 
libere  praesumant.  Jejanent  autem  usque  ad  uesperum,  exceptis 
dominicis  atque  diebus  festis.  Arma  non  sumant,  et  ubicunque  iie 
uoluerint,  nuUo  uehiculo  deducantur,  sed  propriis  pedibus  proficis- 
cantur.  Gum  autem  duodecimi  anni  cursus  fuerit  finitus,  communi- 
candi  eis  licentia  concedatur  et  equitandi  tribuatur  medela.  Maneant 
autem  in  reliquis  obseruationibus  tres  dies  per  ebdomadam,  ut  per- 
fectius  purificationis  peruenire  mereantur  ad  culmen  ^). 
e)  f.  81 --82.    Item  Besponsiones  Beatae  Memoriae  Nicholai  Papae 

Ad  Salamonem  Uenerabilem  Gonstanciensae  Sedis  Episcopum. 
Beuerentissimo  Et  Sanctlssimo  Salomoni  Episcopo  Sanctae 

Gonstantiae  aecciesiae. 

Gap.  I.  Sciscitatur  anobis  etc.  =  Ivonis  Decr.  I.  c.  137.  IX. 
c  5.  Grat.  c.  1.  G.  XXX.  qu.  4.    (Joffe  2156.) 

Gap.  II.  Nosse  desideras  etc.  =  Iv.  Decr.  I.  c.  136.  Grat.  c.  3. 
G.  XXX.  qu.  1.    {Jaffe  2158.) 

Gap.  III.   Presbyter  uel  diaconus  etc.  =  Iv.  Decr.  VI.  c.  122. 
Grat.  c.  2.  G.  XV.  qu.  5.    (Joffe  2155.) 

Gap.  IUI.    Monachum,   qui   semel  se   deo  uouit  et  secundum 
normam  sacrorum  canonum  et  regulam  sanctorum  patrnm, 

praecipue  basilii  atque  benedicti,  coenobio  sua  sponte  causa 

___— — ^— ^-^— — — — —  * 

1)  Wegen  der  formellen  Verschiedenheit  von  c.  26.  Wormat.  und  der  im 
§.  5.  folgenden  üntersnchnngen  hier  ToHständig  wiedergegeben. 
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in  dei  seruitio  ibidem  usque   ad   ultimum    uitae   suae   diem 
permanendi  adhesit  et  in  eo  per  diuturna  terapora  conuer- 
satus  est,  non  posse  retro  reuerti  manifestum  est. 
Cap.  V.    Constat   patricidas,    fratricidas   etc.   =  Iv.    Decr.  X. 

c.  185.     {Jaffe  2157.)  —  Finiunt  Responsiones  Nicholai. 
Vier  Responsionen,  aus  verschiedenen  Stellen  Ivos  und  Gratians 
bekannt,  sind  von  Jaffö  unter  vier  gesonderten  Regesten  erwähnt;  sie* 
werden,    um   eine  bisher  unbekannte  (c.  4.)   vermehrt,    in    Zukunft 
unter  einem  Regest  zu  begreifen  sein. 

f)  f.  82  — 87v.    Eine  Canonensammlun^,    vornehmlich  eherechtlicher 

Natur,  welche  sich  f.  90v— 97  fortsetzt  und  f.  lOOv — 105v  ihren 
Abschluss  findet. 

g)  f.  87v — 90v.    »Capitula  Cojitra  Judeos  Magni  Karoli  Inuictissimi 

Imperatoris  Caeterorumque  Regum  Cum  Consensu  Episcoporum.« 
Elf  an   Zahl.     »Unter  Karolus  M.  ist  Karl  der  Kahle  zu  ver- 
stehen, denn  unter  ihm  wurde  im  Jahre  845  dieses  Gesetz  auf 
der  Synode  zu  Meaux  erlassen.«     Kmtst  in  Theol.  Studien  und 
Kritiken  1836.    T,  164. 
h)  f.  98-100.    Eine  Exhortation  an  Klosterinsassen  zur  Befolgung 
der  Ordens-  und  Hausregel.  —  Auf  f.  100  findet  sich  noch  der 
von  Müllenhoff  und  Scherer,   Denkmäler  deutscher  Poesie  und 
Prosa  aus  dem  VIII—XII.  Jahrhundert,  Berlin  1864,  Nr.  68, 
p.  180  mitgetheilte  Priestereid  (Daz  ich  dir  hold  pin,  N.,  demo 
piscophe  etc.). 
i)  f.  105v — 107.     Ein  l'ragment  aus  Bdbans  Schrift  de  magorura 
praestigiis  talsisque  diuiuationibus    (Magi  sunt  —  Quos    libros 
romani  etrusca  lingua  in  propriam  linguam  mutaverunt).  Hartz- 
heim  II,  325. 
k)  f.  107v  — 142v.    Die   sog.   Canonensammlung  des  Remedius  von 
Chur.     Nur  nach  dieser  und   der  folgenden    Handschrift   edirt 
(cfr.  Archiv  VII,  826)  von  Kunstmann,  Die  Canonensammlung 
des  Remedius  von  Chur,  Tübingen  1836,  S.  64—139. 
Das  Verhältniss,  welches  Phillips  bezüglich  der  triburer  Synode 
in  den  eben  beschriebenen  und  den  beiden  folgenden  Handschriften 
eruirt  hat,  liegt  auch  für  den  Brief  Nicolaus  I.  vor;  d.  h.  eine  ge- 
naue TextcoUation  hat  ergeben,   dass   die  Recension  unseres  Briefes 
mit  derjenigen  in  den  folgenden  Handschriften  bis   auf   kaum   nen- 
nenswerthen  Varianten  übereinstimmt.     Demnach  wäre  nunmehr  die 
Frage   nach   dem   cod.   princ.   unter  diesen  Handschriften  zu  lösen. 
Paläographische  Merkmale  vindiciren  nach  unserm  Urtheil  dem  erst- 
genannten Cod.  Monac.  6241  ein  höheres  Alter  und  entscheiden  so- 
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mit  seine  Priorität  und  die  Abhängigkeit  der  übrigen  von  ihm.  Da 
indessen  die  Ansichten  über  das  Alter  der  in  Rede  stehenden  Hand- 
schriften bei  verschiedenen  Gelehrten  nicht  unerheblich  dififeriren,  so 
wollen  wir  es  nicht  unterlassen,  noch  überdies  darauf  hinzuweisen, 
dass  die  folgenden  Handschriften  ihre  Descedenz  durch  Excerpte  aus 
einer  Samnf)lung,  welche  sich  in  dem  cod.  6241  vollständig  findet, 
bekunden,  und  dass  auf  ihre  spätere  Abfassung  Additamente  jüngeren 
Datums,  von  welchen  die  erste  Handschrift  noch  frei  ist,  hinweisen  ^). 

2.  Cod.  Monac.  6245  (Fris.  45)  mbr.  in  4^.  saec.  X^), 

Der  codex  besteht  oifenbar  aus  mehreren,  unvollständigen 
Handschriften.  Er  ist  einspaltig  geschrieben  f.  1 — 30;  57—62; 
63-79;  zweispaltig  fol.  31—56;  79—124.  Doch  darf  man  nicht 
ohne  Weiteres  zu  der  Annahme  hinneigen,  als  ob  blos  eine  Ver- 
heftung  der  Blätter  vorliege  und  die  einspaltigen  einerseits  und  die 
zweispaltigen  andererseits  sich  bestimmt  als  Fortsetzungen  ergänzten. 
Denn  obwohl  die  beiden  ersten,  einspaltigen  Theile  keine  charakte- 
ristisch-unterschiedliche Hand  aufweisen,  bilden  sie  dennoch  kein 
zusammengehöriges  Ganze,  da  der  erste  (f.  30v)  mit  dem  c.  31. 
(corr.  f.  XXX.)  De  modo  dandae  poenitentiae  der  Mainzer  Synode 
vom  Jahre  847  aufhört,  der  zweite  aber  (f.  57)  mit  c.  30.  Quota 
generatione  coniugia  copulari  debeant  derselben  Synode  beginnt,  dem- 
naeh  den  ersten  Theil  nicht  fortsetzt,  sondern  sich  als  eine  besondere 
Handschrift,  welche  den  Ausfall  melirerer  Blätter  zu  beklagen  hat, 
darbietet. 

a)  f.  1 — 30  (einspaltig).  Dem  Briefe  Nicolaus  I.  an  Karl  von  Mainz 
(fol.  3v— -7v)  und  den  Responsionen  an  Salomo  von  Constanz 
f.  7v — 9),  welchen  sich  die  elf  Capitel  gegen  die  Juden  an- 
schliessen  (f.  9v — 13),  gehen  voraus  (f.  1—3)  u.  folgen  (f.  13— 14v) 
Excerpte  aus  der  unter  f)  genannten  Capitel-Sammlung  des 
vorigen  codex  und  zwar  sind  cod.  6245  f.  1 — 3  =  6241 
f.  94v— 96v,  cod.  6245  f.  13— 14v  =  6241  f.  90—92.  Die 
ursprünglich  leergelassenen  Blätter  unserer  Handschrift  scheinen 

1)  Nach  Phillips  1.  c.  S.  629  müsste  sich  das  Verhältniss  umgekehrt 
gestalten,  da  er  die  beiden  folgenden  Handschriften  dem  elften,  die  eben  be- 
schriebene dem  12.  Jahrhundert  zuspricht. 

2)  Knuift,  Theol.  Stud.  und  Krit.  1836,  I,  167  vaus  dem  Ende  des  9. 
oder  aus  dem  Anfang  des  10.  Jahrhunderts.«  Kunsfmanny  Archiv  für  katho- 
lisches Kirchenrecht  1861.  VI,  10:  saec.  X.  Phillips,  1.  c.  S.  629  (1865): 
saec.  XL  Thomas  in  Sitzungsberichten  der  königl.  bayer.  Äcaderaie  der  Wiss. 
1869.  S.  5.  und  die  Catolg.  saec.  X.  Pertz,  Archiv  d.  Ges.  f.  alt.  d.  Gesch. 
Vn,  117,  812  f.  notirt  über  das  Alter  nichts. 
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nachträglich  mit  den  genannten  Excerpten  angefüllt  worden  zu 
sein,  wobei  man,  wie  augenscheinlich,  die  Reihenfolge  der  ex- 
cerpirten  Sammlung  nicht  befolgte.  Die  f.  Iv  stehenden  ger- 
manischen Namen  s.  Archiv  d.  Ges.  für  alt.  d.  Geschichtskunde. 
Vn,  812.  —  f.  15 — 307.  Rabans  Mainzer  Synode  vom  Jahre  847. 

b)  f.  31 — 56  (zweispaltig).  —  Die  Synode  von  Tribur  steht  f.  31v — 56 

{Phillips,  1.  c.  629  f.).  Auf  f.  31:  Acerra  est  thuris  arcula. 
Satira  est  saltatrix  musalis  dea:  Substantia  est,  quod  omnibus 
accedentibus  potest  esse  subiectum;  worauf  Excerpte  aus  cod. 
6241  f.  105  folgen.  --  f.  56.  enthält  noch"  ein  Capitel  De  De- 
cimis  und  die  Namen:  Ado,  Agilo,  Engilbald,  Engilmunt. 

c)  f.  57— -62  (einspaltig).  —  f.  57  c.  30  und  31  der  Mainzer  Synode 

vom  J.  847.  —  f.  57v — 59v  Excerpte  aus  cod.  6241  f.  82  sqq. 
—  f.  59v — 62  der  erste,  zweite,  zehnte,  elfte,  siebzehnte,  neun- 
zehnte, sieben  und  zwanzigste,  zwei  und  zwanzigste,  vierzehnte 
und  fünfzehnte  Abschnitt  der  Sammlung  über  die  Ehe  (de  ratione 
matrimonii),  welche  Kunstmann,  Archiv  für  kath.  Kirchenrecht, 
1861,  VI.  5—10  aus  cod.  Monac.  6242  edirt  hati).  (f.  62v  ist 
unbeschrieben.) 

d)  f.  63—78.    Dieser,   ebenfalls   einspaltig   geschriebene  Theil  des 

codex  beginnt  mit  einer  stark  abgeriebenen,  unleserlichen  Blatt- 
seite. Die  zwei  Hauptstücke  sind:  1)  ein  sermo  synodalis 
(f.  63v— 70),  höchst  allgemeiner  Natur,  aus  welchem  nur  her- 
vorgeht, dass  die  Synode  zu  Freising  stattgefunden  hat  (f.  64 
ad  nostram  dominam  sanctam  mariam  sanctumque  corbiuianum, 
in  quorum  patrocinio  sumus  hie  congregati),  nach  einem  Ein- 
fall heidnischer  Nachbarn  (f.  67  propter  nostra  peccata  iterum 
denuo  ossa  eorum  >  cum  dei  ecclesiis  a  malis  paganis  cremata 
sunt  et  propter  nos  iterum  martirizati)  und  dass  der  Bischof 
des  Redners  krankheitshalber  nicht  hat  erscheinen  können  (f.  63). 
2)  Ein  Verzeichniss  der  zu  geistlicher  Belohnung  und  Erbauung 
dienender  Werke  (f.  71 — 78)  unter  der  Rubrik  De  Libris  Totius 
Scripturae  Qui  Sint  Recipiendi  Et  Qui  nön  (Bis  auf  Raban).  —- 
Der  übrige  Raum  (f.  70v  und  f.  78v]^  ist  mit  Excerpten  aus 
cod.  6241  f.  104  und  103 v  von  anderer  Hand  versehen. 

e)  f.  79 — 124v  (sweispaltig).    Die  sog.  Canonensammlung   des   Re- 

medius  von  Chur  (cfr.  oben).  -:-  Die  auf  f.   124v   höchst  ver- 


1)  Die  ersten  neun  Capitel  entdeckte  Schulte  auch  in  Montpellier^ 
biblioth^ue  de  Tecole  de  medecine,  cod.  H.  137.  fol.  mbr.  s.  XI.  {Schulte, 
»Iter  Gallicum,«  Sitzungsberichte  der  philos.-hist.  Classe  der  kais.  Acad.  d.  Wiss. 
Bd.  59.  Wien  1868.   S.  410). 
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)s  synodic.  resistent,  laicornm*  sind  aas 
it  die  eoträthselt  werden  konnten,  edirt 
mm.  Germ.  Bist.  Leg.  III.  (Hannoverae 
iVI.  ad  Legg.  Bacuwariorum. 

eati.  99]  memhr.  in  i».  sopc  X— XA  ') 

f.  133. 
nsamralung    des    Remedins   von    Chnr. 
;hrift  eine  Vorrede  (Operosum  nalde  est, 
cripturiis  etc.),    welclie  sich  in  <ien  Qli- 
sr  Sammlung*)  nicht  findet. 
laus  [.  an  Erzb.  Karl, 
ibar  (895).     Aus    dii'ser    H.   S.    edirte 
[ist.  Leg.  I,  559—561  die  Vorrede,  das 
nbstriptionen  der  Bi.schöfe. 
Excerpte  ^). 

n  Nicolans  I.  an  Salomo  von  Constamf. 
jegeti  die  Juden. 

en  Innoeens  I.  {t  80) ,  Heda  (f.  80v), 
U)  reiht  sich  eine  Sammlung  meist  ehe- 
in    (f.  81v— 86v  =  Cod.  Monae.  6241, 

jlirt  nicht  nur,  dass  unsere  Handschrilt 
iert  angehören  könne*),  sondern  lässt 
ayriscbe  Herkunft  des  codex  schliessen, 
,1t  und  dessen  Anordnung  mit  dem  fol- 
chen  wird.  1)  Die  Namen  der  Bischöfe 
leim  (948)  hat  aus  diesem  cod.  Vindob. 
t.  Leg.  II,  24.  efr.  19.     2)  Der  Erlass 

V08  vermeintliches  Decret,  Mainz  1832,  S.  16 
raecipaas  canonnm  et  decretaliam  coUevtionea, 
§.  6.)  gehört  die  Handschrift  dem  IX.  Jahr- 
Germ.  Hi.it.  Leg.  I.  (Hannoverae  1835)  p.  hh^ 
rae  18.^7)  p.  19:  >aaec.  X,.  und  P.  II.  p.  17: 
ben,  Beiträge,  1839,  S.  26,  schlieast  siuL  der 
XI.)  an,  während  Wattenbach,  Archiv  d.  ijes. 
)  a  489  Theiner  fulgt. 

fort  za  erwähnenden  cod.  Bamberg.  64.  steht 
!,  welcher  üe  von  Anfang,  nnd  cod.  S.  Oalli 
itändig  bietet. 
.erlassen,  mit  welchen  Blättern  des  cud.  Hon. 
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einer  Provinzialsynode  an  die  Dioecesanen  Regensburgs  (f.  87  Hanc 
igitur  oracionis  adiuuationem  etc.)  ist  aus  unserer  H.  S.  abgedruckt 
von  Perte,  Mon.  0er oi.  Eist.  Leg.  II.  «Pars  IL  p.  171  und  von 
Merheh  Leg.  III.  p.  483  sq.  (Add.  XIII.  ad  legg.  Bacnw.)  3)  Die 
Excommunication  Herzog  Ueiorichs  (II.)  von  Bayern  (f.  87v:  Haec 
excommunicatio  acta  est  ante  ratisponam  etc.)  ed.  Pertz,  Leg.  IL 
P.  IL  171.  Merkel,  Leg.  III,  485  (Add,  XV.  ad  legg.  Bacuw.).  — 
Wann  und  wie  unser  cod.  nach  Wien  gekommen,  Hess  sich  nicht  er* 
mittein.  Auf  f.  128v  steht  die  älteste  Signatur  des  cod.  (M.  3896) 
von  der  Hand  des  Hugo  Biotins;  demnach  befand  sich  der  cod.  im 
16.  Jahrhundert  bereits  in  Wien^). 

Nach  einigen  systemlosen  Excerpten  aus  Goncilien  und  Deere- 
talen  schliesst  der  Codex  mit  einer  Sammlung  von  98  Capiteln 
(f.  88v — 123v)  unter  der  Rubrik:  Incipiunt  capitula  ex  canonibus 
sanctorum  patrum.  Imprimis  qualiter  ordo  synodalis  celebrandus  est. 
Sie  beginnt  mit  dem  Ordo  de  celebrando  concilio  (Hora  diei  prima 
etc.),  wie  er  bei  Pseudo-Isidor  und  vor  ihm  schon  in  den  Exemplaren 
der  echten  Hispana  vorkommt ').  Da  unsere  Handschrift  unmöglich 
im  9.  Jahrhundert  geschrieben  sein  kann,  so  tritt  bez.  der  98  Capitel- 
Sammlung  das  zweite  Olied  der  Theiner'schen  Alternative  in  Kraft: 
»Segino  muss  als  die  Quelle  unseres  Werkchens  angesehen  werden,« 
da  »die  meisten  Capitel  sich  in  derselben  Reihenfolge  bei  ihm 
finden  *).« 

4.  Cod.  Bamberg.  P.  I.  9.  No.  64.  nibr.  Pars.  II.  f.  128  sqq.  saec.  X. 

Aus  der  Beschreibung  dieses  codex,  welche  Knust  (Archiv  der 
Ges.  für  alt.  deutsche  Geschichtskunde  VII,  825 — 828)  gegeben  hat, 
geht  hervor,  dass  er  in  Inhalt  und  Anordnung  dem  Wiener  fast 
völlig  gleich  ist ;  nur  der  Inhalt  des  fol.  87  Cod.  Vindob.  fehlt  ihm ; 
statt  dessen  bietet  er  zwischen  den  Titeln  und  dem 'Text  des  »Be- 
medius,«   die  Synode  von  Dingolfing  (932).   Im  Uebrigen  herrscht 


1)  Der  Niederlander  Hugo  Biotins  wurde  von  K.  Maximilian  IL  am 
15.  Juni  1575  an  die  kaiserl.  Bibliothek  bemfen  nnd  starb  am  »29.  Jan.  1608. 
Cfr.  Geschichte  der  k.  k.  Hofbibliothek  zu  Wien.  Yon  Ig.  Fr.  Edlen  von  Mosel, 
Wien  1885,  S.  83  f.  —  Auf  f.  1  oben  steht  noch  von  der  Hand  Sebaat. 
Tengnagela,  des  Nachfolgers  Hugo  Biotins,  die  Signatur:  Nr.  XXVIII.  nnd 
auf  derselben  Blattseite  unten  Ton  der  Hand  Peter  Lambeka  (Bibliothekar 
Ton  1668—1680):  Ex  Angustissima  Bibliotheca  Caesarea  Yindoboniensi. 

2)  Maaaaen,  Bibliotheca  I,  1.  2.  Sitzungsber.  der  phiL-hist.  Classe  der 
kais.  Acad.  d.  Wiss.  Bd.  58.  S.  412  und  Bd.  54.  S.  287.  Geschichte,  I,  §.  580. 
S.  404. 

3)  Theiner,  lieber  Ivos  verm.  Decr.,  S.  16  f.  Disquis.  crit.  p.  154. 
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Völlige  Uebereinstimmang ;  Der  Brief  Nicolaus  I.  (f.  170—173)  hat, 
was  wir  der  späteren  üntersachangen  halber  noch  besonders  er- 
wähnen, dieselbe  mittlere^Stellang  zwischen  der  sog.  Canonensanim- 
lung  des  Remedins  (f.  128—169)  und  der  Synode  von  Tribur 
(f.  173v — 193v),  wie  in  der  Wiener  Handschrift.  Dem  Alter  nach 
gebührt  der  Bamberger  H.  S.  unbedenklich  die  Stellung  vor  der 
Wiener  und  nach  der  Preisinger,  indem  ihr  jüngstes  Stück  (offenbar 
später  zwischen  Titelverzeichniss  und  Text  des  »Remedius«  einge- 
tragen) n(»ch  der  ersten  Hälfte  des  X.  Jahrhunderts  angehört,  wäh- 
rend uns  die  Excommunication  Herzog  Heinrichs  IL  im  Wiener  cod. 
schon  in  die  2.  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  hineinführt^).  Da  wir 
aber  eine  Anschauung  der  Aufeinanderfolge  im  Inhalt  des  cod. 
Bamberg,  geben  wollten,  ohne  die  Beschreibung  Knust's  zu  wieder- 
holen, so  haben  wir  ihn  seinem  Ebenbild,  dem  cod.  Vindob. ,  nach- 
gestellt. 

Endlich  kommt  noch  für  die  Responsionen  an  Bischof  Salonao 
von  Constanz  in  Betracht: 

5.   Cod.  Monac.  6242  (Fris.  42)  mbr.  in  2^  saec.  IX— X. «)  f.  Sil, 

Auf  f.  1  steht  der  Vermerk:  liberiste  est  sancte  marie  sciq; 
corbi   frisig. 

f.  1 — 2.  [Resp]ons[iones  Bea]  tae  Memoriae  Nico[lai  Papa]e  Ad  Sa- 
lomonem  üenerabi[lem  Coris]tant[iensae  Sedis  Episcopum].  Das 
Eingeklammerte  ist  stark  verblichen  und  schon  schwer  zu  lesen. 
An  das  fünfte  Capitel  der  Responsionen  setzt  eine  andere  Hand, 
(aber  desselben  Jahrhunderts,  wofern  nicht  imitirt)  mit 
schwärzerer  Dinte,  unmittelbar  den  can.  I.  von  Ancyra  hinzu 
in  zwei  verschiedenen  Versionen  2),  vielleicht  in  der  Absicht, 
ihn  als  Capitel  Nicolaus  I.  zur  Geltung  zu  bringen. 


1)  Pertz,  Leg.  U.  P.  II.  p.  171:  »Excommunicatio  anno  976  adsignanda 
lesse  videtor;  quo  Otto  11.  Imperator  Heinricara  IL  dücem  debellaturu$  mense 
Julio  Batisponae  resedit.« 

2)  Nach  Massen,  Geschichte,  I,  §.  586.  S.  442.  —  Saec.  IX.  nach  Kunst- 
mann,  Archiv  für  kath.  Kirchenrecht,  1861,  VI,  1,  und  nach  den  Catalogen. 

3)  Presbiteri  quum  molaner  et  postea  iterum  certaraen  inierunt ,  si  hoc 
ipsnm  ex  fide  et  non  aliquo  argumento  sibiroet  preparantes  egerant,  ut  iteram 
teneri  uiderentnr,  si  ergo  ex  fide  lactati  sunt  et  non  ex  corapacto  ad  ostenta- 
tionem,  ufci  caperentur,  ipsi  fecerunt,  hos  placuit  honorem  quidem  sedis  propriae 
retinere,  oflFerre  autem  illis  et  sermonem  ad  populum  facere,  aut  aliqnibus  of- 
ficiis  fangi;  non  liceat. 

Presbiteros  immolantes  et  iterum  luctamen  adeuntes,   si  hoc  non  per  in- 
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f.  2v— 299v.  Die  Dionysio-Hadriana.  Maassen^  Geschichte,  I,  §.  586. 
S.  442,  Nr.  29. 

f.  292 — 299.  »Incipiunt  opuscula  S.  Augustini  de  diuersis  heresibus«. 
(Ein  Auszug  aus  der  Schrift  Augustins).  f.  299—303  »itena  de 
heresibus  in  libro  S.  Tsidori.«     Isidori  Origg.  1.  VIII.  c.  5. 

f.  303 — 308 V.  Die  Sammlung  »de  ratione  matrimonii,«  aus  dieser 
Handschrift  edirt  von  Kunstmann  ^  Archiv  für  kath.  Kirchen- 
recht, 1861,  VI,  5—10. 

f.  308v — 310.    Excerpte  aus  Pseudo-Fabian  und  Ps.  Lucius. 

f.  310v  meist  eherechtliche  Excerpte,  von  anderer  Hand;  aufgezählt 
von  Kunstmann,  1.  c.  S.  10.  —  Fol.  311.  =  Cod.  Monac.  6241  f,  82. 

§.  2.    Fortsetzung.  —  Unechtheit  und  Tendenz  des  Briefes. 

1)  Nach  der  Vorrede  der  ersten  Herausgeber  unseres  Briefes 
(Proleg.  p.  XVII.)^  soll  er  eine  Antwort  des  im  April  858  erwählten 
"Nicolaus  I.  auf  die  Eingabe  der  Mainzer  Synode  vom  J.  857  sein  und 
somit  die  sonst  fehlenden  Nachrichten  über  die  bei  der  Synode  an- 
wesenden Bischöfe  und  ihre  Verhandlungen  ersetzen.  Dagegen  hat 
die  Ewägung,  dass  in  dem  Schreiben  Bischöfe  genannt  werden,  die 
vor  dem  Jahre  860  den  bischöflichen  Hirtenstab  noch  nicht  erhalten 
hätten,  wie  Gunzo  von  Worms  und  Witgar  von  Augsburg,  den  Grund 
dafür  abgegeben,  dass  Eckhard  und  Mansi  es  vorzogen,  ein  zweites, 
gegen  das  Jahr  860  zu  Mainz  gehaltenes  Concilium  anzunehmen  und 
auf  dieses  dann  das  Schreiben  des  Papstes  zu  beziehen  ^).  Dümmler 
erklärt  nun  den  Einwand,  dass  Gunzo  von  Worms  und  Witgar  von 
Augsburg  die  Bischofswürde  nicht  vor  860  erlangt  hätten ,  für  un- 
begründet, da  wir  das  Antrittsjahr  des  letzteren  nicht  kennen, 
während  Gunzo's  Vorgänger,  Samuel,  schon  am  6.  oder  7.  Februar 
856  gestorben  sei^).  Aber  Dümmler  beweist  mit  oinem  anderen, 
schlagenden  Grunde,  dass  unser  Brief  mit  der  Mainzer  Synode  vom 
J.  857  nichts  zu  thun  habe   und  dass   sich    daher  aus  ihm  nähere 


Insionem  aliquam  sed  ex  ueritate  fecerant,  nee  ante  parantes  nee  affectantes, 
at  iternm  teneri  uiderentur  et  tormentis  subici,  quo  facinus  pati  uiderentur 
inaiti,  hos  ergo  placuit  honorem  qaidem  sedis  retinere,  offerre  autem  illis  et 
sermonem  ad  popnlam  facere  aut  aliquibus  sacerdotibus  (sie)  officiis  fangi, 
non  liceat. 

l)j\nL  Jos.  Blnierim,  Pragmatische  Geschichte  der  deutschen  Na- 
tional-, Provinzial-  und  vorzüglichsten  Diöcesanconcilien.  Bd.  III.  Mainz  1837. 
S.  10.  Er  hält  die  Fragen  nach  Chronologie  und  Echtheit  des  Briefes  nicht 
recht  auseinander. 

2)  E.  Dümmler,  Geschichte  des  ostfränkischen  Reiches.  Berlin  1862. 
I,  391.    Note  26. 

Arohiv  für  Kirchenrecht.  XLVIL  13 


ilek,  Vnechtheit  und  Tendenz  tlet  ersten  Briefes 

her  dieselbe  nicht  gewinnen  lassen:  die  Erklärung  des 
Schreibeil ,  welches  Abt  Grimald  ala  von  Nicolana  ana- 

Synode  vorgelegt  habe,  sei  eine  Fälacbang,  lehrt  schon, 
ibsthcbe    Brief  mit   der    erwähnten    Mainzer    Synode 

zu  schaffen  habe,  da  Grimald  derselben  keinesfalls 
les  um  ein  halbes  Jahr  spSter  eriväblten  Papstes  Ni- 
gt  haben  würde  •).«  —  Die  Schwierijs^keit  wird  gemin- 
:ht  behoben,  bei  der  Annahme,  der  Brief  beziehe  sich 
izer  Synode  des  Jahres  860.  Denn  mit  Becht  macht 
10  f.)  geltend,  dass  es  bei  dem  gänzlichen  Schweigen 
en  gewagt  erscheint,  aus  dem  einzigen  Schreiben  des 
ans  I.  ein  zweites  Concilium  zu  Mainz  anzusehen,  be- 
s  päpstliche  Schreiben  .selbst  von  einer  Synode  zu  Mainz 
t;  in  demselben  sei  nur  im  Allgemeinen  Rede  von  einer 
ninatio  und  von  einem  Concilium,  welches  an  einem 
3  zu  Mainz  stattgefunden  haben  konnte;  die  Könige 
1.  8<)0  absichtlich  die  Stadt  Mainz  veunieden  zu  haben, 
e  Zusammenkünfte  bald  zu  Koblenz,  bald  zu  Andernach 
an  müsste  sich  also  bezfiglicb  der  Chronologie  unserem 
iv  ganz  allgemeineu  Bestimmung  begnügen,  wornacti 
ht  vor  858 ,  dem  Jahr  des  Regierungsantrittes  Ni- 
i  nicht  nach  dem  J.  863,  dem  Todesjahr  Erzbischrf 
eben  wäre  (Coustant  in  Anal,  Jm:.  Pontit.  1869,  col.  86. 
.41.  J(^e  p.  241);  daran  würde  festzuhalten  sein, 
jf  echt  wäre. 

in  seine  Echtheit  and  für  die  >  Wahrscheinlichkeit' 
lg  hat  schon  Binterim  (III,  II  f.)  vier  Gründe  beige- 
D  der  Aufschrift  des  Briefes  würden  die  Bischöfe 
m  Minden  und  Egibert  von  Osnabrück  als  Snffragane 
zeichnet,  was  sie  doch  nie  waren,    b.  Dann  vermisse 

Schreiben  selbst  die  gehörige  Zusammenstellung  der 

man  in  den  übrigen  Schreiben  des  Papstes  Nieolaus 
ilbst  der  Stil  weiche  sehr  von  dem  anderer  Briefe 
),  wie  schon  der  italienische  Canonist  und  Kritiker  des 
trdi,  richtig  bemerkt  hätte,  c.  Ferner  sei  der  Inhalt 
im  im  Jahre  868  gehaltenen  Concilium  zu  Worms  ent- 
te  man  sagen:  die  canones  10—12,  30 — 34  von  Worms 

Briefe  des  Papstes  entnommen  (vgl.  Mansi,  Observat 
i  Pontif.  in  Annal.  Baronii  ad  a.  860),  so  sei  es  ge- 

immler,  1.  c,  1,  392. 
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wiss  sonderbar,  dass  das  Goncil  bei  keinem  einzigen  dieser  acht 
Canones  sich  auf  das  Schreiben  Nicolaus  I.  beziehe,  während  es  doch 
cati.  5.  ausdrücklich  den  Brief  Gregors  an  Leander  citire.  d.  End- 
lich bemerkt  Binterim,  dass  die  alten  Decretensammler ,  Burchard 
und  Ivo  gewisse  Stellen  aus  dem  Schreiben  des  Papstes  an  Erz- 
bischof Karl  anfahren ,  die  nicht  in  unserm  Briefe  enthalten  seien, 
und  behauptet,  es  sei  auffällig,  dass  keiner  der  alten  Sammler  oder 
keines  der  späteren  Concilien  diese  Canones  ihrem  ersten  Urheber, 
dem  Papst  Nicolaus  zuschreibe,  vielmehr  alle  auf  das  Concilium  zu 
Worms  hinweisen.  —  Den  letzten  Grund  will  ich  sofort  durch  die 
Thatsache  widerlegen,  dass  keiner  der  Briefe  unseres  Papstes  so  oft 
von  den  kirchenrechtlichen  Sammlungen  benutzt  worden  ist,  wie 
dieser,  dass  somit  seine  äussere  Bezeugung,  welche  schon  im  IX.  Jahr- 
hundert beginnt  (s.  §.  5.),  die  denkbar  beste  ist^);  und  dass  grade 
die  häufige  Benützung  des  Briefes  als  eines  Schreibens  Nicolaus  I., 
durch  welche  der  Einfluss  seiner  Tendenzen  fortlebte,  dazu  drängt, 
die  Präge  nach  seiner  Echtheit  ihrer  endgiltigen  Lösung  zuzuführen. 
Anlangend  den  ersten  gegen  die  Echtheit  ins  Feld  geführten  Grund, 
so  nimmt  Binterim,  wie  Dümmler  (I,  391  Note  26)  erwidert,  mit 
unrecht  an  den  Namen  Theoderichs  von  Minden  und  Egiberts  von 
Osnabrück  als  zur  Kölner  Kirchenprovinz  gehörig,  Anstoss ;  sie  wür- 
den nicht  ausdrücklich  Suffragane  des  Erzbischofs  Karl  genannt,  und 
da  sie  zum  ostfränkischen  Reiche  gehörten,  so  würde  ihre  Gegen- 
wart in  Mainz  ebenso  wenig  befremden  können,  wie  Gauzberts  von 
Osnabrück  auf  den  früheren  Mainzer  oder  Ratolds  von  Strassburg 
auf  Synoden  des  lotharischen  Reiches.  Dagegen .  theilt  Dümmler  die 
übrigen  beiden  Bedenken  Binterims;  »der  schwülstig  unklare  Stil 
des  Schreibens  und  vorzüglich  die  wörtliche  üebereinstimmung  mit  den 
canones  10—12,  30 — 34  des  Wormser  Concils«  erregen  auch  ihni 
»gegründete  Zweifel  an  seiner  Echtheit.«  Dies  der  gegenwärtige 
Standpunkt  der  Frage ;  der  stricte  Beweis  der  ünechtheit  ist  bisher 
nicht  erbracht  und  auch  nicht  als  erbracht  behauptet  worden. 

3)  Dennoch  ist  der  Brief  eine  Fälschung  vom  Schlage  der 
Decretalen  Pseudo-Isidors;  nicht  die  Wormser  Synode  citirtden  Papst 
Nicolaus,  sondern  »Nicolaus  I.«  die  Canonen  einer  Synode,  welche 
nach  seinem  Tode  gehalten  worden  ist,  d.  h.  ein  Fälscher  hatte  Ver- 
anlassung, Bestimmungen  der  Wormser  Synode  zu  einem  Briefe  zu- 
sammenzusetzen und  sie  unter  der  glänzenden  Firma  eines  bedeuten- 

1)  Begino  benützte  ihn  nicht;  aber  die  von  Regino  abhängige  Samm- 
lung von  98  Capiteln  führt  schon  ein  Stück  aus  ihm  als  c.  47.  (Cod.  Vindob. 
2198  f.  106)  an. 

13* 


,■•   ^    \-'!r^:Wjf^-T^' .'      '   ' 


196  Sdralek,  Vnechiheil  und  Tendenz  des  ersten  Briefes 

den  Papstes  in's  Bechtsleben  einzuführen.  So  lange  aber  nicht  a)  aus 
dem  Inhalt  des  Briefes  der  Beweis  erbracht  wird,  dass  er  spx^blich 
unmöglich  aus  der  Feder  Nicolaus  I.  geflossen  sein  kann,  und  so 
lange  nicht  b)  das  Charakteristische  jeder  Fälschung  d.  i.  die  Ten- 
denzen des  Briefes  entdeckt  und  als  Triebfeder  des  Betruges  bloss- 
gelegt  wird:  werden  conservativere  Kritiker  bei  der  starken, 
äusseren  Bezeugung,  mit  gewissem  Recht  fortfahren,  den  Besitz- 
stand Nicolaus  I.  zu  wahren,  weil  die  Möglichkeit,  dass  die  Synode 
den  Brief  des  Papstes  benützt  hat,  noch  nicht  völlig  aufgehoben 
wird  durch  den  formellen,  von  Binterim  geltend  gemachten  Grund, 
nämlich  durch  jene  auffällige  Thatsache,  dass  die  Wormser  Synode 
niemals  den  Namen  unseres  Papstes  nennt,  während  sie  denjenigen 
Gregors  I.  zu  verschweigen  keinen  Grund  hatte.  —  Die  völlige  Ge- 
wissheit über  die  Unechtheit  unseres  Schreibens  wird  durch  die  Ver- 
gleichung  seines  Inhalts  mit  Briefen,  deren  Echtheit  durchaus  ver- 
bürgt ist,  gewonnen. 

4)  Die  römischen  Grundsätze  für  die  Busspraxis  haben  sich  von 
den  Tagen  Leo  I.  bis  auf  Nicolaus  I.  nicht  geändert ;  auch  letzlerer 
hält  daran  fest,  dass  der  Begel  nach  die  öffentliche  Busse  mit  gleich- 
zeitiger Fortsetzung  ehelichen  Lebens  unvereinbar  sein  soll  und  be- 
kennt sich  zu  dem  Princip,  dass  es  der  Idee  des  öffentlichen  Buss- 
standes nur  entspreche,  auch  nach  vollbrachter  Busszeit  Keuschheit 
des  Herzens  und  Körpers,  Enthaltung  vom  Gebrauch  der  Ehe  zu  be- 
obachten; Ausnahmen  von  dieser  Regel  könnten  nur  nach  Massgabe 
der  Verhältnisse  allenfalls  gegen  junge  Büsser  geübt  werden;  diese 
dürften,  selbstverständlich  erst  nach  geleisteter  Busse,  wenn  es 
nöthig  sein  sollte,  zur  "Verhütung  grösseren  Uebels  heirathen.  Diese 
Grundsätze  leiteten  den  Papst  Nicolaus  L,  wenn  er  in  einem  Briefe 
an  Erzbischof  Rudolf  v.  Bourges  Männern ,  welche  für  den  Mord 
ihrer  Ehefrauen  öffentliche  Busse  leisten,  eine  neue  Ehe  schlechthin 
verbietet^),  wenn  er  in  seinem  Antwortschreiben  an  Erzbischof 
Hartwich  von  Besan9on  die  Ehelosigkeit  für  alle  Contrahenten  in- 
cestuoser  Ehen  verfügt  2)  und  wenn  er  endlich  auf  die  Anfragen 
Salomos  von  Constanz,  ohne  zwischen  ehelichem  oder  ausserehe- 
lichem  Incest  zu  unterscheiden,  erklärt:  »es  ist  allgemein  bekannt, 
dass  Incestuose  und  Verwandtenmörder  keinen  geschlechtlichen  Ver- 
kehr üben  dürfen  (non  posse  carnali  copulae  jungi),  weil  sie  Busse 
leisten  messen*).«   Dem  gegenüber  gestattet  die  ostfränkische  Synode 

1)  Manai  XV,  390  E.    Jaff^  No.  2091,  6. 

2)  Mansi  XV,  461  A.    Jaff^  Nr.  2107. 

3)  Iv.  Decr.  X,  185.    Jaff^  Nr.  2157.  —  Wir  haben  je  eine  Decretele 
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rott  Worms  (c.  30.)  nicht  nur  denjenigen  Büssern,  welche  wegen 
Verwandtenmord  öffentliche  Poenitenz  leisten,  ganz  ausdrücklich  die 
Portsetzung  der  Ehe  auch  während  der  Dauer  der  Busszeit,  sondern 
verwehrt  auch  Personen,  welche  innerhalb  ihrer  geistlichen  (c.  34.) 
oder  ihrer  Blutsverwandtschaft  (c.  33.)  ausserehelichen  Incest  be- 
gangen haben,  den  Abschluss  (legitimer)  Ehen  keineswegs  und  zwar 
wird  die  Erlaubniss  allgemein,  d.  h.  ohne  die  römische  Restriction 
auf  junge  Büsser  ertheilt.  Dieser  mildernden  Neuerung  in  der  Buss- 
disciplin  —  eine  Neuerung  war  es  auch  in  Ostfranken  i)  —  will 
unser  Fälscher  dadurch  Eingang  und  Anerkennung  verschaffen,  dass 
er,  unbekümmert  um  die  Differenz,  welche  thatsächlich  zwischen 
päpstlichen  und  Wormser  Bussgrundsätzen  obwaltete,  kühner  Hand 
die  Wormser  Canones  dem  Papst  Nicolaus  in  den  Mund  legt.  Hierin 
offenbart  sich  eine  Tendenz  seiner  Arbeit,  welche,  nachweislich  zu- 
erst wirksam  (§.  5),  nicht  unterschätzt  werden  darf;  denn  fehlt  ihr 
auch  der  grosse,  kirchenpolitische  Charakter  der  vorzüglichsten, 
pseudo-isidorischen  Decretalen,  so  kann  ihr  doch  eine  Bedeutung  auf 
socialem  Gebiet  nicht  abgesprochen  werden,  da  die  öffentliche  Buss- 
disciplin  mit  Geboten  wie  dasjenige  der  Ehelosigkeit  in  das  gesell- 
schaftliche Leben  der  Völker  sehr  tief  einschneiden  rausste. 

^)  Zur  Maskirung  der  tendenziösen  und  vielleicht  selbst  dem 
pseudo-isidorischen  Jahrhundert  auffillligen  Thatsache^),  dass  der 
ganze  Brief  aus  lauter  Wormser  Canones   besteht  3),   schickt  der 

für  West-,  Mittel-  und  Ostfranken  gewählt,  um  durch  die  Gleichmässigkeit 
ihrer  Verfügungen  den  Einwand  nicht  aufkommen  zu  lassen,  der  Papst  habe 
möglicherweise  den  später  christianisirten  Germanen  Indulgenzen  in  disciplinarer 
Hinsicht  gewähren  können,  welche  anderswo  nicht  mehr  am  Platze  waren. 

1)  Dass  sie  Hefele  IV,  370  mit  Recht  als  solche  bezeichnet,  lehrt  schon 
eine  Vergleichung  mit  c.  20.  der  Mainzer  Synode  (847).  Hefele  IV,  127. 

2)  Die  triburer  Sjmode  (895)  wenigstens  liess  sich  durch  die  Berufung 
auf  diese  Decretale  so  wenig  beeinflussen,  dass  sie  einen  damit  unterstutzten 
Antrag  ablehnte;  vielleicht  traute  sie  ihrer  Echtheit  nicht  und  erkannte  in  ihr 
die  Wormser  disciplinaren  Neuerungen,  denen  gegenüber  sie  sich  zu  den  alten 
BusBgrnndsätzen  bekennt.    Cfr.  §.  5. 

3)  Nur  an  einer  Stelle  findet  sich  noch  mitten  unter  den  Wormser  Canones 
ein  Stück  eigner  Arbeit  des  Fälschers.  Auf  die  Frage,  ob  es  den  Ehemännern 
gestattet  sei,  ihre  ehebrecherischen  Frauen  nach  dem  weltlichen  Recht  zu 
tödten,  gibt  »Nicolaus«  zur  Antwort:  »Das  kirchliche  Sittenrecht  lässt  sich 
dnrch  weltliche  Gesetze  keine  Beschränkung  gefallen;  die  Kirche  Gottes  hat 
nur  ein  geistliches  Schwert,  sie  tödtet  nicht,  sondern  belebt."  Die  Tendenz 
dieser  Stelle  ist  gegen  dieselbe  Sittenrohheit  und  inhumane  Strenge  des  ger- 
manischen Strafrechts  gerichtet,  gegen  welche  in  demselben  Jahrhunderte 
Hinkmar  von  Rheims  auftritt.  Cfr.  Sdralek,  Hinkmars  von  Rheims  canoni- 
stisches  Gutachten  über  die  Ehescheidung  des  Königs  Lothar  U.  Freiburg  i.  B. 
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)S  Briefes  ein  Stück  eigner  Arbeit  voraus.  Iq 
Dämroler  schon  charakterisirten,  >9chwülstig 
n  der  Veranch  des  Fälschers,  möglichst  feier- 
ge  hatte,  erklärt  Paeudo-Nicolans :  »Es  war 
Den  Erbwßisheit  unseres  apostolischen  StahleB. 
igkeit  mit  Billigkeit  und  Friedensliebe  paart, 
bbos  Eurer  gewissenhaften  synodalen  Voranter- 
ben;  für  das  übersandte  Ergehniss  Eurer  Ver- 
rir  unsern  unbegrenzten  Dank  (iogentes  gra- 
ich  und  beglfickwQnschen  uns  zn  Eurer  treiieii 
I  Stuhl  des  apostolischen  Schlflsseltrftgers.  Die 
i  Verwandtaehaltsgrade  geschlossen  ,  muss  ge- 
ein  Christ  eine  Vernandte  heirathen  darf,  so 
'wandtachaft  erkennen  lässt  und  erinnerlich  ist. 
'in  an  den  Grundsätzen  unaerer  ÄmtsvorgäDger 
'eethaltet,  geben  wir  unserer  Freude  Ansdruck.« 
en  Sinn  dieser  Einleitung  wiedergehen  können, 
,  eine  wortgetreue  Üebersetzung  zu  liaferu, 
igste  Scharfsinn  scheitern.  Auch  ohne  quellen- 
)  es  nun  als  selbstTerständlich  voransgeseU 
I,  in  der  Frage  nach  der  Ausdehnung  des  ii 
iruisses  die  Continuität  päpstlicher  Praxis  seit 
erbrochen  bat.  Nicolaus  I.  macht  die  Be- 
isetze Gregors  und  Zacharias  sogar  den  unbe- 
FSicbt '),  Um  so  grösser  ist  aber  die  formelle 
mg  von  den  echten  Schriftstücken  des  Papstes, 
aber  niemals  iu  dem  faat  unverständlichen 
dende  Nicolana,  würde  dem  Process  Abboa  die 
:emessen  haben,  welche  ihm  Pseudo-Nicolans 
sich  hierbei  nicht  mehr  um  Vertbeidigong 
nnter  Grundsätze,  und  die  Reservirung  eines 
Bedeutungslosigkeit  desjenigen  Äbbos  war  füi' 

ilben  Schrift  S.  178  wird  der  von  den  kircbikhen 
te  Satz:  Sancta  Dei  ecclesia  —  gladium  non  habet 
n,  von  welchem  F.  Rocquatn  (Joornal  des  savants, 
LDcipe  salntaire,  qui  aera  nn  joar  oablie  par  lea  pon- 
de  la  aodete  et  de  la  papaote  elle-iuStae.  echappert 
ire  VII.,»  noch  für  echt  gehalten.  Wir  aänmen  Dicht 
ar  Torzonehmen ,  ohne  damit  sagen  zu  wollen,  disi 
p  dieses  Ansaprnches,  den  er  nicht  gethan  hat,  nicht 

a  Baigar.  c.  89.    Mansi  XV,  415  A. 
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den  apostolischen  Stuhl  des  9.  Jahrhundertes  nichts  Schmeichelhaftes 
mehr,  da  Nicolaus  L  die  ihm  überwiesenen  »judicia  laicorum  et 
volgarium  populorum«  für  eine  sich  fast  täglich  wiederholende  und 
doch  unnütze  Belastung  seiner  Arbeitszeit  erklärt ,  weil,  dieselben 
ebensogut  von  den  betreffenden  Bischöfen  erledigt  werden  könnten  ^). 
Darum  leitet  uns  schon  die  Wichtigkeit,  zu  welcher  Ps.*Nicolaus 
den  Frocess  Abbos  aufbauscht,  zu  der  Vermuthung  hin,  dass 
sich  auch  hier  eine  Tendenz  der  Fälschung  verbirgt.  Indem  wir 
auch  diese  biossiegen,  beleuchten  wir  zugleich  nach  einer  andern 
Seite  hin  die  Bedeutung  des  Briefes,  welche  schon  zum  Theil  durch 
seine  Nachbarschaft  in  der  handschriftlichen  Üeberlieferung  ange- 
deutet wird. 

6)  Papst  Gregor  11.  hatte,  in  einem  Schreiben  an  Bonifaz,  den 
Deutschen  gegenüber  nur  das  Verbot  von  Ehen  zwischen  Personen, 
die  in  der  vierten  Generation  verwandt  sind,  aufrecht  gehalten^); 
doch  schon  sein  Nachfolger  Gregor  III.  hob  diese  Nachsicht  auf,  in- 
dem er  das  Hinderniss  aut  die  siebente  Generation  ausdehnte  ^).  Als 
sich  in  der  Folge  die  Deutschen  gleichwohl  auf  jene  Indulgenz 
Gregors  II.  als  auf  ein  ihnen  ertheiltes  Privileg  beriefen,  bezweifelte 
Papst  Zacharias  in  seiner  Bede  auf  der  römischen  Synode  von  743  ^) 
sogar  die  Existenz,  einer  solchen  Concession  ^).  Aber  wie  im  Leben 
eines  Einzelnen  Jahre  von.Nöthen  sind,  um  eine  Handlungsweise, 
zumal  eine  der  Sinnlichkeit  widerstrebende,  zur  Gewohnheit  werden 
zu  .lassen,  so  sind  im  Leben  der  Völker  Jahrhunderte  noth wendig, 
bis  ein  sittliches  oder  religiöses  Gebot,  von  dem  man  seither  nichts 
wnsste,  in  Fleisch  und  Blut  eines  ganzen  Volkes  übergehen  kann. 
Der  Widerspruch  gegen  jene  weite  Ausdehnung  des  Verbotes  und 
die  praktische  Nichtachtung  desselben  ruhten  noch  lange  nicht, 
vielmehr  wurden  sie  auch  noch  mit  der  Autorität  des  ersten  Gregor 
zu  decken  gesucht,  welcher  sich  auf  eine  Anfrage  des  von  ihm  nach 
England  abgeschickten  Benedictiners  Augustinus  nur  gegen  Ehen  von 
Geschwisterkindern  erklärt  haben  soll.  An  der  Schwelle  des  9.  Jahr- 
hunderts (11.  April  800)  sieht  sich  darum  Papst  Leo  III.  abermals 
veranlasst,  den  Standpunkt  des  Zacharias  in  seinem  Schreiben  an  die 
Bischöfe  der  bayerischen  Provinz  zu  wahren;    den  berufenen   Brief 


1)  Mansi  XV,  697  E.    Jaff^  Nr.  2100. 

2)  Jaff€,  Monam.  Mogunt.  Berolini  1866.  p.  89. 

3)  Ib.  p.  93. 

4)  Mansi  XH,  381. 

5)  Cfr.  Scherer,  Ueber  das  Eherecht  bei  Benedict  Levita  und  Pseudo- 
iBidor.  Graz  1879.   §.  47.  S.  47. 
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Gregors  I.  erklärt  er  ffir  nnanfBndbar  im  päpstlichen  Äiobir'). 
Dennoch  felilte  es  auch  im  Laufe  des  9.  Jahrhanderts  mchl  an 
EnodgebnDgen,  welche  lehren,  daas  die  Laienwelt  sich  mit  der  Aqs- 
dehnnn^  des  Ehehindernisses  auf  die  entfernteren  Grade  nicht  m 
befrenoden  vennocht«,  denn  Jonas  toq  Orleans  hielt  es  in  seinem 
Werke  de  institutione  laicali  (II,  8.  de  incestis)^),  lür  nothwendlg, 
sich  mit  dem  Einwand  abzufinden,  dass  der  grosse  Qregor  das  Ehe- 
hindemias  der  Verwandtschaft  keineswegs  in  solcher  Ausdebunng  bin- 
gestellt  habe;  and  in  Ostfranken,  dem  Vaterlaude  unserer  Fätschang, 
bringt  einige  Decennien  später  selbst  ein  Rabaa  seine  Bedenken  gegen 
jenes  bo  gnt  wie  Hcfarankenlose  Khehinderoiss  und  seine  Unzuträglicb- 
keiten  in  dem  Briefe  an  Bischof  Humbert  von  Würzbnrg  iinumwandeD 
zum  Ansdruck  und  r&th  ernatlich  za  einer  Praxis  des  goldnen  Mittel- 
weges*). Es  ist  darum  wohlbegröndet,  wenn  Ruddf  von  Scherer, 
dessen  Belege  wir  nicht  nur  recipirt,  sondern  auch  bereichert  haben, 
behauptet,  die  beiden  pseudo-isidorisehen  Briefe  des  Bischofs  Felii 
fon  Messana  an  Papst  Gregor  I.  und  seine  Antwort  verfolgen  die 
Tendenz,  jene  Berufungen  auf  die  den  Angeln  erwiesene  Indulgenz 
zum  Schweigen  zu  bringen  und  den  Sieg  und  die  Anerkennung  des 
in  Rede  stehenden  Ehegesetzes  endgiltig  zu  machen  *■).  Aber  m 
verbältnisstnftsaig  wenige  Handschriften  der  vollständigen  Psendo- 
Isidora  enthalten  die  beiden  Briefe;  die'  Verbindung  derselben  aä 
dem  Stocke  der  Pseado-Isidora  ist  immer  eine  lose  gewesen  ubI 
wenn  auch  in  Westfranken  Hinkmar  von  Rheims  schon  im  J.  860 
zweimal  von  ihnen  Gebrauch  macht  ^),  so  blieben  sie  in  Ostfrankea, 
dessen  pseudo-isidorisehen  Handschriften  und  auch  die  SammlaDg 
des  Remedius  beweisen,  dass  man  lange  Zeit  nur  die  Decretalen  von 
Clemens  bis  D^nasus  kannte  ^) ,  bis  in's  elfte  Jahrhundert  unbe- 
kannt^. Bis  dahin  bildete  in  Deutschland  ihr  Seitenstnck,  der 
Brief  des  PsendO'Nicolaus,  für  die  erörterte  Tendenz  die  entsprechende 


1}  Nachrichten  vom  Zustande  der  Gegenden  und  Stadt  Javana.  Salzburg 
1784.    Diplomatischer  Anhang  Nr.  XIV.  pag.  58.  Jaff£  Nr.  1912. 

2)  U'Achtry,  Spicilegiom,  1655.  I,  81  sq.    Scherer,  §.  47,  S.  46. 

3)  Harlzheim.  II.  226  sq. 

4)  Scherer,  §.  47.  S.  46  f. 

5)  I>e  divoitio  Lotharii  regis,  tesp.  XII.  (ed.  Sirmond  I,  643  aqO  D« 
naptiü  Stephan!  et  Begimondi  comitis  flliae  Nr.  4.  Slrmond  V,  6&5  sq.  Mona 
XV,  578  D. 

6)  H.  Waaatnchleben,  Die  pseudo-isidorische  Frage,  in  Zeitschrift  für 
Kircheutecht.  Bd.  4.  Tübingen  1864.  S.  299. 

7)  Sie  finden  sich  im  cod.  Darmst.  114  saec.  XI.  Hinschius,  Denetala 
Fseado-Isidonanae.  Lipsiae  1863.  p.  XLVI,  CTII. 
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Complementirung  der  pseudo-isidorischen  Decretalen.  Aber  er  über- 
ragt die  pseudo-isidorische  Epitoipe  des  »Remedins«,  in  deren  Nach- 
barschaft ihn  die  Handschriften  überliefert  haben,  an  Bedeutung, 
denn  der  Yersuch,  die  letztere  unter  die  das  gratianische  Decret  ver- 
mittelnden und  vorbereitenden  Samnalungen  einzureiben  ist  nicht 
geglückt,  da  sie  bestimmt  weder  dem  Verfasser  der  Anselmo  dedi- 
eata,  noch  auch  Burchard  als  Vorarbeit  gedient  hat^);  der  Brief  des 
Ps.- Nicolaus  hielt  durch  fast  alle  vorgratianischen  Sammlungen 
seinen  Omlauf,  und  gelangte  als  Brief  Nicolaus  I.  auch  in  das  Decret 
Gratians. 

7)  Zweifelsohne  übertreffen  die  beiden  besprochenen  Tendenzen 
an  Wichtigkeit  alle  andern,  welche  etwa  noch  den  übrigen  in  die 
Fälschung  recipirten  Wormser  Cauones  innewohnen;  vielleicht  fällt 
auch  den  übrigen,  wie  z.  B.  den  vielen  liturgischen  Bestimmungen 
Pseudo-Isidors,  nur  die  dekorative  Aufgabe  einer  opulenteren  Aus- 
stattung des  Ganzen  zu.  —  Der  Fälscher  ging  so  klug  zu  Werke, 
dass  er  diejenige  Tendenz,  bei  welcher  er  sich  in  sachlicher  üeber- 
einstimmung  mit  dem  Papst  befand,  in  eigener  Arbeit  vorausstellte, 
Qffl  der  nachfolgenden,  welche  sich  zu  echten  Grundsätzen  des  Papstes 
gegensätzlich  verhielt,  um  so  leichteren  Eingang  zu  verschaffen.  Dem 
letzteren  Zweck  diente  in  der  Einleitung  auch  die  Erklärung,  dass 
der  Brief,  welchen  Abt  Grimald  als  ein  Schreiben  Nicolaus  I.  prä- 
sentirt  habe,  von  A  bis  Z  gefälscht  sei.  Der  Kunstgriff  von  Be- 
trügern, ihren  eigenen  Fälschungen  dadurch  Glaubwürdigkeit  zu  ver- 
schaffen, dass  sie  über  diejenigen  anderer  die  möglichste  Entrüstung 
heucheln,  war  wohl  schon  im  9.  Jahrhundert  nicht  neu,  aber  doch 
wirksam;  der  Mann  hat  seine  »Wahrheitsliebe«  und  »Ehrlichkeit« 
in  so  vortheilhaftes  Licht  gestellt,  dass  man  fast  neun  Jahrhunderte 
lang  seine  eig^ene  Fälschung  für  ein  echtes  Document  hielt.  Hoffent- 
lich ist  nunmehr  seine  Gewähr  und  Glaubwürdigkeit  definitiv  ver- 
nichtet. 

§.  3.    Der  zweite  Brief  Nicolam  L  an  Erzbischof  Karl  von  Maine 

(Jaffe  Nr.  2046).  — :  Die  Handschriften, 

1.    Cod.  Colon.  118  (Darmst.  2117)  mbr.  in  4^  saec.  X.  p.  49  sqq. 

Aus  dieser  Handschrift  des  Kölner  Metropolitancapitels,  welche 
mit  vielen  andern  bei  der  bevorstehenden  Invasion  des  französischen 
llevolutionsheeres  a.  1794  nach  Arnsberg  in  Westphalen  geflüchtet 

1)  Kritische  Jahrbücher  fOr  deatsche  Rechtswissenschaft;  von  Richter, 
Leipzig  1837.  I,  359.  (Richter's  Eecension  der  Eanstmann'schen  Schrift  über 
Remedias). 
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dem  Grossherzog  von  Hessen  als  Krie^ 

nach  dem  Eiiege  18€(>  ihrem  nrsprön^li 

mosste,  hat  den  Brief  zuerst  Wasserschieben,  Beiträge,  S.  165 — 167 

edirt^).  Eine  fachmäDuische  Beschreibung  des  cod.  gibt  der  von  Ja^e 

und  WaUenbach  besorgte  Catalog  der  Kölner  Haudscbriftea  S.  4S  f. 

3.  Cod.Salisb.  S.  PetH  nJ)  IX.  S2.  mbr.  in  4».  saec.  X— XI.') 
f.  140—141  nach  gegenwärtiger  Zählung;  f.  143  sq.  nach  Fhülips. 
Die  Zahl  der  Varianten,  textkritisch  von  keinerlei  Bedeutnn^, 
ist  eine  sehr  geringe.  Beachtensnerth  ist  ferner  auch  die  inball- 
liche  Verwandtschaft,  welche  zwischen  diesem  Theile  des  salzbarget 
cod.  tind  der  K&Iner  Handschrift  statthat;  dem  Briefe  Nicolaus  I. 
gehen  in  letzterer  die  Briefe  Rabans  an  Beginhald  und  Humbert 
voraus;  der  Brief  Rabans  an  Heribald  ron  Auxerre  folgt  ihm.  In 
der  zweiten  (oder  dritten)  Äbtheilung  des  cod.  Salisb.,  in  welchem 
offenbar  mehrere,  ursprünglich  ftir  sich  bestehende  Handschriften 
vereinigt  sind,  scbliesst  sieh  der  Brief  Nieolaus  I.  an  dieaelkD 
Briefe  Babans  an,  welche  in  der  Reihenfolge:  an  Heribald,  Regio- 
bald,  Humbert,  voraosgehen. 

5,  Burgundisehe  Bibliothek  eu  Brüssel  cod.  Nr.  495—503  mbr.  ia 
fol.,  welcher  fol.  1 — 121  dem  X.  Jahrhundert  angehört*). 
In  welchem  Verhältniss  der  Text  dieses  cod. ,  welcber  auf  äit 
beiden  Briefe  Nicolaus  I.  in  Sachen  der  Promotion  Egilos  auf  den 
erzbischöflichen  Stuhl  von  Sens^)  enthält,  zu  dem  der  vorgenannten 
steht,  entzieht  sich  bisher  meiner  Kenntniss;  sein  sonstiger  Inhalt 
zeigt  keine  Verwandtschaft  mit  ihnen.  Auch  über  seine  Herkunft, 
ob  er  etwa  aus  Deutschland  stammt  und  zu  denjenigen  Handschriften 
gehört,    welche  aus  den  rheinischen  Provinzen  nach  Paris  und  von 


1)  Da  dieser  cod.  früher  das  einzige  Ueberliefetnngamitte!  des  Boefw 
war,  ao  hat  Flosa  die  HnndHchrift  mit  dem  Teit  roQ  Wasaersch leben  fQ''  ^'^ 
Migne'aobe  Patrologie  abermals  verglichen  und  der  französische  Abdroot  (Mig^ 
CXIX,  811-813)  ist  in  der  That  eine  ganz  genane  Wiedergabe  dieser  Hand- 
BchriFt,  wie  die  von  Dr.  Bellesheim  frenndlichst  besorgte  Collation  lehrt. 

2|  a.  bedeatet  Archiv;  die  Pergamenthandschriften  der  Benedictinerabtö 
8t.  Peter  in  Salzbarg  befinden  sich  jetzt  im  Archiv  dieaea  Stiites. 

3)  Nach  Phillips  »Der  Codei  Saliabnrgensis  8.  Petri  IX.  32»  in  Sittnngs- 
Berichte  der  philoa.-hist.  Cksse  der  k.  Äkad.  A.  Wisä.  Bd.  44.  S.  437.  Nach 
Perts,  Archiv  d.  Öes.  für  ält.  d.  Gesch.  IX,  482  n.  X,  616 :  saec.  IX-X- 

4)  Maassen,  Bibliotheca  latina  jnris  caoonici  manuacripta.  I,  5.  Sitton^S' 
Berichte  der  pbilos.-hist.  Claase  der  k.  Akad.  der  Wiss.  Bd.  5ö.  Wien  i^^ 
S.  191  f.   Cfr.  Perta  im  Archiv  d.  Ges.  för  ält.  d.  Oeach.  VII.  (1899)  8W  ff- 

5J  Mansi  XV,  391.  392.    Jaff€  Nr.  2120.  2121. 
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dort  im  Jahre  1815  anstatt  nach  Deutschland  zurück  in  die  bur- 
gundische  Bibliothek  übergeführt  worden  sind^),  weiss  ich  zur  Zeit 
nichts  anzugeben. 

§,  4,  Fortsetsmig.  —  unechtheit  und  Tendenz. 

1)  Der  Brief  besteht,  den  Eingang  und  Schluss  abgerechnet, 
aas  den  vier  Cauones  der  Wormser  Synode  a.  868  cc.  26.  37.  35. 
36.  oder,  nach  der  Reihenfolge  der  Wormser  Canones^)  im  cod. 
Colon.  118,  aus  welchem  der  Brief  zuerst  edirt  worden  ist,  aus  den 
cc.  16.  17.  18.  19.  In  der  Einleitung,  deren  salbungsvoller  und 
überladner  Stil  sich  den  ersten  Sätzen  des  vorigen  Briefes  eben- 
bürtig an  die  Seite  zu  stellen  vermag,  wird  dem  pastoreilen  und 
erleuchteten  Seeleneifer  des  Erzbischofs,  welcher  sich  im  Interesse 
einer  möglichst  erspriesslichen  Leitung  seiner  Heerde  mit  Anfragen 
an  den  apostolischen  Stuhl  gewandt  hat,  gebührendes  Lob  gespendet. 
Im  Schlusstheil  wird  die  Kürze  des  Antwortschreibens  mit  Mangel 
an  Zeit  entschuldigt:  der  Papst  hat  viel  zu  thnn  und  der  Bote  des 
Erzbischofs  will  nicht  warten,  weil  er  rasch  heimkehren  will.  Der 
Erzbischof  solle  darum  rechter  Zeit  einen  Gesandten  mit  Zuschriften 
nach  Rom  abordnen,  um  ausführlichere  Erwiderungen  zu  erhalten. 
—  Man  braucht  mit  dem  Bau  dieses  Briefes  die  Passung  des  ersten 
im  cod.  Colon.  120  nur  zu  vergleichen,  um  einzusehen,  dass  die 
Kölner  Abschrift  des  ersten  Briefes  nach  dem  Muster  des  zweiten 
(im  cod.  Colon.  118)  besorgt  worden  ist,  indem  man  auch  den  ersten 
nur  an  Erzbischf  Karl  adressirte  und  die  längere  Einleitung  bis  auf 
einen  einführenden  Gedanken,  dem  man  sofort  die  Wormser  Canones 
folgen  Hess,  abkürzte. 

2)  Die  Thatsache,  dass  der  Inhalt  auch  dieses  Briefes,  den 
Anfang  und  Schluss  abgerechnet,  nur  aus  Wormser  Canones  besteht, 
hat  ihn  schon  seinem  ersten  Herausgeber,  Wasserschlehen  (Beiträge 
S.  165)  verdächtig  gemacht  und  ihm,  wie  Dümmler  (I,  391  N.  26) 
Bedenken  an  seiner  Echtheit  erregt.  Ist  nun  bezüglich  des  ersten 
Briefes  der  Beweis  erbracht,  dass  nicht  die  Wormser  Synode  den 
Papst,  sondern  »Nicolaus«  die  Wormser  Synode  benützt  hat,  so 
haben  wir  allen  Grund,  bei  diesem  Brief  dasselbe  Verhältniss  zu 
statuiren,  d.  h.  ihn  für  unecht  zu  erklären.     Doch  wollen  wir  zum 


1)  Archiv  d.  Ges.  für  alt.  deutsche  Gesch.  VII,  2.  VIII,  4i.  —  Ich  ver- 
mathe  üi  dem  Kloster  Prüm,  dessen  Abt  Egil  auf  den  erzbischöfiieben  Stuhl  von 
Sens  erhohen  wurde,  die  Heimath  unserer  Handschrift; 

2)  Die  Reihenfolge  der  Wormser  Canones  weicht  -bekanntlich  in  den  ver- 
schiedenen Handschriften  sehr  ab.     Wasser  schieben,  Beiträge  S.  14. 
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Ileberfluss  noch  .darauf  aufmerksam  machen,  dass  die  generelle  Ver- 
fügung des  Briefes,  mau  solle  allen  öffentlichen  Bfissern  die  Fort- 
setzung ihres  (legitimen)  ehelichen  Lebens  nicht  verwehren,  welches 
auch  immer  der  Grund  ihrer  Busse  sei ,  den  wirklichen  und  echten 
Grundsätzen  der  päpstlichen  Bussdiseiplin  Nicolaus  I.  schnurstracks 
zuwiderläuft. 

3)  In  der  Nachbarschaft  dieser  Verfügung  des  Pseudo-Nicolaus 
scheint  auch  der  in  unsern  Brief  recipirte  c.  36  (19^  von  Worms 
einen  andern  Sinn  m  erhalten,  als  er  den  c.  11.  10. 12.  von  Verberie 
(756),  deren  wörtliche  und  unveränderte  Wiederholung  er  ist^), 
innewohnt.  Wenn  nämlich  can.  36.  Wormat.  und  mit  ihm  Ps.-Ni- 
colaus  für  den  Ehebruch  der  Frau  mit  ihrem  Stiefsohne  und  für  den 
Ehebruch  des  Mannes  mit  seiner  Stieftochter  oder  Schwägerin  nicht 
nur  öffentliche  Busse,  sondern  auch  Lösung  der  Ehe  anbefehlen,  so 
sollte  die  letztere  hier  nicht  mehr  vom  Gesichtspunkt  der  Strafe  aus 
zu  betrachten  sein,  nicht  mehr  als  selbstverständliche  Folge  der, 
durch  den  qualificirten  Ehebruch  verwirkten ,  öffentliche  Busse  auf- 
zufassen sein,  da  Ps.-Nicolaus  mit  can.  37  (17)  Wormat.  ausdruck- 
lich vorher  erklärt,  die  öffentliche  Busse  sei  in  jedem  Falle  (pro 
quibuscunque  piaculis)  mit  der  Fortsetzung  der  Ehe  vereinbar.  Die 
Verfügung  der  Ehescheidung  dürfte  hier  also  nicht  mehr  als  Straf- 
oder Bussgesetz,  sondern  als  ein  Ehegesetz  zu  betrachten  sein,  b 
welchem  die  affinitas  e  copula  illicita  (superveniens,  im  ersten  Grade) 
als  Auflösungsgrund  der  Ehe  statuirt  würde.  Wäre  diese  Deutung 
zutreffend ,  dann  würde  unser  Brief  ein  zweites  Seitenstück  zu  der 
pseudo-isidorischen  Decretale  Gregors  an  Felix  von  Messana  sein,  in 
welch  letzterer  zum  ersten  Mal,  und  zwar  ohne  jegliche  Beschränkung 
der  Verwandtschaft,  das  Hinderniss  der  Affinität  e  copula  illicita  (ante- 
cedens) mit  dem  aus  einer  ehelichen  Schwägerschaft  entstehenden 
Hindernisse  auf  eine  Linie  gestellt  wird.  {Scherer,  §.  48.  S.  48.) 
unser  Brief  würde  demnach  in  diesem  Punkte  eine  Complementirung 
der  pseudo-isidorischen  Tendenz  bieten,  indem  er  das  genannte  Ehe- 
hinderniss  nach  dessen  zweiter  Gestalt  (als  superveniens)  zum  Gesetz 
erheben  würde.  Wenn  ich  nun  auch  gegen  von  Sclierer  (Seite  48  Note) 
zu  beweisen  im  Stande  bin,  dass  die  pseudo-isidorische  Neuerung  iffl 
Westfranken  schon  um  das  Jahr  860  praktisch  geworden  ist^),  so 

1)  Scherer,  S.  36.  Note  2:  Nur  in  c.  10.  ist  die  ausdrückliche  Gesit- 
tung der  Wiederverheirathung  unterdrückt,«  seil,  bei  der  Reception  in  den 
Wormser  can.  36. 

2)  Im  Eheprocess  des  Grafen  Stephan,  in  welchem  Hinkmar  vonBbeims 
ebenso  entscheidet,  wie  früher  der  Beichtvater  des  Grafen.  Cfr.  Hincmari,  de 
nuptiis  Stephani.  Nr.  4.  ed.  Sirmond,  11,  665  sq.   Mansi,  XV,  578  E. 
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muss  ich  doch  seinen  exakten  Untersachungen  einräumen,  dass  die 
sonstigen  Quellen  jener  Zeit  eine  affintas  e  copnla  illicita  nicht 
kennen  ^),  und  dass  »alle  gemeiniglich  zum  Erweise  derselben  ange- 
führten Belege  von  anderen  Dingen  handeln«  (S.  36).  Mass  ich 
ferner  anerkennen,  dass  grade  die  ostfränkischen,  der  Wormser 
Synode  zeitlich  nachfolgenden  Bechtsquellen ,  namentlich  die  cann. 
der  Synode  von  Tribur,  von  der  Existenz  jenes  Ehehindernisses  nichts 
wissen^),  so  werde  ich  doch  wiederum  darauf  verwiesen,  die  Auf- 
lösung der  Ehe,  welche  Ps.-Nicolaus  mit  den  Wormser  Canones  in 
den  Fällen  verfügt,  in  welchen  Eheleute  mit  ihren  Stiefkindern  oder 
Schwägersleuten  die  Ehe  brechen,,  nicht  als  eine  Folge  der  genannten 
Affinität  aufzufassen,  sondern  als  Strafe  für  den  incestuosen,  inner- 
halb des  bezeichneten,  nächsten  Affinitätsgrades  verübten  Ehebruch. 
Cau.  37  (17)  Wormat.  ist  demnach  als  Ausnahmefall  zu  der  gene- 
rellen Verfügung  des  c.  36  (19)  zu  bezeichnen  und  somit  der  Inhalt 
beider  durch  folgende  Interpretation  zu  harmonisiren :  Welches  im- 


1)  Man  vergl.  auch  Nicolai  I.  resp.  ad  Consnlt.  Harduici  Vesont.  c.  L 
Mansi  XV,  460. 

2)  Es  ist  deo  Aasführangen  Scherers  a.  a.  0.,   nach  welchen  weder 
can.  44.   Tribnr.   von   einer  affinitas  e  cop.  ill.  antecedens  noch  auch  can.  4). 
Tribar.  von  einer  äff.  e  cop.  ill.  superyeniens  {Sckeürl,   Die  Entwicklang  des 
kirchlichen  Eheschliessungsrechtes ,  1877.  S.  46  ff,    Knitschky,  Krit.  Viertel- 
jahrsschrift für  Gesetzgebung  und  Rechtswiss.  Bd.  18.  1876.  8.  418)  handelt, 
beizupflichten.    Dass   aber  im    10.  Jahrhundert   dieses   Ehehinderniss ,   dessen 
Existens  sich  am  Ende  des  9.  Jahrhunderts  noch  nicht  erweisen  lässt,  im  Bechts- 
bewusstsein  Wurzel  gefasst  hat,  lehrt  das  cap.  51.  De  His  Qui  Duabus  Sororibus 
Nupserint  in  der  Sammlung  von  61  Capiteln  des  Cod.  Salisb.  S.  Petri  a.  IX, 
32  (f.  206-217  nach  gegenwärtiger  Zählung,  fol.  213—225  nach  der  Foliirung 
bei  Phillips  9  a.  a.  0.  S.  496 — 508).    Das  Capitel  51,  welches  voir  lauter  tri- 
burer  canones  umgeben  ist,   aber  von  Phillips  (S.  503)  irrthümlieh   als  ein 
triburer  bezeichnet  wird,  liefert  zu  dem  c.  33.  Wormat:   Si  quis  cum  duabus 
sororibus  fnerit  fornicatus,  aut  cum  his  personis  de  quibus  sacra  scriptura  pro* 
bibet,  si  dignam  egerit  poenitentiam  et  eastitatis   non  ualuerit  continentiam 
sustinere,  liceat  ei  legitimam  inconjagio  uxorem  accipere,   folgende  Interpre- 
tation :  Quotiescunque  enim  coniugi  qnondam  legitimae ,  eujns  uiolauefat  sovö- 
rem,  matrimonio  copulatur,  toties  prohibito  incestu  polluitnr.  Non  enim  propter 
actam  poenitentiam  carnis  affinitas  immutabitur.    Ideoque  si  non  possit  se  con- 
tinere ,  qnae  possit  ei  esse  legitima ,  aliam  ducat.    Similiter  et  mulier  (so  fährt 
der  cod.  im  cap.  33.  Wormat  fort),  quae  tali  fuerit  scelere  lapsa,  ut  non  for- 
nicationis  perducatur  ad  chaos,  perficiat.    Sed  hoc  de  laicis  uirLs  ac  mulieribus 
solummodo  statuimus  (f.  213v  nach  jetziger,  f.  220  nach  Phillips  Foliirung). 
Natürlich  ist  die  Interpretation  falsch,  denn  der  Wormser  can.,  welcher  auch  in 
den  ersten  Brief  des  Ps.-Nicolaus  recipirt  ist,  spricht  Ton.ausserehelichem  In- 
cest  und  nicht  von  incestuosem  Ehebruch  und  dadurch  bewirkter  äff.  e  cop.  ill. 
superreniens. 
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mer  der  Grund  einer  öfiTentlichen  Busse  ist,  der  Poenitent  darf  seine 
legitime  Ehe  während  der  Basszeit  tortsetzen;  ausgenommen  sind 
Eheleute^  w^khe  mit  Stiefkindern  und  ihren  Schwägeni  bez.  Schwä- 
gerinnen die  Ehe  gebrochen  haben;  diese  dürfen  auch  ihre  legitime 
Ehe  nicht  fortsetzen.  —  Dass  der  Fälscher  ferner  den  strengen  Be- 
stimmungen des  Wormser  Concils  über  Priestermörder  im  can.  26 
(16)  dadurch,  dass  er  sie  einem  Papste  unterschob,  grösseres  An- 
sehen verschaffen  wollte,  ist  in  einem  Jahrhunderte  erklärlich,  in 
welchem  die  Vexationen  der  Geistlichkeit  keinen  untergeordneten  Be- 
weggrund zur  Anfertigung  der  grössten  Fälschung  bildeten,  welche 
jemals  yerübt  wurde.  Waren  auch  in  Westfranken  die  Stellung  des 
Clerus  ungleich  schwieriger  als  gleichzeitig  im  Ostreich  ^) ,  so  ver- 
schlimmerte sich  doch  auch  die  Lage  des  ostfränkischen  Klerus  nach 
dem  Tode  Ludwigs,  wie  die  Verhandlungen  der  Synoden  von  Mainz 
(888),  noch  mehr  diejenigen  von  Tribur  (895)  lehren. 

§.  5,  Zeit  der  Abfassung  beider  Fälschungen.  Verhältniss  der  beiden 
Recensionen  des  ersten  Briefes  zu  einander  und  zum  zweiten  Briefe. 

l)'Mit  dem  Beweis  der  ünechtheit  der  beiden  Briefe,  tritt 
auch  die  Frage  nach  ihrer  Abfassungszeit  in  ein  neues  Stadium. 
Als  terminus  a  quo  ergibt  sich  für  beide  Briefe  das  Jahr  der  Synode 
von  Worms  (868).  —  Für  den  terminus  ad  quem  kommt  zunächst 
ein  den  ProtocoUen  der  triburer  Synode  oder  den  Vorlagen  für  die- 
selbe angehöriger  Canon 2)  in  Betracht,  in  welchem  mit  Berufung 
auf  Nicolaus  L  (sicut  sanctus  Nicolaus  et  alii  Romani  Pontifices 
statuerunt)  beantragt  wird,  man  solle  in  Zukunft  Poeniteuten,  weiche 
für  Incest  öffentliche  Busse  leisten,  wenn  sie  verheirathet  sind,  die 
Fortsetzung  ihrer  Ehe,  den  ünverheiratheten  den  Abschluss  einer 
legitimen  Ehe  gestatten:  Mit  dieser  Berufung  kann  sich  der  An- 
trag, welcher  übrigens  keineswegs  Beschluss  geworden  ist  %  nur  auf 
den  ersten  der  beiden  Briefe  bezogen  haben,  in  welchem  allein,  zwar 
nicht  auch  vom  Incest  Verehelichter  oder  incestuosem  Ehebrach, 
aber  doch  vom  Incest  Unverehelichter  oder  ausserehelichem  Incest  in 
der  angewendeten  Tendenz  die  Rede  ist.  Steht  es  fest,  dass  der 
Brief  der  triburer  Synode  als  kirchen  rechtliches  Quellenmaterial  vor- 
gelegen hat,  dann  erklärt  sich  die  Elrscheinung,  dass  er  sich  hand- 


1)  Cfr.  Wenck^  Das  fränkische  Reich  nach  dem  Vertrage  von  Verdun. 
Leipzig  1851.  S.  217  ff.  cfr.  Dümmler  I,  293  ff. 

2)  Regino  II,  205.  Barch.  XVII,  20.    Wasserschfeben,  Beiträge,  S.  169. 

3)  Cfr.  C.  21,  24—27.  Tribur.  bei  Wasserachleben,  Beiträge,  S.  178  ff. 
Phiatps,  Die  grosse  Synode  von  Tribur,  Beilage  D.  c.  25—28.  1.  c.  S.  775. 
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schriftlich  in  der  Nachbarschaft  ihrer  Verhandlungen  vorfinde.  Aller- 
dings muss  man  zugeben,  dass  jene  Berufung  noch  uicht  grade  die 
Existenz  der  längeren  Recension  voraussetzt,  weil  sie  sieh  nicht  auf 
das  jener  Becension  eigenthumliche  Capitel  bezieht.  Aber  wenn  man 
den  umstand  beachtet,  dass  es  grade  die  längte  Becension  ist, 
welche  sich  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  der  Vulgatrecension 
oder  den  Vorlagen  der  triburer  Synode  schon  in  einer  Handschrift 
findet,  welche  dem  Ende  des  IX.,  oder  Anfang  des  X.  Jahrhunderts 
angehört,  so  ist  die  Behauptung,  dass  auch  sie  schon  zur  Zeit  der 
triburer  Synode  (895)  oder  doch  wenigstens  sehr  bald  darauf  existirt 
habe,  nicht  mehr  gewagt  zu  nenne??.  Die  Fälschung  ist  demnach  in 
der  zweiten  Hälfte  des  IX.  Jährhunderts  entstanden. 

2)  Zur  6e;dtimmung  des  ter minus  ad  quem  iür  die  Abfassungs* 
zeit  des  zweiten  Briefes  dient  ein  zweifaches  Moment.  Wie  wir  §.  3. 
bemerkt  haben ,  erscheint  der  Brief  in  den  zwei  deutschen  Hand- 
schriften begleitet  von  drei  Briefen  Rabans.  Nun  hat  aber  Was- 
verschieben  (Beiträge  S.  13  f.)  in  dem  cod.  Colon.  118  die  Quelle 
für  die  von  Regino  benützten  Briefe  Rabans  und  die  Wormser 
Canones  entdeckt ;  die  Lesearten  in  den  von  Regino  aufgenommenen 
Fragmenten  aus  jenen  drei  Briefen  Rabans  stimmen  durchaus  mit 
der  Recensioa  dieses  cod.  überein;  die  Canonen  der  Synode  von 
Worms,  deren  Reihenfolge  bekanntlich  in  verschiedenen  Handschriften 
sehr  abweicht,  werden  von  Regino  mit  denselben  Capitelzablen  citirt, 
wie  sie  der  cod.  Colon,  hat.  Es  ist  darum  nicht  ungerechtfertigt, 
auch  die  Existenz  des  jene  Briefe  Rabans  begleitenden  Briefes  des 
Pseudo-Nicolaus  vor  Reginos  Sammlung  anzusetzen.  —  Wir  werden 
die  Fälschung  aber  in  einen  noch  früheren  Zeitpunkt  versetzen 
müssen,  wenn  wir  ihr  Verhältniss  zu  der  längeren  Recension  des" 
ersten  Briefes  würdigen.  Die  längere  Recension  des  ersten  Briefes 
ist  dadurch  entstanden,  dass  ein  Compilator  den  sämmtlichen  Inhalt 
der  kürzeren  Recension  und  aus  dem  zweiten  Briefe  das  erste  und 
längste  der  den  Brief  bildenden  vier  Wormser  Canones,  nämlich  die 
Bassbestimmungen  für  Priestermord  zu  einem  Briefe  zusammen* 
schweisste,  diese  Materien  in  Capitel  eintheilte,  sodass  die  Bussbe^ 
Stimmungen  über  Priestermörder  an  fünfter  Stelle  (c.  5.)  vor  den 
Basssätzen  für  Verwandtenmorder  zu  stehen  kamen.  Da  nun  aber 
die  Existenz  der  längeren  Recension  des  ersten  Briefes,  wenn  nicht 
zar  Zeit  der  triburer  Synode  so  doch  sehr  bald  darauf  handschrift- 
lich erwiesen  ist,  so  muss  auch  die  Entstehung  des  zweiten  Briefes 
noch  in  die  zweite  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  verlegt  werden. 

3)  Die  Bestimmung   der   Chronologie  der   zweiten  Fälschung 
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geht  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  die  kürzere  Recension  des 
ersten  Briefes  die  ursprüngliche  Gestalt  der  Fälschung  und  die 
längere  aus  der  Zusammensetzung  dieser  mit  einem  Theil  der  zweiten 
Fälschung  entstanden  ist.  Diese  Voraussetzung  über  das  Verhältniss 
der  FälschuDgen  zu  einander  darf  nicht  unerwiesen  bleiben,  wenn 
ihr  ein  Beweiswerth  für  die  Chronologie  derselben  zukommen  soll. 
Für  die  Priorität  der  kürzeren  Recension  spricht  zunächst  der  um- 
stand, dass  sie  noch  nicht  in  Capitel  eingetheilt  ist;  denn  die 
Gapiteleintheilung  des  Stoffes,  welche  seine  Herkunft  aus  Concils- 
canones  noch  deutlicher  verräth  und  seinen  losen,  nicht  eben  brief- 
mässigen  Zusammenhang  auch  äusserlich  schärfer  hervorhebt,  wiA 
der  Fälscher  wohl  unterlassen  haben ;  sie  ist  zu  einer  Zeit  unter- 
nommen worden,  welche  die  Quelle  des  Briefes  nicht  mehr  kannte 
und  in  der  man  darum  ihre  Entdeckung  nicht  mehr  befürchten 
konnte.  Für  einen  ursprünglich  nicht  in  Capitel  gefheilten  Stoff 
spricht  auch  der  Bau  des  zweiten  Briefes,  welcher  ebenso  wie  die 
kürzere  Recension  des  ersten  Briefes  nach  einer  Einleitung,  einem 
Stück  eigner  Arbeit  des  Fälschers,  die  Wormser  Canones  ohne  alle 
auch  nur  formelle  Aenderung  als  päpstlichen  Decretalenstoff  bietet. 
Die  Art  und  Weise  dagegen,  wie  der  erste  Brief  in  der  längeren 
Recension  vermehrt  wird,  zeugt  von  einer  stilvolleren  Hand;  indem 
sie  die  Busssätze  für  Priestermörder  als  cap.  5.  vor  diejenigen  för 
Verwandtenmörder  (c.  6.)  einschiebt,  gibt  sie  ihm  auch  die  Structar 
des  c.  6.  und  bewerkstelligt  zu  diesem  Zweck  Umstellungen  der  Sätze 
derart,  dass  sie  zuerst  die  Bestimmungen  über  den  Ausschluss  aus 
der  Kirche  und  seine  Dauer  vorausschickt  und  sodann  die  über  das 
Privatleben  des  Büssers  (Faste,  Abstinenz  etc.)  folgen  lässt  und  statt 
des  casuistischen  Singulars  (Qui  —  tradiderit  —  perpetrauerit  etc.) 
stets  den  Plural  (Qui  tradiderint  etc.)  gebraucht,  um  auch  hier  die 
Conformität  mit  c.  6.  zu  wahren.  Wäre  dieses  Capitel  nicht  später 
eingeschoben,  hätte  es  vielmehr  ursprünglich  diesen  Platz  innege- 
habt, dann  wäre  doch  naturgemäss  das  cap.  6.  (c.  30.  Wormat.) 
nach  dem  vorausgehenden  cap.  5.  (c.  26.  Wormat.)  gegliedert  wor- 
den. —  Das  in  eben  geschilderter  Weise  umgeformte  Capitel  (c.  5.) 
ist  aber  nicht  mehr  direct  aus  erster  Quelle,  aus  den  Canones  von 
Worms  (c.  26.)  entlehnt,  sondern  bereits  aus  dem  zweiten  Briefe 
des  Pseudo-Nicolaus ;  denn  die  Wormser  Synode  (c.  26.)  schliesst 
den  Priestermörder  nur  auf  zehn  Jahre,  Ps.-Nicolaus  aber  im  zweiten 
Briefe  und  im  c.  5.  der  längeren  Recension  des  ersten  Briefes  auf 
12  Jahre  von  der  Communion  aus.  Dass  nun  grade  die  strengen 
Busssätze   für   Priestermord   bei  der   Reception  in  die  längere  Re- 
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cension  des  ersten  Briefes  als  besonders  werthroU  Tor  den  übrigen 
dlscipliöareö  Bestimmungen  des  zweite»  Briefes  den  Vorzug  erhalten 
haben,  Besse  sieh  grade  aus  den  Zeitra-bältnissen  dfer  triburer  Synode 
befriedigend  erklären,  deren  »Bischöfe,  durch  die  Berichte  Aber  die 
gmusanKen  Misshandluhgen,  welche  an  tmschaldigen  Priestern  von 
gewaltthätigen  Laien  verftbt  worden  waren,  erschüttert ,4  den  König 
durch  eine  Deputation  von  Synodalmitgüedem  feierlich  ersuchen 
Hessen,  »den  geistlichen  Stand  vor  dergleichen  öewaltthaten  sicher 
zu  stellen  i).« 

§.  6,    Ein  Brief  Nicolam  1,  an  lAtUbert  von  Mains  ^   der  vorigen 

Fälschungen  NacJibüd, 

Vi^le  Fälschungen,  weiche  d^s  pseudo-isidorig^e  Jahrhundert 
auf  den  Namen  dieses  Papstes  noch  Während  seiner  Lebenszeit  ver- 
sucht, hat  seine  eigene  Umsicht  entdeckt  und  ihren  Zweck  vereitßlt*); 
nach  seinem  Tode  konnte  das  unehrenhafte  Geschäft  mit  mehr  Er- 
folg betrieben  werden.  Speciell  blieb  das  Beispiel,  aus  Worraser 
Canones  Nicolpsbriefe  zu  fertigen ,  nicht  ohne  Nachahmung  in 
Deutschland.  -    .    . 

Im  Cod,  Vmdöb.  354  (Salisb.  282)  mbr.  in  foL  saeo,  XII. 
findet  sich  unter  den  Additionen  (fol.  73 — 148v)  zu-dan  Decret 
Burcbards,  von  welchem  die  Handschrift  nur  lib.  I— X.  c.  23  (fol. 
1—69;  f.  .69— 72v  sind  leer)  enthält, 

f.  112v  unter  der  Rubrik:  De  pai-ricidis et fratricidis siue ince^uosis, 
ein.  Theil  des  ersten  Briefes  des  Ps.-Nicolaus  an  Erzbisohof  Karl : 
Nycolaus  papa  Earolo  maguntiacensi  arcfaiepiscopo  eiusque  suf- 
fraganeis.  De  parricidis  et  frakicidis  —  Gladium  non  habet 
nisi  spbritualem  atque  diuinum,  non  o(^dit  sed  uiuificat.  Hieran 
schliesst  sich 

f.  112v— IIB  unter  der  Rubrik:  .De  diuersis  homicidiorum  modis 
folgendes  BrieflFragment :  Nicolaus  papa  Liutperto  mogontiacensi 
arcfaiepiscopo.  Si  .quis  non  in  hello,  sed  uel  odii  tneditatione 
uel  propter  auariciam  paganum  occiderit,  quia  non  leui  uitio 
comittitur,  ut  homicidiam  conuenit  penitere.  Quandoquidem  nee 
^xteris  gentibus  nisi  oblatam  pacem  respuerint,  bellum  erat 
populo  antiquo  penitus  inferre  preceptum.  Si  quis  arcüm  ten- 
dens  causa  probandae  cordae,  sagittacasu,  non  ex  uoto,  pro« 


1)  PhiUipSf  Die  grosse  Synode  votf  Tribur,  1.  c.  S.  719  f. 

2)  Gfr.  Journal  des  savants,  1880.  p.  682  s. 
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siliente  filiam  sanm  interemerit,  ita  debet  penitere,  utancirannm 
concilium  statoit  de  homieidio  sponte  comniisso.  Esset  autem 
ei  senerior  indiceuda  peoitentia,  qaia  filins  eiüs  ertitit*  Sed 
qoanto  carne  proximior  uisos  erat«  tanto  de  more  illios  ir  cocde 
sao  acrior  dolor  exortas  est.  Non  eiiini  hoc  sponte  p^^tra- 
tarn  est.  Si  qais  insanus  homioem  oceiderit,  licet  peniteatia 
ei  Sit  inioogenda^  qoia  ipsa  infirmitas  causa  peccati  fiiisse  cre- 
ditur,  tantam  tarnen  leuior  qaam  ei,  qm  tale  qitid  saniis;  oom- 
mittitf  qaantam  int^r  sannm  et  insanum,  et  ratiorvabile  et  irra- 
rätionabile  constat  esse  discriminis.  Si  aliquo  mcidente  arborem, 
quilibet  snb  eins  casn  opprimitar ,  incisor  arboris  ut  hoioicida 
peniteat,  si  eins  uolantate  nel  negligentia  factam  est.  Qaod  si 
non  uoto,  non  incnria  illius,  non  deniqne  sdentia  contingit,  sei) 
dum  ille  operi  necessario  fortassis  incumberet,  iste  inspiratns 
occnrit  sab  arborem  et  ex  inproaiso  oppressas  est,  indsor  ar- 
boris homicidae  non  est  comparandus.  —  Unmittelbar  darauf 
folgt  auf 
fol.  113  unter  der  Rubrik:  Qualiter  penitere  debeat,  qui  saeetdotem 
occidit  uoluntarie  folgendes  Stück  aus  dem  zweiten  Briefe  des 
Ps.-Nicolaus  an  Erzbischof  Karl:  Ex  decretis  nicolai.  Qui  sa- 
cerdotem  uoluntarie  occiderit  —  ut  perfectius  purificari  merea- 
tur.  Der  Text  der  beiden  Briefe  an  Erzbischof  Karl  wird  nun 
etwas  frei  wiedergegeben;  man  wird  daraus  schliessen  dürfen, 
dass  mit  dem  Text  des  Briefes  an  Liutbert,  welcher  hier  viel- 
leicht auch  nur  fragmentarisch  citirt  wird,  ähnlich  verfahren 
worden  ist.  Dennoch  ist  die  Thatsache,  dass  wir  den  Brief  nur 
in  dieser  Form  kennen  lernen,  nicht  allzusehr  bedauerlich ;  denn 
auch  er  besteht  nur  aus  Wormser  Canones  (c.  27 — ^29)  uüd  der 
\  Umstand , .  dass  er  inmitten  zweier  Falsificate  steht ,  die  ^gleicb 
ihm  nur  aus  den  Bestimmungen  dieser  Synode  bestehen,  deutete 
schon  die  Schule  an,  in  wdcher  sich  sein  Compilator  gebildet 
hat;  auch  dieser  meinte  hoffen  zu  dürfen,  man  würde  glauben, 
dass  die  Wormser  Synode  sich  Decretp  Nicolaus  I.  zu  eigen 
gemacht  hätte.  Nachdem  wir  das  umgekehrte  Yerhältniss  für 
die  Arbeit  seiner  Muster  und  danait  die  Unechtheit.  demselben 
erwiesen  haben,  haben  wir  das  Recht,  auch  dieser  und  alten 
etwa  noch  auftauchenden  Nachbildungen  jener  Fälschungen  einen 
analogen  Charakter  zuzuerkennen  und  sind  der  Mühe  überhobent 
einen  besonderen  Nachweis  ihrer  Unechtheit  anzutreten  ^). 

1)  Es  ist  Tielleicht  noch  der  Erwähnung  werth,  dass  dies^be  Handschrift 
in  naher  Entfernung  von  den  genannten  Decreten  noch  zwei  Ehccerpte  ans  dem 
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§.  7.    Der  Brief  Nicolau$  L  an  Bischof  Ratöld  von  Strasshurg 
(J^lfe  Nr.  2159),  der  vorigen  Fälschungen  JRückhaU. 

1)  ber  Brief  Nicolaas  I.  an  Bischof  Batold  findet  sich  seit 
Borchards  Decret,  durch  dessen  Druck  er  zuerst  bekannt  wurde  ^), 
in  allen  bedeutenderen  Ganonensammlungen  *  bis  auf  Gratian ,  bald 
vollständig,  bald  mit  Weglassung  des  einleitenden  Satzes^).  Selb- 
ständig d.  h.  nicht  als  Theil  kirchen rechtlicher  Quellensammlungen 
fand  ich  ihn  in  einer  Münchner  Handschrift,  welche  kfirzlich  vom 
k.  bayer.  Reichsarchiv  an  die  Staatsbibliothek  abgegeben,  hier  zur 
Zeit  noch  nicht  nümerirt  ist;  Der  Inhalt  der  dfter  benutzten  Hand- 
schrift, welche  frflher  als 

.  .  ^  '  '     '  •  »  »  '  » 

Cod.  Fris.  Ä  H.  1^  des  h  Reichsarchivs  ssu  München  mbr.  in  4<>. 
:  saec.  X. 

bezeichnet; wird,  ist  folgender: 
fol.  1— 3v.  .  Kirohengebete. 

f.  3v— 4.   Decreta  Fiithurici  archiep.  Annonis  et  Modonis  in  synodo 
'  Mogonciae  congregatorum.    Synode  vom  Jahre  950-^954 ,  von 

Prof.  Friedrich  mitgetheilt  an  Befele\  Conciliengeschichte ,  lY, 

603  (2.  Aufl.). 

1.  4v  fet  leer. 
i  5 — 7.   Ex  decretis  Siricii  papae  eap.  XV.  und  ex  Decretis  Inno- 

cencii  papae  cap.  XXI. 
f.  7 — 10.    Fides  Rihkeri  Scolastici.  Domno  suo'abraham,  suisetiam 


ersten  Briefe  des.  Ps.-Niöolaus  an  Erebischof  Karl  aufweist.  \)  f.  114:  Ex  de- 
creto  Nicolai  episcopi.  Ny-colaus  episcopns  Karolo  episcopo.  Hoc  uobis  inter- 
rogantibos  statuimus,  ut  nuUi  }iceat  chriatiano  de  propria  consanguinitate  —  aat 
memoria  retinetur.  2)  f.  115v:  Ne  quis  commatri  suae  copuletnr.  N*ycolau8 
papa  Karolo  ar<:hiepiscopo.  Si  qnis  cum  commatri  spiritnali  fuerit  fornicatas  — 
leg! timam  tarnen ,  si  habaerit ,  non  dimittat.  —  An  echten  StftckeD  bietet  der 
codex  f.:  78 -das  cap.  8.  der  Eesponsionen  an  Salomo,  Jaffi^t.  2155.  efr.  §.  1. 
and  foL  115:  De  nefaria  copalatione  uidi^arum  nelatarum  ficte.  Njeolaus  epis- 
copns Adalaino  iauaueiisi  archiepiscopo.    Jafft  Nr.  2151. 

1)  Stephan  Bai  uze  edirte  ihn  (Miscellaneorum  libri  VII  seu  Coliectio 
veterura  ftionumentorum,  Paris,  tom.  V.  (1700)  p.  487  sq.)  *e  codice  4048  bib- 
liothecae  Colbertinae  et  ex  BivipuUensi,«  in  der  Meinung,  ein  ineditum  zu  ver- 
öffentlichen. Aber  schon  Mansi  bemerkte  dagegen,  dass  der  Brief  aus  Burchards 
Deoret  VI,  46  votlständiger  bekannt  sei  und  liessihn  aus  seiner  Handschrift  des 
Bnrchard  (Cod*  Lucaa,  124.  saec.  XII.  cfr.  Mansi  VII,.893.  Archiv  für  kath. 
Kirchenrecbt  Bd.  XIII.  N.  F.  7.  Mainz  1865.  S.  6)  neuerdings -abdrucken. 
(Mami  XV,  458  sq.). 

2)  Decretuin  Magistri  Gr&tiani  ed.  Friedberg.  Lips.  1879.  p.  1157  Note 
260  ad  c.  15.  C.  XXXIII.  qu.  2. 
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cooperatoribas ,  dei  uineae  christianissimis  cultoribus,  Friderico 
uidelicet  et  Reginbaldo,  ceterisque  tarn  episcopis  quam  saorum 
archiministris ,  uerum   etiam   laicis  discretiiiae  fide|  normalita- 
teui  inniolabiliter  copsiderantibus  Bihkarius. 
f.  lOv  ist  leer.  -    '    . 

f.  11 — 15v.  »Hora  diei  prima  etc.«  Der  Ordo  de  celebreuido  con- 
cilio  cfr.  Maassen,  Oeschiebte  der  QaeUen  uod  der  Literatur 
des  canonischen  Rechts,  I,  §.  530.  S,  404  f. 

f.  16—17.  Eine  kurze  Charakteristik  der  ersten  6  allgemeinen  Con- 
cilien  (cfr.  Maassen^  Geschichte,  I.  §.  529.  S.  403).  Daran 
schliesst  sich  Etymol.  S.  Isidori  lib.  VI.  cap,  16:.  Canon  autena 
graece  etc.  (cfr.  Maassen ,  Bibliotheca  lat.  jur.  can. '  mss.  I. 
2.  1.  c.  S.  192.  231.  282.) 

f.  17v— 69.  Die  fänf  im  Jahre  813  auf  Veranlassung  Karls  d.  Gr. 
gehaltenen  Eeformsynoden  von  Mainz  (fol.  22—38),  Beims 
f.  38-42)^  Chalons  (f  42— 54v),  Tours  (f.  54v— 63),  Arles 
f.  63—69).  0fr.  Maassen,  Geschichte,  I.  §.  7^8  f.  S.  777  f. 
N  Vorangeht  (f.  177—22)  eine  Concordanz  -d^r.  Canonea  dieser 
Goncilien,  welche  nach  diesem  cod.  mitgetbeilt  ist  voq  Föringer 
im  Archiv  der  Ges.  für  alt.  deutsche  Gesch.  VII,  791—796. 

f.  69v — 70.  Epistola  Zachariae  Papae  Francis  Et  ^allis.  Directa. 
Eeferente  nobis.    Jaffe  Nr.  1744. 

f.  70— 71v.  Incipit  Synodus  Cum  Actibus  Suis  Juesione  Appstolica 
A  Sancto  Bonifatio  Et  Francorum  Episcopis  Sub  Earolomanno 
Duce  Habita.  Anno  Incarnationis  Dominicae  DCOXLII.  Cfr. 
Mouum.  Germ.  Hist.  Leg.  I,  16. 

f.  71v.  De  Besponsionibns  Nicolai  Papae  ad  Salomonem  Constan- 
tiensae  sedis  episcopum«  Sola  erga  opontanea  costfessio.  Jaffe 
Nr.  2155.  cfr.  §.1. 

f.  72^85.  Synodus  apud  Altheim  (916).  Aus  dieser  Handschrift 
Leg.  II,  554—560. 

f.  85y — 86.    Epistola  Nicolai  Papae  Ad  Badoldam  Episcopum   De 
Eo  Qui  Matrem  Suam  Occidit  Qualiter  Penitere  Debeat. 
Nicolaus  episcopus  seruus  ^eruorum  dei  reuerentisslmo  et  sanc- 
tissimo  radoldo  episcopo   sanctae  argenteae  recensis  ecclesiae. 
Dum  uniuersis  mundi  partibus  etc.    Mafisi  XV,  458  sq.    .... 

f.  86—88.  Judicium  Panlini  Patriärchi  Foroiuliensis  De  HiaisjtQlfo 
Qui  Uxorem  Suam' Occidit  Causa  Adulterii  Propier  ünius  Testi- 
monium. Dieses  Gutachten  bildete  eine  Beilage  zu  dem  fol- 
genden Briefe  Babans. 

f.  88  v — 89 V.     Sanctis  fratribus  qui    sunt  in   ecclesia    argentariae 
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ciuitatis  simul  cuni  chorepiscopo  sao  Babanas  seruus  s^iiorum 
dei  in  christo  salutem.  Nuper  ad  nos  litterae  etc.  Aus  diesem 
cod.  von  Föringer  (1837)  an  2^.  Kumtmcmn  mitgetheilt  (theol. 
Qnartalschrift.  1838.  S.  444)  nnd  abgedruckt  in  »Hrabanus 
Magnentius  Maurus,«   Mainz  1841.  S.  213— 215 1). 

f.  90 — 9L  Synode  von  Erfurt.  Cfr.  Quellen  zur  bayrischen  und 
deutschen  Geschichte.   Bd.  I.  München  1856.  S.  410. 

f.  92.  »Sacramentum  quod  Domnus  Papa  Leo  juravit.«  Banmius 
ad  a.  800,  5.    Mansi  XIII,  1046  sq. 

f.  92 V.  Zwei  Excerpte  aus  Hieronymus  und  eines  aus  Beda.  Daran 
schliesst  sich  der  Priestereid :  Daz  ih  dir  hold  pin.  N.  demo 
piscophe  etc.  MüUenhoff  und  Scherer^  1.  c.  Nr.  68.  p.  168 
und  480. 

f.  93^—98.  Incipiunt  Begulae  Pidei  Gatholice  Contra  Omnes  He- 
retiöos. 

Et  quam  maxinie  contra  priscillianos ,  quam  episcopi  tarraco- 
nenses,  carthaginenses ,  lusitani  et  betice  fecerunt  et  cum  pre- 
cepto  pape  urbis  leonis  ad  balconium  episcopum  galliciae  trans- 
roiserant.  Ipsi  etiam  et  superscripta  uiginti  canonum  capitula 
.    statuerünt  in  concilio  toletano. 

f.  98-lOOv.    Eine  Predigt  aufs  Allerheiligeufest. 

Ausserdem  ist  mir  bekannt,  dass  sich  unser  Brief,  ebenfalls 

selbstständig,  findet  im 

Go^.  ^  Vaiican*  S832.  mbr.  in  fol.  max.  saec.  XL  XII. 

f.  142v.  Rodulpho  Argenteae  recensis*  —  Der  cod.  ist  beschrieben 
V.  Thiel^  Epistolae  Bomanorum  Pontiflcum  genuinae.  T. '  L 
6ruBsbei*gae  1868.  p.  XXXII  sq. 

2)  Auffällig  in  dem  Briefe  ist  die  dem  Muttermörder  Thiotar 
gestattete  Fortsetzung  seiner  (legitimen)  Ehe  während  der  Dauer 
seiner  öffentlichen  Busse.  Wir  haben  §.  2.  und  4.  daran,  dass 
Pseudo-Nicolaus  mit  der  Wormser  Synode  den  öffentlichen  Büssern 
allgemein  die  Fortsetzung  ihrer  Ehen  gestattet,  ein^  der  Wider- 
spräche entdeckt,  in  welchem  sich  die  Briefe  mit  echten  Decretalen 
des  Papstes  befinden  und  ihn  f9r  den  Beweis  der  Unechtheit  der- 
selben mitverwertfaet.  Dennoch  dürfen  wir  deshalb,  weil  Nicolaus 
gegen  den  Muttermörder  Thiotar  eine  gleiche  Indulgenz  übt,  nicht 
auf  die  Unechtheit  des  Erlasses  an  B.  Katold  schliessen.  t)enn 
jener  Widerspruch   des  Ps.-Nicolaus   geg^  echte  Decretalen  Ni- 

1)  Vorher  noch  ans  dem  cod.  Gaelpherbyi  (inter  Heimst.  454)  saec.  X. 
in  40.  edirt  von  "Wasser schieben,,  Beiträge,  S.  164  f.  cfr.  S.  29  f. 
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colaus  I.  beruht  lediglicH  in  der  Allgemeinheit  seiner  Büsönorffien : 
darin,  dass  Ps.-Nicolaus  generell  und  der  Regel  nach  die  Fortsetzung 
der  Ehe  für  öffentliche  Büsser  erlaubt ,   l)efindet  er  rfch  in  tiegen- 
satz  zu  Nicolaus  I.,  welcher  sie  der  Reigel  nach  und  generell  ver- 
bietet und  nur  ausnahmsweise  gestattet ;   die  Entscheidung  dälrüber, 
wann  die  Ausnahme  eintreten  soll,  übei^lftsst  Nicdaus  L,  wie  das 
im  Wesen  von  Disciplinargesetzen  liegt,   dem  discretionären  Gut- 
achten der  Busspriester   z.  B.   im   Falle  der  Jugend  des  Büssers. 
Wenn  daher  Nicolaus  I.  dem  Muttermörder  die  Fortsetzung  seiner 
Ehe  gestattet,  so  können  die  Bedenken  an  der  Echtheit  des  Erlasses 
durch  ^ie  naheliegende  Annahme  eines  praktischen  Ausnahmefalles 
begründet  abgewiesen  werden.    Thiotar  kann  ein  jugendlicher  Mör- 
der  gewesen  sein  und   sich   der  gewährten  Indulgenz  bei  Nicolaus 
schon  durch  seine  Busswallfahrt  zu  den  Gräbern  der  Apostelfürsten 
würdig  erwiesen  haben;   derselbe  Grund  bewog  ja  den  Papst,  nach 
seiner  eigenen,  wiederholten  Erklärung,   nicht   nur  zu  einer  wirk- 
samen Intercession  für  Graf  Balduin  von  Flandern,   sondern  auch 
schliesslich  dazu,   diesem   Entführer  der  westfränkischen  Prineessin 
>gegen  die  langjährige  Opposition  der  Eltern  Judiths  und  der  west- 
fränkischen Bischöfe ,  namentlich  Hinkmars ,  die   Heirath   mit    der 
Entführten  ohne  jede  öffentliche  Busse  durchzusetzen. 

3)  Die  correctores  Bomani  bemerken  zu  unserm  Brief:  Poeni- 
tentia  parricidarum ,  quae  hie  praecipitur,  habetur  in  conc.  Wor- 
maciensi  c.  30.  Ihre  Beobachtung  ist  dahin  zu  beschränken,  dass 
die  Wormser  Synode  die  Verwandtenmörder  nur  auf  zwei,  Nicolaas 
aber  auf  drei  Jahre  von  der  Communion  ausschliesst  und  dass  der 
siebenjährige  Ausschluss  dieser  Categorie  von  Mördern  von  dem 
Recht,  Oblationen  darzubringen,  im  Wormser  can.  30,  gar  nicht 
erwähnt  wird.  Im  üebrigen  aber  tritt  die  Verwandtschaft  des 
can.  Wormat.  mit  dem  Briefe  Nicolaus  I.  nicht  nur  durch  den  Bau 
desselben,  sondern  auch  durch  den  Wortlaut  so  hell  zu  Tage,  dass 
man  sich  der  Einsi<3ht  nicht  verschliessen  mag,  dass  die  Synode 
hier  den  Brief  des  Papstes  an  Ratold,  welcher  in  Worms  auch  an- 
wesend war,  benutzt  und  die  disciplinare  Neurung  auf  Grund  dieses 
ßfiefes  vorzunehmen  gewagt  habe,  indem  sie  unrechtmässiger  Weise 
Busssätze  eines  Indtdgembriefes  zu  allgemeinen  Bussgesetzen  er- 
hob. Noch  weiter  schritt  der  Fälscher  des  ersten  Briefes  an  Erz- 
bischof Karl  von  Mainz  vor,  indem  er,  gestützt  auf  jenes . Verhältniss 
des  Briefes  an  Ratold  zu  dem  can.  30.  Wormat..,  aus  dem  letzteren 
und  einer  Anzahl  anderer  Wormser  Canones  einen  Brief  Nicolaus  I. 
compilirte;  er  hat  sich  in  seiner  Berechnung,   man  würde  auch  bei 
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allen  andern  Canonesr  die  er  recipirte,  dasselbe  Verhältniss  voraus- 
setzen ,  wie  es  zwischen  c.  30.,^  und  einer  echten  Decretale  existirte, 
nicht  getflascht.  Sein  glücklicher  Erfolg  reizte  sogar  andere  zur 
Nachahmung  und  so  entstand  in  Deutschland  eine  Gruppe  von  ge- 
fälschten Rriefe^  J^ioolau^  I.  aus  dem  Inhalt  Wormser  Ganones. 

Breslau^  im  November  1881. 


Zum  Schluss  habe  ich  noch  der  angenehmen  Pflicht  zu  ge- 
nügeu^iden  bochwürdigsten  Herren  PräUten  für  die  mir  freundlichst 
gewährte  Senützung  der  Stiftsbibliotheken  und  Archive  und  für  die 
mir  erwiesene  Gastfreundschaft,  den  Herren  Bibliothekaren  aller  von 
mir  besuchten  Bibliotheken  für  die  liebenswürdige  Art,  mit  der  sie 
mir.  bei  Benützung  der  Bibliotheken  zur  Hand  gegangen  sind,  meinen 
ergebensten  D^uk  zu  sagen. 


XVI.- 
Zur  Interpretation  des  Trienter  Coneifsf-Decreltis  «.TarfröM." 

Von  P.  Mittermüller. 
Gegenbemerkungen  von  Prof.  Dr.  SÜhernagl, 

Herr  R  Mütermimer  tritt  im  Arehiv  (Bd.  47.  S.  109  ff.) 
ejiner  in  unserem  Lehrbache  des  Eircheorechts  (8.  477)  aufgestellten 
Ansicht  bezüglich  der  Giltigkeit  der  von  Protestanten  ohne  Be- 
obachtung der  tridentinischen  Trauungsform  geschlossenen  Ehen  ent- 
gegen. t)ie  Bedaction  des  Archivs  hat  uns  nun  gebeten ,  etwaige 
sachliche  Qegeubemerkungen  zu  machen,  und  ob^chon  wir  Jed^n 
gerne  seine  Ansicht  lassen ,  so  wollen  wir  doch  für  dieses  MbX  der 
Bitte  entsprechen.  Herr  P.  Mittermüller  behauptet,  dass  nur  jene 
Protestanten  vom  Decrete  »Tametsi«  frei  seien,  welche  zur  Zeit  der 
Verkündigung  in  Pfarrbezirken  wohnten,  denen  kein  katholischer 
Priester  mehr  vorstand,  sei  es,  class  der  katholische  Pfarrer  mit  seiner 
ganzen  Gemeinde  abgefallen  war,  sei  es,  dass  die  weltliche  Mactit 
keinen  katholischen  Geistlichen  mehr  duldete  oder  dass  aus  andern 
Ursachen  sich  keiner  mehr  halten  konnte.  Doch  auch  diese  Pro- 
testanten waren  nicht  deshalb  und  dann  frei ,  weil  oder  wann  sie 
etwa  eine  organisirte  Pfarrgemeinde  bildeten,  sondern  weil  in  diesen 
ehemals  Icatholischen  Pfarrbezirken  das  tridentinische  Decret  eben 
nicht  publicirt  wurde. 

Würde  diese  Behauptung  des  Herrn  P.  Mittermüller  richtig 
sein,  dann  liesse  sich  die  beschränkende  Clausel,  dass  das  fragliche 
Decret  erst  30  Tage  nach  seiner  Publication  wirksam  werden  solle, 
nicht  begreifen ,  denn  dass  ein  Gesetz  da,  wo  es  nicht  publicirt  wor- 
den, keine  Geltung  habe,  ist  von  selber  klar.  Nun  steht  es  aber 
fest,  dass  die  Väter  des  Trienterconcils  diese  Clausel  nur  der  Pro- 
testanten wegen  beigefügt  und  dadurch  die  Gesetzeskraft  dieses  De- 
crets  von  der  Äcceptation  seitens  derselben  abhängig  gemacht  hab&h 
Diese  Absicht  des  Concils  setzt  es  aber  auch  ausser  jedem .  Zweifel, 
dass  in  seiner  beschränkenden  Publicatiöns-Clausel  nicht  allein  die 
katholischen,  sondern  auch  alle  akatholischen  Pfarreien  zu  verstehen 
sind.  So  fasst  P.  Benedict  XIV.  selber  (Synod.  Dioeces.  L.  VI. 
c.  6.  Nr.  9)  die  Sache  auf,  und  die  Bichtigkeit  dieser  Anschaunng 
ergibt  sich  aus  dem  Schreiben  des  P.  Pitts  VII.  an  Kaiser  Na- 
poleon I.  vom  27.  Juni  1805,  worin  es  heisst:    »Gesetzt  aber,  die 
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Pablication  des  Concilsdecrets  wäre  daselbst  (zu  Baltimore)  geschehen, 
so  hätte  dieselbe  dennoch  nur  in  den  katholischen  Pfarreien  statt- 
gefunden; wesshalb  man  denn  auch  niemals  die  üngiltigkeit  einer 
daselbst  abgeschlossenen  Ehe  zwischen  einem  Katholiken  und  einer 
Prot^tantin  daraus  ableiten  könne,  rüeksicb)Ji<;h  welcher  die  Publi«- 
cation  des  Concilsdecretes  nicht  kann  als  geschehen  erachtet  werden.« 
Damit  hat  also  der  Papst  erklärt,  dass  eine  in  den  katholischen 
Pfarrbezirken  erfolgte  Publication  des  Concilsdecretes  für  die  akatho- 
lischen Pfarrgemeindeglieder  zu  Baltimore,  die  dort  offenbar  nur 
innerhalb  der  katholischen  Pfarrbezirke  sich  befinden  konnten,  nicht 
verbipdlich  sei. 

Ganz  deutlich  erhellt  dieses^  aber  aus  einem  bei  Knapp  (kath. 
Eherecht,  Aufl.  4.  S.  307)  angeführten  Bescripte  der  S.  Oongregatio 
Inquisitionis  vom  29.  Nov.  1852.  In  demselben  heisst  es:  »Emi- 
nentissimi  Inquisitores  Generales,  antequam  in  re  tanti  momenti 
qutdquam  decernant,  in  Gomitiis  fer.  IV.  die  24.  hujus  mensis  habitis 
decreverunt,  literas  ad  Amplitudinem  Tuam  dandas  esse,  ut  certo 
innotescat,  num  in  Civitate  N.  fnerit  decretum  Goncilii  Trid.  cap.  1. 
Sess.  24.  deref.  matr.  rite  promnlgatuni  in  singulis  paroeciis;  tärum 
tempore  (^fmdem  prafmdgatianis  in  ea  civitate  extarenthaereHci^  qui 
suos  hdberent  ministros  et  ecdesias,  vel  potius  suibindo  pervenerint,^ 
Nach  P.  MiltermuUer^s  Behauptung  wäre  die  zweite  Frage  gänzlich 
unnöthif  gewesen,  denn  steht  nach  ihm  die  Publication  in  den  katho- 
lischen Pfarrbezirken  fest,  so  sind  alle  in  denselben  wohnenden 
Akatholiken,  mögen  sie  eine  Pfarrgemeinde  zur  Zeit  der  Publication 
schon  gebildet  haben  oder  nicht ,  dem  Goncilsdecrete  unterworfen. 
Gerade  aber  die  zweite  Frage  gab  in  dem  vorliegenden  Falle  den 
Ausschlag,  denn,  wie  Enopp  bemerkt,  wurde  die  vor  dem  protestanti- 
schen Pfarrer  geschlossene  gemischte  Ehe  desshalb  für  ungültig  er- 
klärt, weil  die  Akatholiken  erst  in  neuerer  Zeit  in  der  betreffenden 
Stadt  eine  eigene  Pfarrei  gegründet  hatten. 

Denselben  Standpunkt  nehmen  die  von  uns  citirten  Entschei- 
dungen der  Concils-Congregation  vom  1.  December  1866  und  der 
Congregatio  Inquisitionis  vom  22.  Juli  1874  ein,  und  nach  diesen 
Entscheidungen  mag  nun  Herr  P.  Mittermüller  seine  Ansicht  be- 
messen. 


218 


.'■•  >  •  ■    •    \ 


XVH. 
Ueber  diiei  Claiisiir  der  Nonnen. 

(Ans  dem  Eichstatter  Pastoral-Blatt  1881  Nr.  46  f.) 

Darob  das  im  .Archiv  Bd.  46.  S.  24  ff.  (aafaer  einei;n  aller- 
dings nicht:  vollständig  zutreffenden  Titel  von  Herrn  Hx.BeUesheifn) 
mitgetheilte  Decret  des  hl  Offioiums  (Nr.  IIL  1)  ist  die  Frage  ver- 
anlasst worden ,  ob  die  dort  gegebene  Entscheidung  auch  voa  den 
bei  uns  bestehenden  Frauenklöstern  zu  verstehen  jfei,  und.  welches 
Oberhaupt  die  Bestinimangeri  d^r  Constitution  »Decoric  des  Papstes 
Rtts  V.  seien  P 

Letzteres  löst  sich  ein&ch  durch  den  Tenor  der  genannten 
Constitution  vom  1.  Februar  1570,  den  wir  mit  Ausnahme  der.. bei- 
den Schlnssparagrapben  folgen  lassein. 

Pim  PP.  V.  Ad  perpetuam  rei  memoriam.  Decori  et  hone- 
«tatiomninm  monialium  quarum  Jesus  Christus  Dominus  fioster 
isponsus  et  ut  in  puritate  et  eastitate  super  aedificantes  in.  ipso  feli- 
citer  inhabitare  valeant,  c<m8ukDte8,  ea  quae  Ularum  existimationi 
d«trah?ere  possent  deeet  Nos  eonsulto  sulwnoyere»  . 

§.  1.  Sane  periculo  et  scandalo  plena^  res  est  ac  regulari 
observantiae  Tehementer  adversator ,  moniales  aliquando  pareates, 
fratjres^  sorores  aut  alios  aguatos  vel  oognatos  necnon  monastem  et 
alias  fiiiatipnes  nuncupata  etiam  eis  subjecta  visitandi  aat  infirmi- 
iatis  caim  alievd  praetextu  a  monasteriis  «ire  et  per  sa^cularium 
personarum  domos  discurrere  et  vagari  quo  Teluti  (ßolore  ^^imiitm 
qiioque  honestaitis  et  pudicitiae  decus  in  discrimen  committunt. 

§.  2.  ünde  nos  rnalo  huic  pro  nostro  pastoralis  officio  debito 
salubriter  occurrere  volentes^  inhaerentes  ,etiam  deor^to  s.  Concilii 
Trid.  de  clausura  monialium  disponentis  ae  aliis  nostris  literis  super 
htijusmodi  «lausnra  edlkis  adjiaiendi^  volumus,  sancimus  et  ordina- 
mus  nuUi  Abbatissäirum^  priorissarum  aliumve  monialiux|Q.  etiam,  Car- 
thusiensium',  Cisterciensium ,  s.  Benedicti  et  Mendicantium  et  quo- 
rumcumque  aliorum  ordinum  etiam  militiarum  ac  statuum»  graduum 
et  conditionum,  dignitatum  ac  praeeminentiarum  existentium,  etiam 
a  regia  vel  illustri  prosapia  ortarum,  de  cetero,  etiam  infirmitatis 
seu  aliorum  monasteriorum  etiam  eis  subjectorum  aut  domorum, 
parentum  aliorumve  consanguineorum  visitandorum  aKave  occasione  . 
et  praetextu  (nisi  ex  causa  magni  incendii  vel  infirmitatis  praeter 
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alios  ordinum  saperiores,  quibas  cara  monasterioram  incomberet, 
etiam  per  Episcopum  seu  aUuni  loci  Ordinarium,  etiam  si  praedicta 
monasteria  ab  Episeoporum  et  Ordinariorum  jarisdictione  exempta 
esse^reperiantur,  cognita  et  expresse  inscriptis  approbata),  a  mona- 
steriis  praefatis  exire^  sed  nee  Ui  praedictis  casibus  extra  illa  nisi  ad 
necessarinm  tenjpus  stere  lioere.  Aliter  autem  quam  ut  praefertur 
egredientes  seu  licentiam  exeundi  quomodocumque  concedentes  necnon 
comitantes  acillarumreceptatricespersonas,  sive  laicas  aut  saeculares 
vel  ecclesiasticasV  consangameas  Tel  üon,  excomibttliieittionis  majoris 
latae  sententiae  vinculo  stätim  eo  ipso,  absqne  .aliqüa  declaratione, 
sabjacere,  a  qüb  präeterqtiam  a  romano  Fontifice  nisi  in  mortis  aiw 
ticnlo  absolvi  nequeant,  ut  insnper  tarn  egressas  quam  praesideute^ 
et  alios  Buperiores  pvaedictos  eis  licentiam  hüjusmbdi  coneedentes 
dignitatibus ,  officiis  et  administrationibus ,  per  eas  et  eos  tnnc  ob- 
tentis,  ^rivamus  et  ill^  et  illos  ad  obtenta  et  alia  inpostcnrum  obti- 
nenda  inhäbile»  decläramus. 

In  der  Eingangs  citirten  Eotscheidung  wird  mm  auf  die  Frage : 
ob  die  in  der  Constitution  ApiostolicaeSediä  wiederholte  Ceiisur,  welcher 
Klosterfrauen  verfallen,  die  aus  der  Clausur  in  anderen  als  den  von 
der  Constitution  »Decori«  festgesetzten  Fällen  treten,  auieh  fßr 
Deutschland,  speciell  für  ßayern,  Oeltung  tabe,  nachdem  dort  seit 
unvordenklicher  Zeit  die  Gewohnheit  besteht,  dass  den  Nonnen  vom 
Bischöfe  der  Austritt  aus  der  Clausur  aus  wichtigen  Gründen  ge- 
stattet wird,  ohne  dass  diese  Grunde  ges^ade  in  den  engen  Gränzen 
der  Constittition  »Becori«  enthalten  sind,  ob  als6  diese  Gewohnheit 
aufrecht  erhalten  werden  kdhne  oder  ob  sie  als  abrogirt  betrachtet 
werden  müsse?  —  die  Antwort  gegeben,  ös  sei  diese  Gewohnheit 
nicht  zu  Recht  bestehend.  >:  v 

In  wie  weit  nun  diese  Entischeidung  auf  die  bei  uns  bestehen- 
den Fi'auenklöster  sich  bezieht ,  ist  im  Allgemeinen  schon  in  der 
kurzäh  Erklärung  der  Constitution  »ApostoHcae  Sedis<t  gesagt^  die 
wir  früher  (Pa^toralbl.  1S72'  Seite  136  l)  mi^etheilt  haben.  Dort 
heisstes,  dass  eö  sich  bei  der  betrefiTendeo  Censur  nur  um  soldie 
FrauenMoster  handle ,  welche  päpstliche  Clausu^r  habefn  d.  fa.  um 
solche  mit  Clausur  verbundene  Orden,  die  mit /^i^Jic^  Gelöbden 
vom  hl.'Stuble  o^o&tr^  ^ind,  und  um  ein  Kloster,  weichest  mit 
päpstlicher  Genehmi^ng  erruMet  ist;  dass  also  darunter  nicht  jene 
in  Gemeinschaft  lebenden  Nomien,  die  nur  einftohe  Gelübde  ab- 
legeü,  und  denen  Clätisur  nur  vom  Bisfchofe  oder  dmrch  ihre  Regel 
oder  auch  durch  besonderes  Geltbde  aufgelegt  ist>,  zu  ver- 
stehen seien.  ''- 


■  *  .  ■  \    - 


220  Uebet*  die  Clausur  der  Normen, 

Mit  andern  Worten:  es  hundelt  sich  um  wirkliehe  »Kloster« 
im  eanonischen  Sinne  des  Wortes ,  nioht  um '  kldsterför^ig  einge^ 
richtete  Institute. 

Es  ist  nämlich  im  canonischen  Rechte  eiti  grosser  Ctet«rsc1rted 
zwischen  Orden  (Ordo  oder  Religio),  Ordenspersoa  (Beligiosas/  Ue^ 
gularis ,  monialis)  und  jenen  neueren  Instituten ,  bei  welchen  man 
gemeinhin  allerdings  auch  von  Kloster  /  Klosterfrauen  ^  ^er  Nonnen 
spricht. 

Diese  neueren  religiösen  Frauenen^^u^  sind  von  den' wirk-* 
liehen  Frauen-Orden  sehr  verschieden  und  tnuss  diese  Vievschiedeii*^ 
heit  im  Auge  behalten  werden,  wenn  die  Anwendbarkisit  canonischer 
Vorschriften  auf  dieselben  in  Frage  kommt. 

Das  ältere  canonische  Recht  enthält  von  religids^n  Frasenge- 
nossenscfaaften ,  wie  wir  sie  jetzt  so  zahlreich  haben,  skif  viel  als 
Nichts;  es  beschäftigt  sich  nur  mit  den  eigenükhisn  Mrehlich&n  Or- 
den.  Auch  das  Tridentinura  (cap.  25.  de  reform.)  abergeht'4iö'  fast 
ganz,  obgleich  damals  schon  einige  bestanden,  besonders  di^  Oblaten 
der  hl.  Franziska  Römana  (Conservatorium  ad  turrem  d{>e€iuIorutü  in 
Urbe).  Erst  in  neuester  Zeit  und  nachdem  der  hL  Stuhl  veranSasst 
war,  über  die  Angelegenheiten  solcher  G^nossenschälten  mebrfaclie 
Entscheidungen  zu  geben,  haben  sich  bestimmte  rechtliche  Verhält- 
nisse derselben  herausgebildet.  ,  :      ^ 

Eine  in  dieser  Hinsicht  bähnbrecbende  Schrift  ist  die  des 
jetzigen.  Hierrn  Domcapitulärs  Dr.  Bernhard  /ScÄrfr  (Die  iieueröb  re- 
ligiösen Frauengenossenschäften  nach  ihren  rechtlichen  Vcä^UältBissen. 
Schaffhausen.  Hurter  1857)  und  wir  folgen  derdelbediÄ'Bezttg^ÄUf 
die  Darstellung  4er  Verschiedenheit  wirklicher  kirehüekf^' 'Fräste* 
orden  von  den  blossen  religiösen  Prauißninrf;ituten.  ^    •  -  '«-     s    ^ 

Orden  im  kirchen¥echtlichen  Sinne  ist  ein  Verein 'voöPeiSSöBön 
desselben  Geschlechtes,  welche  durch  Abtegung  <fer  ^rei  Gelftfede  #ör 
Armuth,  Keuschheit  und  des  Gehorsams  iu'^e!?  von  dem  heiligen 
Stuhle  approbirten  Genossenschaft  auf  Lebensdaueif  sich  Terpfiicbtet 
haben,  ihr  Leben  nach  einer  gleichfalls  vombl.  Stuhle  approbirlen 
Hegel  einzurichten.  • 

Die  Approbation  eines  Ordens  durch  den  M.  Stuhl  hatte  nabh 
früher  allgemeiner  kirchlichen  Disciplin  die  Scüenniairung  der  darin 
abgelegten  Gelübde  zu  Folge.  Die  FßierUchkeit  der  Gelübde  Bteiht 
also  mit  dem  Begrifie  »Orden,«  »Kloster,«  ^Ordenspefson«  in  so 
enger  Beziehung,  dass  dor  Name  »Religiosa  --  monialis«  nur  solche 
bezeichnet,  welche  durch  feierliche  Gelübde  sich  zu  einer  kirchlidi 
approbirten  Regel  verbunden  haben,   ja  sogar  der  Ausdruck  i^Pr<h 
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fess^  wipd  kirchearecbtli^li  nur  voa  der  Ablegung  feißdicher  6r«- 
2ü&c2e^  niowala  aber  eiofticher,  gebraucht. 

Das  ist  der  Oesichtspankt,  den  das  Concil  von  Trient  festhält^ 
wenn  .es  die  Klosterprofessinen  als  »Moniales«  bezeichnet  und  aber 
ihre  Qelübde,  JM^ens^wreise  n.  dgl^  Vorschriften  i^ibt. 

Die  neaeren  religiösen  Frs^neninstitute  haben  keipe  feierUchm 
Gelübde,  entbeliren  alsoderGrandbedingang  eines  Ordens  im  kirchen- 
rechtlichen  Sinne  und  sind  daher  ganz  verschieden  von  jenen  Or- 
dei^genossensehattei) ,  mit  iv eichen  das^^^  Tridentinnm  in  seinen  Be- 
sümmung^n  »dQ  monialibns«  sich  bescbältigt. 

Mft^^  sieht  dieses  deutlich  aus  der  Verschiedenheit  der  Wir- 
kungen der  Gelübde.  Eine  monialis  professa  verliert  z.  B.  durch 
daa^Ge^bde  der  Annuth  das  Recht,  zu  blitzen  und  a;u  erwerben, 
eine  Sache  als  diß  iJmge  zu  gebrauchen  oder  zu  benutzen,  sie  hat 
überhaupt  kein  Eigentfaumsrecht  mehr  und  ist  bürgerlich  todt.  Die 
Mükgli^der  der  neueren  religiösen  Fraueniiislfituteverl^iren  durch  das 
betjTQffende.  Gelübde  m  ßicb  noch  nicht  das  Eigenthumsrecht ,  sie 
können  besit^^n  und  erwerben.  Das  einfache  Gelübde  der  Armuth 
verbinde^  sie.aft  ßkh  npr  da^fu,  daßs  sie  auf  die  Dauer  ihres  Ver- 
bleiben^  in  der  Genossensohaft  den  Gebrauch  und  d\Q  Verwaltung 
ihrer  Habe  4$ina  W.iUen  iler  Obern  unterstellen,  die  über  sie  ge- 
setzt sind. 

Pei  Nonnen/ iip  ^rengen  Sinne  schreibt  das  canonische  Becbt 
die  EinbrMgung  einer  j3f%»/i(  vor,  und  kann  hieyon  nur  mit  Er* 
laubnlss  des  pä^sjtlicfaen  Stuhles  Umgang  genommen  we^den^  Die 
neueren  Institute,  können  brauchbare  Mitglieder  auch  ohne  alles  Ver- 
mOgeiiaufnehnieni  oder  mit  ihnen  odeiv  ihren  Verwandten  ein^ 
Gontrakt  bezüglich  ^nes:  dem  Institute  zu  erlegenden  Sust^tations- 
beibrages  abschliessen.  Man  nennt  diesen  wohl  ^uch  eine  Aussteuer, 
nieht  ^r  ist  das  eine  »dos<  im  Sinne  des  canonischen  Bechtes. 

Bei  der>  Gründung  eines  Klostors  nach  kirchenrechtlichem  Be- 
griffe ist  nothwendig  der  Oonsensns  des  Pfarrers,  der  Gemeinde,  nach 
Umständen  auch  der  umliegenden  Kloster,  des  Diöcesanbiscbofes  und 
schliesslich  des  apostolischen  Stuhles.  Aus  den  Satzungen  der  neueren 
Institute  lässt  sich  nachweisen,  dass  von  geistlicher  Seite  bei  deren 
Gründung  lediglich  die  Genehmigung  des  Diocesanbischofes  gefor- 
dert wird  ^  und  dt^s  die  Angelegenheit  nur  dann  an  den  bl.  Stuhl 
gebracht  wird.,  wenn  der  neuen  Fundation  Schwierigkeiten ,  worüber 
mit  dem  DiOceflanbischofe  eine  Verständigung  nicht  erzielt  wird^  er-? 
wachet  sind.  '^ 

"Nach  canoniachem  Bebbte  darf  kein-  Frauenkloster  errichtet 
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werden,  wenn  nicht  wenigsteiiä  e\€Slf  Nounen  darin  wohnßo  können 
und  einen  gesicherten  hinreichenden  Unterhalt .  traben.  Füc  die 
neueren-  Institute  w&re  diese .  Bestimmung  of^  ganz  unausführbar 
und  wird  daher  davon  Umgajtig.  genommen.       . 

Alle  wirklichen  Frauen^löster  (ixBonastorbr:  «lonialium)  hab^ 
lieben  den  feierlichen Gelfibden  die cahonisehe oder  pftpstUeheCIausur, 
wie  Bonif&z  VIII.  sie  angeordnet,  Pins  V,  und  ßregor  XIIL  sie;.wier 
derhott  eingeschärft  und  datf '  Tridentinum  sie  allen  solchen  Klöstern 
zur  Pflicht  gemacht  hat.  Nur  ausnahmsweise  ist  den  neueren;  lU' 
stituten  die  Beobachtung  der  päpstlichen  Clansur  .{ur  V^orschrift 
gemacht;  was  sie  haben,  ist  bloss  eine  mehr  oder  micidejr  strenge 
Nachahmung  der  canonischen  Glausur. 

Die  eigentlichen  Klöster,  auch  wenn'  säe  eitve  Regel  mit  aadern 
haben  z.  B.  der  Benredictinerineu ; '  Domimcaneriiiönf  u.  dgl.  sind 
keine  TöcAferÄaw5^,  Filialen  eines  Mutterkloöters,«  vöä  dem-  sie  aus- 
gingen, sondern,  sobald  gegründet,  sind  sie  ä^stsiändig  und;  yafi 
einander  unabhängig.  Dagegen  bilden  die  neueren  Pifauencongrega- 
tionen ,  wenn  auch '  noch  so  weit  verzweigt ,  eine  einzige  Sociität, 
machen  zusammen  Ein  Haus  ut^d  eine  einzige  Familie  aus  und 
stehen  unter  der  Oberleitung  einer  6rönera?o&mw,  die  in  einer  >offi 
bl.  Stuhle  geregelten  Abhängigkeit  von  den  einzelnen  Diöcesän-r 
bischöfeu  steht.  ^ 

Es  ist  daher  evident,  dass  diese  neueren  Institute  keine  eigent- 
lichen Orden  (Ordo ,  Eöligio) ,  dass  ihre  Häuser  keine  Klöster  (mo- 
nasteria)  und  ihre  Mitglieder  keine  Nonnen  (naoniälesi  personae  reli- 
giosae)  sind,  sondern  dass  sie  personae  saeculalres  bleiben,  Wenn  auch 
mit  dem  C\iixdki&t'Mrchlicher  Personen.  "    ' 

Allerdings  diese  Institute  haben  eine  Appröbatio  vom  hl.  Stuhle 
erhalten  oder  werden  sie  seiner  Zeit  erhalten.  Allein  es.  ist  der 
Sinn  dieser  Approbatio  wohl  zu  berücksichtigen.  " 

Es  ging  lange  her,  bis  der  hl.  Stuhl  solche  Genossenschaften, 
welche  keine .  feierlichen  ößlübde  ablegten  und  Jie  damit  unzer- 
trennlich  verbundene  canonische  Clausur  nicht  beobachteten,  als  zu 
Recht  bestehend  betrachtete.  .  .       . 

Als  diese  weiblichen  Vereine  anfingen,  in  der  Fo.rm  klöster- 
licher Genossenschaften  z^  leb^n  und  der  Ausübung  der  W^rke  christ- 
licher Näi^stmliebe  durch  Erziehung  und  Krankenpflege  ihre  Tha- 
tigkeit  zuauwcnden,  womt , die  canpnisph^  Glausur  UAvesträgJiioh  war> 
sah  sich  die  Kirche  geuöthigt,  im  Hinblicke  auf  diese  sagensreji^j^ie 
Wirksamkeit.,  Umgang  von  der  Bestimmung  der  Bulle  »Cijcca  Pa- 
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storalis«  von  Pias  V.  za  nebroeri,  welche  alle  Frauenklöster  ohne  Clausar 
als  aufgehoben '  erklärte.    Sie  würden  wenigstens  tohritt      ^ 

*  Es  wurden  auch  die  Begdn  solcher  Institute  gutgeheisrsen, 
aber  nur  in  der  Weise,  wie  der  hl.  Stuhl  sonst  auch  Regeln  föc 
Serninarien,  Bruderscbatten  und  fromme  Vereine tguthaisst,  ohne  dass 
derld'llättser  o^er  Vereine-  dadurch  religiöse  Orden  würden,  und 
niemals  fehlte  bei  solchen  Gutheissungen  der  Beisatz:  »Citra  tarnen 
approbationem' Instituti«  oder:  »Caölerum' non.  intendiinus,  per  hoc 
Institutum  ipsum  in  aliquo  approbare.« 

Erst  iifi neuester  Zeit,  als  in  den  modernen  Staaten  einerseits 
det'  Bestand  der  alten .  religiösen  Orden  unsicher ,  andereeits  die 
neueren  Frauengenossenschaften  sehr  zahlreich-  wurden ,  auch  det 
hL  Stuhl,  sick  wegen  der  politischen  Gesetzgebungen  genOthigt  sah, 
anzuordnen  y  dass  die  Ord^isfrauen.  in  Deutschland,  und  Frankreich 
nur  einiache  Gelübde  ablegen  sollten,  ist  die  bisher  übliche  Formel: 
Citra  tarnen  approbationem  Instituti  weggefallen^  und  wird  der  Aus- 
dnu^k  »Approbation«  auch  auf  die  Institute  selbst  äuge  wendet,  ohne 
diese  d^urch  zu  religiösen  Orden  zu  erheben. 

.  Man  mkiss  dahe?  zur  Zeit  eiue  doppelte  Approbation  unter* 
scheiden:  die  eine  ist  das  Resultat  der  über  den  Zweck,  und  die 
Motive  und  .did  Mpralitüt  eines  Insititutes  angesitellten  Untersuchung, 
gleichsam  der  richterliche  Ausspruch  des  höchsten  kirchlicbefi  Ge«- 
rich^tshofes ,  dass  die  nach  klösterlicher  Art  lebende  Genossenschaft 
erlaiMi  frammy  lobemwütdig  sei,  ohne  dass  ihr  durch  diesen  Aus- 
spruch das  eigeptliche,  Ordepswesen  mitgetheilt  würde. 

JMe  andere  erhebt  eine  solche  Genossens</haft  uberdiess  zum 
Range  eines  kirchlichen  Ordens  und  versetzt  ihre  Angehörigen  in 
den  eigentlichen  Ordensstand  (Statum  regulärem). 

Die  den. neueren  Praueniristituten  gegebene  Approbation  ist,  also 
nicht  eine  solche,  welche  die  eigentlich  kirchlichen  Orden  dharäk- 
terisirt,  sondern  nur  eine  Erklärung,  wodurch  der  hl.  Stuhl  dieselben 
für  fromm  y  tdbenstvürdig ,  erlaubt  erklärt  und  ihre  Institution  ge- 
nehmigt, wie  er  sonst  auch  Seminare,  Convicte,  fromme  Vereine  atn- 
erkennt  und  bestätig.  ' 

Und  nicht  alle  unsere  neueren  Fraueninstitate  haben  selbst 
diese  Approbation  schon.  Der  hl.  Stuhl  geht  liierin  mit  äusserster 
Vorsicht  zu  Werke.  Er  ertheilt  bei  der  ersten  Instanz  um  Qe^ 
nehmigung,  nachdem  über  das  Wirken  des  Institutes  bereits  Er- 
fahrungen vorliegen ,  zunächst  nur  ein  ^ecretum  laudationis,  worin 
dem  Institute  die  Anerkennung  seines  bisherigen  Wirkens  ausge-^ 
sprechen  und  dasselbe  ermuntert  wird ,  auf  dem  bisherigen  JVege 
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fortzufahren.  Dann  folgt  das  decretum  adprobationis,  wodurch  zwar 
das  Institut. gntgeheissen,  dessen  Regeln  und  Constitutionen  aber 
noch  nicht  anerkannt  werden.  Erst  im  dritten  Grade  wird  die  Begel 
päpstlich  vorgeschrieben  -und  im  gierten  Grade  das  Institut  und  seine 
Regel  kircMich  gutgeheissen. 

Atts  4em  Gesagt«!  ergibt  sich  von  selbst,  dass  dje  bei  uns  be- 
stehenden weibliehen  Ordensgenossensohaften,  von  denen  die  meisten 
nicht  einmal  eigene  Haaser.  besitzen ,  sondern  deren  Thätigkeit  nur 
von  den  Gemeinden  in  Anspruch  genommen  wird,  nicht  unter  die 
»monialesc  im  Sinne  des  Eingangs  citirten  Decretes  des  hl.  Ofiiciums 
zu  rechnen  sind,  weil  deren  Gelübde  kein  feierliches,  sondern  nur 
ein  einfaches  Gelübde ,  uad  weil  ihre  Clausur  nicht  die  ^päpstliche 
oder  canonische ,  sondern  nur  eine  bischöfliche  oder  von  der  i^egel 
auferlegte  ist. 

Allerdings  gibt  es  noch  Frauenklöster,  welche  durc^h  die  Sä- 
cularisation  zwar  supprimirt  und  ihrer  Dotation  beraubt  wiirden^  sich 
jedoch  in  ihren  zum  Absterben  verurtheilten  Mitgliedern  so  lange 
erhielten,  bis  besser  gesinnte  Zeiten  ihnen  die  Aufnahme  iiener  No- 
vizinnen und  das  Fortbestehen  in  den  früheren  Elostei^gebäuden, 
welche  freilich  nicht  wieder  ihr  Eigenthum  wurden,  gestatteten. 

Allein  um  diese  Fortexistenz  möglich  zu  machen«  mussiten  d^ese 
Klöster,  sich  dazu  verstehen,  die  öffentlichen  Mädchenschulen  zu: über- 
nehmen, obwohl  dazu  ihre  alten  Ordensregeln  und  die  Vorschriften 
über  Beobachtung  der  Clausur  nicht  passten.  Durch  Eingriffe  der 
Staatsgewalt  wurde  es  auch  unmöglich  gemacht,  die  Ablegur^  der 
früheren  feierlichen  Gelübde  fortzusetzen  und  es  wurde  nothwendig, 
die  Bischöfe  in  Bezug  auf  solche  Klöster  mit  besondern  Vollmachten 
zu  versehen. 

Das  auf  die  Diöcese  Eichstätt  bezügliche  Decret  vom  2«  April 
1841  findet  sich  in  A.  Bizssarri  Collectanea  in  usum  Secretariae  S. 
Gong.  Episcoporum  et  Begularium.  Bomae  1863.  pag.  513  sq.  und 
sind  in  deutscher  üebersetzung  bereits  im  Archiv  Bd.  8.  S.  317  ff. 
mitgetheilt. 

Diesem  Decrete  zufolge  konnten  also  in  den  älteren  Frauen- 
klöstern der  Diöcese  Eichstätt,  welche  ihre  Existenz  einigermassen 
gerettet  hatten,  noch  feierliche  Gelübde  abgelegt  werden.  Bekannt- 
lich aber  haben  die  Verhältnisse  es  nothwendig  gemacht,  unter  2>u- 
stimtnung  des  heiligen  Stuhles,  auch  hier  bei  den  einfachen  Gelübden 
stehen  zu  bleiben. 
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Neuere  Entscheidungen  der  &  Congr.  Indulgentiarum  und  ver- 
wandte rSmische  Entscheidungen. 

Mitgetheilt  von  P.  Jos.  Schneider  S.  J. 

1.    Decr.  d.  d.  16:  Dec  1760. 
(Camerinen,) 

In  ecclesia  Abbatiali  Plebis  Taurinae,  Camerinen.  dioecesis 
multis  abliiac  aniiis  canonice  erecta  fuit  Via  Crucis,  et  parietibus 
appositae  fiierunt  stationes  decenter  pictae  ornataeqae  cum  parvulis 
crucibus  aura  linitis.  Nunc  vero  occasione  fabricae,  ne  crucesv  et 
stationes  pulvere  sordescerent ,  per  D.  Abbatem  remotae  fuerunt, 
earum  loco  aliis  vulgaribus  stationibus  suffectis.  Hac  de  causa  ina- 
xima  orta  est  inter  populum  contentio  super  indulgentiarum  acquisi- 
tione.    Quamobrera  sequeutia  dubia  examinanda  proponit: 

I.  An  in  ecclesia,  ubi  canonice  erecta  est  Via  Crucis,  si  sta- 
tiones et  cruces  renoventur  vel  mutentur,  cessent  indulgentiae ,  ac 
proinde  opus  sit  noVa  erectioue  seu  approbatione  P 

IL  An  ad  tempus  ablatis  et  jeraotis  ab  ecclesia '  stationibus 
indulgentiae  ab  iis  acquirantur,  qui  in  dicta  ecclesia  tanquam  si  sta- 
tiones et  cruces  exstarent,  exercitium  devote  peragunt? 

III.  Auj,  si  dictae  stationes  et  cruces  remotae  ut  supra  appo- 
nantur  in  parietibus  sacrarii  seu  oratorii  sub  diverso  tecto,  vel  alte- 
rius  ecclesiae,  lucrentur  indulgentias  pium  peragentes  exercitium  ante 
easdem  stationes  in  praedictis  locis  ad  tempus  repositas? 

IV.  An  qui  exercitium  Vip,e  Crucis  peragunt  et  illud  ad  mo- 
dicum  tempus  interrurapunt,  puta  ad  audiendum  Sacrum,   ad  sum-    * 
mendura  Eucharistiäm,  ad  €onfessionem  faciendam  etc.  indulgentias 
lucrentur ,   si  illud  prosequantur ,    vel  ad  indulgentiae  acquisitionem 
oporteat  bis  in  casibus  illud  ab  iuitio  reassumere? 

Ad  proposita  dubia  evolvenda  praemittere  necesse  est,  indul- 
gentiam  pro  exercitio  Viae  Crucis  concessam,  et  localem  esse  et  rea- 
lem; localis,  utpote  concessa  alicui  determinatae  ecclesiae,  realis 
quia  adfixa  est  crucibus  benedicendis  per  sacerdotem  Ordinis  S. 
Fraiicisci,  a  quo  applicatur  praelaudatura^  exercitium  pie  obeuntibus. 
His  praemissis  censebat-R.  P.  Antonius  Maria  Mazzei  nuper  e  vivis 
sublatus,  hujus  sacrae  Congregationis  Consultor,  ab  eadem  pro  voto 
requisitus,  ad  primum  respondendum  esse  negative ;  quia  indulgentia 
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uti  diximus,  est  localis»  iis  nempe  coneessa,  qiri  in  antedicta  deter- 
minata  ecciesia  exercitium  Viae  Cnicis  peragutit,  nihilqne*obest  aä 
lacrandas  indnlgentias ,  si  imagines  et  crucea,  (dumraodo  sint  bene^ 
dictae)  affabre  pictae  vel  minoris  siot  pi'etii;  non  enira  in  pretio^sed 
in  meditatione  Passionis  Christi  comparatur  meritam.  Ad  secwnämi 
etiam  negative.  Nam  indulgentia  utpote  affixa  crucibus  est  realis, 
adeoque  non  debent  bae  penitas  aufem,  sed  esse  praesentes.  Ad 
tertium  pariter  negative.  Quum  enim  indulgentia  Viae  Crncis  sit 
etiam  localis  pro  enanciata  determinata  ecciesia,  cessant  indtilgentiae, 
si  alieno  sub  tecto  aliove  in  loco  pium  exercitium  agatur.  Btenim 
indulgentiae  affixae  loco  desinunt,  si  alius  adstrnatur  locus.  (La 
Croix  V.  de  indulg.  pag.  244.  n.  1383.  §.  2.)  Ad  quartum  affir- 
mative quoad  primam  partem,  et  consequenter  negative  ad  seouudam. 
In  bis  vero  casibus,  quando  actiones,  et  praesertim  si  bonaeetsdln- 
tares,  moraliter  et  notabiliter  pium  exercitium  non  interrtimpitnt. 

Quibus  perpensis  humillime  petitur  ab  EE.  VV.  definitiva  super 
expressis  quaesitis  responsio. 

Sacra  Congregatio  die  16.  Decembris  1760  respondit: 

Ad  I.  Negative  juxta  modum,  et  modus  est,  ut,  qu^dei  reno- 
ventur  et  mutentur,  salva  sabstantia,  negatire  simplidter,  nt  snpra ; 
81  non  salva  substantia  negative  pariter,  sed  dummodo  novae  croces 
denuo  benedicantur  ad  formam  Constitutionum. 

Ad  II.    Negative. 

Ad  III.  Negative  quoad  diversas  ecclesias:  in  reliquis  recor- 
rant  in  casibus  particularibus. 

Ad  IV.  Affirmative  ad  primam  partem,  dummodo  notabHiter 
et  moraliter  exercitium  hujusmodi  non  interrumpant.  Negative  quoad 
secundum,  et  ideo  non  opporteat  in  bis  casibus  illud  ab  initio  reas- 
sumiere. 

2.^  Decr.  d.  d.  7.  Junii  1842. 

\ 

% 

Quaedam  sanctissimi  Rosarii  sodalitas  in  dioecesi  CameracoBsi 
dubium  solvendum  Sac.  Congr.  proponit  ut  infra: 

Altäre  sanctissimi  Bosarii  privilegiatum  putaiur  a  jure  pro 
sacerdotibus  sodaliims;  at  vero  in  ecciesia  dietae  sodabttatis.  plnra 
existuni  aüaria^  minime  vero  illud  B.  M.  V.  de  Bosario^  dieatim ; 
quid  ergo  sentiendum  de  tali  privilegio  in  ^cdesia  hujusmodi  aliari 
carenie? 

Sac,  Congregatio,  auditis  Consultorum  votis,  respoudit: 
Sodalitates  canonice  eredcie  privüegiis  et  indulgentiis  gcu^denl 
iUorum  Ordinum  Begularium,  quorum  f^^untur  titulis  juxta  Consti- 
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le(lim9^^h<)((^\^  tf^nf^mj^cßle,,  ^nmmeiP^rp  pey^^ft^^es^s^^uitur,  quod 

5,  Vecr.  d.d.  30.  Januar.  1843. 

f!iii)iSm^W  'S?fflin^pi'.8v,Pßiir^i,.  civitatis  .B\ithjöne?^?, . ejq^^ftstijl^t  a 
Si|^!:5Cppgregftti^n%; wi».iud,ul^m.. ^pQrtpUcuuv,,. ,qu)9d  j^peici^oat  quas- 
(lam;^Gi4\dgQif^^9  CH|fl^fiq.ao4rfikti..c^iice33fii?,, .^^^^^^^  indul- 

giejj|tiftS{;  if^Hj  ^peciScata«;  in 'ßr^efeLto>ia4,ult9,. ^(juariiiafi  tameu  Ä^entioneni 
faciunt  nonnuUi  auctores  de  indulgentiis  p^rtr^tante?.?«.. 

Sac/ fk)j»grflgatia  r,espö^dit  .^Stan^äium:  ^se  yeiihis .  indulti ,  ex 
qaiOv)pij4Mil^  sitf  ef^^a^ponditiQ,.  ,y..  g.  dumfncfdo  nuüa  aiia.  indid- 
gef^t^>nperpqjf^r^^i>nce^^  simüi<i ißtc.f.  ^xmiwCy,.&VV[^  rcsmanere. 

siugul^S'^i^di^lgjfCi.ti^fi^.^ti^Q^^  praecoii^nti  tempore  ^Uxgij^^  de  ^^ibufi, 
mentio  quoque  apud  a^f;^tore$,de»i^clulgen,tii3  pertractaBtes*^  Ita  Sfic. 
Congreg.  declaravit  die  30.  Januarii  1843, 
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4.    Decr.  d.d.  20.  Mari.  1846/ 

..tr;i^fl[^ij^ejftjü«^ijpifiet  iH^yerea^saiaji,  Romiai.,  Marianus  Veihoeven, 
pfro^b^itQFi  Q^:(^ipe(^si&  ,^aQl4iui^nsiß,  .ia  .vi,Qiv^i^itafaB  cathoUca  Lot, 
vaÄi€^w.;ijr^...B0^iPe:9&  cai^oauta  ßr9fessj(>v  ,piablicu3  ardi^ariusj,  Vobi$,. 
Emineutissirai  et  .Beverendissimi  Principes,  humiliter  exponit,  S«..Conr,. 
gregationem  Indulgeatiis  sacrisqae  Keliquiis  praepositam  die  15.  De- 
cembris  1841  resolatioiiem  -dedisse  öuper  dubio,  §uod  bis  verbis  pro- 
lßQmit:Q^^:i'Qu^rif^r^ßi,a.  $.  jS^ß  iwf?2fli^,ii>^a?f  ,^^aw  pri- 
vüegiaii  conceditur^  m^erujla  fycta  s,it.  niefUiOr^T^um.supplifsi. 
libelhf^nec^,  u^  i^eß,€r^ip(0  de^^,,q^alMaMUß^^  sUm  fwu^  ^oilicet  vel 
pori^k^uQ^^xisiitßr^^ßemeKi  posßit  prm 

S.x.,C(^Wg^^g*tio„Iadulge.ntiis\  saoidsq^ie; B0liquii3.;pra^posita.  J^esp^ad^-.^ 
dum  .ceyR^uijl^: « Nßgatwe^,  exceplQ  easot  i'^uiti .  ^a^ß^r'^ßr.pruiilßgi^, 
personalis^  quo  frui  potest  sacerdos  in  qtu>cumque  dUar%  sive  laaali 

1)  bieiilAtlasBCOiigregatioQ  nimmt  also  an,  da^s-^iie  Sir<Aie  gar  wohl 
oMliefsia  sodalitäUdRc^nl  sein  könne  y  atil^  ohne  dass  in^  iht'  an  «Itare  Bö- 
sartig sich  ^itde-.  -v^    •  ■    *    .  .•>     -  ^  •  ,V>    •.••/  V     r.  .•> 
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8we  portaUli  edebraiurus.  Datum  Bomae  ex  Secretavi^  S.  Cougr^g. 
etc.  im  15.  Deceiafcm  1841*  -     v  \5   \  v^ o-  -, 

ßi  bac  reßolutione  coiijeeit  Oratory  yerba..  »d!^r^  ./S^«»».^^ 
lacde  et  pot^Mite  altare^  a  Sacra  Congregatione  ifl4»lgeiiik\5trn«».,iii- 
tettecta  {\xme  eo  seiisci^  quo  a  saiptoribuso  c^e  rebt^a  lit^r^ci^  p^^sim 
mtelligi  vicl0Btuj%  seilicet  ad  propriam  fixi  3QU  Ipcaiis  alt^iß  .r9Ai(H 
nem  non*  sufficere  firrpaiii  terraeque  fixuoi  (andameiitam ,  (visi  ita 
stabiliter  pars  inferior  cnm  aupenoie  m/enaa*  ccmnecUtnr^  .ptui^ain 
simul  coii>pQ9itum  efficiani;  aad  iUaoa  ^$Be.  formaiD  i^ltl^rl^fiii  scu 
locali»,  qöamlibri  Pontjficales  et  Caeremoniarii  sappouunty  dum  al- 
tarie  immobilis  eousecvationexn  desoribunt;  altare  ^utem ,  illud  por- 
tatile  baberi  et  e$se,  quod  licet  stabilem  parieti  terraequ^,  Xffixam 
stractaram  exhibeat,  ejus  tarnen  mensa  unupx  corpus  nön.po^stitttit 
cum  subjecta  lapidum  strue,  et  cujus  superposita  meu^^  seorsim  a 
reliqno  aedifkjip  consecratui-,  et  si  mensa  ista  amovetur  a  su?5tenta- 
culo^  cui  aptatur,  consecrationem  non  amittit. 

Dubitat  vero  Orator,  an  hoc  et  nouaUo  sensu  ,verba/:>a/torc 
fixum  seu  locale  et  portaüle  intelligenda  sint  in  praedicti.re^qlutione 
dnbii,  cuni.non  ita  pridem  a  Rmo  et  Emo  PraefectoS.  Coiigrega- 
tiouis  de  Propaganda  Pide  data  ftierit  resolutiö,  quae  difftcutter 
eomponi  potest  cum  resolutione  pvaelaudata  S.  Congregationis  Indnl- 
gentiarum,  si  verba  ista  intelligi  debeant  prout  supra  ex  scriptoribns 
liturgicis  definita  sunt.  Sinant  Eminentiae  Vestrae,  ut'  Orator  lue 
adjiciat  apographum  litterarum ,  quae  in  haue  rem  ad  S.  Congrega- 
tionem  de  Propaganda  ftde  datae  fuerunt,  una  cum  apbgräpho  re- 
sponsi  ab  Emo  et  Rmo  Praefecto  ejusdem  Congregatioiiis  subs^eripti. 
Litterae  sunt:  ^Exponit  humilüer  Eminentiae  Vestrae  Victirit^  Apo- 
stolicus  Limhurgensis  in  Neerlandia^  in  suo  vicariatu\  sicut  d  in 
omnibm  locis  vicinis  altaria  in  ecdesiis  plerumque  ita  tonsh-Ui^  ut 
fixa  d;  imniobilia,  alicm  Sancio  dieaia^  in  eodem  loeo  vei  in  eadem 
capeUa  remaneant ,  sed  in  mensa  altaris  cavitäiem  quadraiam  ha- 
beant^  in  qua  lapis  consecratus  ccilaeatus  est,  qui  quamvis  natura 
sua  poriatäis^  iamen  semper  eidem  altari  fixo  impositus  permand. 
Stante  hac  altof-is  construetione  agitatur  in  clero  qiMestio,  an 
quando  cuidam  altari  determinato  Sancto  dicato  indultum  altaris 
privü^fiati  ad  tempus  vd  in  perpetumn  coneeditur^  pripHeffium  con- 
C£l8suiH  eenseatur  lapidi  consecrtU^j  qm^  licet  altari  fi(XH)  destmßtm 
et  impositus^y  tarnen^  cum  sit  natura  sua  paHatüis^  ad,  alUtd)  altere 
fijnon :  transferri  eique  impmü  pi^st ;  an  vero  privüßgi^m .  cmseatur 
comdesmun  aUm-i  immobili  m  loco  deierminalö.  cmstru^tp  et  atioui 
Sancto  speciaiiter  dedicato^  ita  ut,  si  lapis  consecratus,  proptm*  l^^ 
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tMttifi  fHohvum'  ab  aUari  flxo  am^mäbUr^  eique'aUns  hpis  eonseayjir 
tus  substituoiur,  tarnen  altare  fixum  privüegiatwm  remdneätP  Üt 
dbri  dlMum  toUatiir  et  nulla  temdneat  incertiiudOf  un  cUtaria  sint 
pnv%;gittiöi\  txn  ixoi/i^  ht^nülime  Oratör  posMat  SiXiöme  Congrega*' 
tiöfti^'d^'Propagdnäu  Fide  respomum  super  exposüa  gmestione.€ 
K6spondi[ytur :  rPriiHhstium  altari  coHcedUur^  fion  lapidii^  cui  unrn 
altert  ßro  iiecesäüate  ml  &pportunitätesuffici  poterü:^'  J.  Ph.  Card. 
Ff^a)/isofiim,  'Prätf:  S:  Oongr.  de  Ptopäg.  Pide.    '    =     -    ^ 

'  flifirfiliter  itaque  proponit  Orator  dubium :  L  An  in  resolutione^ 
d&  qua  sitpr^ä ,  ittoa  a  Ä  Oongrejgatione  Indulgmtiis  '  säcrisqm  Be* 
Uqüiis'praepösiiä  die  15.  Decembris  1841,  per  verba  ^altare  fimin 
seü'todaUk  iräellei;it  dUar&  fixum,  proüti  supra  ex  scriptöfibüs  de 
re%iU'Xüur^ids'äefi)nitttm  est,  et  quatemts  affirmative,  IT,  An  "vox 
T^aXtdHpörtatiXe^^  in  eäde)n  resöluthne  hdbeat  eanäeiH^igmfieoUonem, 
quani  ex  üsdem  scriptoribus  superius  inäicavit  örat&r?  ' 

,  S.  Congregatio  indulgentiis  sacrisque  Rellquiis  praeposita  ad 
praeläk'äübia  respöndit  ufc  ihfrä:     «  ■       '^  ^  . 

Ad  I.  Sacram  Congregationem  intellexisse  altare  fixum  qui^ 
dem^  quod  aloco  dimoveri  non  possU,  sed  non  tarnen  cujus  superior 
pars  ßive  mensa  sit  ex  iräegro  lapidej  vel  ddeo  cdlee  cohjunctd,  ut 
lapis  consecrafus  amoveri  non  possit;  secus  entm  diruto  altan,  qwod 
primlegiatum  concessum  erat  ob  alicujüs  Sanctt  imaginem,  post 
novam  constructionem  novo  indigeret  privilegio. 

AdJff.  Intellexisse  altare^  ut  di^Hur^  viaticum,  quod  constat 
tantu/n  ßx  unjco  la^ide  integro  tantae  ma<gmtudinis,  ut  calickpedem 
cun^paf^Yia^  sal^em  quoad,  rnajorem  partem  capere  possit  <^  vel  quod. 
de  uno,  in  atium  iQCum  transfertur. 

>>  Datmn  Bomae  ax  s^crae  ejuddem^  CdiigregationU  vladulgentia-" 
rutn  8ei^etaiia>  die  20.  Maitü  184i&.  ^      ^ 

Gabriel  Card.  Ferretti^  Praefectus. 
'.  Jacobus  Oalloi  Seeretaiitis; 


l  V  .  ■ 


....      .      5i   De(}^\  d.  d.  20.  Julii  (IS.  Aug.)  1868. 

'  NOoifiiittqüam  acöidit,  praesdrthn  sacräinsim  mUsionum-teippoh}) 
at  cum  ääK^efdds  ad  id  legitime  de^taios,  seapulam  B.  M.  V.  de 
Monte'  Garmelo  aliüdve  fidelibos  tmpontt,  deficiaut  i9eapal«riav  f^rias* 
qQam dfnnitrm  fiddliatn  yotis  satiafieri  pokuerrt;  hinc  Superior  doraas 
religiösae  Missiönarioram  Societatis  Mariae  in  civitate  vulgo  Tur- 
coing  nunctipata,  Archidioeoesis  Cameracensis ,  homiliter  sitpplicavit 
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S.  Congregationi  Indaigentiis  sacrisqaö  Renquiis  praepositae  pro  se- 
q[tiöiitittm  ftübiorinn"  sbluHone.  * ,  •  '  -'''  '     ^''''^  '  •  -^i'^*  ? 

.  I.  Ütrum  linum  ideraqüe  scapuläre  sÖmel"yÄ'edfö*Wte)'VilSde 
possit  {)luribus  per  vicem  iniponi^'  repetttä'yöfotfitiiödö''s\i^i!f  läih^lis 
receptionis.siyö  im^^^^^  ;     '=-    '^'^'''^riL  ^H'Uv^', 

.  '.  II.  ptr:am.li»ju3i3aodi  formula  usurpari  soiita'm  äciu^linj^ö^^ 
tioiiis  «capuiarium  qssentialis  sit,  ul /quis  scapülare^  nt^' a^c^msäe 
.c^Ase^tur,  ju3que.habeat  ad  mdu.lgentias  illud  ierei)tibu8  cohc6ösas; 
an;  v^oabftij^öje,  indalgentiarum  dispendiö  possit  omitti,  pvseBertm  in 
morbo  aliove  urgent!  casu?  u    •   .        j.,;  ,..;m  , , 

.  IIL.Bx  iudultp  s.  m.  Gr^orii  XYL/Sub  di^.  §0».Äpfiiis  1838 
.oeceaaarium  AtiDpIittS;  Q(Oai  est  ad  indulgeptias  acquii^j^nda^,  ut,  i^sc^^ 
baotur  i9  coafra,t^rjaitatis.  Ubro,  nomiua  fideliuai,  qui  B '  it.  V.  de 
31oute  jCa^inelo  s/i^ap^lare  recipi^ipt ;  qxiaeritur,.  uti:um  ideiq  diceodum 
de  aliis: gijapuiaril>ös  a  S,.  Sede  a,pprpb^tis?       ,  .       ,     •,.,     '   ;  . 

-  Itaqi»  EiBiii«ftti95toi ,  Patres  iu  CoogiffgJiitiQae, ,  geppr^ji .  .)jabf ta 
in  palatio.  ApjQstoUco  Vaticano  die  20^  Ji^lii^  auditoi.,pr|iiis  .Gof^ultoris 
voto,.  r^bns^ue  mature  perpeiwis,  rescripseruntr;  ;     - ,. ,. ,.  .,    .^  . ,. ;, 

Ad  I.  ' Af flnnalive ,  ita  tameo,  ut  primum.,sieftpuI^rei,..quod 
deifrceps  adscriptiis  irtdnere  d^et,  gii  beirediotuöir     r  ,     m  .,: 

Ad  II.  Tätn  ad  primam,  qaam  ad*  secanrlara'  partöip v  -p^o- 
fei'enda  esse  Vöfba,  qaae  sunt  sabstantialiä,  ad  förmarüdöcr^tt  hajus 
S.  Oongregationis  diöi  24:  Ang*.  1844,  qnod  sie  se  habet  :*i/>!&Mi- »An 
rata  Sit  fidWitmi  adscriptio  Oonfrateriiitafe  B:  V.- de  MohftÄ  Oarmdo, 
quäfe'Rt  U  säcerdbtibus  quidem  facultatem  fiabetttibusfV'noa' ser?ajta 
tarnen  fottna  in  Rlfnäli  et  Breviafrio  Oi*d,  Cärm^litarnarxlesoripta? 
Sac.  Cöngregatrö  respondit :  Affirmative ,  dummodo  äaöerdotös  lacnl- 
tatem  "h^eriftes  noti  deficiäiifc  in  flabstantialibuö,'  tiemp^  ra'benedic- 
tione  et  iräpoaSHone  habitns  ae  in  recepttone  ad»€(Hiftaten*itatem. 
Itä  dedäravit  S.'  C-  di«  24.  Augusti  l«44.'^ 

Ad  III.    Negative  ^j.  /        •    ' 


i'  i^        '.'      ,  *'« 
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/ 


')s'*    '{■•:.♦ 


(Cfi-.  Archiv  Bd.  45.  S.  353  sq!)        "     "   "    "'''"' 


'  i)  ZTim  ricfh%ett  T^st^dniss  Ai^^x  Aniwdrt  nlttfitf  tAliA>  witBJab,  dass 
der  €€(M£naltori]i.&0inem' Vatam  ge8;)kgt:h»^:  üitHcngttQ^ein  .a4.il^e|9^i^  ii^' 
d^lg^tttlids  e;t  g^tiacf  esse;  cqBcttioi][«m  .ösflenti^^fli.  qu^t^c»  co^fr^^j^ity^  ,.§ftsci- 
piejitittij^,  sc^pulaFJia  sit  C9nstltata,  ad  quam  pertinere  debeantt,  excepto  casa, 
quo  R.  Pontifex  ob  peculiaria  adjuncta  dispensaverit ,  ut  fecit'dregormi  XVI. 
-  fftlirifa  y<JArtTdfttioni&.  '        ».'     <<    Ij.f  -ji.  , 
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7.  Beer.  d.  d.  14.  Maii  187 L 

ürbis  et  Orbis.  Salutare  Viae  Crucis ,  sea  Calvarii  eiercitium 
summopere  conducit  ad  recolendara  memoriam  passionis  D.  N.  J.  C, 
qui  ob  nimiam  caritatem ,  qua  nos  dilexit  approbria  passas ,  et  vul- 
neribus  affectus,  ut  a  Servitute  pcccaü  humanum  genus  redimeret, 
pretiosum  suum  sanguinem  effudit,  et  ligno  crucis  afiixus  se  obtulit 
holocaustum  pro  peccatis.-  Quapropter  Summi  PoatificeS,  ut  fideles 
Christo  in  carne  passo  cogitatioue  passionis  ejus  saepe  siaepius  tini- 
rentur,  pium  Viae  Crucis,  sen  Calvarii  exercitium  nön  modo  com- 
mendarunt,  sed  etiäm  reserato  Ecciesiae  thesauro  indulgentiis  illud 
auxerunt. 

Verum  stationes  Viae  Crucis  juxta  primaetas  concessloues  erigi 
tantüiii  poterant  in  Ecclesiis,  piisque  locis  Ordini  Miaor.  (Nteemn- 
tium  subjectis;  atque  indulgentiis  fruebantur  personae,  qnae  didem 
Ordini  efant  addictae.  Tractu  tarnen  teroporis  a4  oranes  Christifi- 
deles,  qui  in  ecclesiis,  piisque  locis  praedicti  Ordinis,  tarn  ^nctae 
devotioni  vacarent,  indulgentiaruni  concessio  extensa  fuit,  et  deinde 
praösertim  Benedictus  XIV.  sa:  mem:  Apostolis  Litteris  in  forma 
Brevis  incipien:  »Cum  tanta«  die  30.  August!  1741  evulgatis  leon- 
cessit,  öt  etiam  in  aliis  eeclesüs  memorato  Ordini  qou  subjectis  sta- 
tionum  erectio  iieri  posset  cum  aliqua  tarnen  limitatione ,  quam  per 
rescriptum  S.  Cong.  Indulgentiis  Sacrisqu.  Beliquiis  praepositae 
die  10.  Maii  1742  clarius  declaravit.  Idem  namque  Pontifex  inter 
monita  ad  rite  peragendum  pium  exercitium  Viae  Crucis  jussu  Cle- 
menüs  Xfl.  exarata,  et  ab  ipso  confirmata  inseri  voluit  haue  declä- 
rationem  sub  Num:  X.  bisce  verbis.  Exceptis  tarnen  iis  locis»  in 
qnibtts  existunt  Conventus  praedictorum  Fratrum  Minorum  (Obser- 
vantinm  aut  Reformatorum  aut  BecoUectorum)  cum  non  debeant  hoc 
oasu  erigi  Viae  Crucis  in  ecclesiis  eidem  Ordini  non  subjectis,  nisi 
bi  f  Conventus  longo  distant  a  loco  vel  eivitate ,  aut  iter  ita  atduum 
foret,  ut  sine  gravi  incommodo  ab  Ordinario  dijudicando,  populus 
accidere  trou  possit  ad  s.  exercitium  peragendum. 

Nuper  vero  SSmo  D.  N.  Pio  PP.  IX.  huraillimis  precibus  ex- 
,  positum  fuit  valde  optandnm  esse,  ut  tristissimis  hisce  temporibus, 
quibus  inimici  crucis  Christi  divina,  humanaque  omnia  pessundare 
conantur,  pia  Viae  Crucis  exercitatio  magis  magisque  promoveatur, 
ac  illitts  stationum  erectio,  sublata  limitatione  enantiata,  ubique  in 
ecdiesiis,  piisqu.  locis  fieri  possit.  Sanctitas  Sua  animadvertens  num- 
mam  esse  vim  meditationis  passionis  et  mortis  Bedemptorisi,  nostri  aa 
confii*mandam  in  animis  fidetn,  ad  curanda  conscientiae  vulnera,  ad 
purgandam  mentis  aciem,   divinoque  amore  inflammandam,  in  Au- 


232  Decr.  Congr.  Indulg,  d.iU  2.  Mali  18&1^ 

dientia  habita  die  14.  Matt  1871  ab.  inft^acripto  Oard.  Praefecto 
S,  ..Coug.  Indulgeötiis  «aißvi^qu. ,  Reliquüs  praepositae  memoratas 
pr,6cpä  beuigDe^  .^ipieus  ApostoUca  an<?tantate  iDidulfiit,  .^t  stationes 
Vi^e  QxM^JLS  .cum  ^dn^xif  indalgentüs  etiam  in  locis,  ubi  tJoufenfais 
ptaefati  Qrdini^  Minorum ,  sive  ObseiTantiuiö^  she  BeforoaatoriHn 
sij^e. .^pollpctorum  ^istuiit,.  qttamvis  in.  ejuadem  OMpis.eeole^iis, 
sa|:;;ris  aediciiUs,  .pv^qu*  locis  erectae  reperiantur,  mih  Iiabita  superias 
expreass^e:  limitationist,  ac  distantiae  ratione,  servati^;. tarnen  aliis  de 
jurö  servandis  erigi  possint  et  valeant.  Ceterum  Sanctitaa  Sua  per 
pjf^^eojs.depretamiDininie  inteo^it  d^ogar^  pmaiävae  faonltati,  quam 
idem  Ordo  in  p^rageiida  erectione  stationum  Viae  Grucis  habet^  nee 
spacialib^s  i^d^ltis  hac  super  re  aliis  personls  ob  pecdiatia  lernm, 
ac  locorum  adjuncta  ab  A^postoliea  Sede  pone^ssis  ^  quacum.  teoor  ae 
formg^  in  omnibna.  servanda  erit. 

ji^QiL  ßb^t^tibus.  ooutrariis  quibuscumque  etiam  speciaU  «t  in- 
dividua  mentione  dignis,  quibug  Sanetitas,  Saa  in  otnnihus  per inde  ac 
si,il&.3iagu^  ^pressa  iQentio.  facta  faerit,  plene  derogavit  Datnm 
Romae  e  Secret.  Sac.  Congregationis  Indulgentii^cuin »  ^^..SS--  Beli* 
qi^iarnm  dip  14;.  Mail  1871.  .  * 

A.  Card.  Bi^arri^  PvaoL 

8,    Decr.  A.d.  26,  MarL  1881.  , 

(Cfr.  Archiv  Bd.  46. -S.  19.) 

1  <     '     '  • 

9:  Beer.  d.  d.  2.  AprU  188t. 
'■'      '      •-     /  '     (Ofr.  Archiv  Bd.  46.  S.  263.) 

,  10,   Decr.  d.d.  2.  Maii  188L      . 

Di/^m  I.  In.  decreto  S.  Gongregatioms  Inddg^nttarum  d.  d. 
20.  Julii  1868  responsum  fuit,  Vicarium  generalem,  cnm  Episcopus 
obtiauerit  faoultatem  a  Sede  Apostoliea  erig^di  confraternitates  cum 
respectiyis  iod^ilg^ntiis,  id  präestare  non  posse,  nisi  Epideopo  SBfbde- 
legandi  potesstas  in  Aposiolioo  indnlto  concessa  fuerit^  et  ipse  Vi- 
carium'igeo^ralen^  subdelegaverit.  Item  decisum  est,  Vieariutn  gene- 
ralem non  posse  auctoritate  ordinaria  erigere  canonice  conftaternitaftes 
absqi^  delegation«  Gpis<^opi,  neque  posse  yalide  conc^ere  litteras 
testimomalßs  :ijwque  coüaemum  requisitum  a  Clemente  VIII.  pro  ag- 
gregat^e  ^pfraternibatttm,  neque  posse  approbare  statuta  coöTra- 
ternitatum.     .  : 

Jam  vftro  ex  deoreito  S»  Congreg.  Indnlg.  d.d.  15.  P-ebr,  1608 
neciWÄ.lniiocentii.XI.  Injuncii  NoUs  d.d.  1.  Octob.  1678  manifesto 
videtur  deduci,  Episcopum  posse  potestate  ordinaria  ^rigere  in  dioe- 


K.' 
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cesi  sua  confi'aternitates  SS.  Corporis  Christi,  id  quod  geueratim  de 
confratertiitatibus  docent  probati  juris  canonici  auctores,  qai  passim 
etiam  tradnnt,  Vicarimn  generalem  qnoad  jnrisdictionem  eadem  posse, 
qvt&e  Bpiscopum,  nisi  quid  fuerit  apecialiter  in  jure  exceptum,  vel 
nm  Eptseopos  «xpresse  vel  impKcite  sibi  quaedam  reservaverit 
tanquäm  ita  gmyia,  ut  non  sit  eensendus,  voluisse  ea  in  generali 
naatidata  c^mprehendere.  Cum  autetn  quoad  confraternitatesr  in  jnre 
niliil  Sit  ei?eeptum ,  neque  constet  de  special!  reservatione  Episcopi, 
quaeritur: 

1.  Dtrum  decretum  d.  d.  20.  Julü  1868  valeat  tantum  respectu 
earom  confraternitatum ,  pro  quibus  erigendis  Episcopus  specialem 
obtiinaerit  fiictiltatem  a  Sede  Apostolica,  sive  indultum  Apostolicum, 
7ei  quae  ab  aiiqno  Ordine  regulari  solent  erigi. 

2.  An  etiam  quoad  confraternitates  SS.  Corporis  Christi  alias- 
qoe,  quas  Episcopus  sine  speciali  indulto  Apostolico  potestate  or- 
dinaria  erigere  potest  in  dioecesi  sua? 

'    Eesp*    Ex  bene  perpenso  textu  deereti  d.  d.  20.  Jülii  1868  fit 
satisiresponsäoni  utriusque  partis  dubii. 

Dubium  IL  Ex  S.  Congreg.  Indulg.  decreto  diei  13.  Aprilis 
1878  non. licet  adscribere  piis  sodalitiis  absentes.  Quaeritur,  utrum 
ii,  qui  adscribi  cupiunt,  debeant  se  sistere  in  loco,  ubi  confraternitas 
instituta  est,  coram  ejusdera  rectore  vel  subdelegato,  an  vero  suffi- 
ciat,  ut  remanontes  in  loco  domicilii  sui  compareant  eoram  aliquo 
sacerdote,  qui  a  rectore  facultatem  adscribendi  accepit? 

Besp.  Provisum  per  declarationera  deereti  diei  13.  Aprilis  1878 
datam  sub  die  26.  Novembris  1880. 

Dubium  IlL  Cum  plures  auctores  doceant,  confraternitatem 
SS.  Corporis  Christi  non  posse  transferri  ex  ecclesia  parochiali ,  in 
qua  instituta  est,  quaeritur: 

Is  An  in  oasu,  quo  parochiani  pro  vetere  angustiore  novam 
ecclesiam  parochialem  sub  eodem  titulo  in  alio  ejusdem  pagi  loco 
aedificarunt,  supradicta  confraternitas  in  vetere  ecclesia  canonice 
erecta  denuo  in  nova  erigi  debeat,  ut  fideles  lucrari  possint  ejusdem 
indulgentias  9 

2.  Utrum  1.  in  casu,  quo  per  dismembrationem  parochiae 
ecclesia  filiales  et  ipsa  facta  est  nova  parochia,  Confraternitas  SS. 
Corporis  Christi  in  hac  nova  parochiali  ecclesia  canonice  erigi  debeat, 
ut  fideles  lucrari  pergant  indulgentias  illius  confrateruitatis,  ad  quam 
in  ecclesia  niatrice  erectam  jam  erant  adscripti  ?  An  2.  nova  erectio 
necessaria  sit,  ut  fideles  novae  parochiae  in  posterum  confraternitati 
adscribendi  indulgentias  lucrenturP 


'.1 
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'ReBp:  Ad  1.  pcu;tetn:  detiur  decretoo)  >diei  16.  Elebraar^ .  IS^, 
qüod'ita^ct^e  faabdt:  »an  traadata  sodalitate^ iBtolUg^Btiir  J^vm 
ti'aBslatee  ind^tgeiitiae  ?    {}adem  J3^  Congr^gaUo;  respoudit;   Affix- 

Ad  2.  partem:  ad  1.  nagadive^  a|d  «S«i(M<am  Iqcrandji  jü^dalgeiii- 
tias  äb^ils;  qai  sant  jaai  adscnpti  eonfiraternitati  or^tae  iii.  «cclesia 
matrice;  ad  2.  megative  ad  effectam  pariter  lucrandi  indulgentias ; 
nihilenin)  im^Mit,  qaonoinus  fideles  novae  psrdma6  add^ribi  Valeant 
confraiernitati  paroeciae  matricis.  '       <     ^-^ 

DuMum  IT.    Flures  fidelös  credunt ,  sodales  rosarii  vivi ,   qui 
degunt  inloco  ipso,  tibi  {da  illa  ünio  institota  est/ pos$e  simpliciter 
^eiofueifti  tmmi^  assümete  seqirefus  isysterium  Bosavjit  prout  /epacessam 
est  iltis^  sodalibüs,  qui  absentes  saut  a  dicto  loeo;  Quai^mtiur)  atram 
^tö  <asfsequeHdis  indulgeätiis  dietae  piae  ünionis  neccf9sa^^^tl  sai,  ot 
iÄyst^na  tosäfrii  stegulis  mensibiis  a  sodalibos  in  toeo  habitantibas 
söi'tö  distriböairtur?  ■     •  •        •    ... .    .. 

''       JRöisp.-  »dcurrat  ad' B;  P.  Oeneralem  Ordinis  PraedicatorniKi. 

IhMum  V.  Nüm  i^,  qni  rosado  stto  non  aolam  in^i^ntias 
Bottifinicäooram  sed  Miam  Birgittina^  applieari  carairitii  .fip  .quo- 
libet  Ave  Uhrh  lucratur  indalgentias  200  dieram,  an  tantum  100 
dierum? 

Besp.  Detur  decretum  Urbis  et  Orbis  sub  die  1;  Martii  1520 
ad  diibium -IV.  qnod  ita  affertur:  An  ntfi  et  eidem  tei>  puta  uni 
coronae  possint  applieari  Indnigentiae  diTersae  v.  g.  indulgentiae 
dictäe  AppHeae  et  indulgentiae  dictae  s;  BirgittaePi  S^  Gtmgregatio 
respondit  affirmative,  (?2«mmodfo  renoventur  &pera  injuneta  üerabiUa. 

DubitmVL  Pia  iik  Unio  ad  lemuenanimanimjftt  pacgatorio 
existentium,  qnae  flofet  in  Beclesia  Gongregationis  SS*  Bedemptoris 
vulgo  Maria  in  Mo^Uerone  et  Urbe  inter  alia  amplissima  privilegia 
gaudet  facultate  sibi  aggregandi  alias  sodalitates  seu  confraternitates 
canonice  erectas^  licet  alio  titulo  aliove  institnto  distingnantnr ,  ad- 
dita  tantum  priori  appellatione  »ad  levamen  animaruin  in  purgaiorio 
existentium.^    Quaeritur: 

1,  ütrum  tali  aggregatione  indulgentiae,  qnibus  cenfratemitas 
aggiegäta  antea  gaudebat,  ex  verbis  Ven.  Innoeentii  XL  (apud 
P.  Tbeodorum  a  Spiritu  S.  part.  II.  cap.  11.  aii.  II.  §.  4.)  amit- 
tahfur?    ' 

2.  ütrum  sodales  ante  dictam  aggregationem  adscripti  pertiüeat 
ad  utramque  congregationem,  sicut  ii,  qui  post  illam  aggregationem 
adscribuntur  ? 

Ilesp.  ad  1.    Standum  tenori  clansulae,  quae  solet  apponi  in 
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Jä^^ibfAb»,^^  ttMip6^    7ötiiiDü#  aaiei]tv^tit:sii'0liafif  dicW  confirjiterDitas 

institaatur,  priores  et  quaevis  aliae  litterae  Apostolicae  Ulis  nnUatems 

^ii«'^I:»>^4if2r'ijJ^iö^aMtebiöö4«M':m  idjectione  nmvi  titali..  . 

iili»hj8raij#{^u^^R*?M*^^  Meffioriaten.  aus- 

gesteVien  Vollmacht,  Ändachtsgege^fänd^;  ^u. tjoeihßn^,Hnd  mü ^ 

i;:jilMna^  oSaDiAndieBthi^Sanctiiisimi  dier:;lO.  ;}la?<iii.l$gl.  ,    ,  , 

fitiir^>:;gtetvidtii3ä{mffidi'@rtt<Mriv :  iaurfiMSttJo.  dpprobatov  £aeu)tatem..<?on- 

'^didtit  äl<^^prilf^en&hib-'to  {nrivatiim  ejitxdk.  l^pbem  ao  de  qon- 

'^etti?6^  Q^ikis^ipnOtm&nj^  Qsm\%jms-  sfacm  .il^qmismata-et  Coroaas 

-if^'rebältlif^k^/iiveb  ^%oii'<^a^i7a8  Statnasr  q^^  t^frä^n  isiut  .ei.aeYe  yel 

ferro  conüiectae,  eisque  applicandi  indulgentias  a^  gfas^titate  $u^  *con- 

^m^f'  '^t'^iii:'^^&l€ti(!]ia-  U^     tjrpis  ä;  0.,  deiJFjfop^gandaFide  die 

'^0'J^W!i'1878^(les(SI1iptHe' i^peaa^        UOD  i«((»|pti8vtii«^  qipa  coronis 

ä'6.  'Blrgi<k^irancii|iatia<isuli»x&e  Birnti    Cotttranits  ijbon  .Ofbsütaivtibiis. 

-     ■•;   ■     ' 

^r:^J^^,:Jf^^es^ar'Fcffff^ulm  i^.der^^ecreffrie  4fr  Memorialeh 

•  i.')'i!5ji  ih    :.Bi  Au4i«iftiliia  §Smi  die  14.  Jtajrtü  1881,  .       . 
KM:'^o'r:98:^usrorii1»}dLreehees8it  ad  quiitiquenpittiB  iacaltnitam  p^titam, 
'>d«ittmi0Jloa^8it>:v(^nfe9s»ariii^^  .adsiint^preflhrytep  Congioegiationis 

^SSU::^d^iiÖ)iciriB4<seryatft'ftn*oi|>mbU0  formakt,  qui^  ^a^^r^do^s  dictae 
'üöngt^sAovak  ex"  Ajpa9ioii0a  ^cQuoe^ioneijatnuitpr  i).  . 

\^3.  .^.^^i^Qj^^^^de^Jj^fihi^.^^P^^  unheschMen  Carmeliten 

.,^.,'»     .  «W^  mehrere  Anfragen  in  Betreff  a^r  Scapidtere: 

I.   Omnis  utriusque  sexus  fidelis,  cujaaQUP[\qu^  aetatis^  potestne 

,  r^ipitti äft  .coftfrgA^rnitateni . ^^^     Sca^ularis?    :  .  .^  : 

j  j,.)   j^sfff^|^,,jrimw?f>-/  Affirmative:   niill?,  in  Brexibus  Poptificiis 

ij^jjespijibi^urj^iet|l3  ad ,  S^qrum  ^C£4?.ulare  sußßipj^^a4u)J|,.  e^^  mo«  vlget  ' 

alicabi,  praesertim  in  Hetraria,  deferendi  illico  infantes  a  sacjp  fpote 

:  a(<!tfl^«^*«9vC;aröWUtajn!im  eicqlesiam,  in  cpttfrs^ternitat^m ,  adscribendos. 

I)  Die  Taxe  für  die  voA  der  Secretarie  der  Memorialen  ausgestellte  v  öll- 
macht  ad  qainqaennium  beträgt  nur  3  Francs,  wozu  dann  noch  eine  Gratifica- 
tioti^b^a  "t  Francis  för  den 'Agenten  kömmt. 
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IL*'  Uli  quis  fiat;  membrüni  €diiffrateiliitaH;is<'ertti^Säe^sJarium 
o4)  admittatnr,  vel  a  sacerdote  habente  personalenlHtöCrif|ltteiä<ä(l 
h0G,  m\  a'<reot^e  e(M)l^$iaG  iü  qoa'ifM^ecta^ftili  cotitrat#DEitaB^«t  ubi 
ilfc  admis^?-'  •  •  •  "  '•   ■' ••  '«•  •''   i;*lui  ]jlji.[>/i  .      .  rnuii..: 

^(2  secundum.  Ut  qnis  fiat  membram  GonfraterDitati9/i<^st'ieiH«^ 
ditio  eine  qaa  don  iit  adinittatttf  ab '  aÜqab  fi(6iilt$tbfi&  Jiib¥nie  a 
saperioribus  Carmelitaram.  Clemens  PP.  XII.  in  sua  isfmßA^i 
EhmiiavU^-  sub  die  12.  Junii  1199 ,  cölöflnsn^t;  deqnti&so  di^etam 
saC'  OöiigregÄtiottiö  Itidülgentiatutn :  -^  ■  »Adii'teujerfo^er/iOr^lflis: 
yFratt^tiii  Beatae  Maria«  d^  'M^Ate^Oa]^m61o,v'86ipj4i(loaii<»r(|flb  Alis 
»^ntefido^  pHvfttltQ  9peetär0,  ei  p^rt^^eifaettltatenlbtftoQddtebddi 
Apar«^'  baMtQSj  sen  ddäpalanaiV  a^  co)iAi^^rii)üi/<;onMtW&iitelfim'ffi^^^ 
»kiv!<^atione)  B/Illariaei  d^  'M^te  '(>i'meIo-tfiJ({aa<«^^ 
»erebtbrtim' <et  evigenda^tiä]/  gestsud  isblita.ii '^Ixsta^  iti<:^Büliairio  Of'« 
dini8.-'^-T^«>J'4.  •'!»  !•-''■•■- ■''         •   '  ;,/•...;:•••     'ij-^   ly/r-i    .r\vuu  >^i-i'>«- • 

lil.  : ^cerdis ^faabens  peri^MiQlom :£ac»itatemV^ote^ 
le^are-?     ■•:  »■■•'•''      '•  ■         •     ^■■''•^•-   K^--':  •.i'jMrs;^^  -v-ilmlffu'.»'  - 

A4  terthm.  ^  Miaimer  nam  ex^eommiitti  »j^o  {^oIMegid»s 
non  potest  subdelegare.  —  Delegant  superiores  Ordints^diabeiUcB^jwre 

ordinavio  facuttatem  be«»edicendi  «t  impiOQieQdit''caateyi»V^u%fas  ^^ 
fa^tttas  vqI  a  mi^eriöribtts-  ordi»!^,  rel  imnsedkte  a  S9«iaio>9oatifi€Je^ 
non  conceditur  Privilegium  nisi  pro  seipsisr  -^  i  ' -^    ur^tir.  V:  ^,tTv 
IV.    Beetof^eeotedläd^  in  qua  ^etafüit  oöAfratovnttasV\habet 
ne  €ö  ii»o  pötestatem  »dmitt«idiret' ielegaa^  j  - '•  -'it  i^*  mj 

^    Adqmrtum.    P^nt^  megati^e;  adeo^i^ei*ünQ(i««k^«tiäiilio  'ü^ldd 
declaravit  sac.  Congregatio  Indulgentiarum.  —  Non  i^patahi''/'^^yilee' 
»^spectasse  'ad  Bpiseoputo  P^sülainiiiia ^^ultoieift^befne^^^ 
»laria,  seu  parvos  habitos-  Seatae  Mäm^iVlt|[itkis4^Mptti^i6al»iii9lovi 
»non  obstante  consuetadinet  ^   aggr^egatt  l^c'ärra»ts^^^d'^Bd)^ 
»Ordinis  pro  nova  aggregätiöne.^  — '  Nee  reotjor»  igÄfayi^Bicleiiäe  ubi 
erecta  est  eodfmter&itas,  &^  Ipse  confrattemitditisi  €$^ellantili,  ^kident 
a  jure  facultate  adsc*ibendl.  .   ^-   •  jfp.r>  ijqnvp.f.f;  airrfM'.- 

':      V.  *  Vfcairius'i^u  Jeoö^pömtor  talis>  reeteti»  htibeti»^^  offiali  sui, 
potestatem  admittendi?  ^  -    .r«  ^j  ifrMri'.i}LT{jq;^-.jrfi. 

^^''   AS ^inMmi  Respomnm  in  anteeefd6nti'r:i^idKli6et  ti^gaüve. 

VI.  Ädiiiissldesti^e  facienda  in  e^aUsiaconfratdi^ifiati^  fA^lm 
aliqua-EcelesiaB^tae^Mariae  Virginia  ^dicataf^^^-vtal^M^  ftttjta 
föerifr-alibi?     ■•■  -■'         .■'.::■•..'•>••  ^''   ''-irii;"/.. -»r^);«''! 

Ad  sextum.  Admissio  in  confraternitatem  fieri  potest  ab  habente* 
faeultatem  in  quoeumque  loco  de^enti,  päta  in  sa^mriö^,  irji^rktorio 
privato  .  .  .  multo  magis  in  qualibet  acdesia; 
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:ii!  vÄiuPt^mtm. .  lufivrßi'Wn  yaleptes  adire  ecclesiaiOf  aut  pca* 
toriam  .  .  .  adiüittantur  in  propria  domo,  vel  in  xenod^eUo.,  {le  ist! 

:»;  fHiiVflll  iiScAptiilaw  dj&b^ne.  omsöino*:^^  «?c  lana  ..nigra,  >i/^l 

::ii;:  vj/lil;  o«ftitw09>^  $eapii)iir6  cooiMtintter  de>et  easesoolojia  auboln 
sciitfvi'8ivftj«oIwi»fMvK  vulgo  liom^  9m' tian$^  qni  efiit «olor  medins 
inter  imbniiili  et  jDignun,  Sufficit  ^(ii^i  <^Ior  Ute  i^^efr':qn6m  nsi'- 
tilfaUtec.fQxhiip^omiyCH^^tatQni  acriter  fuii  aäBOtttine  fonmiicol^ 
nigdv, iOrtifioMikr.if  AlSmiatite ,  ajebant/  uotiA^lU  8cript$dfet3  atttiqui, 
eaidncH.Talidi^fSAiimr^tk^ii^  .Si^iua'IV.  in,  Bulla  a^iAatrema- 

nata  anooil^lSS^  piaeBcnbit  indistiftcte  Frafoibiis  €aDrpeljtia  habitom 
Colons  nigri.  Sed  sac.  Congregatio  Indnlgentiarnm  liteaa  omn6m 
direiBii  die^  ig;  >^ebniarn  1 1840^  proQwtiando :  in  Mtta  JUemimtensi : 
—  »Gonfratres  gaudere  indnlgentiis ,  licet  color  scapularis  Hon  sit 
»praedM^lcolorTolg'«  tetr^f  dfimmodo  huie  colori  4»ibn>getia*  alter 
»cMHisBBiMafBeni^n^ei'^jK ,:-  '.;■;  ..  •  :-,•  .    ., 

.)  >lX4ji.  Dabetno/scäpnlaflre;  constare  dülobfia  panni3;ita  intor  se 
co))8iereotibiiaii^  leonMae^  i(ut  pos^iA  penderei  simulana  par$:9«^r 
pectus  et  altera  super  scapula^? 

xvÄd'nmmi^i  ^h^^^  atioiiirin  illa  parlta  vestis  esset. scapu- 
lare  et  non  esset  scapnlare^.  ni^  formam  haberet  consiinileni  ae^palar^ 
inägno  Roligies<»iim  Qarmelitarttm,  quorum  d^untar  cit  sunt  Cmi- 
/ra^65  adaöripti. . 

i.X  :  Orti^tne  onmifM .  confcaker  Ulnd  ifaa  deferre  ;i»t  ona  pars 
peiideafc;  ante  pfcfctus  ^  alt^a  iötö<  scapulas? 
i4d  ^eetfwtii«.    Provisqnt  anteced^nti. 

:    XI;  .Dtbetne  soaputare  immediate  pelleo)  tangece  ? 
:>i^^  21;  :N6gatire«  ;que  nee  scapulare  mag^un^  Beügiosortiin, 
quorum  adscripti  sunt  confratres^  pellem  illoruna^  taiJgit.       ;• 

r  iKlh  Est^  necessariam  addere  panni^  aliqaao)  figiu*am,  aut 
repraesentationem  piam,  v.  g.  crucera  .  .  .?      ; 

Ad:  13.  :  Negal^ve:  nuUa  narnque  3uperi?iducit»r  Sgiu^  aut 
imagor  ß^$fnhm  magno  Beligiosoräm«  Bejae  co^aae^cjänt  fideles 
soprat  panmiiA:  laneum  ia  parte  anteriori  snperiiniionere  imagin^ 
Beatae  Mariae  Virginis,  et  in  parte  posteriori  crucem,-ant.  Sftfra 
Govdai'..'.«:«  --•^  fi     '  .•."•  ■   ■  .^   ,•■•    •; 

1  XIIIi  FornnaU  adnoiasioniS'  q«ae  habetur  in  {lituäli  Sonnana 
estne  sola  legitinia  et  esaentialis? 
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Aä  13..  la  BHusii,  quo  Saußte  Äowftna  |!pcJfi¥ia,,H^gr ^j ja 
Sarftm»  Pdntificibus  Faalo  Vl  et  BoQddicti»j£^)V.r,>aßP!rp^t,ß^,.,i9i|i^ . 
cert«^  iuvenitur  formola  aduiiib8niiJij.iQ;!C(>n&<'Hßr4iiJtft't9H4i,<^^^^^r\:' 
Htine  fomalam  ..extnbeit  &itiwlix.,CarAieU4AtiiiA  e't:  $)f,Ä)pJio^;^|i9i 
Maria  de  Lfgono  in  :3aa  Tbeologia.iiiorali,  mcmü-.-^Bm^f^ij^^-ri' 
gte^iio  Indalgentamm^.BDb  die,i24i,AngH9tilSMij,^W^jtjf);|afP;. 
esse  adseriptiMieiti'  fäctam  a  sacordate;:  auqtoi]itetQntiiih^fptQkif|,ETti 
»QutmvJS'  noD  surato:  fbnnai.  in  wfiit<uäli.,etJ@re^ig,i^<^>i|i§';ßA^-' 
>nielitanmi  praeseripU,  dummoäo  aaterdoe  ipsti,iiiSfa\  4^ifii)'Ä'iii^ykr.- 
»stavikdibus ^  nett^  m  iet^edic^otw  'H.m^Pmikuie  ihafiii^Sijiptt^jitii 
*r«eeptUn«  aä  aonfrq^mätaiemit    .   .    ■...  -M.\v\.iv.  .v.üm-Ki  in,iiri-i'.r 

XIV.    Poteatae  admitti  absens?  :t\:-AM  ijjiii.rj'jjß-itinr- 

-.■  XV..   US»  finRt.balwdicti^^w^■;a^fSp|^t^-.»^h^l5^A^ ^}i,'^^ 
tum  coram  persona  admitteuda,  an  vero  requiratur  nt  ü|a^/,^),ji^my 
babeat  iUnd,,  doaec  a  s^cerdftte ■  bepe^ictjifn  Cfljtjo^ipjppnajj^r?  . 

.'.  ,  Ad  X5,   ^tim  ,apapiilaria  a  aacQrdote,,,beaedi<;nbtar,'  mitlo 'laoäp 
necesse  est,  ut  a  ädelibus  eisdem  indueftdis,  ^p,^^  .maoF^s^babeaniür. ' 
,   .^VL..  Debetiie  omnino^dniittetidiis    cer^am,  TslTe'  ^cmisum 
sire.Qon,    in   inaai^  teuere  dum  fiunt.1?eaedictioW',#^oMti6bes  a. 
aaeßrdote?  ,    .,.  .  ,.    ',''   "  ^'."-^'''  ^'"'^  :'''''  _''  ' 

Ad  16,    Admittendus  aon   cogitur   ad  teneuclum  in  mambüs 
cereum  gnando  fiunt  bieDedictioqes  et  dtcuntur  a  sacerdote  Ör^nbit^^'.' 
XVII.    Sacerdüs  admiitens  debetne  omiiino,  ^t'.su.b  poeür  nul- 
lit3,tis,  tollo.iinponere  scapulare;    vel  sufßcitae' Hi  uijm  lä'^M&iitti'' 
admittendi  tradat?  .    ,  -        |'|-'i'  '  '"y  '-.i-^ip'-i' 

Ad  17.    Nisi  adsit  dispeuaatio  a  Sdiümo  'PönUäcö',"''d^''8Öb-' 
atantia  est  auod.scapuläriolum  a  saeei-dote' priiüa'VHie  WeüfisÄnr  et 
imponantur;  neque  sufficit  tradere  illud  ^ri  fAanäs 'fitli;<^[itTU  -'< '''<>'" 
io  plnres  aimuradniittiintbrj^nräjjit^  ^ätiti'bfeUe- 
a,  et  postea  Impaaitiottdm '  siÄ^iät^f  ac^,  ^eendo 
te,  vir  'devote  .  .  ,'etc,«  ''■  '■i''*'  >'^'i'i'--'^''.-'->  /■■<  -y-i- 
idmisaioQe  pluriüm  ben^ßdiei '  pi^SOiil  »^pitlälrta! 
ie  orationum  in  nttraerö  plnraH'tlititaTiiini',  'feGte-»- ' 
dictione  sea  aigno  crucis  et  aquae  sanctae  aspersione  eod>^W'täe^tfr'> 
super  omiiia   descendentibus ;    deinde-  qtiUibet'  fiJn^^tiin-^'Hidnitur 
acapulari  cum  formula  in  singiilan,  et  postäsoBiDB^r^piliRtlutigqne"'. 
raliter  ad  confraternitatem  per  illa  verbaii  *Ego  t;o»'r«Hpio.i;  L>etc.€ 
XIX.    Inscriptio  noBriiiis  persatiae'  admiasae  super  \äm^  con- 
frateruitatie 'Sstneneeessutia,  nt  qais  gaudeat  pimile^s?/  // 

Ad,  19.    Tnücriptio  üdelium  admiasorum  m  libroni  €)On^^q)|.-; , 
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tatis  Iiäbita  fttit  ab  omnibuö  fere  Iheologis  de  es$enüa  ad  prinlegia 
canf^äteiDitati^acquirenda.  Hino  ad  dubia  toUeiiida  P^ MPtaepoaHu9 
generaliel  <7armieilitaram  discalceatoram  CoBgregatioms  Italiae.^  anno 
1888^,  «ab  die  30.  Aprilis,  obtinuit  asanctac  XD6moriae.äregOFioXVl4i 
ut  Fideles  recipientes  sacrutn  aeapnlare  a.  siipfirioribnsi  mm  epngret. 
gatioüis ' vd  a  sacerdoie  aliqiio  ab  ipsia  facaltateai  habßiite«  eo  ipsc^ . 
absque  ttlla  mrteriali  inseriptioue  nominia  in  libio  alieujaa  c^nfr^a^ 
ternitatis;  mauerest  adBcripti  in  eonfratemiüatem  jaim  canoinc^edracr 
tarn  in  loea  xx\n  prima  vice  sacrutn  Virginia  babitom  recipifimjti  Vfl 
deficiente  eö  loci  confratoniitate ^  adscripti  «ssent.  60  ip9a  eonfr«^ 
ternitati  viciniori,  omnibusqae  fruerentiw  iBdalgeatü^  et  privilegiia 
confraternitati  coUatis.  • , 

XX.  Scaptilare  debetne  deferri  die  ac  nocte  P  -  omittenst  illud 
per  tinatn  diem  perditne  aliud  praeter  indulgentias  'li«i^  dief.  cor- 
respondenteöP  "'  ^  ^  •    -    •'  ••  '  •     '  : 

Ad  20.  Per  unam  dlem  scapulare  nori  deferens; -cum  i3enör  dfei' 
possit  relaie  ad  annuni  illud  semper  deferre,  non  est  cur  dkatur 
amiftere  privilegia  cönfraternitatis.  '  -    •    . 

XaI.    Qui  semel  rite  admissus  fuit  et  habnit  iicäpuläre  *  bene- 
dictuni,  potestne  aliud  substituere  non  benedict'um ,  quando  pi^itnum' 
vel  amisfsum  fuit ,   vel  debuit   mutari   propter  vetustatem  aut  im- 
munditiam?  '      ' 

Ad  2t  Qui  prima  vice  recepit  ä  sacerdotö  scäpulare  befiedic- 
tum  potest  aliud  ex  se  assumere ,  sive  ex  amissione  illius ,  sive  ex 
necessaria  aut  voluntaria  renovatione,  absqüe  eo  quod' ihdigeai  sacer- 
doti3  impositione,  vel  benedictione.  '    ''' 

XXIL  Scapulare  deponens  per  contemptum  cessatne  eo  ipso 
gaudere  privilegiis,  ita  ut  poenitens  indigeat  no va  ädmissione  ?  Quid 
si  noeniteat  pauois  horis,  vel  diebus  elapsis? 

,  Ad  2?r  Negative,  quemadmodum  non  est  iterum  ordinandus 
qui  ex  contemptu  deponit  per  tempus  longius  vel  breyius  habitum 
cleriiPAldin..  Ppeniteat^  habitum  sanctum  ex  se  resumat,  et  inhiise- 
ricordia  Dei  confisus,  opera  confratrum  repetat,  gaudens  de  promissa 
remuaerationje.  .  i. 

£^111..   Qui  illud  jreüauit  p^r .  negligentiam ,  aüt  pbliyionemj 
per  tejn^pa  nptabile,  indigetne  nova  ädmissione?  .  , .        ,       . ;:  /  . 
.  Quodnam  tempus  dici  debet  uotabije?  ,. 

Ad  23.    Negative,  sicut  in  praecedentL 

XXIV.  ^Sufßcitne  portare  scapulare  modo.qjiocumque,,  yelillnd 
appensiam  habere  in  loco  habitationis? 
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Ad  24.  Scapulare  deferendam  est  more  Religiosoram ,  cum 
ana  parte  supra  pectus,  altera  snper  scapnlas. 

XXV.  Sacerdos  habens  facultatem  admittendi^  habetne  eo 
ipso  facultatem  commutandi  conditiones,  reqoisitas ,  v.  gr. ,  comma- 
tandi  Obligationen!  deferendi  scapulare? 

Ad  25.  Minirae;  nee  verbum  fit  de  hac  facultate  in  Bre?ibas 
Apostolicis. 

XXVL  Admissio  in  sodalitatem  indncitne  aliquam  novam  ob- 
ligationem  conscientiae  ? 

Ad  26.  Admissio  in  societatem  non  inducit,  absolute  loquendo, 
aliquam  novam  obligationem  conscientiae  ex  se.  Verumtamen  ad- 
missus  recipiens  in  vanura  gratiara  Dei  et  prae  corpore  negligens  in 
executione  obligationum  societatis,  non  esset  immunis  ab  aliqua  culpa 
veniali  coram  Deo. 

"XXVn.  Admissus,  dummodo  fideliter  et  rite  scapulare  portet, 
babetne,  per  hoc  solum,  jus  ad  participationem  omnium  privilegiorum 
quae  Beato  Simoni  Stock  promissa  sunt,  scilicet  ut  ab  inferni  ignibus 
praeservetur  si  pie  decesserit  cum  scapulari;  ut  a  multis  periculis 
etiam  temporalibus  eripiatur;  denique  ut  indulgentias  concessas 
lucretur,  et  omnibus  Ordinis  Montis  Carmeli  meritis  partem  habeat  ? 

Ad  27.  Quicumque  Christi  fidelis  pie  in  Domino  decesserit, 
de  fide  est,  quod  vel  statim,  si  pleno  purgatus  sit  ab  omni  culpa 
et  poena,  vel  tempore  suo  post  plenam  in  Purgatorio  expiationem 
Paradisi  januas  ingrediatur.  Caeterum  admissos  in  societatem 
pie  creditur  multa  a  Deo  consequi  per  intercessionera  Beatissimae 
Mariae  Virginis,  quae  ipsis  viam  sternunt  äd  pie  in  Domino  mo- 
riendum. 

De  participatione  meritorum  Ordinis  Carmelitani  a  confratribus 
Scapularis  loquendum  est  eo  modo  quo  loquuntur  theologi  disserentes 
de  communione  Sanctorum. 

Nonnullae  Indulgentiae  concessae  sunt  a  Summis  Pontificibus 
societati  Sacri  Scapularis  quae  participantur  a  confratribus  quidem, 
sed  supposita  executione  operum  injunctorum ;  circa  quod  cum  aliquae 
opiniones  falsae  divulgarentur,  declaratum  fuit  a  sac.  Congregatione 
indulgentiarum,  sub  die  12.  Febr.  1840,  nempe  —  »Posse  Pideies 
»confraternitatis  Scapularis  adscriptos  frui  omnibus  indulgentiis  gene- 
»ratim  a  Summis  Pontificibus  concessis  utriusque  sexus  Christi  fide- 
»libus  qui  dictam  confraternitatem  ingrediuntur  et  habitum  legitime 
»receperint,  licet  non  servent  abstinentiam  a  carnibus  feria  quarta 
»et  septies  in  die  recitent  Orationem  dorainicam  et  Angelic^m  sa- 
»lutationem;  duitimodo  dicant  orationes  praescriptas  et  peragant  opera 
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»pia  a  Sammis  Pontificibus  in  concessione  earamdem  iojuQcta, 
»inter  quae  illud  locum  habet  ut  parvum  scapulare  ^ferant  eo&'- 
»tinuo  pendenS'  a  celloy  tmaqne  sai  parte  peetus,  et  alia  scapulas 
»cöBtegens^c  - 

XXVIII.  Quatenus  respondeatur  negative  ad  qüaestlönem  27, 
quidnain  ultra  reqtijratur;  an  jejuniia;  an  vigiliae,  an  orationes,  an 
alia  bona  opera,  aut  exercitia? 

Ad  28.    Satisfactnm  in  praecedenti. 

XXIX.  Ut  quis  gaudeat  privilegiis  Bullae  dictae  SaJtbatinäe^ 
id  est,  ut  liberetur  a  flammis  Purgatorii  priuio  sabbato  post  obitum 
sUum,  oportetne  ut,  praeter  obligationes  supra  enumeratas  Q.  27  et 
28,  1.  servet  castitatern  statui  suö  convenientem :  2.  quotidie  recitet 
officium  parvura  Beätae  Mariae  Virginis,  vel  officium  canonicaje? 

Ad  29,  Ad  lucrandnm  Privilegium  quöd  dicitur  Bajtbqjtmum^ 
de  quo  loquendum  est  juxta  decretum  supremae  universalis  Inquisi- 
tionis  sub  Paulo  V.,  debent  fideles  castitatem  servare  convenientem 
suo  statui,  et  horas  canonicales,  vel  officium  parvum  Beatae  Virginis 
dicere. 

Qui  autem  neque  officium  divinum ,  neque  officium  g^rvurn 
Beatae  Virginis  dicere  sciunt,  Ecclesiae  jejunia  servent,  ax5  feria 
quarta  et  sabbato  a  carnibus  abstineant ,  nisi  incidat  in  feria  quarta 
et  sabbato  Nativitas  Domini  N.  J.  C. ;  ita  ex  BuUa  Joannia  XXH; 
ex  constit.  Alexandri  V.,  et  ex  decreto  supra  relato;  suppositPjqup^ 
numquam  deponant  sacrum  scapulare, 

XXX.  Qui  legere  nesciunt  tenenturne,   ut  quidam  ftssi^nt^; 
in  compensationem  officii ,  ad  observanda  omnia  jejunia  Ecclesiae.  et  , 
ad  abstinentiam  a  carnibus  feriae  IV,  et  sabbati?      ....    • ; 

Ad  30,    Responsum  in  dictis  ad  dubium  29. .       .;  ,.    ;   .. 

XXXI.  Scientes  legere  possuntne  ad  Hbitum^  comimiUra  offi-^ 
cium  in  observatipaem  borum  jejaniorum  et  hujtts  ubstineaptia^  ? 

Ad  31.  Non  apparet  quod  fideli^  pos$H  pro  Ubito  ji^ramtttare^ 
onera  imposita  a  Yirgine  Maria.  Hipe  Gon»uleudi  suni  frsttws  ufr 
adamussim  observent  quae  pro  ipsis  praescripta  coofuernnt.     •      <  < 

XXXII.  Estne  authentica  responsio  data  12.  Augüisiti  184(^, 
circa  obligationes  Bullae  Sabbatinae,  scilioet:  »Accede&tes  gravi  im-^ 
»pedimento,  npn  teneri  con&atres  neque  ftd  jejunia,  neque  äd-reci^ 
»tationem,  horarum  canonicarum ,  aut  officii  Beatae  Mariiae  Virginis, 
»nequei  ad  abstinentiam  diebus  meroürii  et  sabbati;  consuleüdi  ta^en 
»fideles,  ut  hoc  in  casu  se  subjiciant  judicio  docti  et  prudentis  con- 
»fessarii,  ut  commutationem  aliquam  impetrent.« 
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Ad  32.  Affirmative,  ut  in  resolutiooibus  sac.  Congregationis 
Indulgentiarum,  sab  die  12.  Augasti  1840. 

Datum  Bomae  ex  aedibus  generalitiis  ss.  Theresiae  et  Joannis 
a  Cruce,  die  10.  Martii  1856. 

Concordat  in  omnibas  cum  originaii  quod  asservatur  in  arcbivio 
göueralitio  PF.  Carmelitarum  excalceatorum. 

14.    lieber  das  Altarprivilegium. 

Dem  Amtsblatt  für  die  Erzdiöcese  Manchen  1881  Nr.  10 
S.  145  ff.  entnehmen  wir  nachfolgende  vom  hl.  Vater  u.  d.  19.  Juni 
1880  approbirte  Entsch.  der  s.  Congr.  Indulg.:  Der  Generalprocu- 
rator  der  Trappisten  legte  im  vergangenen  Jahre  der  hl.  Congrega- 
tion  der  Ablässe  folgende  Angelegenheit  zur  Entsche\dung  vor:  In 
jedem  Trappistenkloster  besteht  ein  privilegirter  Altar^  auf  welchem 
täglich  eine  hl.  Messe  für  die  verstorbenen  Brüder,  Verwandten  und 
ViTohlthäter  gelesen  wird.  Nun  aber  kann  nach  einem  Decret  der 
Cougregation  der  Ablässe  vom  29.  Februar  1864  das  Altarprivilegium 
in  einer  und  derselben  Messe  nicht  mehreren  Verstorbenen  zuge- 
wendet werden.  Es  entsteht  darum  die  Frage,  welches  die  Wirk- 
samkeit dieses  privilegirten  Altares  bei  den  Trappisten  sei,  und  ob 
das  Privilegium  desshalb  unnütz  werde,  weil  es  niemals  ein€^.  be- 
stimmten Seele  zugewendet  wird? 

Die  Prüfung  dieser  Frage  wurde  von  der  Cougregation  einem 
Consultor  übertragen,  welcher  zur  besseren  Klarstellung  der  Sache 
dieselbe  in  drei  Fragen  umformulirte  und  in  nachstehender  Form  der 
Gongragatioo  zur  Entscheidung  vorlegte: 

Dubia 

.1.  Quo  sensu  intelligenda  sit  responsio  S.  Congregationis  Indulg. 
diet  29.  Februarii  1864,  quod  Privilegium  Altaris  nequeat  appUcari 
plctribus  def unctorum  animabas  in  eadem  Missa :  practice  ti^ntum 
et^  de'  faoto  juxta  meutern  concedentis  de  more  Ecclesiae  ex  Ümi- 
tatione  conc^sionis,  an  etiam  theoretice  et  absolute  ex  limitatipue 
potestatis. 

IL  Num  apud  Trappenses  in  Missa,  quae  quotidie  celebratur 
pro  pluribos  (fratribus  seilicet,  propinquis  et  benefactoribus),  Indul- 
gentia  Altaris  ad  unam  ex  iis  limitetur. 

III.  Num  Privilegium  inutile  evaserit,  ex  eo  quod  uni  ex  iis 
determinatae  animae  non  consueVerit  applicari. 

Diese  dr^i  Fragen  wurden  nun  von  der  hl.  Cougregation  der  Ab- 
lässe in  ihrer  Sitzung  vom  14.  Juni  1880  in  folgender  Weise  beantwortet: 
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Ad  L  Non  propositum. 

Ad  II.  Affirmative. 

Ad  IIL  Negative. 

Diese  Entscheidung  warde  sodann  dem  hl.  Vater  Leo  Xni.  znx 
Bestätigung  vorgelegt  und  von  demselben  unterm  19.  Juni  1880 
wirklich  approbirt.  '  :     , 

Das  Outachten  des  Consnltors  ist  so  klar  und  bündig  abge- 
fasst  und  verbreitet  über  die  ganze  Frage  über  das  Altarprivilegium 
solches  Licht,  dass  wir  dasselbe  um  so  mehr  juitthellen  zu  sollen 
glauben,  da  diese  Frage  auch  für  unsere  Erzdiöcese  in  hohem  Grade 
vcfh  praktisiiher  Bedeutung  ist. 

Ad  I.' Die  Frage  über  die  Wirksamkeit  des  privilegirtenAltares 
{in  Allgemeinen  kann  entweder  theoretisch  über  die  absolute  Mög- 
lichkeit, oder  praktisch  über  die  Thatsächlichkeit  gestellt  werden. 
Theoretisch  kann  gefragt  werden,  ob  nach  der  Nüt(ir  der  Sache  und 
aas  innerer  Noth  wendigkeit  und  in  Folge  der  von  Oott  der  Schlüssel- 
gewalt gfesetzten  Grenzen  der  Ablass  des  privilegirte»  Altares  auf 
eine  einzige  Seele  so  beschränkt  sei,  dass  er  iti  ei&er  und  derselben 
Mes^  för  mehrere  nicht  gegeben  werden  könne.  ^  Aber  diese  theo- 
retische Frage  wurde  der  Gongregation  vielleicht  noch  nitfokals 
vorgelegt  und  darum  scheint  die  Entscheidung'  vom  29.  Februar 
1864,  aufweiche  Bezug  genommen  wird,  auf  ihre  L(i>sttng  sich  nielit 
zn  beziehen.  Wie*  diese  Frage  zu  lösen  sei,  werden  wir  sogleich 
untersuchen.  Stellt  man  aber  die  Frage  über  die  Wirksamk^  des 
privüegirten  Altares  praktisch,  nämlich  wie  die  Sache  nach  der 
Willensmeinung  dessen,  der  den  Ablassf  verleiht y  und  nach  dem  Ge- 
brauche der  Kirche  sich  verhalte.,  so  wurde  die  Lösung  von  der 
hl.  Gongregation  bereits  dahin  gegeben,  dass  der  Ablass  des  pri- 
vile^irten  Altares  nicht  zugleich  mehreren  zugewendet  werden  könne. 
Nämlieh  zwar  nicht  absolut  und  nach  der  Natur  der  Sache  Und  iin' 
Folge  göttlicher  Anordnung  kann  das  Altarprivilegium  nichb  mehreoreajL 
zn^ewendet  werden,  sondern  weil  nach  der  Willensmednutig  ^dessen^ 
äkv  den  Ablass  verleiht ,  derselbe  nach  dem  Gebrauche  der  Kirche 
in  jeder  einzelnen  Messe  blos  für  eine  einzige  Seele  gewähtt  wir4 
In  diesem  und  nur  in  diesem  praktischen  Sinne^  glaube  ich,  ist  die 
angeführte  Entscheidung  der  hl.  Gongregation  zu  verstehet!  r  d|i  si^ 
aaf  den  praktischen  Zweifel:  utrum  Privilegium  altarts  applicari 
possü  pluHhus  defunctorum  animabus,  unterm  29»  Februar.  1864  er- 
wiederte:  Negative. 

In  diesem  Sinne  scheint  die , Frage   schon  früher  dufch  eine 
andere  allgemeine  Antwort  der  Gongregation  ent9cl\ieden  worden  ^a 
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sein,  da  sie  auf  einen  vorgelegten  Zweifel  über  die  Wirksamkeit  des 
privilegirten  Altares  unterm  28.  Juli  1840  erklärte,  nach  der  Wil- 
lensmeinung des  Verleihenden  verntöge  der  Ablass  eine  Bede  aus 
den  Qualen  des  Fegfeuers  zu  befreien,  wenn  es  OoU  so  wohlgefällig 
ist.  Per  indulgentiam ,  lautet  die  Entscheidung,  altari  privilegiato 
adnexam,  si  spectelur  mens  concedeniist  et  usus  clavium  potestatis, 
intelligendanl  esse  Indulgentiam  plenariam,  quae  animam  statim 
liberet  ab  omnibus  Purgatorii  poenis;  si  vero  spectetur  applicatio'nis 
eQectus,  inielligendam  esse  Indulgentiam,  cujus  mensura  divinae 
misericordiae  beneplacito  et  acceptationi  respohdet.  Auch  diese  Ent- 
scheidung ist,  glaube  ich,  als  praktische  Antwort  auf  einen  prakti- 
schen Zweifel  zu  verstehen,  d.  h.  wenn  man  die  Willensmeinung  des 
Verleihenden  und  den  umfang,  in  welchem  von  der  Schlüsselgewalt 
(Gebrauch  gemacht  werden  will,  in's  Auge  fasst,  so  wird  der  Ablass 
in  einer  und  derselben  Messe  nur  für  eine  Seele,  nicht  für  mehrere 
gewährt.  Das  ist  in  Wirklichkeit  die  Meinung  und  Praxis  der 
Kirche  und  die  Congregation  erklärt  nur  die  Meinung  der  Kirche, 
nicht  aber  die  Grenzen  der  Schlüsselgewalt.  Die  Frage  wurde  also 
praktisch,  nicht  aber  theoretisch  und  absolut  entschieden. 

Stellt  man  die  Frage  theoretisch ,  so  scheint  in  einer  Sache, 
welche  von  der  Wiliensmeinung  des  Verleihenden  und  von  der  An- 
nahme Gottes  abhängt,  kein  innerer  aus  der  göttlichen  Einsetzung 
der  Schlüsselgewalt  sich  ergebender  Grund  zu  bestehen,  wesshalb 
ein  vollkommener  Ablass  zur  Befreiung  von  mehreren  Seelen  .  zu 
gleicher  Zeit,  wenn  es  Gott  so  wohlgefällig  ist,  nicht  mit  einer 
einzigen  Messe  verbunden  werden  könnte.  Es  kann  ja  an  sich  mit 
einem  und  demselben  Werke  ein  Ablass  verbunden  werden,  der  zu- 
gleich für  mehrere  gilt,  und  dass  diess  manchmal  so  geschehen  sei, 
«chliessen  wir  aus  dem  hl.  Thomas  in  IV.  Sent.  dist.  45.  ad  3. 
quaest.  2.  Dort  erwähnt  er  nämlich  die  constiettido  Ecclesiae,  qnae 
facit  praedicari  Grucem,  ut  aliquis  habeat  indulgentiam  pro  se  et 
dudbus  et  tribus  et  qtmndoqtie  decem  animabus  tam  vivorum  quam 
martuorum.  Weiter  unten  setzt  er  wiederum  voraus,  einem  und 
demselben  Werke  könne  ein  für  mehrere  giltiger  Ablass  verliehen 
werden,  wenn  er  z.  B.  in  folgender  Form  gegeben  werde:  Quicunque 
fecerit  hoc  vel  illud,  ipse  et  pater  ejm  vd  quicimque  ei  adjunctus  in 
purgatorio  ddentus  tantum  de  indulgentia  habebit.  Wie  also  mit 
einem  andern  Werke,  so  möchte  ich  meinen,  dass  auch  mit  einem 
privilegirten  Altare  ein  Ablass  verbunden  werden  k(lnnte,  der  in  einer 
und  derselben  Messe  für  mehrere  Giltigkeit  hätte. 

Ausserdem  könnte  man  sicher  durch  eine  und  dieselbe  Messe 
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einen  vollkommenen  Ablass  wegen  mies  doppeHen  Matives.  for  zwei 
Seelen  gewinnen.    Denn  auf  den  Zweifel:  An  sacerdos,  qni  Missam 
oelebrat  ex.  gr.  pro  defnncto  eidemque  applicat  indnlgentiam  pleaa-» 
riam  altaris  privilegiati ,  potest  eodem  die  vi  s.  Gommanionis  in 
Sacrificio  peractae  Incrari  aliam  indnlgentiam  vel  sibi  defnnctis  ap- 
plicabilem,  si  ad  hanc  Incrandam  praescribitnr  Commnnio?  hat  die 
Coogregation  nnterm  10.  Mai  1844  erwiedert:  Affirmative.    Wenn 
demnach  mit   einer  nnd  derselben  Messe  ein  doppelter  oder  drei- 
facher vollkommener  Ablass  aus  verschiedenen  Motiven  verbunden 
werden  kann,  so  ist,  die  Sache  theoretisch  betrachtet,  nicht  einzn* 
sehen,  wesshalb  nicht  ein  doppelter  oder  dreifacher  Ablass  aus  dem 
einzigen  Motive  damit  verbunden  werden  könnte,  weil  die  Messe  an 
einem  besonders  privilegirten  Altare  gelesen  wird. 

Ferner  können  wir  uns  auf  ein  anderes  ebenfalls  ähnliches 
Beispiel  aus  einem  andern  Decrete  der  S.  Congr.  Indulg.  berufen: 
»Antistes  auxiliator  Episcopi  S.  ad  pedes  SS.  D.  N.  Pii  IX.  humil- 
*  lime  provolutus  exposuit,  in  Literis  Apostolicis  Oravibus  Ecclesiae 
quoad  plenariam  Indnlgentiam  (Jubilaei  1875)  edici:  Annuentes 
eiiam,  ut  haec  indulgentia  animabus,  quae  Deo  in  caritate  conjunctae 
ex  bac  Vita  migraverint ,  per  modum  suffragii  applicari  possit  et 
valeat;  ex  quibus  verUs  illi  sul;)iisse  in  mentenot  s^quens  dubinm: 
An  fidelis,  qiii  expletis  necesaiariis  conditionibus  pro  lucrando  Jnbilaeo 
äpplicare  cupiat  indnlgentiam  pro  alicujus  anima  defnncti ,  et  ipse 
eodem  tempore  eamdem  consequatur  indnlgentiam.  Ex  Aud|entia 
SS.  diei  25.  Aprilis  1875  Sanctitas  Sua  benigne  declaravit  Jubilaei 
indnlgentiam  cumidative  pro  se  et  defnnctis  lucrari  posse;c  Warum 
aber  sollte  nicht  in  ähnlicher  Weise  gewährt  werden  können,  dass 
der  Ablass  eines  privilegirten  Altares  cumulativ  in  einer  und  der- 
selben Messe  für  zwei  oder  mehrere  armen  Seelen  giltig  sei,  gleich- 
wie Pins  IX.  in  einem  besonderen  Ausnahmsfalle  zugegeben  hat, 
dass  durch  dieselben  Jubiläumswerke  Jemand  den  Ablass  sowohl  fftr 
sich  als  für  die  Seele  eines  Verstorbenen  gewinnen  könne? 

Diesen  besonderen  von  Pius  IX.  zugegebenen  Ausnahmsfall 
fülire  ich  um  so  lieber  an,  da  er  in  der  That  eine  gnädige  Aus- 
nahme von  der  allgemeinen  Regel  war,  nach  welcher  die  Oongrega^ 
tion  erklärt  hatte,  auf  Grund  der  Worte  quam  eüam  könne  man 
nicht  zugleich  für  sich  und  für  die  Seele  eines  Verstorbenen  den 
Ablass  gewinnen.  Es  war  nämlich  der  Zweifel  vorgelegt  worden: 
Archipresbyter  S.  Mariae  vulgo  della  Barricella  dioecesis.Bononiensis 
obtinuit  per  Breve  diei  2.  Sept.  1831  indnlgentiam  plenariam  ap- 
plicabilem  quoque  fidelibus  defnnctis  per  particulam  ?siiam  etiam.€ 
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Qaaerit,  an  vi  praefatae  particnlae  baeo  indalgentia  intelUgenda  sit 
inclusive  sen  exciusive,  videlicet  ant  pro  vivis  tantum  vel  piro  de^ 
fanetis,  sive  pro  vivis  atqne  defanctis  eodem  tempere?  Sacra  Gon- 
gregatio  respondit:  Quando  in  oonoessionibus  indulgentiarnm  äppo- 
nuntur  haec  verba  »ytiam  etiam€  aut  similia,  ut  intelligatur  easdem ' 
indnl^entias  applicabiles  esse  etiam  animabus  in  purgatorio  detentis, 
exdusive  tantam  accipienda  sunt,  ita  nt  Christifideles  ad  iibitam 
aut  pro  86  cMi  pro  defunctis  tantum  lacrari  possit  et  valeat.«  Ita 
S.  Oongr.  declaravit  süb  die  15.  Januarii  1889.  Wie  man  also  aus 
dem  von  Pius  IX.  ausnahmsweise  zugegebenen  Falle  ableiten  kaDn, 
dass  man  jene  allgemeine  Erklärung  der  Congregatiön  der  Ablässe 
nur  praktisch ,  d.  i.  thatsächlich  nach  dem  Gebrauche  der  Kirche, 
nicht  aber  theoretisch,  d.  i.  auch  von  der  Möglichkeit,  verstehen 
darf,  so  ergibt  sich  daraus,  dass  die  Entscheidung  der  Gongregatian 
vom  29.  Februar  1864;  nach  welcher  der  Ablass  des  privilegirten 
Altares  nicht  zugleich  mehreren  Seelen  zugewendet  werden  kann, 
praktisch  und  thatsächlich  nach  der  Willensmeinung  dessen  zu  ver- 
stehen ist,  der  den  Ablass  nach  dem  Oebrauche  der  Kirche  verleiht, 
nicht  aber  theoretisch  und  absolut,  als  ob  der  -Ablass  nicht  für 
mehrere  gewährt  werden  könnte. 

Dagegen  könnte  man  vielleicht  einwenden,   dass,  wenn  dieser 
Ablass  nicht  an  sich  auf  eine  einzige  Seele  zu  bescl^ränken  wäre, 
indiscreten  Ablässen  Thfir  und  Thor  geöffnet  wäre  und  man  zuletzt 
zugeben  musste,  dass  nicht  blos  mehrere,  sondern   schlechthin  alle- 
Seelen  des  Fegfeuers  zu  gleicher  Zeit  durch  den  Ablass   des  pri- 
vilegirten Altares  mittels  einer  einzigen  Messe  je^'nach  der  Willens- 
meinung des  Verleihenden  erlöst  werden  könnten.  Zur  Lösung  dieser 
Schwierigkeit  genfigt  die  Bemerkung,  welche  der  hL  Thomas  an  der 
angefahrten  Stelle  beiffigt :  Nee  tarnen  sequitur,  quod  Praelatus  Ec^ 
clesiae  possit  pro.  suo  arbitrio  animas  e  Purgatorio  liberare,  quia  ad 
hoc  quod  Indulgentiae  valeant  requiritur  catissa  conveniens.    Nach 
der  Lehre  des  hl.  Thomas  kann  man  also  sagen:  Wenn  auch  nach 
der  Ordnung  der  göttlichen  G^echtigkeit  keine  caussa  conveniens 
vorhanden  ist,  um  den  Ablass  so  zu  verleihen,  dass  aUe  Seelen  des 
Fegfeuers,  so  viel  vem  Verleihenden  abhängt,  zu  gleicher  Zeit  mit<- 
tels  einer  einzigen  Messe  durch  das  Altarprivilegium  erlöst  worden, 
so  kann  doch  ein  hinreichender  Grund  vorhanden  sein/ um  den  Ab- 
lass nicht  wie  gewöhnlich   auf  eine  einzige  Seele  zu  beschränken, 
sondern  auf  mehrere  auszudehnen,  z.  B.  zu  Gunsten  einer  verdienst- 
vollen Bruderschaft  odelr  wegen  eines  -  besonderen  Verdienstes ,.  das 
etwa  w^en  Erbauung  oder  Dotation  einer  Kirche  mehreren  gemein- 
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sam  ist.  So  war  z.  B.  nach  dem  Urtheile  des  Papstes  Benedict  XIII. 
ein  hinreichendem  Grund  vorhanden,  um  ein  tägliches  Altarprivilegium 
für  die  Seelen  jener  Gläubigen  zu  gewähren,  welche  in  einem  Spitale 
der  Brüder  vom  Orden  des  hl.  Johannes  von  Gott  sterben  würden. 
Warum  sollte  also  kein  hinreichender  Grund,  denkbar  sein ,  um  mit 
einer  einzigen  Messe  einen  Ablass  zu  verbinden,  der,  wenn  es  Gott 
so  wohlgefällig  ist,  für  mehrere  giltig  wäre,  die  in  einem  von  der 
Kirche  besonders  privilegirten  Spitale  an  einem  Tage  sterben  wür- 
den? Und  wenn  nach  dem  Urtheile  Benedicts  XIV.  ein  hinreichen- 
der  Grund  vorhanden  war,  um  im  Kloster  der  Oblaten  von  Torre  de' 
specchi  für  den  Todestag  einer  Oblaten  alle  Altäre  mit  dem  Privi- 
legium zu  versehen,  warum  sollte  ^ein  hinreichender  Grund  möglich 
sein ,  um  in  diesen  einzelnen  Messen  diesen  Ablass  auf  zwei  oder 
mehrere  auszudehnen,  wenn  dort  vielleicht  an  demselben  Tage 
mehrere  mit  Tod  abgingen? 

Ich  habe  hier  nnr  hypothetische  Beispiele  angeführt ;  denn 
thatsächlich  kann  ich  kein  Beispiel  einer  derartigen  Verleihung  an- 
führen. Aber  wie  vor  der  Conqession  Pius  IX.  nach  dem  wenigstens 
seit  einigen  hundert  Jahren  herrschenden  Gebrauche  vielleicht  kein 
Beispiel  vorhanden  war,  dass  ein  Ablass  cumulativ  zugleich  fär 
jenen,  der  die  Bedingungen  erfüllt,  und  für  die  Seele  eines  Ver- 
storbenen gegolten  hätte,  so  könnte  der  Ablass  des  privilegirten 
Altares  in  einer  und  derselben  Messe  an  sich  für  zwei  oder  mehrere 
Seelen  verliehen  werden,  obwohl  es  thatsächlich  meines  Wissens  kein 
derartiges  Beispiel  gibt  und  man  desshalb  allgemein  sagen  muss, 
dass  dieser  Ablass  praktisch  nicht  mehreren  zugewendet  werden  kann, 
weil  er  niemals  für  mehrere  gewahrt  worden  ist. 

Es  scheinen  zwar  Einige  der  Ansicht,  gewesen  zu  sein,  dass  es 
wirklich  eine  ganz  singulare  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Kegel 
gebe,  nämlich  in  der  Messe  am  Allerseelentage.  Allein  das  für 
diese  Messe  gewährte  Privilegium  besteht  in  Wirklichkeit  nicht 
darin,  dass  der  Ablass  an  diesem  Tage  in  einer  und  derselben  Messe 
mehreren,  ja  allen  zugewendet  werden  könne,  als  ob  es  die  Absicht 
der  Kirche  wäre,  in  den  einzelnen  Messen,  so  viel  von  ihr  abhängt, 
an  diesem  Tage  das  Fegfeuer  gleichsam  zu  entleeren,  sondern  das 
Privilegium  besteht  darin,  dass  an  diesem  Tage  alle  Priester  an 
jedem  beliebigen  Tage  denselben  Ablass  in  der  gewöhnlichen  Form 
gerade  so  gewinnen  können,  als  oh  sie  an  einem  privilegirten  Altare 
celebrirten.  Nur  in  diesem  Sinne  wurde  um  das  Privilegium  nach- 
gesucht, in  diesem  Sinne  wurde  es  nach  dem  noch  vorhandenen 
Gutachten  des  damaligen  Consultors  der  Congregation  dem  hl.  Vater 
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zur  Grew&hroBgi  empfohlen  and  in  diesem  Sinne  von  Clemens  XILI. 
auch  wirklich  gewährt,  der  »benigne  concedit,  ut  Missa  in  die 
pr^aedieta  Gommemorationis  deftmctoram  gaudeat  privilegio-  ac  si 
esset  in  altari  privilegiato  celebrata.«  Decr.  ürbis  et  Orbis  die 
19.  Maji  1761. 

Es  steht  somit  allgemein  die  Thatsache  fest,  dass  der  Äblass 
des  privilegirtem  Altares  nach  der  Willensmeinung  des  Verleihenden 
in  jeder  einzelnen  Messe  immer  anf  nur  eine  Seele  beschränkt  ist, 
sei  es  nun  in  bestimmter  Weise,  wenn  er  nämlich  blos  für  eine  ge- 
wisse Person  verliehen  wird,  sei  es  in  unbestimmter,  wenn  er  ent- 
weder im  Allgemeinen  iur  die  Verstorbenen  oder  im  Besonderen  für 
eine  Genossenschaft,  Bruderschaft,  Familie  u.  s.  w.  gewährt  und  es 
den  Gläubigen  anheimgestellt  wird,  Gott  eine  bestimmte  Seele  zu 
bezeichnen,  welcher  der  Ablass  zugewendet  werden  soll,  oder  aucb 
dieses  ganz  dem  göttlichen  Wohlgefallen  zu  überlassen.x  Das  ist 
aber  keine  Beschränkung  der  VoUmacht^  sondern  der  Verleihung. 
Somit  scheinen  die  angeführten  Entscheidungen  der  hl.  Goiigregation 
vom  29.  Februar  1864  und  28.  Juli  1840,  nach  welchen  der  Ablass 
blos  einer ,  nicht  mehreren  Seelen  zugewendet  werden  kann ,  nur 
im  praktischen  Sinne  zu  verstehen  zu  sein,  insoferne  der  Ver- 
leihende von  der  Schlüsselgewalt  in  beschränkter  Weise  Gebrauch 
gemacht  hat,  nicht  aber  theoretisch  und  absolut,  als  ob  die  Voll- 
macht selbst  beschränkt  wäre. 

Ad.  IL  Damit  ist  auch  schon  die  Lösung  der  sweiten  Frage 
klar,  nämlich  welches  die  Wirksamkeit  des  privilegirten  Altares  bei 
den  Trappisten  sei.  Dieselbe  ergibt  sich  aber  auch  abgesehen  von 
der  bisherigen  allgemeinen  Erörterung  von  selbst  aus  den  Worten 
der  Verleihung  im  Breve  Pius  IX.  vom  1.  März  1861,  welche 
lauten:  Quandocunque  sacerdos  aliquis  dictae  religiosae  Congrega- 
tionis  Missam  pro  anima  cujuscunque  Ohristifidelis ,  quae  Deo  in 
caritate  conjuncta  ab  hac  luce  migraverit,  ad  quodlibet  ex  prae&tis 
altaribus  majoribus  celebrabit,  anima  ipsa  de  thesauro  Ecclesiae  per 
modum  sufifragii  Indulgentiam  consequatur,  ita  ut  ejugdem  D.  N. 
Jesu  Christi  ac  Beatissimae  Virginis  Mariae  Immaculatae,  Sanctp- 
rumque  meritis  sibi  sufiragantibus  a  Purgatorii  poenis,  si  ita  Deo 
joiacuerit^  liberetur,  concedimus  et  indulgemus.  Die  Wirksamkeit 
des  privilegirten  Altares  bei  den  Trappisten  ist  also  ein  vollkom- 
mener Ablass  für  Eine  Seele  und  zwar  allgemein  ^ines  beliebigen 
Ghristgläubigen. 

Aber  in  jedem  Trappistenkloster  wird  an  einem  solche  pri- 
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vilegirten  Altare  täglich  eine  hL  Messe  für  mehrere  verstorbene  Mit- 
bröder,  Verwandte  und  Wohlthäter  gelesen. 

Ganz  richtig.  Der  sühnende  Werth  des  Opfers  wird  gewiss 
zugleich  für  mehrere  Mitbrüder,  Verwandte  und  Wohlthäter  nach 
Massgabe  der  göttlichen  Annahme  Geltung  haben;  aber  der  hinzu- 
gefägte  Ablass  gilt  nicht  für  mehrere,  und  wenn  auch  Jemand 
irrthümlich  meinen  sollte,  nicht  blos  das  Opfer,  sondern  auch  das 
Altarprivilegium  könne  iu  derselben  Messe  zugleich  mehreren  zuge- 
wendet werden,  so  würden  desshalb  nicht  mehrere  Seelen  den  Ab- 
lass gewinnen ,  weil  derselbe  nicht  von  der  Willensmeinung  des 
Celebrirenden ,  sondern  des  Verleihenden  abhängt.  Pieser  Ablass 
gilt  also  nicht  für  mehrere  nicht  blos,  wie  im  vorgelegten  Zweifel 
gesagt  wird,  in  Folge  des  Decrets  vom  29.  Februar  1864,  sondern 
hauptsächlich  wegen  der  Formel,  mit  welcher  derselbe  im  Breve 
Pius  IX.  verliehen  wird.  Doch  hierüber  besteht  kaum  ein  Zweifel; 
vielmehr  fragt  es  sich ,  ob  wenigstens  eine  von  den  Seelen ,  für 
welche  die  Messe  an  einem  privilegirten  Altare  celebrirt  zu  werden 
pflegte,  den  Ablass  gewinnen  konnte,  wenn  auch  keine  bestimmte 
Seele  bezeichnet  worden  sei,  welcher  der  Ablass  zugewendet  werden 
wollte. 

Ad  III.  Desshalb  drittens:  ob  das  Privilegium  desshalb  un- 
nütz werde,  weil  es  niemals  einer  bestimmten  Seele  zugewen- 
det wird. , 

Ich  erwiedere:  nein.  Das  Privilegium  wird  nicht  unnütz  aus 
Mangel  einer  genauen  Bestimmung.  Denn  es  handelt  sich  hier  nicht 
um  eine  Handlung,  die  der  Priester  hinsichtlich  einer  bestimmten 
Materie  zu  setzen  hat,  wie  es  z.  B.  der  Fall  wäre  bei  Consecration 
einer  bestimmten  Hostie  unter  mehreren,  sondern  es  handelt  sich  um 
die  Zuwendung  eines  Ablasses,  der  von  der  Willensmeinung  des  Ver- 
leihenden und  von  der  göttlichen  Annahme  abhängt.  Es  genügt 
also  reichlich  die  Intention  des  Cdebranten,  für  die  Mitbrüder,  Ver- 
wandten und  Wohlthäter  jenen  Ablass  zu  gewinnen,  welchen  er  nach 
der  Willensmeinung  des  Verleihenden  und  nach  der  Annahme  Gottes 
an  einem  privilegirten  Altare  gewinnen  kann;  und  folglich  hat  das 
Privilegium  den  Nutzen  gehabt,  dass  unter  den  Seelen  der  Mit- 
brüder, Verwandten  und  Wohlthäter  nach  der  Willensmeinung  des 
Verleihenden  eine ,  und  nach  •  der  göttlichen  Annahme  wenn  und 
welche  es  Gott  gefällt,  die  Wirkung  des  Ablasses  erlangen  konnte. 

Ich  habe  gesagt,  diese  Intention  genüge  reichlich;  denn  im 
gegebenen  Falle  ist  nicht  blos  eine  implicita,  sondern  eine  explicita 
intentio  vorhanden,  den  mit  der  Messe  verbundenen  Ablass  zu  ge- 
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winnen,  und  dessbalb  wird  die  Mösse  für  die  Mitbrßder,  Yerwaudten 
und  WohUkäter  au  eineui  privilegirtfen  Altare  celöbrict.  Nun  aber 
ist  nach  einer  andern  Entscheidung  der  hl.  Congregatiau  keine  ei- 
plicita.  inteihtio.  noth wendig  erforderlich,  sondern  es  geäugt  eine;  )m- 
plicita,  diejmmer  vorausgesetzt;  wird,  und  in  diesem' Sio^,  nämlich 
von  der  ausdräcklichen  Intention  unter  VoranssetzUiig  wenigstens 
einer  implicita,  scheint  mir  die  Antwort  der  hl.  Gongregation  auf 
den  Zweifel  zu  verstehen  zu  sein :  An  Missa  ad  altare  privilegiatum 
celebrata  per  se  privilegiata  sit ;  vel  oporteat  ut  sive  oflferens  ele0iiio- 
syuara  sive  sacerdos  applicare  intendat  "privilegimn  ?  S.  Congr.  re- 
spondit:  Affirmative  ad  I.  partem,  Negative  ad  II.  Die  12.  Martii 
1855.    Bei  PrinzivaUi  S.  563. 

Aus  dem  Gesagten  ergeben  sich  folgende  Schlussfolgerungen: 
I.  Der  erste  Zweifel   scheint  in  seinem  theoretischen  Theile 
kaum  vorgelegt  worden  zu  sein,  weil  er  in  diesem  Sinne 
vielmehr  zur  Gongregation  der  Inquisition  gehörte,  da  die 
dogmatischen  Fragen  dieser  letzteren  vorzulegen  sind,  wäh- 
rend die  Gongregation  der  Ablässe  jene  Zweifel  zu  erörtere 
hat ,  welche  hinsichtlich  der  Reliquien  und  der  Ablässe  ent- 
stehen. 
II.  In  seinem  praktischen  Theile  scheint  jedoch  dieser  Zweifel 
schon  lange  gelöst  zu  sein,  da.es  immer  beständige  Prms 
der  Kirche  war,  mit  dem  priviiegirten  Altare  einen  Abläse 
zu  verbinden,   der  in   einer  und  derselben  Messe  nur  von 
einer  im  Herrn  verschiedenen  Seele  gewonnen  werden  kann. 

III.  Auch  der  erste  Zweifel  scheint  in  seinem  praktischen  Theile 
durch  die  auf  den  zweiten  Zweifel  gegebene  Entscheidung 
gelöst  worden  zu  sein.  Denn  die  hl,  Gongregation  erwie- 
derte,  unter  mehreren  Mitbrüdern,  für  welche  die  hl.  Messen 
dargebracht  zu  werden  pflegen,  sei  der  Ablass  auf  nur  einen 
in  jeder  Messe  beschränkt. 

IV.  Da  aber  die  Gewinnung  des  Ablasses  nicht  von  der  Willens- 
meiuuug  des  Gelebranten,  sondern  von  der  des  Verleihenden 
und  von  der  göttlichen  Annahme  abhängt,  so  nützt  der  Ab- 
lass  blos  Einem,  wenn  auch  das  Opfer  der  Messe  an  einem 
priviiegirten  Altare  für  mehrere  dargebracht  wird,  da  eine 

-    solche  Willensmeinung  und  Beschränkung  von  der  Schlüssel- 
gewalt festgesetzt  wurde. 
V.  Es  genügt  jedoch  für  den   an   einem  priviiegirten  Altare 
celebrirenden  Priester  die  Intention,  den  Ablass  nach  der 
Willensmeinung  des  Verleihenden   für  die   Mitbrüder  und 
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•'-' '  WoUtfa&ter  ^Q  gewinnen,  damit  von  den  Seeleo,  iür  welche 
'  :  üian  %eUt^  eim  und  wdehe  Gott  gefällt  die  Frucbf  des 
A^blas^eseriangen  könne.  .    . 

'•' VI;  j  Es. Höheitit 'daraus  auch  zu  folgen,  dass,  wenn  auch  hur  eine 
Seele  äer  Wohlthat  des  Ablasses  tfaeilhaftig  wird,  doch  de/r 
sühne&de^  tiTerth  des  Opfers  allen  jenen  zu  Gute  kommt,  für 
welche  die  Messen  an  einem  privilegirten  Altare  dargebracht 
werden. 

VII.  Daraus  kann  man  auch  abnehmen,  dass  in  unserm  Falle  das 
Altarprivilegium  nicht  unnütz  ist  weder  hinsichtlich  des 
Ablasses  noch  in  Bezug  auf  den  sahnenden  Werth  des 
Opfers.  Denn  der  Ablass  kann  wenigstens  von  einer  Seele, 
'  •  welche  Gott  wohlgeföUt,  in  jeder  Messe  gewonnen  werden 
und  der  sfihnende  Werth  von  allen,  für  welche  das  Opfer 
dargebracht  wird. 
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XiX. 

Entscheidungen  des  kgl.  bayer.  Verwaltungsderiöiitshofäs 

aus  dem  Jahre  1880/81. 

Mitgetheilt  VQn  Prof.  Dr.  Philipp  Hergenröther  za.lEichsitatt. 

1.  Entscheidung  vom  5.  Nov.  1880  (Sammlung  JBd.JI.  3.  149  ff.). 

Die  AnweDdbarkeit  der  Bestimmungen  des  Gap^III.  Abth.  I. 
der  II.  Ver&ssongsbeilage  über  Beligionsverhältnisse  der  Kinder  ans 
gemischten  Ehen  erstreckt  sich  auch  auf  die  Dauer  der  religidsen 
Erziehung  dieser  Kinder ,  die  keinesfalls  vor  Ablauf  des  Zeitraumes 
der  allgemeinen  Schulpflicht  als  beendigt  anzusehen  ist. 

Streitigkeiten  über  die  Beligionsverhältnisse  solcher  Eioder, 
welche  noch  nicht  aus  der  Schulpflicht  entlassen  wurden,  sind  hier- 
nach unter  Art.  8.  Ziff.  4.  des  Gesetzes  vom  8.  August  1878^  "die 
Errichtung  eine9  Verwaltungsgerichtshofes  betr.,  zu  subsnmireB  QAd 
in  letzter  In3tanz  vom  Verwaltungsgeriektshofe  zu  entscheideib  . 

Das  den  geistlichen  Oberen  und:  deren  Organen,  den  Pbrr- 
ämtern ,  verfassungsmässig  zustehende  Bechtrder  üeberiwachuDg  to 
Vollzuges  der  Verfas^ungsbestimqiui^gen  über  die.Beligionsverhältr 
nisse  von  Eandem  aus  gemischten  Ehen  schliesst  das  Becht  der  An- 
tragstellung  und  Besioliwerdeführung  an  die  Staatsbehörden  zur 
Sicherung  dieses  Vollzuges  in  sich.  /  •:«:    : 

Die  Thatsäehe  der  vollzogenen  Gommunion  oder  Gonfirmation 
eines  Kindes  und  die  hiermit  erfolgte  Aufnahme  desselbea  xu  .die 
betreffende  Kirchengesellsehaft  ist  für  .  die  künftige  i  religiöse'  Er- 
ziehung dieses  Kindes  nicht  aMein  und  an  und  für  sich^  sondern 
nur  dann  massgebend,  u;enn  sich  diesdhe  mitden  verfaasungsmäs^ 
gen  Bestimnmngen  Über  diese  Erziehung  im  MnliUmgeihefindd* 
Gegeniheüigen  Falles  entbehrt  diese  Thatsßche  für  die  rd^fiose  Er- 
ziehimg der  Bechtswirksamheit  und  zwar  auch  in.  kirchlicher  Be^ 
Ziehung.  ;  .      ■     :  ' 

Was  den  letzten  Punkt  anbelangt^  so  hatte  ^asr  kgl:  bayer. 
Staatsministerium  mit  Becht  früher  ausgesprochen,  dass  .bei  der 
Gommunion  oder  Gonfirmation ,  ob  sie  gesetzlich  oder  gegen  die  Ge- 
setze empfangen  wurde,  keinen  unterschied  begründe  (Min>EntschL 
vom  12.  Januar  1837,  V.  S.  VIII.   S.  43);  über   die  UtcUickffn 
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Wirkangen  des  Empfanges  eines  hl.  Sacramentes  kann  jedenfalls  nur 
die  Kirche  entscheiden.    Doch  hören  wir  zunächst  den  Fall. 

Am  23.  November  1862  warde  der  Eleingütler  Johann  Albrecht 
von     Neahaus,    protestantischer   Confession,    mit   der  katholischen 
Barbara  Schäfer  zuerst  nach  protestantischem  Situs  in  der  Pfarr- 
kirche zu  Neuhaus  und  alsdann  nach   katholischem   Situs   in  der 
Pfarrkirche  zu*  Ädelsdorf  getraut.  Nach  den  Acten  des  kathol.  Pfarr- 
amtes Gremsdorf  hatten  die  Brautleute  am  7.  November  1862  vor 
dem  dortigen  katholischen  Pfarrer  einen  Vertrag  abgeschlossen,  wo- 
nach   die  zu  erwartenden  ehelichen  Kinder  in  der  kathol.  Beligion 
erzogen  werden  sollten.     Dieser  Vertrag  findet   sich  jedoch   nicht 
mehr  vor.    Am  7.  Februar  1877  trafen  die  Albrecht'schen  Eheleute 
vor  dem  Büiigermeister  zu  Neuhaus  die  schriftliche  Vereinbarung, 
dass  ihre  sämmtlichen  lebenden  Kinder,    Johann   Georjg,   Johann, 
Gertraud  und  Kunigunde,  Unterricht  und  Erziehung  in  der  evangeli- 
schen Beligion  erhalten  sollten,  mit  der   Bestimmuivg,   dass  diese 
Vereinbarung  zu  keiner  Zeit  einseitig  'geändert  werden  könne. 

Am  14.  Februar  1877  starb  der  Vater  zu  Neufiaus  und  bald 
darauf  dessen  ältester  Sohn,  der  bereits  confirmirt  war.  Die  Wittwe, 
welche  später  verarmt  zu  sein  scheint ,  zog  nach  Lauf ,  k.  Bezirks- 
amtes Forchheim,  und  brachte  ihren  Zweitältesten  Sohn  Johann  (ge- 
boren 1.  März  1867)  im  Herbste  1877  zu  seinem  Pathen  nach  Buch. 
Der  Knabe  besuchte  bis  November  1878  die  protestantische  Schule 
ZU  Neuhans.    Am  11.  November  1878  trat  derselbe  in  die  katho- 
lische Schule  zu  Gremsdorf  über,   nachdem  dessen  Mutter  Tags  zu- 
vor dem  protestantischen  Pfarrer  und  Localschulinspector  zu  Neu- 
haus hievon  Anzeige  erstattet  hatte.    Die  Mutter  machte   geltend, 
sie  sei  seinerzeit  in  listiger  und  dringlicher  Weise  und  durch  das 
Versprechen  künftiger  Unterstützung   aus  protestantischen   Mitteln 
zur  Unterzeichnung  der  Vereinbarung  vom  7.  Februar  1877  veran- 
lasst worden;  sie  erkenne  die  fragliche  Vereinbarung  desshalb  nicht 
ui,  weil  die  Unterstützung  ihrer  Kinder  ausgeblieben  sei;  auch  sei 
sie  damals  wegen  der  schweren  Erkrankung  ihres  Mannes  völlig 
fassungslos  gewesen.    Dagegen  wurde  von  drei  bei  dem  Abschlüsse 
jener  Vereinbarung  gegenwärtigen  Personen  handgelübdlich  bestätigt, 
die  Wittwe  Albrecht  sei  bei  dem  Acte  ganz  ruhig  gewesen  und  habe 
den  ihr  vorgelesenen  Vertrag  ohne  Widerstreben  unterzeichnet. 

Das  k.  Bezirksamt  Höchstadt  a/A.  erliess  am  16.  December 
1878  Beschluss  dahin,  dass  sämmtliche  noch  lebende  Kinder  des 
Albrecht'schen  Ehepaares  im  evangelischen  Glaubensbekenntnisse  zu 
erziehen  seien,  wogegen  die  Mutter  am  4.  Januar  1879  Beschwerde 


254  Vertrag  Über  religiöse  Ermehung  der  Kinder, 


» \ 


bei  der  k.  Begieru&g  von  Oberfrank^n  erhobi    Am  1.  JaniiactlS79 
verliess  der  Knabe  Johann  Buch  ond  begab  sich  ^za^  meiner   l^Uer 
n^h  Lauf ;   nach   ärztlichem  Zetigiriss  verhindeitte  den  Kraben  ein 
kranker  Fass  an  seiner  Bückkehr  m  die  Sihnle  isn  /  Nenhans^I.  Da 
die  YormnudschaftsbehOrde  beschlösse  es  sei  -  diei  fernere  Erzsekung 
der  Kinder  dem  Gütler  Zenkl  voti   N«ihaas  mit  /  Anissebluss'  der 
Mutter  zu  übertragen ,   die   Heimatfasgemeinde  Neuhaüs   sieb  > .  ar 
Uebernahme  der  Unterhaltskosten  für  die  Kinder  beml  erklärt  hatte: 
wollte  der  Vormund  die  Kinder  gegen    Ende  Janudt  1879    Ihrem 
künftigen  Pflegevater  zuführen ;  die  Mutter  verweigJBrte«  jedocU  deren 
Herausgabe;    Am  2.  Februar  1879  wurde  derKnafbeiToh.  Albrecht 
in  der '  kathoL  Pfarrkirche  zu  Adelsderf  2iir  ersten  bLOofamaidon  zu- 
gelassen.   Am  8.  Februar  aber  wurde  derselbe  i^ngsweise  -  nach 
Neuhaus  zurückgebracht^   wo  er  wieder  die  protestantische ' Schule 
besuchte.   Die  k.  Regierung  von  Ober  franken  wies  auf' erhobene  Be- 
schwerde die   Frage   der  confessionellen  Zugehöiigkeit  des  Knabeo 
Johann  Albrecht  zur  nochmaligen  erstinstanziellen  Bntächeidttt^  ao 
das  k.  Bezirksamt  sixrück ;  bezüglich  dm*  beiden  jüngeren  Getelimster 
bestimmte  sie,,  dass  dieselben  im  protestantischen  Glaubensbekennt^ 
nisse  zu  erziehen  seien.    Die  da'gegjen  an  das  k;.  Stciaitsmimateriiim 
erhobene  Beschwerde  wurde  abgewiesen«  Das  k^  Bezirksamt  fiiriei^t« 
die  Betheiligten  auf,  sich  über  die  Frage   zu  äiissern.y  ob  lie^Zo« 
lassnng  des  Knaben  zur  Commiimon  auf  dessen,  religiöse  ErzäidiTmg 
eine  Wirkung  zu  aussen  habe«    Das  protestantische  Pfarramt  iSeu^ 
h^pBs  erklärte^   der  Knabe  wolle  nach  seiner  Aussage- hioht>kathe- 
lisch  werden»  dessen  ünterricbt  sei  höchst  unzaIfogli)ch:i^weBei,eT 
habe  die  Bedeutung  4er  sacramentalen>  Handlung  gar  nicktlbegviffea, 
von  aner  freien  Wahl  des  Knaben  in  Bezug>  auf-die  AUeguag  des 
kathol.  älauhensbekenntnisses  könne  gar  keine  Bede  lacän^  aDerJFttr* 
muüd  des  Knaben,  Oeconom  K.  Stumpf  von  Neuhaus,  bemerkt^  d^ 
KnaW  habe  mxv  gezwungen  und  gegen^^die'obrigkeiüMchen  »Anoid- 
aungen  die  €ommunion  empfangen;   dies  könne >mimögti(^  Geltang 
haben.    Die  Mutter  des  Knaben  dagegen  eridärte,.' ibrMS<^  habe 
den  Wunsch  und  den  freien  Antrieb  gehabt,   die '  GommuBioB   za 
empfangen,  nachdem  er  längere  Zeit  in  der  S^.bule<  za  Oremsdorf 
und  vom  Pfarrer  in  Adelsdqrf  katholischen  BeHgionsnnterrioht  er- 
halten habe.    Derselbe  sei  von  seiner  frCAesten  Jugend  •  am  voa  ihr 
katholisch  erzogen  worden.    Auch  der  katholische  Pfarrer  in« Adels- 
dorf erklärte,  dass  der  Knabe  ans  eigener  religidsarDeberzeagung 
nach   vorgängiger   dreimonatlicher   Beligions-UnterricbtSHErtheiiaftg 
Katholik    geworden    sei    und    als    solcher   erzogen    werde«    mtoe. 
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[  Wai'um  ist  ienn  von  «eiaer  YenielimtiDg  des  ^um  Abendmable  ge- 
gangenen Knaben  selbst  keine  Bede?] 

Das  k.  Be^icksamt  Höchstadt  a/A.  sprach  dagegen  am  26.  No- 
vember 1879  ans,  der  Knabe  müsse  in  der  protestantischen  Beligioü 
ereogen  iwerden,  indem  es  in  den^  Entscbeidudgsgründen  sagt:   »Die 
Tbatsache  des  Oümmnnionsempfangs  äussere  keinerlei  Bechtserfolg ; 
nicht   in   der  Thdtsache  des  Baipiangs  der  Communion  oder  .Confir- 
mation  liege  der  Schwerpunkt  der  AusnahmsbestimmHng  des  §.  18. 
der  n.  Verf. -Beil. ,   sondern   in   der  bisherigen  religiösen  Erziehung 
eines  Kindes , /welche  mit  dem  abgrenzenden-  Zeitpunkte  des  betref- 
fenden kimhlicben  Actes  mehr  oder  minder  einen  Absohluss.  finde. 
Die  religiösen  Wirkungen  dieses  Yorkommnisses  habe  der  Vecwalh 
tungsrichter  nicht  zu  beartheileUi« 

Während;  nun  gegen  den  Beschluss  des  Bezirksamtes  Be- 
schwerden an  den  Verwaltungsgerichtshof  eingebracht  .waren  und 
diesem  bereits* vorlagen,  wurde  der  Knabe  Johann  Albreeht  vondem 
protestantischen  Efarrer  zu  Neuhaus  confirrairt.  Der  Verwaltungs- 
geri^fatehof  wies  die  Beschwerden  der  Mutter  'und  des  katholischen 
Pfarrers  ab,  indem  er  u.  A.  ausapraoh,  der  Verteag  vom  7.  Eebruar 
1877MÄei\  unbedingt  reohlswirksiam.  §;  18.  der  ü.  Verf.-Beil  sei 
hier  nicht  auiwen4bar;  ^us  demselben  könne  nicht  gefolgert  werden«, 
dass  die  Tbatsacfae  der  Tollzogenen  Communion  oder  Cbnfirniatioii 
der  allein  an  und  iür  sieih  entscheidende  Moment  für  die  religiöse 
Erziehung  eines  Kindes  sein  sollen  oder  höchstens  dass  sie  es  dann  ^ 
sei,  wenn  dieselbe  sich  mit  den  verfassungsmäesigen  Bestimmungen 
im  Einklänge  befinde.  Allerdings  bilde  der  Eintritt  einer  Pei-soik 
i».  eim  KrrchengeseUschafti  an  sich  eine  inn^e  .Angelegenheit  der 
erst^ren,  welche  sich  der  staatlichen  EinmiBchüng  entziehe,  soferne 
nicht  d£(s  Schutz-  und  Aufsiehtsreoht  des-  Staates  hiebet' jn  Frage 
gezogen  ist.  i  Von  diesem.-  Hechte  sei*  aibec  Gebrauch  ^u.  tnacben, 
wenn  aus  Anlass  der  Verwalti&og  einer  innecen  Kirchenaii^iegenheit 
Seitens-  einer  Kjichengesellschaft  der  Sclmtz  der ; Staatsgewalt  von 
einer  ixmhren  KirebengeseUachaft  angerufen  wird.  Diefi^r  Schutt 
müsse  gegen;  die  Vertrags^  und;  gesetzwidrige  Aufnahme  des  Ktiabeh 
in  die  katholis0be.KirGhengemeinschaft  der  protestantischen  Kiaidhen^ 
gesellBjohaft' gewährt  werden^  die  einen  woUbegruodeten  Beehtsanr 
Spruch  darauf  besitze,  daas  der  Knabe  ihr  in  kirdblitcher' Beziehung 
angehöre,  und  in  ihrer  Ganfession  erzogen  werde,  und  daihit  müsse 
die  Kicfatainerkennung  jener  Aufnahme  mit  aUen  ihren '  Wirkwngen^ 
sahin  die  fernere  Erziehung. des  Knaben  in  der  protestantischen  Co»« 
feesion  ansgesprochen  werden. 
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Hiezn  einige  Bemerkungen.  1)  Was  den  Vertrag  vom' 7.  Eebr.  1 
1877  anlangt ,  so  scheint  aas  dem  Mitgeibeilten  die  Aussage  der  1 
Mutter ,  sie  sei  durch  List  und  Versprechung  einer  Unterstötoii^  1 
dazu  gebracht  worden,  nicht  genugsam  widerlegt,  zumal  wenn-  nach  I 
Aussage  des  Pfarramtes  Gremsdorf  früher  ein  entgegengesetzter  I 
Vertrag  gemacht  worden  war.  Dass  die  Mutter  bei  dem  Ade  selbst  I 
ganz  ruhig  gewesen  und  ohne  Widerrede  den  Vertrag  unterscbriebai.  \ 
wie  die  Zeugen  aussagen,  schliesst  die  Möglichkeit  nicht  aas^  dass 
sie  vorher  bei  der  schweren  Erkrankung  ihres  Mannes  dareb  das 
Versprechen  von  Unterstützungen  sich  bestimmen  liess,  liüf  dem  Ver- 
trag einzugehen.  2)  Die  Aussagen  des  katboL  Pforrers  von  Adeb- 
dorf  und  des  protestantischen  Pfarrers  von  Neufaaus  stehen  sicli  ent- 
gegen; es  ist  also  keineswegs  bewiesen,  dass  der  Knabe  nichb  frei- 
willig in  die  katholische  Eitche  eintrat.  Jedenfalls  scheint  weniger 
Qrund  vorhanden,  an  dem  freien  Willen  des.  Knaben  tn  zweifeln«  da 
er  ohne  äusseren  Zwang  die  Religion  seiner  Mutter  wählte»  als 
nachher,  wo  er  zwangsweise  n&eh  Neuhaus  zurückgebracht  wurde, 
also'  die  protestantische  Schule  wieder  besuchen  muss^.  Unter  diesen 
Umständen  kann  selbst  der  nachherigen  Confirmation  des  Ko^eiL 
der  wohl  nicht  mehr  anders  kcmnte,  nicht  gleiche  Bedeutung  beige- 
legt werden ,  wie  der  früheren  Communion.  Jedoch  hat  aUmdügs 
die  spätere  Confirmation  die  Sache  wesentlich  verändert.  Auf  d^ 
ist  aber  in  den  Entscheidungsgrunden  auch  gar  nicht  Bücksieht  ge- 
nommen. 3)  Uns  scheint  §.  18.  der  IL  Verf.-BeU.  hier  allerdiDgä 
iü  Anwendung  zu  kommen.  Der  Schwerpunkt  desselben'  liegt«  wie 
ihn  auch  früher  das  k.  b.  Staatsministerinm  offenbar  au&sate,  nicbt 
darin ,  dass  »die  religiöse  -  Erziehung  eines  Kindes  mit  dem  ab- 
grenzenden Zeitpunkte  des  betreffenden  kirchlichen  Actes  (der  £!om- 
munioh'oder  OoiTfirmation)  mehr  oder  minder  einen  Abschluss  finde,« 
iso^^rn  darin,  dass  in  dieser  Thatsacbe  die  Aufnahme  in  eine  be^ 
stimmte  Kirishengesellschaft  stattfinde;  Allerdings  fand  f ruber v  auch 
der  Werktags^ehulunterricht  seinen  Abschlos  mit  der  Communion 
dder  Confirmation ,  was  aueh  heute  noch  geeignet  sein  dürfte ;  aber 
nicht  deshalb  ist  der  Communion  oder  Confirmation  eine  solche  ent- 
scheidende Wichtigkeit  beigelegt,  sondern  weil  sie  als  derjenige  Act 
betrachtet  werden  muss,  wodurch  die  feierliche  Aufnahme  in  eine 
beäMmmte  Kirchengesellschafb  und  Ablegung  ihres  ölaubensbekennt- 
nfsses  statt  hat.  Dafür  spricht  der  Wortlaut  des  §.  18.  selbst,  der 
nicht  tön  dem  Absohluss  der  religiösen  Erziehung  sj^icht,  sondern 
v6n  der  Aitfnahw^  in  die  Kirche  einer  anderen  Confession  durch  die 
Communion  oder  Confirmation.    So  hat  das  k.  Staatsministerium  in 
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einem  Erlasa  vom  31.  Mai  1838  es  auch  offenbar  aufgefasst,  indem 
es  sagt,  dass  die  Eltern  den  Vertrag  über  die  religiöse  Erzieh wg 
eines  Kindes  jederzeit  ändern  können,  so  lange  nicht  ein'  Kind  durch 
Commnnion  oder  Confession    »in  eine  bestimmte  Kirche  eingetreten 
ist.^    (V.-S.  VIII.  S.  45).   Es  stellt  also  die  Kinder,  welche  bereits 
commnnicirt  haben  oder  confirmirt  sind,,  in   die  Classe  der  Minder- 
jährigen  nnd   entzieht  sie  dem  Bestimmungsrechte  der  Eltern  und 
damit  auch  dem  der  Vormünder,  ja  der  Einmischung  der  Staatsbe-, 
hörden.   Der  Eingangs  angeführte  Erlass  vom  12.  Januar  1837  spricht 
ausdrücklich  aus,  dass  »der  Glaubenswechsel  eines  durch  die  Com- 
niunion  oder  Confirmation  in  eicier  Confession  förmlich  Aufgencmmenen 
im   Hinblick  auf  §.  18:  der  II,  Verf.-Beil.  von  Amtswegen  nicht 
mehr  verfügt  werden  kann.«    Derselbe   Erlass  bestätigt  aber  auch 
ausdrücklich,  dass  es  hiebei  keinen  Unterschied  jpaacht,  ob  die  Com- 
munion  oder  Confirmation  gesetzlich  zulässig  war  oder  ob  sie  (wie 
es  in  dem  der  Entscheidung  zu  Grunde  liegenden  Falle  statt  hatte) 
gegen   die  Bestimmung,  bestehender  Kindererziehungsverträge  oder 
gegen  die  Gesetze  empfangen  wurde.   Es  ist  also,  offenbar  die  That- 
sache  der  empfangenen  Communion  oder  Confirmation,  worauf  es  an- 
kommt und  womit  die  förmliche  Aufnahme  in  eine  der  beiden  Con- 
femomn  si^t  findet.   Das  entspricht  dem  canonisdien  Eechte.  Alle 
Getauften  betrachtet  die  Kirche  als  ihre  Kinder*    üeberall  aber  gilt 
die  vollzogene  Confirmation  als   der   Akt,   wodiu:ch   man   von  der 
katholischen  Kirche  sich  lossagt  und   in    die  protestantische  Cop- 
fessioä  eintritt.    Der  Empfang  der  hl.  Communion  aber  gilt  überall 
als   Bekenntniss  des   katholischen   Glaubens.    4)  Nie  und  nimmer 
kann  die  Staatsgewalt  die  kirchliehe  Aufnahme  eines  Minderjährigen 
in  eine  Gonkssion  twc  kirchiich  ungiUig  eY]äirmj  wie  diess  die  AUerh. 
Entsrfil.  vom  26.  April  1845  (V.-S.  XXIII.  S.  13)  aussfrioht,  iö- 
dem  sie  auf  die  Frage :  »ob,  wenn  ein  bereits  in  eine  Kirche  durch 
die  Communion  oder  Confirmation  jaufgenommener  Minderjähriger  zu 
einer  andern  Confession  übertritt,  diese  Handlung  wegen  des  Mangels 
der  gesetzlichen  Volljährigkeit  von  der  weltlichen  Behörde  als  Z;irc&- 
lieh  ungiltig  erklärt  werden  kann,«    antwortet:    »Die  verlangte  Er- 
klärung der  kirchlichen  üngiltigkeit  in  dem  bezeichneten  Falle  kann 
schon  desshalb  als  zulässig  nicht  erkannt  werden,  weil  hiednrch  ein 
verfassungswidriger  Uebergriff  in   das  Gebiet  des  Qewissenß .  unter- 
nommen und  das  durch  das  Staatsgrundgesetz  Tit.  lY.  §.  9.  einem 
jeden  Einwohner  gesicherte  Becht  der  Gewissensfreiheit  verletzt  würde.« 
Wenn  beim  Uebertritte  eines  bereits  in  die  Kirchengesellschaft  auf- 
genommenen Minderjährigen    die   kirchliche   Üngiltigkeit  derselben 
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nicht  ausgesprocheu  w^erden  kann,  so  doch  gewiss  auch  nicht  bei  der 
ersten  Aufnahme  in  eine  Contession  durch. die  Communion  oder  Con- 
firmation.    Wollte  man  sich   auf  §.  7.  der  H.  Verf.-Beil.  berufen 
und  die  Fähigkeit  des  Knaben  Johann  Albert  bestreiten  zur  freien 
Walil  eines  Bekenntnisses,  so  lässt  sich  dies  aus  dem,  was  vorliegt, 
nicht  beweisen,  zumal  nach   den   Auslagen  seiner  Mutter  und  des 
katholischen  Pfarrers,   der  ihm  Beligionsunterricht  ertheilte  und  der 
über   seine   Befähigung,   zur   ersten   hl.  Communion  zugelassen  zu 
werden,  zu   entscheiden  hatte.     Dass  der  Knabe  später  auch  sieh 
confirmiren  Hess,   beweist   auch   noch   nicht   seine  Unfähigkeit  im 
ersten  Falle,  wenn  man  bedenkt,   wie   leicht  Kinder  von  äusseren 
Einflüssen  sich  bestimmen  lassen   und   dass  der  Knabe  nach  seiner 
zwangsweisen  Ueberbringung  nach  Neuhaus  keine  Wahl  mehr  hatte. 
5)  Was  das  staatliche  Schutz-  und  Aufsichtsrecht  betrifft,  so  scheint 
eben  demselben  dadurch  eine  Grenze  gesetzt,  dass  die  bereits  ge- 
schehene  Au&ahme   in    eine   bestimmte    Kirchengesellschaft   Yoni 
Staate  einfach  als  eine  Thatsache  hingenommen  werden  muss,  über 
deren  kirchliche  Giltigkeit  nicht  der  Staat,   sondern  die  Kirche  zq 
entscheiden  hat,    die   der  Staat  nicht   ungeschehen  machen  kann, 
auch  wenn  sie  gegen  die  Gesetze  vollzogen  worden,  die  er  al$.j)an- 
tätischer  Staat  ebenso  anerkennt,   wenn   die  Aufnahme  durei  die 
Confirnuition  in  die  protestantische  Kirchengesellschaft,  als  wee&sie 
durch  die  Communion  in  die  katholische  Kirche  statt  hat.    Indem 
er  beiden  Gonfessioneo   gleiches  Recht  gewährt,   verletzt    er  aacli 
keine ,  wenn  er  in  beiden  Fällen  die-  dem  Bereich  der  Staatsgewalt 
sich  entziehende   rein   inner-kirchliche  Thatsache  anerkennt.    Wenn 
diese  Grenze  nicht  anerkannt  wird,  so  dürfte  es  keine  andere  mehr 
berechtigte  Grenze  für   Eingriffe  in   die   Gewissensfreiheit   Minder- 
jähriger geben.    Höchstens  kann  der  Staat  als   »Herr  der  Schule«: 
zum  Besuche  einer  bestimmten  Schule  anhalten.    Zwangsmassregehi 
bezüglich  des  Besuches  der  Kirchen,  des  Empfanges  der  kirchlicheu 
Sacramente,  die  »ebenso  wenig  vor  dem  Bichterstuble  des  Rechtes, 
als  vor  jenem  der  Sittlichkeit  zu  rechtfertigen  wären,*  schliesst  die 
genannte  Allerh.  Entschliessung  vom  26.  April  1845  aus. 

JS.  Entscheidung  vom  3.  Dec.  1880  (Sammlung  Bd.  IL  S.  317  ff,). 

Wenn  der  Besitzer  einer  katholischen  geistlichen  Pfründe  den 
Bezug  einzelner  Einkünfte  derselben  im  Wege  Privatübereinkommens 
ohne  staatsaufsichtliche  Genehmigung  einem  Dritten  überlassen  hat, 
und  die  Pfrüade  vor  Ablauf  der  dem  letzteren  eingeräumten  Bezugs- 
periode erledigt  wird,  so  hat  dem  neuen  Pfründebesitzer  für  den  ihn 


V|      • 


Bayer»  Vet^wältungsgericlitshof:  5.  December  1880.  259 

an  dem  fraglichen  Bezüge  treffenden  Antheil  der  abgetretene  Pfrfinde- 
besitzer  und  nicht  der  nur  mit  letzterem  im  Vertragsverhältnisse 
stehende  Dritte  zu  haften. 

Pfarrer   J.    Eiglsperger   von  Wesiling  hatte   seit  1869   dem 
Bauern  J.  üellinger  daselbst  die  Ermächtigung  ertheilt,    auf  einer 
zum  Pfarrwiddum,  gehörigen  Wiese  jährlich  106,000—112,000  Stück 
Torf   zu  gewinnen,  wogegen  Letzterer  die  Verpflichtung  übernahm, 
dem  Pfarrer  Eiglsperger  jederzeit  das  für  ihn  benöthigte  Gefährte 
zu  stellen.     Laut   Notificationsdecretes   der   k.   Kreisregierung  von 
Oberbayern  vom  24.  Mai  1876  wurde  dem  Pfarrer  Eiglsperger  die 
Pürrei  Zolling  verliehen,  und  hierauf  der  Pfarrer  Joseph  Glöggler 
vom  höchwürdigsteu    Bischof  von  Augsburg  am  26.  August  1876 
zum  Pfarrer  in  Wessling  ernannt.  Dellinger  hatte  im  Frühjahr  1876 
noch  unter  Pfarrer  Eiglsperger  107,000  Stück  Torf  auf  einem  Theile 
der  Wiese  gestochen,  den  Torf  aber  erst  im  darauffolgenden  Herbst 
und  Winter  abgeführt.    Die  vertragsmässige  Gefährtestellung  hatte 
er   bis  zum  Abgang  des  Pfarrers  Eiglsperger  geleistet.    Die  beiden 
Pfarrer  einigten  sich  über  die  Intercalarantheile.  Auch  die  Kirchen- 
vetwaltung  trat   diesem   ücbereinkommen  bei  und  hob  nur  hervor, 
dass  hierunter  der  x^ntheil  'der  Kirche   an   dem   von  dem   Bauern 
J.  Dellinger  auf  einem  Pfarrgrundstück  gewonnenen  Torf  nicht  inbe- 
griffen sei.    Die  k.  Regierung  genehmigte  die  vergleichsweise   Be- 
reinigung  der   Intercalare   mit  der   Kirchenstiftung  unter  dem  von 
der  Kirchenverwaltung  gemachten  Vorbehalte.   Pfarrer  Glöggler  so- 
wohl als  die   Kirchenverwaltung   verfolgten   ihre  Ansprüche  gegen 
Dellinger.    Die  k.  Regierung  entschied ,  Pfarrer  Glöggler  habe  sich 
mit  seinem  Vorfahrer  vorbehaltlos  abgefundeuj  habe  also  keine  An- 
sprüche mehr,  der  Kirchenstiftung  habe  Glöggler  nach  der  Schätzung 
(1000  Stück  Torf  ä  2  M.)  für  die  Zwischenzeit  von  94  Tagen  54  M. 
96  Pf^  zu  ersetzen.   Pfarrer  Glöggler  appellirte  an  den 'Verwaltungs- 
gerichtshof und  dieser  entschied ,  Pfarrer  Eiglsperger   habe  seinem 
Pfründenachfolger  den  den  Letzteren  nach  der  Zeit  seiner  Bezugs- 
berechtigung (113  Tage)  treffenden  Antheil  an  dem  von  deua  Bauern 
Dellinger  ^erzielten  Torfgewinn  (92  M.  97  Pf.)  unter  Vorbehält  der 
Regressnahme   an   J.   Dellinger  zu  ersetzen.    Ein  üebereinkommen 
über  den  Torf  war  zwischen  beiden  Pfarrern  nicht  getroffen  worden. 
Ersatzpflichtig   ist    (allerdings    vorbehaltlich   seines    Regresses    an 
J.  Dellinger)  der  Pfarrer  Eiglsperger  «Kern,  da  derselbe  über  seine 
Bezugsberechtigung   hinaus   den   Dellingör   zur   Torfgewinnung'  auf 
einem  Pfarrgrundstücke  ermächtigte,  mit  diesem  nur  für  seine  Per- 
son, ohne  die  allenfalls  erforderliche  curatelamtliche  Ermächtigung 
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erholt  zu  haben,  contrabirte  und  sonach  anch  für  die  Folgen  einzu- 
stehen hat,  welche  sich  aus  den  bezügliclien  Ha&dlungea  des  Del- 
linger ergeben  haben.  Mit  diesem  stellt  Pfarrer  Glöggler  weder  im 
AfTentlich-rechtliahen  aoeh  im  privatrechtlicfaeD  Verhältnisse. 

3.  Entscheidung  vom  4.  Sept.  1880  (Sammlung  Bd.  II.  S.  119  ff.). 

Die  Kosten  fQr  Aufiorstusg  eioes  Waldes,  an  welchem  das 
Eigenthum  einer  kirchlichen  Stiftung,  der  Nutzgenuss  aber  eineat 
lircblichen  Pfrändebesitzer  zusteht ,  siud  nicht  von  der  Eigen- 
'  thfimerin,  sondern  von  dem  Nutzniesser  zu  beatreiten.  Streitigkeiten 
Ober  die  Verbindlichkeit  zu  dieser  Leistung  zählen  zu  den  A.nge- 
l^enheiten  des  Art  10.  Ziff.  13,  nicht  Ziff.  15.  des  Gesetzes  vom 
8.  August  1878. 

Aus  diesen  OrQnden  wurde  die  Beschwerde  des  katb.  Pfarrers 
Pröls  in  Ealtenbrunn  abgewiesen  und  derselbe  in  die  Kosten  ver- 
urtheilt  Derselbe  hatte  iu  bezeichnetem  Betreffe  die  Zahlung  von 
7  M.  68  Pf.  verweigert,  weil  ihm  ausweislich  seines  Pfründekatasters 
die  freie  Nutzniessung  des  Waldes  »Frübmessholz,«  dessen  Eigen- 
thQmerin  die  Simulbaofrubmessstiftung  in  Kaltenbrnnn  iat,  ohne  alle 
Lasten  zustehe.  Wie  schon  die  k.  Regierung  entschieden  hatte, 
dass  >ohhe  Lasten«  nur  heisse :  ohne  Steuern,  Umlagen  luid  die  be- 
sonders auf  Erhaltung  des  Eigenthums  erwachsenden  Kosten ,  nicbt 
aber  ohne  die  gewöhnlichen ,  jedem  Nutzniesser  obliegenden  Lasten, 
so  entschied  auch  der  Verwaltungsgerichtsbof,  dass  gemeinrechtlich 
der  NutzniessM  verpflichtet  ist,  für  die  Ertrags^bigkeit  des  Nuiz- 
ungsgegenstandes  zu  sorgen,  d.  h.  das  Object  das  Nutzungsrechtes 
in  seiner  Substanz  zu  erhalten  und  bei  solchen  Sachen,  die  .nach 
ihrer  Natur  regelmSflüg  einer  Ergänzung  bedürfen,  diese  auf  seine 
Kosten  auszuführen. 

4.  Entscheidung  vom  3.  August  1880  (Sammlung  Bd.  II  S.,  9  ff.). 
Für  die  Beurtheilung  der  Beitragspflicht  üu  Umlagen  und 
Diensten  für  kirebtiche  Zwecke  in  den  Landestheilen  diesseits  des 
Rheins  sind  nicht  die  Art.  43 — 48.  und  49— 5i.  der  diesrheinischen 
0«neindäordBnng  vom  29.  April  1869  massgebend,  vielmehr  haben 
die  Qrundsätza  des  Gemeindeumlagen-Oesetzes  vom  22.  Juli  1819 
uAd  des  Getneiadeedicts  vom  17.  Mai  1818/1.  Juli  1834  entsprechend, 
d.  h.  eowcrit  sie  mit  dem  rechtlichen  Bestände  der  durch  die  ,ange' 
fährte  Gemeindeordnung  vom  politischen  Qemeindeverhande  unab- 
h&ng^  gemachten  Kirehengemeinden  vereinbar  sind,  in  Anwendung 
zu  konunen. 


Bayer,  Vei^wältungsgerichttshof:  3.  Augu8t_und  26,  Nov.  1880.     261 

Hiernach  könnön  nur  die  wirklwhen  Kirch^ngemeinde-Mitglie- 
der  als  beifragäpfliditig  erachtet  werdeii. 

Voraussetzungen  ffir  die  Eigenschaft  eines  wirklichen  Kirchen- 
gemeinde-Mitgliedes sind  aber,  abgegeben  toh  den  übrigen  persön- 
lichen Erfordernissen,  unter  allen  Umständen  die  Beligionsgenossen- 
schaft  und  das  Wohnen  im  Kirchengemeinde-ßeiirke,  Der  Besitz 
von  Grundstücken  im  Eirchengemeinde-BeÄlrke  allein  vermag  diese 
Eigenschaft  nicht  zu  begrühden.  '  ; 

Mehrere  Gemeihdebürger  von  Lützenreuth  besitzen  in  der  Ge- 
meinde Grünstein  Grundstücke,  die  sie  vercrteuern  müssen.  Lätzen- 
reüth  gehört  zum  Pfarrsprengel  Bertieck ,  w&farend  die  Gemeinde 
Grünsteiü  dem  Pfarrsprengel  Gefrees  zugelhelU  ist  Die  protestan- 
tische Kirchengemeinde  Berneck  hatte  1876  den  Kirchhof  za  erwei- 
tern und  erhöh  dazu  Kirchengemeinde-Umlagen,  zu*  welcbeii  auch 
jene  Bürget  concurrirt  haben.  1875  uöd  1876  WÄtden  die  abge- 
brannten Kirchen-  jind  Pfarrgebäude  in  Gefrees  neu  airfgebaut;  die 
Gesammt-Kirch^ngemeittde  in  Gefrees  hatte  hi^zu  unbestritlen  Hand- 
und  Spanndienste  zu  leisten.  Die  Kircfaengemeinde  Geff ees  beschloss 
nun,  diese  Dienste  zu  veraccordiren,  den  Gesättimtbedarf  durch  Auf- 
nahnile  eines  Schuldcapitals  zu  beschaffen  und  lettteres' mittels  Um- 
lagen in  der  Weise  wieder  tu  tilgen,  däss  dieiGesammt-Kircheiige- 
raeinde-Umlage  auf  die  einzelnen  nach  Gefrees  eingepfärrten  Ort- 
schaften ausgeschlagen  werde.  Zu  dieser  Umlage  wurden  auch  die 
erwähnten  Bürger,  Heinrich  Baithel  und  Genossen,  wegto  ihres 
Grundbesitzes  in  Grünsftein  (d.  i.  als  Gemeindti-Poroneea)  aaoh  Ver- 
hältniss  der  Steuer  beigezogen.  Die  wegen  ßeitr»gö*'Verweigening 
erhobene  Beschwerde  der  protestantischen  Kichenwrwaftung  Gefrees 
wurde  aus  disn  angegebenen  Entscheidungsgrteden  abgewiesen.  ' 

5.' Entscheidung  vom  26.  Nov,  1880  (Sammlung  Bd.  IL  S.  255  ff.), 

*  ■  <  * 

In  (lieser  Entscheidung  gelangten  dieselben  Grundsätze  zum 
Ausdrucke  wie  in  der  vorigen.  Ausserdem  ist  darin  noch  der  wei- 
tere Grundsatz  ausgesprochen,  dass  juristische  Personön,  weü-^ie 
einer  Religionsgesellschaft  nicht  angehören  können,  ^n  der  Ver- 
pflichtung zur  Theilnahme  an  Kirchengemeinde-Umlagen  befreit  siad. 

Die  sog.  Mittelalpe,  ein  grosser  Grundbesitz  mit  SennhüttÖ, 
liegt  im  Sprengel  der  Pfarrkirchengemeinde  Fischen  und  ist  an^eb^f 
lieh  im  Besitze  der  Ortschaft  Obermäiselstein ,  weich'  letztere  Ge^ 
meinde  eine  eigene  Pfarrei  bildet.  Von  diesem  Besitze  beansprucht» 
die  Kirchenverwaitung  Pischen  Coneurrenzleistung  zu  den  für  CuUiis- 
zwecke  in  der  Kirchengemeinde  Fischen  zu  erhebenden  Umlagen. 
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Eigenschaft  eines  EircheDmitgliedes ,  so  ist  aucli  eine  Verpflichtung 
derselben  zur  UTnlageconcurrenz  für  Zwecke  der  Kirchengemeinde 
nicht  gegeben. 

6.  Entscheidung  vom  17,  Dec.  1880  (Sammlung  Bd.  IL  S.  307  ff.). 

Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  von  einer  Eirchenver- 
waltnng  über  die  Klingelbeutel-Einlagen  und  deren  Ym'wendnng  ge- 
iührte  Rechnung  als  eine  Eirchenstiftungs-Bechnung  zu  erachten  sei 
und  den  über  das  Rechnungswesen  der  Eirchenstiftubgen  bestehenden 
formellen  Vorschriften,  insbesondere  der  Vorschrift  in  §.  94.  Abs.  6. 
des  revid.  Gemeinde-Edicts  vom  1.  Juli  1834,  unterliege,  fällt  nicht 
in  das  Zuständigkeitsgebiet  d^  V'erwaltungsgerichtshofes. 

Aus  diesem  Grunde  wurde  die  Beschwerde  des  Gemeinde- Aus- 
schusses Lichtenau  vom  18.  August  1880  gegen  ^  die  Entscheidung 
der  k.  Regierung  von  Mittelfranken  abgewiesen.  Die  k.  Regierung 
hatte  entschieden,  dass  die  Elingelbeutel-Einlagen  an  sich  zu  den 
Einkünften  des  Eirchenvermögens  gehören  und  sonach  die-  Rech- 
nungen über  dieselben  ebenfalls  den.  einschlägigen  formellen  Vor- 
schriften unterliegen,  die  Marktgemeindeverwaltung  vorschrlftsmässig 
Einsiebt  davon  zu  nehmen  hat. 

7.  Entscheidung  vom  19.  Nov.  1880  (Sammlung  Bd.  II.  S.  214  ff.).' 

Die  noth wendige  Voraussetzung  für  die  GeUendmachung  eines 
Rechtsanspruchs   im    Sinne   des   Art.  8.  Ziff.  35.  des  Gesetzes  vom 

8.  .August  1878  ist  die  rechtliche  Existenz  einer  Stiftung  überhaupt. 

Aus  dem  Standpunkte  des  öffentl.  Rechtes  kann  der  Charakter 
einer  Stiftung  mit  der  Eigenschaft  der  Rechtsfähigkeit  einer  ver- 
tragsmässig  erklärten  Schenkung  zu  frommen  und  milden  Zwecken 
nur  dann  zuerkannt  werden,  wenn  dieselbe  die  landesherrliche  Be- 
stätigung erhatten  hat. 

Diese  Bestätigung  kann  durch  die  Genehmigung  der  Verwal- 
tungsbehörde zur  zweckentsprechenden  Benützung  des  Schenkungs- 
objects  und  die  Besitznahme  desselben  von  Seite  der  Beschenkten  nicht 
ersetzt  werden. 

Zur  Entscheidung  von  Beschwerden  gegen  staatsaufsiehtliche 
Beschlüsse  der  Verwaltungsbehörden,  wodurch  auf  Grund  des  Art.  159. 
Absatz  1.  der  Gemeindeordnuiig  für  die  Landestheile  diesseits  des 
Rheins  die  staatsaufsichtliche  Genehmigung  versagt  wurde,  ist  der 
Verwaltungsgerichtshof  nicht  zuständig. 

Die  Gemeinde  Gerzen  bildet  mit  bestimmten  Bestandtheilen 
der  politischen  Gemeinden  Dietelskirchen,  Jesendorf,  Neubausen  und 
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die  allerhöchste  Genehmigung  nachgestrebt,  diese  aber  versagt,  da 
der  iintrag  wesentlich  die  Berufung  eines  Verwaltungs-Organs  be^ 
ziele,  dessen  Zü^ammensetziing  von  der  gesetzlidheu  Form  abweiche, 
uöd  da  es  bedetitlich  lerscheine,  düreh  Genehmigung  solcher  An- 
träge die  Gelegenheit  zur  Eioffihrung  künstlicher  Bildiingen  in  die 
Verwaltimg  dearöemeinderi  zu  eröffnen.' 

Auf  die  nuöBöehr  von  der  Gemeinde  gestellte  Bitte  genehmigte 
das  /Bejärksamt  von  Aufeichtswegen  den  Schenkurigsvertrag  mit  Aus- 
nalune<  der  BestltiYhung  über  die  Gottesackerverwaltung.    Die  Be- 
sehwerde '  wegen  dieser  Einschränk;ung  wies  die  k.  Regierung  ab,  da 
dem«  Schenkung8vertrg,ge    die    Eigenschaft    feiner   Stiftungsurkunde 
nieht  3uko«ime,  Art.  65.  der  diesrhein.  Qemeindeordnung  auf  die 
fragliche  Bedingung  daher  nicht  anwendbar  sei;  eine  örtliche  Stif- 
tungf  bestehe  überhaupt  nicht.    Auf  die  7.  April  1880  an  den  Ver- 
waMungsgerichtshof  erhobene  Beschwerde  Sprach  dieser  seine  Unzu- 
ständigkeit aus,  indetD  er  u.  A.  erklärte :  Die  Beschwerde  stützt  sich 
zu  ihrer  formellen  Begründung  auf  Art.  8.  Z.  35.  des  Gesetzes  vom 
8.  August  1876.    Allein  unbedingte  Voraussetzung  für  die  Geltend- 
raachaog  eines  Rechtsanspruchs  }n  Bezug  auf  die  Verwaltung  einer 
Stiftung   ist   die   rechtliche  Existenz  einer  Stiftung  überhaupt.    Ob 
vom  eivilrechtlichen  Standpunkte  aus  der  vorwflrfigen  Schetikungs- 
urkttnde  die  ESgenscbaft  einer  Stiftung  zu  frommen  Zwecken  beizu- 
messen sei,   entzieht   sich   der  verwaltungsrechtlichen  Beurtheilung 
überhaupt  und  gemäss  A.  13.  Abs.  1.  Z.  1.  des  Gesetzes  insbeson- 
dere jener  des  Verwaltungsgerichtshofes.    Vom  öffentlich-rechtlichen 
Standpunkte  aus  erscheint  der  wirksame  Bestand  einer'  Stiftung  erst 
dann  gegeben,    wenn    sie  die  allerhöchste  Bestäl^gung  erhalten  hat 
( A.  6&.  Ab».  2.  der  diesrhein.  Gemeindeordnung).  Diese  Bestätigung 
wnrdie  nicht  ertheilt.   Sie  kann  auch  nicht  ersetzt  werden  durch  die 
Genehmigung  der  Behörden  zur  Benützung  des  Sehenkungsobjbctes 
für  seihen  Zweck  und  durch  die  Biesitzergreifung  von  Seite  der  be- 
schenkten Gemeinde.     Zur   Entscheidung  von    Beschwerden   gegen 
ministerielle  EntSchliessungen  ist  der  Verwaltungsgerichfshof^  nicht 
befugt  (A.  9^  und  10.  des  Ges.  vom  8.  Aug.  1878).    Der  öfreiitlich- 
rechtliche  Bestand  einer  Stiftung  ist  bei  dem  Mangel '  der  landes- 
herrlichen  Bestätigung  nicht   gegeben.     Diese   kann   weder  durch 
Verfaguögen  der  Verwaltungsbehörden  noch   durch  den  Ausspruch 
des  Verwaltungsgerichtshofs  ersetzt  werden;   es   gebricht  daher   an 
den  Voraussetzungen,  unter  welchen  die  von  den  Beschwerdeführern 
angerufene  Zuständigkeit  des  Gerichtshofes  (nach  Massgabe  des  A.  8. 
Z.  35)  Platz  greifen  könnte.    Auch  wegen  Beeinträchtigung  deö  ge- 
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rährtpp  Recht  der  Selbstverwaltung  ist  für 
eicbneten  CäUe  ein  besohränktes.  Hier 
rkeit  einffi  gemeitdliohtfl  Vervaltangs* 
latsaofsitshUiobeD  GeDefamignog  «rforder- 
iieser  Oenehmignag  hat  die  Gemeinde 
i;  die  VeiBRgODg  derselben  lEaan  keia 
en.  Ob  solche  Genehmignng  za  ertiieilea 
»eos,  dessen  Uebimg  den  Behörden  der 
it,  während  die  Zuständigkeit  des  Vei- 
I  A.  13.  Abs.  1.  Z.  3.  ao^eschloesen  ist. 

•ec.  3880  (Smimlung  Bd.  II.  S.  357  ff.)- 
B  BeittagspSieht  zn  .den  Unlagen  einer 
e  ist  die  Zugehörigkeit  zu  dieser  Ge- 

isgemeinde- Verband  kann  wie  der  obrist- 

and  nnr  pbyüsche,  nicht  aber  jariatisehe 

re  können  daher  zu  den  erwäjiilten  Um- 

lea. 

e  in  der  Gnltnsgemeinde  angefallene  Erb- 

mlagepfiicht  frei,  und  kann  letztere  nur 

iben,  wenn  bei  diesen  die  VoraussetsuBg 

Onltusgemeinde  Laudenbach  war  die  Be- 
ige für  weitere  drei  Jahre  betbät^  und 
lassmasse  mit  15,000  fl.  veranlagt  worden, 
g  einer  nenen  Gesetzesrolle  beachlossea, 
Cultusgemeinde  ein  Kopfgeld  von  10  U. 
Vermögen  39  Pf.  entrichten  sollte.  Be- 
Sehwab  in  Rimpar.  Der  Verwaltung^- 
GnltQsgemeinde  vermag  durch  ordnimgS' 
re  Mitglieder  zur  Entrichtang  von  Cultus- 
icht  aber  andere  Personen,  die  ihrem 
ören.  Die  Zugehfir^keit  zur  Cultusge- 
inng  der  Cultusumlagepflicht  festgehalten 
1  kann  ferner  schon  nach  der  Nator  der 
aber  juristische  Personen  umiaesen,  wo- 
letztere  überhaupt  nicht  verpflichtet  Bein, 
entrichten.  An  diesen  allgemeinen  Gnucl- 
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Sätzen  kaim  ein  angebliches  H^rkomineQ  in  einer  Gemeinde  nichts 
ändern.  Es  kann  die  Aaran  Siegel 'Sche  Nachlassmasse  als  Qanzes, 
als  juristisciieFerson  nicht  beigezogen  werden;  die  ümlagepflicht 
kann  vielmehr  lediglich:  den  einzelnen  Erben  gegenüber  entstehen, 
und  dieil' nur  iTntep  der  Yoraassetxung,  dass  die  Erben  dem  Gultns* 
verbenide  in  Xatid^bach  angehGreo.  Fanni  Schwab  ist  Mitglied  der 
Israel«  Oaltäsgemeinde  in  Kimp&ur  oder  jener)  welchier  der  Ort  BiJtnpar 
zugatheilt  ist.  Si^:<  gehört'  aber  nicht  dem  Verbände  der  israelit. 
Glaiabens^em^ssen:  in  Landenbach  an.  Wenn  auch  die  ganze  Irag- 
liehe  Erbiscfaaftsma^e  bisher  Kreis-^  und  Districtsnmlagen  entrichtet 
hat,  so  gleiten  ffir  diese  ganz  andere  Normen,  als  für. die  Gultus^ 
Umlagen,  bezöglieh  welcher  der  persönliche  Cultasverbiand  vor  Allem 
massgebend  ist,  F.  Schwab  ist  daher  aus  dem  Vermögenstheile, 
der  ihr  aus  der  Aaron  Siegel'schen  Nachlassmasse  zugefallen  ist, 
nicht  zu  desi  l  Gultnstedürfnissen  in  Landenbach  umlagepfliehtig; 

9.  Entscheidung  vom  20.  Dec.  1880  (Sammlung  Bd.  IL  S.  363  ff.). 

Eine  blosse  Bemc^tration  g^en  einen .  verwaltungsrechtlichen 
Bescheid  vermag  den  Eintritt  der  Rechtskraft  desselben  nicht  zn 
hindern.    (Bd.  L  S.  193.) 

Das  Rechtsmittel  der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  ist  un- 
zulä8»g,  w^enn  dasselbe  auf  eine  neue  Thatsaohe  gestützt  wird, 
welche  schon  vor  der  rechtskräftigen  Entsch^ung  der  Sache  be- 
kannt war.  , 

Mayer  Neumond  erhob  gegen  die  Erhöhung  seiner  Umlage  von 
Seiten  des  Synagogen-Ausschusses  der  israelitischen  Gultusgemeinde 
Kaiseorslautem  rechtzMtig  Reclamation,  die  mit  Beschlnss  des  Recla* 
mations^Aüssöhnsses  vom  30.  März  1880  abgewiesen  wurde.  Gegen 
diesen  Besehluss,  welcher  dem  N.  M.  ausweislich  einer  von  ihm 
unterzeichneten  Bescheinigung  am  7.  April  1880  zugestellt  wurde, 
legte  derselbe  nnter  dem  17.,  pr.  19.  dess.  Monats  Beschwerde  zum 
Bezifksamte  Kaiserslautern  oin.  Letzteres  g'ab  der  Bescl^werde  in- 
haltlieh ^ines  Bescheides  vom  11.  lifai  1880  desshalb  keine  Folge, 
weil  dieselbe  nicht  innerhalb  des  in  Art,  XVI.  Abs.  3.  der  Allerh. 
Verordnung  vom  27.  März  1872,  die  i'sraeL  Gultusgemeinde  der  Pfalz 
betr.,  festgesetzten  achttägigen  Termins  eingebracbt  und  daher  ver-* 
spätet  sei;  Der  Btöcheid  wnrde  dem  Beschwerdeführer  am  14.  Mai 
zugestellt,  worauf  derselbe  in  einer  Eihgabe  vom  24.,  pr.  25.  Mai 
wiederliolt  die  Bitte  stellte,  seiner  Beschwerde  statt  zu  geben,  da 
die  Zuteilung  des  Beschlusses  des  Reclamationsausschusses  an  ihn 
in  Wirklichkeit  am  13.  April  erfolgt  sei  und  er  die  bei  den  Acten 


>rst  am  8. ', 
Datnm  it 

is»  die  ÄQgabeD  des  N.  M^  aul  WaMeit 
eelies3  7.  Joli  den  BescblnsB^  dus  in 
ossetzungen  des  Art  36l  dte'jGeaebZti  toiu 
raafnaJime  des  Verfabrem  :  nitibt  g4g«ben 
aweisen  sei;  In  eiset  BescbW^de  m  die 
lärte  N.  U. ,  är  kftine  arkondlich'  sa^- 
IT  erlöste  Id  seioem  lÖcsehäfte  erliUeo,  am! 
bzungen,  welchd  den  SyBagogen-ÄuSsek"» 
mt  habea^  bei  ibm  dit^tg^obea  »ien. 
e  Bescbwerde  ncb&t  Aden  defa^Verwai- 
Bidnog  vor.  Die  Bescbwet^e  wurd«  al^ 
lefflhrer  in  die  Kosteu  der  Instanz  verur- 
chtahof  erklärte:  DasGesach  ronf24.Miu 
8  eine  Beschwerde  gegen  den  bezirifsamt- 
[ai,  sondern  nut-  als  eine  Kemont^stS« 
I  aber  fBr  sioh  nicht  geeignet  war,  i* 
s  Bescheides  zu  bemmeH.  Wollte  j»*«i 
ils  ein  G«3iich  um  WiederairfnahB»  rf» 
,  30  wäre  es  mit  Recht  abgewtessit  •«■ 
aea  rechtskräftigen  Beseheid  'veräÜS;  för 
hon  vor  der  rechtskräftigen  EntsoheiJ™? 
ist  die  Wahl  zwiseiien  d«m  orde^tch« 
rde  und  dem  sasserordentlibbenHechts- 
I  des  Verfahrens  nicht  dem  'Emjeä^n*^ 
tondem  imiss  Aot  erstere  Weg  '  betreten 
'ohl  im  Stande  war,  seiiwi'aftgebUobffl 
jünlegnng  der  Bwchwerdt  gegen  bfflirte' 
I;  Mai  innerhalb  der  gesetriichen  Notli- 
lies  aber  unterlassen  bat,  äst&t'»ei<^ 
sserordentlichen  Rechtsmittels  der  Wiei«^ 
als  nnzulässig  sich  darstellt;  von  eiiwf 
)rigen  Stand  wegen  Fristversänmni»  äl)*' 
?om  8.  Aug.  1878  und  §§.  2H',  218.  der 
;)  keine  Rede  sein  kann  ^  so  mms  es  Iwi 
snen  Bescheide  vom  11.  Mai  »ei«^*'^ 
e    die    Beschirerae    nicht    berflckaiohtigt 
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10*  Miiseheidunff  vom  20,  Dec.  188$  (Sammhmg  JW.  Ih  S.  367  ff.). 
Zur 'letztinsfcanziellen  Enticheidang  von  Differenzen  über  die 
Ziii^^Hung  der' Israel.  Glaubeii^genoesen  eines  Ortes,  in  welchem  die 
Vorarisisetziltigeni  für'  die  Bildang  /einer  eigenen  Gultusgemeinde  niebt 
g8gel>efii  siiid^:'2Q:  einer'  bestehenden  israeh  Cultuegieineinde  aefc  der 
Vertvlittongs^erichtshof  nicht  znatäridig.    (Bd.  I.  S.  145.) 

'  Bie'fieschwerde  desr  Lonis  RosenthaJ,  des  einzigen  Israeliten, 
der  tmr  SBeit  mit-ietner  Familie  in  Böthenbaeh  wobnha^ft  ist,  gegen 
de^ '  ton  Bezii^ksamt  «nid  Regierung  bestätigten  Antrag  der  israelii 
Caltudgemeiüde«  in  Ottensoos^  Zutherinng  der  Israel.  Bewohner  von 
Röti^enbaich  2ur  Israel  CnltnsgemeindeOttensoes  betr.,  wnrde  abge-^ 
wie&M , '  da .  9(dchi  Differenzen  lediglich  in  die  Competeoz  j^ier  Be- 
hörden fallen,  welolie  mit  der  Handhabung  der  staatlichen  Oberauf- 
sicht Ubier  die  Privät-^Eirobengesellsehaften  betraut  sind. 

11.;  £Msi€keidung  fm  Dcc,  1880  (Sammlung  Bd.  II.  8.  J36d  ff.). 
'  3iQ  reebtlieihe  GUtigl^eit  der  Beschlüsse,  einer  Schulsprengel- 
veiteeitang  ifirti  vor  Allpra  ^)edingt  durch  die  gesetzmässige  Zusam- 
mekisetwDg  diesier  Vertretung.  Beschlüsse  einer  Schulspreogelver- 
trefetogy  in  .Atrelcber  einzelne  Bestandtheile  des  Seh olsprengels  nicht 
vertreten  aiioid,  ikSonen  gegenüber  den  Angehörigen  dieser  Bestand- 
tbeile  nicht  al8 .  reichtaverbindlich  erachtet  werden. 

Die  Zuständigkeit  der  Schulspreng^lvertretung  erstreckt  sich 
Dicht  anch  $ui  die  Anfbringung  des  von  einzelneoi  Bestandtheilen 
des'  Scäulsprengels  für  die  Schule  zu  leistenden  Beitrages^  da  hiefür 
die  'betreffende  öemeindebehorde  zu  sorgen  hat 

«Der  Solmtepref^el  Thalbeim  nmfasst  auch  die.  zur  politischen 
Gemeinde  Heldmannsberg  gehörigen  Einöden  Klaramühle  und  ttegels- 
möble.  In  den.  Elurn^arkungen  dieser  Einöden  besitzen  vier  äanern 
Grundstücke.  Die  Gemeindeverwaltung  Th.  beanspruchte  daher  die 
CQncttrren^  derselben  zu  de»  Umlagen  für  die  Schule  in  Thalheim. 
Jene  verweigerten  diese  Concurrenz,  weil  ihre  betreffenden  Grund- 
siüeke  nicht  in  der  Fluimarkung  Thalheim  gelegen ,  sie  selbst  aber 
in  die  Schule:  zu  Eurnried  eingeschult  seien  und  aus  ihrer  ganzen 
Jahreastener  zu  den  Umlagen  für  diese  Schule  beizutragen  hätten. 
Das  B^^irksamt  Hersbmck  fiasste  12.  Mai  1880  Beschluss  dahin, 
dass  sie  z^ar  gehalten  seien,  mit  jenem  Theile  ihres  Grundbesitzes, 
welcher  innerhalb  des  Sßbulsprengels  Thalbeim  gelegen  sei ,  beizu- 
tragen ,  dass  •  dieselben  aber  vorlmßg  desshalb  nicht  verhalten  wer- 
den könnten,  weil  der  zur  politischen  Gemeinde  Heldmannsberg  ge- 
hörige Theil  des  Schulsprengels  Thalheim  in  der  Schulsprengelver- 
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tretoBg  nicht  vertreteo  gewesen  sei.    Die  k*  Regierung  von  Mittel- 
franken  er^nzte  den  BescUoss  dahin,   dass  sie   die  von.ihiea  fQr 
1879  geforderten  ümlagebeiträge   za  entrichten   verpflichM   B^en 
and  die  Kosten  des  Verfahrens  anter  aolidarischer  Hafbrng  zu  tragen 
hatten.    Der  Verwaltnngsgerichtshof  hob  beide  Beschlüsse  auf  ans 
folgenden  Granden :   die   Bestimmung  in  Art.  7«  des  .Gesetzes  Tom 
10.  NoTember  1861  ist  mas^ebend.     Danach   hat   die   Eroiitilang 
nnd  Feststellnng  des  Aufwandes  für  ^rengelschoieQ  sowie  die  Yer- 
theilung  des  dnrch  andere  Mittel  nicht  gedeckten  Theiles  desselben 
anf  die  einzelnen  Bestandtheile  des  Schalsprengels  durch   die   Ge- 
meindeverwaltiuig  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  die  Sehide  ihren 
Sitz  bat,   unter  Zuziehung  der  Vorsteher  oder  Pfleger  d^  übrigen 
ganz  oder  theil weise  zum  Schulsprengel  geh&iigen  Gemeinden-  sowie 
eines  weiteren  Abgeordneten  einer  jeden  solcheo  Gemeinde  2a  ge- 
schehen« Die  zur  politischen  Gemeinde  Heldmannsberg  gehörigen  Tbeile 
des  Schulsprengels  Tfaalheim  waren  in  der  Schalsprengelvertreteng  nicht 
vertreten.  Die  Schulsprengelvertretung  Thalheim  in  ihrer  tokerigen 
Zusammentsetzung  konnte  den  Angehörigen  jener  Tfaeile  gegenab^  io 
rechtsverbindlicher  Weise  nicht  beschliessen;  Der  Wirkungskreis  der 
Schulsprengelvertretung  ist  genau  begrenzt ;  er  hat  sieh  auf  Bamiitäang 
und  Feststellung  des  Aufv^aades  für  die  Schule  sowie  tiufdieVeräviiaiig' 
dessellben  auf  die  einzelnen  Bestandtheile  des  Schulsprengels  zu  er- 
strecken, erstreckt  sich  aber  nicht  auf  die  Aufbringung  des  von  den  em- 
zelnen  Bestandtheilen  zu  leistenden  Beitrages.  Hiefur  hat  gemäss  Art.  7. 
Abs.  3.  die  Gemeinde\>ehörde  (also  hier  die  von  Heldmannsberig)  zu 
sorgen.    Die  Schulsprengelvertretung^  bez.  die  Gemeind^verwattung 
in  Thalheini  hat  demnach,  jinsofern  sie  einzelne  Angehörige  der  Ge- 
meinde Heldmannsberg  bezüglich  der  in  dieser  Gemeinde  gelegenen 
Grundstücke  mit  Umlagen  belastete  und  betreffs  Beibringung  dieser 
Umlagen  ein  Ausstandsverzeichniss  angefertigt  und  als  vollstreckbar 
erklärt  hat,  auch  ihre  Zuständigkeit  überschritten. 

13,  Entscheidung  vom  3.  Aag,  1880  (Sammlung  Bd.  IL  S,  1  ff,). 

Wenn  mit  einem  auf  einem  öffentlichen  Becbtetitel  beruhenden 
fundations-  oder  dotationsmässigen  Beichnisse  für  eine  Sch^telle 
eine  bestimmte  Gegenleistung  verbunden  ist,  so  kann  wegen  Ver- 
weigerung der  letzteren  nicht  das  Beicbnis»  selbst  von  Seite  des 
Pflichtigen  vorenthalten,  sondern  von  diesem  nur  der  Beschwerdeweg 
zur  vQrgesetzten  Aufsichtsbehörde  ergriffen  werden. 

Der  jeweilige  Scbultehrer  zu  Thaimhausen  bat  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Messner  von  verschiedenen  Anwesensbesitzern  Kirchenbrode 
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und  Läotgarbeu  za  beziehen,  welche  mit  einem  jährlichen  Oeldan- 
schlage  von  36  fL  41  kr.  unter  die  fassionsmässigen  Emnafamen  des 
Schuldienstes  aufgenommen  sind.  Zwei  Grundbesitzer  weigerten  sich, 
diese  an  den  Lehrer  zu  entrichten,  weil  sie^  dem  frfiheren  Messner 
für  das  Wetterlftuteh ,  Feierabe&dlänteii  u.  dergl  von  d^n  Ackerbe- 
sitzem  überlassen  und  gegeben   worden  seien,    Messner  L.  Schlecht 
aber  bereits  im  Jahre  1677  das  Feierabendläuten  in  eigenmächtiger 
Weise  unterlassen  habe.     Das  k.  Bezirksamt   Erumbach   eiltsebied 
5.  December  1879,  Lehrer  Schlecht  sei  verpflichtet, '  das  sog.  Feier- 
abendläuten in  der  üblichen  Weise  zu  besorgen  und  die  betrefienrden 
Qrundbesitzer  seien  schuldig,  die  auf  ihrem  Anwesen  lastenden  naefar- 
bezeichneten  Beichnisse  an  den   Lehrer  und  Messner  für  die  Jahre 
1878  und  1879  und  die  folgenden  zu  entrichten.    Die  Beschwerde 
dagegen  wurde  vom  Verwaltmigsgerichtshof  abgewiesen  und  die  Be- 
schwerdeführer in  die  Kosten  vernrtheilt :  Abgesehen  davon,  dass  es 
nicht  erwiesen^  dass  diese  Beichnisse  lediglich  eine  Gegenleistung  für 
das  Feierabendläuten  tdnd,  sei  die  Leistung  eine  aus  dem  kirchlichen 
Verbände  herrührende  Abgabe  und  kdnne  deren  Entrichtung  nicht 
von  vergängiger  Erfüllung  einer  Leistung  abhängig  gemacht,   son- 
dern nur  wegen  Nichterfüllung  der  Obliegenheiten  eine  Beschwerde 
m  die  vorgtoetzte  Aufsichtsbehörde  gemacht  werden. 

13.  Erdscheidung  vom  22.  Oct.  1880  (Sammlung  Bd.  IL  S.  130  ff.). 

IMe  Eirchenverwaltungen  sind  nicht  berechtigt ,  die  Eirchen- 
gemeindemitglieder  in  Angelegenheiten  der  politischen  Gemeinde,  in 
welchen  die  Eiifchengemeiudemitglieder  nicht  als  solche,  sondern  als 
Angi^örige  der  politischen  Gemeinde  betheiligt  erscheinen  y  zu  ver- 
iareten. 

In  der  Gemeinde  Hfittenheim  besteht  eine  katholische  und  eine 
protestantische  Schule.  Im  Jahre  1875  wurde  das  Lefarzimmer  der 
katholischen  Schule  in  das  Erdgeschoss  des  dortigen  Rathhauses 
verlegt  und  zur  Deckung  der  Eosten  von  der  Gemeinde  die  Auf- 
nahme eines  durch  Umlagen  zu  tilgenden  Passivcapitals  zu  850  fl. 
beschlossen.  Als  auch  die  Verlegung  des  Lehrzimmers  der  pro- 
testantischen Schule  in  das  Batbhaus  angeregt  un,d  in  der  Gemeinde-« 
Versammlung  vom  27.  September  1878  beschlossen  wurde,  den  hie- 
für erforderlichen  Bedarf  von  1800  M.  gleichfalls  durch  Aufnahme 
einer  mittelst  Umlagen  abzutragenden  Schuld  zu  beschaffen^  erhoben 
23.  December  die  Gemeindebürger  Stephan  Schott  und  Leonhard 
Hilpert,  welche  zugleich  Mitglieder  der  dortigen  kathoL  Eirchenver- 
waltung  sind,  sodann  10  Israeliten,  angeblich  im  Namen  der  katho- 
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lifichen  und  .israelischen  Bürger  von  Hutteabeim  ^  Protest  \mtex;  der 
Behauptung,  dass  die  ^Kosten  für. die  proteataDtisc^e  SehulA, .  wici ^it 
alter  Zeit,  gemäss  einem  Eecesse  vom  Jahre  1721  .euy;  voA4er  pro- 
testantischen Gemeiude  au&ubringeu  seien.    In  ainem  ..Becieasß  oder 
V^ergleiche  vom  19,  April  1721   wurde  namlioh  sotten^,  des.  »Boch- 
stifjtes  Würzburg  und  der  gefursteten  Grafschaft  Si;<hwiarz€dibarg  des 
Protestanten  in  H.  gestattet,  die  dortige  Kii^ehe  xnitzubenätzw  uq<1 
sich  einen  Pfarrer  und  besonderen  Schulmeister  zu/  halten ». -wobei 
sich  diesßlben  .verbindlich  machten,  %das$  sie  ihren  kunftig^Q. Jewei- 
ligen.. Augsbarger  Confessions-  verwandten  Pfarrer  und. Schulp^ei^m 
üUß  ihrea  eigenen  Mitteln  mit  nothiger  Wohnung* ynd  salacio  ver- 
sehen, verj^egep  und  unterhalten  .\ypUen  uxMl^BollieA««;  Der.  Böiger- 
meister  ypn  Huttenheiin  naaohte  Namens  der  proitestanti^^n  Orts- 
bürger (ä.,Ja9.,  1879)  dagegen  geltend,   dasa  der  tie^es9i  le^i^^^ 
die  Beziehungen,  der  beiden  chFistlichen  Gemeinden  in  H^  h^be  re- 
geln wollen,,  die  Israeliten  sich  nicht  auf  denselben  b^ufea  könntea, 
dass  in  demselben  nur  von  der  Besoldung  und  Wohnung  «bes  pro- 
testfinti^chea  Lehrers,  nicht   vom  Unterriohtslpcale  die  Bede:  lei 
dass  die .  allerhöchste  Verordnung  vom  29.  August  1873  die  S<^baleB 
als  Qemeipde- Anstalten  erkläre  und  demg^mäss  die .  Gesaeamtg^ 
nxeinde  auf  Qrund  des  Gemeindebeschlusses  vom  27.  .Sept.  187S  iSr 
die  fraglichen  Kosten  einzustehen  habe.    Die  genannten  Q^m^u^^ 
burger  beharrten  jedoch  in  ihrer  Vorstellung  vom  28.  Januar  1979 
auf  ihrem  Proteste  und  betonten  besonders,  dass, die  protestantische 
Geiqeind^  seit  Abschluss  des  JElecesses.das  ihr.  eigentbi|mUcti .gehörige 
Schulhau^  nüt  Schulzimtner  auf  ihre  Konten  eingerichtet;  anä<.wter- 
halten  habe,  und  ihr  ^e  Verpflichtung  hiezu  vertr^^gsmässig..oUiegei 
dass  diß  politische  Gemeinde  nicht  zuständig  sei,  in  d^r  vQrwurfigeu, 
die  prote^ntische  Gemeinde,  allein  betref&uden .  Angelegenhe|.t  Be- 
schlüsse zu  fassen  und  die  Gemeindeversammlung  zudem  nicht  be- 
schlu^sfähig  >  gewesen  sei.    Auch  die  katholische  Earehenverwaltung 
H,  erhob  mit  VorsteUungen  ,vom  IL  Februar   und.  24.  Mal  1879 
»a^s  gesetzliche  Vertreterin  der  katholische  Gemeinde«»  Widerspruch 
gegen  .die  beahsicixtigte  Verletzung  des  Becesses^  Das  k.  Bezirksamt 
Kitzingen  wies  die  Beschwerde  der  Katholiken  und  Isr$eU^  ab: 
der  gnad^uf reiche  Theil  des  Becesses  M  durch  das,  ba^yedsch^  Edict 
vom  24  März  1809  hinfällig  geworden,  der  Bepess  habe  auch  keine 
Verbindlichkeit  im  Sinne  des  Schuldotationsgesetzes  vom  10^  Nov. 
18G1  geschaffen,   Art.  V.  des  Umlagegesetzes  vom  22« .Juli  1819 
könne  hier  nieht;  Platz  greifen,  weil  die  Gemeinde  das  ihr  gehörige 
Rathhaus  zu  Schulsälen  bereit  gestellt  habe  und  an  diesen  Schul- 
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sälerr  föf ''alle  Cönfesdionen  der  gemeinsame  &eüuss  bestehe.  Auf  die 
Besehw^de  iler  katholischen  KirchenYerwaltung  an  die  k.  Regierung 
von  Unteirfranken  und  Aschaffenburg  vom  28.  Juni  bestätigte   diese 
nach  einer  iieuen  Gemeindeabstimmung  den  früheren  Beschlüsse  iö- 
deni'  die  von  den  Protestanten  im  Becesse  eingegangenen  Verpflich- 
ttitagen ^fffeBtlich-fechtlieher  Natur  und  nach  Art.  9.  des  Ges.  vom 
10.  Nov.  1861,,  den  Schlilhedarf  betr. ,  aufgehoben  seien.    Die  von 
Rechtsanwalt  N.   als  bevollmächtigtem  Vertreter  der  katholischen 
Kirchenverwaltung  H.  unter  dem  22.  Mai  1880  an  den  Verwaltungs- 
gertchtsbof  erhobene   Beschwerde  wurde  als  unztäässig  abgewiesen 
aus  folgenden  Motiven :  Das  Bezirksamt  hatte  zu  entscheiden,  ob  die 
kathol.  und  israel.  Getneindebflrger  verpflichtet  seien,  beizutragen. 
Gegen  den  Beschluss  desselben   hat  nun   die  hdhol.   Kirchenver- 
waUmg  Beseh  werde  zur  Regierung  erhoben.   Allein  die  Kirchen  Ver- 
waltungen sind  aiUerdings  berechtigt,  die  Eirchengemeinde  in  allen 
rechtlichen  Fi'ägen  nach  Aussen  zu  vertreten.    Diese  Befugniss  be- 
schränkt sich   aber  nadi   dei*  Natur   der^ache  und  nach  der  In- 
tention des  Oesetees  auf  solche  Bechtsangelegenheiten  der  Kirchen- 
gemeinde als  moralischer  Person  oder  ihrer  Einzelmitglieder>  welche 
in  dem  MrchlieJien  Verbanäe  ihre  gemeinsame  Grundlage  haben. 
Hier  handelt'  es  sich   aber  um  eine  Angelegenheit  der  politischen 
Gemeinde.    Die  Einmischung  der  Kircheuverwaltung  ist  daber  als 
unzulässig  zu  erachten ;  de  hätte  einfach  als  unberechtigt  zurfickge- 
wiesen  werden  sollen.    Sofern  der  bezirksam^liehe  Bescheid  die  Be- 
schwerde der  kathol.  Gemeindebfirger  beschieden  hat,  kann  derselbe 
zui-'Zeit  einer  Beurtheilung  nioht  unterstellt  werden,  da  eine  vor- 
schriftsmässige  £r&ffnnng  dieses  Beschlusses  an  die  Betheiligten  noch 
nicht  erfolgt  und  desshalb  abzuwarten  ist,  ob  letztere  nach  der  ord- 
nuffffsg^imäss  m  bethätigenden  Etöifnung  Beschwerde  erheben. 

14.  IMseheich^ng  vom  3.  Aug.  1880  (Sammlung  Bd.  IL  SL  4  ff.). 

Zur  letztinstanziellen  Entscheidung  von  Beschwerden  gegen  ad- 
tninistrative  Provisionalbeschlusse  in  Cultusbausachen  ist  nicht  der 
k.  Verwaltuugsgerichtshof,  sondern  das  k.  Staatsmiuistedum  des  In- 
nern für  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten  zuständig. 

Wenn  neben  dem  Antrage  auf  Erlassung  eines  administrativen 
Bauprovisoriums-in  einer  als  Cultusbausache  hezeichneten  Angelegen- 
heit zugleich  die  ErfBUung  einer  öffentlich-rechtlichen  Bauverbindlich- 
keit in  derselben  Angelegenheit  in  Frage  steht,  so  kann  über  die 
letzterwähnte  Verbindlichkeit  erst  dann  entschieden  werden,  wenn 
der  Bauprovisionalantrag  endgiltig  zurückgewiesen  ist. 

Arohiv  nir  Kircbenrecht.  XLVIl.  18 
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mI   Rmohaaeh  ist  -eine  .dur#  a^erh.  .ßßsfiiript  y|Qn?{.  2.,  Ja^^  ^8,06 

ielbt:waf..  -An  dßm  Pfarchofe  .daael]bsii  h^t  }iiv  P^lgfif  ,4^öd  ^jdas 
StähMräi?.  idie  j^S9e  Baupflicbt '  allein«,  nid  \Z^f  ^fifX^l^t^ß^^  4% ^lo)^ 
ist  eä.miGtmtiA  Bi^gmm^mT  O^^mi^^m  4\i^^ 
Efkenhtm$8  vom  26.  October  IS^g,  Y^prl^beilt.jiAn^^  ^^..^flb^fj^l^iijs 
hafcider  ki  Fiflons  ;die  Baulasj!;  getragaptf  ins^esopdaifj^.nlS^^^i^l.jj^^^ 
I^ötdn  fnü  dea  N&nbartt!  ides  ja^rzigen  .S(^ulh;i^sQ^[,Mjl86&/j^6^^^]|pi^Q^ 
(ÜB  fEjrwditeilung  d63  Scliulhaiwes,  ^r«t  in  4?ß  k^üß^,^ßl\f^n^^^^^ß\s 
EtMeit&imipnrd '\m.  M  äemlH^  m  Ajiiff|gft?gijg^bi7^lit 

iviirde,  i .  lehütö    dier.   ßegieruwigaTEmanRkainqiejj  (irw  vl^^ 
(It  JDefc..:  I876.fund  28^.  Nw  ilS78)  j|erf»Mev)B^l^^Jtfg^^g.,;^^^ 
.äratiaüäcKen  Baupflicbt  i  am  SefeiügeHu^e  .^l)..i<  lAu^h  4i.^,,Yer^gjl- 
tctn^cfki  :  der  :  diiri'  Sißimlspri^ngel    Bp^^^^acjii  Ml)il4$p^W(rf;Qpi99^<^ 
RlnchnäcÜ^  BKer^baoh  rutird  Earteifg,  weigertf^^siqh,  .4)e.j^pfjl^..d^ 
Bepaitttair  fik  »od  am  Sohulhiiase  zu  üb«rQ&]^ineia«|  J^ 
verwaHimg!  Rioettaach^  da.  das-  Schulbap  stie.  Me3aDevJbfi,u9.  gj^ife^ßD 
seif  der^  P&rrmessner  ein  eigf  rie^  Haus  hab^j^nd. der  pi^ic^qsiti^h^ 
nicht  einmal  am  E^rohengebäade. , selbst  teineSa^la^t;  ob^ieg;^,  ,j][^ 
k:  Beriitsamfc'Eegen  erlieae  6.  Oct.  187.9  einaPjifovisiaijalver^i^^iig, 
?fHe  KirohenverWaltuög  und'  Schulspr^ngelyertretnngvBK,  h^fe^  ,^^^^^ 
äffen  Vefö5ttg'4ie  .Herstellung  der  «cbaiibafteftj  O^fp  •^ni^:J^c^s^ 
sowie  '  des  r  J)9iebge3it9d09  ;in   Angriff]  zii  /nQlu^en  nj^d)  a^zufj^J^jr^^^- 
21v  Jannai'  1880f  beauftragte  idassßlbe  dia ;  Kircb|^iV(^,wal^^ug,,^9P^ 
SibulspringehettwtungB.,  biw^n.  W  T^^  zftf«  ^i?^^^i^^^g.^^^ 

Beparäitii!ireQiait]f:S^tml-  und  IkIe8snBr<ha^s  29/)|l^b^gf^Q  a99j^er|(^r^€^})^^)^i^ 
Mittiel  TS» /bevriUlgen'  and  anzuweisea;:aHf  d^e.^kl^;Qng^^^4^.i(^|n 
31.  d.  M.,   sie   hielten  sich   in  keiner  Wei3ß!.4a;u.,f^r.,^Yßrp^^c|^fiet^ 
erliess  das  Bezirksamt  10.  Febr.  1880  Beschluss,  die  Schulgemeinde 
sowie  die  Kirchenstiftung,  eventuell  die  Kirchengemeinde  R.  sei  ver- 
pflichtet, die  Baureparaturen  zu  wenden  und  die  Kosten  gleichheit- 
lich zu  tragen,  ihre  Ansprüche  an  das  k.  Staatsärar  seien  zur  be- 
sonderen Geltendmachung   auf  dem   Civilrechtswege  zu    verweisen. 
Die  erhobene  Beschwerde  wurde  von  der  k.  Regierung  von  Nieder- 
bayern 6.  April  1880  abgewiesen.    In  der  Beschwerde  an  den  Ver- 
waltungsgerichtshof vom  26.  April  1880  wurde  gebeten,  es  sei  das 
k.  Bezirksamt  Regen  anzuweisen,  den  gesetzlichen  und  verordnungs- 
mässigen  Bestimmungen  entsprechend   das    Bauprovisorium   zu  iu- 
struiren,   eventuell   nach   Lage   der   Acten  zu  Gunsten  der  Scbul- 
Sprengelvertretung  und  Kirchenverwaltung  Entschliessung  zu  erlassen. 
Der  Verwaltungsgerichtshof  entschied,  1)  die  Beschwerde  sei,  inso- 
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weit  sib  gegen  die  Abweisung  d^  Antrags  auf  ßirlassujig  eioies  Bau- 
pi-ö^iSförilifti''gfericMet  Ist^'-att'  dag  k.Staatsitiihisteriiihi  dies  iniiern 
f.'K.i^'ti.'Sch.-A.  zur  zuständigen'  Bescheidring  ku'  verweise»;  '2)- deli- 
Bös6Kld^$'  äte'BiMi4is4Ätei  Kögen  vbtn  10:  Febr.  1880' und  dfeiEüt- 
stfhlieöMitigM(lei*''Re^lei*üng  vom  6f.' April  1880  seien,'  insewöifc  sie  den 
^ö)^töl)t^ngU  tiäd'die^KIteh^YsftiffoDg,  l^ezi  iKe^KifchengMitiaddiB. 
vom  •  Standpunkte  '  des  WenUicheil '  Rechtes '  aiis  s^r-  baiilicben;  üntei^- 
häHiäng •  d€fs'  'SAhuHiätidös ' iii  H.  'ffli^  velpöiehtefc' 'erldäireri,'  aufzuh^eA. 
Deuri't^'dnrch- Art.  '18.  dfes  Qes.  vom  Sl'Kixg'.  18l80{AbS;l;'Ziff.  2.) 
siM^'kdhiih!^ti^äti\*  AnssrplrÖchev* welche unüer  dein  ^geöetzlicbeh.Voiri- 
beliÄlte''dyr' ZuständTgkeSt'  der  Gerichte  ertadsen*  Werdin-j  ialsoMiiiioh 
ladMinWtiiitfVef'Bimpi'övi^kißu  der -Judicatur-deä  genaiiilUen  Q^fchts- 
fiöfes'^ntteifgen.'^Ob  Äie  Vdratrssetziingen'  d^zugegeWen  ffinAdündein 
SölcfieÖ  Bliupr{iWsitiüm  einzuleili^n  sei; 'hat  näcfr  ZiflFJ'3.'  der  Allerb. 
V^rdi-dniiflfg  v6m IV ' Oet:  1880  daö  k:  ÖtäatSraintsteriom  diL-L  Ri- 
u.  S^MV^tt  lefindeffi:'  4)'lttsölange  flicht  wenigsteüa  Ober^dieZii- 
lä^äigfeeit' de^  'VÖn'^dfet  Schübprengelvertretung' und  ^er  Kiwhenver- 
wskltbng  beantragten  adtnihistva1;lven  öaftprövis<>ri^mS''«»Ä^tÄi^  ^t- 
scÄiedefe  iiti,  i^t  <Jie^  InahsprttdhnahttiiB  der  öffentUcb^-Techtöclien  .Ver- 
pflife&eäWg'des  'Sch'ülspren^'els'u.  ö.  w.  nicht  bereehti|f(j/  Düe-^Enth 
s-cÄResäiingen'  stcfllfen  «icK*  daher  als'  verfrüht  d^ar.  Siemussteö  aber 
aitehH^sbäfb  bean^ta'ndet  Werden;  weil  düs ^aatsaüfeidytiiehe  Vier- 
fäbWii'''M'  OMW-des-Art.  157.  dk  die8i?hein: '  Genifeindeordnang 
gö^efi'We'^Sdhnfeprengtelvertretung  mcbt  jg'e^eehtferli^  »ist,  .und  noch 
i^^m^etj^g^ii  dl&  Ei*chön4tiffangfwttösig^  watv  «tik^ 
scH^se'Vbtt'afeT'Annahivi^  aüSgehen/dasÄ  datsi  Sbbulbaus- m  ßi  sm^h 
Mesih^tUhm  seli ;  wis  nicht'  ftststöht ,  ven  der  KiiJCben vefrwältuftg 
fi'^lnidhi^'gefaÜe^u  ^Mhli  Wfvd;  -  ' 
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XX.  . , 

€ntscheldungen  des  k.  k.  Osterr.  Veraattuntisget-iehtstnfes. 

(VergL  Archiv  Bd.  iS.  S.  239  ff.)  '        ' 

1.  SrJcenntaäs  mm  ILJhc.  1890  Z.  2460,  bHr.  die^  Verj^chtmg 
ata-  Herttdhmff  und  ErhaUung  von  Ifarrbeulki^ceiten  im  ßrunde 
einer  Ffaiieulareottvention. 
Es  kann  mftglicher  Weise  der  Umfang  der  PfarrgabSade  ii 
ZaMtnmenhsItiing  nüt  dem  Personalatande  der  GeiBtllchkeit  äer 
Qegmwvct  nai  deren  vorhandenen  Beddrfnisse  za  gross  stän  und  mag 
die  angemessene  Redocirnng  der  Glebäade  ans  dem  Gcaiehtspankte 
der  Minderang  der  Baulast  in  Anregnng  gebracht  nerden^  Denar 
TragDDg  der  Bauherstellnng  recht^b  VerpSicbtete  hiuiD  sieb  tim 
dtrreb  jene  Einwendung  tob  der  Terpflichtong  befreie».  AIbo  nidit 
ans  diesem,  sogleich  anzugebenden  Gmnde  norde  in  der(tin  WicKt 
IN$cesanblatt  1881  Nr.  3)  aasjjQhrlieh  mttgeäieiltea  ErksniUäiss  dß 
Verwaltnngsgericbbshofes  die  fintscheidung  dea  Uin.  für  Galt,  nnd 
Dhterr.  vom  12.  März  1S80  Z.  8701,  ffotnaoh  die  .  Pf ar^eqteude 
ErnätbmnD  die  Leistnng  der  Hand-  und  Zagarbeit;,,  bezw:  der  Kost« 
derselben  bei  der  ReconstractJon  eines  zur  dortigen  Pfari«  gdküäg» 
SUIlgeb&adee  obliege  —  als  im  Gesetze  ni^t  begrändet  attfgriiob«. 
Dar  Vernaltnngsgericbtshof  stützte  sich  Däitilieh  darauf,  dass  nacli 
Inhalt  des  Sehenknngsbriefes  Kaiser  Karl  VI.  vom  7.  Febrnar  1739 
und  des  Recesses  vom  2.  Mai  1729  dem  Grafen  Siozeadotf  nnd  seinen 
Itecbtsnacfafolgern  in  der  Herrscht  Ernstbrunn  nnter  eiaer  b^ 
stimmten  auflösenden  Bestimmung  das  Patronat,  die  Vogtei  uwl 
Lebenachaft  der  Pfarre  Gmstbronn  verliefaen  and  damit  ancb  ^eich- 
zeitig  daa  gesammte  der  Pfarre  gehörige  Vermögen  in  die  Verwaltung 
und  Nutzniessüng  fibergeben  wnrden ,  wogegen  der  Graf  sich  und 
seine  Nachkommen  verbunden  bat ,  die  fär  den  zu  ertlchtendci' 
Convent  nöthigen  Baulichkeiten  herzustellen  und  zu  erhalten.  Ans 
diesen  und  mehreren  andern  Urkunden  ergibt  sich ,  dass  hier  eioe 
E^rticnlarconvention  im  Sinne  des  Punktes  10.  des  BaunormMeS  vom 
27.  Juni  ISOo  vorliegt,  wornaeb  Graf  Sinzendorf  für  sich  und  seine 
Rechtsnachfolger  die  Verbindlichkeit  zur  Herstellung  Und  Eriialtnuf 
der  Pforrbaulichkeiten  übernommen  hatte  und  welche  ConvenUon  i^ 
die  Behandhing  der  vorliegenden  Ang^egenheit  von  massgebfliiA«i> 
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Einflüsse  ist.  —  Wenngleich  die  Convention  nicht  mit  der  Pfarrge- 
meinde Ernstbrunn  abgeschlossen  und  ihr  gegenüber  keine  Ver- 
pflichtungen eingegangen  worden  sind,  so  können  doch  auf  Qrund 
des  Normales  vom  Jahre  1805  die  dort  verzeichneten  Verbindlich- 
keiten Seitens  der  Behörden  der  uosser  dem  Falle  einer  besonderen 
ei»|t^^itdt^  ^^^rrenz.  nur  dann  und  iasoweit  auferlegt  werden»  als 
nicht  ersichtlich  ist ,  dass  in  diesem  Gegenstände  Particularcon- 
^entionen  und  besondere  Verbindlichkeiten  bestehen. 

E^istUm  Punkte  ID.  d^  Normales*  nicht  gesagt  ^  zwischen 
welcheh  Parteien  did  Gonvention  geseblossen,  wem  gegenfiber^die in 
Rede  stehende  Verbindliebkeit  eingegangen  sein  müsse,  um  die  dort 
daran  geknüpfte  E&)gerung  zu  hegrüiMien; 

Bdr  Umstand^  dass  darch  eine  solche  Convention  einem  Dritten 
ein  Vortb^l  zugebe  ^  steht  ifaret  Anwendung  niefat  entgegen.  Für 
die  Behiörde  ist  «s  entscheidend,  dass  eine  Convention  v(Nrliegt,  4arcb 
wdche  die  zur  Leistung  von  Kirchen-  und  Pfarrhofbaulichbeiten  ge- 
selzjieh  hestehenden  Verpflichtungen  alterirt  oder  begrftnzt  wenden; 
denn  nulr  .in  Ermanglung  solcher  Particuli^rverbiDdlichkmten  tritt  4t$ 
ina  Normale  vorgesehene  Goncnrrenzpflieht  in  Wirksamkeit. 

v'Zculem  handelt  es  sich,  wie  dips  die  Acten  der  admimstrativen 
Verhjandkinfg  ergeben,  gegenwärtig  darum,  die  Pfare  Ernstbrtum  als 
Baralp£»n:8  zu  restituiren.  •—  Dies  darf-  aber  der  gedachten  O^ 
meinde  nicht  zum  Nacbtheil  gereiQhen  und  kann  hieraus  £ür  sie 
»iokt  .'die  Verpflicbtut^  entspringen,  desshalb  einen  laeuen  Viebstall 
ber^ustetten,  uiaehdem  dessen  Bestand  durch  die  UmstaHmgder 
Pfarre  iE  eine 'blosse  Deputatpfs^re  im  Jahre  1729  eotbehäii;^  g^- 
wctien  war.  '   : 

Dec  dnijch  die  Debemahme  des  Pfarrvern^ögens  Sisiten^  der 

Gutsinhabung  Erustbrunn  geschaffene  :  Zustand  besteht  neich  heutß, 

und  so  lange  dieser  besteht,  kann  eben   von   einer  Goncurrenzver* 

handiung  nach  den!  Normale  vom  Jahre  1805  kdtie  Bede  sein.  : 

■■■•-'.  ■  ■  •         .  ■      ^  >.'■'''<  ^ 

2.  Erkenntniss  Dom  19.  Nov.  1880  Z.  2285,    Die  Verschiedenheit 

des  Fßtromtes  bei  der  Pfarrei  und  der  Kirche  hat  atff  die  Sßitrags- 

pflicht  des  Kirchenvermögens  su  Baitherstellungen  von  Pfarrg^äude^ 

Iceinen  Einßtkss.  — '  Die  Hand-  und  Zugarbeiten  sind  nach  dem 

höhmischen  Concurrenanormale  von  den  Eingepfarrten  nur  dann  m 

leisten^  wenn  die  Bestreitung  des  gesammten  Bauaufp)anies  aus  dem 

disponiblen  Kirchenvermögen  nicht  thunliph  ist. 

Der  k.  k.  Verwaltungsgericbtsbof  hat,  wie  wir  dem  Wiener 
Didc.^Bl  1881  Nr.  4  entnehmen,  die  Beschwerde  des  Patronatsamtes 
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SmfHo-eontra  EHtfreheidong  des  k.k.Uifiist£mni3  ffir.Cultw,mui-ilTt)t«r- 
ricbt  Voiol^' April  1880,  Z.  1261,  betieSünddie  Hfa:WziAU>[^i#d. 
Cibtläftf  KircbearermdgeDs  xur  -B«sLraitiuig.  der:  B^nttoäeB  i^lfi  Pifi^rcn 
liofe  io  Cibni  algiunbegiöndet  abgewiceen.      ,    ':  ;,. :  ■■.■•■■  ■nji-.n. 

' EKtscheidiUiffS^ndt:  ü'ie&aKh  dia  aagisfbcbtouß.Bnta^gidtii^ 
verfügte  Verwendung  eines  Tbeiles  der  ErtF^goisse  des  Cibii^^|i;ßh^T 
vataügan»  sir  Badeekar^.dea  AnCvrande«  .fi»  Q^te^lnog^qj.^  dea 
Cibilier  PfarrijöbludeB,  soll  miyh  dfiiiiÄfl3fölii;iiBgÄ)i.  (Ipp  ^.«pc.b,^fti;fle. 
dämm  .gesatewidrig.  seia,  ^weil.  1}  i\&.  Cibiuz^r  Eirßl)Cj  qo^if  ^eiinqpi 
anderen  Pfitmoate  ate  die-Pffltr«  sJ»hp  .ftnd:,e);ien  4iWnifl,ihi,  y^er- 
mÖgeB-.inc  Deckung  der  Bwibedärfmsse. .e^nsoTF^iuS  ^^^^^^S^^ 
werdeir  könne,  als  idar  PatiQq;  weil  2)  i^egtfo  ^Tprli^^en^.  ejuenp^; 
BedfiiJnissä  dw  yennögen  .dei"  Kircbejm  Siw>e.  der  Gn^j^d^^tze  des 
Gewteos  vom  7.  Mai ;  1874  nicht. al»  zureicliend  apgjeselwn.  werden 
kön*e,  ,am,,aacb  Am  Bauaufwand  fflr,-die  |Pfari-^,,8U,,^e^)j^?n,  jreil 
endlicb.S)  ^  von  deanEingop^rtteot  ?n.  leisteadßu,^^[(^T  iffq^d^iZ^- 
acbtiiten  e^en  aupb  aaf  das  Eirchqnyerm^geR  äberwi^Q,it<u-^en,9in^. 

Was  ABD: :zuinä>cbät  den,  ersten  Besfilinerdöpm;^)^.  aot^^ajOgli^i  ^o 
streitet  deiwlbft  wi^er  den.  fcli*re?,  Wortlaut  d^„iiiH.,%{kft^Wd^r^t 
vom  -18..Afa3l  1806,,  jwlit,  Ges-'S^mral  Bd.  2^,  ^„  31,,.;fl^"jfar 
Bl^mea.publlcirten  ConcnrreiienorqiaLaa,  Hof^ect'ft,  V(>]n.'7.  i^afi^^^ 
1797,  polit.  G.-S.  Bd.  10,  Nr.  4.  Dasselbe  setzt  als  ji^iii^^^fp, 
»pack  veli^l^ein  qia/i,  sieb  b^i  vorkomin^eiid,9n  AnsbE^eiiing^  von 
iyarr^^zabeneUraenbat,«  im  3.  Absätze  fest,  dass  Ajisb^sserungen, 
die  wegei^. Länge  der  Zeit,,  atetfla  Gßbr,auches.,  d^rch  feuchte,  Lage 
oder  , unvorhergesehene  Zufälle  zur  Noth wendigkeit  werden,  »voizügr 
lieh  a<as  dem  Kirchenvermögen,  welches  eigentlich,  soweit  es  ziir^icbt, 
daza  beatinuntist,  zu  be3treiten  sind.«  .  i   ,    /. 

Das..Qesf)tz,  .niacht  keinen  ünterselüed,  ob  di^',  Pfarrei' und 
Kirche  .unter  dem  gleichen  Patrone  stehen  oder  nicht.  Die  Verr 
scbiedenheit  des  Fatronates  kann  um .  so  .minder  auf  die  Beitrags- 
p  iverraögena  von  Einfluss   sein ,   als   der  Wortlaut 

d  lei'  keinen  Zweifel  lässt,    dass   diese    Ptlic^t   eine 

u  re,  jene  der  übrigen  Concurrenzfactoreu  aW  hnr 

ei  iwenn  das  Kirchenvermögen  nicht  zulangte«)'  ist. 

X  haben  auch  in    den    nachgefolgten '  Verordnungen 

A  Anwendung  gefunden.     So  besagt  das  llbfdecret 

T;  !2,  Z.  6358  (JhiscA  VII.  pag.  129),  dass  «lie, PfUrr- 

k  jihe  für  Bauliclikeiten  aufzukommen  verpSiclit^t  sei 

und  die  Gubernial- Verordnung  vom  11  Oct.  1823  (JoitscA  ibid.)  con- 
etatirt,  dass  dies  auch  bei  getheiltem  Patronate  der  Fall  za  sein  habe. 
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dürfnisses  bei  der  Pfarreiv^Bcmdem  ftiiobljene»  •derrEirchQ.4iien9P  9pl), 


I   ;  I'. 


wfel^'ti'^'aä  ßeträ^^ls("^K  t684''fli  24  ta:.',  1)e8ir{.i4efrufftr:aen'Bati-^ 
jttiMiKJ'cifel^  PKtrel  benöttii^teh  Siiram^  pr;i885fl.iS7'te..imr;d«Mi 
gesetzwidrig 'i^eifi,t«Tßnn^''n^^  "ThöU  ^där  Vennö*. 

g^stib^^nt;  ttesääh'Etträgttffld  {fir  di^  kiif enden 'Bidättfaisse  der 
Kii^cB^  oder  'Pfrähde  l)^6thlgt  Wird,in  Äfisipr«eli  ganommea  woMe» 
wäre.'  WiM  ftiin '^nvögeii /  daös  nä^  dör  «Eßteeheid«»^  deri^ßetbag 
pK'  tbU'p!  24  *r.  Tftiti&chst  der  dfet^ottibktt  BaÄtiwhÄflf  .pr.  1092  fl. 
80  lr:/'s<j^dänn''den^  8pärka^e>einlflg^n  eö  edtnibmeii  'SKtar,idas9  nach 
de« /'Biö^hnitrigsexti'äcteti   d^^^^  1Ä>75  1995'  fl. 

41"fo-:;  1676  730  fl,  90^/2 rkr.v  1877  1602  fl.  m  krii-fcetmgeD  haben, 
so  ist tiä ;kl^;  dtiss  der  vbm  k/ k;  Mikiisteriüm  angen^moimene  That- 
bestand 'Vfer'  Zlüreitjhenlieit  des  Kiroheiiverttiögeflsi  durelUMs ^actetn 
gbto&S  ist!  und  tläss- diirch  die  'Vetwe«dftng  dös  'Betragöe  pr/ 
l5.Wia.'24'*ki-:  ethei^ferUtzuug  des  §.  40;  I.o;  Wobt  «Platei  fe^ 
griÜföti-^tat.  ^^'- /■•■'-    -;••-"■•     ■•   ■■'   ;•-  --'^    ^-■•'  .''■■/  '.'- 

TÖi'r'd^  Inder Behäü^ttibg,   dass 

nacTi*  dei\  für  'Böhmen  gitti^etf  CöncütterizvotschrJfteti  dre  Händ-^  und 
Zügarbeiteü  von  den  Eingepfarrteil  auch  däiiii  zu  leisten 'sind^  wenn' 
die  Bestreitung  d^  gesammten  Bauaufwandes^  aus  dem  disponiblto 
KircÜenvermÖgen  thünlich  ist.'  Diese  Bebauptöng  widerstreitit  dem 
obcitiiten  Concurrenznormale  vollständig,  äa  dieses^  im  Absatss  3.  als 
Grtmäsatz  aufstellt,  dass  die  Zuziehung  der  Kirchenpafereue  und 
Pfarrgepmnden  ntir  dann  Platz  zu  greifen  hat,  >wenn  wed^r  dai 
Ktrchenj^ermögen,  noch  das  Üeberinass  der  Congrua'zulangte.V    • 

.  puych  die  pachgefolgte  Gesetzgebung  erfuhr  dieser  Grundsatz 
keine  Aenderung,  vielmehr  durch  die  jetzt  (§^  57.  des  Öesetzes  vom 
7.  .Mai  1074)  njassgebende  Anordnung  des  §;  40.  des  vorcitir'ten  Ge- 
setzes eine  Anerkennung,  da  ^  von  den  »übrigen«  —  iausser  dem 
KiTchenF/Brmögeu  —  »Verpflichteten«  nur  »der  Best«  des 'Bauauf- 
wandes, welcher  weder  aus  den  currenten  Efnnatimeh,  noch  aus  der 
verfügbaren  Substanz  des  Vermögens  bedeckt  werden  kann,  zu  be- 
streiten ist. 


280  OegUrr.  Verwaltungsgerichtithof:  10.  December  ISSQ. 

•  »  «  •  - 

3.  Erkenntniss  vom  10,  Dec.  1880  ^.M30.  Bei  (}emeindfimik?gm 
für  Schul'  und  UnterricMsjswecie  Jcönnen,  wenn  e^  jdch  um^  Jßsteii 
füff  dm  Meligiansunterricht  hßndeU,  einen,  Befr^uftgsßfij/celij^^ 
Art.  10,  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868  nur  fihj/pißci^j,  ^f^^  fe- 
deren MdifftonsgesettscfMft^  .^  .um  deren  ^ligiomunterfit^fes  sich 
.    .    handelt,  ,angdiörige  Personen  in  Ansjpruch  nehm^.    ^, , j^  „• 

Der  k'  k« : VerwaUwigsgericbtaliof  Jiat ,  wie  wir.id^^.  ö$|t(^i:^L 
l^eits^hr.  (9x  Yein.  entaebmeii,  aber  die  B^scbw^^a  dir  0^iii0Mldo- 
Yorstßlm^  Stlzbuig  Aiß  Satscbeidang  4e$i[  k,  k« ,  Mmisto^au^  & 
Qvüns  pid  {JvAemßhi  yom  1.  Juli  18$0  Z.  7446  w^gm  Yerweifsm^ 
der  EptFkbtwg  eiaer  zweiproceatigen.  Umkge.yonjd^,  Gr^nnd^  uiti 
Haoa^iiisrteiier  der  d^mSabb^rgerStodie^foiida  gehdrigeo!  Bea^täteA 
mv  ißertreituag  4er'Bezfige  des  Eatepheten.  asi  d^r . darben  JSQrg^- 
scbule :  a)s  im  Q^tm  nieht  begräaciei;  aofgeboben.  •:..'!, 

;  lhi^9chüd/ungßgründe : ,  Uib  4^  aDge£9cbteißeQ>^tsoJ^|dpi^  bat 
daar  k/k.  Mipistenvui  flr  Cultus  and  .üiiteiTic^t.a{t9ge3er<^c^,  dass 
der  Salsbuvger  Sto^ienfoBd  zur  ikii/riobimpg  der..v9&^  dec-  Gi^mM^ 
Salzburg  beiin&i:  Bestreitang  dm:  JBezüge  des  Kate^obeim  ß^  decidorr 
tigen  JBfl^^erseböJe  an^eßchriebeöen  .zweigrop^tigem  TJjpalage/n^ 
Massgabe  der  von  seinen  Realitäten  entfallenden  6rnnd>-  pi^d-0^i]^sxum- 
steqer  nidbüt  verpflfcbtet  sei.  ^.Das.k«  k.  Mini^teriii^Bistfitzlr seine 
Eatscboidnng.  daranfj  4iLsa  im  Sinne  desr  4rt.  19>.  des  ^e^t^es.vom 
2$./)Iaj,  1§6^>  dajan'd98  ^ßesetses  vom  20.  Jc|iii;18r72  mA  neüehd^m 
kUrqn  .Wortlaute  ,der  MipißterialverprdnuDg  vom  16.  Pebrn^r  B75 
Z.  :19iQS .  innjr .  die  Conf es^io^genpsseu  mi;  Petttr«i1fwg ,  der  Srsi^\it\m 
Kosten  beran^uziieben  sind  und  somit  alle  juridischen  Pensoneft,  welche 
ibrem  Wesei)  ;)acb  einer  Gonfession  überhaupt  nicht  9ßS^h9rm  k^* 
nen,  vqp  der.  betreffenden  Umlage  i^iobt  getroffen  w^rd^^  dürfen. 

Diese  Begrundnng  kannte  jedoch  der  VerwaJtungsgerJi^hlskf 
uicht  für  stichhaltig  erkennen.  Es  ist  zunächst  hervQrziibebea,  dass 
nach  den  Ergebnissen  der  mündlichen  Verhandlung  laut  des  aus- 
drScWrchen  Zugeständnisses  des  Vertreters '  der  Gemeinde  Salzbhr^ 
diese  öömelnde  die  Bestreitnng  des  Aufwandes  fSr  den  Kät<6cheten 
der'Blirgerscknle  vom  Beginn  des  Schuljahres  1876/77  gegen  dem 
auf  sich  attfgenommen  hat,  dass  der  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  hiefür 
aufgelaufene  Betrag  aus  dem  Religionsfonde  bestritten  Mütä. 

Da  auf  diese  Weise  für  die  Bedeckung  des  fraglichten' Sftorder- 
niBfleBOii  besQnderer  Titel  geschaffen  wurde,,  so  hatte' dar  .Verwal- 
taiig£|geriG):^tsho£  keinen  Anlass,  in  die  Erörterung  der  Frage  eiHzu- 
geheur  inwieferne  der  au^h  von  der  Beschwerde  angerufene  Mini* 
steariaterlass  vom  16.  Febrda^r  1875  Z.  Id08  auf  den  geg^enen 
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ariWenät)af  teiünd  itisbesöridere ,  ob  die  in  diesem  Erlasse  aüöge- 
sprÖctierie'Cdhcti'rrenzpflicht  der*  Schulgemeinde,  beziehtings Preise  ihrer 
kätholisdbet  Glaubensgenossen  mit  den  geselzliclieh  Concurretizfeb- 
stiininüiigen  im  Einklarige  stehe.    '  '    ''  '.  !* 

'  ''  Bei  Auf bririgung  der  Mittel  zur  Bestreitung  des  Kätecheten- 
gehaltes  hatte'  nach  den  bestehenden  gesetzliclieu  Vorschriften  die 
Ö^lQGrefäde  zu'  1)öächtön ,  Öass  esf  ^iich  1)  um  die  Öestrettüng  eines 
Ättfwand^  ffir  Söhul-  und  IThterrichtszweökfe  hamiMt,  <ärg.  §§:  1 
und  8:  d'eö^  Röiöhsvolltsschulgesetzeö)  und  da^s  2)  iö^Polgef  der  Be- 
stimmung des  §."3.  Abs.  2.  des  Öei  vonfi  20.  Juni  -1872  R.-0*.-.Bl. 
Nr»;  86'  Bei  ^Ausschreibung  der  Umlage  mit  BerficksiiiWiguDlg  deS 
Art.  iO.  des  Qesetzeö  vom  25.  Mai  1868  R.-Q.-Bl.  Nr.  49  vorzu- 
g<*&en  -seiT  Öemgeniäss  hätte  die  Gemöinde,  weir  ffir  dtt  Bestteitutig 
von  Schul-  und  üüterriehtserfordernissen  die  allgemeine  Concuirenz- 
pflibbk''PMz  pfeift  (arg.  f.  28-  ad  10  Gemeindeordiitfng  und  §.  42. 
ad  d.  'ded  Gesetzes  vom  lO;  Jatnuar  tSiO  L.^iS.-Bf.  Nr.  11),  da*  Er* 
(m^BVtiiffs  mi  säfHfntUche  riach  Massgabe  der  Getnemdeordtiung  be* 
ruföne  Sisßuerträg^r  umzulegen;  insoferne  Einem  oder  dem  Andefii 
dte'  Aüsnakmsbestimmung  des  Art.  10.  des  Gesetzes  vom  25.  Mai 
1868  tiiclt  ^tl -Öutei  kömmt. 

NaicH  dem  dieser  Gesetzesstelle  kbttmYt  äter,  wenn 

e»  sich  um  die  Kosten  fBf  den  katholischen  Religiöfistinterricht  haii^ 
delt,  ein  JSefreiungstitel  nur  den  »Angetiörigen  ^er  anderen  Con- 
fessiönen,«  ateo  irur  physischen,  einer  anderen  als  d^r  kätlioliädhen 
ReKgJiÄsgesellschaft  angehörigen  Personen  zu.  —  Durch^  diese  Ge- 
setzesstelte  wird  demnach  die  in  der  allgemeinen  ConcurreozpHieht 
fär  Üüterrichtszwtecke  begründete  Beitra^spflicht  juristischer  Personen 
nicht  berührt  und  es  ist  daher  die  ausgesprochene  Befreiung  des 
Stu^ienfondes  als   Besitzers  steuerpflichtiger  Bealitäten  im  Gesetze 

rtifht  begründet. 

■  '.   '    ■     ■      •■••'•.•,  -■".''..''      '   '  . 

4,  Mrkmntniss  vom  30.  Dec.  1880  Z.  2447*  Für  die  jBnfe^^t^ 
^  der  Frage ^  ob.  eine  Kirdie  0U  einer  anderen  im  V€rhä^ß^i$sejals 
Fäialkirche  stehe^  ist  der  Umstandy  dass  die,letgtere  vm  der  Muiterr* 
kirehe^  oe^s  pmtorvrt  leird^  von  ausschlaggebender  Stedeutmg.  -r-JÜa 
Heramsiehumg  des  Vermöffens  einer  FüidUmrcke  mr  Chnc^rrens  bei 
Berstdlmgen^  an  der  MutterMrche  ist  gesetelich  0td(i8$igi 

Dir  fc;  k;  Terwaltungsgerichtshof  hat,  wie  wir  der  Zeitschrift 
für  Vierw.  entnehmen ,  die  Beschwerde  des;  Stadtrathes  ^on  PöHßka 
als  Patron  der  Pilialkirche  in  Makow,  contra  Ministerium  für  Cultus 
und  ünterrieht  und  den  Fürsten  Maximilian  von  Thurn  und  f  axis, 
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w^fgto'^  der'  Wik\MiHH  ^^  ^^x!^&\ArmEi^y'm 
Zi'^l[62S,  %efbteffetid<idie  'HBtanziebongiidis  .Yärnod^iiff! dieser: JB'ilialn: 
kiitW  ffir'Batife^rSt^ttottigei!' ' atudeif » J^iruie^i ideHi;iPfÄl*!*l:ün(i '/f  läöd-; 
hofe  in  Moraschitz  als  unSegpftnÄel  ^aligewiöiöni -iaiT  tilu^itiJ^j^Vi  a^ 
'  '^^  W^tHeiÄ^  der;  angefiK;ht«BlenißBJisch0iiD^  hat 

dds''k.  kv-  Miiitet^it^-'far  Onltü»>iLad'.ünt^chi]g£!^ta^ 

deiü'^Pflif^ebahKfO'^in AMömsclüiz  erffrdärlJkihQ^.Baitafnfe^aRd^]^^  90Sfjflj 
&4*ki^.'  Vair9  'dem'  zlhfeir^'enden  V^mögen.  ideri'FiliaUiiiiiehfioHL'jMtikow 
selb^Vera^ndhobi  gingen  ßvi^fefizledtäBgr  ihftiiÄ^iiijPHi^ttsIdi^BaasiJ^vern 
i^di^e  d^* 'betteffefa^  'Kirfiibeii^ind  unter  ^(»istigi^UJiitjrbni^jStalbtf? 
b^tördfiebh  ütiri^Bdej^artemietat  •  beabtragicB>  iMödalijbiiitfii  hisdjs^  iwfir^ 

Die  Beschvrei*d6 'b09teeli»t  did^GresefazotissigkclI^  Shlt$ckaidiing. 
darhitr,^  wieti  "l)idie  Mdköi^er  Kiiic)ie,>'Filialkireh6;dett>'Eoliäka7^r  De- 
kaiialki^Ö'he,'^  nidht « niber  de^ (StoasehiitjsQiii i Sianritirclidi»  seiv i fiäih^t »a^ 
dötif^  OkK^ür^ens^WtÄrteUe^^ut  'Beittagsleistuiig^ iricfatijheicängffeogieiD  ivertt 
d^n'  kö^fneVutid  'weil^  ß)  4aK  Makiaw^  Kibch^nVetodgeaäiigoaieJute. 
der  e%en^n<  Bi^,^rfulg^  dei?  Eihsbe  ifliir  Qaf^r^äteuf^  ^iBÄr\4lrittiäi' 
frfebidöö'KWcihe  nfoht'Zcrr^clatei   :   '        i  .>.    .pü-  .111  VwäiV 

'-^A^l.  ''Iifer'*Vä'W»lkng8geHabtä)ofiAren^  ^tf^nd^ 

dä;8ii  'dl^  Afigbba/amig,  :JEve{(ihe'*'dasr  kv.küiMiiiistetiaiiii  seinW  Ent- 
i^H^läütig'  ^ti '  öffmd«^ 'legte^  ^^^  die  Makower . iKivobfi  j8eir^eifie»j£'iUak 
der-/Ml)ra8cbitz^r*iEuidiev'  imdchtigvsei.  >^  Abg^teUcfil  dftvoB^i^laeä 
soWötil'  das  Pi'ager  fürst^rzbiisehüflicbe  CoiföistoriozniJsbiitwNidteivoii^ 
8*.  Ä'^il  1879'  Nf.  2484 ,  als  aiKJk  das:  £iSii^gKlutz8pi£!biisi9tom 
laöt-Nötr  vöiii  '27.- Mifz  1879  Kr.  ISea/übermatiaHHfendüWfklSftea^ 
d^BS  dä^  ' MlfatioRri9tierbäUni8s  VdQi  Maköw  affd.  MdrasäMUiiWs^sr 
Zweifel  stehe V  iöt' es  unbestritten,'  djads  die  JtfakowBr-  Kih^beiiVOii 
MdraäcMte  aua  f^ästerirt  wird;     ^    -  :    .      .  .  ,.  n:--^  civ-  ji.ij;iv .. 

Für  die  von  der  Beschwerde  aufgestellte,  den  Aeusseiruiigen  der 
aber^teti  Kir<^benbeh^rd^n  überdies  >  widerstrettenda  Behauptung^  dass 
der  Mol^al/chitzer  Pfarrer  niir  als  Dele^t  d^  &ediiaDteS;:V(m'jPioUöka 
föngi^-e|'Si)iidit  kein  entschieidender  Beleg;!—  •WoM/nabeßoHegfc.eiüe 
Beifce  rbfi^  Act^  ^vor,  wel^ie  utizw^fdhafib  dädiiuii^  daäs/  sorä^hl^dia 
wel tlldhe  als  auch  die  geistiiobe  Obrigkeit  beahsibb tigbsav; '  »das,  iDocf 
M«ikiw  de»'  Seelsorge  des  Polijökaer  Dechatitefl  abzJonebraan  .«lid  ffiK 
j(^b'>i;-und^'alle  kmiftigeZeiten  der  Seelsörg^  ider  gegeöHwäddbigeliiiuy 
kÜnttige^V  üfan*^*  -von  MoiraseiMtz  j'aöÄWeirbrauea  iwid  :za  'v^teimgen.«' 
(Deeifet'  de«  Präger  iürsterzbisK^böflichen  Consistöriuais  vom;  4  Oetpber 
172(>}  Öubefnaäsaü-Deei^et  vom  27:  Ootober  1774<;  Erlaas  des  GbrlidiMieHr. 
Ki^isatutes  vom<27.  JqiM  1786;)     Dessgl«ichen  folgt -aas  ddu  £e- 


•  ^ 


liditenudfesiuPoliSkaearj/Deohafflles:  dfcö.  i^  4ugfi9t^  V76i(5i  4cif,  Liß^Qn. 

l^W  Ki:iii220fi8;'idftS8 1  die'  >  ümpfavct^ng  i  V9a :  Miyk<nv  f  iMMb.  [M|Qna$i{b|ti.i&/ 
als  feststehende  Tbatsaehe«iige8ekmi^ird)e;.(  ^n-,  \:u  m. ;./)/.  .-  •  ),- 
•<Hi  ;^j3^ohb>^iiadli:{iter;iLehTpieJDm^  ötterr^obiael^er.  Kil:Ql^l^rßchts- 
Ddi^hf  fwsitiveiri^esiitKHdhdnitBeBtbiifiiii^  {SLot4i^r^.W9kH.  AHgoPiti 
I7»9i3f'  iBraiii{:/«JaÄktt:iagiiiBü-fSi'i|Äg.  xiai-Rüd.:  JaÄse*.iI¥».,ßftgr\37.5^ 
Qcdiiedfiaiivefoi^diuUigiiTiom.  127.  j8ep^  1772)i  M.  fftr.ds^i  Verb^H- 

nids  ^deriMattevkksaWaind  Toehtbrürdte^in  obfiraktfli^tiAf^lp^aJic^rilc-r 
m4t'^eifndariai(g^k|feii)  dass^.die  iNebdiiikhöhe.-(FiUai^)}  .iKVO|i:iein<Qm. 
Y^iier  Üttltei-ktr^^iäbbänga^D; abäudeiiHoheiirKiiSteUani.id^*;  M\m. 

'1  iWetini*»ät)e(ri  Yoibabeni  Gosagitea  Bufodgaidie.&Ukower  K'^^b^ 
a]9i^n«i!0eUi^^.deb SCocasti^  M}ßs t ; dwP:  J^jt 

deren  iB3$ran9iebQng;  .tun  Qdao»n'Bns  ge«itzlii[>h  {^atijci^jrßt  fqdi  2(K  ^9r. 
v^TÄbervi78ö  .Ä-a7ft9-^;  Ja*5cA  B.  J^^  pag.s  448*  .vai«,  28.  «Ocfcobier 
l»701rj^JaÄS(pA  ürLpäg;fa82i  nnd  Hofdöcret  Yom  d*  DeciBmb«^  ^1 78p.5 
Jaksch  III.  pag.  387,  vom  1.  1783;  PolittadtteCr^wfewamppl^ng  JI. 
pa|rJ..Ö7&;  Hbtt«(aBt ^vcim. ;20,  Mai  1820 r  J«i^  pag;  124). 

'i'f  Weh»  biij der  inatid liehen  Ve^handlaug  ,vi)ktti  Vet^twlser  4ßr  ße- 
srchwerideäösbesonderc/hervor^ßli^ybeD  wurde»  da^ö. die /Sßranj^ißhung 
d^jM^kow^  lülialkir^henvermögens  auch  dariioi.jaicbt  bitte  fafisge*: 
sprocheÄ/wenrdflnjiSöUttij.'Weil  ein . NotbfaiU . nichib  vorliegt,  4*^  s^ndßr« 
cattcttv^enzföbige  ¥e(cplä(^£ete  ^ !\rorba.ikdei^  :$ind^  sp..  i^t vdeia .. gegß,i;iQi)er 
zAi'  eyian«ynv>;da88.  saaeh:  dem  'Wortlaute  der  Mittistori^leivtscheiduug 
ai»  idem  MialkttcheiiTeriiidgei]  nur  ein  Vor^jObiips :  km  Ifaudßu  d^i: 
Pfarrkil-ehei  entnoiiiiliiBn  werdea  aolU  dalie(r :  thatsäph^licb  Mlie  Ber 
streituog  des  Qesammtaufwandes  nur  aus;  dem.  ,Yßra)5gei)  d^r  l^tz^r 
terh  in. Ausloht/ genommen: ist. 

'•■  Ad  2. '  Eür .  die  Hef  anziehong  dee  Kirebeni;0rwf3£en$  ßw.  Bau- 
concurrenz 'Sriszt.ider  •§.  40.  Abfl.  2.  des  Gesetxeatom  7.  M«ai  1874 
nuit4ie>ScbifankeJe9t,  da$g  fflr  die  bez&gücbe  iI«e|stM.Eg  .uurj/ijp^v 
Thfeil  der  Veymögenssubstanz  taüfzukDinüßea  bat^  de^^eiv  l^träg^i^^ 
för 'die  'laufeadea  Bedürfnisse  Aer  Eirobe  mebt  benöbhigt  wi|i'd;>r^ 
Nachdem  imn  nach  den ^RecbQllng8extraK^a  in  deu  Ja/bfe&.18744io 
ordentKchesivBinnahmen  1527:fl*-.63  kr.,  1875. 1687  fl.  67  kr,*.  187« 
1600:Ji!23kF;;  da:  die itovdefitliolien  Ausgaben  im  Jabre  1874.7!)7fi. 
t4i/«:hf.,a875  eSfiiifli  ßl'>/j^  kr;,  1876  549  fl.  761/,  kr.»  flie.  jähr^ 
liehftiiüelieiscjhuase  alsa  mehr  als  800  fl.. betragen  ba>b6n>.so  isi.ea 
klEüt,  dass  darcfa   die :  VerwendUBg  der  Summe  von  905 .  fl« -84 .  kiv, 
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jene  gesdkzlicb  festgestellte  Greoze  selbst  djan^  mcht.  qbepfcl}i;i^t^^ 
erscheint,  wemi  Feranschl^t .  wird ,  dass  zu,  I{erisit^liir^^.a||r  4^ 
Miakiower  Filialkirchc)  selbst  eia  Aufwand  von  3286  fl.,30/fe|;(^.  W. 
(Note  des  Königgrätzer  Consistori^ms  vom  27,  Har^;1^79)>t^Cr^ 
stehend  jst;  ■  -  /     r;'  •     ..t:-. 

Nachdem  keiner  der  beiden  ßeschweriäkip^fikj^^jbef^mq^^  $rt. 
scbienr  mnsste  4ie  Beiscbwerde  jjibgewiesen  werden,.  ,-.,.   . ,.,,    ^ ..:.., .  > 
.  .    Auf  die  bei  der.  mündlioh^  Y&thwAlwg.^fiigfhxfLc)^^ 
Besohwerdepiankte ,  dassdie  Conccirirenz  au|  dea^^rie^^of.|z;|L.  JM^Tf-r 
scbitz  ansziidebiien  und  aacb.  4^r  Pfai;rer  von,  Mg^i^^i 
carrenzleistang  heranzuziehen  wai%  ian^  derYerw^ljt^^injB^s^ifri^^V^^of 
nicht  einzugraben ,  4veil  abgeseben  davon.,  .da^s.,, in  dar  b^iun.^^^rwal- 
tupgsgerichtsfaofe  überreichten  Beschwerde  .m.^d^S|^f^.,Bi()blWQ^ 
Enteqheiduig  des  Ministeriajns  nieht  fipgefochtßn  .v<)irdjen  :i^iy.  im. 
admimst^;ativen  Instanzenzuge  diese  .Beschwerdepifiik:^  ni^ht  geltend 
gemacht  wordea. sind  (§§.  14.  5.  des  .Gesetzes  vi)m.,22.  Oat*.l§7S}# 

5.  Erkenntniss  vom  Id.  Januar,  1881  Z^  115.  Einer\G&neinaä, 
welche  hei  Unzulänglichkeit  des  Venhögefts  der  KircTie  für  äielJBe- 
dürfnisse  derselben  jsu  sorgen  hdt^   hann  nach  §,  iX-  des'Gfes^es 


vom  7.  Mai  1874^  B.-G.-Bh  Nr.,  50  das  Becht  Hichl' a^eswcMhen 
werden  ^  durch  eine  von  ihr,  selbst  gewählte  V^ertretung'  dfcde^  Ver- 
ivaltung  des  Üirchenvermögens  Theil  zu  nehmen.  "-^*  j^rchenkäni^ 

merer  der  Stadt  CÜli.  .  ' 

Der  k.  k.  Verwaltungsgerichtshof  hat  über  dief:fiesQ)i#er4er.4e^ 
Stadtgemeiade   Cilli   contra   Mini^ti^rium  für  Caltja^^rriH^ll^rricht 
aulässitch  der  Gntschdidung  desselben  v^m  24.  Juüi::}^  Jl^hX^lf^i 
betreffend  die  Wahl  der  KJrahenkJimmerer  dep*  «MarientfHiawiel&b^ 
kirehe  \  m  Oilli ,  zu  Becht  etkanat :  »Die  ange^htene  «S^choidUf^ 
wird  als  gesetzlich  nieht  begründe!/  nach.  §/  7.'  deßr  6<)Set309!.yoütt 
2a..  Ootober  1875  B.-G.-Bli  ex  187^^'  Nr:  3Ö  aufgebobe^;f  ^f .:,  ,: 
.   i    EMsoheidimgsgriMe:  Mit  der  vo0)  k.  k«  CultuMJinistisriufa  be^ 
stättgi^n  EntscbeiduBg  der  k  k;  Statthal^rei  in  Grfizdtpk.S8.A9Hl 
tSSO'Z;  5802  jYurde  arkaDfit,  die  Stadtgemeiudefertr0tu9fg:VPI^GUU 
seiim  Hinblicke  auf  die  Üngat  rec]b^skAräßiig0  BfitsQheidungdeESQlbdii 
Statthälterei  vom  U.  Aftgast  1879  Z.  10858   n^d   a^/§4 :24|  4e^ 
Normale  für  die  Diöcesie  Lavant  vom  22; September  :l€i59  oißht.be-' 
reehtigt,  die  Decretirung'  der  Eämmei^r  iur  dl^  JtfftrieifkirQbe  in 
CilU  vorzunehmon.     In   der  berufenen   ZQBcbrifb  V4>m:!)rljk  Aogiat 
1879,  welche  die  k;  k.  Statidialterei  in  Graz  an  das  k  k«  KNsgo« 
riebt  in  CiUi  gerichtet  hatte  und  welche  in  Abschrift  der  Stadtge- 
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m^ädö  iii  Cillrisdgeiteittelt  1^  wurde  Üfeer  äie  Ber^Wgtxig 

zW*  Wa W^^  fe^tiorerer  M*  •  die  Marienkircbe  nicht  entschiecten. 

"'  DeVY^örwaUüägsgörtchtö'fiof  vermag  ^utif  nicht'  die*  AnsclÄHtog 
srri  löHiÄeiieiiv  ^dädsr^^darin  Sie  Biiteeheidüng  enthalten  fiel,  dies^  Kirche 
sei  eine- Filialkirche  der  Stadtj>farrkirche  in  Cilli.  Die  Fifäge  äbei' 
dää  y#äip*^^E^fc^^^fiätHtiiss  Hlife^^  ^Eirehen  war  ebenso 

wenig,  wie  die  otiei'Wäftnte , '  vom  ■  k.  k.  Eretsgeri(^hte  atffgewörfen, 
diitld  ri^t  4ä  ?M;tiy^  ttieht  itn   Zusäinmenhangei ,  und 

aieni^e^  rfidht  zur  Begröndtiug  dör  Voti  def  Stütilialterei' über  die  V<^r- 
tr^tiCng*  ddf' Mäft^itcfhe  lu  der '  Verlassenschaftsäbhatiditttig  nach 
JoSöfö  öeiigeif^-äbgÄgel^enen  Aeüsserung/  "  1 

'^"   Äudh'lii  3ör  Iteöte  ängiefochtenen  Eäitsch€^  diesem 

O^enstetiddticht'et'kattnt' Worten,  da'  die  SetiteuÄ  diesias  Erlasses 
entsprtfchetid  d6r  irörgögängiEmeh  administrativen  Verhandlung  ledig- 
lich aifet''diÖBäe*isfcfbtTgutigz^^ 

Wenn  d^her  äasölböt  tiüch  der  Aüsspriich,  es  Jsiöi  die  jtfärienkirche 
ei^e  Filialkirph^  der.  Stadtpfarrkirche  als  bereits  rechtskräftig  ent- 
schaedea  bezeichnei,  und  dies^  Eigenschaft  der  Marienkirche  aus- 
drücklich als  qonstatirt  behandelt  wird,,  so  kann  dies  nicht  als  0^ 
gimdet  angesehen  werden.   , 

y.  Da  0s  aber  für  die  Beurtheilung  des  heute  vorliegenden  Streit- 
gegenstände^;  gleichgiltig  ist,  welche  Rechtsverhältnisse:  etwa  zwischen 
den  beiden  mehrerwähnt^n  Kirchen  bestehen,  lässt  sich  der,  Verwal- 
tnngsgerichtshof  in  die  Prüfung  der  Richtigkeit  der  diesfillligeu 
Vdratissetzung^iiidü  ein.   •  ./..;• 

--Zat' Begründung  der  ängef<]ichteneE  Entscheidung  ist  du- der- 
seilen  dito  ÖhlinaiiatscUrrende  für  die  Diöc^se  Lavaht  nm^^vSep^ 
tefebör^  1859^2.  15&9  berufen;  Diese  Gurrende,  boS5W,§.  24.  det- 
selbem V  erscheint  abei^  luv  vorliegenden  Falle'  nicht  anwendbar,  weil 
diesfalls^^  •  das  ^  öesetz  voni'  7v  Mai  1874,  R.-G.-B1.  Nr.- 50  dne  ab^ 
ändernde  Bestimmung  trifft.  '  Nach  §.  41.  dieses  Geselzl^  ist '  nä|^* 
lieh  df^  T^^ältutig  des  Yemirögens  der  Eirchea  und  der  foa  den- 
selben fifestelieäden  Austatteniiii  Allgenieiiien  iiach  dem  Gruad^lze 
eit/zuriühte^/  däsä  to  derselben  der  Kircbetlviorsteher;  sowie  eiueVer- 
trifi4üug''ilei^j^lgeh  <I%eil  m  n^ima  hat,  wichen  tn^i  (Tiizui&ngliah- 
keit  j^^s^  y^mögefis  die  Bestreitung  der  Ausla^n:  für  die  Etrdien^ 
bedüiFftii^e  tmd  dte  stfb^iäre  Haftung  für  die  Verpflichtungen' d^ 
Eirche'<ider''kkchtiehe' Austolt  obliegt.  Der  Anweudungi  des  §.  41. 
auf  deik  vk^liegeud^n  Fall  st^t  §.  43;  desselben  Gesetzes^  wonach 
die  Ii9h«re  Aüsifölirung  del*  in  den  §§.  41  und  41  aufgestellten 
Qrubdsätze  einieim  besonderen^esetze  vorbehalten  ist^  nicht  im  Wege^ 
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Weil  nadi  d^n  hiefr  öi'fiichtlkhen/lniAiisehutigiderW^Iibtf  Kifcliea^ 
IcämtnerlBf  bereits  bestobandeai  V6i*hi;]itin8sebnii9C'<i{fafi§i^4'lü'i^^ 
O^utldkl^/ ohne  wisitered  darchg^föhrti^enloff  kann^/  iriineiidäis  lis 
^0sfiiDd'ä€r  nfäiierm  Attsterbmng-darclif  eiftbesiadoteaiGes^'bedkrfi. 

Stadtgem3ind^  Oilli  dB9  Schiff -der*  Mäirielikkcikfe  bchnfsi-AlFba^ng 
dte  GiotteMiidiidkes  gegen  dem:  eingeräflümtv  i^laas  >idib  .fiefneiqde^i^itte 
H«r^(^lütig  ttwdigtBhörige  Abiöadeptuigr  ivotEtiokb  MrigeniKiästkrgiai- 
hiktien  atkteig&M  Ki^^n  beiorgei  und' donijifi^datf  biteur|jmo«ta>flttr 
fehieten  Eriiattung  der  Keiigionsfikid'  ii»  i  dos  jMitiieid )  igeizogan  f rUM^ei 
Bieißäch' ist  sriohergestellt,  dassjbei  ^ätn\&ngUihkmtM8^^Wieim^&m 
der < Ki'ndhe  dii  StadtgetüeiftdB ifor die'B^dfii^hisiierddiBelfc^^ 
tiabie';  ndd  ^tüm-  li^eh  der  cHirteti  äBsetzedbdsiäkmh 
rn^inde' iiloKt  äae  BöchtahgBqM^ahfn/wäi'deli,!  rdbrcll:  uns  VKfcJliv 
gewählte' Verttfdtabg  a» 'der  Tein^Unng  de»  iVirm^ensildfer  Jdaitieü^ 
kirche  Theil  zu  nehmen.  Dabei  stdife  tfe  Mit^ivkiing  äffl^^itcbeiH 
vorsliehtiiig  ait  dieser  V^^aliung  als  sfelbsttierstäudlkibt^ausaeii  Frage. 
r  Da  lian  natcli  ^  Inhalt  d^  ABtea  •  der  ädniinistf ättteik >iyerfaaBil4> 
lutig^  dieTob  Ctemeindeansschosäe  dieriStadAfOitliigielirählbeaiKSfclieaH 
kSrtdm^rer  die  rmm  Zwe<^  detr  Verwaltung  de»; Vi^iiiiiöge^LS  der,<Mav 
miMv(ih^  'bestimmt^  Vertreier  «Liesen  "SkdtgemeiDdoilMaflfefr  und 
sind;  8b  elrBtheiDt  dieabgiefoehtedeEnts^dic^dfliitgi /iM^M^ 
von  dem  ite  §<  il/des- Gesetzes  am  ?.  Mai;  18174  as^esäellteä'vQruiidH 
eiatz^  '&^r 'G&mevtAe  das ' %eeht  ab^eh t^ v diese  ViestretBr  s».f w&blen^ 
als  nlölit -dem  öesetze  entepi-eeheiML  i    •   v  11  i  ri-j>:  ni  fjiimJ.NiiiTKji. 

Fuhrbeistellung  an  den  Sedsorger  he}}(ijif^,Erßejl^ 
Ui^enmht€i9/iqfid^^  öffßntlig^fi^,VpihsicMß^,^^^  An- 

m^dmat ;  finden, .  m  di$  besf(^hmde.  VolkssjJmle  <?f^^ ßw^^  Pl^^BTT^ 

'  iÖE^  ti  k;  VerwaUankgsgetrieUsfaof  liat).  fi^ 
eiBsänfolikrtt  11861  Nr.  14^  die  BesehynssA» läMB  Pfarms/Sirftb^  Wlndher 
7.U'6t.  Martk  im  dvanttzühale  (s&ntra  iMiaisteriQii)  ffiirijOiiltaaliiihd 
Ufiteirrk^ht  wiagöiif  der  Sütechäidang  vonll^«  SepteuAä*  IjSSOiKtvl^SaSy 
bet^^ffänä  die  Bdidtelin&g'  voo •.  Fahrgelegenheillei»)  aQlBesHojbodepiJBr'*- 
theilnng  des-  Religiionan»torrichtefr  an  der  VöUESBchutef  iffr^ßfaiütltbal 
als 'ttftbfegrfind^t  abgewiesBÄ.    .    :  ••  '.;■••   -'v-:-  '.^-nr.n'.'ri^.jl.fj');).!/ - 

'  >  Sfitseheidtmgsgi^ünde :  Der  k.  k.  Landesaeholräth:  iä  Slftgänfart 
h)at  den  Reevrs  dei^  Ortasehulrathes  GmnitzthaL  gegieiSL  da$ HrJeennfe^- 
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nias' desi  Bjdzirksg^.tolrathcfi  Wi^ylfoberg  1  ?(^  MnAßSß  Z,  279, 
weloheai  die«  Sdintgemeinde-Xäraiiiitztlral  verpfiiobtQte,!  Aw{  ^hvs^X\  in 
St.  Mäitmm  Granitzthäle«  ^ anlassliabi  iGt-  £l^tljteitong|:(}^sBeUgioQ^^ 
ttntbpricbtasiä&'der  ;diQFtiged  Volksschttteimei  .f  aiisie^toiyergiüt^fig-v^o^ 
jahrKebißO  ftriu  'ltäfen/faiki:dem.iBtk$8©;'«0«ni.7LlJVfoii.il880  872 
wefgiändTiQltssutttilel'  Biecöirrfrht-Vervforfimiv'^uglöicbifiti  dies^stt»  .Efl^^^ 
^imsgebproohcftl,  däss  «s  l8icbfillL/¥orliegendeniFa}l^  ni^htijUnii  euieülr 
diBf^fthiifilaBg  diäB  iBtiigioitsuat6BHAbt<i^  z« .  ige\T&br^Q4)e  ^otlofaiiiiiig, 
80iid(6mnnmi4ief  V8kigvitaBg!ideri>dei?)^Kat(^hj^^  ml|$aliK^b  d^KBßl- 
H^önfioifteFi^tes  )ieoiiv^a 

ziehong'diefltereii.fy^irsoHrtfbeJi,  ni(^i^#^^  d^^iinlcht  {nuSc^t^ 
orto*  dofinißiiäfettdän 'Kaiitobetidn' <  eine  iFaliffgolegeiihaH  boiznatell^n  ä^t 
(%i56uAbv  poIitmSbbnfkevfasäang/rfcaier  Pimkt  2i^A0$  Mipisteiii^l«- 
edasses  Tjom  21iiJani  lS71v  VerortdniimgBblaiti  Nr.  hSs2)  laiufreofatiV^i^r 
bleibet ^  idhher  *  diisi  ^Eiltsckeidangi  .dest  Be^ä'kei^chvdnaihBß/lteifil^fiv^s 
eme!  'ÜBSgeHetzüühkeiiiii/ sicik  öcklfesse: i  i  .' :  .,  > .,  ; 

.  <  Demi  gegen  .diesen  EHass  des  Laadesdchulmthes  <^i;griffiat)aa 
Beeatse  'des^.  OrtssehnIrätheEr  Gfanitethal  bä,b  das  k«(k*  Minifileriam 
fär<^GiiO)a&  ühd  Unteitdobi  mitidler  SntB(>heidting  Tom  1;^,  September 
18ffi),ra.  i2826i  Folge  gegebeti*  bezw.  bei  uateriaufßö^v  4>ieseit«widirij5t 
keit  säimotliobe  Brkenbtiiisse  in  ^ieseor  Augeleig^iihQil^  •  ^U, i  d^S;-  i&ßt 
zirkösebalmiüies-  Wol^betg  vom  6.  Januar  uiad.20;  Mftris  .]€i8Q,  Z.  18£fß 
Biidiri279  Jünd^ vde»  LänflessiiAnlrathee  vom.'7v.Mai;  188^1  Nir;  $[73 
aii%faihebßn  udd'Brkäimtv  es;  ;ste(be':;dildX'  ffai^f^F:  iiL'!S$•^Ma)?til%^i^ 
Granitzthale  in  seiner  ^\gm9ch^Rvlk^^9iBQh^i,m(iQn^^ 
Volksschule  in  Granitzthal  kein  Recht  zu,  von  der  Schulgemeinde 
OiiinltMälV  ''bfeiw/  ^Vbn'^deii '  ka>bbnädheh-^ReHgR)tS!g^ 
Schulgefn^eiüde,  die  ^SeisMltiiig'  Öitiet  PahrgtelegeiAeiDv^w'  iW^^Ukt^ 
schäai^tfg  bieför  zu  be^ebre^^^^^    ^^^      V  '  '   ''  -^n  '  ..^ '>>v.,A<  v.  i 

'^-  Dleäe 'fiiitsdb)^iduhg  hat  dää '  Mlni^eriuW  iöi 'Mwitüm -^rt^ffc^Se^ 
Ett^a^ng  begtfthd^t,  däss'itn  'Sßitööge^  det^Pfetre^StV^Mto^lk»^  iW 
Granitzthale  nur  die  einklassige  VMksdchule  in  Granitzthal  besteht, 
weiföhe  niii^Ilickisiobtauf  dieMter  besiaundäne  fKditJblche  S^ulver- 
fasso»^  ate  rPferrschnl^i  anzuselhen  ist; '  dass  der '§. :^.  «der. peU(teej|[^ 
Söhtilretf jräÄung  die  BeietMlung*  einer:  r^ftiicgelegieöhött  i  .Ittr  jHi^ft 
Eäftefebetiirf  xiur  .bevrFiUafe(öiiilen^  weldhfl  ein«  :Bf£Mr«spbttlöi  iforausH 
seiizjenf  toricUreibt.  iHtd '  däes  ein»  3eldäqnivjil«iit>^r;  die; iB^ißtdUpg 
der<  Fnhrgelegieuheit  TttMi^eheh  dieser  GeseteessiieK^^j  ^r^speßtivie  ;C(em 
Studien-Hofcomraissions-Decrete  vom  17.  April.  1824,  iZs^r ^^-U: ledig- 
lich dein' freien  Uebenefftkömnien>  der  E^teiBB  V0Fbah4t4en:3eiti  dem- 
nach selbst ,   wenn   die  V^olks^bule  in  Granitzbhäl  «ieb;^acb  den 
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Grondsätzen  der  politischen  Schnlverfassung  als  Filialsehule  dar- 
stellen wurde,  anf  besagtes  Geldäquivalent  überhaupt  nicht  erkannt 
werden  könnte. 

Diese  Entscheidung  wird  in  der  vorliegenden  Beschwerde  in 
formeller  und  materieller  Richtung  angefochten;  formell,  weil  das 
Ministerium  nicht  berechtigt  gewesen  sei,  Entscheidungen,  ans  wel- 
chen den  Beschwerdeführern  bereits  Rechte  erwachsen  waren,  yon 
Amtswegen  anzuheben;  materiell,  weil  sie  gegen  den  §.  55.  der 
politischen  Schulverfassung  Verstösse,  welcher,  nachdem  Filialschalen 
nicht  bestehen,  sinngemäss  auf  jene  Schulen  angewendet  werden 
müsse,  welche  vom  Pfarrhofe  weit  entfernt  sind  und  weil  auch  der 
Ausspruch,  dass  auf  ein  Aeqdivalent  nicht  etkannt  werden  könne, 
nach  Absatz  2.  des  Ministerialerlasses  vom  21.  Juni  1871,  Z.  121 
ungerechtfertigt  sei. 

Diesen  Anfechtungsgründen  gegenüber  konnte  der  Verwaltungs- 
gerichtshof zunächst  nicht  verkennen,  dass  das  k.  k.  Ministerium 
far  Gultus  und  Unterricht,  wenn  auch  in  der  angefochtenen  Ent- 
scheidung der  Satz  enthalten  ist:  die  Erkenntnisse  der  untern  In- 
stanzen werden  von  Amtswegen  behoben,  doch  mit  dieser  Ent- 
scheidung im  Instanzenzuge  meritorisch  entschieden  hat  und  dass  es 
auch  vollkommen  in  der  Lage  war,  dies  zu  thun.  Denn  die  An- 
nahme des  Landesschulrathes  in  Elagenfurt,  der  Becurs  des  Orts, 
schulrathes  Öranitzthal  gegen  die  Entscheidung  des  Beziksschol- 
rathes  Wolfsberg  vom  20.  März  1880,  Z.  279,  um  welche  allein  es 
sich  handelt,  da  der  Erlass  vom  8.  Januar  1880,  Z.  1293  nicht  als 
eine  Entscheidung  anzunehmen  ist,  sei  verspätet  eingebracht  worden, 
stellt  sich  nach  den  später  aus  Anlass  des  Ministerialrecurses  ge- 
pflogenen Erhebungen  als  irrthümlich  dar. 

Denn  der  Nachweis,   dass  die  Entscheidung  des  Bezirksschul- 
rathes  Wolfsberg  vom  20.  März  1880,  Z.  279  dem  Ortsschulratbe 
Granitzthal,   wie  es  der  Land^sschulrath  angenommen  hat,  bereits 
am  28.  März  1880  zugestellt  )yor4en  sei,  liegt  nicht  vor,  und  aus 
den  diesfalls  gepflogenen  Erhebungen  kann  nur  das  mit  Bestimmt- 
heit gefolgert  werden,  dass  die  soeben  citirte  Entscheidung  des  Be- 
zirksschulrathes    dem    Ortsschulratbe    Granitzthal    frühestens    am 
4.  April  1880  zugekommen  war,  in  welchem  Falle  der  Becurs  an 
den  Landesschulrath   als  rechtzeitig  eingebracht  angesehen  werden 
muss.    Das  k.  k.  Ministerium  konnte  daher  um  so  mehr  meritorisch 
entscheiden,   als  der   Landesschulrath  laut  der  Motive  seiner  Ent- 
scheidung auch  in  das  Meritum  der  Sache  eingegangen  ist.    Bei 
dieser  Sachlage  fand  der  Verwaltungsgerichtshof  keinen  Anlass  in 
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die  Untersuchung  der  Frage  einzugehen,  inwieferne  das  Ministerium 
zu  einem  Vorgehen  von  Amtswegen  berechtigt  gewesen  wäre. 

Das  k.  k.  Ministerium  hat  bei  seiner  Entscheidung  als  mass- 
gebend angenommen ,  dass  die  im  §.  55.  der  politischen  Schulver- 
fassung enthaltene  Ausnahmsbestimmung  nur  bei  Filialschulen  An- 
v^endung  zu  finden  hat,  dass  aber,  da  Filialschulen  den  Bestand 
einer  andern  Schule  iai  Pfarrsprengel  voraussetzten,  im  vorliegenden 
Falle,  wo  die  bestehende  Volksschule  die  einzige  im  Pfarrsprengel 
ist,  diese  nicht  als  eine  Filialschule  analog  betrachtet  werden  kann, 
somit  auch  die  obige  Gesetzesbestimmung  nicht  in  Anwendung  ge- 
bracht werden  könne.  In  dieser  Annahme  vermochte  der  Verwal- 
tungsgerichtshof eine  Gesetzwidrigkeit  nicht  zu  finden. 

Mit  Hinblick  auf  das  Vorausgeschickte  hatte  der  Verwaltungs- 
gerichtshof auch  keinen  Anlass,  sich  mit  der  weiteren  Frage  zu  be- 
fassen, ob  und  inwieferne  die  Behörden  berechtigt  gewesen  wären, 
auf  die  Leistung  eines  Aequivalentes ,  anstatt  der  Beistellung  von 
Fahrgelegenheiten  zu  erkennea.  Die  Beschwerde  war  demnach  als 
unbegründet  abzuweisen. 

7.  Erkenntniss  vom  10.  Februor  1881  Z.  206.  Der  §.  56.  der 
politischen  Schulverfassung  in  Ansehung  der  Fuhrheistellung  an  den 
Seelsorger  hehufs  Eriheilung  des  Religionsunterrichtes  an  den  öffent- 
lichen Volksschulen,  ist  durch  die  nemn  Schulgesetze  nicht  ausser 
Kraft  gesetzt.  —  Bei  Anwendung  dieser  Gesetzesbestimmung  ist  die 
Frage  nach  der  Filialeigenschaft  der  Schule  mit  RücTmcMnahme  auf 
die  bezüglichen  Bestimmungen  der  politischen  Schulverfassung  zu  be- 
antworten. —  Den  Einfluss  der  Entfernung  der  Schule  von  der  Pfarre 
auf  die  Fuhrbeistellung  beurtheiit  die  Verwaltungsbehörde  nach  eigenem 

Ermessen. 

Der  k.  k.  Verwaltungsgerichtshof  hat,  nach  dem  Wiener  Diö- 
cesanblatt  1881  Nr.  10,  die  Beschwerde  der  Gemeinde  Bechberg 
contra  Ministerium  für  Gultus  und  Unterricht  wegen  der  Entscheidung 
vom  3.  Mai  1880,  Z.  2041,  betreffend  die  Beistellung  von  Fahrge- 
legenheiten für  die  Pfarre  Imbach,  wegen  Ertheilung  des  Beligions- 
unterrichtes  an  der  Volksschule  in  Bechberg  als  unbegründet  ab- 
gewiesen. 

Entscheidungsgründe:  Das  k.  k.  Ministerium  für  Gultus  und 
Unterricht  hat  mit  der  Entscheidung  vom  3.  Mai  1880,  Z.  2041  im 
Instanzenzuge  erkannt,  dass  die  Schulgemeinde  verpflichtet  sei,  dem 
Pfarrer  Johann  Wieninger  von  Imbach  oder  derjenigen  Person,  welche 
an  seiner  Statt  den  katholischen  Religionsunterricht  an  der  Volks- 

Arohiv  für  Kirehenrecht.  XLVIL  19 
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schale  in  Recbber^'ertbtölt,  zxu'.  W 
terwBig,  »ber  anch  sgast,  mne  Fahrg« 
der  Jiiertqs  d«:  Sckalgemeinde  enri 

liaehfH  Bel%ioD9gesi0sa«i  dieser  Scbulgem^da  »dt  Last  .'an  'htlen- 
hab«.  Begrä84et:nfrd  die»»  EnteclieidODg  mit  däo  BeibimatariggD 
de3.§;>55.  dar  pDlüisehen  ScbalverfassoDg,  bexw.  des  Btodien>iHo& 
eonunissionBdectetes  vom  17.  April  1S34,  Z.  2514,  i«  wälcbea<  Nor- 
men .auf  ^dfe-KntferaoDg  zwisclieo  d«i&  ^arr-  dnd  'ScbaloiDe  'teine 
B^Qkaicl^  gWMDmep'lst;  bezä^b  ^«r  Terpflichtting' lBdi^eti<'deF 
katbolischM  ßeUgiOnSgenoMen.  zir  LeiHasf  des  bozftgliobea -.&iif- 
w^e&"ffjrd  .aof-dea  Artik«!  TS.  des  Gesetms  vodi  25;'Mai  1868^ 
B.-fl.-BL  Ur.  49  TWwiesen,-  '  ;'-■:* 

Ditee  Entscb^duag  wird  in  der  TOfliegenden  Bescbverde  als 
gegetimidrig  aiig»*l»cbten.  ' 

.  !.I>ageg9a  ist  Eölgendfis  zu  bemerken:  Laut  §.  77.  des  BeichB- 
Volksscbnlgeaetzes  vom  14.  Mai  1860,  R.-G.-Bl.  Nr.  62  traten  mit 
Beginn  dw  WiiJkaaatkeit  dieses  Gesetzes  alle  auf  Qeg^^^äode  dieses 
Geset^B  sieb  beziehfinden  bisherigen  Gesetze  und  VerWdnungeb,  ^in- 
soweit solche  dm  BestimBittngeii  des  gegenwärtiges  GesEtuea  wider- 
sprechen odler  darch  dieselbea  ersetzt  werden,  ausser  Kraft.  Weder 
das  BeiehB-Volkssobalgosetz,  mek  die  niederösterreicbisoben  Landes- 
gesetze enthalten  eine  den  §.  55.  der  politiseben  Scbnlverfassnog^  eir 
set^nde  BeBtimiBaäg  nnd  es  kanu  ein  Widersprach  dieses  Pars- 
.graphen  mit  den  besagten  Sehulgesetzen  nicht  gefunden  verAm, 

^Dei  §.  I.  des  Gesetzes  vom  20.  Juni  1872,  B.-G.-BL  Nr.  86 
spricht  alltedings  ^en  Ornndsatz  aas,  dass  die  deü  Eirohea-.  nvd 
BeligioDSgenossensiihaften  gemäss  §.  2.  des  Gesetzes  voäi  25.  Mai 
1868.  B.-G.-K.  Nr.  48  und  §.  5.  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  18Ö&, 
B.-ä-,-BL  Nr.  62' obliegende  Besorgaog  des  Beligionsunberriehtes  in 
den  öffentlichen  Volksschule«  die  Verpfli^tung  znr  BHentgelbiichen 
Ertheilung  dieses  Unterrichtes  in  sich  sehliesst.  Gegen  den  Grund- 
satz der  ünentgeitliöhkeit  der  Ertheilung  des  Beligionsnnterrichtes 
verstosst  es  aber  nicht,  wenn  die  Confessionsgenossen  verbalten  wer- 
den, diePühren  zur  Winterszeit  nad  bei  schlechter  Witterang*  bei- 
zustellen; diese  Beistellang  ist  noch  kein  Entgelt  fär  den^Unter- 
richt-selbst         :    ■  i    i   : 

'  Der  g. '55.  der  politischen  SohnlveFfsssuDg  in    Ansebui^  der 
'  Fuhrbetstellung  muss   dnuBsch    heute    noeh  ^s  geltend  angesehen 
werdeui   weil  ^   politische   Schulverfassong  bisher  nie  im  QauBM 
aasser  Kraft' gesetzt  worden  ist 

Be^gliob  des  Argumentes  der  Beschwerde,  daaa  dei?  §.  &5.  der 
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politischen  ^SeUalveifaisuilg  nur -auf  FiIialsifbQlbci  I^Mg  bit,  idol^' 
aberf:iiach<(der'MQaa  66setG[geburig  niobt  bosteh^f ist;  ^  iMyÜerkMf,^ 
das9  beii  Anwienaaog '  »dieses  P^rJagFaphewattfiidi^'Bi^  det  • 

§§ji3M  und  S37.  ebenda  'Rüobsiti^ht  za  fiebmenHM^v  :nacll^welebe1l  >^ 
al^iEitialscbüleü:  saidhe^anzuBebien  kiEid;  'dteraidBslbrbftlb  d^  Ortes  si^tf  ' 
befindifii,'  iii  welehem  di«'Tfarrböoher''geli»ftetf  irerÄin',  sicher  ü^* 
staiid /1nr^T0illieg«ideiri' Fäll6  zutritt.      '     V;     .-     ,    >    i--^.     .:... 

'    '{ü  ^e  lB«aftheitong^  ob  diie^  gmdg^vE^Qti^niUDgdAr'Sbhdte^vo'n^ 
diBF'iPMTrie  bdier  dib  gu'ke  Besebalfo&Mt  <les ^We^es-g^^Ag^ 
den-  i^tispraob  mf< IBeiüeümg  äien  Faht^elegenbidi^; ^  AlMiu^lii^ststiv 
yerbi()thte::  Ider  iVevvraltotigsgetidHsbof  nicht i'ei]^gdb«|n,'   w^iU  im'  - 
Stndien-Hofcommissionsdecrete  vom  17.  April' 1824, >5Z.i26l^f«iBfe-' 
Bestsmmong  biei^fiber  nicfat  enthalten '  ist  cmd:  *  ffiA '  ■  BOiiach  die  -  Er- 
wägung  dieser  Momente  als  im  freien  Ermesseh  Jikr  Y^rvraltafDgd* 
beheifdeili  gd^gen,  äob  der  Judiedittit*  d^es  V)sifw^l{üngdg«ri<$btsfiofes 
entaiehti'-- •  '  ^     .'     ^..•-•:'    '•■  ■  ^   -/      '•'    •-.--:'•:    /:rf',,->i;  r.' 

EbeiJsawenig  kannte  der  V^]^waltuagsgkidttUliQ#denf  erst  imd^f'  : 
mündiiohen  Verhandlung^  2ar  Spraeh^e  gebrauchten^  i&n&itisifiier  'Ula*fi 
pfarrnng  dc^  ^deii^eiiide  Beohb^r;g  ^^^  ]S[reiii8i''naeh;  Mbaoh«^ osoMrie;:. 
den^ivelVereii*  Unhstatid  in  •B^racht  ^iebenv  dasflpibei' dal/  geS^etMkkt 
der  'Järrichtiiirg>  dieser  Sdiuile-gepfiog^ae^  itM^nmäisiondten/  V^etiiahd 
lang  #eii^Frag^  dep^Biftbdihihg  de^  BaligionsAntemchiftb'^hlbht^^bJi)«' 
rührte  WoFdem^seif'  imV  diese' beiden  Pnnkte  fa  der  BeBohrfnadfisehinft^  ^ 
selbst  idciht' in  BeaßhwerdÄ  g^zojjenMTüriwL  ^.^•^'.!^:-^  ^  h  ti .;  ,im^i,v 
'    ^Niaehd^in '  ^iöh  di^r  >  angefochtene  •  MifiisrtmeAeQlschlBidtmg  [auf 
den.§;  55.  der  ^olitischein  Sehulva^soifg^  mü'Bfidksinfathfthtseiauf:  u 
den  Ärtikel'X.  des  Geeteteeö  Vom  25v  Mai  1868f  B:-&-BL  XrviiSo:] 
stüJl2t,'^sö   vermoobte  d«T  yi^waltungsgeriehtsM  irv'det^elbto'ieiBa^': 
Gesetzwidfij^ifa'  nidhi  m  erkennen-  und  inna3tef'äer&naeb''di!^fBi^)>  >! 
schireMi^  äk^uiitegcöndet  abgewiesen  Tverdeni     -  '  •  -     •,•     f    y.^.  ;,  :> 

8.  .J^^e^tnm.pom  ll.,,Jum.  ^883,  i!Z.„^ß&,  Mr,' JPair_(X^a(  und  ,^  „^ 

Der  ki'K.  VeFWBltungsge»icht8hof'hat,'iV8rgl. rWieneijf0iÖQö$an-t  L 
blatt'ilSJBL 'N>r.  :I;7)  >di^  Sesehwerde'  der  öenleiiliüde  Trantttiannsdto)^..  x 
contra  Entscheidung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Cultus  und-^iUiiieiw ;(. 
rieht;)  inü  EmvBrnehmen  >{nit  dem>  :k.r; kj  Miiästec  Aes«  Inifi^rn  vom 
28.  Octobev«  1880^^  Z.  16498,  in  Paitronkte>^iirid  KincfaeiicoilbiiFteQSf-. .  ' 
angelegeiiheitlBn'  als;  itn 'Gesetze- niehfe  begründet  äbge«rie8eb*iind4ier  .? 
beschwerdeführende  Gemeinde  Trautmaniisdorf  ^ui#g''^bton)l!,  an  :: 
die    mitUtbeiiigten:  -  Generalpächter    des  'fürstlich    Bätthybiiy^ä^hen 

19* 


rv 


f.', 


»ög  Qealerr,  yerv)cdbtn,gsffericktahqf:  IJ.  Juni  WS/, 

fiM«c«^FiWg4^  Travtm&nD^orf,  und  zwgr  StQßhaB.:Y/>r)  Naflt»;, 
C^i^w  TOP  Nado^,  Bela  yop  Kaj-e;tag,  nad;Stfip^aji,yoji. J^arezag 
^  KQ9t(«iA?s:iy«faii!Tei»8  TW  dfanlck.  Ver^altfl^\gggw?cyt3h(l(e,  im 

fll^i#)wwip»i.(UiM[,:W.,flr8et?jen.,.,  ,.,:,-  ..:,,:  .'^..i,  '..si','.  fr,,.,..: 
,,;\.;;^]^f4«|«M^HfHW/'i(n(|e,-  .j^aolf  den  Mmini^tratlF^ctea.wtur.dendie 
znr  Beetreitung  von  Reparaturen  an  der  unter,  d^tn  Fatf<}iiäte  des 
^ml^  ^(Jwf^.jB^janjrrStrftttmwin  4ell(!n^eB.  .E^,rr|^ni^e  zu 
j^tn^qpdtnt,  ilesj^^JJt««  Koaton  ^d  »waj  die  d^a  I*4'"0P  j^l'«" 
föri,^pWi»l|e?i,«M^::ProEe83ionigteitarbaiteB  tüeffeadea^p^j  8^  8- 
42  kr.  und  jene  für  Zug-  und  Handarbeiten  'auf  die  Qemein^  Ti^ut- 
lUimAi"^  ^et^fo^^dw,  pr.,  1632  S,,  ^6  kr„  vo^,,4wi  ffe^ea  PftrteieD 
ABat^^lpt^r  ^^Iwig  überpÄmmea  und  diase  Jftztaren  Kp^öj.  tob 
des  ^flO^de,., lapidar  [nit-dew  Bauunteznebn}ei:.,yergIiche^«ti..Et<}bi 
^NJii;(|0,S„.auB,d!^niG«o)eiBderenteD.  «uch, wirUieli  bq^altlt.  -^  pit 
QjtpteinA«:  Traqt^m^itn^prf  bat  den  Betrag  pr.  1600  Q.  jn  die  ,Ans- 
glbe?.,ft^-_€^eiB^eb«wiget!  eioeeatellt.  -.  ,  . 

-H  r:._IRlM6^»  h*iw¥  die  in  Dngam  nohnenden  PftcHter  4fis  Gnt« 
Trautmannsdorf,  welchfl  jaufc  ihres,  mit  dem  in  London  djpjnicüweo- 
lifWiKftlrtfl»  Gustav  [B^tUyanj,  Besitzer,  .des,  Pi/leicommis|9g:utes  Traät- 
n^aw^^^r'dcabges^hlps^nenPach.tvertrages,  alle  von  äem.ge^i^Gi^UteB 
Qti^<^i  ^aifsiAaiiäm  ^WTa,t  dann  Gemeindeabgaben  ^amoit  Zo- 
WblftgBHj^P;qig?r?ein,  Vermögen  zu  böstreite»  yei^flicjiteli  ^^aren,  in 
^rrKire*^'»  *n  dia.k.  K  Bw^rkabaoptmannschaft  iu  Brjick  aa  der 
l^ithjb  df>^  Beg^l)r§Q.. gestellt,  jiasif  über  diese  Copcurfenzang^lfgen- 
iK4tiiW9  jDpifii^i^^^Ue.  Yerbi^idlapg  atattSpd«o  mjige.  d^mit  die 
BWnitigangjider  ip  ,(lem  Gemeiiideb^idgat  der  Ortsgemeinde  l^autr 
IH»np34<)rf..^l|^^m^i{aie.EircheQConcarieuzpost.pr-  160Ö  ä.,  verAgt 
Ph4  ent^'Srkßupf^iss. dabin  gefällt  werde,  dass  l^tztßre  Post  yotirdeii 
katholischen  Insassen  der  Fi^rgemeinde  Tranimannsiioi-f  zu,<^agea 
^,  dfuii^;d^,  ziigl^i<ih  das  Yeitiältniss,  nach  tyelchem  dieser  Bei- 
tT9g  r^ii,  d^n  hiezii.  Yerptliehteten  au  tragen  sei,  \k 
^^;:.:;.9ei[4e[.dieafillUig9n,  inFolge  einer  reehtskräfti 
4av  k,.i)(,  |'3£tniat(^iu)ii;9.  fOr  Cnltos.und  Unterricht 
1879,  Z.  8545,  unter  Intervention  der  Vertreter  der 
ngnift^qtf  iin4[.dQF'.g^'>^'iO^P  förstUe^  Battbyanjf'sctien  Qqti^&chter 
jiw  ,dw..,k.,k;,  t^ßsirkshsiiptmannachaft  Brnck  an  der  I^itia,  ara 
Ä.,(Mfti,  188Q,  gepflogenen:  Ywhftndlang  erklarten  die  Veijtrfltes.der 
öflp)^i»4q,Trwtoiwinador4  cUe.i»  Frage  stehendeftlöOpfl-an^  den 
.A)ug^eif:de#.  (jeiqeifuiebndg«ts  ber^ts  aiüsgesclüeden  z«  h^eq  und 
b^ltm,  )iai-.4ie,  ^tacbeidung,.  dass  die  Befund«rung  die^r  1600  £.  an 
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die '  'ÖeipöJ'iiäekasse  durch  einie '  Umlage  «tWlge',' '  Jrelißfetl  ■aiEiftt»»',;^ W^!'* 
aucH''iilcHt'§te*6V|)mcb(tigen,'-abdr 'dödi  örWetbsfifflIgeft  ÜB«  '*ftf'ffrili 

1— &  'ä'.;  ^nti''&iitU\%'''diaiiei^c\iiig^n]Kmo\md^äikgmmi^'mi^ 
den  sqll,  welche  dort  ein  Qevrerbe  odet'  tt«ib<el#egHcM"äflMfr  b«miM\ 

siig  gmmi^eh  mm!'  "'■    ""   ' '•  •■•■•"■••■  '••■•-f  '■•'•'  a.uM.'njKsa  ws 

■'''Db'iii"efi%egriö"3tkfcen''aiB''öätip; 
erkiiltlt "weMen,  'c(ä^  "def  'Cohötfrreii*^ 
Von'  'defi  lÄ'!  d^']"'  Geinelnd'e  Thiithiattti8d<»tf  '•6hJäMetf'tä(li^iä)n'2^ 

'•""'lit  'IPoIgJJ  aib'söif'ArBräandlaiig-^a'rd«f-iv%tt^:i«W'kr'kt''^ 
fräü^teifnäibaA  Bracfc'an  del^ 'EÖKhi' Vfatni*».'ilto1  1880'iia'«»98« 
bez4ltcb'''äey  eigentlich  ^trltti^reü'-  Piiilkt<»»'(l#'Böitrag^«iM<ra^  84^ 
'Patrons,  'ik'- ä^k  Kosten  d^f  Ztt'g-'Uhd-  ffAliilai^bJ^i^'di^' E^tsbljfdäaäg 
erläläseii,  dassr  diä  Geinelnde' l'ratHini^ttnäddrf'di^i'B^iidfraiigniitM 
Betrages  pr.  1600  fl.  durch  eine  Umlage  ^af'  at^'»Sfrt^H«llet<»<dl» 
F^dWgenieidde;  das  istaiifsämmtlieh^,  Ifai  f^ai^b^M'J^^Aianns- 
dorf'Vohrihaften  Kkthölffieh  Ätt'bewirkeri 'hiib^i:  i''"  ,S"'i'--;ii'f:fnlifnT 

■ ' '  • '  Imeäe  -  Etilscheidiibg  M '  ato' Voll  ■  de^ '  fc^^ 
rart'trtäö^  voni  1»/ Aüi^«8t-lö6»/Z:' 1§^^^^ 
den,  d^  (Ge 'IQemelhde'  Ti-ätitüiattiisdorf'V^r^^fficHtiiVf^'lHI»  mM^ 
brin^üg' d#'Öeträg§  ^t:  lÖÖO'  fl'.'  Seitöus'-def  ■f  tö^fefflfeifiddiil^ 
Aüsschttiss  ke^  Piahns  ^  ':^h^Mri!l^  tthd  Mt^^ä(m0»Tfriii«llm 
ntdsiiies&0t6mTge  zd'  tröffen;  '  -•  t^  '^däöKtfrl'^llDtäMiÄttfi^ 
würde 'dähiB''motivitt;"Öas8  'äet'Hbtottl'itilc'iMtniim'Wita  »ftteMiWi 
cofi'chWüözgeSetze" bereits  die' bösftiülitftöii-*  IÄ!4tuA^er''fai*i"ate'J4ff«i 


teri'ale'nhd'dle  Professionisten  aufeirliegt  %ttl^I«tf;'  nii^^f&gtltik^'i^BI 
aüöh"noct  in  d'eh;  •  die  Pfarfgemeiiide'  ■alteiii'''trfeff<^iiag&''ilaiias  UM 
ZugärWitenheratigezligen  werden  köirtrö!  '  '■■  -  -  '.-^'^  >i'.i'--;:ioii)«?[ 
'^,  Mt  Eflass'des  k.  fc.  Ministeriums-  ffir-CTöBdi  oBdf'DÄtöifcoirt^ 
im  ■  ffinvefriieliaien  mit  dem  k;  *.'  ilÜai^eriW'^a^''!fenö"tti  '»Blil 
2Ö.  Octobeir  '1880,Z.  16498',  ist  die  'Eijtsch«tlüng''ei'ei?  Ö/Üstanz, 
untet'Anfrechthaltnhg 'aei*  'h!«ittr  gieftebd  '  g6i»a<Jhteä''#rfiBÖe^  ^ 
stätigef'^öMen.'   '"  ''-■"■   ■     ''  '    '■>^''  "-'"J  ^-'•'-'"  ,^:i-..r  .M  ,0T8j 

•  ■-Üie'in''f6rina!ef  Hiiisicht 'gegen  die^' 'Eatech^idiittt  4rf'&<*'^B«^ 
schw'erde '  ierliobenisü  ßitiwbbdttngfen  Mdl  'M'  Vöi-waUaifgsiferit^lklf 
nicht"  zu' WücksichtigenV' weit  soWöHl'dör  (Se^eMöffi  a^t*tfÄn^ 
lang,  als'aticb  die  dabei  interreuirenden  Pe'r^6ti(Jti'^dUMi^  cfötf'^n&si 
des  k:  k.  Ministörittws  fttt  Cnlta»''und-'t;Ätch4fe1it*'VW'''8i:''k8gyt 
1879  Z.  8545  gegeben  warett,  dieäer»Ertäsä'  Von'  aW'-beifellWifirÖei 
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ftfihrenden  Gemeinde  aach  nicht  angefoehten  WQrde,  isomit  hr  Beehts- 
kralt  erwiaebseii  ist;  die  dei'mal  angefocbtene  EfftselMdim^  'aber 
ijpthwcindigerirei^  auf  j^iien  Gegenstand  sieb  be^iehin  mndsbe  tind 
'  dai^6h  da«r,  Ifei  dert.  k.  Bezirkshanirtnaoannsebaft  BrncV  an  der  Leitba 
mit  den  Oeneralpäcbtern  des  Gntes  Trantmaniisdoirf  a(m7:  Mai'1880 
abg^alterien  domriiissionellen  Yerfaandlang,  von  den  Tertt^etern  der 
Gemeinde  Trantmannsdörf  selbst  gestellte  Begebreii  hinsicbtfifeh  4er 
Oöncnrrettzpfltcbt  des  dortigen  Gntsbesitsers  FQrsteb  Gasttft  Batthryany 
milangestl^t^tind  protoeM  worden  ist. 

'  In*  meritorischer  'Beziehung  erscheint  die  BesehWetSe  ak  nadbe- 
^ndet,  Weil  die  G^emeinde  Tratrtmannsdoff  bei  der  erwähMien^  Mm- 
mission^lten  Yerhändhiirg  ausdrficklieh  zugegeben  hat*,  das^-'sich 
Fdrst  Gustav  Battbyany,  der  Besitzer  des  Gutes  Trautmaniisdorf, 
in  London  aufhält,  die  P&ehter  des  Gutes  dagegen  in  ünjgarn 
wbhhern/  es  6omit  unbestritten  feststeht,  dass  Ffirst  Gustar  Bättfayany 
ift  der  Pfärrgemeinde  Trautmannsdorf  nicht  domieitirt ,  4aher  nach 
§.  35,  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1874,  B.-G.-B}.  Nr.  50  >  zu  der 
Conctrrrenz  für  Ztig-  und  Handarbeiten,  welche  die  Pfarrgemeinde 
allein  zu  treffen  hat,  schon  ans  diesem  Grunde  herangezogen  weiden 
t^ann  Und 'die  Ansicht  der  beschwerdeführenden  Gemeinde,  daiss  die 
A'nohlnuugen  des  §.  35.  des  eben  citirteu  Gesetzes  noch  nicht  irirJr- 
sam  i^ind,  durcli  den  Wörtlaut  des  §§.  52  und  57.  desselben  <]%- 
setzes  widerlegt  ist.  Es  keimte  daher  in  der  angefochtene  HDtr 
scheiduhg  eine  Gesetzwidrigkeit  nicht  gefunden  und  müsst^e  die  Be- 
schwerde^ als  gesetzlich  nicht  begründet  abgewiesen  werden.— ':Die 
VerMung  iüi  die  Kosten  des  Tarfahrens  beruht  auf  der  Anordnung 
des  §.'40.  des  Gesetzes  vom  22:  October  1876,  B.-G.-B1.  ex  1876 

9.  Ef'Jcenntniss  vom  19,  Mai  1881  Z,  859,    Derjenige^  der  in  einer 
Gemeinde  einen  Gnmäbesiiz  hcxt^  ohne  in  derselben  eu  wohnim,  iaHn 
jsfw  den  Bq^aturshostent  der  Pfarre  und  Kirche  daselbsisfu  con- 
,  •  s   V    .       ourriren  nicht  verpflichtet  werden  (Böhmen)^ 

Der  k.  k.  Verwaltungsgerichtshof  hat  die  Beschwerde  der  Ge- 
meinde'Niki  cotitra*  Entscheidung  des  k.  k.  Ministerium^' für  Cultus 
lind  Unterricht  dto.  30.  October  1880,  Z.  749,  1[)etreffend  di^  Heran- 
ziehung der  Domäne  Leitomischl  zu  Gohcurrenzbeiträgeii  für  ^ie  Bau- 
'  he^elldngen  an  der  Kirche  uiid  Pfarre  in  Niki  al^  gesetzlieh' nicht 
begründet  abgewiesen. 

Entscheidungsgründe :  Der  Verwaltungsgericht^hof  vermoohte  in 
dem  Ausspruche  der  angefochtenen  Entscheidung,  dass  der  Besitzer 
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^er.  pomäo^  Xeitomischli  Fürst  Tburn  nad  Taxis,  zpU.se^aew  in  .4er 

.  , ,  nach.  JJikl  ei»{gepfarrteii .  Ortschaft  KuHe .  |;eleg?üea  Graadbesitze  f  zu 

r den. :^par^tur4ko9teD  dea:  Pfapre  und J^ipche^n  JS^iklj^u^tCOupurriren 

nicht  verpflichte^  sei^.  weil   er.  jn  4er  Pfarrgoiueiude  nicht,,  wine, 

<  jeini^i  jpfe8ßt^wi4rigMi^  ^i^^  2u.  erblick^u. , 

...  ;, , .  D?r  Ware  Wortlaut  d/^x  §g.  35  und  36.  des,  Qjesi^^zqa.  vom 
7.  Mai.  1874,  jEL-G.^Bl.  Nn.r50  schliefst  jedeJf  Zweifel  da^^ber^us, 
,  .4ai9  vUn^vlftgen  m  Zw:eckei]|  der  ,  Bedeok^pg  .yon.  Qednrfnisa^ii  eiper 
Ffarrgemeinde,  also  auch  z]di  24weck^  der  Ii^Ai^|;ar^  (^ef  P^r,.und 
.Kircheuig^bä^ö  i^ur  j^uf  diö  .JiJitgliedi^  ^r  .;?Jfej3f gßp^j^e^  das  ist 
auf  die  iiQ  Pf airbezirke  wohnhaften .  Ks^tboUkerx,  .ansge^ifhn^^^ 
den  kOnneii,,—  Da  nun  unbestrittenermassen  der  Besitiifej:.  .d^r  Do- 
ms^i^  X4eiton)ischlf  bezw«  der  im  Pfarrsprengel  Niki  gdegenep.^  zur 
Pomäne  lieitomiuschl  gehörigen  Bealijiäten,  im  P;f9;rr]t>esir)^6  nicht 
wohnhaft  ist|  so  konnte  derselbe  Auch  zur  Mitbe^treitung  d^r  B^d- 
.  iquid  Z^ugarbe^ten  bei  dor  in  Bede  stehendejo^.Baiiconcu^i'en?;  nicht 
herangezogen  werden.. 

JV^een  di^  ßeßch werde  auf  die  Uteren  Vorschjcif ton,  .insheson- 
dere  auf  das  Hofcanzleidecret  vom  24.  Juni  1840,  .P)K>v.  Qese^samm- 
t  Inng  vom  Jahre  1840,  S,  380  hinweiset  und  vermeint ,  -dasa.  nach 
,  diesen  die  Heranziehung  des  Doi^aänenbesitzes  .Platz  ssu  gireifen  hätte, 
80  übersieht  sie,  cUss.nach  §.57.  des  vorcitirten  Gesi^tzes  eben  diese 
Bestimmungen  nui*  unbeschadet  den  Aoordnung^n.^des  Gesetzes  vom 
7,  Mai  1874  in  Wirksamkeit  belasae(n,<  also  in  .allen  Punkten  ausser 
Kraft  getreten  sind,  wo  dieses  Gesetz  eben  aa^d^r^.  verfügt.  — ,  Darum 
lentfaU^  aQch  für  den  Verwaltungsgeriehtsbof  Jeder  Anlasß.^ur  Unter- 
suchung» ob  pnd  inwieweit  nach  den  älteren  Xkioicurren^svorschriften 
eine  Heranziehung  des  Fürston  Thurn  und  Taxis  bezüglich,  sei^^  in 
der  obgenannten  Ortschaft  gelegenen  Besitzes  zulässig  gewesen  wäre. 

/  ^  ■■■•-' 

10.  Erkenntnm  vom  14.  Juni  1881  Z.  1029.    Zur  Frage  4er  Ver- 

pßichitmff  jmr  Entrichtung  jenes  GMhrenäqmmltntes\  ui^chßs  van 

dem    dem    Gooperatorsgehaite    ensiprechende»^    Bedeckungßcapüale 

entfälU. 

Der.  k.  k*  Verwaltungsgeriehtsbof  hat  die  Beschwerde. des  Franz 
Kepinski,  Pfarrers  in  Czechowic,  contra  Entscheidung  des  k.  k. 
Finanzmioistoriupis  yopa  7.  December  1880,  vZ.  33773,.  betreffend  die 
demselben  auferlegto  Verpflichtung  zur  Entrichtung  jener  Gebühren- 
äquivalentsquote ,  welche  von  dem  dem  Gooperatorsgehaite  entapre-  , 
chenden  Bedeckungscapitale .  entföUt  —  die  angefochtene  Entscheidung 
als  gesetzlich  nicht  begründet  aufgehoben,  f       ■ 
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eattallend«:  Gtobühi'^^äi^üitälidnt  zafalüiig^flicb%  )^  1äi*Mä¥W^,  2iimal 
nicJÖ  i^FilzuJr  Hilfe!«idttin^  I5i(ige#ies^ne  Gbo^ator;'^ömidW^  . 

scbifßrdefflhvenr  ft^'Nutzüi^^ef^  des  bewegHdh^n  Sind;  uUb'e^bglKifa(Jn 
YQKiaM^geiis.  sofes  Behefiziums  ati^g^sebeii  wetdeü'mtiss,  da  tiicht  einmal  / 
vouHegtl,  «dMö  ii^^tid   welche  Ijesöndere ,  f&r  den  Cöopei^tdt' ad^-J; 
scbliete^ch- iiestHnmte  StifkiBg  in^  dem  MründenvetmOg^  ^tÄal- 

teB:i8etur. ■..•••  •'."    »'.i    ■        *    '  •^'  '   '    ••     ''  \"    ''^''''  ,[  '!'.,' 

.     -  .,'•■■  •'  f  ■   .  !       ■    '     :  '     • 

enisciieiflm  die  SichMlbehprdeßi. ,  JEme-  iHi  dieser  Mipbbmg  iitrig&  J5kt^  > 
Scheidung  kann  auch  in  höherer  Instant  von  AmUwegenvrefarmrt 

Der  k.  k.  VerwaltüngsgericMshöf  hat  tfber  die  Beschwerde  des' 
Kari  löcäfoii  Kuenburg,  Beftitsser  der  Domäne  3^ngwoschit2  contra 
EntöCheidndg  des  k.  k.  MinistöriuiBs  für  Cilltus  ^und  Unterricht 'vopa 
19,  Febniar  1»80,;Z.  3023,  betreffend  das  streitige'  Eecht.'znm ' Ge-  ' ' 
nusaa  yqn  Bellten  an»  Grundentlastungsobligätioneä^  zwischen  Eirche 
und  Schule.  — >  di^  angefochtene  Bntseheidung,  insoweit  sie  diefn  Theil-^ 
betrag  der  stceitigen  Grund^thstnngsobtigatioüen  ^'Z4t\i%  (ricb- 
tiger  3403  il.)  betrifft,  als  geset^Kch  nicht  begründet  aufgehoben, 
im  .Uebrigen  aber^  die  Beschwerde  als  unbegrüiidet  aEbgowi^en,    ^   ; 

.  Ef^cheiäunffsgtiinde:  Mit  der  angefochtenen  BntscheidnAg'  würde 
ausgesprochen,  daiss  von  den  vom  Jübgwoschitzet  Pätröriafeiamte  ver- 
wahrten GriiuaentlastungäobHgationen  dtö.  1.  Septl  1853,  TütltlQ^'  .' 
und  ^44  im  Gesammtbetrage  von  8990  fi.  der  Thöilbetrag  i)W  587  ft^^ 
als  voft  Wetteriäüigebtthren  herrührend  der  Schule  inJüngwodöhitz,' 
der  Böstbetrag  per  3403  fl.  aber  zu  gleichen  Theilen  dör  ,JungWöSchitz'er 
Schule  und.  Xirche  zuzufallen  habe,  weil  die  Memit  abgelöäteh  J?ä-' 
turallöistongen  der  gewesenen  Jungwoschitzer  Obrigkeit  eine  Eni-' 
lohnttng  sowohl  des  Schuldienstes  als  auch  des  Chörregenteü-  '.'und 
Organistendienstes  gebildet  haben. 

« 

In  der  Beschwerde  wird  gegen  die  Gesetzmässigkeit  dieser  Ent- 
scheidung geltend  gemacht;  dass  die  Schulbehördeh  zur  EntscHeidung^ 
nicht  oompetent  wareii,  da;  es  sicl^  uiii  die  civilriechtliche  $*räge  fleis' . 
Eigentitames  an  deu  Gründentlastün^sobligätiönenhandelipe;' däs^der'' ' 
Betrag  per  587  fl;  von  döt  IT.  uhd  III.  Instanz  '  det^Stthufe  sbtiön^  ' 
dessbalb  hättet  nicht  zugesprochen  werden  solfei,  t^eil  ÄieEiitäcliei^tin^'' 
I.  Instanz,  wcffehe  diesen  Theilbetrag  der  Kirche  züge*ie*reh' Hkttöi  . 
bezüglich  dieses  Punktes  unangefochten  geblieben  i^t;(iäss  endlich 
der  Theilbetrag  pe!r  840S  ö.  mt  Gänze  d^i^  Kirche  gebübte,  w'eil  die  " 
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blemit' abgelösten  Leistungea  dem  Lehrer,  aar  in  seioi^.  £ig0&9iebaft 
als  Chorregent  und  Organist  zngefiDSsea  siAd^.     :  ;r  ..«iinnit,!  j. 

i    '''Die  gegen  die  Coinpet^is  dec  Bebttlt^hdrdeii  eiiboheue  Ein- 

t^ehAiQ^.  ist  gesetzlich  iMtebt  b^grandet. '  Naeh  ^emiffctraog^fölirten 
:  riicht  beisiritteoen  Tbathest^nde  warep.  ji^ne  Natiirallei^angj^ii «;  aus 
;iiT6kbea  die!  (}rQäd^tIastttng$obligfttion«n  entsfaMidfin,fiii3^t  Wa^w^^ 

haft  Beiträge  zu,  Sohak wecken  und  bildeten  einen  Tb^il  dar  I^dSbrer- 
•  bezüge.  lin  flinblju^  aof  di^^  Bestimmajigeo  des  §.  SfSt«  ^-b^a^.S.  des 
:'Reiehs«-VolkBS0bu}ge9et2es  und  §.  26.  ad  b.  des  I^cbja]anfe)ch(t9gesatzes 

tyoim;24l  iFebritar  1873,. böhmisches  L,-Q*-ßL  üTr,  17  w^en, ^sonach 
r  die  ^Stiiulbefaörd^n  mr  Entscheidung  aUerdingp  b^i^nfea.    ,. 

;  Belangend  die  erst  in  II.  Instant  erfolgte  Zvlvseiauug  d^  Theil- 
Tbetrag  per  587  fl.  an  die  Jungwoschitzer  Schule,  so  >v^rtnochte  der 
Verwräitung^erielitshoif  auch  hierin  eine-  Gesetzwidrigkeit'  nicht  za 
erblicken.  '  Da*  e$  sich  gegebenenfalls  durchaus  Triebt  um  blosse 
Fatteiandpröoh'e  gehandelt  hat,  da  ferner  der  Landesdcbuiratfa  die 
oberste  S^hulaufs^btsfbehörde  ist  und  ihm  in  dieser  SigJ9nschaft  der 
Sehutz  der  (Schulen  obliegt,  so  war  er  auch^  berechtigt,  von- Amts- 
wegen  eitieri  Ausspruch  der  I.  Instanz  m  befheben,  durch  weldien  in 
.  gesfetzwidriger  Weise   ein   Theil   des  bisherigen   Einkoinra^iis  dem 

Schuldienste  Entzögen  werden  sollte. 

\  • 

Darüber,  dass  letzteres  der  Fall  war,  kann  ein  Zweifel  mcW 
obwalten,  da  sowohl  durch  die  Grundentlastungsacten,  als  auch  durch 
die  älteren  Admmistrativacten  dargethan  ist,  dass  jene  Naturalgiebig- 
keiten  im  Wege  der  Grundentlastung  mit  dem  Capitale  per  587  fl. 
abgetöst  wurden,  sogenannte  Wetteriäutgebührea  wareE^  die  von  Ge- 
«retzeswegen  (Hofdecret  vom  9.  Weinmonat  17ß4,  poHtisdhe  Gesetz- 
-  Sammlung  J05«f  II.  y  Bd.  VI^-S.  573,  und  vom  10.  October  1787, 
politische  Gesetsssammlung,  Bd.  XIII,  S.  500)  Einkünfte  des,  Schul- 
dienstes geworden  sind. 

Dagegen  ist  die  Beschwerde  bezuglich  Theilbetrages  pör  8403  fl. 
der  örundenttastungsobligationen  begründet.  —  Durch  die  vorliegen- 
den Admiuistrativacten,  insbesondere  durch  den  gerichtlich  vidimirten 
Auszüge  aus  dem  Stadt  Jungwoschitzer  Privilegiumsbuebe  ist  dar- 
gethan, dass  die  gewiBsene  Jungwoschitzer  Obrigkeit  gegen  dem,  dass 
die  Stadtgemeinde  ihr  cleh'  Weinschauk  und  Salzhandel  überlassen 
hat,  sieb.verbi&dliich  gemacht  und  obligiret  bat^  einen  riKhtschaf- 
fenen  Cantor  und  Organisten  mit  dem  erforderlichen  SalariQ  und 
Deputat  beständig  auszuhalten.«  Eine  freiwillig  übernommene  Ver- 
pflichtung, zur  Ausbaltung  des  Lehrers  beizutragen,  ist  nicht  er- 
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t#i#sen>  Gesetalicdi  lag  ai>er  der  Obrbgkeit  als  solcher;6Üiia  diesÜlUge 
Verbindlichkeit  bezüglich  ftes-Letorers.  nicht  obj    : 

-»^>  ^  H^oM^abe^  wlrtl  toaft  positiver  öesetkesvorsohrifb  (§*  168.  po- 
i!ti^^Iie^S<Khfttlt<^i^säafig,  Siödiefi^fldfkämMerdeieiirt  vom4.  ApriiiSlS) 
Verffigtv ''  däBS'  >  d^b  liiä^nier-Otgdnii^eii'Gborregeate&dleimt  mit  dem 
SdÜtiMieB^  ^ärbatiden  sein  sö'H,  wodaröb  -erzweokt  und  mMt  wurde, 
Atbs-  dää  ^ Binkodaniidn  ans  diesen  Klrchmidiensietf  den  Sohull^hrern 
tugeäeisdbi^  ist; -Wetin  däh^r  in  dem  obvigkieübliohen  <  Decrete  vom 
15.  Jiftii^8&'v6n  Seite  der  Obrigkeit  deioü  zum  Begensehori  Und 
^  Läbref'deli^  2.  Elässe^EmaB^ten'  and  dem  i^m '^eatsobeh  Lehrear  der 
3.  Klasse  n^d  0)^a»3il$;^  Präaentirten^  die  seither  abgelösten  Na- 

^tiiüälkietmgMt.al«!  B^ifige  ang^w^s^p  worden  a^id,  .30  kaaii  in  dieser 
undj fia .Allan  AhQliDhfQ^  Anvi^i^ongap  mit  Rücksieht  darauf,  dass,  wie 
obto  idftrgejthait ,  jdie .  Obrigkeit;  eide  Verpflicbtwg  nur  rucksicht^ich 
des  Bttgena i  chori . :  uad. .  .Orgauiatan^Dnterhaltes  und  •  ^war  yertrags- 

•  mtoi^  hatten,  imthts  Anderes  erblickt  werden,  als  dass  die  Obrigkeit 
der. uroroitirten  geaetzrlichaa  Voi:scbrift  naekkam:uBd.  dea  Lehrern  jene 
Bezüge  zuwies,  welche  ^it  d^u  in  Bede  atehenden  Kirobendieusten 
¥eilMiaden  waren.  I>ie  die  Dotation  des  Iiohr^rpersonales  regelnden 
Mtesm  ,Qe$tt%0i  (X.  Abschnitt  der.  politischen  SctanWerfassung)  sind 
durch  die  zur  Begelung  der  Bechtsvecbältnisse  des  Lehrer^tandes  er- 
lassenen, ^neui^rn  Gesetze  (Gesetz  vom  21.  Januar  1870,  L.-G.-Bl. 
Nr.  14,  §.  92)  ausf^er  Kraft  getreten .  und  hiedurch  ist  auch  der 
öffeDtlichrreQhtliche  Titel  des  Lehrers  auf  die  Einkünfte  i^us  dem 
Kirchßndienste  entfaUen. 

'  Da  erwiesenermässen  die  abgelösten  Leistungen  der  Obrigkeit 
ZOT  FdvSeraiig^de^  Eitcbeikdienstes  bestimmt  waren,  eine  Einkommens- 
quelle diefei^s.DieiBfites-bTldeteü,  so  lÄüss  auch  die  gleiche  rechtliche 
Natur  den  an  Stelle  der  Nataralgiebigkeiten  getret^ien  Grutident- 
lastungscapitalien  und  Beuten  zukommen.  Eben  darum  kann  joicht 
ba))AQptet  werden,  dass  dermalen  nach  Aufhebung  der  früheren  Ver- 
.eiurgi^ng  4^9  Kirchen-  mit  dem  Schuldienste  aus  einem  öffentlich- 
rechtlichen  Titel  ein  Anspruch  auf  dieses  Einkommen  zu  Gunsten  der 
Schwüle  bestehe  und.  nur  uliter  dieser  Voraussetzung  wäre  die  wter 
Executionsandrohung  y/erfügte  Einziehung  eines  Theiles  der  Grund- 
. .  entlastnngsobligation  und  Bent^.  gerecbttertigt  gewesen.  * 

Es  musste  daher  die  Eniseheidiing  in  diesem  Punkte  als  ge- 
sotrfich  nicht  begründet  aufgehoben'  werden. 
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13.' Erkem&niss  vom  5.  MatlSSi  :. 
geioisse  BesiU/e  cäs  Einkünfte  'des, 
jeonnen  gegewSter  An^triicfien'  auf 
^ecJce  nttf  dann  Ifeweiswirkend  sei 
qUer  dabei  ivteressirten  Theile 
„  ^Der  k.,  k..  verwaltnngsgflriijlits] 
mützer  Metrppolitapc^pitelß  und  des 
MiDieterinm  für  Cultiia  nnd  UQterri( 
desselben- y^Hi  12,  October  1880,  Sl. 
di^jipg  ron  EiDhänfteo  der  Scbinte 


EtUschetdtmgs^nde:  an  der  aogefocbt«iieq  £ 
das  k.  k^Ministeriuni  dae   Begehren    de^  Vertreter, 
Pfarrkirche  qm   Ausscheidung   der  GraodQDtlaatqnj 
|.  Januar  IgSTj-Xr.  2405   sanamt  Zinsen  ao^  dem 
Einkünften  der  l'rächitzer.  Schule  und  ,  um  Anerkfn 
Ob^lig^tipp,  der  Eircbe  zu  Zwecken  der  ^estreituiig;  d^ .  Aul^andes 
für  den  Messp^;-  nndOrganisteiidi^nst  zagehörp,    zurüpkgewe^n, 
weil , die,  ZingQ^-der  Obligation  in  4er  b.eb<^dlif;h.  genelvDi^iea  schal; 
fa^^fipn  dtp',.  12.  Angnst  1856,  In  der  Rulwife,,  Eink^nfl;e^^^^-|Scb)it' 
dienstes  eingestellt  erscheiaen  nnd  kirchlicheijeeltfi  keine  zü^icheji- 
ien^Belege  iflr  das  .behauptete  Beeilt  der  Kirche,,  beigebijac&jt  '■^ß}- 
den  sind.  ., :.  .  ,,,...;.         .'  ,       .  •,-       .         :"  .,.|,i„ 

end  gepiaelfii  ,da8ä,I)  ^^ 
amnng...^^  Vet^rei^  dw 
verf^st  wprden,  wtr|p.üd 

i4  Dpi«       '       '   -■  -  J-'" 

zujgewi 

;hitz  ,,< 

■#^ 

D,  abg 

Iten  i) 

ein  yom  Jabre.lÖw  oMf 
tande  gekomtaeu  ist  upd 
,  Schulverfassiing  ftjr  Scn 
'irkend'  angesehen '  w^pJen 
irundentlastungaobl  igaj^oi 
jefertigt  wurde,  da  weiter 
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in  der  Grnndentla^ungaTe^Ifandluqg  die  ^qhule  als  bezugsbei^ec^tigt 
angeifihrt  wird  und  äa  seither  die  Einkün^e  stets  der  Schule' zWe- 
flössen  suid,  so.  konntei  jenem  Mangel  ein  weiteres  öewicnt  um  so 
iiiii\der  beigemessen'  w  aus  den  Adminisitrativacten  und  aus 

den  ifl  der  Beschwerde  teig^brachteu  Documenteri  die  ^ßichtigfceit 
d^r  ßehaifptung,  dass  die  !^äturalgiebigkeiten ,  an.  deren  Stelle  die 
Grjind'ent^ästtiitigsöt)ligä.tion  getretön '  ist ,  .  Aem  Lehf^er  in  seiner 
Eig'^hscVafk'  älk  (ÖhörrWfiint'  •^ügeflosseii  'sfnd , '  keilieswegs  äfcgelöiM 
we^äeriÄni/ -^  '  ---  - '-"■'^  ^  ''^'-  '-"  ^  '  '  '■"•'"' 
"1*  Äd.Öf.'  ^Au^  AnlaiSs  der  Grundentla^tung^erhänörüng  ^  \^^^^ 
Sl^itehs ' 'iä''  CoränflsäioÄ  aüädräcklifch  hertorgöhoben , ' '  dfass  der  Titel 
aus  welchem  der  Trschitzer  Schullehrer  die  abgelösten .  Naturalab- 
gaben fee?;o^eii' hat,  'nicht  cöiiä^attrt'  weMen  "konftte.  i^ur  soviel  steht 
fest, 'diss  dte'  ab^eifdsten  Öiieblgkeiten'Wt  undenlclichetf^etteni  v6n 
den  öruiidbesifeörri  des  truheren  Ptarrschulsprengöls  Trschitz  äii  den 
Lehrer  geleistet  worden  'suid"  und  in  einer  Anzähl.  Von  Kö'm-  Und 
ä4t)ergarl>en,  _4ännMri  teierri  bestanden  habenV  j«       '     '  . 

' "  Es  ist  tichtig,  däss  nach  Ausschüluhg  ^ei'  Öttsöhäften  Klöih- 
üW  Öi'oäs-tääriik;  SorcoV  und 'WiWek,  weiter  Von  "Dolöpliaz.  aus  döm 
Sjirengel  d^r  Träichitzer  Pfärrschule»  d^m  PfarrschüUehrer  c^iä  fr'ag- 
lichen  öiebigköiten,  auch  soweit  sie  von  den  äUsgeschulted  Örtr 
Schäften,  prästirt  Würdeii^  belesen  worden  sind/,  Allein  hieraus,  kann 
nicht  geschlossen  weirdeü,  däss  diese  Qiebigkeiteh  dem  Härrschul- 
le^rei:  in  feiner  Eigenschaft  als  Ghorregent,gebü|irt  haben. 

Weder ,  das. 'ProtocoU  vom'S.Jantiar  1788,  nocÜ  auch  jenes 
vom  23.  Juni  1789  bezeichnet  .4iö  Abgabe  in  Garben  als  ein  Ein- 
koipmeh  aus  dein  Chopregenten- ,  Messner  und  Organistendiehste. 
In>  Gegentheile  beide  .Protocölle  gedenken  des  Rectorsge'haltes  ins- 
besondere. Es  isl^  äöniit  ganz  wohl  denkbar,  dass  die  damals  ge; 
pflogenen  Concurrenzverhandlungeh  den  doppelten  Zweck  verfolgten, 
die 'Ausmittlung  der  Bezüge  für  die  neucxeii^te  Lehrerstelle  ohne 
Schmälerung  des  ,Einkominens  der  alten  Schule  zu  bewerkstelligen. 

'  Hieziu  kommt  noch,  dass  nach  der  Actenlage  es  mindestens  als 
wahrfi(cheinlich  bezeichnet  werden  muss,  dass  die  ÖiebigkiBit  in  Ge- 
treidegarhen  in  die  Categorie  der  sogenannten  Wetterläntgebühren, 
Wetterläutgarbeu  zählt. —  Iu4er,Grundentlastungsanmßldun^stabelle 
wird'  die  Abgabe  in  Gärben  als  »Wett^tgarben«  bezeichnet  und  in 
dem  d^f  Beächwer^e  Juigeschloksenen  ProtocoUe  dto.  23,.  Juni  1789 
wird  an  der  Stelle,  wo  der  Abgaben  aus  der  Ortschaft  Wiklek  ge- 
dacht wird,  ebenfalls  von  »Wettergarben  gesprochen.  Nuu  ergibt 
sich  aus  den  Bestimmungen  der  Hofdecrete  vonoi  9.  Öctbber  1784 
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Pol.  Oefletzflstntnlimg  Bd.  6,  &  578,  von  10.  OcA(*i»r  198Zvi^B(A. 
GeBfitsammlnng  Bd.  13,  S.  500  ^  ^uss  Am^  Axt  von  Qthi^MkeiR' 
seit ;  GiiaMiiigf  die^r  Gesetee  den  Oharakter  eüser*  EotloMnig'ifllF 
den  SelmldileBst  «rhalteti  haben  und  voo  gaaete^ifs^ntnEiokfinfte- 
des  Schtiklleiistes  geworden  sind.  Z&hlteiL  aber  die' in  Tragsfirtden** 
den  Natttralglelrigkeitefi  2a  dieser  ArtjQebflbran,  diüin^eiU&rtifaicli-' 
der  "Kü  Gansten  der  Pfarrschale  gemachte  Yotb^alt Mi»  HinUiek: 
auf  die  posittre  Beetimmang  des  §.  188.  der  pofiilasdieb  Selüdwa'- 
fassang  von  aelbst.  .        ;    w  !"*l '.^ 

Die  Beschwerde  masste  daher  als  im  Gesetze  nicht  begrandet 
zorfickgewi^sen  werden.  •  •     •   ii.  .  -> 

■    ■    ■  '  '  '    t        ■      •  ■     :-'^     '     *i:'f-  *<'[  \     '. 

13.  tjrhemt^iss  vom  16.  8ept,  1881  Z  1312.  Puf-c^^die^iiv^p^ch-. 
führtmg  dfs  cfn  eine  Qefneinäe  frgßiigenm  recktsiräftig  fieufq/vlai^i 
ÄußrßgeSt  den  ganem  mn  ihr  an  QJAchenlßutgeh&i/i^m,p^ 
Betrag  (Qlochenfwä)  an  die  Kirchenvertpaltung  zfmi^ust^n^^  ct^-. 
geordnete  Abfuhr  eines  germgeren  Betrages  ais.fkri  d^sß^.J^i^^ 
stdlmg  bereifs  rechtskräftig  verfügt,  um^  l;m^^^.^^ 


treffenden  ßememde  nickt  <Asi  verletz^,  erhmnt.^wßr^^i 


1 


ti 


n, 


Der  k.  ki  VerwaHnngsgerichtshof  hat  die  BeschW^diäifdefl  StaOb* 
genieindd  <3>rossi-Bittescb  contra  Mititsterittm  Mr  ChiKäsr  juirii  ihit# : 
rieht  aiilädälich*  der  Entscheidung  desselben  voni'fi8.  DbcMibei^  1880^ 
Z.  258/ betreffend  die  BöeksteUung  einesf  Gloekbnf ondcis«  ab  ^  -ddp^ 
tige  Eirchenvermögensverwaltnng,  als  gesetzlich  nicht  begründeiklälH' 
gewiesen.  '  .  _  .. .  ;i  -.■:.  -y.^,  ^i  •.-..!/; 

'  EMseheidungsgriinde :  Der  Gemeindeasssdittss'äerfitaidtßiross»^ 
Bittäs^'h  in'  Mähren  hat  in  seinerSitznng  voia,26.  'Febrin?  1871  tdto  <B^ 
schluss  gefas^st;  iuss  Beba^fo  Sildäng  eines  Gl0cketflmdesi('bM!!beid»en-^* 
begängniBsen  vom  1.  UärK  1871  atigefangen)  vw'der  grossefrGIoeke 
eine 'Gelbfftr  pr;  3  fl;.  and  von.  den  kleilen  Gtoekenlfl^fBOInlvstttt 
der  bisher  Qbliehen   Gebühr  von  84  kr.  nnd  42  kr;  veb  S«fte'diirf 
Gemeinde  abg^nönortnen  werden  soll.  ^^  Bis  Eade  i  des  Jafarea!  i87Sf!; 
wurden  an  diesen  erhöhten  GebUhten  502  fl;  72  kr.:  eingeh(ä)eti  >iBkd 
ist  dieser  Betrag  in  der  dortigeB  Yorseimsskassa  angelegt  wärdttl:   ' 
In  Folge  iBinsehifeitens  des  tischdfliobeu  Ordifaamte&  in  (Ehxuin 
bei  der  'k;  k.   mährisbhen-  Statthalterei  de  {«aes<>  M^lMaluliSTS,  l 
Z.  8720  wnrde  der  erwähnte  Gemeindebeschlnss  von  der  k;  ikj'Se-^'  = 
zirkshanptfivanfi^cfaaft  it^  Gross  •«^Meseriteeh  mit  Entscbiäidiiii^  yim. 
21.  Juni  lSf78,  Zt;30Sl5  auf  Grund  des  §.  103;  der  mfthrltoheU  4i^i 
meindeordnuDg  wegen  Verletzung  der  Stolataxordnang'VaixJ'15;:iLiJrii  • 
1749  und  der  §§.  67  nnd  70.  der  Gemeindeordnung  äu^geb^benv  w^il 
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die  Qemeiade  abterbaopj^nieibtr berechtiget  gewiesteod^,.  aipeQIoj&k^n-r.. ; 
läutgeMllir  b^ei  .4er  Eirehe  :ein^ul!lieben' >  ode)-  eifie  Laiidere  yon.  iH^^ 
StoIatasoi}dming<.abweioheBde:6ebShjr  eins^fftbr^n  imd  au6h:m<^^t[be7.s 
f  agt  Yff^t, ;  :$uf '  4ie'  Verwi^ung  /  der  ■  ( hieraus  erflteöswdea  QöMfcbren! . ; 
einen  Sinflop  itu.  Qb^n. .  ^r^^  >Mit  Becbt^kraft'  dieses  Brliemitmisstißa'Mi 
seieil  die  t  s^it  1.  Mftrz  1871  «e)ng0bob^»ed  Uk>(^er)läRdig^^ 
der  *  Obmeinde  Oress^Bitteseh  «nverzögUöb  <air '  die  >  dortige.  KiT<ehe. . 
bei  sonstiger  Er^ütoeo  tsU  erfolgen  und  aoletbe.  ¥^  4eir<  Kircik0u-! ,, 
Vermögensverwaltung   auch  in   Hinkunft   einzuheber^   Und  zu   y<^rb 
rechnen«   •;'•'•  i  •      ......  .   .     i-  '  'ji..-        -...  mT 

Gegen  dieses  Erkenntniss  wurde  keine  Besohl^eTde^ai^b^:.:'?^':,: 
Mit  Zuschrift  vom  17.  December  1878  wurde  vom  Bürgermeister  von 
Gross-Bittesch  dem  dortigen  PfarYamte  die  Summe  Von  151  fl.  20  tr. ' 
als  der  Betrag  der  fftr  die  Zeit  vom  1.  März  1871  bis  17.  Deceiiiber 
1878  entfällenden  stolamässigen  Glock^nl&utgebühren  abgeliefert,  wo- 
gegen sich' der  Pfarrer  all  die- BeziAshätiptilöannschaft  mit  dem  Er-    * 
suchen  Sendete',  diö  Gemeinde  ^ur  Herausgäbe  def  ganzen,  von  ihr" 
thatsächlich   (mit  döu   Beträgen  von  3'  fl.  und  1  ö.  50  kr.  fir  dhs 
einzelne  L^löheübegänghiss)  eingehoben^n  Gebühren  zb  Verhalten.  — 
Hierüber  beauftragte  dt0  Bezirkshauptmannscbafk  mit/  Igrlass  'Vom 
22.  Deicemc'er  1878vZ.  4316  d^n.Geme^ndevorstand  von, Gr^^ss-Bitteaeh'^. ,; 
den  auf  Grimd  dös  G^m'eiudebescbliisses  YOm  2lf  F^uar;187il  ge-,  . 
bildeten  GHoekenbaufond  ^amint  uild  siooders  an  die  'Kirchen  Verwaltung' 
abzuführen;  :    ,.    . 

Ueber  Recurs  der  Gemeinde  wurde  diese  Entscheidung  vqn  4^t/.  * 
k.  k.  mUirtschen  Statthalterei   mit  Erlass   vom  3L  Januar  11179, 
Z.  940  i  dahin  abgeändert,  dass  die  Gemeinde  blOs»;  die.  seit.  1»  Mär^i, 
1871  eingehobeiien  stolaihässigen  GlpokenläutgeMIbren.  in  Abfuhr  si;  ^ 
bringen  habe.  ~  In  Durchführung  dieser.  Entscheidung  w.urd^  von 
der  B^KirkshauptmännBchaft  auf  Grund  gepflc^ener^Erhebungi^ilger;.: 
rechnlst,  dass  in  der  fraglichen  Zeit  für  191  kleine  Leichen  mii^^u-   . 
grundefegung  einer;  Taxe  von  78  kr.  i  der  Beitrag  von  148  fl»  98, k^,;.; 
und  fär  8  groase  Leichen  nach  der  Täte  Von  2. fl.  73  kr.  .elniBetrag  < 
von  229  fl.  32  kr.,  somit  zusammen  ein  Betrag  «voa  378<fij  30  kr*  , 
der  Einehe  'gebfthrt  hätte;  da  nnn  uivter  Zugnittdel^Qiig  dar  angj^b- 
lich  früher  üblich  gewesenen  Ikie  Voh  84^und  42  kr«  tuur  e|n  .Bf^- 
trag  von  151  fl.  20  kn  abgeführt  wordeii  War,  wurde  di^.jQI^VBeiiä^^    < 
von  der  Bezirkfibanpfmaonsohaft  mit  Erlass;  vom  9w.0ctdb^  18^79,; 
Z.  6038  beauftragt,  den  Bestbeiragi  nfit  22t7  ö;  9  kr.  air  die  :K)ratoi-  i 
verwaltong  abzuführen. 

Ueber  Becurs  der  Gemeinde  wurde  mit  dem  Statthalterei^Erlasse 
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Yom  20.  November  1879,  Z.  19617  diese  Entscheidimg  behoben  und 
ausgesprochen,  dass  dareb  die  bereits  geleistete  Zahlung  voa  15ifl. 
20  kr.,  welcher  Betrag  den  üblichen  Taxen  von  84  nnd  42  kr.  ent- 
sprach, der  Statthalterei-Entscheidung  vom  31.  Januar  1879^  Z.  940 
entsprochen  worden  sei.  —  Ueber  Recurs  des  Patronatsrepriteeilta&fien 
wurde  vom  Ministerium  für  Cultus  nnd  Unterricht  nnt  Erlaas  vom 
28.  December  1880,  Z.  258  die  Entscheidung  der  Statthalterei  auf- 
gehoben und  jene  der  Bezirkshauptmannschaft  Gross-Meseritsoh  vom 
8.  October  1879,  Z.  6038  wieder  hergestellt. 

In  der  Beschwerde  wird  im  Wesentlichen  ausgeführt,  das^  die 
Eirchenverwaltung  nur  auf  den  Ersatz  derjenigen  Beträge,  welche 
sie  ohne  jenen  Gemeindebeschluss  vom  Jahre  1871  bezogen  hätte, 
also  nur  auf  die  Gebühren  nach  der  seit  vielen  Jahren  üblichen 
Taxe  von  84  und  42  kr.  Anspruch  machen  könne. 

Da»  Erkenntniss  des  Verwaltungsgerichtshofes  beruht  auf  der 
Anschauung,  dass  die  Gemeinde  Gross-Bittesch  durch  das  Erkennt^ 
niss  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Gross-Meseritsch  yom  21.  Juli 
1878,  Z.  3685,  gegen  welches  kein  Recurs  ergriffen  wurde,  rechtskraftig 
verpflichtet  worden  ist,  den  ganzen  von  der  Gemeinde  an  Glockebläot- 
gebühren  eingehobenen  Betrag  (Glockenfond)  an  die  EirohenFerwaJ- 
tung  abzufahren.  —  Von  der  Rechtskraft  dieses  Erkenntnisses  aus- 
gehend, hatte  der  Verwaltungsgerichtshof  keine  Veranlassung ,  äe 
Richtigkeit  der  den  verschiedenen  oberwähnten  Berechnungen  zum 
Grund  gelegten  Taxbeträge  zu  untersuchen,  deren  Angemessenheä 
nur  insoferne.in  Betracht  kommen  kann,  als  es  sich  etwa  um  Er- 
satzansprüche der  Parteien  handeln  sollte,  von  welchen  die  erwähnten 
Glockeuläatgebühren  erhoben  worden  sind,  und  deren  Rechte  selbst- 
verständlich durch  die  Uebertragung  der  eingezahlten  Beträge  aus 
der  Verwahrung  der  Gemeinde  in  jene  der  Kirchenverwaltung  nicht 
berührt  werden  können.  ""  ^ 

Da  nun  der  Betrag  von  iifi  Ganzen  378  fl.  30  kr.,  dessen  Ab- 
fuhr an  die  Eirchenverwaltung  mit  der  angefochtenen  Entscheidung 
angeordnet  wurde,  geringer  ist,  als  der  Betrag  des  Glockenfo^des, 
dessen  Bückstellung  mit  der  rechtskräftigen  Entscheidung  der: Be- 
zirkshauptmannschaft Gross-Meseritsch  vom  21.  Juni  1876,  Z.  3685 
angeordnet  worden  war  (502  fl.  77  kr.  bis  Ende  1877),  so  kann  in 
dieser  Entscheidung  eine  gesetzwidrige  Verletzung  von  Rechten  der 
Gemeinde  nicht  erkannt  werden.  (§.  2.  des  Gesetzes  vom  22.  October 
1875,  R.-G.-B1.  ex  1876  Nr.  86). 


V       » 


Oesterr.  V^rwallungsgerichtshof:  8.  Februar  1882.  305 


<{.!!'.     .;/       •'[,      '.V 


i4.^'Müscneiäüng.vom  8.  Felrmr  IßSJ^^tßif',  d^Frßge.fjftb  M^s 
die'l}ht(h*6cclafHnlcünftegei$tUcher    'Beneficien  ßem ^J^oli^bri^fo^e 

•'     •■'  ^''1   -'      ■  '  '''■''■  ""•    jgufdUen,   *;■'     ••'•'''■ 

\  Das  Wiöfl0f.»Vat0rtahd^  ll8&2  NR  '40  S:  6  berichtet  fd%'ekiciea 

J^it.  aUerhöcb»ter  r^t^i^blie^ 
Bewilligung^  zur,  Errichtung,  lier.  Cur  ^tie4jiiüi^^ 
unter  döt  aüsdrucküchen  iSdingung  erth^      daa^  (iiiesell^Q .  wßdßr,  cl^m 
Rfeligiöhsföttd',   Tiöcli    einem   anderen  Öffentliche^  Foi|(}  jemals,  zur 
Last  falle,  und  im  §.  13.  der  Süfküngsüriünde  Würde  verfugt,  dass 
der  KeligioA^f opd  auf ,  das-  lutey cal^re .  diftseri ,  t^deaUe»,  i wenn ;  sae  zeit- 
weilig unbesetzt  bleibe,  keinen  4ttspruch  habe.,  Sjonc^ejc^  4^^, f?olf)>?s 
einem  be^timnüten  anderen  Zwecke'  zufallen'  sollet'  insbesondere  ,bei 
B^tfeUttög  eines  Protisoi^  diö^em.   Als  im  Jahre  188Ö  diese  Lbcatie 
jseit«liflei9ei€l«re&  mi&tt^  Bimmt  besetzt  >  wenden  'mü^ste ,  '^schtilt  das 
fürstbischöfliche  Ordinariat  ialialbacli  bei  dsr'Xaodesregidrang  da- 
selbst um  Zuweisung  des  Intercalare  au  den  Provisor  otn,  wuy^e  aber 
von  «der  lÄKdesf^gierüng  Söwohr  alä  auch  vom' Cultusministeriura  a^- 
gewieööa.    Da6  Ordinariat  'fahrte'  daher  Beschiwefde'  vor  dem  Viöi*- 
waltifiigsgefiahtshola.  ^  Das  Miniatoriotn  rephtfevUgte  sefna^  EnböhM^ 
düng  damit,  dass  aUelutercalaremit  A^snfki(9iß4ermQnsa'eojmniuuis, 
und  Wo  selbe  für.  Leistungen  noth\yendig  sind,  4era.  JReligiQU^^pnd;  zuir 
fallen.  '  Biese   Bestimmung  finfe  sich  im  besetze,  vom  JatjirQ  jT^t, 
im'  Art;  32.  des  Concordates  und  irii  §..7Ö.  deä  Gesetzes  vom  7;  Juni 
1874.    Bioser  [allgemeinen  Norm  kdnnei  dörch  einen  Stiftbrief  nicht 
entgegengewirkt  w^den«  selbst  dauujiicht,  w^tin  diese  Stäftung^^-bo^ 
hördlich  genehmigt  w^rde,  weil  eina,  sqlehe.  Gen^mijfUug^jeiÄeii  Eiör 
griff  in'  die   Cresetzgebung   involv.irea  wurde-  .S^it  Bechtekraffcd?^» 
§.  59:' sei  eine  jede  Ausnahme ,   also    auch  die  auf ,  Stiftiinge,u  be- 
ruhende, aufgehoben.     Das  Ordinariat  führte  dagegen  aus,  dass  äas 
altgemeiue,  vom  Ministerium  angeführte  Gesetz  dort,  wo  ein  Stiftbrief 
bQsteh^  koine  An^fendung  finde^  iveii  es.$i>eh  um  eine  Bi^iwitdtiiftung 
händig;  der  .Beligio^.sfpnc^  ..dürfte  pach'dem;  Stifthriefe 'Di6,iü  Au*^ 
Spruch  genommen  werden,   daliQr  l^abe.  ej:  ,afttfh,^in  .B^ß|it  .a^^f  4aP 
IntiEfrcalate.    Ein  späteres  Gesetz  könne  bei  Stittbriefen  nicht(,massT 
gebend  sein,  sondern  nur  jenes,  welches  zur  Zeit  dei*  Erfichtung  galt. 
Der  Verwaltungsgerichtshot ,  hat  die  lEn^scheidung  jdes  .^Ministeriums 
als  im  Gesetze  nicht  begründet  aufgehoben,   w^il- .na<?h..;§.  .13. w^B 
Stiltbfiefes  der  Religionsfond  vom  Bezüge  der  Intercalare  j^unb/edingt 
ausgHJsehlösseti  sei,  wieil  der  Stiftbrief  in  dieser  Form  behördlich  ge- 
nehmigt worden^  die  Stiftung  daher  auf  legale  Weise  zti  Stande' gie- 
konomen  sei  und  nicht  einseitig  aufgehoben  werden  könne;'  den  §.59. 
des  Gesetzes  vom  7.  Juni  1874  anbelangend,:  könne  derödbe  'naßh 
dem  Grundssttze,  dass  Gesetze  nicht  zurückwirken  ^.hi^r  Jceine  Aq* 
Wendung  finden.  .       ;   .  j.  ...  t.;, 
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XXI. 

Entscheidung  des  österr.  obersten  Gerichtshofes  vom  8. 

1881  Z.  3303. 

Das  Ehßhinderniss  der  feierlichen  Gelübde  der  Ehelosigkeit 
(§.  63.  a.  b.  6.)  erlischt  nicht  durch  den  Austritt  des  Betreffenden 
aus  der  katholischen  Kirche  und  dessen  üebertritt  zu  einer  die 
Pflicht  der  Eljelosigkeit  nicht  anerkennenden  Confession. 

Ein  Capitular  des  Stiftes  K. ,  welcher  am  5.  Sept.  1867  die 
feierlichen  Ordensgelübde  abgelegt  hatte  und  am  26.  Juli  1868  zom 
Priester  geweiht  war,  entfernte  sich  am  23.  März  1872  aus  dem 
Stifte  mit  Zurücklassung  der  brieflichen  Erklärung,  dass  er  aus  dem 
Orden  und  der  katholischen  Kirche  austrete.  Auch  zeigte  derselbe 
am  23.  März  1872  bei  der  k.  k.  Bezirkshauptmannschaft  Steyer 
seinen  Austritt  aus  der  kathol.  Kirche  und  seinen  üebertritt  m 
Augsburger  Confession  an.  Am  26.  März  1872  wurde  er  zu  Wien 
von  dem  dortigen  evangelischen  Pfarramte  in  die  Augsburger  Con- 
fession aufgenommen  und  dasselbe  evang.  Pfarramt  nahm  am  27.  Mai 
1872  die  Trauung  jenes  Stiftscapitulars  J.  H.  mit  der  ledigen  M.W., 
welche  sich  ebenfalls  zur  Augsburger  Confession  bekennt,  vor.  Die 
österr.  Gerichte  aller  drei  Instanzen  erkannten  diese  Verbindung  auch 
nach  österr.  bürgerl.  Rechte  als  eine  ungiltige.  ^  Wir  theilen  aus  der 
betr.  Entscheidung  des  obersten  Gerichtshofes  vom  8.  Juni  1881  im 
Nachfolgenden  die  Entscheidungsgründe  mit : 

Nach  §.  63.  des  a.  b.  G.  können  Geistliche,  welche  schon  höhere 
Weihen  empfangen,  wie  auch  Ordenspersonen,  welche  feierliche  Ge- 
lübde der  Ehelosigkeit  abgelegt  haben,  keinen  giltigen  Eheverbacd 
schliessen.  Diese  Bestimmung  beruht  auf  den  Satzungen  der  römisch- 
katholischen  Kirche,  nach  welchen  das  in  dem  Empfange  der  höheren 
Weihen  und  in  der  Ablegung  feierlicher  Gelübde  begründete  Ehe- 
hinderniss  erst  mit*  dem  Tode  der  Person  und  nicht  auch  mit  dem 
Austritte  aus  der  kathol.  Kirche  erlischt.  Jene  Bestimmung  ist  auch 
durch  das  mit  dem  kais.  Patente  vom  8.  October  1856,  B.-6.-BI. 
Nr.  185,  erlassene  Eliegesetz  in  keiner  Weise  abgeändert  worden, 
indem  auch  die  mit  diesem  Patente  als  Anhang  IL  erlassene  An- 
weisung für  die  geistlichen  Gerichte  in  Ehesachen  im  §.  24,  Geist- 
liche, welche  höhere  Weihen  empfangen  und  Ordenspersonen,  welche 
feierliche  Gelübde  abgelegt  haben,  eine  Ehe  zu  schliessen  für  unfähig 
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erklärt  hat,  und  als  das  mit  dem  kais.  Patente  vom  8.  October  1856, 
R.-G.-Bl.  Nr.  185,  erlassene  Ehegesetz  mit  dem  Gesetze  .vom  25.  Mai 
1868,  R.-G.-Bl.  Nr.  47,  ausser  Kraft  gesetzt  worden  war,  hatten 
nach  Art.  I.  dieses  letzteren  Gesetzes  an  die  Stelle  des  aufgehobenen, 
wieder  die  Vorschriften  des  vom  Eherechte  handelnden  zweiten  Haupt- 
stückes des  allg.  bürgl.  Gesetzb.  und  der  hiezu  nachtraglich  erflos- 
senen  Gesetze  und  Verordnungen  zu  treten,  insoweit  dieselben  zur 
Zeit,  als  das  kais.  Patent  vom  8.  October  1856,  Nr.  185,  in  Kraft 
trat,  bestanden  haben  und  durch  das  neuerlich  erlassene  Gesetz^  nicht 
abgeänd-ert  wurden.  Die  Bestimmnng  des  §.  63.  allg.  bürgl.  Gesetzb. 
bestand  aber  ^ur  Zeit  des  Eintrittes  der  Wirksamkeit  des  kais.  Pa- 
tentes vom  8.  October  1856  noch  unverändert  in  Kraft,  und  sie  hat 
auch  durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1868,  R.-G.-Bl.  Nr.  47,  keine 
Abänderung  erlitten,  da  in  diesem  letzteren  Gesetze  über  die  vom 
allg.  bürgl.  Gesetzb.  aufgestellten  Ehehindernisse  überhaupt  und  ins- 
besondere bezüglich  des  Ehehindernisses  des  §.  63.  allg.  bürgl  Gesetzb. 
eine  Bestimmung  nicht  enthalten  ist.  Die  Aufhebung  der  Bestim- 
mung des  §.  63.  allg.  bürgl.  Gesetzb.  kann  aber  auch  in  dem  Ge- 
setze vom  25.  Mai  1868,  Nr.  49,  nicht  gefunden  werden.  Dieses 
Gesetz  hat,  wie  seine  Aufschrift  zeigt,  die  Bestimmung,  dieintercon- 
fessionellen  Verhältnisse  der  Staatsbürger  in  .der  darin  angegebenen 
Beziehung  zu  regeln.  Von  den  Normen  des  bürgerlichen  Rechtes  be- 
züglich der  Ehe  und  der  Ehehindernisse  ist  dort  überhaupt  keine 
Rede,  und  insbesondere  hat  es  dieses  Gesetz  vermieden,  über  die 
Frage  zu  entscheiden,  ob  die  durch  die  Angehörigkeit  zu  einer  Kirche 
oder  Religionsgenossenschaft  bedingte  Beschränkung  der  persönlichen 
Fähigkeit  zur  Eingehung  einer  Ehe  durch  den  Austritt  aus  der  Kirche 
oder  Religionsgenossenschaft  bestehe  oder  nicht.  Der  Art.  4.  des 
Gesetzes  vom  25.  Mai  1868,  R.-G.-Bl.  Nr.  49,  hat.  nur  ausgesprochen, 
dass  nach  vollendetem  vierzehnten  Lebensjahre  Jedermann,  ohne 
Unterschied  des  Geschlechtes ,  unter  der  Voraussetzung  eines  die" 
eigene  freie  Ueberzeugung  nicht  ausschliessenden  Geistes-  oder  Ge- 
müthszustandes,  die  freie  Wahl  des  Religionsbekenntnisses  gestattet 
sei ;  der  Art.  6.  desselben  Gesetzes  befasst  sich  nur  mit  der  Bezeich- 
nung der  Bedingungen,  welche  nothwendig  sind,  damit  der  Austritt 
aus  einer  Kirche  oder  Religionsgenossenschaft  gesetzliche  Wirkung 
habe.  Der  Art.  5.  bestimmt  zwar,  dass  durch  die  Religionsver- 
änderung alle  genossenschaftlichen  Rechte  der  verlassenen  Kirche 
oder  Religionsgenossenschaft  an  den  Ausgetretenen,  ebenso  wie  die 
Ansprüche  dieses  an  jene  verloren  gehen.  Allein  dass  bei  dem  Aus- 
tritte aus  der  römisch-katholischen  Kirche  auf  Seite  des  Ausgetretenen, 
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welcher  die  Befreiung  von  der  angelobten  VerpflichtuQg  zur  Ebelo^g* 
keit  in  Anspruch  nimmt,  nicht  von  einem  Ansprüche  <^er, Rechte 
gegen  die  verlassene  römische  Kirche  die  Bede*  sein  und  daas  ^d 
solcher  Anspruch  nicht  an'  und  für  sich  durch  den  einseitig^en  Act 
des  Austrittes  begründet  werden  könnte,  erscheint  wohl  als  unzweifel- 
haft; im  Gegentheile  könnte  bei  der  Aufrechthaltung  d^  in  dem 
Empfange  der  höheren  Weihen  und  in  der  Ablegung  des  feierlichen 
Gelübdes  der  Ehelosigkeit  begründeten  Ehehinde^nisses  nar  etwa  fon 
einem  genossenschaftlichen  Bechie  der  verlassenen  römisch-katho- 
lischen Kirche  an  den  Ausgetretenen  die  Bede  sein*  In  dieser  Be*- 
Ziehung  kommt  jedoch  zu  erwägen ,  dass  J.  H.  als  österreichischer 
Staatsbürger  nach  §.  4.  des  allg.  bürgl.  Gesetzb.  diesem  Gesetze  unter- 
worfen ist ;  dass  es  die  staatliche  Gesetzgebung  war,  welche  das  Ebe- 
hinderniss  des  §.  63.  allg.  bürgl.  Gesetzb.  aufgestellt  hat,  und  dass 
so  lange  nicht  wieder  die  staatliche  Gesetzgebung  dieses  Ebehinder- 
niss  aufgehoben  bat ,  die  Aufrechterhaltung  desselben  nicht  als  ein 
durch  den  Beligionswechsel  nach  Art.  5.  des  Gesetzes  vom  25.  Mai 
1808,  B.-G.-Bl.  Nr.  49,  erlöschendes  Becht  der  römisch-katholischen 
Kirche  gegen  den  Ausgetretenen,  sondern  als  ein  Gebot  des  bisher 
nicht  aufgehobenen  staatlichen  Gesetzes  aufzufassen  ist.  Die  Auf- 
hebung des  §.  63.  allg.  bürgl.  Gesetzb.  kann  endlich  auch  aus  der 
Bestimmung  des  Art.  16.  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1868,  B.-G.-BI. 
Nr.  49,  nicht  gefolgert  werden,  denn  mit  diesem  Artikel  wurden  eben 
nur  die  den  Vorschriften  des  Gesetzes  vom*25.  Mai  1868,  Nr.  40, 
widerstreitenden  Bestimmungen  der  früheren  Gesetze  und  Verord- 
nungen ausser  Anwendung  gebracht.  Diese  Bestimmung  kann  aber 
nicht  auch  auf  den  §.  63.  allg.  bürgl.  Gesetzb.  bezogen  werden,  da 
das  Gesetz  vom  25.  Mai  1868,  Nr.  49,  die  Bestimmungen  des  allg. 
bürgl.  Gesetzb.  über  die  Ehehindernisse  überhaupt  unberührt  belassen 
hat  und  diese  Bestimmungen  daher  nicht  zu  jenen  Gegenständen  und 
Beziehungen  gerechnet  werden  können,  welche  das  Gesetz  vom  25.  Mai 
1868,  Nr.  49,  in  anderer  Weise  geregelt  hat.  Es  ändert  an  dieser 
Auffassung  auch  nichts,  wenn  man  von  der  Anschauung  ausgeht, 
dass  die  Bestimmung  des  §.  63.  allg.  bürgl.  Gesetzb.  lediglich  auf 
dem  exclusiven  Standpunkte  der  Staatskirche  beruhe  und  in  das  allg. 
bürgl.  Gesetzb.  nur  zu  dem  Zwecke,  um  den  Satzungen  der  römisch- 
katholischen Kirche  auch  die  staatliche  Geltung  zu  sichern,  aufge- 
nommen worden  sei.  Denn  wenn  die  österreichische  Gesetzgebung) 
ungeachtet  sie  jenen  exclusiven  Standpunkt  aufgegeben  hat,  dennoch 
die  Bestimmung  des  §.  63.  allg.  bürgl.  Gesetzb.  unverärldert  fortbe- 
stehen Hess ,  so  bekundet  dies  eben  .das  Vorhandensein  auch  eines 
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staatlichen  Interesses,  das  Ehelnnderniss  des  §.  63.  allg.  bürgl.  Gesetzb. 
auch  iür  Personen,  welche  aus  der  römisch-katholischen  Kirche  aus- 
getreten sind,  aufrecht  zu  erhalten.  Den  Gerichten  kommt  es  nicht 
zu,  die  Gründe  zu  untersuchen,  welche  sich  etwa  für  die  Aufhebung 
oder  Abänderung  des  allg.  bürgl.  Gesetzb.  geltend  machen  lassen; 
sie  können  und  dürfen  bei  Anwendung  bestehender  Gesetze  sich 
WBder  in  die  Beurtheilung  der  gesetzgebenden  Gewalt  über  die  Zu- 
lädsigkeit  oder  Ünzulässigkeit  abändernder  Bestimmungen  vorgreifen, 
noch  endlich  ein  bestehendes  Gesetz  durch  Schlussfolgerungen  als 
ausser  Wirksamkeit  getreten  erklären,  sondern  mussten  sich  bei  ihren 
Entscheidungen  lediglich  daran  halten,  dass  die  Anwendung  des  §.  63. 
allg.  bürgl.  Gesetzb.  —  wie  vorstehend  erörtert  wurde  —  bisher  im 
gesetzlichen  Wege  nicht  ausser  Kraft  gesetzt  worden  ist.  Demge- 
mäss  wurden  die  angefochtenen  gleichlautenden  untergerichtlichen 
Entscheidungen  als  dem  Gesetze  entsprechend  bestätigt. 
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XXII. 
OesterreicfiJsciier  Cuttus^linisterial-Erlass  vom  22.  December 

1880  Z.  19878, 

betr.  die  von  ung.  Staatsangehörigen  beijmbringenden  Nachweise 

behufs  Eheschliessung  in  Oesterreich. 

Im  Archiv  Bd.  41.  S.  453  ff.  theilten  wir  einen  österr.  Cultus- 
ministerialerlass  vom  28.  Nov.  1878,  betr.  die  Eheschliessung  minder- 
jähriger nng.  Staatsangehöriger  in  Oesterreich  mit.  Das  Verordn.-Bl. 
fär  den  Dienstbereich  des  k.  k.  Ministerium  für  Cultus  and  Unter- 
richt vom  J  1881  Nr.  20  macht  nnn  einen  erläuternden  Erlass  vom 
22.  December  1880  kund,  welcher  lautet,  wie  folgt:  . 

»Zur  Beseitigung  mehrerer  Zweifel,  welche  sich  bei  der  An- 
wendung des  hierortigen  Erlasses  vom  28.  November  1878  Z;  18104 
ergeben  haben,  wird  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Ministerium  des 
Innern  .Folgendes  erlassen: 

1.  Die  Zeugnisse  des  kgl.  ung.  Ministeriums  for  Cultus  und 
Unterricht  über  die  persönliche  Fähigkeit  zur  Eheschliessung  sind 
von  den  ungarischen  Staatsbürgern,  welche  sich  in  der  diesseitigen 
Reichshälfte  verehelichen  wollen,  ohne  Unterschied,  ob  dieselben  schon 
volljährig  oder  noch  minderjährig  sind,  beizubringen. 

2.  In  eine  Prüfung  der  rechtlichen  und  thatsächlichen  Voraus- 
setzungen dieser  Zeugnisse  überhaupt  und  insbesondere  mindi^rjähri- 
gen  Ehewerbern  gegenüber,  selbst  wenn  dieselben  verwaist  sind,  ist 
seitens  des  um  die  Trauung  angegangenen  Seelsorgers  oder  sonstigen 
Trauungsorganes  nicht  einzugehen,  da  sich  das  kgl.  ung.  Ministerium 
für  Cultus  und  Unterricht  zur  Ausstellung  derartiger  Zeugnisse  nur 
dann  bestimmt  finden  kann,  wenn  hiegegen,  auch  vom  Standpunkte 
des  ungarischen  Civil-,  beziehungsweise  Vormundschaftsrecfates  kein 
Anstand  obwaltet. 

8.  Nachdem  sich  die  Cognition  hierseitiger  Trauungsorgane 
nur  auf  die  formelle  Prüfung  der  erwähnten  Fähigkeitszeugnisse  za 
beschränken  hat,  so  erscheinen  für  dieselbe  die  mit  dem  Hofkanzlei- 
decrete  vom  18.  August  1831  Z.  18449,  bezw.  Justizhofdecrete  vom 
11.  November  1831,  J.  G.  S.,Nr.  2587  verlautbarteu  Bestimmungen 
des  ungarischen  Rechtes  irrelevant. 

4.  Den  Trauungsorganen  ist  es,  falls  sie  der  ungarischen  Sprache 
nicht  kundig  sfnd,  anheimgestellt,  die  Ehewerber  zur  Beibringung 
beglaubigter  Uebersetzungen ,  der  von  ihnen  producirteu,  in  dieser 
Sprache  ausgestellten  Fähigkeit^zeugnisse  und  sonstigen  Urkunden 
zu  verhalten.c 
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XXIII. 

Denkschrift  des  Cardinais  Haynald  vom  10.  Februar  1882  Über 
den  ungarischen  IWittelschul-Gesetzentwurf. 

Dem  ungarischen  Reichstage  liegt  zur  Zeit  (10.  Februar  1882) 
wiederum  ein  Gesetzentwurf  zur  Regelung  der  Gymnasien  und  Real- 
schulen vor.  Dieser  Gesetzentwurf  bildet  gegenwärtig  den  Gegen- 
stand eingehender  Berathungen  im  Schosse  eines  Subcomitös,  zu 
welchem  auch  Vertreter  der  verschiedenen  Confessionen  und  einzelne 
Schulmänner  als  Experten  geladen  wurden.  Der  Card.-Ffirstprimas 
Johannes  Simor  ersuchte  auf  die  Einladung  des  ünterrichtsministers 
Trefort^^n  Cardinal-Erzbischof  Haynald  um  Uebernahme  der  Ver- 
tretung der  katholischen  Rechte  und  Interessen  in  jenen  Subcomit^s. 
Card.  Haynald  kam  diesem  Ersuchen  bereitwillig  nach,  hielt  jedoch 
vorher  noch  eine  Berathung  mit  den  in  Buda-Pest  weilenden  katho- 
lischen Bischdfen,  um  auf  Grund  der  gemeinsam  gefassten  Beschlüsse 
dem  Comite  eine  Denkschrift  zu  überreichen ,  worin  der  Standpunkt 
der  kathol.  Kirche  gegenüber  dem  -neuen  Gesetzentwurfe  in  ebenso 
entschiedener  als  begründeter  und  würdiger  Weise  gewahrt  wird. 
Die  Denkschrift  lautet  nach  der  üebersetzung  des  »Pesther  Loyd«  vom 
10.  Februar  1882,  wie  folgt: 

Geehrter  Ausschuss!  Der  ungarische  katholische  hohe  Klerus 
hat  von  Seite  Sr.  Excellenz  des  gegenwärtigen  Cultus'ministers  in 
der  Erledigung  katholischer  Schulangelegenheiten  nur  Billigkeit  und 
unzweifelhaften  guten  Willen  erfahren,  welchen  der  Herr  Minister 
in  der  zeitweiligen  Begleichung  der  aus  jener  principiellen  Stellung, 
welche  durch  die  bestehende ,  von  uns  nie  zu  billigende  Situation 
aufgenöthigt  worden ,  erfliessenden  Schwierigkeiten  unserer  Mittel- 
schulen bethätigt  hat.  ( Unsere  Mittelschulen,  denn  wie  immer  die- 
selben von  Jenen  genannt  werden  mögen,  welche  die  unzweifelhaft 
bestehende  rechtliche  Stellung  ignoriren,  so  kennen  wir  sie  doch  nur 

als  solche^  und  können  sie  nur  als  solche  nennen  lassen.)  Eben  darum 
« 

würden  wir,  vertrauend  auf  Gerechtigkeitsliebe  und  wohlwollende 
Zuvorkommenheit,  auch  für  die  Zukunft  keine  von  ihm  herrührende 
Schwierigkeiten  befürchten. 

und  ich  will  gern  gestehen,  dass  wir  auch  jetzt  schon  zu  Danke 
verpflichtet  sind  für  den  Entwurf,  der,  einen  drückenden  Punkt  des 
früheren  Gymnasialgesetzentwurfes  verbessernd,   die  mit  Rücksicht 
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auf  die  höheren  Schulzwecke  sehr  richtige  Verfuguug  eathält,  dass 
hinsichtlich  der  Professoren  der  Mönchsorden  die  ministerielle  Ge- 
nehmigung betreffs  ihr»  Verwendung  oder  Transferirung  nieU  noth- 
wandig,  sondern  dass  es  vielmehr  genügend  sei,  dem  Ministerium 
über  deren  Anstellung  nachträglich  Bericht  zu  erstaiiten,  was  jader 
Begienv^g  ohnedies  die  Möglichkeit  in  die  Hand  gibt,  sieh  über  i\t 
Befähigung  der  Betreffeoden  zum  Lelu:amte  noch  rechtzeitig  zu  in- 
formiren;  übrigens  ist  dies  nicht  eine  uns  zugestandene  Begünstigung^ 
denn  im  Sinne  des  Gesetjjentwurfes  würde  ja  die  Regierung .  auf  die 
Anstellung  der  Professoren  in  Schulen  nicbtkatholiöeher  Coufessioii 
auch  nicht  ,dO  viel  Einfiuss  nehmen. 

Indeßsen  weder  den  obersten  Hütern  katholischer  Intereasen, 
die  jetzt  ihrem  Vertrauen  freudigen  Ausdruck  gebea,  noch  dem  der- 
zeitigen Leit^  des  JJnterrichts-Ministeriums  ist  hienieden  ewiges 
Leben  beschieden  ~  da  ja  die,  göttliche  Fürsehung  auf  eine  odear  die 
andere  Weise  über  unser  Aller  Schicksal  verfügt  -^,  während  die 
katholische  Kirche  und  ihre  im  katholischen  Glauben. und  nach  den 
Satzungen  unserer  Kirche  zu  erziehenden  Generationen,  sowie  ihre 
Lehren ,  Interessen  und  Bechte  für  und  für  bestehen  werden;  es 
müssßi^  daher  die  leitenden  Kreise  der  Kirche  auf  alles  das  hinweisen, 
was  für ,  die  Satzungen  und  Interessen  derselbe  Gefabren  bergen 
könnte  oder  für  dieselben  3chädlicb  zu  werden  droht ; -ja  diese  Kreise 
müssen  dieSanirung  solcher  üebelstände  competenten  Orte9  beaehle»- 
nigen,  und  zu  ihren  unabweislichen  Aufgaben  gehört  e^,  die  drohen- 
den ßefahren  abzjiwißnden. 

In  solcher  Absicht,  zur  Erfüllung  dieser  Aufgaben  wende  auch 
ich  mich, als  ein  Obarhirt  der  katholischen  Kirche,  diesfaU^.Bevcdl- 
mächtigter  des  Landes-Primas,.  wie  auch  als  DiOlmetsch  der  v<m:>mir 
äjiju^ge^i^uckten  Ansichten  und  VtTünsche  meiner  zahlreichen.  GoUegen 
und  en^Uch  a^s  Patroi^atsherr  einea  erzbischößicben  Gymnasiums 
an  den  geehrten  Ausschuss,  um  jene  Ueberzeugungen  auszudrücken, 
die  ich  mit  Bücksipht  auf  unsere  vitalsten  Interessen  und  unsere 
Schulen  in  Bezug  au|  den  auf  dem  Tapet  beiindliobon  Mittelsofaul- 
gesetzentwurf  nicht  v^rschweigeii  darf.  . 

Insbesondere  mnss  ich  mich  zuvörderst  g^gm  j^m  Auffassang 
aussprechen,  welche,  die  ikathelisßhen  Mittelschulen  unter  YaHsUndigef 
Verkennung  i\hes  wirk1,ichen  Wesens  in  staa^re!chtü^er  Beziehung 
in  eine  andere  Categorie  reihen ,  als  die  Schulen  der  übrigen  Con* 
fessionen,  um  dann  die  Schulen  de^r  katholisehen  Kirche^  anf  legis- 
latorischeni  Wege,  einem  für  dieselben  drückenden ,  deren  Principien 
und  Interessen  v^rleta^enden  Einfiuss  zu  unterornlnen. 
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Um  Missverständnissen  vorzubeugen,  will  ich  vorausschicken, 
dass  ich  den,  sich  aus  dem  obersten  Patronatsrechte  des  Königs  über 
die  katholische  Kirche  Ungarns  ergebenden  nützlichen  und  wirksamen 
Einfiuss  des  ungarischen  OuÜusministers  auf  jene  katholischen  Lehr- 
anstalteny  welche  aus  dem  durch  das  Ministerium  verwalteten  Fond 
dotirt  werden,  bis  zur  weitern  Regelung  der  Ausübung  des  obersten 
Patrouatsrechtes  nicht  difficultire,  ja  dass  ich  diesen  Einfluss  bis  zu 
dem  erwähnten  Zeitpunkt  in  vollster  Integrität  aufrechterhalten 
sehea  möchte;  allein  jenen  aus  dem  patronatsherrsch^aftlichen  Ver- 
hältnisse sich  niisht  ergebenden,  im  Mittelschulgesetzentwurf  aber 
nichtsdestoweniger  zum  Ausdruck  gelangten  Zustand,  wonach  der  den 
übrigen  Gonfessionen  hinsichtlich  ihrer  Mittelschulen  zugestandene, 
freiere  Wirkungskreis  gerade  unseren  Lehranstalten  entzogen  wird, 
diesen  Zustand  werde  ich  weder  je 'billigen,  noch  gelegentlich  der 
Verhandlung  der  Vorlage  im  Oberhause  billigen  können.  Und  das 
ist  es  eben,  was  ich  im  Nachstehenden  achtungsvoll,  des  Weitem  anzu- 
führen gedenke. 

Als  absolut  unrichtig  muss  ich  folgende,  im  Gesetzentwurf  zum 
Ausdruck  gelangte  Motivirung  betrachten: 

1.  als  ob  die  katholische  Kirche,  die  keine  Autonomie  /  besitzt, 
auf  ihre  Lehranstalten  jenen  Einfluss,  welchen  das  Gesetz  den  eine 
Autonomie  besitzenden  protestantischen  Gonfessionen  und  zweifelsohne 
auch  den  griechisch-orientalischen  Ghristen  und  den  Israeliten  garan- 
tirt  wissen  will,  nicht  ausüben  kann;  ferner 

2.  dass  es  den  —  ich  zweifle  nicht  —  wohlwollenden  Kreisen, 
welche  selbst  das  Dasein  der  hellstrahlenden  Sonne  durch  langwierige 
Verhandlungen  erst  bewiesen  haben  möchten,  gefallen  hat,  die  eigen- 
thumsrechtliche  Natur  der  im  Sinne  der  vielhundertjährigen  Ueber- 
zei^ung  und  Uebung,  im  Sinne  der  betreffenden  Stiftungsbriefe  und 
königl.  Patronatsverleihungen  und  der  allbekannten  Gesetze  von  den 
Jahren  1548,  1550,  1560  und  1790/91  u.  s.  w.  unbestreitbar  katho- 
lische Fonds  in  Frage  zu  ziehen  und  diesem  jeden  positiven  Grundes 
entbdirenden  und  die  primigene  Kirche  Ungarns  ihrer  Rechte  be- 
rauben wollenden  Zweifel  praktischen  Ausdruck  zu  geben,  eine  zur 
Proiung  des  EigentHumsrechtes  berufene  neumodische  neoaquistische 
Oommission  zu  entsenden,  welche  die  Beendigung  ihrer  Arbeit  von 
Jahr  zu  Jahr  aufschiebt,  wodurch  —  ich  zweifle  nicht  --,  ohne  un- 
rechte Absicht,  bewirkt  wird,  dass  in  dem  verursachten  Dunkel  das 
legislative  Vorgehen  für  die  katholische  Kirche  nachtheilig  sei ,  wie 
dies  der  gegenwärtige  Gesetzentwurf  zur  Genüge  beweist. 

Wie  gesagt^,  ich.  kann  keinesfalls  diese  beiden  icpwiov  ^euioc 
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annehmen,  auf  deren  anhaltbarer  (nicht, nur  schwankender,  sondern 
zweifelsohne  aach  nichtiger)  Grundlage  die  neue  Mittelschulgesetz- 
gebung, wie,  es  scheint,  aufgebaut  werden  will. 

Ich  nehme  das  erste  unhaltbare  Grundprincip  nicht  an,  weil 
die  katholische  Matterkirche  ihre  eigenartige ,  stets  anerkannt  ge- 
wesene Autonomie  besitzt,  die  sie  während  der  verflossenen  Jahr- 
hunderte stets  geltend  gemacht  und  welche  durch  die  üebung  der 
königl.  Patrona^srechte  durch  die  Organe  des  Staates ,  der  sich  zu 
der  einst  dominirenden*  katholischen  Kirche  bekannte,  keineswegs  ge- 
läugnet  wurde,  da  diese  nicht  zum  Schaden  der  katholische  Kirche 
und  nicht  zur  Beeinträchtigung  ihrer  Bechte  und  auich  nicht 
zu  irgend  welchem  Präjudiz ,  sondern  gerade  zu  deren  Schutz  und 
Vortheil  dienen  wollte.  Dieses  königl.  Schutzrecht  kann  daher  auch 
jetzt  in  der  Aera  der  veränderten  religiös-politischen  Situation  keines- 
wegs in  gerechter  Weise  zur  Schädigung  der  Kirche  benätzt  wer- 
den; besonders  aber  nicht  aus  dem  Oesichtspunkte  ,*  weil  an  Stelle 
der  Organe  des  ehemals  katholischen  Staates  ider  neue  verantwort- 
liche palamentarische  Minister  getreten  wäre ;  denn  auch  dieser  kann 
nidit  eineu  Eisfluss  von  neuer  Auffas^ng,  sondern  nur  einen,  die 
alte  Praxis  vorläufig  ehrlich  vertretenden,  dieselbe  keineswegs  alte- 
rirenden  und  schädigenden  Einfluss  üben. 

Auch  bietet  keinen  ferneren  Anlass  zuin  Leugnen  oder  zur 
praktischen  Ignorirnng  dieser  kirchlichen  Autonomie  der  Umstand, 
dass  die  parlamentarisch  geartete  Autonomie,  in  deren  Verhandlang 
wir  uns  1S70/71  in  Folge  der  damaligen  Zeitumstände  auf  Initiative 
des  in  Gott  ruhenden  Ministers  Baron  Josef  EötvOs  eingelassen  haben, 
der  a.  h.  Erledigung  nicht  theilhaftig  wurde ,  als  wir  <las  Besultat 
des  diesbezä^ich  stuttgefundenen  Oongresses  vorlegjten. 

Wie  gesagt,  kann  auch  das  Niemanden  über  die  Autonomie 
unserer  Kirche  irre  machen,  denn  noch  immer  besteht  die  alte  tausend- 
jährige Autonomie  der  Kirche  zu  Becht,  weldie  man  ihr  nicht  weg- 
decretiren,  wdche  «man  nicht  als  rechtlos  betrachten  und  über  welche 
man  —  sine  me  de  me  —  zum  anbestreitbaren  Schade  unserer 
Interessen  nicht  dort  Verfügungen  treffen  kann ,  wo  nicht  die  Will- 
kür herrscht,  sondern  wo  Becht  und  Gerechtigkeit  in  Ehren  ge- 
halten werden. 

Auch  jene  neue  Autonomie  konnte  keineswegs  durch  die  Be- 
absichtigung und  durch  die  Vorbereitung  ihrer  Errichtung  die  alle- 
zeit bestandene  Autonomie  der  Kirche  ungiltig  machen,  welche  schon 
durch  die  Existenz  der  letzteren  bewiesen  ist;  sie  hätte  durch  ihr 
Zustandekommen  nur  den  Bahmen  der  alten  Autonomie  erweitem, 


1 


Card.  Haynalds  Denkschrift  über  den  ung.  MUMschul-GeB^-Entw,    315 

deren  äussere  Rechtsäbung  und  deren  modus  procedendi  nach  auasen 
hin  abändern  können. 

Die  Kirche  besitzt  ihre  Autonomie,  welche  1.  in  der  unt&rsim 
Stufe  in  der  auch  bisher  an  vielen  Orten  bestehenden  pfarrkirch- 
lichen  Beprasentainz ,  in  d6r  Vorsorge  und  Leitung  der  Diöcesan- 
schuten  nach  SchulstüWen,  DeehanteiWr  u?.  s.  w/;  2i  in  der  die- 
cesänen  Gebahrung  der  fast  aussehtiesshch^ngeistUcben  Stiftungen 
(bei  Controle  dos  Bischofs  oder  des  Capitels) ;  an  aillerhödister  Stelle 
in  der  Thätigkeit,  der  die  Angelegenheiten  der  ehedem  dominiren^ 
den  kath.  Kirche  im  Namen  und-  im  Dienste  des  kdnigL  Patrons 
erledigende^  Oanzlei  und  Statthalter  ei , .  und  in  dem  Amiaren  der 
studiorum  Commissio  ihren  Ausdruck  und  ihre  Mittel  gefunden  hat ; 
air  diese  beünden  sich  entweder  noch  in  ihrem  alten -Status  oder  in 
ihrer  provisorischen  Vertretung.  —  Der  ünisrtand,  »dass  die  Form  der 
Constitution  des  Landes  sidi  geändert  hat,  konnte,  diese  AutouQmie 
in  ihren  Bechten- und  ihrem  Wirken  nicht  ändern  und  ^rchädigen^ 
wie  er  auch  die  eigenthümliche  Autonomie  der  Protestanten  nitht 
geschädigt  hat.  .  >*     '  i 

Das9  aber  der  in  das  Beiigionsleben  der  Unganii:  später  eilige'^ 
tretene  Protestantismus  in  der  Geltendmachung  ^seiner  Autonomie 
nicht  der  Autonomie  der  uispttfingliob^  u^arischen  Kirche  gleicht: 
das  resultirt  aus  den  verschiedenen  Gi^uhdlefaren  und  Principien  der 
beiden  Beligiotfsgeöelteehaften  und.  kann  nur  zur  Ignorirnog  und 
Ableugfiuug  der  Autonomieder  katholischen« Eünsfaes'^ «die« die  Natur 
der  Kitehe  vollständig  verkennenden  >  ceufeteionellen  Gegner  oder 
katholische  doctrinäre  Idealisten.' führen.  .  ..  .  .  :         / 

Was  die  zw^te  Argqmeutationv  nämlictt .  d^  bezüglich  des 
Besitzrech tes^des  katholischen  ScHülen*  und  Stpdienfonds. aufgeworfene 
Frage  betri£ftv  so*  kann  ich  diese  in  Kuncem  beendigen. 

Wenn  Jemand  mein  Besitzrecht^  verdächtigt,  leug^t :  «so  muss 
nicht  ich,  der  ein  Jahrhunderte  altesjBesitzreoht  erbt,  mein: BecM 
beweisen^  Sondern  er  muss^  seine  Neg^ti^ir  beweisen^  So  lange  er  dies 
nicht  thut,  wäre  es  sowohl  vom  administrativen,  wie  vom.  legislativen 
Standputikte  'eine  flagrante  Besiti^rt^iSirung ,  Ungereohtigkeit)  wenn 
man  mich  in  einen :  Ungünstigeren  Zustand  versetzen,  mich  für  minder 
berechtigt  halten ,  oder  decretiren  wollte  wie  Jene ,  die  nicht  mehr 
Becht  als  ich  besitzen. 

Jawohl  es  ist  eine  St&rung  eines  alten  Besitzes.  Sagt  ja  doch 
die  minfisterielle  Motivirung  auf  Seite  2&  des  Gesetzeniwuils  selbst: 
»Die 'Schule  entspross  ursprünglich  aus.  dem  Boden;  der  Kif che  .  ..  . 
In  Ungarn  war>  die  katholische  Kirche  die   erste  Errichteriu  der 
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Schnlec  und  fBgt  wie  billig  dazu:  »Die  protestantische  Kirche  hat 
ein  Hauptgewicht  auf  die  Schulen  gelegt.  Das  Volksschulwesen  ist 
noch  heute  überwiegend  in  den  Händen  der  Cmfessumen,^  Und  mit 
Recht.  Man  soll  es  auch  nicht  aus  der  Hand  der  Kirchen  nehmen,, 
wenn  man  nicht  dje  Irreföhr^ng ,  Seh wäcliapg  unseres  ungarisohen 
Volkes  in  seinen  heiligsten  ^^iigen ,  und  moraliachon  Vj^rm^g^i  ^um 
grossen  Schien  d^  Vaterlandes  find  ,4^  Ilation  er£ajir^  .will. 
Schon  jetzt  kann/  jßdear  ^arf  beub^htende  und  denkende  Ms»)n 
nicht  nur  an  einem  Orte  4i^' bedaaternswertban  Eoigep  der  confessions- 
losen  gemeinsamen  Elementarschulen  erfahi^ei^.    \'    ,t 

Waa  ab^r  bezfiglicfb  dfi^,  Volkssohde^  steht^  dasr  Bell  auch  auf 
den  MittelschulenrUntßirichiisQeitqDg  habenv  ;  und'  6S  j»lige  :  auch 
hier  die  OleiehberecbtiguQg  sein.  IkSijb^^ii^ohem,  Rechte  .niausit  der 
Qeset^entwprf  dem  u^rfingliclten  ^chulenarrichter  das,  was  er  dem 
neueren  Schulenerrichter  richtigerweise  gibt?  Das  was  furzen. Einen 
angezeigt  und  lücht  :8chädlieh  istv'  das  kann  auch  i^  den^/Andern 
nur. so  sein.         , .       ,       ■     .       .      « '      ;    v    , , 

Wenn  di^  n\inisterielle  Motivirung  yoq  den  .coafessiQaeUen 
Schulen.  f^v,.>il^(ds  K^fx^hl^\^^^  (des^hiblb 

wichtig,  weil : sie  ,:einen.; bedetutenden  Theil  (der  Last^ides  i^taates 
tragen ,  weil  ^uf  dem  Qebiejbe  des  öffentlichen  ^Unti^rrichts  die  Con- 
currenz,  die  mdiv^ttöll^J^twickluii^gr^^^^  nätzHch 

istc  ^  jver  trägt^^ineinj  bedeutendei^n  Xb^il^d^r  I^ai^ten  des^fitimtes, 
wi^/  dijBi  Katb#kQn  Y.  Mit:  wessen  (^elde  wiardeii  die  meisten  Gymnasien 
erhalten ?s  Die.)K^Wiil^:b^ben  ^siveima}  fO,tvie}i)Sobnl6ii.4>  wie^^-die 
Andersg)$lu][>|gen  z^sammengpnoflßmen. 

Diesen  gegenüber  erwähne  man  nicht  einmjeiil,  dein  Cnteiisofeled 
zwiscJ^eUf c  d^n  glekh , ,  zUf  «Begi^m  des  Gkisetz^ntwjDtfSi  eab^goHsirteo 
Schulea.  '^ann  ja.  do«}h  «s^bst  dte  ministerielle :Moti¥inmg4i6,con- 
fesaiflueU«!  Natur.uns^^rtScbnlen  nicht  leugnen;  Sie<^sserijö  äich 
ntoilich ^darulwr  folgender massen:         ■    '     <      ^         •- 

1.  »Die  aus  dem  staatlieb^  Budget  erhaltlElnen  e%g»ia8ieD 
8inA'Bta^li^h.j«iy,:    •■/'.'     *•'•         ,  ''-.•.>■:  ;•'    :./.   •*:i^  " 

P  2«  »die  au^itdem  StudienC^d  erh^lixrai^!  ^jrmnaritti  siaid.lac- 
tis6h<  (iii^etiiviiiBf  jÜBlctiscl^,'  sondeitinäiUiHi  rechljieb})  kathaIis'clM»nfes« 
si^n^UenrObarakt^rs  und  so- k&nnen :  sie  nicht  bestiwnt  als  staatliche 
be^eiehnetj  werden.  €  (Ff^lieb  iUldit.  'Viornehod^i^fa/ wenn  wir  ausser- 
halb der-  seh wadikend^n  Basia  eriner  zur  in  der  Natur  4er  Sache  nicht 
gelegenen (  ünter^iael^wg  'des  Eigentlummei^htes  entsendeten  C!om- 
missiou  des  .Abgcterdc^t^hausea  in  der  Entstebungsgesehiefate  unserer 
Schutexi  selbst,  in. unsere  fitiftungsbdefeüinsicht  ^arimien^ 
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3.  »Die  von  den  Lehrorden  erhaltenen  Mittelschulen,  sagt 
ferner  der  Motivenbericht,  die  auf  einer  Rechtsbasis  stehen,  welche 
sich  von  den  aus  dem  Studienfond  erhaltenen  Schulen  unterscheiden, 
werden  und  besonders  hinsichtlich  der  Anstellung  der  Lehrkräfte  von 
jenen i abweichend  geteitet^  .  .• ;  Es  w4tie'^s5^1iwei»,  jeiife  dtihkle  Be- 
hauptuiig  von  dm*  ver^hi^denän  Be6h6^a6i8^£ii^'bewldiäe^,'  wenn'tnan 
darunter- i»cht  die  unwe^ntllljhe  Abzweigui^g  d^  zweifelldden  Besitsi- 
rochtes  derselben  katholischen  Eirchbt^rsteh^tii. Willi'  Diese  sowohl 
als  äu^h  jene  sind^  bei  'äem;  dei!  1dar  Beben  will,  je^n  Zweifel  auk- 
schliessende  kath.  Schufen.      •      •'      '  •  -^      rr  :.       ic  . 

So  spricht  als«d  det^  M<otiT^beri<^hft  def&tli^ti'  voll  kath.  Gon- 
fession,  vo^  dem  thiatsäehlidh  katholischen  cdiff&ssion€01en  Oharaktet 
der  Schulen;  der  Gesetzentwurf  jedech^Mi«»  vou-VdPfö^htön  dieBMe 
ist,  lässt  nur  die  nicht-kathi^lisclien^önfessionefn^^ünstiguiigen 
theilhaftig  werden.  -^^    -'  ^    ^     v  ^  '    i         .. 

Weftn  der  Motivöhberich^  befiauptetV  Öäss  >dle  ficht  unter 
staatlicher  Leitung  stehenden  Mittelschulen  können  schwer  in  ^Allen> 
gleichen  Bestimmting^n  untm*Wörfen-werdenM,*^-s0^  i^^^eft'^tön  Con- 
fessioneii  erhalte^eii  Mittelschulen,  namentlich  dehen  dei^  Protedtatrfenv 
ein  bedeutenderes  Mass'  an  A'utonomie  -duVcfa  das  G^etit  gähttttirt 
.  .  .  .  ihnen  »hat  das  Gesetis  namhafte  Bechte  gesichert  (bezfig^ 
lieh  der  Mittelschulen),  welche  nicht  zu  verkörzeto,  odbr  gär  zurüek- 
zanehiinen,  äotiderh  vielmehr -tnH  abdehi  C^fesao&nen  und  selbst 
Privaten  zu  thellen,  die  Aufgabe  der  gegenwärtigen '  i^egiöiattve  sein 
muss:«  gadÄ  richtig!  nur  möge  ä«r  QfedetzeiÄwttrf  4aä&^den  Kcitho- 
liken  jene  Rechte  nicht  versageft,  weltjöe'^  '^öfl-  Pi#6iftftötfeh^gl^- 
reobterweise  sichert.  '    ■    ■.  \  ■.  '  -'ii         iJu:^;^^   ki-.'^^^ 

Nach  der  mnisteriellen  Motivirüttg  mö^e  aueffcJJifemiand  sagen, 
die  Protestanten  haben  bereits^  17&0  ihte  ^ E^hfce  et^iftlte»^.  =^»T^i^ 
Katholiken  sind  immer  unter  Staätsaitfätcht  gestafaden.«  D^ä'hatt^ 
nur  einen  Sinn ,  als  in  Ungarn  nöck  dör  ^k^thöÜschfef  Gladbe  ab 
herrschende  Religion  arieirkarint  wirde.^         -     ^  ^'     '^^ 

Der  Staat  war , katholisch ,  er  übte  durch  katholls^hie  Com- 
missionen  die  Paironatsrechte  ded  ofo^rsteä  fichut^hemi  äiisr,  während 
jetzt  rder  Minister  des  cohfessiimslodeii  Staates  ^  atl^dings^  hekte  iain 
Katholik  (und  «war  ein  von  un^  wegen 'Meinet  WälAeftsliebe  und 
Güte  mit  Recht  verehrtei'«nd  gfeMertk^^Maiin),>'«bW'^to'^attfc«hfk5 
und  sei  es  auch  in  später  Zukunft  (denn  Gesetze  wef^den  nieht  nur 
für  die  Gegenwlurt,  sondern  au($b  t6r<  die'Ziä^tfnft  und'  levent^l  für 
eine  isehr  späte  Zukunft  gebrächt)  mögliüheirw^e  aögh  ein  Äkattioiik 
und  ein  Nichtchtist^iünser  Schulwesen  siu^chliesdickUeitet,  woääfrcb^ 
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von  der  parallel  mit  den    17 
Bechtspraxis    bestandenen    kati 
Wenn  der  thats&chliche  Zustani 
wird  die  katholische  Kirche  ge| 
decretirt,  dieselbe  nnd  ihre  ges 
den  ihrer  unbestreitbaren  und  i 
Rechtes  der  unmittelbaren  Anß 
iischem  Oeiste  zn  leitende  Krzi 
Rechtes  der  Anfticht,  welches  sie'.. ............  ».v-v  ...v...... .     ^^.^^^■... 

ReligioDsonterricht,  sondern  aai  die  ganze  Tendenz  des  Unterrichtes 
erstreckt;  —  es  werden  die  Schalen  ihrer  Rechtsbaais  beraubt,  ihrer 
Natur  entkleidet  nnd  es  wird  eine  gefährliclie  Präcedenz  diesbezüg- 
lich in^der  Gesetzgebnng  geschaffen. 

Wir  sahen  die  beabsichtigte  Heransdrängung  der  katholisciien 
Kirche  aus  der  rechtlichen  Stellung  einer  gesetzlichen  Confession; 
sehen  wir  nun  die  Gonseqnenzen  in  jenen  einzelnen  Rechten,  nekhe 
das  neue  Gesetz  sehr  richtig  den  Schulen  der  akatholischen  Con- 
fessionen  ertheilt,  dagegen  den  katholischen  Schulen  ohne  Grund 
entzieht. 

Die  einfache  Aufzählung  derselben  wird  genügen ,  um  die  Be- 
deutung jenes  Unterschiedes  hervorzuheben,  mit  der  vorausgeschiekteH 
Bemerknng,  dass  das,  was  der  Gesetzentwurt  den  akatliolischen 
Schalen  zugesteht,  den  katholischen  versagt. 

1.  §.  74.  Die  Contessionen  (d,  i.  die  akatholischen)  u.  s.  w. 
vertagen  selbst  über  ihre  Lehranstalten, 

2.  sie  leiten  die  Direction   und  üben  die  Directionsrechte  aus, 

3.  sie  manipuliren  das  Vermfigen, 

4.  sie  stellen  die  Lehrer  an  und  sorgen  für  die  Disciplin; 
§.  84.  sie  können  die  Lehrer  frei  wählen. 

5.  §§.  76  and  77.  Bezüglich  ihrer  Schulen  bestimmt  der 
Minister  nur  das  Minimum  der  Anzahl  der  Classen  und  Jahrgänge, 
der  Dauer  der  Schulzeit  und  der  obligaten  Lehrgegenstände. 

6.  §.  77.  Die  confessionelle  Behörde  setzt  die  Lehrmethode, 
den  Lehrplan  und  die  Lehrbücher  fest. 

7.  §.  79.    Die  Confessionen  bpstimmeii  die  Uriterrichtssprachc 

8.  g.  81.  Die  Aufnahme  in  ilas  confessionelle  Gymnasium, 
bezw,  die  Gegenstände  der  Aufnahmeprüfung  und  die  erforderliehen 
Vorkenntnisse  bestimmen  die  Confessionen. 

9.  Ebenso  die  Aufnaliinegelmhr. 

10.  §.  83.  Die  conre.ssionelk  Kirchenhehönk  kann  die  Brlaub- 
niss  zum  Uehergang  von  einer  confessionellen  Anstalt  in  die  andere. 
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ebenso  zum  Aufsteigen  in  6ine  höhere  Classe  desselben  Instituts,  zur 
Ausbesserung  ungenügender  Noten,  zum  Zusammenziehen  der  Glassen 
ertheilen.  Es  muss  nur  nachträglich  Bericht  an  den  Minister  er- 
stattet  werden. 

11.  §.  89.  Die  Instruction  bezüglich  der  Maturitätsprüfung 
wird  von  den  akatholischen  ^konfessionellen  OberbehGrden  selbst  er- 
theilt.     Doch  muss  sie  eingereicht  werden. 

All  dies  wird  den  katholischen  Schtden  durch  den  Gesetzent- 
wurf nicht  gestattet^  sondern  mit  all  diesen  Rechten  das  Ministerium 
bekleidet. 

Wenn  aber,  um  das  Obengesagte  zu  wiederholen,  diese  Con- 
cessionen  mit  Rücksicht  auf  die  Förderung  der  Cultur  gut  sind,  warum 
werden  dann  dieselben  ujiserem  Schulwesen  verweigert;  —  wenn  sie 
nicht  gut  sind,  warum  werden  die  Unter  rieh  ts-Iuteressen  unserer 
andersgläubigen  Mitbürger  durch  dieselben  geschädigt? 

und  welcher  Art  und  von  welchen  Folgen  dieser  in  Bezug  auf 
'unsere  Schulen  geraachte  Unterschied  begleitet  sein  könne,  möge  man 
aus  einem  Beispiel  ersehen  — ■  Ex  uno  disce  omnes. 

Wer  da  weiss,  wie  viel  selbst  beim  fähigsten,  gebildetesten  In- 
dividuum während  der  entscheidenden,  sogenannten  Beifheitsprnfungen 
davon  abhängt,  ob  die  Examinatoren  andere  oder  dieselben  sind,  die 
auch  seine  Schulprofessoren  waren,  und  von  denen  es  gekannt,  selbst 
bei  möglicher  momentaner  Befangenheit  nicht  ungenügend  befunden 
oder  doch  gerecht  beurtheilt  werden  würde:  der  wird  es  vollständig 
begreifen,  wie  gross  die  Differenz  im  Vorgehen  ist,  wenn  bei  der 
Prüfung  von  Zöglingen  nichtkatholischer  Anstalten  eine  derselben 
Confession  angehörige  Person  präsidirt  und  nicht  ein  einziger  staat- 
licher PriifungS'Commissär  f ungirt,  während  bei  katholischen  Schulen 
ein  Begierungsorgan  präsidirt  und  zur  Prüfung  mindestens  ein  Com'- 
missär  von  der  Regierung  delegirt  wird  (§.36),  der  Katholik,  Aka- 
tholik,  Christ  oder  Nichtchrist,  befangen  oder  unbefangen  sein  kann, 
jedenfalls  aber  ein  fremder  Examinator  ist,  dessen  Anwesenheit  und 
examinatorische  Eigenschaft  allein  schon  verwirrend  wirkt,  jedenfalls 
die  Prüfung  lästiger  und  schwerer  macht  für  die  Zöglinge  katho- 
lischer Anstalten  und  in  letzter  Folge  eine  ungerechtfertigte  Pro- 
paganda macht  zu  Gunsten  solcher  Anstalten,  bei  denen  kein  fremdes 
Element  in  den  Prüfungskörper  zugelassen  wird. 

Einer  Mittheilung  des  Wiener  »Vaterlands«  1882  Nr.  55  aus  Pesth  den 
21.  Februar  entnehmen  wir  noch  das  folgendet 

Bekanntlich  hat  das  Unterrichtsministerium  in  Stellvertretung  des  obersten 
kirchlichen  Patronates  der  Krone  auch  die  Lehramts-Aspiraaten  der  katholischen 
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LehranBtailten  daza  verhalten,  däss  dieselben  nicht  nur  an  den  UniTersität^n 
ihre  Fachstadien  machen,  wogegen  wenig  einzuwenden  wäre,  sondern  überdies 
gefordert,  dass  anch  die  katholischen  Candidaten  das  interconfessionelle  Pro- 
fessoren-Seminar besuchen  und  die  Lehramtsprüfung  vor  der  ebenfalls  confes- 
sionslosen  StaatsprQfungs-Commission  ablegen.  An  der  stiftungsgeraäss  katho- 
lischen Universität  zu  Pesth  sind  nämlich  die  Fächer  der  Pädagogik,  der  Psycho- 
logie nnd  Ethik,  der  deutschen  und  ungarischen  Sprache  und  Literatur,  der 
Geographie  und  Geschichte  und  der  franz.  Sprache  und  Literatur  in  den  Händen 
Ton  Juden  und  diese  sind  auch  die  Examinatoren  der  katholischen  Candidaten. 
Es  haben  desshalb  die  katholischen  Lehrorden  bereits  zum  wiederholten  Male 
gegen  diese  ihnen  auferlegte  Verpflichtung  ihre  verwahrende  Stimme  erhoben. 
Auch  erscheint  seit  dem  1.  Januar  d.  J.  in^  Budapest  ein  didaktisches  Woeiien- 
blatt  zur  Bekämpfung  dieser  protestantisch-jüdischen  Vorherrschaft  in  der  Mit- 
telschule, und  siehe  da!  sofort  schaarten  sich  zu  Hunderten  die  Freunde  einer 
Emancipation  von  diesem  Drucke  und  heute  bilden  diese  Letzteren  schon  eine 
achtunggebietende  Macht,  vor  welcher  jene  Clique  zu  beben  anfängt.  Sie  ruft 
desshalb  das  ganze  journalistische  Israel  im  In-  und  Auslande  zu  Hilfe.  Nicht 
blos  in  den  Budapester  und  Wiener  Blättern  war  Schreckhaftes  von  der  neuen 
»clericalen  Beaction«  in  Ungarn  zu  lesen ,  sondern  der  Weheruf  erklang  auch 
bereits  in  Leipzig  und  andernorts.  Was  wird  aber  diese  Clique  erst  für  Ge- 
schrei erheben,  wenn  sie  die  neueste  Grossthat  unseres  Episcopates  in  Erfahrung 
bringt!  Wie  ich  nämlich  aus  bester  Quelle  vernehme,  hat  der  Episcöpat  den 
hochherzigen  Entschluss  gefasst,  für  die  Heranbildung  der  Lehrafniacan- 
didaten  an  katholischen  Mittelschulen  ein  besonderes  Mittel sckullehr er- 
Seminar  in  Budapest  zu  gr&nden.  Diese  Anstalt  soll  sowohl  für  geistliche 
als  für  weltliche  Candidaten  des  Mittelschul-Lehramtes  dienen.  Für  die  ersteren 
würde  ein  Internat  eingerichtet  werden;  die  letzteren  bekämen  etwa  Stipendien. 
Diese  Candidaten  hätten  auch  bestimmte  Vorlesungen  an  der  Universität  zu 
hören;  ausserdem  erhielten  sie  aber  von  besonderen  Professoren  theoretischen 
und  praktischen  Unterricht.  Zur  Errichtung  und  Erhaltung  dieses  Institutes 
sind  die  Bischöfe  zu  grossen  Opfern  bereit.  Nach  Gewohnheit  unseres  Episcopats 
folgte  dem  guten  Worte  auch  bald  die  gute  That.  An  der  Spitze  der  Bischöfe 
steht  der  Cardinal- Erzbischof  Haynald,  der  für  das  projectirte  katholische 
Seminar  die  fürstliche  Summe  von  100,000  fl.  bestimmt  hat.  Seinem  edlen 
Beispiel  folgte  der  nicht  minder  opferbereite  und  ausgezeichnete  Szathmarer 
Bischof  Dr.  L,  Schlauch,  der  für  den  gleichen  Zweck  20,000  fl.  spendet.  Die 
''übrigen  Bischöfe  sind  in  gleicher  Weij9e  zur  Deckung  der  Erfordernisse  dieses 
Institutes  entschlossen ,  und  somit  darf  man  schon  in  naher  Zukunft  der  Ver- 
wirklichung dieser  ebenso  zeitgemässen  als  segensreichen  Idee  entgegensehen. 
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XXIV. 

Die  katholischen  Parochiaiverhältnisse  im  Herzogthum 
Sachsen-Gptha  und  FUrstenthum  Schwarzburg-Sondershausen. 

• 

/.  Wip  theilten-im  Bd.  36.  S.  215  ff,  des  Archivs  das  herzogl. 
Gothaer  Regulativ  vom  Jahre  1811  über  die  kirchliche  Verfassung 
der  Katholiken  uud  ein  Promemoria  des  hochw.  Bischof  Dr.  Franis 
Drepper  vom  J.  1853  über  jenes  Religionsedict  mit.  Tn  unserem 
Lehrbuch  des  Kirch^nrechtes  2.  Aufl.  S.  230  ist  aus  Versehen  dieses 
Promemoria  dem  erst  1856  Bischof  von  Paderborn  gewordenen  Dr. 
Conrad  Martin  zugeschrieben.  Einer  freundlichen  Mittheilung  aus 
Gotha  entnehmen  wir  ferner  folgende  an  unsere  frühere  Mittheilung 
im  Archiv  und  Darstellung  in  unserem  Lehrbuch  anzureihenden 
Nachträge. 

Seit  dem  Jahre  1857  besteht  zu  Gotha  auch  eine  katholische 
Privatschule,  deren  Lehrer  vom  Bonifaciusverein  unterhalten  wird. 
Diese  Schule  steht  unter  Oberaufsicht  des  herzogl.  Oberschulrathes. 

Im  Jahre  1868  wurden  die  Parochiaiverhältnisse  der  \m  Her- 
zogthum Gotha  ausserhalb  der  Stadt  Gotha  wohnenden  Katholiken 
durch  eine  Verordnung  geändert.  Darnach  dürfen  diese  Katholiken 
die  Parochialhandlungen  von  dem  katholischen  Geistlichen  zu  Gotha 
vornehmen  lassen,  ohne  dass  die  prot.  Geistlichen  des  Wohnortes 
Anspruch  auf  Gebühren  haben  sollen  -^  also  eine  Aenderung  des 
§.  24.  des  Regulativs  für  die  kirchl.  Verfassung  etc.  vom  J.  1811. 
Im  folgenden  entnehmen  wir  aus  der  Gesetzsammlung  für  das  Herzog- 
thum Gotha  Nr.  DCCCCLXXII.  den  Wortlaut  der  betreffenden 

Verordnung  die  Parochiaiverhältnisse  der  im  hiesigen  Her^ogthume 
ausserhalb   der   Staat  Gotha   wohnenden   katholischen  Glaubensge- 
nossen betreffend. 

'      Vom  14.  December  1868. 

Publicirt  und  ausgegeben  mit  dem  298.  Stück  des  Regierungs- 
blattes, den  19.  December  1868. 

Gesetzsammlung  Bd.  XIV.  Nr.  972. 

Wir  Ernst 

Herzog  zu  Sachsen-Coburg  und  Gotha,  Jülich,  Cleve  und  Berg,  auch 
Engern  und  Westphalen,  Landgraf  in  Thüringen,  Markgraf  zu  Meisseu, 
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gefürsteter  Graf  zu  Henneberg ,  Graf  za  der  IVIark  un4.  i^iivensberg, 
Herr  za  Ravenstein  und  Tonna  etc.  etc. 

haben  in  Bezug  auf  die  ParochiaWerkältnisse  der  ini  hiesigen 
Herzogthum  ausserhalb  der  Stadt  Gotha  wohnenden  Katholiken  be- 
schlössen  und  verordnen  was" folgt: 

Der  §.  24.  des  Regulativs  für  die  kirchliche  Verfassung  der 
römisch-katholischen  Glaubensgenossen  im  Herzogthum  Gotha  vom 
Jahre  1811,  welcher  also  lautet: 

»Da  die  erste  und  wesentliche  Bestimmung  einer  jeden 
Parochie  auf  dem  Wohnorte  der  dahin  zu  zählenden  Personen 
beruht,  und  nach  diesem  beurtheilt  werden  muss,  wer  su  einer 
Parochie  gerechnet  werden  könne;  so  folgt  hieraus  von  selbst, 
dass  die  ausserhalb  der  Residenz-Stadt  Gotha  wohnenden  katho- 
lischen Glaubensgenossen  auch  noch  ferner  derjenigen  Parochie, 
in  welcher  sie  ihren  bestimmten  Wohnort  haben ,  so  lange  an- 
gehörig bleiben,  als  die  katholischen  Glaubensgenossen  für  diesen 
Ort  nicht  auch  die  pfarrlichen  Rech{e  ei^angt  haben.  Es  haben 
daher  auch  dieselben  die  eigentlichen  Parochialhandlungen ,  als 
Taufe,  Trauung,  Begräbniss,  lediglich  in  der  Parochie  ihres  Wohn- 
ortes und  von  dem  parocho  derselben  verrichten  zu  lassen.  Da- 
hingegen bleibt  ihnen  unbenommen,  nicht  nur  deni  Gottesdienst 
der  in  der  Residenz-Stadt  Gotha  wohnende»  katholischen  Glau- 
bensgenossen beizuwohnen  und  das  Abendmahl  daselbst  zu  ge- 
niessen,  sowie  ihre  in  der  katholischen  Glaubeuslclxre  erzogenen 
Kinder  zur  Firmelung  daselbst  zu  stellen,  sondern  es  wird  ihnen 
auch  nachgelassen,  sich  in  ihrem  Wohnorte  selbst,  bei  Krank- 
heits-  oder  andern  als  den  oberwähnten  ParochialföUen  des  Bei- 
standes eines  im  Lande  gehörig  angestellten  Geistlichen  ihrer 
Confession  zu  bedienen.c  ^ 

wird  dahin  abgeändert,  dass 

I.  die  katholischen  Glaubensgenossen,  welche  ausserhalb  der 
Stadt  Gotha  im  hiesigen  Herzogthume  wohnen,  befugt  sein  sollen, 
nach  ihrer  freien  Wahl  auch  die  eigentlichen  Parochialhandlungen : 
Taufe,  Trauung  und  Begräbnis3,  entwßäer  von  dem  protestantischen 
Pfarrer  ihres  Wohnorts  oder  —  gleich  den  in  der  Stadt  wohnenden 
Katholiken  —  von  dem  Geistlichen  der  katholischen  Gemeinde  in  der 
Stadt  Gotha,  sofern  derselbe  sich  hierzu  bereit  findet,  verrichten  zu 
lassen,  und  dass 

II.  dann,    wenn  nach   der   eben    getroffenen   Bestimmung  die 
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ParocbiaHiandlung  ron  dem  katholischen  Geistlichen  verrichtet  wird, 
der  protestantische  Geistliche  des  Wohnorts  and  beziehentlich  der 
daöige  Schullehrer  auf  Stolgebühren  keinen  Anspruch  haben  soll. 

Auch  ausserhalb  der  Stadt  Gotha  können  Begräbnisse  nach  den 
Gebräuchen  der  katholischen  Kirche  auf  protestantischen  Gottesäckern 
vorgenomraen  werden,  während  die  Benutzung  protestantischer  Kirchen 
zu  katholischen  Parbchialhandlungen  nach  wie  vor  ausgeschlossen 
bleibt. 

§.  3. 

Per  katholische  Geistliche  hat  bei  den  ausserhalb  der  Stadt 
Gotha  vo^genomnjeneu  Parochialhandlungen  dem  protestantischen  Orts- 
pf4rret  ,d|e  zur  Eintragung  des  Falls  in  das  Kirchenbuch  erforder- 
lichen MittheiUungen  zu  machen. 

Qx)tha^  den  14.  December  1868. 

(L.  S.>  Ernst,  H.  z.  S.-C.  u.  G. 

B.  Brückner. 


I     t 


//.  Auch  die  Verhältnisse  im  Furstenthura  Schwarzburg-Son- 
dershauseö  (vgl.  Fmnsr,  Lebrb.  2.  Aufl.  S.  231)  haben  sich  seit  1870 
geändert.  Seit  dem  J.  1870  ist  nämlich  in  Arnstadt  ein  Geistlicher 
angestellt,  der  vollständigen  Gottesdienst  hält;  seit  drei  Jahren  hat 
die  Mission  eine  Kirche,  bei  der  sich  auch  eine  Schule  befindet. 
Ichtershausen  (gothaisch)  gehört'  zur  Pfarre  Gotha,  wiewohl  die  dor- 
tigen Katholiken  ihre  religiösen  Pflichten  in  Arnstadt  erfüllen. 


21* 
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XXV. 

Die  Kirche  in  Frankreich  nach  den  Plänen  Paul  Berf s  und 

anderer  Radicalen  1881/82. 

I.  Faul  Bert^  Schwiegersohn  des  B^lioer  Fortschrittleis 
Herrn  Langerhans  und   eine   kurze  Zeit  fninzösisober  Minister  des 

Caltus  and  Unterrichts,  der  mit  seinem  Meister  Gambetta  vom 
14.  Nov.  1881  bis  zum  3L  Jan.  1882  fnngirte,  schrieb,  kurz  bevor 
er  von  seinem  Posten  scheiden  mnsste,  am  27.  Jan.  1882,  an  den 
damaligen,  aber  ebenfalls  am  31.  Jan.  1882  entlassenen  Staatsrath 
Herrn  Castagnary  einen  Brief,  worin  er  sagte:  >Ich  habe  in  Bezog 
auf  den  Concordatspact  einen  bedeutsamen  Gesetzesvorschlag  vor- 
bereitet, der  zweierlei  Massregeln  enthält :  nach  der  einen  sollen  der 
Kirche  alle  Privilegien  und  Immunitäten  —  wie  Befreiung:  vom 
Militärdienst,  ausserordentliche  Ehrenbezeigungen,  Oehalt  der  hohen 
Geistlichkeit,  Stipendien  der  Seminaristen,  Wohnung  der  Bischöfe, 
Begräbnisse  u.  dgl.  —  welche  die  nachsichtigen  und  schwaqhen  Ke- 
gierungen  ihr  eingeräumt  hatten,  schnellstens  entrissen  werden; 
nach  der  andern  sollen  die  Vorschriften  der  Strafgesd;ze  gegen  geist- 
liche Vergehen  —  wie  ungerechtfertigte  Absenzen,  Angrififa  gegen 
Functionäre,  Veröffentlichungen  ohne  Autorisatioa  u.  dgl.'  mehr  — 
auf  der  Stelle  in  Ausübung  gebracht  werden.  Ich  boie^  wdr  —  Sie 
und  ich  —  werden  das  rasch  unterbrochene  Werk  wieder  aufaehroen 
können.  Wir  werden  uns  mit  einander  immer  verstehen ,,  deoa  wir 
haben  einen  tiefen  Respeet  vor  der  Freiheit  des  Gewissens,  und  wir 
schätzen  diese  selbst  in  den  Verirrungen,  welche  vor  den.Angen  des 
Verstandes  am  wenigsten  zu  rechtfertigen  sind. c  — -  Die  Verirrangen, 
das  sind  nach  der  Meinung  des  Herrn  Bert,  die  Religionen  der  Welt; 
die  Augen  des  Verstandes  —  das  sind  die  Augen  des  Herrn  Ex- 
Cultusministers,  und  hätte  der  Kopf,  worin  diese  zwei  Augen  sitzen, 
länger  an  der  Leitung  des  Landes  Theil  genommen,  sicherlich  wäre 
der  Staat  und  die  Kirche  schon  wie  umgewandelt. 

Paul  Bert  ist  zwar  nicht  mehr  Minister,  aber  doch  noch  De- 
putirter  und  ihn  wird  in  der  Kammer  namentliob  Herr  Bajsset 
unterstützen,  der  mit  weniger  Arroganz  und  m^r  Bedachtsamkeit, 
doch  mit  einer  gleichen  vorgefassten  Meinung  das  Verhfiltniss  der 
Kirche  zum  Staat  betrachtet. 
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II.  Am  9.  Februar  1882  veröffentlichteu  die  Pariser  Oambet- 
tistischen  Blätter,  allen  voran  die  »Republ.  fran^aisec  den  voll- 
ständigen Wortlaut  vx)n  Pafd,Berfs  >CulttAspdlizei*Ges€tzentwurf,t 
Derselbe  ist  auch  der  französischen  Kammer  unterbreitet  worden. 
Der  Gesetzentwurf  besteht  aus  fönt  Capiteln  mit  22  Artikeln  und 
fiifinjtt:  auf  eine*  Unmasse  veralteter  Decrete  und  Ordonnanzen  aus 
vergangenen  Jahrhunderten  Bezug. 

Gap.  I.  v'on  den  CuUusdienern  enthält  6 ,  Artikel  und  fast  nur 
ßtraßesHntmungm  ge^en  Qeistlicbe,  welche  die  von  der  Kirche  nie 
anerkamit^n  oirgax^isGbeü  Artikel  nicht  beobachten^  Jeder  Cultas- 
diener,  4er  sich  laut:  Aussprach  des  Staatsrathes  eines  Amtsmiss- 
brauchs (ein  solober  ist  auch  die  Bekäimpfong  der  berfiobtigten  gal- 
likanlschon  Freiheiten)  schuldig  gemacht  hat,  wird  ferner  picht  mehr 
mit  einer  Rüge  bestraft^  sondern  kann  von  dem  Cultusminister  für 
ein*  Ja  hl*  seines  Qehaltös  beraubt  wenden»  Weigert  sich  der  Bischof, 
Vieare;  g'^gen  die  der-  Recurs  wegen  Missbraucha  an  den  Staatsrath 
unstatthaft  ist,  von  der  Stelle  abzuberufen,  so  verliert  er  durch  Mini- 
sterialdecret  sein  Gehalt.  Im  Buckfalle  v^^Ueren  die  des  Amtsmiss- 
br^mehi^  Schuldigen  auch,  die  Nutzuiessuag  der  Pfarrwohnuogen  und 
Gärten.  Die  vm  der  Regierung  nicht  antorisirte  Publioation  päpst- 
licher Breven  oder  franzdscher  Synodalbeschlässe  und  die  nicht  von 
der  Staatsbehörde  antorisirte  A-bn^senbeit  des  Bischofs  aus  der 
DiöGese  wird  mit  500 — 1000  fres.»  eine  solche  eines  Pfarrers  wird 
mit  100— 300  frc».  bestraft,  »jede  directe  oder  indirecte  Beschuldigung 
anderer  Caltet:  trifft  die  gleiche  Geldstrafe,  Jede  Wahlbeeinflussung 
oder  jede  Aufforderung,  sieh  der  Wahl  zu  enthalten,  wird  als  Auf- 
forderung znm  Aufruhr  bestraft.  Politische  Beden  auf  der  Kanzel 
werden  '•  mit  100—500  foos.  Strafe  belegt.  Besondere  Fälle  überdiess 
noch  mit  Anwendung  des  gemeinen  Strafgesetzbuches  bedroht. 

Gap.  II.  behandelt  die  kireMkhen  Änstaltm^  yiekhe  der  all- 
geinelnen  Steuergesetzgebung  zu  unterwerfen  seien  ^  hebt  innerhalb 
drei  Jabreu  alle,  vom  Staat  bislang  an  Theologiestudirende  gewährte 
Stipendien  auf,  besehränkt  die  Anzahl  der  geistUchen  Knaben- 
Seminare  auf  je  eines  in  jeder  Didcese.  Das  vom  St^te  b^herden 
Oaaonikern  gezahlte  Gehalt  wird  nur  bis  zum  Tode  der  jetzigen 
Mitglieder  gezahlt  und  alle  vom  Staate  uuterhaltaoe  Pfarr-  und 
Vicarstell^,  die  seit  zwei  Jahren  vacant  waren  oder  es  in  Zukunft 
werden,  sind  aufgeheben. 

Gap«  I  IL  betrifft  die  Gtdtußgdfäude,  Jedes  Cultusgebäude,  das 
keine  Autorisation  zn  seiner  Eröffnung  aufzuweisen  bat ,  wird  ge- 
schlossen.   Alle  Kirchengüter,   deren  »rechtlicher  Besitz«   von  der 


326     Die  Kirche  in  Frankreich  nach  den  Pinnen  P.  Berf^  (ISSIjSZ). 

Kirche  nicht  anwiderleglich  nachgewiesNm  Verden  kaim,^  werden  an- 
gezogen, nnd  dem  Staate,  den  Departements  oder  dea  Geraeisdeo 
werden  alle  diesen  geh<^ende  GebänKchkeiten  ttnd  Liegensehaften, 
welche  gegenwärtig  Caltnszwecken  dienen,  nnd  deren  Ecstatknng 
nicht  aasdrücklich  vom  Concordate  zn  diesem  Beliiifo  Terge9clnid>eii 
war,  wieder  znrnckgegeben.  Die  Staatq^ebftiide  wertoi  don  Dnter- 
richtsminister  überwiesen.  Jeder  fiberflüssige  Tbeil  der  Pkurrhänser 
kann  davo»  getrennt  and  anderweitig  Terwendet  werden.  Die  Pfarr- 
gärten können  bis  sechs  Are  verkleinert  werdea  Bei  Streitigkeiten 
aber  den  Grebraach  der  dem  Caltas  überwiesenen  €ommaiiäilgebaiide 
entscheiden  allein  die  Verwaltnngsbebürden.  Did  Kirdimiscktüssel 
können  vom  Maire  reqnirirt  werden  für  jeden  Civildienst,  der:  bisher 
herkömmlich  war. 

Gap.  IV.  betrifft  die  Kirchenfabriken  und  LdehenfeierlickkeUmi 
(s.  n.  Nr.  IV.).  Kirchenräthe  sind  ganz  oder  theilweise  absetzbar, 
wenn  sie  der  Civilbehörde  das  Badget  oder  die  Rechnungen  ni^lt 
einreichen  nnd  ans  jedem  anderen  wichtigen  Gh'undei  Die 'Abge- 
setzten können  vor  Ablauf  dreier  Jahre  nicht  wiedergewiblt^'wepden. 
Von  Amtswegen  können  bei  der  Unznlänglidikeit  der  Ktrebenkcstoi 
die  Gemeinden  nur  angehalten  werden  1.  zur  Zahlung  einer  Wohn- 
nngsentschädigung  an  Pfarrer  und  Desservants,  2.  timn  Baue:  wnd 
zur  Unterhaltung  der  Kirchen  und  Pfarrhäuser.  Die  Earchänfiibriken 
können  kein  Grabstellengeld  erhebeh.  Das  Monopol  der:  EircfaeB- 
Fabriken  bei  Begräbnissen  ist  aufgehoben,  und  gebt  auf  ^ie  Com- 
mune über.  -. 

Cap.  V.  endlich  macht  sich  zur  Aufgabe,  mift  ien. Giä&m  der 
todten  Hand  aufzut^äumen.  Es  dürfen  nicht  mebr>  Immobilfeii  der 
Kirche  zugewandt,  sondern  höchstens  Vermächtnisse  Und  Stiftufagen 
in  französischer  Rente  zum  Unterhalt  des  Oiltns  und  d^sen  ^er- 
kannter Diener  stattfinden  und  nur  der  staatliche  Verwalter  ider  be- 
treffenden Anstalt  soll  zur  Annahme  der  Stiftungen  befugt  iseiui 
während  im  Art.  22.  alle  dem  Vorstehenden  widecsparecheiEdctn  'Be- 
stimmungen aufgehoben  werden.  ;    > 

Die  Motive  Bert's  enthalten  ein  Absurdum  naoh  denti  andern. 
Der  erste  Artikel  des  Goncordats  sagt:  »Die  katholische  Bteügiton 
wird  in  Frankreich  frei  ausgeübt;  ihr  Gbltus  wird  diu  (MRmtlieher 
sein,  ludern  er  sich  den  Polizei  Vorschriften  fftgt,  welche  die\BegisruAg 
für  die  öffentliche  Ruhe  für  erforderlich  erachten  wird.«  Dia  Frei- 
heit der  Kirche  ist  also  durch  nichts  beschränkt;  beschvänkt^ist  nnr 
die  Oeffentlichkeit  des  Oultus,  soweit  das  die  öffentliehe  Rübe  «*- 
fordert.    Aus  diesen  Polizeivorschriften  leitet  d^  Bia>tIisdk:Bertrfiär 
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den  Staat  das  unbeschränkte  Recht  her,  mit  der  Kirche  zumachen, 
was  er  will,  wo  diese  in  diß  Oefifentlichkeit  tritt. 

:Ei!  geht  aber  nooh  weiter  als  Bonaparte  und  die  Bourbonen. 
Unter  einem  Seufzer ,  dass  der  Staat  nicht  so  tyrannisch  verfahren 
könne  wie  Louis  XIV.,  ruft  er  aus:  Die  Bourbonen  behandelten  die 
Kirche  ja  noch  acfalimmer  als  ich.  Er  erklärt  auch,  wesshalb  er 
den  Despoten^  Napoleon  noch  übertrefifeu  müsse.  Dieser,  sagt  er, 
brauchte  keine  Strafbestiramungen,  wie  ich,  denn  er  Hess  missliebige 
Prieäteui  einfach  in'a  Geßingniss  werfen.  Paul  Bert  ist  so  gnädig, 
zn  gestehen,  dass  das  nicht  mehr  angehe,  und  daher  seine  drakoni- 
sehen  Strafen,  die  schon  desshalb  lächerlich  sind,  weil  die  Freizügig- 
keit und  die  Pressfi:eiheit  sfe  illusorisch  machen. 

Viele  von  Bert's  Artikeln  trggen  einen  discretionären  Charakter, 
sie  wollen  also  ^kvi  kirchlichem  Gebiete  die  Dictatur  einfuhren,  die 
Gambetta  auf  politischem  Gebiet  durch  das  Listenscrutinium  anstrebt. 
Paul  Bert  gesteht  offen  ein,  dass  durch  die  discretionären  VoU- 
Hiaehten  der  Klerus  von  jeder  Wahlagitation  abgeschreckt  werden 
soll;  Auch  ansserhatb  der  Kirche  soll  der  Geistliche  in  Wahlsachen 
steh  »rescrvirt«  verhalten  und  nicht  »in  die  Parteiarena  hinabStei- 
gen.«  üebrigens  sind  Bert's  Projecte  mit  der  obigen  Vorlage  noch  s 
niebt/erschöpft;  er  stellt  noch  andere  in  Aussicht. 

III.  In  der  franz.  Kammer  berieht  man  auch  über  einen  Ge- 
setzen tivurf  zur  Wiedereinführung  der  (bürgerlichen)  Ehescheidung. 
In  der  Sitzung^  welche  der  betreffende  Kammerausschuss  am  8.  Febr. 
1882  hielt,  tirurde  das  Princip  der  Lösbarkeit  der  Ehe  angenommen. 
Der  At)sschuss  strich  ferner  im  Art.  232.  die  Bestimmung,  derzufolge 
eine  7erurtheilung  wegen  politischer  Verbrechen  die  Ehescheidung 
nach  sich  ziehen  kann,  und  setzte  an  die  Stelle  derselben  eine  ver- 
längerte Abwesenheit  eines  der  Gatten. 

IV*  Schön  am  7*  März  1881  berieth  die  franz.  Deputirten- 
kammer  «über  den  von  Kameau  und  Genossen  eingebrachten  Antrag 
auf  Abscbaffimg  des  Art.  15.  der  Beffrabnissordnung  aus  dem  J.  XII. 
der  ersten  Bepublik,  wornach  jede  Confession  ihren  Friedhof  haben 
soll.  .  Bameau  begrüodete  seioen  Antrag,  welcher  duirchaus  keinen 
Angriff  axtf  die  Religion  enthalte.  Die  Absonderung  der  Todten  nach 
de»  verschiedenen  Glaubensbekenntnissen  habe  zu  bedaueruswerthen 
Zerwürlnisson  und  Streitigkeiten  Anlass  gegeben ;  diese  würden  auf- 
hören ,r  sobald  man  einen  gemeinschaftlichen  Friedhof  habe.  Gegen 
den  Entwarf  wandte  sii[)h.  zunächst  der  Abg.  Boyer ,  welcher  den- 
selbeB  als  einen  schweren  Eingriff  in  die  Gewissensfreiheit  bezeich- 
nete. '  Die  Katholiken  betrachteten  den  Friedhof  als  die  Kirche  der 
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Todten,  iü  welche  man  ebensowcBig  alle  Verstorbene  ohne  Unter- 
schied der  Confession  aufnehmen  könne  «wie  in  die  JE[ir€he  der  Leben- 
den. Anssordem  beklage  sich  Niemand  über  den  gegenwärtigen 
Zustand.  Protestafitea  und  Juden  seien  eben  :so  glücklich,  ihre  be- 
sonderen Friedhöfe  zm  haben/  wie  die  Katholiken.  Hierauf  nahm 
BSsobof.  Fr^pel  van  Angers  das  Work  Der  Art;  15.  sei  wohlweis- 
lich in  die  Begräbnissordnnng  hineingesetit  ^  aus  Acfatnng  vor  den 
irerachiedeniön  Bekenntnissen,  und  um  die  Freiheit  der  Culte  zu 
garantilren. .  Die  Vennkchung  der  Gräber  (Grosser  Länm  auf  der 
linken)  sei  ein  schwerer  Angriff  auf  die  Rechte  der  katholischen 
Kirche^  eine  Massreg«!  def  Intoleranz  und  Verfolgung.  Retlner  ent- 
wickelt im  Fernern  die  Anschauungen  der  Kirche  über  die  Friedhofe. 
Sie  weihe  sie  ein  und  gebe  ihnen  dadurch  den  Charakter  einer  kirch- 
licben  Saobe.  Mu  gemeinschaftlicher  Friedhof  sei  daher  durchaus 
den  Lehren  der  katholischen  Kirche  zuwider.  Die  ganze  Massregel 
sei  lediglich  ein  Act  der  Feindseligkeit  gegen  die  Kirche«  Nur  die 
Freidenker,  welche  sidi  im  Leben  um  die  Kirche  nicht  bekümmerten, 
reolaftBirten  die  gemeinsohaftliehen  Kirchhöfe  und  wollten  neben  den 
GUüubigen  begraben  sein.  Man  sollte  doch  diesen  zu  liebe  nicht  der 
grossen  <Maa9e  der  Katholiken,  einen  Faustschlag  versetzen.  Nachdem 
Bameau.  nochmals  seinen  Antrag  empfohlen  und  dagegen  protesttrt 
hä.tte,  als  beabsichtige  er  da^nit  ^inen  Angriff  auf  die  Kirche,  wurde 
derselbe '  mit  348  g^gen  136  Stimmen  angenommen. 

V.  Am  28.  und  29.  Mai  1881  verhandelte  die  franz.  Depu- 
tirtenkammer  über  die  Heranziehung  der  Seminaristen  zum  Müiiär- 
diins^;.  Die  Begierungs vorläge  forderte  von  den  L^rern  und  Semi- 
nadsten  (Klerikeim)  einen  einjährigen  Dienst,  wornaeh  sie  auf  immer 
vom  MiUtärdienst  frei  sein  sollen,  dagegen  verlangte  Paul  Bert  im 
Namen,  der  zur  Beratbnng  der  Frage  von  der  KanHner  eii^setzten 
Qattimission  tiur  von  :den  Lehrern  einen  einjährigen,  dagegen  von  den 
Selninarlsten  den  ¥(dlen  fünfjährigen  Dienst.  Der  damalige  Cnltas- 
mii^ister-  Ferry  fährte  ans :  Das  priesterliche  Amt  sei  ähBlich  dem 
Lehramt.  Leider  habe  die  Oommission  das  nicht  berncksichtigt  and 
naoh  ihren. Beschlüssen  wurden  Yicare,  Pfarrer,  ja  Bischöfe  bis  snm 
40.  Jahre  den '  Tornister  tragen  müssen.  Das  noacbe  die  Beeratining 
des  ElerttS'  unmöglich.  Di»  Begierung  und  die  republikanische  Ma- 
jmtät  befihdet  sich  in  einem  Kampfe  gegen  den  Klerikalismns^  aber 
nicht  gegen. 4ieBeUgion  und  die  Becrutirung  des  Pfarrklerus  kann 
d€^  Eegierüng  und  der  Karanaer  nicht  gleichgiltig  sein.  (Floquet: 
Das  ist  ledigKch  Sache  der  Kirche!)  Nein,  das  geht  auch  uns  an. 
Der  Pfarjrklems  zählt  jetzt  44,000  Priester,  darunter  30,000  Desser- 
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vants.  3000  P^arratellen  siad  vacant.  Ein  fnnQähriger  Militärdienst 
bedeutet  die  Vernichtung  der  Pfarrseelsorge  sans  phrase.  (Preppel: 
Auch  der  einjährige  schadet)  Aber  der  Coramissionsantrag  wird 
aaeh  als  Kriegserkläruag  gegen  die  katholische  Kirche  betrachtet 
werden.  Bisher  hat  die  Begierung  stets  betont,  sie  sei  nicht  anti- 
religiös, sondern  nur  antiklerikal ;  geht  der  Commissionsantrag  durch, 
so  wird  man  sagen:  die  Begierung  hat  die  Maske  abgeworfen,  sie 
greift  nicht  nur  die  Jesuiten  an,  sondern  bekämpft  die  Beligion 
selbst.  (Floquet :  Wir  föhren  nur  gegen  das  Privilegium  Krieg !) 
Wesshalb  bewilligen  Sie  denn  den  Lehrern  ein  Privilegium?  Ihres 
öffentlichen  Dienstes  wegen  aber  ist  die  Pfarrseelsorge  ebenfalls  ein 
öffentlicher  Dienst.  Beweis:  Die  50  Millionen  des  Cultusbudgets, 
die  staatlichen  Freistellen  für  geistliehe  Seminarien,  oder  ist  die 
äeelsorge,  welcher  die  grosse  Masse  der  französischen  Bevölkerung 
treu  ergeben  ist ,  kein  öfientüchen  Dienst?,  (Lärm  auf  der  Linken.) 
Sie  können  nicht  leugnen,  dass  die  Majorität  Ihrer  Wähler  auf  die 
ErföUttng  der  religiösen  Bedürfnisse  grosses  Gewicht  legt  Desshalb 
kann  man  die  Begelang  dieser  grossen  Interessen  nicht  der  blossen 
Yereinsfreiheit  überlassen.  *  (Sie  haben  nicht  immer  so  gesprochen !) 
Bichtig.  Ich  habe  1869  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche  ge- 
fordert.—  Eine  zwölQährige  Bifahrung  und  grössere  Sachkenntniss 
haben  meine  Ansicht  modifiöirt.  Die  religiöse  Bevolution  (?),  welche 
das  Vaticanum  in  der  generellen  Lage  der  kath,  Kirche  eingeführt 
hat,  indem  es  die  Gewalt  centralisirte,  ist  für  mich  der  erste  Grund, 
jetzt  das  Goncordat  als  Schutz  der  nationalen  Kirche  aufrecht  zu 
halten.  Das  Goncordat  ist  von  einer  Bepublik  abgeschlossen  worden 
und  hat  80  Jahre  lang  zum  Heile  existirt.  Weil  Deutschland, 
Belgien  und  Italien  kein  Goncordat  besitzen,  darum  werden  sie  durch 
die  religiöse  Frage  aufgeregt.  Für  die  kathoL  Kirche  ist  nur  eine 
dr^iiaehe  Existenzweise  möglich :  sie  ist  entweder  salarirt  unter  dem 
Goncordat,  oder  Eigenthfimerin  und  frei,  oder  sie  ist  verfolgt.  Ich 
will  die  Kirche  nicht  als  Eiganthümerin ,  noch  auch  eine  verfolgte 
Kirche.  Wir  wollen,  dass  der  Klerus  nicht  gegen  uns  sei,  sondern 
ueotral,  und  sich  auf  seine  geistlichen  Functionen  beschränke.  Der 
Gommissionsantrag  ist  umso  verwerflicher ,  als  eine  Beruhigung  im 
katholischen  Lager  sich  geltend  macht  und  der  grosse  Papst,  der 
gegenwärtig  im  Vatican  residirt,  für  eine  friedfertige  Politik  ist. 
Nach  einer  unbedeutenden  Bede  Bertis  wurde  der  Gomnaissionsantrag 
mit  807  gegen  101  Stimmen  verworfen  und  Art.  5.  der  Begierungs- 
vorlage angenommen ,  ebenso  das  Ganze  mit  334  gegen  132  Stim- 
men. 'Nicht  auf  Gruhd  des  Einjährig-Freiwiliigen^Examens,  sondern 
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isof!  Gmnd  ihres  Ben^s  «ind  also*  diö  Lehrer  möi  S^minamsteE  211 
einer  äin^hrigien^  Dieostzeiti  verpfltohtelx:  Leider  aber). wurde;  dann 
dhter  Idemi  StiHscftireigen  lier  Begiecoiig  Moh  elB'^rt^endem^s^tifiojs 
^ngänimnn6n>^  ''woihiadh^^  Lehrer*  nad^Seminamten-fättht  im  ^Frieden, 
üibhl  oblBryiirnKKrißgi*  nntier  die  J^nen  bep«feB;nwBrdehMäöiHieAü' •- 
ioh  -cvVUi^tWks*  die  radicaleiiiOidtarkSni|)fef  in  Frankreich. ^^tles-nron 
ihnMii/OeiiQsseni  i  Berb  als*  Cnliineniiinieter  erwYrteten^  ergibb  sidiäach 
aus  idem'^  mt^a  Jidcs  iBoger  in  einer  Vefsa^mmlting  4er  .äussersken 
IL^likäftv vorgelegten'  ^Qesetzentwotfs^  betnifs  Säiciaiarisatioii  •  der  iäüter 
^deir  religSKsen  ^CongregedlioneB  j  der^ :  Ehrcheilfahrikieii  y  <  Saiiinaarei ' ttod 
"Oofifi^fitoriieBv  .<8i>wie  *behn&  Ih-enhuiig  iswischea  Sirioihe  noi'Staaic 
B(3eserj;  Entwurf  enttiält  i  19  ArtiM  land-  rä»int  mit  4610  «IDaacoffdät, 
deQ  aütoid^Ed^eiif  ioid  nt^  Kl^tern^ded  Kirchäiy  I^&rr^ 

Mmuriiry  ^Mrhanpt'  •mik.  dein  >  Cältufl^  aller  ConfessioiitBn  gräiullieii  •  aaf 
imd .  r^ceüfiaciit  alle!  ihre,  finünah  tnett.  Itenneeh  beginnt'  der  Bot wsrf 
imit  äem  1  fiitzi^ :  fAi\U  CvMe  Biäd  frei ^  <ß^t  ab«r  hJnaa :  '>  Niemand  darf 
gez^tin^ea l  ]^ef den,  irgend  neinena  Oultos'  anssugeh5rea  ^^^ftlgUeM  datf 
idfli  Stsa^HamhrkeibeB^^  €uUus  salariTen.  keinei^  Gebftitdie  Lsur  Ifea-^ 
fü^ni!ig'2tt:stelle&i  Mit  der  PnblieaüoTi  dieses  G'esefc^es  saltenruaefa 
«ktirMeindngidet  Bsudicalen  atie  bewegliöheii'  und  a»bMeg&fdie& 
Qflfei^  ^dei^  ^Einshenj  'Setsinarieniiad  Cousistorieti  der ^Kaituiaif ebdren ; 
^Ü  bevoe^liehen  iv^deti  sofei^t ,  *  die'^nnb^l^cfgKcli^  im^^  ¥^ 
zwei'ibiiifea  v^ritEoSic^tind'ider  Erlös  fliesst- in  xi^  Sotinlkaa^:  •  Man 
sie&t  aat<^&  Mi\  dass^  die>  R^blll  ili  WirkliditDeiit  keinen' :6alti^ 
salaei^t  v  '<  mndarnf  der.  *  Kirebii  ^  blo»  >  einen  Theil  der  Scfeotden '  ^zähit^ 
welche  der  Staat  gegenüber  der  Kirche  durob  dieJünzieUnogidbrer 
.QfiierifiuC  :eichi:gelaklen  hä4.  r*  'Aiueh-  isoUen  dte  'Oenfteindefaf  absolut 
v^rUdiieH;  mehrdenv^inAireKA  dureti  Miethusig  ton  Elrcb^in'ddm  Cdltiifö 
sioniBilfe  snr^okmen  ;>•«&)  wird  ihnen  ^dieses/ ebenso  aasfi^dBübh^Ter- 
b^len^  jifie:  jedii  fbterst&iiaaDg  an  Galtuediener;  Auobidie  «Verpfai^tQiig 
der[  Kirehah :  izu.  (klintszwedkieh '^^^^^^  <ile«neiiiden  imr  bis^^Januar 
l^^'(geatatte4i(^iii;t  Das)  Preject  rerbietet  f ersdr  alten^^Baamten «des 
6i»iatäs  m^d'o'deT  ^eoBidtndeh  eineroffieielle  BetheUigmtg:  län^  irgend 
eitiec  QaUnisronr^omel.  und  -  ifo^lioh '  gibt' es  kieifien  Feiertage«  adaser 
ddneapjwMofae'  räin:  mile  ^Bre^his&re  betreffende  Abo  igOt^^avrrder 
BabtiiUritag^'MfocIab8ilut^ftllM.Sl$hlrIen^  Hos|)itlllerA  ^ett).''tiet  jtöer 
itelig»iimsnaf emielit  »ad  -jfede^  OaitusftediioQ  \^rbötet),  d^ieb?  mb  itAes 
Mogeatvnithiiw  götigv  d^^'S'evrohnem 'ausderhati^  d^  j^nstalted' das 
9!m)go8tafcbBttii/iA4äo  'diirfen:  a»dh"dib  Sterbenden  in  den ^l/azaiSftt^eD 
nicht  mehr'4ieATf(d8taligen  der  ReUgion^  eiiipfangenv  0^  8ie:sich 
niefat:  ice^aisdiiEBliin  träaeitortiiien  lasa^  lä^nn^r  m^öasem-aie  ohne 
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geiätitche  Hitfe  sterrben.  >  Jede!'  Caliusy«r«amttiiail^  ^irS  Camelr  dem 
gemeinen  .RecM  otatoifstellt.  Diar;:  eweibr^-4ib0bliiiitik<de8  iBrojecis, 
welölieir  fübiar  4tc^  i'eIfgiÖMa  €osigr^atioBkiiihandelV'^<BätinnDbt:!')iille 
ihire  G&ter  TTiivdfnis^ortivonr:  ätaateifcobfiscUt/irder /übet4ianBpii:kBioe 
Qelöbde  äüldefa  .kwnn,  Aeori  sm  :wider8|>reeh8D  dspsw  Nhtoiireclite. '  AUe 
G(mgvBgMdVB&dr.Bitii>  scfföti^'t^  Die^  MftglMer  der 

nicht  < ^letoHsirten «  GDOgregattofHeii '  iakmititen ( < wir  t&r oseohsv/MMate 
Uftter^tützcmg. .  'Von  den  ^Gütern  idier  ^  aaüirisif tob  ßumgregabionen 
k-dntien'^die<'  Fimdatioiten  tniid  'Stiftniigffl&^T^ii^den'iSliftfflrff 
werden'v  •  die^^^brig^  fallen  an/iden  Staaife,  cterj  ron<  den  >«EailEanftflii 
d^n  Mbeiren  Mitgliedern,  je  :na»fa  >dgr  2ahl  ihKlp/(0rde8a|abBS^.eiäb 
/Pei»iiHi  gewäf&'Tt^fdie.i^doc&iMchfei'l^OvrFrc^/..^^ 
C(»sfi3caiiidn'  eifstrecU .siöb  atif  jiiidr<  OspcdieD^r >  SoisrisMeit^ ''  Bibü^ifbekeb, 
Kun^tgegenständje,  kurz  auf  AfllesriB^ofsfAlisfabnmgl'diieses^ 
w«rdeii^  sofbrtr  alle  Güten  mHi  6e8ohlagifa3Kgi>ttnd*die  Q&aaihteriiibm 
TiVLT  SioherMt  neobizn  ^tscheideA  fibk 'die'(£tiifi^keit:ftU^rffleftdem 
28i  März  lB80f  aibgesdilofisenved'  Yertfäj^J  iDeir  dritttoAbsebnitlxec- 
laubt  gnädigst  den  Eranzcitieni^nochv  fficfaitu<Befigibnägten8seBs«)Kafi^ 
zasammiön^  ZQ  ^tbaih^  doeh^  dai^  keriiicf!9Qldhe^'ä6denB'«InlB9QbilBp:r^^^^ 
sitteO:^  ate'Wde  meider  Enliwnrf'gedtattek/tDiete  Mmqbilienfidfittiii 
in  QieiBi^ifldieii  4)i8>  'SOfiO  Bänwobnec  mut  \  ein  -  Es^i^t^\  (bisr  ^iO^dOO  :>iIUi^ 
wohner<5  Är6v'üb«r  tOOyOOO 'nur '50  Ave  ^beträgea^.Knlidi^iGeiBflf  QAr 
AOteensofaaftlidüri:  ^iflie  fiin&ähkbe!  Vq6  m^h^  alsS5^fi8&/FiiGeL'bä8iiieo;. 
V^gl^en  .gegell  dftsItogW'sehe  Pf^je^t^iwetdenpinlt  )0O-t^dCl£K)  ßm 
beatrafti,  mi  ^ei  50  ^Mfllioneü-  de^Coitbobiidgetb  wfio^deii'^zatuHeidü^ 
8ebÄuug'rder''(}r«ndfi(terterwt^r«(end4t;'M>  •(•«'f-«:fM.;'«v.  .,{>«. -ri  -lOb  •'Hi..Jo/.' 
;  lYIL  Aw  der  2&it,r^<^  Paul ifBert  idst  0aIitai69iiiliHte]!;jfon9irjtle^, 
sitid'fiaciil'folgtodie?  Acterjsn^.iir^KM^^  AmiSi^D^efaiber  l'fiftliStigbe 

Bert  idiam  :]!ißßister^^.riivy^'«eio>>l)^  feur/^Unterflobv&ft^hror;  lAäiiiaoh 
der 'fieligioAsnbt^meJit  in  den  ^Ly.oeeOfvOoU^gtMindiübbsbaü^  fnodeü 
böherän  -  {iebranatallea  <  2^ttfli<Hr£  oütj^at^ioeli .  -mm  \  s^in jr  iEtteiiD;i  r  #elvUe 
Aeligioiisimterridbt  fön  «EiBder:imn8ob^^'imui^den'SokbMlim:^A^ 
des  Scbaljabireis  iordetü.  Eine'  sokhe  Anordinmg  wüeiispuicbtridi^l 
noob  be^hend^nSdiialgesetBjVdm'Ji  1830.  (  JeneirAiMxrdnlikD]^  sKiUte 
fibfigiens  dereMe  Schritt ( nur  Aafh^Miäg rotier  auCtdeiii>^Oeseti'>inMi 
1308  b^rnbendien;  BeligUn^ebirerlst^^ll^iseimillBdwisKAen^Qaiif^ht^^ 
Coitasniinlsidr  Paul  .Bert<^gleiehgdi»antei>Mäiiri6  KleineihiinHiiHiQiil^ 
Tbaten  ztt  Qbertr'effin.'  So  »liess*  der  BärgefemBisileri  vienr:€tifere6r,ia& 
Sobtttag  •  <)en>  37^  Kovemb^r  1881  -in  [den  9ohiikn  diä^  KreiiKier  tiren:: den 
Wfänden  abt-eiesen,  jieriNreehen«  jtibd -anfidie  StDäeee'i^treifeDj^jr'  l 
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B&2      '£)ie  Iftrcfe^  fA  Frankrd^k  nach  den>  PUtne»  P.  Menf^  (K^US^l 

Ibkni^deti'  9)dr  Bisctöfe:  dft  2tel :  zq  setzen 4  jarmauii  ;bebfiiiptete 
von  ihm,  er  wolle  die  Aufhebung  der  Nuntiatur.  foeinttjj^aliiQmiiin^ 
sodann^  jSbe^h^pt>  den  Papst  nicht  taehr  a.k:;0b«rtiaQtrti  i^^  Cranzö- 

-  i-v    Cfegflltti. die  C4I»tpUfifa«?e^VDn  Bfce^foa ; wolljbe  pr  ^nsjCjfc^reyiQOi 
weildiiBai&eaöhneieJaeBeßtftiggupg.des  Aliolsters  ^nt^h(;k]filarih;l^^.}^^ 
HchätJarisdtctiOti  aoatuubeo  b^gannan,     .Das  ,  Cfipitel   ]i)^ap,9iit{  awb 
ab«r  vor  d^r -Wahl  diasr  üiy^it^lsvicars  igar  ok^  ^a  ve^^^  ab 

4er>;zttiW&Iileade.  401  Begii^ang  ^ngeoebm  ^^  .so^Aefm,  ow^/bV)8 
naoh  ider  tWahl  daa  .0^  diei^ewÄtütfiR  behufs  .4J*8J^k€N^upg^  der 
Begi«ni]lg  BUT^eisw.  .G^xi'4  tnit.  Upr^bt  .bepief  .sich  ,4^r .  C^tfis- 
nribi$tttr  >.  ]m  jwAner  Stvafy^Amkmg' ;  aut; .  dea  4rt  2^8, ,  des. f  Code 
qpinale,' 4eBiL  diea^ir.  verA>iet^  iiicht  kireldXQlie«  soodern  die  An?)as!9[Utg 
von  Civil-  und  Militärjurisdiction  ohne  Titel. 
?  '  VUL-^Ate  Veibwchtsgescheiik  f^r  den  ..Klerus  führte  Cultus- 
inini^feer  PauV  Berfr  die  Condaiteftlisten'  wieder  ein,^  intern  er  die 
Präfect6«t  in. einem  vectraulicben  Schreiben  aufforderte,  ifaniJB^ricbt 
zti  etlstätten ,  »üher  d<m  Charakter,  die  Gewohnheiten  «ud  den  hi^ 
teUeetueUen  ui>d:  moralischen  Wjerth ,  sowie  4her  die  gegeiiw|lttige 
Jßfltungj.illber  die  Vei^i^ugenheit  uftd  wenn  möglieh  aueh  fiber  die 
inüme  rGea«hL€ht(et  eines  jeden.  Biscliöfes.4f  :Auch  sollten ^die  PrSl- 
ib6ten;eineii  Vergleich  ziehen  zwischen  dem  jetzigen  Bischof  and 
fleinei^' Vorgtagflrov 

Ferner  bat  Paul  Bert  seinen  Coltegen- von  d«r  Po^  um  ein 
Veoeielinisa'fder  Zeitiuigsabonnenients  de^  Klerus...  Auch  legte,  er 
(tem  Ministerrätfa  äin  Rundschreiben  an  die  Bischöfe  vor^  worin  dem 
Klenns  jede  Conrespondenz  an  Leitungen  untersagt  wird,  . 

Ein  deöJ  üttterrichtsrath  vorgelegter  Ge^setaientwurf ,  welcher 
den  Sjeiigionsttatenkht  in  höheren  Staatsscbulen  fapultativund  von 
di^tn  Wunsche  der  filtern  abhängig  macht,  wurde  von  den  Greaturen 
dte^  religionsfeiildlichen  Chefs  ohne  weiters  angeuominen*.  Das 
»Journal  ofSciel«  püblicirte  atieh  alsbald  das  schon  signalisirte 
Diecret:  '  ;        . 

/';  A:rt,  1,  In  d0n  ftffeötliehen  Anstalten  lür  de»  Seeondär- 
tfitetrich4r  wird  stets  der  Wunach  der  Familienväter  daraber  zu 
.tt'athe  gezogen  und  befolgt  werden,  ob  sie  die  Bethetligung  ihrer 
Kinder  am  Oeligionsonterrioht  und  an  religiösen  Ueibungen  wün* 
sehen.  Art.  2.  Der  Religionsunterricht  wird  durch  die  Diener  der 
verschiedenen  Culte  in  den  Anstalten  ausserhalb  der  Unterrichts- 
stunden ertheit  werden.  Art.  3.  Alle  diesem  Decrete  entgegen- 
stehenden Bestimmungen  sind  aufgehoben.     Art.  IV.    Der  Minister 
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des  ünterriciits  und  Caltus  ist  mit  AusfabmDg  4es  gegQ|],w|Ur^gaii 
Deerets  beafaftragt. :  ;.  ./  :  .: 

'    Paris,  M*  Dwßember  1881.  Juleß^Grevif^: 

IX.  Anfangs  Januar  1882  erschi^  Mgie^e  Zosaitlmetmtd* 
liiiig  der  lü  Folge  des  fr'ani8s;=  Culturkampte  aÄs  Prattkreieh  ver- 
wi^sierii^ii' Mitglieder  reügiO^et  OrdaAi  2464  JeMihefdiiiö^* Bfaxttabifen^ 
4(}6  Kapuziner,  4  Kämaldaenser,*  17&  KärmeUtetv  880  ^BeoedictiiieR, 
80  Basiliaher,  -18  Leonbardiner ,  37  LeretaÄer,  76  öistwzieBsör, 
9i  VHter  vom  b.  Bertin^  88  Väter  v^m  bv  Ertösörv  S3  Itfissioo^- 
priester,  58  Väter  der  b.  Missloti,  240=  Oblaten,  170  Väfer^der  Veiv 
einigüng  Maria,  68  Väter  der  Himtnelfäbrt 'Mariens ,  .8  Mission&tfe 
vom  b.  Pranx  von  Sales,  1^6  Redemtoristin,  204  DomiBicaiier:,  i409 
Franziseaner,^  3t  Passionsbröder,  9  cbri^tlicbe  Lehrbrüder 'etci,  rm 
Ganzen  5643  Möncbe.  '     '       -  / 

X.  Nachtrag.  Am  7.  MSrz  1882  Wurde  in  der  Depatirteiilaihhner  der 
Amtrtig  -Beyetteta  auf  Avfktbung^  des  Comßrdti^ea  ^^aJMB^^i/fAif,,  ,.p#r  l^e- 
richterstatter,  der  freidenkerische  frühere  prote$taiiti8ciie  Pastor  <SYee(/,  empfahl 
den  Antrag  in  Betracht  2u  ziehen i  Bischof  J^Vepp<»i'  fällige  anty  der  Antrag 
^rerstDsse  gegen.  dn^V&lkerredit)  das  CoQ0^r4at  leiej^  U^pft^raler  Y-^i^tr:^,  den 
man.  nicht  wie  ein  einfaches  Gesetz  abschaffen)  sondern  nur  nach  vdrherigefh  Ein- 
vernehmen mit  dem  andern  Oontrahenten  indem  kÖnB(»;->  der-  (AAttiig:  tdri^tsle 
ferner  die  StaAtsint^asen,  ^l,  wepn  iQAn;^hdarcitridie,HenY/9f^^de^ rafften 
Qonßuls  nicht  mehr  für  gebunden  erachte ,  überhaupt  kein  ipternätionaler  y  er- 
trag mehr  Sicher  sei  uh(f  solches  Störungen  in  den  Beeiehntigeti  »ti  dän  itüdehrai 
Kationeti  wnt\  Fotgn^  haben  wurde ;;,der,Ai%trag'8mJ^uch  ,¥<fr^b^n^|iwi4rigpr4e^p 
die  Kündigung  von  Verträgen  stehe  dem  Präsidenten  zu,  und  die  Kammer 
könne  die  Regierung  nur  etwa  zu  Unterhandlungen  behufi  ILl^üdl^Uiig^  ät^ü^Kk/Hr 

cffrdaites  aiifEbrdeni;  die  Annahme,  des  .Antrages;  :wtr4«:da9  öffpntlJM?^ 
in  Verwirrung. bringen j  35  Millionen  Kathol|ken  würden  sich  vöni  1.  Januar 
188$  iab  jedes  Gottesiiauses  beraubt  sehen;  45,0dQ ' Priester  «värell'ilhiie'iObdaiAi 
und»  ohne  Brod;  denn  e»'  sei  von  keiner  En]l|scha4i^ng  oder,  Penaum.  f&r  sie  d|ie 
Rede;  der  Art.  13.  garantire  den  Käufern  der  eingezogenen  Kirchenguter  das 
Eigenthumsrecht ,  scluiffe  man  ihn  j«tzt  ab, 'so  würae  iMan  ;2ähkekhe  (äwrias^ 
iMQiöuhigeo;.  der  Liga  ^r  AbsckaCfung  des.  Coneor4ates  würdß.siqlt'^ine  viel 
stiirkere  katholische  entgegenstellen  und  Frankreich  werde  sich  so  in  zwei 
Lager  spalten,  während  Frankreich  nach  ^ed  lJiigilücitaf<aU^i^<ff6m  J;<1^0  tsdl- 
mehr  die '  Pflicht  hab^.  anC  die  Vereinigung,  aller  Kindjer  4^  VateKila^s  .)^p- 
zuvirken.  Der  radicale  Boysset  antwortete,  die  seclis  französischen  KevoW- 
tiohen  hätten  die  Lage  geätideft,  ^i^so  sei  das  Ooni^MMi  von J '.Boro  s«ibbt 
4nreh  den  SY)li|bu9  twid  das;l)ög»pa  von  der  UnfiAlbarkeitr  geb«)och^n  ,y.or<}en. 
Ministerpräsident  Frey  einet  erklärte,  er  glaube  nicht,  dass  dliei  Kä'mm'er  für 
jetzt  die  Abschaffung  des  Concordates  verlangen  solle;  er  habe  jedoch' »niohts 
dagegen,  wenn  man  die 'Fem  de^  Antrags  >&bin  ändern  wolle,  die  I^gierung 
aufzufordern,  das  Nöthige  zu  thun,  um  das  Concordät  äufzukündigeti. '  Es  wurde 
darauf  mit  343  g^gen  139  SlJimmen  bescMose^n,  den  AAtra^'&dys^t^SiioTBe' 
tra4ht  ZQ  zi^^n  nnd  eft  wurde  ^ine  ConornH^si^n  von.2$l  J^itgUe^erp  g^f  aMt» 
welche  den  Antrag  Boyssets  und  ebenso  den  Antrag  Bert's  betreffetia  die 
Regelung  der  Betiehungen  zwischen  Kit^he^ünd  dto»l''pQrtt£enf«öll:*t';   i«.>i)i;;^l 
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.Turiajm^  V^^rceiU^.; 


•1. .;' 


Es  ist  Uns  Eur^  ^dähelt  und 


Yeiftra  ^  6t "  f igilantia^  in  oinni  Euer  allseitiger  Eifer  and  Eure 
giesfer^  »dtl^ens:  itemque  praen.'  grosse  Hingebung  an  diesen  apo- 
claril  ^n  ta^'  kpo^tUMdAtu  ^86iem  stolischen  Stuhl  bekannt ;  oftmals 
voluntdsV^^üate^^til  s^^j^e-aliäe^  schon,  so  noch  im  letzten  Jahre 
täni'  «t^  '  sttpeüdr^  aftao  et  haM  Ibr  Sure  Gedinhlmgetil  be- 
äiii^ftt?i9ifai%  liM^tte  =  4Eft?  eöMto  m^eil  duWrh  •  Bare  '4iöbeviiaien 
coiifirmävätls.  *'  ÄCqttö'  illu4  ttia-'  BHefe  ifbd  ^^utidliöir^ü  Aäüiä^* 
gm^eti'  ^Maitni^  epi^opalilms  un^rt.  Vor  AUem  jg'ereichb  öns 
Iftböribtis^^ 'Vtetris  '^b^eds  I>eo'  ^nr  Freude,  'däss  Böte '  bis^höf- 
jWäÄtiöv^^fT'^ire  feruötiid.^  QuiM»  llebenAriWeitöii  dü'fCfh  etettete  Hilft 
d^  'iMbü9^  gratolam'ar  tfniemqii^  mit reiehenii  Erfolgt' ^fi^gneb isfind. 
yi^lrtiram  itit^ritällMito'lajädtö'liböiati    D^sdirefgeti  wfittächcftf   Wir-  jedem 

Einzdnen  von  En<^"OMl6k  'fihd 
spiwbeh'^  bereitwillig'  dte'  g«^ 
bäfarenäe  Anerki^nnut^g  ^  JM^tn 
offefl'attö.  •■•  ■  ^'••"•'*-i»»  '^»-'* 

Aberes^^ibt  eiiiigerVdtk<y^M'- 


atfimö^  publice  trit^imfud. 

'Uff!  .tl('>MJ    Ji/:    |--";m    V>1.  .r-Ti.  i  '  m" 

-  "'NobnfMl  ksL^e^  istia-  ipsts  inf^^ 


4     • 


pt^lA(«il^i^ti^¥e^eMb{föy  F^Mi^^,'  i^se^i^  Etttiön  Kit^^ttpi^lHzen, 

qtfamobpe^*  lioiv  ^»miis  a  Bolfioi'^  wegen  «lei^eh  Wir'  liiert  ohki^^l^ 

tüäine^  plaiiie^*  Vaci^.  '  hi  lis^  etifm  sindi    Um:  und-^dort 'taacbett'  in 

passiui  ap^ari^t  ^liaedam ^dis^ezH  denselben  einige  beginnende 'Strei* 

sionnmJnitia,  i|i»ae  Qisi  opportune  tigkeiteii  auf,  welche,   wenn   sie 

roatureque  opprimantur,  evaderein  nicht  in  der  rechten  Weise  and 
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majus  aliquod  malam  videntur  zeitig  unterdrückt  werden,  leicht 
posse.  Ea  igitur  voluraus  a  Vo-  grössere  üebel  im  Gefolge  haben 
bis  diligenter.  considerari,  et  können.  Wir  wollen  Eure  ernste 
Vestra  cura  operaque  provideri  Aufmerksamkeit  auf  diesen  Funkt 
ut,    amotis    dissidiorum    caussi^V  '  Mn^^z^^^n  und  es  Eurer  Sorgfalt 

$eiilH>öWäfuiÄhetr.F#tfMöMii^^  M^  ^}iefmxisgomvW*nr^ 

co];4ilSt«rKetfn^a»tqf'^,^>  qimd .  cui»  ,  j^i  ,  mi  i|ir  4iß.üi^che^  derZwisti^-. 

omni  re  publica,  tum   praecipue     keiten  beseitiget  und  die  Eintracht 

in-  Beelesrla '  tnäj^imiim  atqtie  op-^ 

timum.est  tincüluni  ijicolumitatis. 

-^  JäM  Yidto  metnendurria^  est,  M 

haec  animoram' contordia  dirima*- 

tur    contrarfis    paVtiüiÜ    studiis, 

quibus   materiaip   praebet   quae- 

dam  inter  InsÄbr^  ^eph^raerides  1), 

et  .dp(jtiipaA  (dari  uj^ius  ^ viri,  .cftj^si 

inter  recentiores  philosophos  no- 

m^B  tP^^crebnit^i,.;  ■ . -  ]    .;     s 


• ,  j 


:l 


)< 


ia  .^ti§,pF0vii^9iisrVeftt^'ia,epjiam^, 


dei-^  Meinungen"  tnid 
hütet,  die  jk  in'  jedÄn  Gemein- 
wesen imdnätnentif^ln  deir'Snfx;^« 
die ^festeste^  ütid  %este  GPföhffläge 
d^r  WohH&hrt^fefe'  ;1^  ist^  i*tf^ 
lieh  zu  fürchtefi;'d^ss  diese  Ein- 
mütfaigatigj  dir ;  (härter  /  terstört 
wendB  .dtirohtdiid^  enAg^etogtaeteteki 
Bestrebungen  .der,. Fftrteien ,  wozu 
Xnlm^gfäißn  i^frtueinciPifi^vlpm- 
ba^d|sch^n  ^lltlieF^^j^  nqd  die,#(>e<^ 
tri  A  oine^:  ^f:^mt^|i  J{i|||(pe%i 
sfoi  Ns^mie  ^ptep;  4^11.  n^^r'eorPj^ilcf* 
aophün  ^ilJ:-  g^pmfttiiSijir4  ?)>;jnj!ov 
i.  ZjiiMpk^hstfgiH>>  ,00  inl^^ 
Yipa^ft  Z#ung<^^;Öerw.cl*^|JfiPriJ^^ 


m^4'i4#sy  qv^arium  ajuctqi-es/Vßi:^  ,  Pmcipm  d^r.li^ahriwU v^BtdficJe^ 
i-ßiitiqußjpriacipia  tjaenti^r,  mift;  ^e(dl[^tßßJ!U>&\ihdi^mm^  dit^^igfiT* 
tissii^a,Ec(;^|eigiaejura,  A.pos)ioKoae.    Ii^igten>vfii0€^te^4§f .^ilQhftrwIi 


S^dip  .5oi»Mriqi^!.  Ponti&cis  vmn 

je^tfitqm.^to^eauÄ^dj^f^ndwt..  ^^ 
ger^m  Hyend^w^xqwme  ie$t;,Bit 
Qjpßwi  r^jjjo^e  aiftn<i\iqa  ^trscripr 
to^s  h]ajjisnK»di,  n^a  j^odo  4Qr<4^nt 


dM  Ansefeep;,. ^e^.iW^t^ljift^l^ft 
Sil^uhtea  *n4  »4i&l;  i  E^pi8ch^f9})e?j^ , 

U|rit«ö  i  öifrig,  f  ertfcw#»iR.n^JeW 

Blätter  8iö4i«ft<3!Wruakl|pb(ZttnPöT; 
terstützen;    man  muss  dafür  auf 


stiijjii«,  hcHuiwm  ;  ^  gratigi^>.  a^d:    alle  Weise  Sorge  tragen,  dass  die 


etiam  multos  ubique  nancidoaQtiM' 
aiipfi^^s  ßtt^  r  ÜRi ,  qttptidi,aQ^gf  im- 
praboif^w, rin^getiw  an^M^l^eant  ^ .  «^ 
hoqeis(t%tiir  T^ljigipmaqiij^  ,pf^troiGiiiiQ^ 
rediflWiiit  jfflBumtaa),  pluHmoi^uilv 
üv>ß«ribeiido  Jicentiapii    JBac,  dö 


Schriftsteller  dieser  Art  nicht  nur 
4«s,Wc[hly#e|ii'n»»^^  ifl,T0n.Böter. 

soEiderri  (imahilibeEftll  ^i^jQm^ 
WRfi^g^PWen  .gW:i|"Wni.[^Rbß 


di,^.i^glif5^,4#griÄ%;^^  \kMv 

lyEs  ist-d^r  Mailfinder  ^Os^rvatoW  <i*hi)fllreokigemeS*|t  i^Ö-^^BO^*''*''*'^ 
2X  Hier  ist  EuMmmi  gemeint:-  (DiiR)  :■..,•,    i'.'.T-'j'iiJi-i.-.'^'.  ■»([;.»'»{  uJin? 
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caussa  Nos  hand  siemel  illoram 
probavimns  volantatem,  vehemen- 
terqne  hortati  samns,  ut  taeri 
justitiam  et  vehtatem  scribendo 
insisterent,  et  nuUa  re  deducl  sese 
a  proposito  sinerent. 


At  vero  convenit  in  caussa  gravi 
et  nobili  modum  adbiberedefensioni 
aeque  nobilem  et  gravem,  quem 
ultra  progredi  non  oportet.  Scilicet 
pulcbrum  est,  eos  qui  catholicuiu 
nomen  scriptis  quotidianis  de- 
fendunt  prae  se  ferre  veritatis 
amorem  coustantem ,  minimeque 
timidum;  sed  siniul  oportet  nihil 
eosdem  suscipere,  quod  bono 
cuiquam  viro  jure  displiceat, 
neque  uUa  ratione  temperantiam 
deserere,  quae  cunctarum  comcs 
debet  esse  virtutum.  In  quo 
nemo  sapiens  probaverit  aut  sti- 
lum  vehementem  plus  quam  satis 
esty  aut  quidquam  vel  suspiciose 
dictum,  vel  quod  temere  a  per- 
sonarum  obsequio  indulgentiaque 
discedere  videatur. 


In  primis  vero  sanctum  sit  apud 
catholicos  scriptores  Episcoporum 
fiomen;  quibus  in  excelso  aucto- 
ritatis  gradu  coUocatis  dignus  of- 
ficio ipsorum'  et  munere  habendns 


wollenden  zurückhalten  und  durch 
die  Vertheidigung  der  Sittlichkeit 
und  der  Religion  der  ungestraften 
Zügellosigkeit  so  vieler  Schrift- 
steller entgegenarbeiten.  Desshalb 
haben  Wir  wiederholt  den  Eifer 
Jener  gebilligt  und  sie  eindringlich 
ermahnt,  in  der  Vertheidigung  der 
Gerechtigkeit  und  der  Wahrheit 
fortzufahren,  ohne  sich  von  ihren 
Bestrebungen  durch  irgend  ein  Hin- 
derniss  abwendig  machen  zu  lassen. 

Aber  in  einer  ernsten  und  hohen 
Angelegenheit  muss  man  auch  eine 
ernste  und  edle  Weise  der  Ver- 
theidigung beibehalten,  in  dereu 
Schranken  man  sich  halten  soll. 
Zwar  ist  es  angemessen,  dass  Die- 
jenigen, welche  die  katholische 
Wahrheit  in  den  Zeitungen  ver- 
theidigen ,  eine  beständige  und 
furchtlose  Wahrheitsliebe  zum  Aus- 
druck bringen;  aber  zugleich  ist  es 
nothwendig,  dass  sie  nichts  unter- 
nehmen, was  jedem  braven  Manne 
mit  Recht  missfällt,  und  dass  sie 
auf  keine  Weise  die  Mässigung  ver- 
lieren, welche  die  Begleiterin  aller 
Tugenden  sein  muss.  Und  so  wird 
kein  Einsichtiger  einen  über  Ge- 
bühr heftigen  Styl  billigen  können, 
noch  auch  eine  Ausdrucksweise, 
welche  verdächtigen  oder  ohne 
Grund  die  Rücksichtnahme  und 
die  Schonung  anderer  Personen 
verletzen  könnte. 

Vor  AUem  mms  den  kaüidischen 
Schrifistellem  das  Ansehen  der 
Bischöfe  heilig  sein;  ihnen^  die  so 
hoch  gesidlt  sind,  soll  eim  ihrem 
Amte  und  ihrer  Würde  efitspre- 
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est-  honöS'.  Neque  licere  sibi  ho- 
niines  privati  patent  in  ea ,  quaö 
sacri  Pastoresr  pro  potesfcate  de- 
creverint,  inquirere;  ex  quo  sane 
magna  perturbatio  ordinis  con- 
sequeretur  et  rion  ferenda'  confusio. 
Atque  istara  revereritiam,  quam 
praetermittere  licet  nemini\  ma- 
xime  in  catholicis  auctoribus  ephe- 
meridtim  luculentam  esse  et  velut 
expösitam  ad  ^exemplum  necesse 
est.  Ephemerides  enira,  ad  longe 
lateque  pervägandura  natae^  in 
öbvii  cujusque  manus  quotidie 
veniuftt,  et  in  opinionibus  mori- 
busque  raultitudinis  non  parum 
poSsunt. 


Ad  allerum  capnt  quod  attinet, 
de  pbilosophicis  disciplinis  jam 
declaravimus  cujus  viri  vestigiis 
ingrediendum  putemua.  Litterae 
Nostrae  Encydicae  die  IV;  mensis 
Augusti  anno  MDCGCLXXIX  ad 
universus  Bpiseopos  datae*  äpette 
monent ,  avere  Nos  et  cupere  ut 
jüveutus  ad  disciplinam  sancti 
Thömae  Aquinatis  instituatur ; 
qaae  plurtmam  ad  excolendas 
sapienter  hominum  raentes  semper 
valuit,  et  est  maxime  aceomodata 
ad  pravas  refütandas  opiniones, 
quae  homines  tanto  jam  nomero 
transversos  agunt,  cutn  ingentl 
et  salutis  suae  discrimine  et  rei- 
publicae  detrimento.  Istud  Lit- 
terarum  Nostrarum  propositum 
poterat  omnium  animos  concordia 
jnnctos  facile  retinere,  ^xcepta 
interpretationis  subtilitate  nimia, 
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ehende  Ehrfurcht  gdeisteh  we^'dtn. 
Laiertdürfm  es  sidh'nithl  gestdi^ 
terty  über  das,  was  tife  OicrÄtVfen 
hrnft  ihres  Amteis  heschli^sen^ab" 
spreehmd  zu  tcr^AeSen;  d^nn  das 
würde  eine  grosse  Unordnung  tinä 
Verwirrung  zur  Folge  haben.  Und 
es  ist  noth  wendig,  dass  durch  die 
Ehrfurcht,  die  Niemand  ausser 
Acht  lassen  darf,  vor  Allem  die 
Leiter  der  katholischen  Zeitungen 
sich  auszeichnen  und  gleichkam 
zitm  Vorbild'  dicfien.  Denri^ie 
Zeltungen,  die  ja  dazu  bestimmt 
sind,  weithin  verbteftet  und  vbn  so 
Vielen  gelesen  zu  w^rdön,  habön 
einen  grossen  Eihfluss  atif  -die  &^ 
sinnungen  und  diet  Sitten  der 
Menge.  •    « 

Was  den  zweiten  Punkt  angeht, 
«0  haben  Wir  schon  erklärt;  wel- 
chem Lehrmeister  iii  den  philo*- 
sophischen  Disciplinen- man  folgen 
solle.  Unsere  En^ycliea  '  vom  ^. 
August  1879;  die  an  alle  Bischte 
gerichtet  ist,  spricht  offen  ufesern 
sehnlichsten  Wunsch  äus;^  das»-  die 
Jugend  in  deri  Lehre  des  hl\  Ifuh 
mas  von  A^mnnfderrlchtet  werd^ ; 
diese  hat  i^mer  am  ^neiaten  tw* 
moclit,  die  Geister  der  Mefftschheit 
zur  Weisheit  zu  biMen,  und  sie  ist 
am  meisten  geeignet,  die  verderb- 
lichen Lehrmeinungen  zu  wider- 
legen, ^welche  so  viele  Menschen 
zur  grossen  Gefahr  ihres  Seelen- 
heiles und  zum  Schaden  d^  Staates 
verwirrt  haben.  Den  Inhalt  Msei?er 
Encyclica  hätte  die  Geister  Aller 
in  Eintracht  halten  könn^,  ^^m 
man  hur  eine  zu  grosse  Spifcxftiidig- 
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servataqae  moderationis  ratione 
in  rebus  iis,  de  quibus  ob  Studium 
in vestigandi  veri ,  citra  fidei  ca- 
ritatisque  jacturam,  viri  docti 
utrinque  disserere  consueverunt. 


Sed  quouiam  non  sine  animi 
Nostri  cura  videmus  partium 
studia  plus  aequo  in  disputando 
conflagravisse ,  publice  interest, 
huic  ardori  animorum  modum 
aliquem  imponi.  Quapropter  cum 
in  iis  quae  in  dies  singulos  scri- 
buntur  et  multa  commentatio  et 
pacata  judicii  tranquillitas ,  ut 
plurimum,  desideretur,  optandum 
est  ut  catbolici  ephemeridum 
scriptores  ab  hujusmodi  quaestio- 
nibus  tractandis  abstineant.  — 
Interim  autem  Sedes  Apostolica, 
de  gravioribus  negotiis  praesertim 
quae  doctrinarum  sanitatem  spec- 
tant  pro  muneris  sui  ratione  sol- 
licita,  ad  renatas  et  crudescentes 
controversias  vigilantiam  et  pro- 
yidentiam  suam  convertere  non 
praetermittit^  ea  adhibita  consilii 
prudentia,  in  qua  quemlibet  catho- 
licum  virum  aequum  est  con- 
quiescere. 

Ex  qua  tarnen  re  nolumus  de- 
trimentum  capere  societatem  re- 
ligiosorum  virorum  a  Charitate 
nominatam,  quae  sicut  in  juvandis 
ex  instituto  proximis  hactenus 
labores  snos  utiliter  insumpsit, 
ita  optandum  ut  vigeat  reliquo 
tempore,  fructusque  pergat  quo- 
tidie  uberiores  edere. 


keit  im  Auslegen  vermieden  and 
das  rechte  Mass  innegehalten  hätte 
bei  den  Fragen,  worüber  die  Ge- 
lehrten der  verschiedenen  Richtung 
in  ihrem  Streben  nach  Wahrheit 
zu  verhandeln  gewohnt  sind,  ohne 
Verletzung  des  Glaubens  und  der 
Liebe. 

Da  Wir  nun  aber  nicht  ohne  eine 
gewisse  Besorgniss  sehen,  dass  der 
Eifer  der  Parteien  in  dem  wissen- 
schaftlichen Streite  mehr  als  billig 
entbrannt  ist,  so  erfordert  es  das 
öffentliche  Interesse,  dass  diese  Lei- 
denschaftlichkeit der  Gemüther  ge- 
mässigt werde.  Da  nun  in  den 
Tagesblättern  reifliche  üeberlegnng 
und  ruhiges  ürtheil  so  oft  vermisst 
wird,  ist  es  wünschenswerth,  dass 
die  Leiter  der  kathol.  Zeitungen 
Fragen  dieser  Art  nicht  behandeb 
mögen.  Der  apostolische  Stuhl,  der 
kraft  seines  Amtes  mit  so  wich- 
tigen Angelegenheiten,  namentlich 
mit  denen,  welche  die  Reinheit  der 
Lehre  betreffen,  sich  beschäftigt, 
unterlässt  es  nicht,  den  auftauchen- 
den Lehr meinun  gen  seine  Aufmerk- 
samkeit und  Sorgfalt  zuzuwenden, 
und  zwar  mit  der  Weisheit  des  Ur^ 
theils,  bei  der  sich  jeder  Katholik 
billigerweise  beruhigen  kann. 

Jedoch  wollen  Wir  nicht,  dass 
hieraus  irgend  ein  Schaden  er- 
wachse der  religiösen  Gesellschaft 
>von  der  christlichen  Liebe,«  welche 
bis  jetzt  nach  ihren  Satzungen  so 
nützlich  für  das  Wohl  des  Nächsten 
gearbeitet  hat  und  auch  in  Zukunft 
blühen  und  reichere  Früchte  bringen 
möge. 
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Interea  Vestrum  est,  Venera- 
biles  Fratres,  dare  operam  ut 
haec  consilia  Nostra  perficiantur, 
et  nihil  omittere  quod  ad  firman- 
dam  concordiam  pertineat.  Quae 
sane  eo  magis  est,  ut  probe  in- 
telligitis,  necessaria,  quo  plures 
et  acriores  apparent  hostes  rebus 
catholicis  imminentes :  ad  versus 
quos  exercere  vires  omnes  necesse 
est,  easque  non  dissipatione  at- 
tritas,  sed  conjunctione  auctas. 
Plurimum  propterea  prudentia, 
virtute  et  auctoritate  Vestra  con- 
fisi,  Vobis  Omnibus,  Venerabiles 
Fratres,  et  populis  vigilantiae 
Vestrae  commissis,  auspicem  di- 
vinorum  nounerum,  et  praecipuae 
b  ene  volentiae  Nos  trae  t  estem , 
Apostolicam  Benedictictoem  pera- 
manter  in  Domino  impertimus. 


Datum  Romae  apud  S.  Petrum 
die  XXV.  Jan.  MDCCCLXXXII, 
Pontificatus  Nostri  Anno  Quarto. 

Leo  PP.  XIIL 


Eure  Sorge  sei  es  nun,  Ehrwür- 
dige Brüder,  mitzuwirken,  dass  Un- 
sere Bathschläge  erfüllt  werden, 
und  nichts  zu  versäumen,  was  zur 
Festigung  der  Eintracht  dient.  Sie 
i^t  ja,  wie  Ihr  erkennen  werdet,  um 
so  mehr  nöthig,  je  zahlreichere  und 
heftigere  Feinde  die  katholischen 
Interessen  bedrohen ;  gegen  diesel- 
ben muss  man  alle  Kräfte  aufbieten 
und  darum  dürfen  die  Kräfte  nicht 
durch  Parteiungen  zersplittert,  son- 
dern sie  müssen  durch  Eintracht 
verbunden  sein.  Indem  Wir  nun 
auf  Euere  Klugheit,  Tugend  und 
Autorität  Unser  Vertrauen  setzen, 
ertheilen  Vf  ir  gern  Euch  allen,  ehr- 
würdige Brüder,  und  der  Eurer 
Sorgfalt  anvertrauten  Heerde  als 
Unterpfand  der  göttlichen  Gnade 
und  als  Beweis  Unseres  besonderen 
WohlwoUeüs  den  apostolischen 
Segen  im  Herrn. 

Gegeben  zu  Rom  bei  St.  Peter, 
am  25.  Januar  1882,  im  vierten 
Jahre  Unseres  Pontificates. 

Leo  XIIL 
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XXVII. 
Literatur. 

1.    Ada  et  Decreta  sacrorum  eonciliorum  recentiorum,     Collectio 
Lacensis.   Äuctoribus  Presbyteris  S.  J,  e  domo  B.  F.  M,  sine 
labe  conceplae  ad  Lacum,  Tomtis  sextus,  Friburgi  Brisgoviae^ 
Herder,  MDCCCLXXXIL  VIII  ä  1144  Spalten.  4.  (10  Mk.). 
Der  Herausgeber  dieses  sechsten  Baudes  der  werthvoUen  Laacber 
Coucilien-Samralung  ist  wieder  P.  Schneemann.   In  der  Vorrede  be- 
merkt derselbe,  er  habe  gestützt  auf  das  Zeugoiss  des  Maronitischen 
Patriarchen  Sergius  im  Bd.  2.  p.  609  ss.  geläuguet,  dass  dieSy node 
auf  dem  Berge  Libanon  im  Jahre  1578  gesetzmässig  abgehalten  sei. 
Nachdem    er    aber    die   noch   nicht   herausgegebenen  Akten   dieser 
Synode,  welche  Peter  Maria  Martin  S.  J.  sammelte,  mitgetheilt  er- 
halten habe  9  wage   er  kaum  bei  jener  Ansicht  zu  verharren.     Des 
Näheren  spricht  sich   sodann   P.  Schneemann   in  sehr  zutreffender 
Weise  darüber  aus,  dass  eine  so  häufige  Abhaltung  von  Provinzial- 
und  Diöcesansy noden,  wie  sie  noch  das  Tridentinum  fordei*tfi  für  die 
heutigen  Zeitverhältnisse  nicht  zweckentsprechend  sei.     Er  erwähnt 
sodann  dankend  der  ihm  gestatteten  Benutzung  der  römischen  Ar- 
chive und  besonders  auch  der  der  hauptsächlichsten  römischen  Con- 
gregationen  und  der  ihm   für  diesen  Band  insbesondere  von  seinen 
Ordensgenossen  Nilles,  Schröder,  Langhorst,  Esseiva,   Aymans  ge- 
währten Beihilfe.     Es   unafasst   der   vorliegende   sechste   Band    die 
Acten  und  Decrete  der  in  Italien,  Südamerika  und  Asien  gehalteneu 
Concilien  und  einige  Nachträge  zu  den  früheren  Bänden.  Die  haupt- 
sächlichsten mitgetbeilten  Stücke  sind  folgende:  1)  die  Atzten  und 
Decrete  des  Provinzialconcils  von  ürbino  vom  J.  1859  (S.  1—132); 
2)  die  Decrete  des  Provinzialconcils  von  Eavenna  vom  Jahre    1855 
(S.  133 — 218);   3)    die   Akten  der  synodalen  Zusammenkunft   der 
Bischöfe  der  Kirchenprovinz  von  Pisa  im  Jahre  1850(8.219 — 254); 
4)  die  Constitutionen  und  Decrete  der  Synode  von  Siena  vom  Jahre 
1850  (S.  255—282);  5)  des  Provinzialconcils  von  Venedig  vom  Jahre 
1859  (S.  283 — 374);    6)  der  beiden  Provinzjalconcilien  von  Quito 
vom  Jahre   1863  und   1869  (S.  375—426,  S.  427-450);   7)  des 
von  Neu-Granada  vom  Jahre  1868  (S.  451—560);   8)  des  von  den 
Bischöfen  des  lateinischen  Ritus  1869  zu  Srayrna  gehaltenen  Pro- 
vinzialconcils (S.  561—592). 
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Als  Nachträge  folgen  sodann  1)  die  Synode  des  apostolischen 
Vicariates 'von  Sutschu  von  1803  (S.  593—649)  unter  Beigabe  eines 
sich  über  verschiedene  Zweige  der  Kirchendisciplin  sich  verbreiten- 
den Pastoralschreibens  des  dortigen  apostol.  Vicars  vom  1.  September 
1793  und  des  Art.  37.  einer  Instruction  der  Congr.  de  Propag.  Fide 
vom  29.  April  1784,  welcher  von  den  Nonnen  handelt;  ferner  2)  die 
Acten  der  Synode  von  Pondichery  (Indien)  vom  J.  1844  (649—664) 
nebst  mehreren  auf  die  Lage  der  apostolischen  Vicariate  des  orienta- 
lischen Ritus  in  Indien  bezüglichen  römischen  Erlassen  (S.  665—700). 
Hierauf  folgen  3)  in  italienischer  Sprache  die  ProtocoUe  der  Bischofs- 
confereuzen  der  Mailänder  Kirchenprovinz  vom  J.  1849  (S.  700—726). 
und  vom  J.  1850  (S.  727— 788) ;  sodann  4)  die  Anordnungen,  welche 
auf  det  Versammlung  der  ümbrischen  Bischöfe  zu  Spoletto  1849  ge- 
troffen wurden  (S.  739—772);  5)  die  Decrete,  welche  auf  der  Ver- 
sammlung, der  Bischöfe  aus  der  Mark  und  dem  ürbinat  1850  zu 
Loretio  festgestellt  wurden  (S.  773—810);  6)  die  von  den  Bischöfen 
Siciliens  zu  Palermo  1850  festgestellten  Anordnungen  (S.  810—826); 
7)  die  Akten  der  Bischofsversammlungen  zu  Rom,  welche  der  Defi- 
nition des  Dogmas  der  unbefleckten  Empfängniss  Mariens  1854 
vorausgingen  (S.  827 — 850)  und  ebenso  die  der  Versammlung  der 
Bischöfe,  welche  zu  Rom  1862  anlässlich  der  Canonisation  der  ja- 
panesischen Märtyrer  zusammengekommen  waren  (S.  851 — 892),  und 
ebenso  der  Bischöfe,  die  zu  Rom  anlässlich  des  Centenariüms  der 
Apostelförsten  1867  versammelt  waren  (S.  892—894). 

^  Als  Nachträge  zum  ersten  Bande  der  CoUectio  Lacensis  folgen 
weitere  Mittheilungen  über  eine  ganze  Reihe  von  Provinzialsynoden 
von  Tarraöon  au^  dem  17.  und  18.  Jahrh.  (S.  895—908;  912—958) 
und  über  eine  Provinzialsynöde  von  Barcelona  vom  J.  17 12  (S.  908—912), 
einige  Provinzialsynoden  von  Tarracon  haben  einen  italienischen  Text. 
^  Als  Nachtrag  zum  zweiten  Bande  der  Coli.  Lac.  folgen  eine 
Reihe  in  Ungarn  und  Siebenbürgen  gehaltener  ruthenischer  und 
rumänischer. ünionssynoden  aus  dem  17.  und  18.  Jahrh.  (S.  959—992). 

Endlich  als  Nachtrag  zum  JBande  4.  wird  ein  italienisches 
Tagebuch  des  bischöflichen  Secretärs  von  Chioggiä,  Alberto  Rosetti, 
über  das  Pariser  Nationalconcll  vom  J.  1811  (S.  993—1024). 

Den  Schluss  bilden,  wie  bei  jedem  Bande  ausführliche  Quellen-, 
Namen*  und  Sach-Register,  denen  diesesmal  noch  ein  chronologisches, 
ein  alphabetisches  und  ein  geographisches  Register  aller  Goncilien 
und  Versammlungen  angereiht  ist,  deren  Acta  in  den  bisherigen 
sechs  Bänden  der  Coli.  Lac.  enthalten  sind. 

Die  jetzt  vorliegenden   sechs  Bände  der  Coli.  Lac.  enthalten 
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zosammeo  mehr  als  150  Goncilien  oder  BischofsversammlDiigen  ans 
den  letzten  drei  Jahrhunderten  und  aus  allen  Ländern  der  Welt,  in 
sorgfältigem,  correctem  Abdruck  unter  Beigabe  zahlreicher  erlaatem- 
der  und  ergänzender  Aktenstücke  und  zu  dem  mit  sorgßltigen  Be- 
gistern.  Mit  Recht  darf  die  Verlagshandlnng  in  einer  Ankündigung 
sagen,  »die  Collectio  Lacensis  reihe  sich  den  ConciliensammlaDgen 
von  Labbe,  Hardouin  und  Coleti  ebenbürtig  an  und  setze  die  Besitzer 
jener  Werke  in  den  Stand,  auf  die  leichteste  und  wohlfeilste  Weise 
dieselben  zu  completiren.€  Das  Werk  ist  auch  vortrefflich  aasge- 
stattet und  in  Verhältniss  zu  dem,  was  es  alles  bietet,  sehr  massig 
im  Preise  gestellt. 

Es  soll  noch  ein  siebenter   Band  folgen,  welcher   sich   schon 

unter  der  Presse  befindet  und  welcher  die  Decrete  des  Vaticanischen 

Goncils  und  die  auf  dasselbe  bezüglichen  Aktenstücke,,  unter  diesen 

auch  vieles,  noch  ungedruckte  Material  mittheilen  wird. 

JS.   Die  Eheschliessung  nach  den  Bestimmungen  des  österr.  aUg. 

b.  Ges.-B.^  des  code  Napoleon^  des  österr.  Concard,^  des  mo- 

saisch-talmud.^  des  orient.'kircM.  Rechtes,  des  ung.j  des  slavi" 

sehen,  des  deutschen  Beichs^  und  des  schweis^.,  des  italien.j  des 

moslem.,  des  montenegrin. ,  des  engl,,  des  hrasilian.,  und  des 

nordamerikan.  Gesetzes.  Nach  dem  am  27.  Nov.  1880  im  Casino 

des    Wiener  Cottage-Vereines  gehaltenen    Vortrage  bearbeitd. 

Nebst  einem  Anhange:  Die  Ehehindernisse  und  ihre  rechtliche 

Mntheüung.    Von  Dr.  Alex.  Orünwäldf  Advoc.    Wien,  Mane, 

1881.    IV  u.  126  S. 

Diese  Schrift  besteht  aus  einer  Abhandlung  über  die  Ehe- 
schliessung (S.  3—101)  und  einer  solchen  über  die  Ehehindernisse 
und  ihre  rechtlichen  Folgen  (S.  106—126).  Die  erstere  ist  die 
üeberarbeitung  eines  vor  Damen  gehaltenen  Vortrags,  die  zweite  ein 
Separatabdruck  aus  Nr.  21—24  des  Jahrg.  1878  der  Zeitschrift  für 
Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit. 

Die  Abhandlung  über  die  Eheschliessung  ist  für  einen  populär- 
wissenschaftlichen Vortrag  zu  unklar  und  verworren  und  wissenschaft- 
lich betrachtet  ganz  ungenügend.  Nach  der  Vorrede  zu  schliessen 
und  nach  den  Vorbemerkungen,  die  der  Verfasser  meistens  macht, 
wenn  er  zu  dem  Eherechte  eines  andern  Landes  übergeht,  sollte  es 
scheinen,  wie  wenn  da  ganz^neue  oder  nur  in  kleinen  wissenschaft- 
lichen Kreisen  bekannte  Dinge  dargelegt  würben.-  Herr  Dr.  Grün- 
wald kannte  sich  aber  auf  dem  Gebiete  des  Eherechtes  und  in  der 
so  reichen  Literatur  desselben  nur  sehr  mangelhaft  aus.  Er  beruft 
sich  mitunter  auf  Werke,  die  über  die  einschlägigen  Fragen  entweder 
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nichts   enthalten  oder  nur  nebenbei  das  Eine  oder  Andere  obenhin 
berühren,   während   er   die   eioschlägigen   Hauptschriften  gar  nicht 
kennt  und  manche  Autoren  ersichtlich  nur  auf  Grund  falscher  Schluss- 
folgerungen aus  den  Citaten  der  ihm  vorgelegenen  Werke  als  für 
sein  Thema   besonders  beachtenswerth   hervorhebt.     Er   behandelt 
ferner  das  Eheschliessungsrecht  nur  sehr  unvollständig  und  lücken- 
haft, theilt  öfters  ganz  unwesentliches,  z.  B.  was  dieser  und  jener 
einzelne  Act  kostet,  mit,  während  er  viel  wichtigere  Fragen  ganz 
unberührt  lässt.    Auch  laufen  in  der  Darstellung  die  wunderbarsten 
Missverständnisse  mit  unter,  z.  B.  (S.  63),  wenn  der  Verfasser  meint, . 
dass  nach  dem  deutschen  Beichsgesetz  vom  6.  Februar  1875  betr.  die 
Beurkundung  des  Personenstandes  und  die  Eheschliessung  sogar  Ba- 
sende, Wahnsinnige,  Blödsinnige,  Vollberauschte,   Ohnmächtige  eine  ^^ 
rechtsgültige   Ehe   eingehen   könnten.     Das  Material,   welches  der 
Verfasser  vorbringt,   ist  grossentheils  ganz   unverarbeitet .  und   die 
ganze  Darstellung  entbehrt  der  sachgemässen  Ordnung.    Schon  aus 
dem  Titel  der  Schrift  kann  man  ersehen,  in  welcher  willkührlichen 
Reihenfolge  das  Eherecht  nach   den  verschiedenen  Staaten  und  für 
Oesterreich  auch  das  den  verschiedenen  Gonfessionen  abgehandelt  ist. 
Die  einfachste  und  natürlichste  Eintheilung  wäre  die  in  confessionelle 
und  staatliche  Eheschliessungsform  gewesen.  Dabei  hätte  die  historische 
Entwickelung  der  Eheschliessangsformen  hervorgehoben  und  das  gegen- 
wärtige Verbältniss  von  kirchlicher  und  staatlicher  Eheschliessung  klar 
gemacht  werden,  können.  Aber  es  scheint  wohl,  dass  der  Verfasser  selbst 
sich  darüber  nicht  klar  geworden  ist.  Sonst  wurde  er  das  für  die  Katho- 
liken in  Oesterreich  vor  dem  Concordate  und  nach  demselben,   wie 
auch  nach  dem  staatlicherseits  erfolgten  Bruche  desselben  kirchlich 
geltende  und  noch  immer  kirchlich  fortgeltende  canonische  Eherecht 
nicht  als  blosses  »Concordatseherecht«  bezeichnen.    Sonst  würde  der 
Verfasser  auch  das  für  die  Katholiken  in  Ungarn  und  in  Brasilien 
geltende  Eberecht  nicht  als   ein   besonderes   particuläres  Eherecht 
dieser  Länder  dargestellt,   sondern   einfach  als   das  von  Seiten  der 
kathol.  Kirche  aufgestellte,  auch  bürgerlich  geltende  bezeichnet  haben. 
Auf  die  in  einer  Abhandlung  über  die  Eheschliessungsform  eingehend 
zu  berücksichtigende  Frage,  wann  und  wo  die  forma  tridentina  zur 
kirchlichen  oder  auch  bürgerlichen  Oiltigkeit  der  Ehe  nothwendig  zu 
beobachten  sei,  geht  Dr.  Grünwald  gar  nicht  ein.    Ebensowenig  auf 
das  Verhältniss  der  katholischen  Kirche  zur  Civilehe  und  die  bei  den 
Protestanten  in  neuerer  Zeit  so  vielfach   ventilirte   Frage,   ob   die 
blosse  Civilehe  nach  protestantischen  Orundsätzen  bereits  als  eine 
kirchlich  giltige  Ehe  anzusehen  sei,  oder  erst  die  kirchliche  Trauung 


Dk  »i^  Kb»%^v^  Ebes  <tt!£n  H«!t  Dr.  GriavaU  4te«  wkere 
B<(frfc^vs^  fsr  r^^rf-  fVgl  <]j^»2R  Aitttr.  Bl.  42L  S.  466  ff.j. 
Celtr  Spaci«!  sM  P:rSr:zal  5chv«gi  der  Vcrfiraer.  «ttread  «r 
BrsiRlv^  >f>^'r^^tn  her^'^.^h^äzt.  In  d««  eboiblb  bomdas  be- 
rfiekan^Ltigte-A  Wm^n  M /Lto:«gr>  g^t  cicfaeb  das  grieeUsckHMiaiU- 
liiK^  Eh^^reefat,  nnberieksiefatigt  Üst  d«r  TeiCuMr  dig«g«i  das 
gr^jmm^  Bnmlzni  00^  die  Christen  in  der  TirkcL  Freifidi  kälte  kurz 
g(S«sigt  werda  k$iiiien,  dass  in  diesen  Lindem  das  bereits  anter 
Oarberreich,  beillnfig  bemerkt,  übrigens  anek  Tenrorren  und  ungenau 
darg^ffüriellte  grieefa  .-Orient  Ehereebt  gelte,  wobei  für  Basstand  afler- 
ding«  noch  einige  besondere  staatskirehliehe  Vor^hriften  zn  en^hnen 
KfiretL  Einen  besonderen  korzen  Absrhnitt  widmet  der  Verfasser 
aoeh  dem  slavischen  Ehereebt,  aber  was  er  da  vorbringt,  ge- 
hört theils  nicht  znr  Lehre  ron  der  Ebeschliessnng,  theik  bloss  zur 
Historie,  Es  wäre  da  mit  Rücksicht  anf  die  frohere  sog.  österr.  Mi- 
litärgrenze bloss  die  eigenthümliche,  neben  and  über  der  natürlichen 
Familie  stehende  politisch-nationale  Organisation  einer  umfassenderen 
Pamilie  anter  einem  gewählten  Familienoberhauptes  welches  auch  be- 
züglich der  Eheschliessung  die  Rechte  der  väterlichen  Gewalt  aus- 
fibt,  za  erwähnen.  Der  Verfasser  erwähnt  allerdings  diese  Verhält- 
nisse, aber  ohne  ein  genügend  klares  Bild  davon  zu  geben  und  zu- 
gleich unter  wanderbarer  Vermischung  von  praktisch  Geltendem  mit 
Dingen,  die  einmal  factisch  vorgekommen  sein  mögen.  Er  übersieht 
auch  hier  wieder,  dass  für  die  griech.-orient.  Grenzer  das  griech.- 
orient.  pjberecht  das  massgebende  ist.  Um  alles,  was  Verkehrtes  und 
Ungetiaues  in  der  vorliegenden  Schrift  ist,  hervorzuheben,  müsste 
man  eine  lange  Abhandlung  schreiben. 

Die  Abhandlung  über  die  Ehehindernisse  ist  in  derselben,  ba- 
rocken, vielfach  bloss  aphoristischen,  völlig  unwissenschaftlichen  Weise 
gehaltpQ,  wie  die  über  die  Eheschliessung.  Ein  Haschen  nach  dem 
Scheine  von  Gelehrsamkeit  tritt  darin  namentlich  in  der  planlosen 
Auftählung  der  bei  einer  grösseren  Anzahl  von  Schriftstellern  vorkom- 
menden oder  nicht  vorkommenden  Definitionen  der  Ehe  hervor. 
3,    Kaiechismus  des  katholischen  Eherechts  von  J.  Weber  (Stadt- 

Pfarrer  eu  Jjudwigshurg) .  2,  verb.  Aufl.  Augsburg,  B,  Schmidt 

(A.  Mann)  1881.    IIL  Bl.    26S  S.  in  XIL 
Es  ist  dieses  eine  sorgfältige  fassliche  und  übersichtliche  Dar- 
stellung dos   Eherechtes  in  Form  von  Fragen  und  Antworten  unter 
Uoigabe   erläuternder   oder   raisonirender  Anmerkungen  und  ausge- 
wählter Quellen  und  Literaturbelege.     Die  erste  Auflage  führte  den 


Frhr,  v.  Helfert,  Die  confess.  Frage  in  Oesterr.  1848.         345 

Titel:  »Das  katholische  Eherecht  für  die  Candidaten  der  Theologie 
und  des  Rechts.«  Die  zweite  Auflage  ist  um  circa  16  Seiten  stärker 
und  ist  darin  insbesondere  z.  B.  die  Lehre  von  der  Civilehe  theils 
überarbeitet,  theils  erweitert.  Das  Werkchen  verdient,  namentlich 
den  Studirenden  bestens  empfohlen  zu  werden. 
'4.    Die   confessionale   Frage   in   Oesterreich   1848.     Zugleich  ein 

Beitrag  zur  Tages--  und  Flugschriften- Liter afur  jener  Zeit.   Von 

Frhr.  v.  Helfert.  (Aus  dem  österr,  Jahrb.  1882  bes.  abgedruckt). 

Wien  1882.    Ludw.  Mayer.     97  8.     8. 

»Vor  dem  Jahre  1848  war  die. römisch-katholische  Kirche  in 
Oesterreich  die  herrschende,  <lie  Staatskirche.  So  hiess  es  allgemein, 
so  stand  es  in  allen  Lehrbuchern,  so  meinte  alle  Welt Herr- 
schend war  sie  neben  der  staatlichen  Allgewalt,  Allgegenwart  und 
Allweisheit  so  wenig,  dass  man  sie  im  Gegentheil  die  unfreieste,  die 
unselbständige  Kirche  im  Umfange  des  österr.  Ländergebietes  nennen 
konnte,  und  zwar  eben  aus  dem  Grunde,  weil  sie  weitaus  die  meist 
verbreitete,  an  Seelenzahl  ihrer  Bekenner  reichste  und  mächtigste 
war  und  weil  es  darum,  wie  die  Theresianiscben  und  Josephinischen 
Staatslenker  meinten,  hier  mehr  als  anderswo  geboten  war,  [um  mit 
Sonnenfels  ^  dem  Theresianischen  und  Josephinischen  Professor  der 
Polizei- Wissenschaft  zu  reden]  den  »»Leitriemen««  scharf  anzuziehen 
und  stramm  in  der  Hand  zu  halten,  indem  es  nur  dann  möglich 
sei  im  Wege  des  religiösen  und  kirchlichen  Einflusses  »»das' mangel- 
hafte der  Gesetzgebung,««  wie  es  eben  diese  letztere  bedurfte,  zu 
»»ergänzen.«« 

So  lautet  mit  einigen  Abkürzungen  die  treffende  Einleitung 
dieser  trefflichen  Skizze  der  confessionellen  Frage  in  Oesterreich  im 
Jahre  1848,  welche  uns  Frhr.  v.  Helfert  in  der  vorliegenden  Schrift 
bietet.  Der  Verfasser  schildert  weiter  das  vollständige  Darnieder- 
liegen der  theologischen  und  kirchenrechtlichen  Wissenschaft  in 
Oesterreich,  und  wie  bei  solchem  Stande  der  Dinge  sogar  der 
Güntherianismus,  der  seit  dem  Ende  der  1820er  Jahre  viele  Geister 
in  Oesterreich  gefangen  nahm,  im  Verhältniss  zum  bisherigen  völligen 
Stagniren  auf  theologischem  Gebiete  in  Oesterreich,  von  manchen, 
sogar  noch  jetzt,  wie  Helfert  hätte  beifügen  können,  von  einem  hohen 
kirchliclien  Würdenträger  —  für  etwas  Gutes  gehalten  wird.  Der  Ver- 
fasser erwähnt  (S.  10),  auch  (unter  Hinweis  auf  BeidteVs  Unter- 
suchungen über  die  kirchlichen  Zustände  in  den  kais.  österr.  Staaten; 
Wien  1849,  S.  187  f.)  des  Vorschlags,  den  der  Hof-  und  Burgpfarrer 
Michael  Johann  Wagner  Jn  den  ersifen  Dreissiger-Jahren  machte,  die 
österr.  Kirchenzustände  ina  Wege  eines  Concordates  mit  dem  päpst- 
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liehen  Stuhle  zo  ordnen  nnd  bemerkt,  dass  man  an  einen  solchen 
Schritt  die  sonderbarsten  Erwartungen  knüpfte.  Man  hoffte  nämlich 
gegen  Nachgiebigkeit  in  kleineren  Dingen  die  Anerkennung  des 
Josephinischen  Eirchenrechts  seitens  des  Papstes  zu  erhalten  und 
dadurch  dem  Vorwurfe,  die  österr.  Verordnungen  in  publico-ecclesia- 
sticis  seien  dem  kathoL  Geiste  zuwider,  auf  die  kürzeste  Weise  zu 
entgehen.  Wagner  selbst  hatte  die  Ansicht,  dass  in  Bom  bei  weitem 
weniger  die  kais.  Verordnungen  als  die  Vorträge  der  theologischen 
Professoren  in  Missachtung  stünden,  eine  Voraussetzung,  die  sich 
gleich  bei  Einleitung  der  Verhandlungen  1833/34  als  eine  irrthüm- 
liche  erwies  und  zu  keinem  gedeihlichen  Fortgang  derselben  führen 
konnte,  üebersehen  hat  hier  übrigeus  Frhr.  v.  Helfert  das  (unter 
Andern  auch  bei  Vering,  Lehrb.  des  Eirchenr.,  2.  Aufl.  S.  106  mit- 
getheilte)  Schreiben,  welches  Kaiser  Franz  1835  auf  seinem  Todes- 
bette erliess,  worin  er  nicht  bloss  den  Abschluss  eines  Concordates, 
sondern  auch  überhaupt  den  vollständigen  Bruch  mit  dem  Josephinis- 
mus anbefahl. 

Helfert  schildert,  historisch  treu  referirend,  weiter  eine  Menge 
von  Persönlichkeiten,  die  auf  dem  kirchlichen  und  religiösen  Gebiete 
thätig  waren   und   legt  ebenso   die   Lage   des   Protestantismus    in 
Oesterreich-Üngarn  in  vergleichender  Gegenüberstellung  mit  der  Lage 
der  katholischen  Kirche  und  sodann  die  Stellung  dar,   welche  »das 
Volk  aus  Palästina«   in   den  einzelnen  österr.  Eronländern  bis  zum 
Jahre  1848  einnahm.     Der   zweite   Theil   der  Schritt  (S.  46 — 91) 
schildert  die  Ereignisse  des  Freiheitsjahres  1848  auf  confessionellem 
und  kifchUch-politiscfaem  Gebiete,    namentlich  die  März-Excesse  in 
Prag,  Wien,  Graz,  Pesth,  Pressburg  und  Galizien,  die  Angriffe  auf 
die  Kirche,  Klöster  und  die  Geistlichkeit,    deren   sich   namentlich 
jüdische  Literaten  schuldig  machten,   und   die   Excesse  des  Pöbels 
gegen  Jesuiten  und  Bedemptoristen ,  auch   das  tbeils  ungeschickte, 
tbeils  geschickte  Verhalten  verschiedener  Prälaten  zu  dem  im  Jahre 
1848  hervÄtretenden   politischen  und  kirchlich-politischen  Bestreb- 
ungen.   An  dfir  Berücksichtigung   so   zahlreicher   Detail-Literatur, 
die  im  Allgemeinen  längst  in  Vergessenheit  gerieth   und   in  vielen 
späteren  Kreisen  überhaupt  unbekannt  geblieben  war,  sieht  man  den 
Fleiss  und  die  Vielseitigkeit  des  Historikers  Frhr.  v.  Helfert.    Da- 
bei zeichnet  sich  auch  die  vorliegende  Schrift,   wie  überhaupt  die 
Publicätionen  Helfert   durch  frische  und  gewandte  Darstellung  aus. 
Die  versprochene  Fortsetzung  dieses  interessanten  Aufsatzes  wird  ge- 
wiss den  weitesten  Ereisen  willkommen  seij. 

Vering. 
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5.  .Friedrich  der  Weise  und  die  Anfänge  der  Beformation.  Eine 
Mrchenhistorische  Shiisze  mit  archivalischen  Beilagen  von  Dr. 
Theodor  Kolde,  ord.  Prof.  der  Kirchengeschichte  zu  Erlangen. 
Erlangen,  Andr.  Deichert,  1881.  S.  75.  (M.  1.  50.) 
In  der  letzten  Zeit  ist  die  Aufmerksamkeit  der  Geschichts- 
forscher vielfach  darauf  gerichtet,  das  Andenken  von  Männern  auf- 
zufrischen, welche  sich  um  den  Beginn  oder  die  Ausbreitung  des 
sog.  Beformationswerkes  im  16.  Jahrhunderte  hervorragende  Ver- 
dienste erworben  haben,  und  hatten  wir  bereits  Qelegenheit,  in  dieser 
Zeitschrift  derartige  Monographieen  anzuzeigen.  Prof.  Eolde  hat  sich 
nun  in  obangeführter  Brochüre  die  Aufgabe  gestellt,  dem  Leser  eine 
richtige  Charakteristik  Friedrichs  III.,  Kurfürsten  von  Sachsen,  mit 
dem  Beinamen  des  Weisen  darzubieten.  Friedrich  war  Landesfürst 
des  Dr.  Martin  Luther;  er  konnte  und  durfte  sich  bei  den  Ereig- 
nissen, welche  die  Person  und  Lehre  Luthers  betrafen,  unmöglich 
passiv  oder  neutral  verhalten ;  er  hat  dies  auch  nicht  gethan ,  son- 
dern dem  fortwährenden  Drängen  Spalatins  so  wie  des  eigenen 
Bruders  Herzogs  Johann  nachgebend,  nahm  er  Luther  in  Schutz, 
betrachtete  ihn  als  erste  Zierde  seiner  Universität  Wittenberg,  stellte 
schliesslich  den  von  Luther  im  Vereine  mit  Spalatin  zur  Unter- 
drückung der  kathol.  Kirche  in  Sachsen  unternommenen  Qewalt- 
massregeln  gar  keinen  Widerstand  mehr  entgegen  und  empfing  auf 
dem  Todtenbette  das  Abendmahl  unter  beiderlei  Gestalt.  Dass 
Friedrich  nebenbei  in  einzelnen  Dingen,  z.  B.  Verehrung  der  Heiligen 
und  ihrer  Reliquien  sich  noch  als  Katholik  geberdete,  ist  nach  den 
damaligen  Zeitverhältnissen  vollkommen  begreiflich  und  kann  den 
Antheil,  welchen  der  Kurfürst  am  ßeformatiönswerke  hatte,  nicht 
im  geringsten  schmälern.  Von  S.  41 — 75  folgen  Urkunden,  welche 
eigenthümliche  Schlaglichter  auf  die  damaligen  Ereignisse  werfen. 
Obzwar  der  Verfasser  seinen  confessionellen  Standpunkt  nicht  ver- 
läugnet  (man  sehe  z.  B.  S.  6,  Note  2,  S.  37) ,  so  «müssen  wir  doch 
gestehen,  dass  im  Ganzen  die  ruhige,  des  wichtigen  Gegenstandes 
würdige  Darstellungs weise  des  Verfassers  uns  wohlthuend  berührte 
gegenüber  so  manchen  anderen  Werken ,  in  welchen  auf  jeder  Zeile 
der  subjective  Parteistandpunkt  in  den  Vordergrund  gestellt  wird. 
Sehr  schätzenswerth  ist  uns  aus  des  Verfassers  Munde  das  Bekennt- 
niss:  »Luther  wie  seine  Genossen  haben  in  merkwürdigem  Mangel  an 
historischem  Sinne  sehr  bald  kein  klares  Bild  mehr  von  den  Zuständen 
vor  der  Beformationc  (S.  5,  Note  2)  so  wie  das  Zugeständniss,  dass 
Luther  und  dessen  Anbänger  wirklich  eine  »Vergewaltigung«  an  den 
Katholiken  geübt  haben  (S.  35). 

Prag.  Prof.  Dr.  Borovy. 
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€.   StcuU  und  Kirche.   Von  Marco  MitigheUi,  Autor,  üebers^jsung 
aus  dem  Italien,  nach  der  js weiten  durchgesehenen  Auflage.  €Mha, 
Friedrich  Andreas  Perthes,  1881:    XV  u.  318  S.    (6  Mk.). 
7.'  Kirche  und  Staat  in  ihren  VereifAarungen  auf  dem  Cfrunde 
des  SJrchenredUs,  Staatsrechts  und  VSlkerrechis.    Von  ITkeod 
Balve,  Priester  und  Doctor  "beider  Hechte.     Zweite  verfm.  und 
verb.  Aufl.     Regensburg,  Manz,  1881.     XII  u.  268  S. 
Des  ehemaligen  italieoischen  Ministers  Minghetti  getetroll  und 
mit  vielseitiger  Belesenheit  verfasste  and  geirandt  übersetzte  Schrift 
State  e  chiesä  bandelt  melir  oder  weniger  von  fa»t  allen  Berührangs- 
pnnkteu  zwischen  Staat  und  Kirche,  freilieb  ohne  irgend  einen  Ponkt 
eigentlich  wissenschaftlich  zu  erschöpfen.     Minghetti  hoMigte  in  der 
Praxis,   wie  in  dieser  Schrift  dem  Cavonr'scben  Grandsatze  von  der 
8.  g.  freien  Kirche  im  freien  Staat,  d.  h.  er  erklärt  mit  besonderer 
Backsicht  auf  Italien   die   Trennung  der  Ejrche  vom  Staate  niefat 
etwa  als  das  kleinere  üebel,  sondern  als  das  zu  erstrebende  Ideal, 
durch   welches   alle  Conflicte  gehoben  würden.    Dabei  reclamirt  er 
aber  eine  Menge  Dinge,  welche  die  kirchliche  Lehre  als  wesentlich 
kirchliche  erklärt,  einfach  dem  Staate,  so  dass  damit  der  angeblich 
so  einfach  zu  lösende  Conflict  über  das  Grenzgebiet  zwisiihen  Kirche 
und  Staat  bestehen  bleibt.   Aach  zeigt  die  praktische  Yerwirklicliang 
der  üavour-Minghettischen  Ideen  in  Italien'  aufs  deutlichste,    dass 
eine  solche  Trennung  von  Kirche  und  Staat  nur  eine  andere  Form 
von   Bekämpfung   und    Unterdrückung   der    Kirche    ist.     Obschon 
Minghetti  (S.  274  ff.)  des  Längeren  ausfahrt,  dass  der  Kötestantis- 
mus  in  Italien  käine  Zukunft  habe,  steht  er  doch  im  Wesentlichen 
ganz  auf  protestantischem  Standpunkte,  sowohl  bei  einzelnen  Fragen 
z.  B».  seiner  Auffassung  der  Ehe,  der  Ordination  und  indem  er  durch 
die  natfirliche  Vernunft  das  geoffenbarte  Dogma  ersetzen  will,  nament- 
lich aber  indem  er  (S.  266)    die   Leitung  der   Kirche  durch    die 
Hierarchie  verwirft  und  die  Theilnahme  der  Gläubigen  am  Regiment 
der  Kirche  als  die  ursprüngliche  und  segensreiche'PorAi  aller  Reli- 
gionen erklärt. 

Einen  warm  katholischen  Standpunkt  nimmt  Dr.  Bähe  ein, 
dessen  1663  erschienene  Schrift  »das  Concorflat«  hier  in  erweiterter 
Gestalt  vorliegt.  Balve's  ebenso  gewandt,  wie  mit  innerer  Be- 
geisterung geschriebeiies  Werk  gibt  von  vielseitiger  Bildung  Zeug- 
niss  und  zieht  ausser  den  theologischen,  juristischen  und  politischen 
ijchriftstellern  auch  treffende  Bemetkungen  auä  und  über  Philosophen 
und  Dichtern  des  Alterthums,  der  neueren  und  neuesten  Zeit  in 
seine  'Öarstellung.    Er  vertheidigt  den   Charakter  der  @oikcordate 
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als  (beiderseitiger  Verträge  und  erörtert  gründlich  alle  bei  dieser  Frage 
in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkte.  In  der  Einleitung  weist  er  eine 
Reihe  falscher  Auffassungen  des  Wesens  der  Coucordate  zurück;  im 
Cap.  1.  zeigt  er  die  Noth wendigkeit  kirchlich-staatlicher  Verein- 
barungen vom  kirchlichen  und  staatlichen  Standpunkt;  im  Cäp.  2. 
schildert  er  die  mit  dem  deutschen  Beiche  und  den  deutschen  Staaten 
geschlossenen  Concordate,  den  eigentlichen  Charakter  der  mit  dem 
deutschen  Reiche  geschlossenen  Concordate  gegenüber  den  neueren 
Conventionen  und  kommt  darauf  auf  die  Genesis  und'  Bedeutung  des 
»Culturkarapfs«  gegenüber  den  Principien  kirchlich-staatlicher  Ver- 
einbarungen zu  reden;  Cap.  3.  handelt  von  den  Conjtrahenten ;  Cap.  4. 
von  den  Objekten  kirchlich-staatlicher  Vereinbarung,  Cap,  5;  von  der 
rechtlichen  Natur  und  Wirkung  solcher;  Cap.  6.  von  der  Abänderung 
und  Authebung  der  kirchlich-staatlichen  Vereinbarungen  durch  Ver- 
trag oder  Willkühr ;  das  7.  Capitel  bildet  ein  rechtsphilosophisches 
Epiphonem ,  worin  zuerst  die  Rechtstrias  des  Kirchen-^  Staats-  und 
Völkerrechts  und  sodann  die  Stellung  der  kirchlich-staatlicheh  Ver- 
einbarungen-in  Mitte  dieser  Rechtstrias  gezeichnet  wird.  Des  Ver- 
fassers Ausführungen  schliessen  damit:  »Für  Itirche,  Staat  und  Wis- 
senschaft.ist  nur  Einer  die  Wahrheit  und  Vollendung,  Jesus  Christm.^ 
,  8.   Geschichte  des  -^CuUurkampfes^  in  Preussen.    Li /Aktenstücken 

dargestellt  von  Ludwig  Hahn. .  Mit  einer  Vebersidt.     Berlin^ 
'  Wühelm  Hertz,  188L     XXXII  u.  277  8, 
9.    Aktenstücke^  betreff end  den  preussischen  GuUufhmpf  nebst  einer 

geschichtlichen  Einleitung.  Von  Nicol.  Siegfried*  Freiburg  i,  JB., 

Herder,  1882.     QX  u.  428  S.    (M.  4,  50). 

10.  Kirchengeschichtliches  in  chronologischer  Meihenfolge .  von  ädr 
Zeit  des  Vaticanischen  Concils  bis  auf  unsere  Tage.  Mü  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  kirclienpolitischen  Wirren.  Zu- 
sammengestelU  von  Dr.  Hermann  Molfus.  Fortgesetzt  von  Conrad 
Sickinger.  .  H.  Bd.  3.  Lief.  Jahr  1874.  Mainz,  Kupferberg. 
VIII  u.  339—680  S. 

11.  Geschichte  des  Cülturkampfes  in  Preussen.  In  AJctenstückSn 
dargestdU  von  I.  X.  Schulte^  Pfarrer  in  Erwitte.  Essen 
Fredebeul  und  Kirnen,  1882.    Bogen  1—21. 

Der  officiöse  preussische  Schriftsteller  L.  Hahn  suclit  in  seiner 
Schritt  die  römische  Curie  als.  die  Urheberin  des  »Cdturkampfes« 
hinzustellen,  während  die  preussische  Regierung  stets  mir  den  Frieden 
mit  der  Kirche  erstrebt  habe.  Hahn  erhielt  deshalb  auch  ein  An- 
erkennungsschreiben vom  Kaiser  Wilhelm.  Der  Sache. nicht  genügend 
Kundige  konnte  Hahn  dadurch  täuschen,   dass  er  Aktenstücke  ver- 
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schwieg  und  andere  verstammelt  wiedergab.  Die  drei  Sclurifteii  Ton 
SiegMed,  Bolfas-^ickinger  nnd  Pfarrer  Schulte  waren  schon  tot  dem 
Erscheinen  der  Habn'schen  Schrift  vorbereitet.  Siegfried  nnd  Schalte 
nahmen  nan  aber  auch  aasdrücUich  aaf  die  Hahn'sche  Darstellung 
and  Documentirang  Rücksicht,  letzterer  gibt  sogar  die  Hahn'sche 
Vorrede  and  üebersicht  wieder.  Alle  drei  Schriften  von  Siegfried, 
Sickinger  and  Schalte  widerlegen  aber  darch  objective  Wiedergabe 
aller  bekannt  gewordenen  einschlägigen  Aktenstücke  nnd  Verband- 
langen  die  Hahn*sche  Darstellang.  Siegfried  schickt  den  198  Akten- 
stücken, welche  er  chronologisch  mittheUt,  wie  Hahn,  eine  übersicht- 
liche Darstellang  voraas,  welche,  wenn  auch  in  einigen  J^ebenpankten 
üngenanigkeiten  unterlaufen,  doch  alles  Wesentliche  klarstellt. 
Sickinger,  der  das  wiederholt  im  A  rchi v  empfohlene  Werk  von  Bolfus 
fortsetzt,  bringt  in  der  vorliegenden  Schlusslieferang  des  zweiten 
Bandes  nach  der  Tagesfolge  grösstentheils  der  Oermania  entnom- 
menen Berichte  über  die  kirchenpolitischen  Vorgänge  und  so  enthält 
der  zweite  Band  von  Kolfus-Sickinger  den  grössten  Theil  der  im 
Culturkampf  erlassenen  Gesetze  und  Ausnahmsbestimmungen ,  nicht 
weniger  als  16  staatskirchliche  Gesetze  und  Verordnungen  nebst  ihrer 
vollständigen  Entstehungsgeschichte,  den  parlamentarischen  Verhand- 
lungen etc.  Ein  Persopen-,  Orts-  und  Sachregister  bildet  den  Schlnss. 
Pfarrer  Schulte  begann  1870  seine  »Geschichte  der  ersten  sieben 
Jahre  des  preuss.  Culturkampfesc  und  bebandelte  im  ersten  Bande, 
dessen  Schlussheft  in  Kurzem  erscheinen  soll,  den.  »Schulkampf,«  in- 
zwischen ist  aber  auch  bereits  der  grösste  Theil  des  zweiten ,  oben 
genannten  Bandes  erschienen,  welcher  in  zehn  Capiteln  eine  voll- 
ständige Geschichte  des  Culturkampfes  gibt  und  jedem  Capitel  die 
nothwendigen  Aktenstücke  beifügt.  Es  liegen  bis  jetzt  vor  Cap.  1 — 6. 
Cap.  1,  behandelt  die  Zeit  vor  dem  Kampfe  (1866—1869)  und  zeigt 
namentlich  auch,  wie  man  1866  den  Krieg  gegen  Oesterreich  preus- 
sischerseits  zu  einem  Beligioiiskrieg  zu  stempeln  suchte ;  Gap.  2.  be- 
handelt die  Vorbereitungen  zum  Kampfe  (1869 — 1870) ;  Cap.  3.  die 
ersten  Kampfesmassregeln  (1871— 1872);  Cap.  4.  die  Kampfesgesetze 
(1873) ;  Cap.  5.  den  Kampf  gegen  den  passiven  Widerstand ;  Cap.  6. 
des  Culturkampfes-Blüthezeit  (1874—1875). 

12.  Ein  Vorschlag  zur  Beilegung  des  Culturkampfes.  Von  einem 
freisinnigen  Kaiholihen.  Leipzig  Z88L 
Der  freisinnige  »Katholik«  bricht  den  Stab  über  den  Altkatho- 
licismus  und  meint,  der  Culturkampf  würde  endigen,  wenn  von  Staats- 
wegen eine  für  Schüler  aller  Confessionen  ohne  Anstoss  giltige.  und 
obligatorische  Sittenlehre  und  Ethik  aufgestellt  und  in  den  öffent- 
lichen Unterricht  aufgenommen  würde.  Eine  Kritik  des  Vorschlags 
ist  überflüssig. 

Vering. 
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XXVlil. 
Kurze  Mittheilungen. 

1,  Dürfen  Laien  von  sich  aus  bei  einem  Begräbnisse  Lüchen- 
reden  halten? 

Der  kirchliche  Gottesacker  steht  wie  ein  Theil  der  Pfarrkirche  d.  h.  als 
consecrirter  Ort  unter  der  Aufsicht  des  Pfarrers.  Ihm  steht  die  Anordnung  des 
Begräbnisses  nud  die  Aufsicht  über  dasselbe  als  einen  goftesdienstlichen  A<M;, 
selbstverständlich  unter  Beobachtung  des  etwaigen  Ortsgebrauches,  der  sani* 
tätspolizeilichen  Vorschriften  u.  dgl.  zu.  Diese  zwei  unoestrittenen  Sätze  be- 
dürfen keiner  besonderen  Begründung.  Der  Pfarrer  kann  also  polizeilichen  etc. 
Schutz  verlangen  oder  durch  den  Staatsanwalt  strafgerichtliche  Verfolgung  ein- 
leiten lassen,  wenn  von  Unberufenen  Leichenreden  gehalten  und  dadurch  der 
ffottesdienstliche  Act"  gestört  wird  oder  eine  Beleidigung  von  Religion  oder 
'Kirche  in  der  Leichenrede  des  Laien  etc.  sich  kundgibt.  Wenn  der  Kirchhof 
ein  confessionell  katholischer  ist,  so  tritt  noch  das  weitere  Moment  hinzu,  dass 
überhaupt  bezüglich  der  auf  dem  katholischen  Gottesacker  vorzunehmenden 
Acte  der  Pfarrer  die  Aufsicht  zu  fuhren  hat.  Freilich  wenn  der  Friedhof  ein 
Communal- Friedhof  wäre,  Hesse  sich  nicht  bezüglich  des  Friedhofes  überhaupt 
und  höchstens,  wenn  das  Recht  der  Kirche  voll  zur  Geltung  gelangt,  nur  be- 
züglich des  einzelnen  consecrirten  katholischen  Grabes  das  Aufsichtsrecht  etc. 
des  Pfarrers  auch  vor  den  biirgerlichen  Behörden  geltend  machen. 

2.  Die  bayerische  Abgeordnetenkammer  und  das  Edict  von 
Tegemsee*  Die  bayerische  Abgeordnetenkammer  berieth  am  7.  März  1882  den 
von  der  gesammten  Rechten  vereinbarten  Antrag,  die  Bitte  an  den  Könie^  zu 
richten,  »derselbe  möge  anzuordnen  geruhen,  dass  bei  Auslegung  und  Anwendung 
aller  derjenigen  Bestimmungen  der  zweiten  Verfassungs-Beilage,  welche  sich  auf 
die  Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  und  ihrer  Angehöri&^en  beziehen ,  die 
Erklärung  weiland  Sr.  Majestät  des  Königs  Max  Joseph  l.  d.  d.  Tegernsee, 
15.  September  1821,  der  Staatsregierung  als  Richtschnur  zu  dienen  habe.« 
Am  8.  März  nahm  die  Kammer  mit  80  gegen. 71  Stimmen  (worunter  auch  die 
des  Ministers  Lutz)  den  Antrag  an. 

B.  Die  Aufhebung  der  Civilehe  wurde  von  der  bayerischen  Kammer 
im  November  1881  beschlossen,  vom  Reichsrathe  aber  am  22.  December  1881 
verworfen. 

4.  Die  Aufhebung  der  Simultanschulen  in  Bayern  bezw.  der  Mi- 
nisterialverordnung  vom  29.  Aug.  1873  betr.  die  Errichtung  von  Volksschulen  und 
die  Bildung  von  Schulsprengeln  war  in  der  bayerischen  Abgeordnetenkammer  nach 
dem  Antrage  Hafenbrädels  beschlossen,  der  bayerische  Reichsrath  nahm  dagegen 
am  24.  Januar  1882  den  Antrag  des  protestantischen  Oberconsistorialpratddenten 
YOB  Maier  an,  welcher  eine  Revision  der  genannten  Verordnung  nach  der  Seite 
hin  bezweckt,  dass  Simultanschulen  nur  in  Nothfällen  und  unter  vielfachen  er- 
schwerenden Bedingungen  errichtet  werden  können.  Der  protestantische  con- 
servative  Abgeordnete  Luthardt  brachte  darauf  in  der  Kammer  der  Abgeord- 
neten einen  Antrag  ein,  welcher  mit  einigen  Abänderungen  des  Antrages  Maier 
dahin  zielte,  diesem  eine  gesetzliche  Form  zu  geben,  damit  er  der  mit  Gesetzes- 
kraft bekleideten  Verordnung  vom  Jahre  1817,  die  das  Volksschulwesen  regelt, 
ebenbürtig  gegenüberstehe,  um  auf  diese  Weise  die  Verordnung  vom  J.  1873 
zu  beseitigen.  Der  Antrag  wurde  am  4.  Februar  1882  angenommen.  Der  Re- 
ferent der  Keichsrathskammer  über  die  Simultanschulfrage,  Herr  Bischof  ▼.  Dinkel, 
brachte  sodann  einen  neuen  Antrag  ein,  der  sich  im  Principe  mit  dem  des 
Abg.  Luthardt  deckt.  Hiemach  solle  an  die  Krone  die  Bitte  gerichtet  wer- 
den, im  Landtagsabschied  mit  Gesetzeskraft  auszusprechen:  »1.  Die  Volksschule 
ist  Confessionsschule.  2.  Die  Bildung  der  Schulsprengel  hat  mit  möglichstem 
Anschluss  an  den  Pfarrverband  zu  erfolgen.  3.  Ausnahmsweise  dürfen  in  einer 
paritätischen  Gemeinde  die  Kinder  der  beiderlei  Confessionen   einer  gemein- 
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\  schaftlichen  Schnle  nur  iDsofera  and  auf  solange  zngewiesen  werden,   als  die 

£Rbhfderzabl  der  confesrionellen  Minderheit  keine   Berechtigang   gibt,    die    Er- 
richtung einer  eigenen   Confessionsschnle  ans  gemeindlichen  Mitteln  zu  bean- 
spruchen.   4.  Jedoch  sind  —  nnbeschadet  der  gesetzlichen  Umlagepflicht  ond 
Yorbehaltlich  förmlicher  Umscholnng  —  die  Bewohner  einer  Gemeinde,  in  wel- 
cher eine  Schale  ihrer  Confession  nicb^  |)i^teht,   ebenso  sar  Benutzung   einer 
benachbarte^  Schale  ihrer  Confession  berechtigt,  sofern  nicht  die  Schalranm- 
Terhaltnisse  absidnt  hibdefnd  im  W«g«  f tefi^  mA  wfe'^^jhMilijRnJln^ 
richtnng  einer  eigenen  Confessionssphhle  aas  eigenen  Mittelnl   5."Ftr  cue  Pfah 
sind  aoBserdenr  die  Besttmmang>en  des  LandtagsabsohieAdi  vooviK.tllanc^  1^^ 
Abschnitt  VZI»  Zi$L  .t>.  mas^geben^,  Am.  9.  März  1882  hat  der,  Eeichsrath  diesen 
Antrag  sowie  den  Besehlnss  des  ALgeordnetenliab:>e8  verworfen  and  dehken  eigenen 
frftb^reb  Besdhlns»  fe^gebalteo;'  (Dieyflroranwr.'la7S9^A»äli▼^4•^^«^£^ 
5.    Vering*»  Lefarbnch  des  kaüioÜschen,  orieiitaU^cbein  and  protestanti- 
schen Eirchenrechts ,  zweite  Auflage ,  wurde  von   der   Liter.  Rundschan ,    der 
Linzer  theolog.-prakt.  Quartal schrift,  dem  Wte^  Diöcesanblatt,  dem  Liter.  Hand- 
weiser,  dem  Londoner  Literary  Cicular,  dem  Krakauer  Czas,  der  Berliner   Ger- 
mania, dem  Grazer  tblk^alt,  der  K51nischeti  Ydlksteith^g«  ^^LiSisaal^f  Union 
und  dem  ^lzbur;ger  .KirchenbUtt  :^hr  freundlich  begi^üa^.,  Herr  Prof.  FVied- 
herg  zu  Leipzig  erklärte  im  Zarutke'^s  Liter.  Centralblkt^  d'enr  ^aiäm^^^ 
hält  des  Werkes  ?fir  Terkebft  Ukid  unrichtig.    'Ftefb'ch:irotn.;j^ma|i(i9iii»  d^r^wie 
Friedbeiig  .da^  .gapza,  katholische  fLirc^i^nrecht  um^tura^n . pöcl^ .   buin^das 
Urtheil  nicht  anders  lauten.     Wir' danken   demselben   ub^gi^n*  mr^^me'^'^c^ 
richtiguhg  zu  '8.  9B1,  däsb  die  Princessin  IßeaifirefflOttb^fiJQh.Äi^hiip  peM^a, 
sondern  im  AUenburgna^ratisiran.  lie^s,  u^d  dii3S  es  sich  mcht  um  die.Gütig^- 
keit  der  von  derselben  darauf  eibgerangenen  CitileHe  ^AkcnTnltiiäsis^^m,  ä6h^ 
dera  nacir  preussis^-^defatschem  Rechte  handelte; .  tVfar  faartteiüM  A3N^^:ß^^ß7^ 
8.  2X7  die^eß  Pcocess>  richtig'  relerirt ,  -  aber  r  spater ,  ßd.  4L  ^  Sw  =35 ,  eine  unrich- 
tige Darstellun|^  eines  IMtitarbeiters  c(es  Archivs  aufgenommen;' Ittid  iuA^eil^^ 
lap^us  calaiiü  in  uiHerem^  Lehrbuch  'die  'Calsihd-iAngtaib%  d^r  yjerwßi«»«!^  auf 
«lisejre  eigene  frühere  .richtige  Dj^rste>lung  naphtr^Uch  beigefügt.,  j^  Was  Prot 
Friedberg  sonst  als  Ünrictitigkeiteh  unseres  Lenrbuche^  n^meiiwch^b^k^klkiiM, 
sind  lautet^  Dinge,  wo  et^)tweder'nns'>vidlei<|htf&li$i«htluileihNivev  pder 

wir  dieselbe  Mekiung  Tfrt^eti^,  die  seh 09  vor  unfsi^pderd^. bewährte  Autoren 
aussprachen.  So  sollen  die  wortlich  aus  StÖlzeli'  'Schrift'' übet' rdfefr^Wrotess 
Bibesco*Beäuffi-tgmottt  >^^ömmane>i  'OonriunirtaHih  dftbiBell»6li:^fS}|<)bli^  >|int^rr 
geschob^  0f^u,  Yfir,  diu?hteu ,  b^iip  Libpr.  sej^us  an  die  rdfirin  ^icht -aufgenom- 
menen, noch  praktischen  t),ecrelalen  seit  Orögör  IX.,  deretf  ifmiA\g^Vikit&  Till. 
torbehfelt^  während ''Friedb'erg  tiMidite  Geltung  aMist' iin¥iLjf^.'l^ti)f^|^ht{<^ 
cipirten^Decre^leu.  si^it  Gr^or  JX.  res^rviren  Ijisst,  ^>y^haJ)Sn  nicht '.ge- 
sagt, dass  in  der  römigcheu  otfic.  Ausgäbe  des  corpüd^jtif:  cätL  v6d^  15^83^%^ 
V^esserttngän  der  Cor^ect<n*eis  Rbmani,.  die:  sieb  «Ueardintgl'.nuri^^.^iDec^. 

.Girätiani.iilao  |Lber,dooh,auf.^as..ü<>rpas^;;r.jCaU5  j^^jl^.^P.P^^  dem  Zusatz iUorr. 
Rom.  gezeichnet  seien:  wir  woilfen  nur  den"  Ädsaxz'Cw.  ROTÜ-Tn-  dMl''Airw- 
gaben  Von  Bdttmer,'  Ri^hMr  und  F^in^hticg  selbst'  beiidejj  .UotxoiQ^Q^i^^l^efl 
^UärQtf.  .Dass  QratiaA  sel^bst.  iqu  ^W^^  Diiscordantiui^  canonüm  popcordia 
seinem  Decjretura  nicht  gegeben  Ijabe,  beriaupfet'e  rhTiffps,''dfi'xaKWet*'P4ll^e 
nahm  Vor  ünA  Maa^eu  atifetwa  149^,  dse  Auslegung  voui^ap»'^  Ei^r.  ofm^^i9t  ^' 
süglich  dexjBfilleUfiamsafV)tq)n,d|e  wir  ?^r.tf^tjdi;i,  is^.die^ängst  von  Walter  so  ver- 
tretene. Den  eigentlichen  Beginn  des  Ihvestlturstreite^'rSrt^^töii'  W^'^mHIPÄÄ- 


könnte  und'  kann  tins  iesi^n  absprechendes  > iTrtheil\uiV;s48^kiliiftig^9^pfel^luig 
des  Werkes  erscheinen  und  danken  wir  daher  demselben  bestens  für  seine  Ke- 
oension,  ehepso- wie  den  freundlichen  Stimmen,  die  sich  über  uns'er  Werk  ver- 
nehmen liessenf.  Noch  ihehr  äb^r  dankeü  wir  unserem. .heUigeaiYat^r  Papst 
Leo  XI IL  fUr  <daV  anerkeiulieiide  SchreibeJl;'!W«liqhiP«i;«r,,na^Mßy  Se,  fipfj^  p^rd. 
HergCBföther  .8r.  Heüiffkeit,  ein  ISxentplar  zu  ül^erreiphcn  die  Gi\te~nat{;e,'  un^r 
dem  16.  Januar  1882,  dem  Verfasser  zugehen  Hess. '  :-  n  i    m  i   t  . 
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xxix. 

Die  Baupflichtsfrage  \m  den  organistrten  Pfarreien  in  Bayern 

mit  besonderer  BücJcsicM  auf  die  Hand-  wid  Spanndiensüeistung 
der  Pfarrgeineinden  nach  bayerischem  Landreehte. 

Ein  Beitrag  zur  Ldsang  der  Streitfrage  yoq  Dr.  J.  E.  Diendorfer^  Professor 

des  Kirchenrechts  am  K.  Lyoeam  in  Fassail. 

Vorbemerlcung, 

Die  Frage  nach  dem  primären  Träger  d^r  Baulast  bei  den  äo« 
genanuten  organisirten  Pfarreien  in  Bayern  sowie  nach  dem '  Um- 
fange dieser  Baulast  beunruhigt  seit  nahezu  einem  Decennium  in 
besonderer  Weise  die  Gemüther  des  Klerus  sowohl,  wie  jene  der  Mit- 
glieder der  Pfarrgemeinden.  Zwar  ist  diese  Frage  noch  nie  so  recht 
zur  ßuhe  gekommen,  so^  dass  schon  Anfangs  der  vierziger  Jahre  »ein 
oi'ganisirter  Pfarrer«  schreiben  konnte:  >Ich  vermuthe  fast,  dass 
eine  Art  Rechtslosigkeit  auf  kirchlichem'  Boden  zu  wuchern  anfange, 
so  dass  es  Noth  thut,  die  fremdartige  Pflanze  auszurotten  und  vom 
heiligen  Boden  zu  entfernen^).«  Auch  der  sonst  so  milde  gesinnte 
und  milde  urtheilende  Kirchenrechtslehrer  Termaneder  konnte  Mitte 
der  fünfziger  Jahre  nicht  umhin,  das  blosse  fortwähre^nde  Sehwanken 
der  k.  b.  Staatsbehörden  hinsichtlich  der  »Ausscheidung  der  grossen 
und  kleinen  Baufälle  bei  vormaligen  Stifts-  und  Klosterkirchen  und 
den  dazu  gehörigen  Pfarr-  und  Beneficialgebäuden ,  an  welcheu  in 
Folge  der  Säcularisation  alle  grösseren  Baufall  Wendungen  vo»  dem 
k.  Staatsärar  getragen  werden  ^) ,«  mit  den  ip  dem  Munde  änes 
solchen  Mannes  doppelt Bchwer  wiegenden  Worten  zu  beklagen:  »Ein 
solches  Schwanken  der  Verordnungen  in  einem  Pflichtverbältnisse, 
lu  welchem  das  k.  Aerar  als  Partei  erscheint,  schwächt  offenbar  das 
Vertrauen  in  dße  Qerechtigkeit  der  Staatsre^iervmg,^  Permaneder 
bezeichnet  es  hierauf  »als  dringendes  Bedürfniss ,  dass  bei  säculari- 
sirten  Stifts-  und  Klosterpfarreien  die  Ausscheidung  der  dem  k.  Aerar 
üud  der  dem  Pfründebesitzer  obliegenden  Baufälle  endlich,  eine '^- 
nitive^  auf  rechtlicher  und  billiger  Grrundlage  fussende  Bereinigung 


1)  Die  organisirten  Pfarreien   vom  Standpunkte .  des  Hechtes  aus  be- 
sprochen von  einem  organisirten  Pfarrer.    Begensburg  bei  Maaiz  1841,  S.  11. 

2)  Die  kirchliche  Baulast.  2.  Aufl.    München,  Verlag  der  Lentner'schen 
Buchhandlung  (nunmehr  E.  Stahl),  1856,  S.  127. 
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finde.«  Statt  diese  definitive  Bereinigung  Yorzonehmen ,  wnrde  im 
Laafe  der  siebziger  Jahre  ,  S^tMB  d^.  ¥^r(reter  des  k.  Staatsärars 
das  Rechts-  nnd  Pflichtverhältniss  selbst  in  ein  dem  Fiscas  günsti- 
geres nmzngestalten  versaeht.  Welche  H^ti?e  hiebet  kä&grtmi,'^ 
vrelche  Triebfedern  tbätig  und  insbesondefs  ob  wirklich,  wie  eine  an 
mich  gelangte  briefliche  Mittheilnng  lantet*,  >es  nur  einige  jonge 
Heissspome  seien,  welche  diesßii  Streit  hertofri^fen;t  idSes  za  anter- 
suchen  kann  Ipier  nicht  meipe  Aqfg^e  sein.  Da  der  Y^ac^,  die 
durch  das  Verhalten  des  k.Piscus  brennend  ge^ordeng/.^te^i^^fa^ 
anf  j^ariamentarischem  Wege  zuhi  Aostrag.'  za  brin^  ^  ^  weiin;  aöch 
vielleicht  nicht  fruchtlos ,  doch  /nicht  ^^  dep  er wüQ^teif  J^olg 
hatte,  ein  weiteres  Verfolgen  derselben  aber  anf  dem  erw^tintw  W^ 
aus  mehrfachen  Granden  nicht, räjbblich  erschien |. s^y  ea^^Uoss  ich 
mich  Ufp  30  liebear,  ,aaf  wissenschaftlichem  Wi^e.eipe^  in^ir^ien 
Beitrag  zur  I^dsong  d^r  theil weise  noch  sohwebiauden  FragQ /^^^^ 
als  Job  Jhiezu.  Yon  mehrpren  Seiten  aufgefordert  wurde,,, "  .:  „^  _  '.' 

^£^.A«$arbeiltimg  m^ner  .Al)handlpng  leitei^  >iiti(ph^  ^io^  ,^Qd^^ 

/*€^i?«..;  licdiglicb,  d»  .B^Ä<wy  .zur.Iiö3ang.,dei:  ^mr  .Zef^t  Qf^h.^^$chjf,fi-; 
bendw  Str<eitfmge,  3pUeii  übrig^os  di^e  .Zeilen  sew*,  ^  .^  j  n-jdjci  f s . :.. 
Ob  dieser  Beitrag  gelängen  ist^  möge  die?  ^tige^ilülticksittö  d^i: 
Leset'  entsebi^ideiiii  Da  ich  iliese/für^dte  S^rdi^onnds^ia^iPfaiirgl^ 
meindan  in  Biirerniso' wichtige  E^i^fe  aiichiift'iZiiikUDft'iiiii  j^geeb«^ 
halta»  w^erde/'so 'bitte  ich,,  mir.alienfallsigftMiWiiiscluä^Ba^jntf 
derselben^  insbesohderft  abBF^glauMiate  Oocimieiite  ^.  gfigeDi^Veüf 
gütun^  der  etwaigen/iAiislagen' zuzusenden^  dfnoit'^cik^äisä^lb!»  hA 
de^  mir^  dinrchi  die  tLeatuor^sebe  Verlagsbaadlung.iüb^rageriei^lUm^ 
ai4reituiig  djis  Werkeis  von  Pearmasreder  ^über.  die*  k^cüliobe.füa^iilftst. 
etttspr^hend  Tefwertheri.fcänae..  •>  ..;:    .,r^'   ».•.^.-.'i-^-ifi,    iuji:*'.^iii\!' 

'■'"'    ■  ''^"'••=^--'     ^'i•.^•••■-    ■'  ^' ■^^^^•^''^i5^^»^Ä^^^^'^^' 


1 1  j   ^  j .- 


V.    K'    >. 
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mcner  Brief  ersachte  mich  unter  Anfuhrang  verschiedeDe]('B|rs)F«tggidiilB()idl«iair 
Versuch  zu  machen.    Ein  bezeichnender  Passus  lautet :  »Es  scheint,  dass  diese 
Voilaj^lonen  ..lUnsich1ilicdk;4er  ß^upSicht   nicht  rfiQhr  .^.n^er^,  vhefeijtig^  Verden 
können,  als  Änwk  eine  .eaergiseihe  Iptie^rpöUation  in,  der  ,K«vmm^*«  i^  /    <: 
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Smeer  EiiiMHck  auf  den.  Veriaufder  Controverse  m%d  dermßliffet 
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.&  1.  ^  V^rf^hrßn  dBr  k«  b.  Staatsbehörden. 


Die  Säculai*isätion  zu  Anfang  unseres  Jäh!*htinderts  hat  der 
b!  Staatskasse  ein  Vermögen  von  200  Millionen  Gülden  eingetragen  % 
allcirdi.ngä'mit  der  dui-c)!  §.  30.  desfidchsdeputations-Hänptschlässes 
vam^^. "Februar"  IfeOS' auferlegten  Yerpflichtung,  Heraus  das  >zuna 
Behübe  ^^ä'  Aufwandes  für  den  Gfotiesdienstj  Unterricht  und  andere 
gemeinnützige  Ahstalteh«  Erforderliche  zu  leisten. 

Diese  Verpflichtung  schloäs  insbesondere  in  sich,  den  Bauauf- 
wand iRir  die  ehemäligeii  Klosterkirchen,  sowie  für  die  ehemaligen 
Klöstern  incorporirten  Pfärr-  und  PiHalkirchen  und  für  die  m  diesen 
ffeMri^t  Ifrilndegebäude  pritnär  aus  der  Staatskasse  zu  bestreiten. 
Hiedurch  Bei  hol  diesen  sogenannten  organisirten  Pfarrei«)  die  beim 
Tode  odei* '  etwaigen  Weggang  eines  Pfröndebesitzers  in  cfen  alt- 
bayerischen Provinzen  sonst  noth wendige  Baufallschätzüng  sammt 
deti  diinit  nur  zu  oft  verbundenen  Verdi^iesslichkeiten  und  unange- 
nehmen Folgen  ron  selbst  weg.  Da  überdies  mit  den  Pfärrpfründen 
dieser  Art  eine  Oeconomie  überhaupt  nicht  oder  nur  eine  kleine  von 
*  20*^30^  Tugwefk  Verbunden  war )  und  die  sonstige  Besoldung  in 
Baareih  aus  der  Staatskasse  floss,  so  boten  dieselben  im  Vergleich 
nrit  den  übrigen  Pfarrpfründen  manche  Annehmlichkeiten,  und  wur- 
rlen  desshalb  besonders  von  älteren  geistlichen  Herten  mit  Vorliebe 
gesackt  ^),  so  lange  die  b.  Siaatäregierun^  der  ihr  in  Folge  der  Sä- 
cularisation  auferlegten  Verpflichtung  hinsichtlich  der  Baulast  in 
loyaler  Weise  nachkam.  Diess  geschah  auch  bis  zu  Anfang  der 
siebziger  Jahre.  Die  erledigten  Pfarrpfründen  organisirter  Pfarreien 
wurden  bis  dahin  stets  zur  Bewerbung  ausgeschrieben  mit  der  ein- 
fachen und  unzweideutigen  Constatirung  ^  dass  »die  Baulast  dem 
Staatsärar  obliege  B).€ 

1)  Vgl.  Permaheder,  Die  kirchlicbe  Baulast.  2.  Auii.  §.  8S.  Anm.  3*  S.  87. 

2)  Vgl.  die  Schrift:  Die  organisirten  Pfarreien  vom  Standpunkte  des 
Rechtes  aus  besprochen  von  einem  organisirten  Pfarrer.  Regensburg  1841. 
Manz  S.  9  auch  sonst;  leider  bietet  diese  Schrift  nichts  was  ihr  Titel  ver- 
spricht, enthält  jedoch  manche  treffliche  Gedanken,  die  freilich  mit  der  Rechts- 
frage  häufig  nichts  zu  thun  haben. 

3)  Vgl.  Kreisamtsblatt  für   Niederbayern   vom   Jahre  1867   Nr.  91,  wo 

23* 


356     Diendorf  fr,  Patronatipfiicktsfrage  bei  dfn  prg,  Pfarr^fn  te  ^Sfe»  ft- 

Seit  Äofang  der  siebziger  Jah 
coDStant  mit  den  Worten:,  >Di^  E 
ärar  getragen,«  eine  Formel,  die  ni 
Bestreitung  der  bislang  anerkannten 
gebenden  Behörden  scbliessen  )äs! 
k,  b.  Staataregierung  hinsichtlicb  d 
Zeit  unbeachtet.  Erstmals  mehrere  ' 
unmittelbar  nach  dem  Antritt  einer 
Alternative  gestellt  sahen,  entweder 
behörden  sieb  gefallen  and  dadur 
trächtigen  za  lassen  ioder  einen  ßec 
zn  beginnen,   wurde  man   in   weit« 

Die  Herren  Abgeordneten  Busswurm  und  Walter  beschinr^r^eD^  sich 
vergebens  in  der  öffentlichen  Sitzung  der  bajer.  Äbeeo|'äpetc^aDir 
mer  vom  17.  Juli  1876  über  die  nunmehrige,  eine  n^bezi)!,. siebzig^ 
jährige  bewährte  Praxis  verleugnende,  Behandlung  0»  Jür<;^iicben 
Pfründen.  Die  Bestreitung  der  ärarialiscben  Baupflicnt,8;>hii]g,  ihre 
Wellen  auch  in  den  Ereis  I^iederbayern,  in  dessen  ge3egnet,ep  ,<xaniii 
eine  bedeutende  Anzahl  von  Elösterii  bestanden  hatte, ,  un^,  |Wa  4äher 
auch  eine  grosse  Anzahl  von  prganisirten  Pfarreien  zu  finden  ist. 
In  der  einzigen  Diöcese  Passaa.sind  unter  ^en  148  wiFMicliM]^ .Pfar; 
reien  45  orgaiiisirte  nebat  einer  organisirten  Schulcnrafie.  ,,     . ;, 

Es  sind  folgende  org^isirte,  ehemalige  Klosterffarrei^tt^  lii  d^r 
i  Passau:  .,].:,- 

.   1.  Aidenbach,   org.  Pfarrei  vom  Cborherrn-StifteSt-NikolaJ).  pase. 

2.  Aldersbach,  „  Cisterz.-Kloster\Ä.ldWsWll^  , 

3.  Aitötting,^     "    /     .,   Ö.B.'    CoUegialstifte  daselbai, ",  .^  j 

4.  Asbach ,       '[  .  «     ,  ,   ,      Benedict.-Kloster  daselljst,'^    .    " . 

5.  Auerbach ,  „  dÖ.     ,    ;  ^    NiederalieipB. 

6.  Beutelsbaeh,    .        „  Cisterf-Klpster^Furstenzdl.^^ 
1.  Burgkirchena.d.Alz ,,  0.  B.  do.         ,  RaitfsnhaslacJi. 

,  .       „  Benedict.-Kloster 

„         "      Cisterz.-Kloster  A 
„  Benedict.-Itloster 

.'-.».  do.;   ■  ,  "■ 

„       ,     '    ,Ci8terz.-KlosteTidi 

„  Benedict.-Kl9stor 

„  Prämonstr.-Eloste  , 

„  0,  B.     Cisterz.-Kloster  K 

hinsichtlich  der  Pfarrei  Vormbach  blos  bemerkl;  J3t^:>Die  BMil^.obUfgt  tlfai 

SUatsärar.. 
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tÖI%'i'i;M^'en;%aäVTförfeivöuvChbi*lferniiStifte        Nikolä  b.  P. 

\i'-%.MMäkt; ''^'"'  ^',V  '^'■'"    '  Ci^erz.-Kiöster  Fürstehzeir.     ' 

iöl'"ä»hof6';-'  :^'':i: ■';''■''•■■-'  Ciiiegiö-srift-e'-Äiti^ttirig;    •■ 

^t  j^m!';.'"""'''"''  '   %:^.  Bl'-'^'CoÜe^giäliÖfifte  AltÖtting.'       ■   • 
äfl''^ii^cli5ibrril'  W;1''  ,r  '"•'   '■■■  *feeüed!6ii^lös.teV  Ifiederalteich. 

^|/'Mia'rii',"'  '''.';■;•;,; ,';';;■"  cistea-Kioster Ärstiach;  ■' • 

äa.  tilfirigi'^''"' "        '!,'"'.',    '  'Bentsdici'-Klos'ter  /NiecleralteKh. 
24,  Langdöjl,  .    »»  -      ■  do.     ,  do. 

2fe"!'tecliliaffl;""-  '•■'''  .;'■•':'■  -"  :'B6bedict;- Kloster  Macb'.-  '"     ' 
2ä:'^mMnl'''f'  '^  :„-'•'■   '  •'-  ^CisWtz.-Kt6ster'Mdersbach:   ' 
ÖSKj^kfecÜeh-'l  '^V  '„  '■"   '' "Heneciicti-Klösiei'-VbriÜbkcli:   ' 
2^/'^eirmiteic^V  ;  '  ■  ■  ;;  "-'  '■■'•'■"■  '  "doV '^■'  '  ;  ilaselbst."    ' 
3<Ö'. ' Österiof^n';     "   . ' ';; '" '^''''*"'  Chuffflrstl: 'Damenstift' daselbst. '. 
ä!i''di\%tt  Ö^:,  .'"^■^•^'i,;"^J    •^-'■'  ßeuedi(5t.-Kfoster  Niederalteicli'. 
SÖl'^dys^tig,"  "'"''''  •;;'"'  ■'■:Cbdrheri^h-8^ifte^^  P. 

3§:''fealttet'äslaöfi;' ■■'"',,  Or  feV''  Öi^terz.-Kldte' daselbst.   '  '  • 
3-^:'fei1tt^bta<ih/r'  '  ''"•;;'''^    •    "'   Benedict' -faöätöi-  :N'ied'öi-ätteiciv. 
S^Sf  ^i'tÜhWrriüti^te^^"- '  ;,^  ■■"''-  Ci'sterz.-Klöster  lldersbaili.       '' 
Sfe'.'feiliÄ^f,.'  ■   \'-  '■«■'„■•"    '  ■'"B6tteai<3t.-Klbst^f  Vcflrnibäch.'  ' 
37.  SchönattV  "  '  "':'■  ;,'■ ' '^--    '  'Ciä'terz.iKlöätef  ildersbaclt.  '"•' ' 
3^:  ^cHWärk^rti," ""  ''■   „■''    ■  '"   'Behedtet.'-Kl6i«CJ'"NJedBra1teicli. 

30.  ,ßn)zba<5hv  ..  «     .       -  do.  -        '  Vormbacli. 

4Ö.  Ün>ernöuWclien^  '  „  :<).% '  'CöUe^al-Stifte ' Altötting. ';  ';    ; 
41.  üttlau,'      '  .'        „  '    Prämonätr.-Kloatet  St.  Saivätor, 

43.  Vilshofen,''     '    ;■;,''-'    Cbilegial-Stifte  daselbst.     ■  ; 
43.,  yo,rmbj|ich^  «,.  '    Benedict.'-Kloster  daselWt.  ' 

44!'  Schülctirätie  St.  Salyator  Prämonstt.-Kloster .  St.  SaTvator. 

45/^tädtpfarrei,;St.   Sevörin  iü  Innstadij-Pässau  ^  ehemalige   Dom- 
cäpiteräche  Pferrei.  '     * 

Hit  einem  Schlagip  säheiji  sich  mehrere  Inhaber  orgänis,irter 
Piarrpfruudep '  iii  einen  Rechtsstrjöit  mit  dem  k.  Piscus  über  die  Bau- 
last verwickeltv,  die  übrigep  von  einem  solchen  bedroht.  Dask.  Staate- 
ärar  stellte  bis  zuna  ijLustrag  der  anhängigen  oder  zu  erwärteiiden 
Processi  öbine  Zahlungen  ein,"  ui^bedingt  noth wendige '  und  dringliche 
Reparatur jBn  an  dW  3f  farrhöfgebauden  oder  Kirchen  orga^isirtör  Pfar- 
reien'unterbliebenV  ja  öelbst' itechnuagen  füjr  bereits  aüi,  Anordnung 
der  k.  iBäubehÖfden  an  solclien  öiebäuden  ausgeführte..Arbeiten  t)lieben 
über  Jahr' iräd  Tag  ohne  Bezahlung  i). 

1)  So   zwei  Bechnongen  zu  37  Mk.  50  Pfg.  und  zu  17  Mk.  45  Ffg, 
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Wie  die  Streitfrage  selbst  von  der  b(k^tisteii  Finatizstdle  des 
Landes ,  vom  k.  Staatsministerium  der  FinamM-  aofgeiasst  made, 
dafür  mag  als  Beleg  gelten  die  EDisehliessung  (lieses  Mioisteänns 
vom  31.  März  1879  Nr.  4767,  ergangen  an  die  k.  Ereisregienn^  von 
Niederbayern,  nnd  von  dieser  durch  EnisohliessttQg  venu  16*  ApHI  1879 
raitgetheilt  an  das  k.  Bezirksamt  Passan  behofe  Insinninuig /im  das 
Pfarramt  und  an  die  Pfarrgemeinde  Vormbaeh.  In  dieser  Ent^dilies- 
suDg  wird  idie  primäre  und  ausschliessende  9iäfsSdiare  StifftfSUtht 
deä  k.  Aerars  bei  den  Pfarrgebänden  zu  Vormbaeh  ahgeleboti  i^d 
darauf  beharrt ,  dass  an  diesen  gleichwie  an  der  Pfaniräetale  ta 
Vormbach  lediglich  die  nach  dem  Zehentbtöuge  (also  nicbli  »iaJS'oIge 
der  Säcularisation«)  im  Pfarrsprengel  sich  beinessende; .  ;seciiii4ire 
Baupflicht  obliege,  w&hrend  die  Hand-  and  Spcilhndienste  bei  B«a(ibU- 
wendungen  an  «^ämmtlicben  CuHusgebäuden  zu  VcHrmbach  umtiit^t- 
lieh  von  der  Pfarrgemeinde  zu  leisten  sind.«  ..        ... 

Diese  Rechtsanschaunng ,  so  bedrohlieh  actch  dieselbe  lur  den 
Rechts-  und  Besitzstand  der  kathol.  Kirche  in  Bayern  sich  «buisteilt, 
konnte  man  bei  den  Finanzbehörden^  denen  die  Wid^Ying  der 
finanziellen  Interessen  des  Staates  zukömmt,  noch  erJcißrbar  »ad 
einigermassen  entschuldbar  finden.  Bedenklicher  mosste  •eisi^beiueD, 
dass  auch  die  staatlichen  Oberouratelbebörden,  denem  in  Bayern  i^\ 
Schutz  und  die  Wahrung  der  Interessen  der  kircbli<^heii  Stiftauigen 
gesetzmässig  obliegt,  diese  Anschauung  zu  der  ihrigen. m»ohileii».  wie 
ans  v^sehiedenen  Proyisionalerkenntnisseo  der  k.  Begierang  von 
Niederbayera  er$eheü  werden  kann^),  ..    .-    »j^; 

§,  2.    Reagirung  gegen  dasselbe. . 

Diesem  Vorgehen  der  k.  Staatsbehörden  gegewftbör;  welchem 
ein  bestimmter  Plan  zn  Grunde  zu  liegen  schien;  beschränkti^n  sncb 
die  kirchlichen  Oberbehörden  auf  einzelne  Weisungen,  die'  äSe  an 
Pfarrvorstände,  welche  sich  nicht  mehr  zu  helfen  wussten^r hinaus- 
gehen Hessen ,  sowie  auf  die  Hinanfs^abe  von  beglaubigtlaii  Ab- 
schriften'  einzelner  in  den  Ordinariatsarchiven  befindliehidn  Akten- 
stücke, die  allerdings  hi6  und  da  für  die  Beweisführung  von  Belang 

für  Hafner-  und   Schlosserarbeiten  ausgeführt  bei  den  Pfarrhofgebauden  zn 
Hartkirchen  a.  J. 

1)  Vgl.  Nr.  9968  vom  25.  Juni  1878  ProvlsionaL-Erk.  der  Regg,  von 
Ndb.  die  Baupflicht  bei  den  Pfarrocouomiegebäciden  in  Münchham  Bezirksamt 
Pfarrkirchen  betreffend ,  ebenso  Provi^ional-Erk.  derselben  Ereteregierang  vom 
21.  Jannar  1879  Nr.  27139  Baapflicht  an  den  Pfiiarrgeb(iaden  Ita  ft^g,  Be- 
zirksamts, Pfarrkirchen  betreffend. 
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v.s6m»[lDdBJjtßm'.[  to^^jßi^brig^ft  :W^re;i.:4i?  ,JPfon*ei:.,;auf  jihr^  ^eigenen 

•  «[ndifiyTchBJiHtiftaing&ni  «tögü^^t  »^  jli<?  JRql^e  Ji^-  Kl^gersi-J^win/^u- 

j'U44ibc86heo:;Jodet-  durcbi  voin^Uige  .jgi&lissiju^g  49?;^,^gi)^^  .^^fz^^f^n 

A^eifelöich;!  jdeiL iüan » ;f öite.ns;  dfeSA Fü^e jis .  gerne  anböte ^.  pd^r  ^\^ .  durel » 

•uSktoteMtieaiiqMi'jiB  ik.;;Ärcbiveftrl>!^^  Urlfejup^ßfl.ji^.  ^.  .w.^  in 

um  (wQranf  es  besonder^  aibg^a^bet)  pi^hi^n)  ..^ifS^  ^iijMjä'r  f^^  ^P(^^^ 
:  diefisiß'ifei<:sämmMc^  JF^i^^/^^/i^^>)(2^};.^.a|if halsen 

'^    ;^^'lM^6e^/B0filrchtmig.  ipagf, wobl  mit.yser^nilftssaqg  gßgftbe»t,bal)en 
»A  d^f  eingehenden  und  grandlichien'  Erörtoy^wig ,  Äb^  .di^.  ktrittige 
Be^t^rage^ivefcbe  ianter'«d«iii  Mi^os  »Gl^/(H:6,b;ip.  ij^.jud^^^^ 
^ei^- $SdbFtig6teQ' Kenner  des  bayerisobeu  Veiwi^Mfuig^ij-,  i^nd  Staats- 
^*i¥^Mfecbtes.  im.  lArehÜF  (Bi  .39.Jabirg. JS78jH^ft.2/S-,31&;:rß'^ 

'  ^*  Auf-  fffese*  gestützt '  üüd  voü *  tuehrereri ^  Söiteai' Äöndlich-; und 
schriftlich  biezu  aufgefordert,  stellte  idh;  daiii  afe 'Mitglied  :defeJlayeri- 
sehen  Abgeordnetenkammer,  in  der  öffentlichen  Sitzung  dieser  vom 
4.  August  1879  ette'wöhlthotl^Äte  (Vota' 31;  Juli  datirte)  Interpel- 
latjou'  über.,  di^v^r  wurfige  Aag^egenheit:an  das  k.  Staatsmiiiisterium 
.  fftrpKiftjhHftiar.nnd  .Sch»laQgeleg^?ib^ten-alj3  »oberste,  Curatelstelle« 
übf^  däiS  Kii'chWiVeriDögan  des  Landen*).     .  , 

i:«'i «  Die  Hüterra  «6.  Äuguart  dessielben  Jahres  Yop  Seite  Sr.  ExceUenz 

-  'des'HbrrA'Sfcaatsmimstei'5  \>j,  v:  IMß  erfolgte  Beantwortung  dieser 

laitfrpeliatiön.^)'  war  allerdings  Qiebfc  geeignet;  ein^^  KlarstelUmg  4er 


r     -  1 


.li.J".  *,       !».  f    .'f.    . 


1^  Vir  koimen  nur  lebhaft  bedauern ,  dass   der "  Herr  Verfasser  seinen 
Namen  niclit  nennen  will.  '       *      •  ^' f     •''«:,(; 

,    ,v    2)  .Abgedruckt  im  Ar<5hiv .  für  katholisches  Kirchenrecht. ';  jTälirg.  *ifeo 
Bdr43.:ß,  e^.ff.  '  Vgl.  auch  Stenogr.  Bericht.  Jahrg.  18791.  Bd:  lll.  S.  713. 

:i'-  SI):Abg^d;fudU:iiöa,  Archiv  »r.a.  0.  S.  75  ff.  u^d  bdeacWet  vop  tfx.  Bein' 
richiTttentfunti  ^  P.^eudonamen  des  Verfassers,  der  sop^e«  citirjten  AbhAud- 
lung.    Stenogr.  Bericht.  Jahrg.  1879  a.  a,  6,  S,  757*   .  .    ;       i 


t 


I 


.EäutfizflteHennMrda;  aosteitlste^'taÄ^tqsttik^  bi^beIi'gfeüM'JWi>rde&w^^ 

dQanii*d%ittflhfal>ai>gfiaADti?);ieaT^^    iX  l>T^r  •ii]<rifnL  .!£'  ai«v/  efv/o;- 

antwortuüg  der  Interpellation  vollständig  die  Aufstellung  dm^b<^ 
4^mVgthegäil)iäi9i  jaiEitüsUrari^gabtetfe  desel^rifiibbnelifilMB-echtes 
&i6xa\\  da;KtitoJdi»[)^b]^ar{^l09i9«3jTxm  [äemikmtte%i9SJim'}baämhA> 

nisMlUK)^  .idieiiprinalnre'gBMpifiM  ^aa^  e'pto^  isibdt  'Böa&ilimligel^^dfa 
^etBTBÜBäigidDc&^nJiAf  idelllfjiä^&tHdheiflKiföffoM^ttSlAft^ii^ 
^lidierii  rfiQfl;U«ir'cll!fimdoiialtitif)^^^  ancVidilMstiZrügBl- 

Btia^iS8§  nAi£rJKü(%»ieht^mnf/4ite\BesiiiBQtoi6^ 
l^ebMäsaeipntHöir  ;:»diB)ätfir«dtähdUcb  I  i9<^  ^'^9^  ^'  it^  i  da^9^bei\40ab$\ia9]Kr 
MDäbiiri)drtG».b]irift',^adtfuttiDg,  I ^]^' fcä  3ii  •  40r;:  Hoi^^sebgo^fatigfartidis 
kl  S!l6atiitöi&fetcjYi1I^l:^.'ffiV'tiKiPdf^^  m&S& 

in  Zukunft  zufolge  seiner  obersten  Curatelaufgabe  nicht  .qoteiAsasni, 
dB»iii&tQr^«oi*dndi{eiii!<kvatelfltfllto  c^ti  PjBtfifidege- 

\äss^  sogihapftitcari-ttt^gAliisirjlf^r  /P£d.rt)eJM'i4in  6eUtiQ@g^r9ibb&it(^ 
ba^^nktqiLen-  Mnäs^h(te3  tlbßPlU; tk  ,ibHA  Siroi§i9i(»i3btr%b^ha^fii[»^ 
feit  .Wi  i\w^^(ira\ißautfinM  i  id^s  rk%'  '^S!t$;^t9Simn9!ij  W) (cmkebneM  und 
ps-omitt^  is<^(tö^'  f^iiViiiriar&teYfv!  dQ9fi1(*ii£^cii9i;zp<jSJ^lj|sfto^ii»$^ 
late  B^bts9^MAft«&is«(f.iM'fd»2uwi^etrj  ajjii(4i^s^}i,iF&IK»ßfi»Ud0«  tabi» 
der  praesuB^iK^ ( jUf«)«^;  smh i)  ^in .  Mebn  }$}s j  m«l^ig|lteige^ifi69itotttod 
m9dMt9K^i'ihikiÄem^;^ßJ^  dffiUite  oälgehalten 

werden,  als  dadurch  eine  Menge  ,.pöflÄimMßr*itidtieltt»jHijÄ^ 
Ufekv4oclfeOTt»lDS«:[Pj^  fi.fiiv/  liü/iaeill 


dl>L 


leuchtang  von  Dr.  Meinrich  TrentfurU    In   der  Kammer  Ml  ÄDgepranetep 

kJSirt?M'äfe^-'6feaht^oi^titj^r'^        stöüifcrii^irt^;  i/fejiFiSt^ii 

1^1^  i;dtei^)QeacliAibafäm^>dcin  br 

nissen  der  patriotischen  Jraction  m  der  Kammer  (2  Stimmenpaehrnm  il.^8,  f.) 
nicht  blos  nicht  für.  zweikikWfgrsöndyfa  fÄt  die-S 
gjö^adt^ilpfifcPi^fiyWlÄbji .'  /'.Nt   uu-^v\    ■  .         ^     •   .    Oöer  Vei&llen 

3)  So  die  Interp^flatioiläbeifii^WiEria]^;^  •wMUch'  S;^758^ä/a;•^       r  = 


■"  -# 


teil»^'nftfr>  a(TlC;'^fa'i'FroTisit)bat^'Ent9efabide'^^0r'lk;•MBegiem^  von 
Ified^bifytttdiV'^Kafiimtr  d(»s  Iimernv  ioia;ä5;  JAhi  18^8  :Nr/  9968 
4iid^'Babi^cMni>^i  ddhl  P&nrpfräiidegiebäad0&  in  lilinoUiaiaK'lietri, 
sowie  vom  21.  Januar  1879  Nr.  27139iia  tBiftnHI;d»r<Ban$däfficht;8n 
d4&  otVa(ri^MKUideiÄ:MZii.|;nii^^  'Bceirttsäints  Ffontkircben 

v.'id j':W4Uiteadt!imv}0lB^  diesep^^ßrkenhtüiasB  atkirdihgsiidieiQÜUd^ 
sdiIib«8iMHie,  :aib«k  <imi^  nirr  seeatidik'e  Baüpflidht  des.  1.  Staaäo 

Itfiito  ml)A<'£Kich  •'dib9e/'imrikraft«ttdes:J36si^t^ 
ittykl&^o^mif^ !  lauüe ti  »disr  masi^ebendd  BteoUtlss  dest  elfteren  wörtiieh : 
M<^)^rrj»ij/r.piiie:]A»ertteiüWinf  def  isti^sidiftrdn  Bau^eht  .Seiten^  des 
kL^SSaaisirärsi  flff:  devi^  Pfan^^eoiibiriiegeibftvdefti  inftMüDÖhham  rbeUn^ 

:S<ff^A4^^/^K%H»  wit^'  beörkabdefc  übd  da»  b;  (Staatsäiar  für  sehuldig 
«cka^Qt}f if&r  deoi  1  f ngfadwärtigor^  Bao&U  Meb^  ^Masdgsbe  der.  irevidicli^ 
^Iftive  iOiiditSostis^itifidbläge  d«R- Birai^fwabdi!  i^^^  zu 

-ogoLitflE'i  YA^'  ßfetrg^metode  Münehbam  eiad^büeBslieh  ^d^ :iFil»I- 
^i^äiidii»iE&(Qiri^  >-^  vorbekaitlii^  diw-  Aiu^traj^ngr  ik^er  ^gai* 
tlieiügan/^A:ii0pHil(di»  gtfgeü  das  k.  Staatsärar  iror  fikimbü  -^  scbuM^^ 
'dm/Haad'4v>ii&d  Sp^&di&iijrtrziun  Umbai»  dar  mbl.  genannten  Oe- 
U9itei)aeb^Mitö8{^be  der  Pl&ne  und  Koi^tenans^bliige  2^  übemebnen, 
fthAi&L  jesi'iitr^ftfdistebtv  diede  DIetföte  wirklieb  alMriii«bte&  od^  den 
Qeid»ds^8lälag  »dcfr^elbi^tt  tfiit  3400  M.  ^baar  kq  eiitricbte^;«^-  * : 
Mo.ll i>f{»|[l>  3/äken  ttttd'iStimpciltÄxen  babk '<airss0r' An^te  zu  bleiben; 

Hienach  wären  ate<^'  bei  den  Pfiründegiibaiäden^  dbr^BOg.  organi- 
sirten  Pfarreien  die  im  Pfarrsprengel  gelegenen  Kirehenstiftnngen 
pritnär  banpflicbtig  uad^nttr  bei  Iiisnffici«nz  derselben 'bätie,  wie  das 
ao^b itn>  tetetereti ' Erkemitfliss ' ansdriekli^^  antsg^esprocfaen  ist,  das 
kV^Stäatsärär  efnztitfeten.  JSwar  wird  in  den  Entöcheficlrirrgsg'rütiden 
des  ersteten  Erkennüiisses  ganz  richtig  bemerkt:  »Nacb  bayerischem 
I^4jadreobtQ,i  Ani^erkungea  bi^zn,  .ThL  I.  Qapi  7.  §.  42.  Ziff.  7vNr*  9- 
liegt  >idiej  primäre  Bsmlaiat  an  den  Plarrpfmhdeg!riiftnde&.  cegelmäasig 
dbtti^  Pfkwpftrörndentttimiesset'Ob.«  '  Daffrb  h^lisrt  iö8^:^»Dte^^Attstofnürg. 
def' WgeFflbrteti  Öesetzesstö^^  Sinne  ist  ^ufcW  dlö  Vfisseb- 

scWt  und  die  bisher^^^   Praxis  gerechtfertigt  *),« 

1)  Htdbei'  wird  verwiesen  auf  Permaneder,  KireUIcie  fiaaläst  §§.69 
and  70;  BUtter  für  administiraÜTe  Piaziff^  Bd.  12(  8,  lia 


&B0     EHs9^nftf^J^r^^(tUt8j9fU€ht9ft^^ 

JäwizfltBHännMrda/  s(Btoit:fs^>kiiiä!tqstiD&  bidheij^üMoiaipäea^t:., 

antwortung  der  Interpellation  vollständig  die  Aufstellung  dflc^bcij^ 
iaidmi^thegäibiäii^  BieißteUniri^gebtetfe  desshshp^riflibbnelittilB'echtes 
^eraH  da^tik)idi)e!i^bi^a«'i<^lBsifie'iTQn  rdelm)titenei9liimotoäa8iJiiti>' 
«ufBeaiisgäsddeteB  iist(vtä^^aB(g£SbheA  i;^ 

jxisstof)^  ndieiiprinainre'pJB&ipStjIhtf  fall'e^P&]nr^  lobdi  A3nfeflimlg6))filld«& 
giöiseteTB&sdigiiüdyfnflUi  idfinibi»^&tiidbes»ifö«ettett9tfft^iMgsvci'i^^ 
«obdierii  mnfl:U«if(ML'mi(i:eJtiftt(]Tgtihafte.^)^^^^  2ixic;h:iAr^tiMge^ 

fitöD^i(§  mitrJSlü(S{:mebbAaüfi(to\BesiitaQ^ 
7;ebhtk»aei|fibntHClr  ;:a^B)atiir«irätähdlflch' ;  »^ 

fei>nä>im)driDbbde^>BQd6ufeQg,  i^r^  m;:4^ri;  Ho^ingobsi3ei&tigti»tid«s 
ks  SII&att.lajbfetciftQm^^für/^tKil^{fn-trwd  )§^  mtiß 

in  Zukunft  zufolge  seiner  obersten  Curatelaufgabe  nicbt  .qotetlsfiBeni 
dikflii&tQE^«o(;d[n^Qiii!^fatelatäll9ii^';iifi  ^11  Pftfi&dege- 

tift)!^  sogiihap(ii1ue^;^'0);gAliisirjlJ^r  [Pll)t)Nf9!B{'i'iin  GeUbogt^reibhibKäe^ 
b#4i3xtofaen-  M^B^htea  iQ^ßritUniia  ,ib¥»^  Erm^iaif^iaJr^b^bcd^fiii'^ 
foö  WiiP^i»J^aralii&a«((|^«MyiiJ0s  -k^^^ 

l&te  B^btä9.<iaMA^se(f>itttti»«uw^e{i,l  ate(4tes^>i)iF^[tn&fi»ttdasi  t^im 
der  praesuBji^f jtk^ii^,  ßAlcbif.@m  .Meto i^lsj m^l^ig!)lteige^ Jt«9«tesfctotd 
möMt^'^i^itbi^i  fsm>i^^ß^6A ,  rJMimrpnl^.nfebr  mi^  oälgebalten 
werden,  als  dadurch  eine  Menge  ,flö»fit.{ÄOTerÄitWiiehf»Jj»Ä4tJ9!^ 

■6hL  jdl)  Iöftiei!chftrat«iSrfcfi»]:m^ij^  giJUüiltqiiXitl  tühhv: 

leuchtang  von  Dr.  .ßeinvi^ch  TrentfurU  In  der  Kammer  ^ey  Äogeprdnetep 
beleäi^teh,'^^^^  eti^  Bebkt4li'-&bei^%iii^ilnter{^^^^  B^aäiWd^hf 

nissen  der  patriotischen  Jrgiction  in ^  der  Kammer,  (2  Stimmenpaeurneit;  ti.^».  yr.) 
nicht  blos  nicht  für.  z\4ikmäkäifg/  ööndefß  fft^  ^e^Sa^t^  sÖl/si  Tttltfer^MsöfiÄeir 

8)  So  die  Interp^flatioiläbeÄiäw^Kri^i?  wäd^eh  S;h758:Vä.  m  //T  i  f 


.I(i0di&ba7(iti]ii>3Kattim%r -des  Itmero y  tom :23;  Mhi  18138i;Nr/  90S8 
4i^'  Bab|d9icMn  ))^r  den/  'F&atptviSMegehixiim  iac  MAnüUiata'^fiietiri, 
sowie  vom  21.  Januar  1879  Nr.  27139(iQr.BfiitrdE>d»rHBaQpjJic^ 
d4& oßfsatgM^&odeiA >zii)E^^    beide» aiis'b ^Bczirttsamte JPIhnikirchen 

'vid  >'/W4Uii'eadiiimjkteterefi  diesep'JSrketthtdisse  ftlklrdihgsi>dieialid'^ 
scisliesifecide,  iiii)«ir'imi^  nor'seeutidftreBaüpflioht  des.il.  Staats^ 

Itf ir^  vBi)A<'dtch')'dib80 ;  '>mr>  i  kTafb>  t^des^BasitzstaiKlea  lAs  slaehgj&wieseni 
jotlilgrto jififnl/] jaulfeti^dor fnasi^elwndd BtephlUssdesteepterön  wörtiieh: 
,  L  j>^(  lii^ij  /c  pii(^lAiMrkeiu^  iBauj^iäbt  .Seäentf  des 

4a:gSSaatsftr&rgiiin:  deiii>'Pfan4^eootoiiliegelAadeai  JnriMüiuihhain  rbei  Jnr^ 
^fi&md  y'dn^'f  ^^-^  ^J^&i^iimi^^^iä^hhüM i  ^  unälfKUrn  gä^mm 

«ka^l^ttitflQfr ''de]9i < f ^dwärtig<m  Baa&ll  Daebi  fMasägabd  der  icevidicli^ 
filftä«  itutdif>Ko8ti9taiiatd)Iäge'  <d«I^l>Bkarafäfwahd^^'m^^  zu 


«I 


-3gobitfl&M  Bio'  ßfairrgcmeliYde  <Män<$bbam  eia^büeBsUeh  ^JiSiliml« 
^i^äiidiii»ifi]etea(/i$t^^  VDrkebaitMb  ä^  ■  ito^tragtiDg^  ik^er  ^gesi^ 
tteiMgaa/iiitii^dis» 'güfg^ü  dafs^k.  fStäatsärar  wir> Gkii'iobll  44^' sofaaMig; 
wiioi  Haad^ >>'imd  Spaflftdii»ivst4^ziuu <U  I.  genannten  Öe- 

Uaife  D  aeb -  Massj^be  d<if  Plätnc^  -  und  ^  KoBtenäuscfhliiie  m  fibemeimea, 
srdfiBä  «si3iiirii|fi^t4b4sHliede>  IDriaiföte  mTklii^'^ak^akMea  (Ktor  d^ 
Kei<k(ds@l&g3d€ir^elbi^tt't^^^  ^baar^  eti :€«itribbtilni;«i'<    ' ' 

Moi! (ufa^Ul^i  3läk^  ttttdüStempdtaiien. babk'wsser  An^tz^zu bleibea; 

Hienach  wären  atio  bei  ^d4n 'PfrCtad6g^9M!idän  dbr^^sog^^^^o^^ 
sirten  Pfarreien   die  im  Pfarrsprengel  gelegenen  Eirefaenstiftangen 
pritnär  baupflichtig  uad  mur.  bei  Inaufficitnz  derselben  bät^r  Wie  das 
attöb  ih]'^tet^teretf*]&k6i!mtaifiS'au8^  attsgeaproche»'  ist,  das 

fc';^Stäätt/ä^Sir  efhztitfeten.  2wär  wird  in  den  Entöcheixliiifgsg'rütiden 
des^erst^|-en  Eiikenntnisses  gaiiz  richtig  bemerkt;  »Nach  l^ay^hscneni 
i^^reflbte«!  AnnißTk^ngea  hi^z»,  Thl.  I.  Cap^  7.  §.  42*  ZiJBf.  7,rNr.  9* 
Üegt  ^üeiprinoftre  Badlaab  a»  den  PfairpMhdeg^&uda&.  j^gelmässig 
dfe»^  Pfki^rpfrihidenttteniessetob.« '  Daf^ü  bcSsöt  fe8^:^»Dle-|Austegtftrg. 
dei^''ängefübrteti  öesetzesstelte  in.  diesöm  Sinne;  ist  duM  dlö  '^iösen- 
scTbaft  pd  diß  bisherige  Praxi»  gereohtfertigt  i),«  ,,.      /.. 

1)  fiiebeK  wird  verwiesen  auf  Permaneder,  Kirökilcke  Battiftst  §§.  69 
und  70;  Blätter  füt  ädministlratiTe  Fiaxb^  Bd.  1%  8, 116;    <         •     ^ 


JSüiaffizfltfiHannMrdBi  ao9tdit:fai$^>kiteM(; stifte  biibei!'gißüMjWO]tie&^t> 

inßii4di|ifiiB4fawy>*äigfia3An^  i/:  OaHI  'ißfmßl  .12  ra<v/  £jf7/ov 

antwortung  der  Interpellation  vollständig  die  Aufstellung  dcn^bc^ 
Mäm'gthBpiäihiäi9>  Bzeißteliruri^gabietfe  deaohfllj^rifiebbDeliitiilfreehtes 
^eraH  d[a;Hf]^Mi)äß^bi9bai'i49(ml0asfie'mm  rdetoiibeneftfAimobCKtoJJi^ 
infB9äfisgäsddeteB9  fst^Vi  ^^  "^aG^gssbh  ejtl  h¥^ 

nis8äi<)^  AiiB^fAvB^e^SkbfAiihM  regifQf&aat^  i&fadt'BBQfeQimlgehSlicl^ 
IpösetaTBUisäig  i  iAcbijjsSät  rdelti  L ffl^&tikQiQiki JäffeUeiMllift4ttf^syel*fnögen , 
•sohcEerii  rsafl:ü)e]rr3?fi:and6ibiffa<i)Tgt[hafte  ancIv/fdtiadSfiZrügdl- 

«täED^iS«^  mitrJKü(%meht^m]i£  t^VBesiitaan«^ 
Xebht^2dgffentHüfa^;:»erB)ätlr«rätäJ)dUchM»^ 

ftstndbinidrlD.blidt^^Qdtfufeng, }  Ii3&.  f«a  :iii^4^ri:  HaftmngobSQtöhtlgti.Dd» 
l&L  SI&ati(rfiibfetcltinm[..far/\iKii^t$n-iiW  m&S& 

in  Zukunft  zufolge  seiner  obersten  Curatelaufgabe  nicbt  üntetlsuäisBii 
d^iü&tQF^«oi;dn$^ei^/!^vatelfitgH9a//lifiz«lw  difl  PjlBndege- 

binA^  sog{ihapitt0ji^'fil?gAliisyrjfer  /P&ttieJfssBl'iain  ^eUbog^reäiiiibif^ 
b#4inctohen.  liiaäD^hftaa  i9;b£p|21n ti^  ,ibi>^'  fiff$\^i$i(i0&btr%tstehfii4fttrat^ 
foö  iajrfirji^iß^aralii6faf(^i^Ä<iid0s -kv\S^ 

läie  B#btä9.trUMfltese(i;aMtbzuwi^dtx,I  atecdtes^»iiF^i[?i§fruUde«  i^Sm 
der  praesuB^i^l jti«i»,  ^^b^B^iti  .Mebr^ \^h} m«l^lg(|lteige^xfi69tt08tMd 
Pf dftöit^f-^idbtfi Aete<'iy;«rfÄJrferl ,  .'^iiuiptil^.ntebr  miUS  oäljehalten 
werden,  als  dadurch  eine  Menge, j9d»ÄiiUOTerfli#yjyyeltti^ 

Hefcvdoclfejj8itiöÖs»)lBll(««^  no/ilv.  :;aiia9rn 


leuchtang  Toa  vv,  ,fl einvif  h  Trmtfurt    In   der  Kammer  der  Apffeprdnetep 

belauft  eh /^^h!^  e^  Bebktlli^'frbe!^  eitteanteY^ilaflll6«'^^  B^aä^^kä^ 

4iidi  ^dsi'J§^fitfa^Mila]rdIo^) 

nissen  der  patriotischen  $raction  in  der  Kammer.  (2  Stimipenpaehrneit  1i.^s.  v.) 
nicht  blos  nicht  für.  zWeikrkköig*  äöndöi^a  fÄt^  <!Re- SaäiV  sfeffi^  öiiifer^tfiiilstäMeti' 
g^ad^i*pfilir,f#efi*rUÄbts  ,^  /rUvixuw.n    .^^;    r  ,.,■.;•  .'•   iDer- Veiffelfierl 

8)  So  die  Interp^Hatioil^eftnitw^fftoäl^  wMUch  Sih758:ä.'ft;'Q:r     k  t  i 


iMdtoP '  dtnß  aiid^/^i^l'PrOTisibtaat^^Entsehiedde^^iderT^  von 

Ki^d^ba7ttt4]itv>Kaftiiti%r  des  Iimerov  i^om:^*  J^bi  )8^8i  Nr/  9968 
rdie^'BabfdäicMnb^i  d%ül  Pfiü^'pfritDde^ebäadeiF  la^  MAiujhUaiasfJietri, 
sowie  vom  21.  Januar  1879  Nr.  27139.iQ:t Bittreff.  d»r<Bttupi^t/n 
4ik i)IVafr]^M^äadei6>2«;Eriit^  Bceirttsämts  Fihrsiircben 

"gelegen]'  ^^i^aV-r^iuL  ■.:;•  :  i;-'». :*•'!!   /   i  .■;«.?:  i. .'•;/;.;    ■  :•   \;...'f--   fUu- 
'  -?fii  >'/W4liiiend!limr}0tzi6refa  dleser-ßrkcfütDlIüisse  aäwdihgs  itdieiakul^ 
scblie^^de,  j(l^*in»inerbln  nor 'seentiddre  Baüpfltobt  des.  >k.  Staate^ 
Itf  ir^  vQtiA)'dtch'<'dib8i3  ^imr  I  krafb^  »desifiesitzst^ 
«vklärtoiifml;!  laute  ti»dQr  fims^ebend^BtöcMtissd^^ 
,[.  j^^(  rjibiiv.  |)ie;)Ä  iBau]|)ftiöht.Seftenfi(  des 

4a:i^Slaat8ilfärsiiiir'  d6E>  Pfairi^dOOiilic^eb&vttoftiinfiMöiuthbam  rb^  In^ 

^if^ihk^ti^^ffm^^'v^i bearkaad«t  iubd-da» k/  Staatsänar i^r sehuldig 
«rkaiiQt)'|{iac(  >de^  ( f  «g^wärtig^t^  Bau&ll  naefa) Masagsbcf  der  ni^dirten 
91fth«  iviAiLv^fiB^k^m»^^  zu 

'0<>oIjitfl&'{  Sig>  BfktrgtfnMinfd«  »Mänebbam  eiMebUeBslieh  ^  iSUhJ- 
^^aiidji^iEftrQ'/iAt  <->-  vorbekaitlMb  di9r  Jka$tragtiDgi  ik^er  ^geii«- 
theiMgeuifAiigpbäidve'gcrgdil  dask.  Staitsarat  iroY' fitorichU  -»^  scfauMigt 
«dio/  Hattd^^  «md^ Spatt&dS&ngt^  zum  Ümbaur  didr  ikib^ }.  gemannten  Oe- 
Mpfeiiacii  Mitösj^be  diBf  Planne  und  Ko6tenaii3c!hlige  ku  übemefatten, 
wcdb^ei  ^biiirifridigtebtv  dle^  Dienste  wirkMeb^ak^kMeno^  d^ 
Oeltolktilag  >deri^elbett  itiit  3400  M.  ^baar  eo  elltriöbteI|;«^ 
Mo<tU>if»£ili)  !DdKim  ttttd'iStempdtärm  babik''«trss0r  An^tZrztt^  bleiben; 

Hienach  wären  afeo  l^i^d^n''PfirChidegibäH!idefn^  d^i  sog.  ofgam^ 
sirten  Pfarreien  die  im  Pfarrsprengel  gelegenen  Eirebenstiftungen 
pritnär  baupflicbtig  uad  nur  bei  Insuffici^nz  derselben  bäÜOr  wie  das 
a»ek  im*  leteterett  ^EbfkeittotQiss  ausdrSeklieh'  aiisg^eprocfaen  ist ,  das 
k;|Stäat8arär  efhzutretep.  Zwar  wird  in  den  Entecbeiddngsgrflnden 
des  erst0ten  Erkenntnisses  ganz  richtig  biemerkt:  »Nacb  bayerischem 
L^reiobtQ,!  Anm^irkungen  hi^zn,  Tbl.  I.  Qapv  7,  g.  42.  Ziff.  T'.^Nr.  Q. 
Ii6gt  ^diei  primire  Battläsi  a»  den  PfarrpfrShdeg^&nde&.  regelmäsBig 
dWa=  Pftitrpfrändenttt«mlesser  ob.«  Daton  heäsfi*  fes^: '  »DIö -' Ausk^trg. 
det' ängefäbrtßn  öesetzesstfelle  in.  diesem  Sinne  ist  dnfcK  die  Wissen- 
Schaft  und  die  bisheriige  Praxi»  gerechtfertigt^).« 

1)  Hii^bei'  wird  verwiesen  auf  Permaneder^  KiroMieie  Battiäst  §§.  69 
and  70;  BUtter  füt  kdministtoÜTe  Piaxkr^  Bd.  1%  8/116.      '      .     ^ 


^amh  jAi»f'iigentbamlH^iQDri  @«C99ft$bi!rden  ^) 

sAs^}  Yty&riSk^te  ifBKicht£^pi»oiiuDg7<>8iisIi  ^$tA\fiMänii'Serl9b^pM(i-^>i% 
J^ümzataHannMrdai  aosteit  fä^^itaihäiVistl^  biabeii^üMfjK&pie&wdt, 

iio.u'jTilBijMeaifi]]se&ti.^ffi7e^eiKkIi<diäicIPui;^ 
antwortung  der  Interpellation  vollständig  die  Aufstellung  dfiic^hit^ 
iaiäm^tbBgäihisäfii  BfeißteUniri^gebietfe  desobflh^rificbbnelittilfrechttö 
oberaH  .da;Htifeo)di)e!lfobiäba«'i^b9^fie'<Tmi  rdefn^titeneftfiJimobQQtasiJistii;' 
eufBöäfisgdseUeteBebtfV^etfr^^B^gesbfaeA 
idssfahi)^  ridieif»naiflr6>pJBM|)Aft^ 

gäseteTBüBiBÜgi^dkkfjflUf  idiGrfdbin^&tlHäiQiriföffettfHadttrt^u^ 
«»lidiedi  mnfl:ä«ifr]EfnindoJtifh<t)^/rhafte.^^^^^^  attclv/ffli#sAs(i^gj9r 

8täQ^a§  mit^lSüdkaiehkanf  t(i(te\Bestii^ 
i^ebhtksaeig^ntKöfa^  ;:8^tbätiir«rsttähdUGh  ( »^ 

fei}n£&iiii)drtDbliD[e^>B6d6ufeng, i ^-(Cä  m ::4^i; Ho^ii^DgobsQe'i&tigtiitite 
k£  S!featttöibfetchriamI^fur/^&iiKä<iinn-wd'^§ah(^^  svärift 

m  Zukunft  zufolge  seiner  obersten  Curatelaufgabe  nicht  .Diitejlsfi)9Eai( 
dSBGriiüatQ^«ot*äi^eii!^iatelatfiH9nVlil^  dofl  PftBndege- 

h^kfx^  so8iha;)iit£ar;^i)^?gAliisiril^r  fPtgj^tjgjfg^i.iin  G^bng^rtibbibri^ 
b#4ineiqbenr  HaäB^hitea  ilbeifltt;  riia  ,ib¥;fA<  B)r^i^i$i(»fit)lrE(Qt6^heä4fx^ 
foft  ia^ifIül^¥p^ö&•a[)i^af(^i^Ädndj&s  kvv^  imfl 

läte  B^bt^9.^bU^«tos€ff>Mfh«uwi^e(x:j  altii^ijBs^jiiiFSir^fiiitideii  otdiea 
der  prae8UBjpyi]r(jör««k,q^l]^,;ß^  .MeÖrvi^Jsjsi^bÄigjIbrige^xItewtesttod 
pfrf8iöite^'^t*MfrAete<>jY?«riftltfert,i^l^^  (99iUS  6ÄI|ehaIten 

werden,  als  dadurch  eine  Menge, jM[]^i|Mif^r«ityji<5bfiöf»B(44J3^ 
l&k>,dochtMWtriÖs^)lB8ö(^  nifi>v,   ::üiiaefll 

^ihh  'J^)  ?WÖ«»!ch»mktoRiSrfcrfe'ilt0hwi.l9t^  gijJcjiilqfJüii  liiairi-i 

leuchtang  toa  Vv,.^€invifh  TrentfurU    In   der  Kammer  d«  Apffeprdnetep 

beleul(^teh ,^^^  ett^  BebWi^abei'^l^ante^llaliUtiaft'^^  B^^tiiwaka^ 

i^  ^^siüQda^h&fibcwaio^llt)  den  b;  -fii;t(lteer^jiichfeziäliBÜg^>ttt.^)-Däc(  St^lhüg  hyd 
4!«tT«»*aijJ/^i§*Ö,  Angelei^^fft  ;^lp^r{  an,.d^3^eB.)yj3^bwjj4)RQgrPftßftf^^ 


8)  So  die  Interp6naüoilfibefti)i(;w<n^t!iiäi|?  wMiieh  S;r75a  a^  /T  ;  ( 


teiter^Acrr  a(td!^iodiki^FroTidbbai^£nt8dlfdd6^^^elv•^^^  von 

^Ki0dÄrb«yftfto]j)kaöi!ti%X' 'di^s  Itmern  •' +om':aSi  Mhi"l»718i:Nr/  9968 
4i^^  Bab^dlicMn  (Rßt  d^  P&rrpfrCl^e^^bättäenr  ial 'Manohliaia':rii8iri, 
sowie  vom  21.  Januar  1879  Nr.  2713ä(iQnBfito£jclier'<BaQ|dffii(dit;n 
d^  otV£argM^aadei^><mMEtiingiv'  ibeutä  liDs  <b  'ficKirftsainte  Pinnkircben 

-vJd >: Wi&h]teadil}mv}etrf;er^^  dieserLßrkcnmihiissB  aäeirdihgsitdieiaiid^ 

9idiIi0d«i6iDde,  4^^  äniibdFhin  ncrrs^euhdAre  Baüpfliobt  des./!.  Staats^ 

^iItomtlA<'Mch^*'dlb8l^i<imnikTafb>lid£!9lfi6sitot^ 

iii»bUä^^irä/]jaatet>d9rfim8i%elwndd<Bi^pMtl^ 

,  u  j'>irrr:bliVrrpife;ij|tittrkei^  iBauj)AiGht  ^Seiteni^  des 

-la:§fi!Kaatsibrär$i4in:  d0ii>'PfaiTife<Mkbiiiif^el>&«öei»iin(iM  '\mlv^ 

•Kiiiiihih^Uff^Mffm^^itA^  bearküodet'iiihdida»  k^<Staatdäitari^rsehtiIdig 
«cka^dK^itrtfiQir  >deti ^ f «gisiiwärtigdt^  Bai^ll  .Qaeki  Masägsbci  deti kevidicten 
'fflfihie  iimd)iiKc»rtfei^mB(!ibIäge'  d^n^ 'Bäarafü  zu 

-ogoürtflAM  Siid'  lMairrgcn»iiYd^v  MüQ<ihbiim  diiitikehfieB^  Hier  iSUhJ- 
^tncaiiife'il^^i  lüt  <^  vor kebailiidh  d^  -  ^  A{a9tragdDg  i  i ika^or  ^eii^ 
tteiing0B/^il^9j^dise^gtfggÜ  dds^k.  StaitsäranroiriCtoi'ieM  4^.sofaaMig; 
'äto  Haad^4><imdiSpafiliffid»str  ziun  Umbair  d^^^  i^  genannten  Oe- 
Uiflfe ^9i/i^^Uk8i!^WMt  Plänen  utid *  Eo(»teiiäli8^hUii§|e  m^übefini^iiatteii, 
wobei  «8biiirifrtdigt4btv  die^  Dtefibtoi  mrkiieb'^^a1»Bakbkeii  octer  dm 
Qeidk^kiflagoderd^Il^tt'Mt  3400'  M^  ^baar^  m  etfMöbti^;«^'''  '  \ 
'lo.i !  &f{i»|ilM  3!difen  undf i Stempeltäxen .  babfin '^s0r  An^te^zu^  bleiben; 

Hienach  wären  ab<^'  bi^i  ^den  l^firCifndagidbftddeir  dk^^B^^ 
sirten  Pfarreien   die  im   Pfarrsprengel  gelegenen  Eirehensiiftangen 
pritnär  baupflichtig  uad 'uürbei  Insufficitnzderselbeii'bäti^^  wie  das 
a;c!eb  ifo*  MztererBrteemitQtes^'a  attsg^esproehen  isl,  das 

k;;Stiiät8'arär\ein  Äwär  wird  in  den  Entscheid dtrgs^randen 

des.erst^ren  Erkebntiiisses.gaäz  richtig  bemerkt:  »N^ch  l^ayfrischeni 
L^ftdreAÜtQ,!  Miie^k^ng^a  hi^zu,  Thl.  L  Qapi  7.  §.  42.  ZiJff.  7.tNr.  9- 
Üegt  ^iiei  prim&re  t  Bsmlaist '£Ui  den  Plarrpfmhd«febäudeft>j^gelmäa^ 
dbÄ^  Pfk^rpfrÄhdentttsmieSserob^.«  <  Daüftb^hÄSJrtMöö-r^^DI^'Attsl^tfrrg. 
def^''ängefäbrte^^  Sinne' ist  düM  dtöl^i^^ 

scT(ii5\ft  uniä  di^^  gerechtfertigt*),«  ^,  . .  V  . 

1)  Hii^bei'  wird  verwiesen  auf  Permaneder^  KiröKlIc&e  &ittlä8t  §§ .  69 
and  70;  Butter  füt  administtaÜTe  PiaxiEr^  Bd.  1%  8^11$,    *^       •     ^ 


AI  •■  I 


JSiifliizatfillaiinMrdfii  wsfmtMf^i)aiÜA(miä^  IridbeijtigjeüMrjtt&^^&^t:^ 

iis.JjrilBfjdVeoiriiBekti^äYeäettkliQUeBc^^ 

antwortung  der  Interpellation  vollständig  die  Aufstellung  dcflß^NiP 

4^mlgthegäiihisät  BXBiß^Hmi^gBlAelb  dessbalj^riflebbnsXiiyffili'echtes 

(KberaH  da^^titoMießtebi^ai'ieMnilBfnfie  mm  (d&mikßüe%!9Sm^'^boäimü4t> 

ensaeänsgäsddelteBefjdif^i^^^itG^ssfe 

nls86h(>^  iidieif»na£r€P8BMq^itlhti  ^aiar9p»}r^  isfidt'Bfilib^iml^ehmicItii 

g&seixmSesÄgiaiMiißSät  idßtAhm^nt\kS^e$iii&m]iw&iAf^^ 

m\iGdi  mn&Mt^WMnieüiMngiihtiS^  anchidiisAs  eZriigel- 

stäD^i5i($  mitr^ildteiehiimiif^t^XBesiiea^ 

7:ekhtä»aeipQtttölr;.flK»B)atlr«rs[tähdUch>lii9t^r'^ 

to!ncbinidiiDbbrie'>^6dtfafeDg,  1  }^i  M  m^4^:;  Ho^^ngobgo^äbtigtirudais 

k£  9t&at^.tä|6fetcifinm!>ifür/t|^iiKdt!in  9rärffi 

m  Zukunft  zufolge  seiner  obersten  Curatelaufgabe  nicht  >qnteäsai9ei4 

€^iiy[itQi^«oi;äßai^6i^i!^¥at9tot;fiH9  äoS  Pftfindege- 

hJkv^  sostha^nteori'/fil^gAliiskifer  (PtibijßJtssBi'j'im  -6eUbQg$^reiEiliibi((>^ 

htt^ijsÜQhm^  Moäs^htea  tlbiiPliUiib  .ibiiifA'  Br^\^i$iQi)fii>lr%b9^bc»^«d^ 

fott  ^v^ui^oß^iiraliJßa^ieMiiM^  :fc%' vSi$;a[t9ftmn9!i|  :tUj(fvkebiiett  imd 

late  B^btä9lrMd[^«fiiisf(f.iM^uwi^0tr,I  ateidl^s^HilFA^frätidd«  ttiäm 
der  praesui^i^fjUtti^iß^IlriMli  .Mellru4lsjm«bpg|lb)jge^x{^t0äl^tod 

werden,  als  dadurch  eine  Menge  .j3öÄliijTOi^r«||iöÄehf3Jj*Bl4i^^ 
lfeU:^docbjawtfÄÖSQPtlB««^»e»iiri«^  n.uiv,'  ilüiiöeill 


leachtang 

bdeuäiteh  ,^^^  etife  Bebkt<fi^ '&bei<' elitö^nt^r^ilaflitiaft^ '«^^  B^iM^kkig 

mdk  -^ij^^aibäMiaiüieag^)  dm  h;  -fiambeDr^jdicliJb.ziiybÜg'.  Ut.t>'Däit  St^Udig  kpä 

nissen  der  patriotischen  |r;*actjon  in,aer  Kammer  (2  Stimipenfnehrneit  11.^8.  7.) 
nicht  blos  nicht  für.  z^klikMägl  M^i^  ^'^^^SiMMä  mhv^MstiMe^ 
gf^si^MpMfigeWbrUAhv .^  /r.v.N.vv  n- .v<,    ,..r    '..,•.■>.•   »Bei?  VeifeWerl 

8)  So  die  Interp^Ilatioitebeftäitw^artiiäjg  :wiMlieh' S;^758:ä.'«^  /T  1  : 


Erk6ni^4itikeeR^tei<i  t>g'ra'lddht^gelvabri' worden; iiieh  »vei^iDeisejbeiqnebi- 
lüätefP^  if «riß  a(i^joäife*i'FroTi$i6bai^Sntediiedd6-rd^^  von 

.lfiöäA^bJ^öl^llV^3Kafiim%lr^'dils  Itwern,'  tomoaS;  Mfaiol&BSirNr/  9968 

sowie  vom  21.  Januar  1879  Nr.  27139(iQr!Beitn^dier'<Baapj|GQfat/rä 
d4&  oItfari'gM^d4ideift>2»>iEt^V'>b^de^'^         'BceirMsamte:  FKankircben 

^  -jidrWiÜilenAilm^  diese? -ßrkeübjtoisse  atteiFdihgs  it'dieiabd^ 

si^Iies^de/ iiA)«if  itai^         «nur 'seeuiidäTe  Baüpfliaht  des./>fc.  Staats«- 
Itf  iito  vaM'a^cb' )'dibs@ /'imni  krafb)  »des<^ 
«»»klSi^liimi/!  Iaatieti>di8r  maä^gelw^ 

.L  j«^(.nibir/rl>i^ij|neifkeii^  iBaa]|>ftioht;iSeft0n^  des 

la^fiKaatsfträrgi  oaiT:  dea^  Ffair^ea^obiiiic^eitöiüleiiiiinfiMäii^  rbeii  Ji8h> 
^fiöimd y^i»'! ^-üf^ ^Ff$ifii1mm^  Mii^hham ( ' unä^Kürn  ^ä^mm 
•KifithimÜfl^imWitA  f  beörktiddet)  ühdida»  ki  «Staatdäitar  li^r  «sehnldig 
«rka^^tt 'iför 'dei^  i  f  ^gi^dwärtlgdi^  Baa&ll  w^i  fMasägaibci  der.  towdicträ 
^Iftiye  •^iL\^i!K^k^i^sfiissl^^^^  zu 

^miäA^^TSkm  vd)3riii(i|$tra]griDgiiitairdr  igBgeta* 

ttaeitfg€«a/ii^0^6li<6*^gifgdÜ  dasi^k.  iStaätsärar  "vori  €temM  -f^nsobuMig; 
'äioj  Haod^>'Vi^di1SpaiiaidSd^iii8t^zimi  Ümbai^  Iv  gen^nnteti  Öe- 

Maite  D  acb  ^Mksj^bi^  ^  dif  Pl&ne^  utid  ^  Ko^teotäns^hU^e  20:  fibemeiianeii) 
wobei  lesbilirifriöistebt,  die^'  Dte&bto -wlTkiiebf>^a;Wiia^  d^ 

öeitedkiflagöäensdtee»  ■  tfiit  &400  «M.  ifeaar^  m  eöMöhb8i%;«i=<    /  • 
'io.]Uu[i»|j[l»  3?dkai  ttttdnStempciltäm  ba.btk-'idtrss0rAR^t2rztt  bleiben; 

Hienach  wären  ati(^'  b^i^d^ti-'PMtodag^aiädc^n*  dtoaog^  <^^^ 
sirten  Pfarreien   die  im   Pfarrsprengel  gelegenen  Eirchenstiift«ngen 
pritnär  banpflicbtig  nad  inur  bei  lRSiiffici«nz  darselbeübatfe^  Wie  das 
»»«b  lm'tetetereii'\&kid£mtfiidB-'attsdr«^  a^g^^ocbeü  ist,  das 

fc;|Släat^Ärär'  eih2Üt^^^^^  Zwar'  ivird  in  den  Entechef ddngsgria^deri 
des>rst^ren  Er^enntiiisses  ganz  richtig  bemerkt: :»N;^cb  l^ayfrischeni 
l4j^4reQbtQ,j  A^W^kung^n  ;hi^zn,  ,Thl.  L  (i!ap>  7.  §.  42*  ZijBf.  7.tNr-  9. 
liogt  ^diciJ  primäre  tBsndaisi  soi  den  Plarrpfrahdegebäadeoii  i^gelmäs^ 
dfetitt-  Pfki^rpfrü^döötttomiessef 'Ob.«  Daffrb 'hÄsst  bs^:^ »Dl^  Ausl^wg. 
def '  ängefährtön  Öesetzf^sstene  In.  ciiesöm  Sihne^ist  düM  die  Wtesöri- 
scbaft  njad  qijebi&heriige  Praxis  gerechtfertigt  ^).«, 


*  j  >  •  t 


1)  Hiöbei'  wir9  verwiesen  auf  Permaneder,  Kiicldlcie  fi^«te8i§§.  69 
and  70;  Blätter  f&r  ädministtftliTe  PiaxiEr^  Sd.  12(.  S^ÜQ;      '       >   ^ 


■362   7>»«dwfff\P«/f:.w«^PJ«<:A'<;^*Wf  A«(''fi*\H^^ 

:i«_fi}H>1  ? /  ?F'^ ..^i^ . ,1^91°  r?3!*'*';!?!?'^?i^  .'iiPfß.I^^?/(jf ''fijt^P*'''^*'''* 

( wärtigen  .  Falle  die   B^pflicht  'des  A^a^s  ii^^nsprucli  genommen 
^JA ,' bnii,.  aut  die  'Öauiaat'tfes'l'ffundeiiiitiW^^'r^'vod^  Sehe 


Kali  vrtrd  }'^y  so  kann  '"tiiev9n, , aW^s^lien  .jfe¥(tön '!,''  ES'',Wa"'^ch 
jn'acn    ütf.'die'  Anffi'ndüng'  alnes'  ^.ectiniJarM^' miu^clÄtft^ls, 


,demnaf 


minieteriam  werde  die  naiei;j|r^iaFd<n»teq,,V^i^^i^ig^9%nf,^^e^i)^, 

,;mii  f^wf..^^.]»^}  ^anßJl^  a{i  iprr,üHde|;et)äa(leQ..^rgf^p|sir.tec  F/arreien 

in  alienifailsigen   Proviaioaal-Entseheidei^  ,,BoMt,,— jptll3[nipM  9ifl^ 

"  rtrag,    Ferjährtes   Herltoi^men  a.  jj'w.'sicb 

niss^  in  /Mitte  lägeji'—!  äiil  pHnmre,  fou- 

rs  zii.erkerir)eni''d'firft«  uih  ,so'  lÜe'D^feiljyiV'CT- 

gster.'Zeit  erst  aüeji'üey  'öbersie'tJmcli^a.öt 

it  mehreren  Jatren  'yoli'der'l'ru&öeii'äiiVä- 

äerr  pr.  v.  tutz  sellist  das  vei:^na^Ü''Vet- 

rs  ~  nn'd  hätte  er  beifügen^  Vpnnen',  '^et  \. 

Verwaltnngsgtellwi  —  in  seiner  InterpellationabeantwoHnng  'zurSek- 

föhrt,".8ich"^nZ'Wd;'^aFaxif  de^"  Standpunkt  stfeflt/'WeMff^ii  ich  in 

ineÄer  loterp^lfation  zo  Vertrrten  die  filir%  halitö'.'- Es  ^föiöifefct 'dies 

in  Äeda  äöi  2.>pril  1880  in  •einem'  II:e^cht33ti'eit€f''b!liöÖbtHfch'46r 

■■^«last^aä  Wfündegieyatiden  'etiler  öi'gäniäirt^h'Pkrtel'geii'ntfeil'^r- 

■■'tlieirdkerwttliilteii  Cfericiitsbofes»);-  ■■Dä'dteseS'  rjW;^ieil"W ■■%!«- 

scheidender  Wichtigkeit  nnd  insbesonders  geeignet  Ist,  bef^PTriSltae- 

-^leM^a^h  «i^MairteF  Pfaireläli  im'(?«lthtagsb^e!«%^-dw^a|^ri8ehen 

-■IkffrfrtfeWe*  *te  ftrtWftfcröaaö  'HeranzWlieh  Hw-KtilchBäbtiftäÄgööriU 

-'^'g«Klibb:priUäVkapBibMi^ -^'Wäi^HS  daim  dl^>eiHf^h-^^^ 

'i'mdliAtb  Tanl^«  (Ifam^oi),  aioliii  ateltr  jn^t^t'  s(iiBd.oni.<ii«4b  iiwJ^ap«T^:icnir 

"tidzm  n.  s-'t:*"'  '  '  '-""'    ''         ■-'•■■-    ■'■'       ---■"-'       ^■ 

"■'■'    '-«f  a.7;'MW'atop-;fiAeMBt.'Ertofelwtr.  ■'  '''    ■"■-■■■'■'''   :f^  '^--if-n: 


^'odet  »'^tj^ciilie^eüde-sttbslä  stiridng  gkoifcim^fa  eine  con- 

'^tig^V'sa  glädtie  iöii  dasselbe  dw^  HsbfitsacBö%*^llii  9öi^4U' W 
'  auf  (iiisöre  I1*age  Bezug  iiät,  ttiittbei!)en^ztt'goll^  -  -v 

''^''^"^Nach'bäyerrU^^ 

keinö  Bäiiiast^eziüglibh  äes^>  '  '  ;:-  5  ixi;K 

;.,,  Es  war  fraglicn^  ob.  der  Fisc^us  zur  .Bestreituug  der  4^ 
Neubauten  ^  an  den  Pifarrgebäuden'  zu  t.'  aucü  dann .  verpflich'tet  sißi, 
wenn  die  JEiVcÄe^tiftung  daselbst  die  zur  Wenqung  sölclier  Bau- 
fölle  nöthigen  Mittel  besitze.  Piscus  glaubte,  es  sei  diesig  ?j^4?^  i^ 
verneinen,  weil  es  Rechtsregel  sei,  dass  Pfarrgebäude  zur  Kircnege- 
.|^p,:,dASs  ,9^^^1e,,fja.J£irpJ^?ji-j|ii?^i^^^  ^clgt  ^us 

örtlichem  Ejrchenvermögen  zu  bestreiten  seien,  und  diese  Bestreitung 
c!nelm'  Dritten'  erä*  dann  Öfeliegfe,  wenÄ  das  O^Ae  Eitehetfiermögen 
afe  hiezrf  nöthigen  Mitt^rniblit  besitese.^-'     '^    '^J^^^'^  (in^r^Mr:i:v  . 

'  ;'*  ;Teber  .'jenr  >^  hat  sf(ih  ^  öbers^;landfe^rKht  ^P^ 
"Myeth)  aläo  äusgeäprochen;      '     '       .  1     i^/.      ^::^:    Hi.ii.^   ri«^ 

"\  \»Wenuliuch'  nacli  gen«,  cänon.  Rechte  das  ^iföbehvermoÄ^^ 
principialiter  für  die  Bautast  an  den  Wohn-  und  Oecönöraiege^äude^ 
der.  Pfarrer  in  Anspruch  zu  nehmen  ist,  die  Renten  des  allgemeinen 
Kirphenverpiögens  die  ßaupfli^ht  iur  Kirchen-  und  Ffarrhöf-Kepajra- 
juren .  principaliter  trifft  —  Ärmaw^(?er,  .kirchi;  Bist.  §ä.  ,^^^^^^ 
80  ist  dieses  4och  nicht  nacb  dem  hier  auzuwendedden  Dayehscnieii 
Rechte -der' Fall.'    ■■   ■    ■;         '"  ^... ■.•.;.  i  .<•  ../.-:;.. 

Z  wßpj:;  will  4er ,  Pfarrhof  a^  e^n  ajc^esso^iu^  ,4^^  ^^9^'^,  be^eioli- 
nft.,w^de;i;  allein  .die  Anw.  2^,  bayeV.,  tandrec^^t^ 
Nr.  .7.  »siebentens« ,  fuhrea  unt^r  den  J^cjcesisorus  ecaleßiae  ^ur  ä'pn 
.  Jürgiihof  und  aAd^e  Äuheljörungejj ,  ifolgilich  qjicii^  4^  KwtitbuJppi, 
soweit  das  ^Eertfornmerj.  nicht  Andere?*  rnit.&ifjh.brip0^  3i\if ,  V^icjit 
^her.dea;pfarrhQf;^,.  ,    \  . , /  .  \  ,'  • ;..    l'.^J  ;;,/  .;i^l..i^^•• 

: , ;   Ja  4wi. Aiw.  z^  a. , P*  unt^r  »^neu^tspf « ,heigpi|^e»,fr|8iJ5^,i^fii- 
:ter:  Mitr  den  Pf^ptb^ea  bat  es  regu^itfir.  faflt  4j|iii  n|Mp|iHfii^ei  (j^e- 

3#ka|SepNt  'vift  ^^i^^^^  4«>?i  Pfarrkirche  felfeft^.  ,(Aljb?i#»4i?^^ 
Stellung  bezieht  sich  wie  im  Landr.  Tbl.  IJ.  c.  10.  Hr.  8^  nur  auf 

(ÜA  C^mmmm  deir  subsidiär  Qai^flj^tigm,  wie ^ßichJ  ergibt, 
dato  in  den  And),  a.  1^;  0<  sofort  beigefügt  wM,  ^^^  w&rtf  defein  der 
Pferrer  selbst  im  Stande,  von  den  eigenen  Einküöfteti  sdnerPferr 
öder  Pfründ  die  nöthigen  Baureparaturen  saifä'cönginia  "Wohl  b^^^ 
streiten  zu  können,  denn  da  kann  er  k^ne  Con^arren^  o^lir  von 
Anderen  prätehdiren,  sondern  steht>  fojt  d^  Sisi^  Ijai^s  illeln ,  uAd 


864     DiMd&rferiVatrofiai9p)lit^t^raifti>eiktnorg.  t^farreieiitn^fj^ern, 

W^n  bri"de8  PfatrerS'  T\)d  BSraßlligltert' am  PfärtljBfe'öiph'^^igt; 
86  Wh'a'an'atesein  IiW)sehaft'ubgeizo^^^^  '    '/'^\  :7',,.;'y        .' 

-^^'*  ^Isl  schon  hicrao»  die  principale  'ßäniiflfcbt 'des  f^tkri^i^  zja'^nt- 
nelitüeü/sd  ist  di^fe^  deatlitfli'iii^en  AiimV  2r:  LdfJthlVt^^^^^^ 
N¥i'^'»fcditclM«  ätfsgiesprocheDV'wprin  es  heissf:  »Dtö  (Mterb/ttttiug 
des  Pfarrh'oifesund  def  dazu  gAöngen'  Öfftet'k*  Öoif  iilia^  zu  Fcäd 
Regt  dem^  ^farfer  tind  demBeheficiaten  s'elbst  ob.    '   '  *    *'^  '^ 


HiebaiiÜ  hat  die  jjninäre  Baulä^i,;  wiö  dw  Öktrkil^cUnSjä^ 
an '3er  Kirehe,  sd  an  den  {^{krrgebä^uden  die^HarrpMhdesü^äng  üjid 
deren  ihittniesser  der=^Pfairret  zu  trägeti.;    'DieWs'J^ts^^^^^ 
in    dem   Mandate  vom   lO/Dec.   1760  . — -  itfa^i^'Ä  Ge^^^ 
J0g7  i_L  deutlteh  ausfgesprbdiBii,  weiin  es  dort  hejs^t:  ifefeieh^ 
Kfei  den' l^farrhofeebäüdeu   auf  die    coricurrentliam   decitöatorttiii  de 
jure  er^t  alsdann  ankommt,  weiin  die  Pfärrrevenuen  lii^nt  rnehf  iats 
cOBgruara  ertragen,  folglich  zum  Baue  nicbt  niehr  Mmän^^^  sibid, 
so^'lst  ^er 'Pfarreir  dahin  zu  instruireti,   dais  'er  den  Bau^   wen»  ^r 
rtefcr^  als  tbngruäm  hat,  gleichwohl  von  de.ij  t][an'eiu^imfteD        be- 
streiten, -sohlu  die  b^öthigten  Kosten  entweder  er  proprns  oder  mi\- 
telö  iäftrös   ÖarleheHs   cuni  onere  et  'iblte^ohe.  succei^ru^^ 
schaflFen  trachte.«    Hieran  wurde  auch  durch  d4ä  jiländalt  V.  4rOcf. 
1770  {Kreüimayr's  Gen.^Smlg,  S.  493)  nichts,  geändert,  indem  dort 
bezuglich  der  Pfafrhi^e^nur'inMVr'Regei  W!^Abs.  8?  statuirt  wird: 
»Sodiicbi^Hen  znlein^nv  Qottes-  oder  PfalrrboUiau' alR^idie  Zi^henten 
ooQcuiTuren.«  1        :.•'-■  •••  :.■•'•  '*-•'-    •■•'  •'■■  --'j'-   -j  j'-j  ••^'f'-'i'  ■ 

•  Daea'i die  i primäre >^Ba»pfltehb^and«u  Ptivrrg'^ba^deii  «iisKI^Vbh 
der  Plartklrdiev  söndeir»  von  dem  Pferreir  «u  böstreiteöt^ibt ;«  e#giM 
si$il|  iaueb  jaois  i  dsr  Imitriirtron  tAt  den  «h^rfürstt  gdstHidheti^'Blitli 
tom/^25.  ApriM788  H-  ilfoyr'«  Öenr-Sffllgl  11/ ll54'^i^,.3^W>ätt'i^^ 
n94bi3l/[ibi»zägUohi  derf  ffiasrepairaituTen  ^nbd  'Noufeatiie»  atff  d^en 'Pfalrrer 
lind 4arm  auf  dieDodaQfiateTeiiiiiugewieEien  tina  ^ta^'W^  weit^^'Viir* 
geachri^^bon.^ird:  ryüfflbverzindtiiehe  Eiithenartleheft  ffir  Pftirryfef  hkbi^n 
aiahtf  fltattv^i^0ck^>  ä>e^fYe^7lnsUohen~-^4örfeni  «ur-gi^gQü^^hiM 
Bealkaution  verwilligt  werden.«  .n/jn.  .:).'  ü  >•'{  li'4»  :  vh  n 

'Wenri  •d^r/KirohehBÜämiig^die'BaU'>a^^  id^^Mit^Mfiin  ob- 
Iftge,  •dattn^ikfinnte  vo»iKirchei^affileiieni  bi^ztt  nk^lrt'^^l  ^ges^i^oohen 
uttd'wvenanfilitsbe  kdwft^  niobt  4itisd<räöktich'i<!r0r(f<^ek(<^^eifdewr. 
Hiemit  im  Binklan^e  steht  auch  die  schon  imi  S^ter^ja"  bajei;.  Bechte 
—  Aöm.  z.  Bär.  Tbl  I.  c.  7.  §,  42.  Note  2.  —  undim  ae«e»u 
Bechte  --  Rev.  ^äeaa»  Ed.  v.  1834  §.59.  Abs.  3.  ».  §.  ft4;lAt&.  fr^ 
sawie  kl  dl3r  oeadn  O^.-O;  von  1869  Art.  206.  Nf.  3i  gteeUMteik^ 
Verwaltung  des  Kirehenvermögisns  einöräeits  und  ded  Pfarfii^^Büde- 


piendar^er^  Pairo^atspflichta^ra^e  bei  der^ßfg^  ]^ßrr]ßie9\inpa}f,e^,    8(55 

Sie  Vorsteher  und  Verwalter  ^ev,  Kürebe^,  .^p;5j^äJtev^i^n4(  Alpff^eiij» 
ärater  b^^ügl^ph  ^d^s  ^f^ ,  ^uotc^^itejiltij^p  Vßwn^gpij^;  Ae^,  Pfan^rn  be- 
zpglipn\.(lerVp^ßcrh^e.  und.  dep  .dqizi;.  geib^f^m  .Gebawle  gegftBHh^r-' 
gest^li',siiji.d|  ui\4 ^, st^uij-t;  wird,. .^ass,^, ^}q ,4^ .Kifciiaft. an^ 4fV  Qütern 
ftref  ypr^ejw  wid  .Ver^v^altpr .  ?i(f^i-  ge^^  ;pod,.  j^^  c^.SO-,  ,§ki7|.  4^^ 
vi  ciasse'  im  Conapse (fu  e^freueft, b^te^,. 9|0 ffmicbj^^  Ba^fäUet^W 
Pfarr.^fe^^iai)dj.,daz9  ,g^h^ngeiji  C^c^OJpilE|ge})^^€  i\i d^^Qfliiißursen 

soileü.«  ,  Hierin,  ist  zuj^leich.Avi^de^,  ein.BekgJür  fil^^^^^^^ctvi^dfc 
ß^rref^^  dea  ]Pfrün4ögöbäudefjren.t^ltQnj      .,     ^.t    .,;  |/    m^m 
^  ^  '.ifacb  diesen  ge8etzjicl)ea^,BQstipw\^n^^  %^d  /Jifr P,fenrrkirotienf 
stjiftiii^^a  .^iR  pichte  ^iclit  ,yerptticl}tet^,,.;die  iB?^B^rt,.jau,4Bu,Pfarrr- 
hpfep .'zia  trafen ,., ßlekhvißl,.^b, flie,,ffarriirßl^in0c^:J^^  -<for? 

nim/  Fetma!$ed^  kirchl,.Baula9j;v§§r ^9^  i^.:iJotp..4!4|n4^i§.  103; 

vpm  2,jApriI,  1880  H;.  .V.;  Ki;.. 5431^5  ,(AH?,.^Bl4ttW  ffflnRec^*»»»? 
wendunjrc  zunäcbst  ,ijji.  Sajiprn  yoji.  JDi;.  j;„4.,%^^fÄ,i  J;ih,i:g.  4,5»^ 
Nr^^lQ  vom  31,,;Juli.  1§(8().$.,,25]1  |f,i,  .,       ,  -j,      ,  ,,  ^ ,,,,  ,, .it.M-.. 


*     V     ,     •....'.•    <.■Nv■^^^v^^<''.%>■^  ]   ^).\' 


i'    '( 


.  Vr  W>r  vfi9&eiBf  bliebt y'eb  durtii  dieseti  Qrtheilfallem'od^'^ffirrdh 
das  Unterliegen  auch  in  anderen  »Musterprocessen,«  die  rtms  tw 
Kläruing  4er  Kecbtsfrage*'  fnhreQ  zn  w^Ieo  sich-  'mgeoitniHen'  üiatte, 
das  k,  b.  fiQaa^änar  ^um  Einlesen ^ufbeaseFe'!Pfad6'8ieb^hä;Veb€}<^ 
stiinm^a  toserir  J!tff etiticbe  ^l^batiiacfae  ist^  >  dads  ioi  F^^  etoir  fi2r»^ 
m|k)i;tigung,  des  ki  Staatstoiaiste^iumsw^dr  Firmtizeuivoni  Iv-AßHlf 
IS^lrip.ai&eit;  Kcihje»  ton  FUlen>4i6  i^riraäne.  Baiipflidht!  an  F^rftnd)«^ 
g^bänden  (^rgat^rter  Pfarreien  ebne  Proeess  aherkäniib  worden>i6t*i)v 
bei  iden^tl^iidpf^rrekn  jedocih  überall  unter  dem  ausdrüeklioheti  V'di'^. 
bj^balt  ^e^  .Ldidtottgi^d^r  'fiaöd-.  and .  Spantidiensbiaeiteiii^ideri  \s^^ 
treffenden  Pfarrgemeinden.  ►       .  .  .  « j    }ifUu,/UiOi> 

Der  Stand  der.Oontrwrerfee  ist  'demnach  zut>  Zeit  Jfolgeridfer: 
...    1)^  Im  AUgentdnen  wird  nainiiehv' die' primäre*:  Bäupflidht  tiii 
d^ü  Pfründßgeb&iiden  d0r.49OgMEiannten'  organfkisirten  Pfarreien' ^s^itii^ 

*      *  1)  Vöii  zuverlässiger"  Seite  erfabren  wir,  dass. diese   AnerWmiung^  der 
»t)rittiiröa  Bäü^icht^'bereitä  erfolgt'  sei  bei  allen  irii '»ehemaligen  Öisthnm 
Passat  €  .|r^ieg^tieä  organisitten  FfarreisQ;  nur  hiosiolrtlieh   d^   efaenialä^  >i(il' 
Salzburg  gehörigen. hestehoB  necb  AosIShde,    üina  u^ibst 'Hegm  '  die  genoneii.^ 
Abachriften  TQH  drei  solcher  AneikennnngQßohr^ib^  Tori)  ):.'-'; 


I 


soft    Dim44nfer,  Patr&naUpfiua$/ragß  bHätfkorgM^  ly^yyc^^t^fUfjii'ifc 


des  k.  Staatsärars  anerkannt  —  ganz  singnl&re  Becbtsrerhältnisse 
natfirlich  abgerechnet  --J-   •      '  •  '•->. 

9)  Kirchenstiftnngen  sogenannter  organisirter  Pfarreien,  deren 
Vermögen 

a.  dnrcb  die  Säenbirisation  intakt  gelassen  oder  nach  derselben 
ToUsi^UyAig  restftoirt  wotden  «tv-mii,  -wiii  mUti  gvoMtoeKi  Eitfchen- 
reebte  (Gene.  Trid.  8ess.  XXI.  o:' 7/  de:£eforta)j)  sd  .  aneb .  i  mneb 
bä?f0^i6diem  Laiidrecbto  pHtnär  baoffliebtig  ^  aber  muri  .bei.  ften  jfu 
dieim '  SHftmrtgm  gebMigen  <}eb&adea^  (Kirehen,  ilteGiiiieirk&ilsert 
Kii^lböfe  n.-s. -w;);'      •    -!  •  '.        ■.\,..-^      zm   i..;,:-i,     •.    . 

bJ  bi^i  lüfäfSeiena  des  Venndgi^nsdi^rsdbeni.trittljsnbgtdiitidas 
k'StakteSrar  ein^  wiä  Irtber  das  Kloster;'  ".■      ;  ..  S  .   i  ro:'  . 

-  '(%  bei  ehemaligen  Etorter*  iinkl  inoorpörkfato  FiAiiMr^hi^ 
demi  'Vermögen'  di€f  SSenlttPisattön  temcbhnigen  hat  4-  SQ  /flaas;  ihnen 
ntf^'dAs  Mffl  kafeadeti  CMtiisaab^and  :Uid)edii^  tHOtUge  TtorbKeb^ 
ist;  haftet  «ir  BMsebftdw  gteidifaUs  primär  Aas  ;k..t8(ltaft^»r  ff,^ 

^ 'd)^e!!alleii  Cultosbaoken  (sowohl  Kirnheerrwie;  £h:9rid»baiHe&) 
ist^  häeh  *  nnnfnehtiger  Anschaming  der  k.  b.\StaaAsbefaördea'^iiizdlner; 
Getifchte  ä^^^lrt  wie  <if)^dbeeoßder8  ^  Slaänz-^  und  Vern^i^ltotigMieiHM) 
die '  LeiMü&g' der  EmA^  und  Spanndienste' eine  geseiatmfiSHtge  PfUebt. 
de^*Pllft?gelneittden;;'-■-.  "  m.mii.    ...-.• 

'■^ '  '^VleiiföA'Kiehtv^  b^tebt  eigeothcb  nnr  mehr /dieser  det^tere 
H&nptdiffei^i^j^nkt  2#iKCiben  der  AnsdiattuDg  deF:kj..$biatsbeM^& 
und  jener  der  Vel-beter  der  ^kimbUcben  Stifbimgenj  und  der  Jßfarr^ 
gemeinden.  Die  anderen  Differenzpunkte  können  der  Hauptsache 
nach  als  beglichen  angeben  w^den.  Im  N^chsCebenden  wollen  wir 
dabm.'idfer  'ffnagei  der  Hand-  und  JSpamidiensttdsiui^jiilr.^fiieiti^  der 
P/artgomeinden  «nsere  ^ausscMiefi^lif^ei  AHta>#rk^%i)(ikfit;  z^^ßii^ii. 


virte 
vom 

Sächeii  VoirhibaicH,  Klrcberigemeiflde;  Klffgeritt  ntid  Äj^pellatin  g^g^  '^iflUÄica». 
Beklagter  tiiiä  A^pdlttbt.  D^  daä-l:.  bb<^l^tia  t.An4e^geirictft  nutefcri»  3»^i!Hb* 
vamhtr  }lB91;)tte8eB'üriheil|  msoA  anck  atul  theil«iep|9ie  Mi^erlii  Gn^i^ptib^i»- 
tig^,  (JI.  jWV  ftmpt^Yen.  J^t.  ^^^),,  sft  .liegt. ^libar  Mf^en  ,Piinkt  4efini^v  res 
jadicat^  yor^  der^p  Consequenzen  8\ch  wohl  in  ähnlich  gelagerten  Fallen  gel- 
tend machen  werden!.  *        '*'  -  -  '        '  '    'ü'     r'.iii....:.. 


1^ 


•  »  I.  .  » •  » 


r  • 


« 


L*'t    .j'i/  »'•'  !•:'    ••  .    j!*  ••  .,     ,"  f  .        •  .,!  ,   .  f.  .  ,j  .•:-   ],,  ..  „,  , 
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Zweiter  Abschnitt...    ^-  j^-.rv.'/.,  p  , .  :'•  •. 
Die  Haha-  unaSpamäieiiMeisiü  bäyeri* 

kdwi n)rf;»i4irobl  itidTeiE&ge[)ZuStiirmiefifeti6en^Hdie  <teQ'LKer0$rDipk^t49l!': 
nmh  tsdhwetfeniten  £ldistro^^6/i^b91fei<:Qnd;d|d^^^ 
ii)fl''8iä<ttiiig!^1iietßri  diar.  M^enbd^ 

auf  Grnnd   eines  gesetzlichen  Bechtstitels  die  I^ehtazUT  Sie^tlMig'f 
vi^&f  H6dd>(7aiid}JSpa2i«ijfKemGSilfen^  i.<]»uUuabMtin«  iMdj;zwar 

nicht  blos  bei  den  Pfarrkii;ctoDf^i;fe(Mi^nr)i*Äiäidlei4fitoPfcriftftM4^ 
baiitikv^BSii^oi]dfitB7bqi<3d«n  ffModob^ntgil  QftgMuisij^s  ?l^r^en?€ 

felbaft'ifeGa^riftllifi),.  ^aosi^  nftoU  .eiifeik>ktrM^  ailgeafeuM^Glinrai^tMrtetik'f 
dieser  i;Mt^cRatiJiDg'//diejBAiiiftbjiwAi^ 

ktit^b^t^eöUiteaV  bnv  8ehbbeerälif(b[)  i^b'^Sfil^ltiQl^faCittiffgj  4e$(r#}«j 
di^bäfi  Ef<fttte«üog^  f eyoBwnftiKrBfifettl^  etoigH  fe^fizeiinnÄi^klaiflft 

Sätze  diese   letzteren   speciell   auf   die    PfrnDdebUf^tMenlfgfnit^ti^fir 
Pfät^^eb  'OfiaäweiideaB,  eine  A.uf^iob^i.d^Y&ilKlcfis^Ögo'Wiy^fWSstW/^echs 
wK^HeiM'^^PUfs^apJhen;)  <|ieilfl>ettieb/deiMNfllltr>v^^s  SitD^^fof^Tigjiml^I 
vott''€i%löaÜief>''Läng)^r8«rfö'}*eid(4aif.^ö^^  »  b  ron^j  hnn 

lii^t'^iiMM'^mk^ikM^tmU  üAlibiie  .'ifteJrt/miw^^ötf  dei'ifcrRecÄlV; 
behördeu,  sondern  aucli   den  k.  b.  Verwaltungsstellen  allgeraein  im 
bejkfi^Üelu  Sibne'^öhtöi^iiledenJ '*  Zutri ^'«aegr^Hlefftf •  H*erweis^M¥^ Wir  auf 
dasiei^iisQbenang^ 


voii..wefiiejiDayer4in' 
weldie*''  archf.Äber.jdj^  yorBepoden  .Fragepwktr4^fffj|Jjgeö^4§r  r^fli§l^fi 
.  auissprtchi  "(Si'lO'-aes  iftbKigrl'  B^k.)f^->Ankngf#na•  die  o^^   ^uHdn 


Spdndä^nMeM'Hsi^^^^  Göi^«;!zesfkraft''15eMe!äfet«'J04Äteö^>^^t 

venzmincial  vom' ^.  Öctober  il7(i^  lii''!ZiC2^'cfirbäcli;9J^  ^^^ji*^!:; 
der  Anmerkungen  zum  bayerischen  Landrechte  T^l.' t  caplVil! 
§.  42.  Ziff.  7  bereits  vorher  bestandene  allgemeine  landesübliche 
Observanz,  wonach  bei  Cultnsbauten  die  Parochianen  unentgeltlich 
Hand-  und  Spanndienste  zu  leisten  haben,  förmlich'  durch  die  Be- 
stimmung bestätigt  worden,  dass  die  Baufuhrlöhner,  das  sind  Hand- 
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und  Spanndienste,  bei  Kirchen-  und  Pfarrbofbauten  yoa  der,  Ge- 
meinde gratis  verrichtet  werden  sollen ,  -^  cfr.  Obefstribhterliches 
Urtheil  Yom  12.  März  1877,  abgedruckt  im  Cultusministerialblatt 
1877  S.  504  ff.  —  und  besteht  sobin  für  die  Verpflichtung  der 
Pfarrgemeinden  zur  Leistung  der  unentgeltlichen .  H^nd-r  i^ud  Spann- 
dienste bei  Gultnsbauten  ein  gesetdieher  RechtstUel.^ 

In  gleicher  Weise  spricht  sich  aus  der  Provisioi^al-Bintscheid 
derselben  k.  Ereisregicrung  vom  25.  Juni  1878  Nr.  99ß8  »Bau- 
pfiicht  bei  den  PfarröQonomiegebäuden  in  Munchham  bet^.c  Absatz 
»Was  sodann  schliesslich  den  Bechtstitel  der  Baupflicht , selbst  be- 
trifftc  Q.  s.  w.  •       . , 

V(Hi  dieser  angeblich   gesetzlichen  allgemeinen  Verpflichtung 
nnte  die  Pfarrgemeinden  nur  ein  in  ausnah msweisen  thatsächlicheii 
Momenten  fussender  besonderer  Rechtstitel  befreieqi« 

Als  solcher  wird  aber  nicht  anerkannt  die  seit  Menschenge- 
denken  nie  erfolgte  Heranziehung  der  Pfarrgemeind.eU;  zm;  Xeistnng 
der  erwftbnten  Dienste ,  in  welcher  vielmehr  blos  ein  Akt  der 
Schenkung  seitens  des  k.  Aerars  erblickt  wird^  aus  welcher  eine 
dauernde  rechtliche  Verpflichtung  iur  dasselbe  u^d  ßine  dauernde 
Befreiung  der  angeblich  geseti^lich  Verpflichteten  nicht  eirwachsen 
könne.     (VgJ.  Prov.-Entsch.  Nr.  9968)*  /  /  /' 

Die  hier  beliebte  Beweisführung  verdient  durch  den  Druck 
fixirt  zxa  werden,  damit  Juristen  von  Fach  in  den  Stand  gesetzt  sind, 
deren  Stichhaltigkeit  auch  von  allgemeineren  Gesichtspunkten  aus  zu 
prüfen,  als  uns  innerhalb  des  engen  Kahmens  dieser  Abhandlung  zu 
thun  gegönnt  ist.  Sie  lautet:  »In  dieser  Hinsicht  wurde  jedoch 
sehen  von  dem  Ve^rtreter  des  k.  Staatsärars  im  Verhandlungstermine 
mit  Beehtj  entgegnet,  dass,  wenn  die  Parochjar^en  früher  niemals 
Hand-  und  Spanndienste  geleistet,  sie  gleichwohl  diese  doch  .auch 
niemaiU  föripUcb  abgelehnt  haben«  (sonderbar!  sie  hatten  ja' z^  einer 
Ablehnung  nie  Gelegenheit^  ytÄi  ^^  niemals  herangezogen  wurdpn!) 
»In  der  Erfüllung  einer  Leistung,  YfOi\x  ein  Dritter^  gesetzlich  ver- 
pflichtet ist«  kanii  nän^Iich  nur  ein  AM  der,  /ScAmX^una  gefunden 
lyerdeut  woraus  der  eigentlich  Verpflichtete  keiuen  ^echUichen  An- 
spruch auf  Fortenjtrichtung  der  Leistung  seitens  des^Quige^u  ableiten 
kann,  den  hisiher  ob^e  rechtliche  Verpflichtung  die  fraglicW:  tefstung 
übernommen  hsttt  Zur  Begründung  eines  dessfallsigen  Anspruchs  und 
bez.'^.  vxjx  .  Befreiung  von  der  gesetzlich ;  begründeten  Verpflichtung 
diesr  BetheiUgten, .  hier  der  Pfarrgemeinde,  wäre  abgesehen  von  puderen 
Erfordernissen  jedenfalls  nothwendi<^  und  iwierlässüch ,  dass  den  Er- 
füUungshandlungen  des  Dritten«, (also  hier  des  Aerar$)  »der  Charakter 


Diitfiäorfer\PäiyohnV8^  3uÖ 


näKme'  emw 'jWssÄffen  daüerliaen  =  terpdichtting 'zii ^m^^^ü^ 

der 'Är%Äng  ■eines '. flatises' titf ' eitSn  B^lft^Wist^rH^  I^^n 'ifkfetfe 
d^s  vpVmaT;'k.taad^erichie8  Jülb'acli  Wi^m)  M''<iUm%  AiWm 
dbm'  Wieaiefatirtku  db'ä  'ä%WäiinM  ftkiry^^a''  '^'^'teb(*t<aÄ"M 

3ä.nrattichen"^al'rhM''iä  t^aM 

riälien  pwli^gfen  Kurilen:''  W"  miifeM'^lii'eÄ  (ft^'g^pi*l/itt^fe' 

Be^aUtung''de^'M^i'geöi"ein'Ä^'Ä^^^^ 


bap«5.i  I<a^d)r/«^h^.sell3|^t  .9^trei|^n,;  .g^i^^  man  j^ns  einzelae  ^^q- 
röjQi:k-png^nfeK<<WMöi^<^s.;öf>€un4s^Wö,;^^  sie^,;ißfl.p^n),   aus 

^««Kmf^ll^nft'SeliW  diöw,giiu|i2e.  .ScbTO^  SteUu^g^  ,)yelcbe   die 

b/:Fiscai-!.'Wiid.M%rFr^iifcf!Pgsa^^U^^  v^,  dieser  .Fr^ge  .nuorpehr  (^y;yr 

Vor  Allem  ist  es  ,1.  höchst  auffällig,  dass  a),  die  k.  b.  Staates- 

bindlichkeü  der  Pfarrgemeinden  zur  I^eistvmg  von  Ha|iid-  und  Spanne 
di^^isjtemf,  be|.,,^ll^  .G<üttrsbp.i^tiei3i  .in  ibr^^  .Pfarrbezirkien  Nichts  ge- 
wx^^st.voder.!. wenigstens,  di^lbe  nicht  .urgiri.  hßbßii.  .Ebe^isowenig 
hafttf n x-Wöb«]?  b)  dü^,  Pftufl^ebvesitzer  dei;  in  Pe.coM,mie  ivnd  Zehenten 
dötujten  sPjfa,tr^^  4aß  Ahn^ng"  yt^n  ,,(Jer  Erleioht^^  welche  ihnen 

iwjuftitehr  vbei  der.  ,]^rfftlliijpg  iUrei:  prwäre»  .Baulast  senden  Pfarrhof- 
gebäuden durch  die  üeberbürdu«fg..(Jjer  pandr,  uuc|  Spanndienste  auf 
die^.,  ^a^^emeindein  ,^w8{hri  wer4e9; !  wijl.  i;U?fctsa(}hjj  we^igs^ns  ist, 
'  d^sS  i^iej  idies^li^ßf.  Malier  !a««s5^7ili«f«fZf>Ä,  durch  Aufnahnje  yon  Capi^ 
tf^lHfl  hP^^J  )p(9^;  sw0(^spi:um  (b^i^P^^ptbaut^,  jwah.rend  die^  laufeaden 
Bj«ui8äie.,jiJ^r,jf^wml^efi  Pf rtinjdebe^itzer. s.ofor.t  ex  propriis  jedoch. salva 
Congrua  zu  wendpu;  ^at)  ohjpi^  Ina^pmchpahme  der  Pjfarrgenaeinden 
b^$Uitim^  hoij^na  ,uii4  wjr:,  glauben,  kauij^  irre  zu.  gehen  «^litd^er  An- 
nähme,  dass  diese  Pfründebesitzer  auch  Ia;  .Zukunft  Yon  ,dera.  er- 
wähnten Privilegium  odiosum,  das  ja,  weil  gesetzliche  Regel,  auch 
ffilf^'^ß.,j^lt^B^  ^^j;^,.  .k.^m..  einefl  ö^k^^  Ebenso 

ist  es  Thatsaehe,  dass  das  k^  Staa^särar  bis  vor  TKurzem  bei  deü 
Pfrundebauten  organisirter  Pfarfeien  sämmtliche  Hauptbaufälle  be- 
stritten "habe  ohne  Betziehung  der  Pfari-gemeiöden  —^  gän2' besondere 
BechlSsVeryitriisse^  s^^^  "   ■        i 

'^  In  dieser'  thatsächliehert  Leistung  dar  Hand^  und  S^rindiiriste 
durch  den  k.  Fiscus  während  eines  I&iferaunas  ^^oa  nahezu  tC)  Jahr^ 
einen'  »Akt  der  Schankürig«  seitisns  des  Aerai'sän  di^ä  Pfai*rgemein- 
deri  ö'rblicken'ztl' soften',  ist'  zürn^raiüdesten  sehr  kihti  «ndvum  so 
weniger  glaübbär,-  als  ja  die  Pfatthbfgebäiide  lifeböt  Zubelrör  bei  deh 
oi-ganyirtöh  PfäiTbien'^'bis  zum  Jähre'  186&  itf^dto  Eätasterü^iab 
Staatsöigetith'uni  eingetragen  watin,  durch  die  üdikätaötriruflg- äöi^ 


'1)-Iii  Wedelt!  Jahre  waide  i  das  die  fisöaliäehe  Änd^bautng  giröiisteh^dLs 
adoptfreaie  'dieratrichteriich«  jErkienjitniss  Tota  ,4,  Fq>naar,  1373|jirn,  Gul^uSr 
ministerialblatt  S.  374  ff.  publicirt.  Uebrigens  muss  hier  bemerkt  werden,  dass 
diesem.. üttheil  nar  das  fränkische  Lani^reqbV lux  Aage  hat,  auf  das  bayerische 
sich  nicht  ei^Inal  lAcidextter  bezieht,  daher  es  auch  für  unser^  Frage  ohne  Be- 
lang ist. 
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Mlbeo  aber  imd  daren  Eintragung  als  F&üiideeigeittlram  an.idea 
iBctHpfiichts-  und  sanStigen  LastverhMtnisse«*  Btcht  i^A  Mindbst« 
geändcirt  ward«»  koBWte,  noch  aseh '  thstsächliob  ^eaadectvwdrdcD 
ist,  wie  aosdrficklich  durflh  das  k.  b^  SinauzDUQisieriBnj'jDierkanQt 
würde.  Dasselbe  ^ab  nämlich  in  >B'oige  d«r>raO' eintielireD  .OEdina< 
riatea  angeregten  Baebl^v»wafarwig  mitteUt  Gatsebfiessang^ttom 
17.  Narember  18&8  /die  bisdeiide  Brkläning  ^,>dai8!bci  fiiiglielier 
UmkataatriniAg  lan  der- seither  fecMteft  beachtenden  Bät^üM  ^äes 
Staates  zu  den  ÖebHitUchkeiteD  der  FfarrpfrAndesüftangen,  snwitf'an 
den  Ubrigm  LtistmvtrhäMnissen  in  heiner  Weige  iryenä  eiiM  Am^ 
derung  herbeigeführt  oder  abgeleitet' wsrde^«  -■ni; 

2.  Anf  wie  schwachen  Füseen  die  AüCBbae' einer' attge«ehiQi 
gesetzlichen  Yeipäic^tnng  der  PfarrgemeindeB^zat  Mandv-«nd%iBnB- 
dienstlelstimg  ruhe,  ist  auch  and  folgeaden  -ThatsicheD  abssaehnii^: 

a)  Die'  k.  Fiscalbeamten  waren  gente  zn  «aem  VwgHäahe  be- 
reit auf  der  Orandlage  der  Anerkennung  der  Hand*  und  ^ann- 
dieustpflicht  seiteos  der  betreffenden  Püxrgemeinden.  'Um  -'diesea 
-Preis  liess  ma«  die  aoßnglich  behauptete  »aaoh  dem  Z^entbesiige 
im  Pfarrsprengel  sich  bemessende  secno^b^  Baupflicht«  faikB,  ätad 
stellte  >die  ausschliessende  subeidi^e  Baupflicht  des  k.  AsrEm<in 
Ausaicht,  Ja  selbst  zur  Auerkennang  der  piidaElren  Baapflkbt:  dem- 
selben wollte  man  sich  herbwlassen ,'  wenn  nur  vorber  die  f5rm1iche 
Anerkennung  der  Hand-  und  SpanndienätpSicht  seitens  4er  Pfurge- 
meinden  erfolgt  wäre.  Eine  solche  Bereitwilligkeit  zum  Vergleiebe 
wäre  schwer  erklärbar,  wetin  die  Verpflichtung  der  Pfarrgemeiaäes 
zur  Leistung  der  Hand-  und  Spanndienste  auf  Qrund  des  Gesfttiies 
so  zweifellos  wäre,  wie  man  014  pehm^aten  beliebt.  -     , 

Bei  dieser  angebliohen  Zweitellosigkeit  fraglicher  Verpflicbtang 
ist  ferner  b)  das  Anklammern  an  ein  Uebersehen  uner  PfaifrgemeiDde 
und  das  Ausbeuten  dieses  Uebersehens  za  Ungunsten  der  Harrg»- 
meinde  ganz  überflüssig,  mindestens  sehr  4}efremdentl.  Bin  6(^c^ea 
Anklammern  liegt  vor  in  der  Entschliessung  des  k.  b;  Onltqstnini- 
steriums  vom  21.  Juli  1878  ad  Num.  8347  die  Leistung  der  Hand- 
und  Spanadienste  durch  diePfarrgeraeinde  Nötiam  betr.  'Die  Ver- 
urtheilung  der  Pfarrgemeinde  zu  dieser  Leistung  durch  die  höchste 
Administrativstelle  wird  hier  in  folgender  eigenthümlichen  Weise 
motivirt:  »Die  Eirchengemeinde  Nöham,  welche  vondem  seitens  des 
k.  Fiscus  erhobenen  Anspmche  auf  unentgeltliche  Leistung  der  in 
Rede  stehenden  Naturaldienste  durch  die  Parocbianen  ordnungsge- 
mäss in  Kenntniss  gesetzt  und  zur  Erktärungsabgabe  hierüber  auf- 
gefordert worden  war,  hat  in  ihren  Beschlossen  vom  11.  und  29.  März 
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l..\J.  r.AemreöhÜiekenBiästand  dey  ihr  cmgesonnenen  Verpflichiung 
^icM  in  Abfede  gesteUt,  sondern  lediglich  geltend  gemacht,  dass  ihr 
die  fragliche.  Ldstung  wegen  Deberbürdung  der  meisten  Gemeinde* 
glieder'  mit  anderwei/kigien  Lasten  zn  schwer  falle.  Diese  beschluss* 
fMöil^im  ErMäningm  invdvirm  bej^üglicfir  der  in  Bede  stehenden 
reehüiehen  VerbindlicMceU  ein  Zugeständnisse  dessen  Wirkungen 
durch  die  ifi  der  Besehwerdeschrift  itachgeschl^pte  Behauptung  eines 
entgegenstehenden  Herkommens  nieht,  ^^enigstens  mit  Bezug  auf  den 
vorwurfigen  Banfall  nicht  mehr  beseitigt  werden  können.^  Im  Munde 
eines  Partei**Ahwaltes  oder  auch  des  Fiscalbeamten  würde  diese  Ar- 
gumentation erklärlich  erscheinen.  Von  Seite  der  höchsten  Ver- 
waltüDf  sstelle  in  Cuhüsangelegenheiteü  befremdet  sie  einigermassen, 
da  man  memen  itiöohte,  dieser  höchsten  Ouratebtelle  sei  ^s  vor 
Allem  ^ma  Auffindung  und  Klarstellung  des  ohjectlven  Rechtes  bei 
den  Terfassttngsm&ssig  ihrer  Obsorge  anvertrauten  kirchlichen  Stif- 
tungen 2u  thun. 

Nicht  minder  befremdend  ist  c)  die  einzelnen  Pfarrvorständen 
gemachte  Zümuthung  ihre  Pfarrgentöitiden  über  die  ihnen  angeblich 
obtiegeiidie  gesetzlicbe  Verpflichtung  aufzuklären  und  sie  dadurch  zn 
deren  Anerkennung  zu  bewegen,  eine  Zumuthung,  der  stattzugeben 
mit  Beteht  von'  der  Mehrzahl  der  Pfarrvorstände  abgelehnt  wurde. 

Endlich  ist  es,  wenn  die  Verpfiiehtung  zur  Leistung  der  Hand- 
und:Spänndi<enste  »^d^je^Itc^e^J^pä«  ist,  d)  unbegreiflich,  wie  die 
blossö  ^städtische  Verfässun/^^  des  Ortes ,  an  welchem  die  Pfründe- 
g^ebände  einer  organisirten  Pfq,rrei  sich  befinden,  einen  gänzlichen 
Be&eiungsgruDid  von  derselben  bilden  könne,  während  die  Landge-, 
meinden  an  die  gesetzliche  Begel  gebunden  sein  sollen« 

■  '''■  Im'  {Texte  des  bayerischen  Landrecfates  wenigstens  findet  man 
hinsicbtiich  der  Onltusfoauten  nirgends  eine  Stelle,  welche  klar  und 
unzweideutig,  was- , doch  bei  einer  Ausnahme  von  der  gesetzlichen 
Regel  der  S'all  sein  müsste,  die  blosse  ^^städtische  Verfassung  *)«  als 
solchen  gädzli^heh  Befireiungsgrund  statuirte^),'  und    die  bekannte 

,  1), Unter  den  drei  uns  in  Abachrift  vorliegenden  Anerkenniingsschreiben 
der  primären  Banpflicht  beziehen  sich  zwei  auf  Landgemeinden,  das  dritte  auf 
eine  organisirte  Stadtpfafrei.  In  den  beiden  ersteren  wird  »die  primäre  Ban- 
pflicht'deci  k.  Stäatdarars  am  Pfarrhofe  zu  N.  N.  anerkannt,  vorbehaltlieh  der 
dem  Pfirfladenuteniesser  obliegenden  sogenannten  kleinen  Banpflicht  sowie  der 
Hand*,  and  Slpannitienstpfliciht  der  Ffarrgemeinde ;<  im  letzteren  findet  sich 
dieser  letzl^ere  Vorbehalt,  nidit,  sondern  wird  »die  unbedingte  Banpflicht  des 
kgl.  Aerars  an  den  Pfarrgebänden  zn  N.  einschliesslich  des  Bedarfs  für  Hand- 
and  Spänndienste  —  »»da  N.  städtische  Verfassung  besitzt««  —  anerkannt. 

^  2)  Der  §.  5.  des  H,  Thl.  Cap.  11»  kann  hieher  nicht  bezogen  werden, 
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Stelle  der  Ajunerkungen  lässt  aich  nnrnSglicti  ia'äieaem  SinnöTer- 
vvertheo,  wiewiranteu  ^§.  8.)  eingehend  nELchwei^nWäen'.  "'''' 
Die  diesbezüglichen  in  den  eberaalig'en  F'äi''3tentb'ilmerii''Ähs'- 
.bacb  nnd  Bayreuth- geltenden  Normen  des  pr^nsafsclien  Iiätt'dr^btes 
{§.  7U')  nnd  §.'719*))  aber  auf  dem-Geltun^sgrebieW^äes-'ikyeW- 
ecben  Landreebte^  ohne  Wpitera  zur  Anwendnng  zd  bringen  i  dörfle 
denn  doch  ^^ine  ausdrucklicbes  Qeaetz  nicht  zulässig' sein.  " 

.§.  7..  Die  Hand«  und  SpanndiensUeistung,  nach  dem  Cftnoiirreiiziti^dat 

Wir  wenden  uns  zum  HanptgegensUnde  unserer  Elr&rtonng. 
den  wir  in  die  Frage  zusammenfassen  'köniiienv  ob  deaa: i  ff irldicb 
durch  das  Concürrcnemcmdat  vom  4.  Öctobtr  1770:01190016111  für  AU 
Pfarrgemeinden  im  Geltungsbereiche  äea  bayerisch«»  lAndrflcbt« 
die  gesetzliche  Pflichl  ettituirt  werdö,  bei  allen  Gidlttsbauleni^AfU'a 
bezägliehen  Pfarrbeeirken  die  Hand-  und  Spamidimste  fXi  lei^tpa? 

Wir  müssen  die  vorstehende  Frage  in  diesir  All^meinheii*) 
mit  Bücksicht  auf  den  Wortlant  der  hierauf  beaöglicben  Stetle  in 
ihrem  Zusammenhang  mit  der  ßingangB  dea  genannten.  Mandates 
klar  ausgesprochenen  ratio  legis  entschieden  vertieine». 

t)iese  ratio  legis  oder  den  Endzweck ,  wekher  dur«b  die  lie- 
stimmnngen  des  Mandats  erreicht  werden  soll,  wird  nach  d#r-em- 
leitenden  >Orrass-  nnd  Gnade-Entbiettnug«  an  die  Untörthanen  m 


da  dte  in  dieseia   »CapitnU   behandelte  >Fn)hB-  und  Scbarw«rkBpfiictU«  oaA 

%.  6.  itiidem  einen  von  der  Hand-  nnd  SpanndieiistleistaDg  bei  Eircheobant« 
ganz  verschiedenen  Uraprnng  und  Charakter  hat.  §.  G.  sagt  nämlich:  >Dk 
Schar.wei'ksrecht  hängt  obTerstandeuermassen  lediglich  von  der  Niederge- 
lichtsbärkeit  ab,  nnd  wird  mitbin  ^ndergeatailt  nicht  ala  mittels  selber  erlang 
Die  übrige  Dienst  nnd  Arbeiten  aber,  weiche  man  auch  ahne  Jortsdictioa  äiiei 
blosse  Grnnd-  oder  andere  fremde  Geriobta-Unterthanen  durch-  Gsdi^  aia 
TetjShrung  öftera  an  erfangen  pflegt,  seynd  nicht  soviel  tut  Scbarwerken,  als 
andere  nnbenannte  Gerechtigkeiten  atiznsehen.« 

1)  §.  TU.  lantet:  >Äach  müssen  bei  LaudXirchen  die  Eingepfarrten  ia 
jedem  Falle  ohne  unterschied  die  nSthigen  Hand-  nnd  Spanndienste  nnentgelt- 
lich  leisten. «  ■■      - .  . 

2)  §.  719:  >Be!  Stadtkirchen  fferdeu'di6etfoi4eriicheiiHaiid-t4il.gpuin- 
dienste  zu  den  übrigen  Kosten  geschlagen,»  vgl,  Christian  SloU,  die  Baa- 
pflicht  aa  Pfarr-,  Kircben-,  Stiftonga-,  Schnl-  nnd  GemeindegebäadsD ,   S.  751 

3)  Das«  wir  die  dermalige  Aasohaoang  der  b.  Staatsbehörden  hinsicht- 
lich der  Hand-  and  Spanndianitleistang''  nicht  unrichtig  anifasien,  dafOr  tcigt 
auch  Krick  (Handbuch  der  .  Kirchen  Verwaltung  S.  24  der  II.  ArA.),  der  auf 
Ornnd  des  Qeneralmandates  und  unter  Hinweis  anf  3  oberstriebt.  Urtheile  die 
Hand-  and  Spann dienstpilieht  der  Ffarrgemeinden  im  Geltongtgebiete  jenes 
Mandates  gleichfalls  bei  allen  Cultutbauten  annimmt. 
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fplgejadei^ markigen  Weise  zum  Ausdruck  gebracht:    »Wie  Wir  aus 
dem   Uns  .angeborenen. Trie,be  dör  Ehre  Gottes,  auch  im  HusserHchen 
Cultu.  so  viel  an  Uns  ist,  zu  befördern,  nicht  änderst,  als  üait  äfehmer/- 
lieber  Empfindung  vernehmen  müssen,    dass   $o   viele   Gotteshäuser 
ü.user^r  jfjande  ,aus  Ab§:ang  zureichender  Mittel  fast  völlig  in  ßuin 
und,,  Verfall  gerathen,  und  den  Eingebornen  sowohl  als  Durchreisen- 
den   zum   Spektakel  der   Üüehrerbietigkeit  gegen  den   gieheillgten 
Tempel  Gottes  dienen;  in  währender  Zeit,  da'  andere  Kirchen  "öber- 
^ässige  Beuten  ^genüssen ,  die  mehr  zum  Pracht  als  zur  gottseligen 
Äncfäcfei'üütf  Süttöviruti^         Armen;   abör. ftlö   welm  :d«^Gottes- 
k^ton' in  i  einem  chri&>tkathQli8chQa  X^an^e  nicht  eineirM  wä^re  und  die 
gute*  Admmistration.  der  Eirch^ngüter.  nur.  dari^en  bestände,  dass 
man  för.rtn.Gtotteshaus,  dem  dasGlück  z^f^Uigof  W^ise  vieje  Beich- 
tbüme^' s^wendet,;  als  (Alles)  zusammenscharren  und  damiti  wuchern 
mueses  ohne  weder  dar  Armutb^  noch  anderen  nothleideoden  Gottes- 
händern  unter  die  Arme  zu.  greifen;«    Nach  ikurzei:  Sehilderuug  der 
.unzulängliche  Art  nnd.Wekef  wie  man  bisher  dieseip  MißSstande 
abzuhelfen  gesucht  habe,   wird   dann  der  Enjtschluss  kundgegeben, 
eii^'^Kirebenbauconcurrenz-^Commission  aufzustellen,«  deren,  Aufgabe 
dann  des  Näheren  präcisirt  wird.    Kach  dieser  Einleitung,  folgt  die 
geseilpliehe'  Verfügung  selbst^  deren  erste  zwei  Absätze  mehr  vorbe- 
reitender Natur  sind  und  den  Begriff  von  »mittellosen,  «i  dann  von  »nöthi- 
gen«  und  »unnöthigen  Gotteshäuserni;  feststellen.    Dann,  heisst  es 
weiter:   ^Wenn  nun  zum  Neubau   oder  Beparation  eines  Gottes- 
hauses von  andern  Kirchengetdem  entnommen  werden  sollen  so  muss 
l»**-  der  Consens  hierzu  jedesnaal ,  es  betreffe  viel  oder  wenig, 
von  Unserem  geistlichem  Kath  in  München  unmittelbar  erholet  wer- 
den; i^^  bedürftige  Gotteshaus  mag  nun  in  einem  Bentamts-  oder 
Kiraheadeputationsbezirk  entlegen  sein,  in  welchem  es  immer  wolle, 
inmas^en  Wir  Unseren  Begierungen  und  Kirchendeputatipuen  bieflnit 
ausdrücklich  untersagen,  dergleichen  Bau-  nnd  Beparationsconcurrenz 
selbst  zu  bewilligen  ^). 

;  2^*'-  Die  Baur  und  Eep^irationsüberschläge  (nach  dem  Mfinchener 
Preise  der  Baumaterialien)  müssen  den  Herbst  vorher,  ehe  man  das 
folgende  Jahr  in  den  Bau  zu  setzen  gedenket,  verfasset,  ^T^die  Bau- 


1)  Diese  und  ähnliche  Bestimmungen  des^  Mandats,  soweit  dasselbe  den 
Charakter  einer  Verordnung  hat/  sind  mödificirt  durch  die  Minist>Entschl.  vom 
24.  April '1857,  den  Vollzug  der  §§.  48  nnd  49.  der  II.  Verf.-Beü.  betr.,  wo 
das  Nähere  übet  die  jetzt  bestehende,  von  der  hier  gesehildertt^nvielfa^  ab- 
weichende, Ordnung  des  Ooncnrrenzwesens  zu  finden  ist,  vgL  avch  KHch,  Hand- 
bach der  Verwaltung  des  Eirehenvermogens,  2.  Aufl.  S.  42  ff.  S.  126  ff. 
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'Mtith  äeK^:Bäiiffkeit<^ttia^  zu  ^^ 

,>-.tr,[.:Iffl'.  w»tewn:'¥«i:iiBifi flies« 
,8f&ltiteQ'>iB^iärt,  Vis  dia'.UäbE 

;(li;'-NB?.V'frBio«in;:,«^bbt.  "Tmd 
'  :l9[ie)röb«rji  b8BonäerB:"BrbheilteQ  V- 
■hftltenwnfforikjjeiii  all  fliMQ.Umatll 
J5tinlie>.e(ilffBtfögerti  iTOTden.«! 
-■-■;  :.--.ßiittr -f^Mwardetc-sodanri:!! 
sunatoreiii'Utimntllei»'  uad'  iFätn 

.  ;.  ,  V«n,;6f''-..an  bi(  Mm  Sßbli 
,Batbr  ttwils^däaiSbiigea  BdiS 
fiber.die  ;4irt  rnnd  iVTeise  d«r  ] 
baiipt  (&f;;),;  vie  hinaichäieh 
Concnrreiizbeitväge  insbesottdere 
Dies  knr?^  jedjBQbi  genftu ,  sl 
tmversff.so  oft  aDge^eoen  Gei 
soweit  dieäf^lbey,  aut  ;die,  noch 
ßfaniKJienetleistung'.sicIi'' beziehe 
\  .Wir  t^eN  Qua  Jeden,  unl 
d^n  alU^k^ :  TKorifn  in  Anhe< 
dißr^  sie  sie^ .  (und  der  Oonte 
lu^logungi  berüaksuhtiget  wen 
4^  jycwrffCTjwtJidcn  inr  teiataii 

Nach  uns^cni.Diai«^rhalt«a„ 
die.  erwähnte  yerhiodlichjteit  t 
wm^n.  eine  ,3(ii;cljßij'  oder  Pft^ 
H>)]^treparat^r  nicht  aus  eigei 
gabioe  eii)e^,:Fi^iy^i>ital3  »o\ 
QB^d.j^er  ,a,)^^i^gendep  Capitalj« 
^(.r^teil  iin.^tpiödfl,  i»tiOderi,.(iiit 
^^hirung,  eitießt.ßoicf^efi  Baues,  t 
und  die  dona  gratuita  der  Con 
werden  müssen. 
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Gjerade  und  nur  füf  die  TaOe  der  Insu^UAem  der  MUtd 
einer  Mirehen^  oder  FfriJMe9^s^Mt§  Vorsorge  zu  tr^en ,  ist  d#r 
iq(^  JBiogft&g^  dlßs  iMkadates  klar  attd  iBizweideutig  ausgesprochene 
'Endzweck  (die  r^io  legis)  desselben.  Aaf  die  BrrMohang  dieses 
4&WQek6s  begehen'  sich,  alle  dispositiven  BestitDtntingen  des  Mandates, 
wie,  det?  Wortlaut  seigt,'  und  nur  mit*  Bdebsieht  auf  den  erivfthatöti 
Z^week :  können  dieselben  richtig  terstanden  and  erkfört  werden.  * 

•  '  Obwohl  nun  din  Eiosohrfinkung  der  gesetdiehen  Anordnungen 
d03  Mandats  auf  die  rm  ihm  allein  in  Bteug  genoihmenen  'Fälte 
angesichts-  der  erwähnten  ratia  j^^5  : uneweifelbafb  erscheint,  so 
glaubte  .'d^  Gesetzgeber  diese  Beschränkung  dodi  noeh  eige9t8  her- 
vorheben zu  sollen  und  zwar  unmittelbar  ror  der  Anffihrung  dieser 
Vi^rfSgangen  selbst  Die  ei^ntlioben  gesetzliehen '  Dispositioneh  be- 
gimielnOffenbar  mit  l"**"*,  indem  die  det  Publikationsformel:  . . .  »so 
habeä  'Wir  Und  enisehlosseh ;  folgende  gnädigste  Verordnung  dem 
Fublico  Unserer  Lande  zu  jedermanns  Nacbacbttnig  bekannt  machen 
tn  lassen«  unmittelbar  sich  anreihenden  zwiei  Absätze  nur  eine  An- 
iveisitng  an:  die  Beamten  über  die  Merkmale  enthalten ,  welche' von 
deiiselbenbei  der  Ausscheidung  der  bemittelkien  von  den  »mitti9t 
losende  der  »nOthigen«  von  den  >unnOthigen<  »Kirchen  und  Gottes- 
häusernc  in's  Auge  gefhsst  werden  sollen. 

Hierauf  folgt  unmittelbar  die  Ueberleitung  zu  den  allgemein 
gelten  sollenden  Anordnungen  mit  den  bezeichn^den,  eine  Be- 
schränkung auf  die  von  uns  erwähnten  Fälle  un^iveideutig  atiS" 
drückenden  Worten:  -»Wenn  nun  zum  Neubau  oder  Rqmraium 
mnes  Gotteshauses  von  andern  Kirchengeidem  entnommen  werden 
söBen^  so  muss  l"'*-  u.  s.  w.  und  2**-  wo  »die  Bäufnhrlöhner  der 
PjEarrgeinetade«  angezogen  werden^).  Wir  möchten  meinen,  diese 
Stelle  und  ihre  Tragweite  hinsichtlich  der  Pfif cht  der  Hand-  und 
Spstimdienstleistung  sei  an  und  für  sich  so  Mar^  dass  jede  Erläu- 
terung derselben  deten  Sinn  nur  verdunkeln  könnte.  Offenbar  will 
sie  nicht  weniger,  aber  auch  nicht  mehr  besagen  als:  * 

So  oft  ein  Neubau  oder  eine  Reparatur  eiries  Gotteshauses 
nicht  aus  den  eigenen  Mitteln  desselben,  sondern  nur  durch  Zuhilfe- 
nahme anderer  Eirchengelder  (welche  durch  die  Concurrenzkasse  be- 
schafft werden)  bestritten  werden  kann,  haben  nachstehende  Bestim- 
mungen m  Anwendung  zu  kommen,  nämlich  1*^*  Genehmigung  der 
Concurrenz  selbst  unmittelbar  durch  den  churf.  geistlich^  Rath  in 
Mfidchen ,  2^-  Rechtzeitige  Anfertigung  und  Einsendung  der  Bau-* 


1)  Den  Worflaut^siehe  oben  S.  375  f. 


geradezi^,  dii^,  Pfliq^t  der  Hand-  nad  äpanDdienstleistuiiig  seiteDä^ei' 
i*farrgeniemdea  au^^Grund  des  J&tandates  nur  iu  jenen  ^äll^n  als 
.  ,geget)en  ^^i^  erachten^, in.  neigen,'  um  es  mit  eiuem.Wort^  auszu- 
ir&ckfn  i  ^ie  .»secundär$  Sufipßchty  Platz  greift  in  folge  der  lu- 
.  pwf^ciaii^/deri  .3^,^el  des  primär  Baupfl|chtigen.'  _'  ' ''  .^  "i",'  :, 
'li  ■(■v:'f?  fif**W^  ^'^w  den.'V^ortlaut.des  Maijulates  "nur"  einigilOTiasaen 

^wraj^s^^,  wie.  dieS:.dur(^h. 

f.^ü»({/&>(||}inf^ieH^Is^ic%^  auf 
^(äetiXü  vermögen  .^da3s  ..die 
p^^Mwähnte^  Ve^bi^dlic^teit 
k^ie»^.  .fi^i,  ö^^,  ff'**'* 
aie  Worte  »tfarrliofbau,«  ': 
überhaopt^^nr  fönfmal-irpr  n 
iiek._,vm  der  Regidirüttg  aet 
,'wird, ,  ',ypr  und.^nachtier  ist 
_,  häusprijj«,  »ßircheb',«  »Tem 
'  insbesonders  gescbieht  der  iE 

1}  57.  leg.  Jur.  iu.ITt<^:    ■:■  j  ;    v    ■  ■■    .,     .   .;'.:>,:'  -,..'  ;, 


d6t  tbn'ilsti  Haiti-  ^M''8fm^eMeä'hiüMiVli(^^ 

'  ;■  '^  T^ntfe'vlfelleiM^aer -Öösetzp^^  bei^kseii' ÖMutl^iHe V6n 

Ibötiäünte  ''Öidn^tleisrtÜrig  'ÄJ^erhätipIr  ksr^eschfosöwr^^iRri^^^ 

wissen  das  nicht,  wollen  es  daher  auch  nichVbelf^t^pItefai'^bämäfkiiid- 

t^erth'  bidbi'areses'Schw^g^en  item'ef^^^      WTfiümm  ^^  steht 

i«4;^"äääs  'die   PfHinäeiiesi^Äer/ 'ftertii   PfärrMeii  itf  ZUielittti 'lifta 

Ötiind'ind'ßoaeiifilndirt  Waten '1^^ 

üiiandate  Von  '1?70  ibre'ÜäliptfeäufäUe  '()bne^*äah6^ctitälim»-der 

•ttdria-^^tM  SpatindieÄ^tiBt^^^^^    Söitöns-der  Pföi-r^eiü^deii  g^w^öt 

'Äk  m  zur  Zeit'nocb'  wö'ndönV  iiötb'i^eMallÄ'^ tii^^ 

'eim  Passivcapt'tals  2hl ^Lasten' d'öf'Pfrüfa^  wli^Wan'ita 

sigen  pflegt' »ad  ö^nus'subcösäörtiniVr  ,^^  i-,  A    .,     ;.  :    .. 

"  Öi^  bei  den  ß[IöstjBrn  Üestelienden  ^odef  Äetiäfelb^H  iW<iolit)orirt6n 
Pfarreien  waren  nun  m  .ZeKenteii  uüdiiegeridW'örftnS^^  ftiüftirt. 
Dem  iTutzmesser  dieser  Wrunden  d.  h.  iem'  beireffMeH>  'Möstef 
lag  sonach  an  den. dazu  gehörigen  G^bäuäen  die  näWicÄß  t?dwe  Baw^ 
pjflicH(,  wie  den  Pfründebesitzern  aus  dem  "Weltpiriester^tand'e ,  mit 
Etnscliluss  also  der  Hand- und  Spanndienste.  '  ^    '     '  '    '  ' 

-  "VVenn  hie  und  da  ausnahmsweise  solche  Leisturigeif  vorkamen, 
so  sind  dieselben' leicht  zu  erklären  aus  dem  Abhängijgfkeif^erhält- 
nisse,  in  welchem  viele  Pfarreirigesessene  dX^Grundkglämsuni  Kloster ^ 
als  ihrem  Grundherrn  standen,  oder  als  /reaV^tZtge  IJiew^fe,  welche 
den  Klöstern  bei  Errichtung  von  Pfarreien  an  Orten,  wo  solchß  noch 
nicht  bestanden,  sowie  bei  finanziellen  NÖthen  derseltien 'von' den 
Pfarreinwohnern  um  so  lieber  angeboten  wurdieri,'  als  die:^eibetf  die 
Wohlthat  einer  geregelten  Seelsorge  und  deren  i*örtbestand^s  wohl 
zu,  würdigen  wussien.  Die  gesetzliche  Präsunaption  spricht  daher  im 
Allgemeinen  für  die  Freiheit  der  PfarrgemefndenVön'dei?  PÖicht'iur 
,  Leistung  von  fland-  und  Siß2inniiensii^n%^  'edlen  ^eke^  Pjf^arrpfrun" 
deUj  welche  die  Baubeäürfnisse  bei  den  der  'Pf^fünäe' ^^Sri^en 
Gebäuden  ex  propriis  d.  h,  ohne  Seraneiehukg  der  ^sidiären  Jaath 
jpflichüeistung  der  Decimatören  y>nd  der  durch  das  öenkralfnatidat 
begründden  Concurreniskasse  zu  Vefriedigeti  m  ßlande  Jwciren 
find  sind. 

Dass  durch  das  öeneralmandat  von  1770  keine  allgemeine  Ver- 
b^ndlicfikeit  der  Pfarrgemeinden,  zur  Leistung ,  voii  Hand- und  Spann- 
diensten,  bei  Gultusbauten  statuirt  worden  sei V  findet  "daher  auch 
Pfrmaneder,  ganz  selbstverständlicn,  w^nn  er  sägt  ^):  »daSs  übrigens 

•*  '  ■'■•-•'.  ''..•..  t 

1)  Die  kirchliche  Baolast,  2.  Aufl.  S.  168  Anin.l£* 


Lohe'  B» 
Kadig  bei 
tHtterin 
id'itt  T 


'^df  n 


ibrivacbl 


genhalte 
^  M\  i 
Q^rkong« 
,  yon  IS 
Sge  Aet- 
-ei^ifibt 


itorjtftt  :< 
^«inrebi 
}  Landei 

an  j0il«i 
tlem.ni 


redraeU 
[ewT  Em 
OeriditB] 
.  ee  ncli  t 


toietifdorteTf  PM^mut^fLichtsfrng^e. Riefen  or^* iyartvfie^M Ä«y«*»^    984 

k^pq|,9^.,^eip;Pl^par^es<^lj|i9^  vd^q  QberBtta;^  baj«rw>Q^erichtefadfesTffir 
clie^.g^tzliphei  .Verp^i^htup^d^r  Piatprgemaiiiden  tasdri.iieistiiiig  def^ 
sel|)ea  .54  aZ^n  i^ultuatfa^ten  .iQJhneiiit  Pf«nrle2itke"naiilh&ft:ig^« 

Kecht^reCsbijL^  SeiWns.  derfcrV.>30rio))t;e  im  .ä^  JBidi^M;  iiaöfag>6^ 
w^^ipn., werden, jd^a^  YiQ^  ibim  ^dtü^dmilge ^^Igemieim  ges^xticiMf 
y^r|)iu(lljehl$eit .  up  G^lt^pj^b^e^che  jdes-  bayeriacheii  iLandittfelitesf 
\^^l^  ^ngeifiOQim^R ,  wp^ien.  @d  blj^ij^^ti  iateo<  0)  iiur  eimilnä  ^>6b^v9tt^ 
ri^terlj^c^e  AÜrtbeila  pdes-strei^g  tgepomwea  nur -eiit  Utänü'' des 
ob^^fen  h,, , Geri^sl^fes ^.  m,idß$^9»  iBegt^ündmig'  aUerdings  j^&e 
TJi^eorie  en^icl^ey:  w}rd^..*i|f  wielebefJÄtiBaÄhr.dia  fe.  Jk  BSnaiiz-*  önd 
Verwaltangsstellen  bei  Bet^f^bflilung -^^r  jSaod^  und:  Spaandietist-^ 
frage  sich  beziehen. 

Die  einzigen  Stützen  di^eser.  Theoi^e:,aiad.WiV.'     ..»:    ,on     »^ 

I.  das  vielberufene  Concurrenzu^apdat  vom  4.  Oct.  1770  und 

II.  die  Anmerkungen  Kreiümayr^s  zum  bayerischen  Landrechte, 
Thl  I.  aap.  VIL  §.42.  Ziif.  7. 

\  I.  Di&  Hinfälligkeit  deif  ersteren  Stütze  haben  Wir  1)ereits  zur 
Genüge  dargethan,  und  wir  wären  begierige  die  Ghründe  vi  vfer- 
nebmen,.  durch  welche  unsere  'Beweisführung  entktilftet  würde,  deren 
Endresultat  in  dem  v»ixu)eideuiigen  Saf hgv^^ltx  »Ihirdh  das  Cön- 
currenamandat  vom  4.  Oct  177Ö  wurdö  häne  aUgemeihe  Verbind- 
lichkeit der  Pfarrgemeindei^  2ur  Leistung  von  Hand^  und  Spanh- 
diensteu.  bei  , allen  €tdttusb<ntten  '■  gesetzlich  statuirt , '  sondern  nur  bei 
jengn^.su  wetohen  9 die  Ooncunreo^  Dritter  aufgerufen  werden  muss,« 
wie  Perissiaueder  flieh  auadräakt,  und  das^  »ist«  nach  demi^elb^n 
Ree^btsl^hrer  »für. sich  klar^«  30  dass  er  «einerseitis  des  Beweises  hie- 
for,  den  wir  Angesichts  der  Bestreitung  eingebend  beibringen  zu 
müssen  glaubten,  skh  damals  für  enthoben  erachten  konnte. 

Da  bleiben  wonach  BUr  die  Anmerkungen  zum  bayer.  Lahd- 
reehte.  Wie  schwach  ab^  IL  diese  Stütze  sei,  erhellt  au^  folgen- 
den Bemerkungen: 

1.  Per  Gesetztext  selbst  enthält  nicht  die  geringste  Bestim- 
mung über  die  Frage  der  Handr  und  SpanndiensiUistung  seitens 
der  Pfarrgemeinden^  obscbon  in  dem  das  bayerische  Landrecfat  ent- 
haltenden Coder  Maximilianeus  Bavaricus  Civilis  ßiii  eigenes  C^pitel, 
nämlich  des  »zweyten  Theils  eilttes  Capitul«  ex  professo  »vou.Frot^n- 
und  Scharwerks-Dienstenc  handelt.   Ja  der  Gesetzeatext  dieses  Codex 
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Tldf:-  -ait4  YiOrmandaehallen   enih; 

%  41..ile  jCnrntela^enis  and  deo  §.  42.  :de  Cnratela  -Ecelestiaatica, 
welcher  die  Stelle  fiber  die  Hand-  and  Spanndienste  entfaftU,  tut 
KniltEuyr  «e)brt,:im  er  si^on  in  der  Vonedo andeutet,  »Ankangs- 
we»*  fce^fiMgt.  ./; 

So  bosU  geachtet  dsd  Kreitiniayr's  AnnieFlcnngai-i»d:.8iisfitn 
fWbl  «dgen,  QeattMghraß  habiM  sie  nUM.     Du  hat  man '  aUttdiiigs 
aaCh   nrit:  Beei^   atf   die   vorlegende  StreitfragegenideBiebt.be- 
k^i^tefc. .  W<M  aber  biat  man  diä'  Soobe  »  darznateUea  tvrsacht, 
9A9  sei:  dnreh   die    lAanmbnDgen   zam   bayer.  I^adreelitB  -  Tbl.'  I. 
Cap.  VII.  g.-4^'  Ziff.  7.  dssBeBtoban^iner  »altgemeiMi  läHießab- 
.Heben  <^serTanz^,  woaa«b  bei  Caltdrinnten  d»  ParbcfaiaiieB/äneDt- 
gehüoh  Hand-  ^nduSpanadienateza  leisteiit' bitten,  cMiafaitirt^iriw^ 
dea.i<  eine  öbterrasz,   die   daan   »diirch  das  mit  OfeseteelAraA  be^ 
Itileiddt«  Coneameiiz^AIsDdst  Tcun   4.  OctoberlT^O-in  Ziffii  3.  fSroi- 
Iieb\dtirch  die  Beetimmviig  belügt  irördeo  sei,  da^  dt«  Baafiilv- 
Ifihner  d.-i.  HOAd"  uiid  Spanndienste  bei' Eirchen  «nd  P&rrtiofbauten 
von  ^er(i^iiT*genieiade  gratis  vetricfatetl' werden  8olIeti,<-'dAs  bräst 
wöbV  mit  andern  Wortea,  eine  nllgemeine  liindeCiflt)liQbe  ObiicirvtnEi 
edec  0«wobnheÜ(  di«  doreb  -das  genannte  Mandat  f&rnrtich  eaioiv- 
scfimbeOeai'QdsetB'ware  c^bobes^erden. '  '  -  ^  1-   ,    itv'   ' 

...OeB^tet-nam,'  äs  bUbs  Kreittmayi'  tn  d«n  ATiilie/ktttJ^ii'' '«iAi 
lieh  iein  Bol0he3<:>GeirohnIieitiTecbt4  c9nshitiiitfb' W6lt«rj!  äd^^tvirfeM 
coäatatirt  f) ;  I  wevon' wir  jedoch-das  Öegenthöil  bew^Be«  *el^B«j 'M 
wäre  dasft^lb»  durch  daä'  Concurrenz-MätidKt  rißr'in  ^^v'l)er^-ht- 
ge^Bkm\iee^r&fAtm  Weise  eam  ßrwAi<^i  Oisetse<'9r\iii'^-Hm^ 
den.''  iMa«:'fbtmte''^also>'aen>9ti  trntär  jener' V^öräasstttsfitf^'iäie  iVet- 
päiUitRtlg  der'|ir(iTrgemetod»B"zaF  LeiÄttang  v^n>ll«»it)'''«aä'  ^wt- 
d'iensten    bei   allai  (Jaltttsbantön  ^läiröAAu«' Ai(^^i(i?s  <Ü^«eArifeAe 

Ji^Ä«-b«wi<Äben.' ^■^'    ■      ■!    '■    ■''.^  — -■    ■" ' -hI    v.v;mFji'y('/!' 

■' '  ■  Altilii'  2;'  feitiö  ■solthe'ConitlfttiihiÄg  ■l(aWR"filK;b'i-'uilSöM'"DifeN 
hatten  wWetA^  in'  ailbekaWit  des  OohteiteS'  n*j^  Bj'iW'ÄiVfe^tmbt 
selbst  des /W.ortlaat^  der  betr.  Stelle,  der  Anmerltungeu:.  f^gßuou- 
■sam  nerdon,  obBe  d&a  iWorten  Gewalt  aueuthun.  r  .., :   : 

"  In  dbr'TImti^  was  it^ill  denn  Kröitttnaj*  eigififltlieh'tlll  seinen 
EVÖrteirtih^n  iii  §."'  42.  Ziff.  ft  ÖffenWi;'  Aur'^infe  l)itrl6|lDiijg  ^üei 
Herkommens.)  wie  in  den  Churbayerischeh  Landen  die  iD^tenselben 

1)'  Letetetes  behaniitet  noch  <  das  ürtheil  des  k.  b.  OberikndcsfericMet 
Manchen  f.  9.  April  1881,  mitgethcilt  im  Archiv  Jahrg.  1882,  Heft  I.  Bd.  47. 8. 59. 
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den  Kirchen-,  die  letzten  zwei  von  den  Pfarrhof bautei^fctoBl^fe,lltt4 
9irl^.jiMi1)eir;jsteiQnrjBesii8bitng''aAii^  emscMäfjliSfm  Ses^m^ngen^ 

stiihmttoi^eBi ;iibilden>  .36^ar: 'ideii)nSa«|)therni «^uiüd^i  dj^i<Miin<Hage({de9 
faUheril^zn^liea  ibbyerisohBit:  PaitionlorreNäilies'^  Iweldi^  üb^h^pl 
nhtliU'  ekiclm  ntsresehtlieben  Pantta;'jnftndfeb>fa1bfiichtlichl  Aer^prifflärcfii 
Bäiq^hit  lm!P£iiirifls^getönden;rv^^^^  JfV  .'Tr/') 

- rriMiiWÄBitiäik  Kräitfcniayi^.b(mi9bliü^  mditkmA'^2LS^itftmr-(g^m^^ 
Reefatjal^jB9^h)hendetHeir1»]d»iBen  Bin390ki»vP>iOntQ^IfeatsottkiiUs  rheitfg^ 
lieH  Aett/lBfflStedliini^rfdeQn  Kirbbtttarrae[^<>k^  ea^ähntM» 

FiWkt  fintärX  :ii]niüä%6s«- (iiii  udcbkrfi'imarkiiiteriV^ 
utuA  f  )wftäfi{;«ttfeti^ )  f ormulirt  i  hfit ,  ^  ^^i»^  Mttei  lev  i  ida^i  '^tich  >  ^oA^^Ail  i  fil 
»6dehät)3nir»^tbadir,  'mAvni/br\^jduriAi'dit8if')^i^\ifßrhhi^  9agt ,'^'i&ike 
eigewi ,  <  ivion  >  der!  I  untfiE  n  ndritteu^«  i  i>ereH$i{ vpwfthiili^ir  'CcrndfilT«^ 
btndli«hMl  nderl  iP^ngftiBeiiideii^llza  j?/»rrJto/^/^6rTfiP/b^^^^ 

pflichtung  der  Gemeinden  zuü'Iieistan^deii'fiasidi^vaBä^^^niiiüetisiOi^)^ 
die^  i  |»ei  I  %l}^.[QQ}<jiilib%«ti3m  Pk^  igMiffa  /T  f ikt  jd(i^  ehurbajreriaNibeil  Lande 
bSAk ( fjpnfitfiiire« [.y^oH^oti : ; Da»  . abw o  i«tt ^dtrrrfhOTft^ » nk>hb i t der f oPäH; 
YieJwJjr , fcr^wt»  saf^Obli der.Zusmiihm^^iC^gime^.d^ 

varatefeea,„!wie>v^cli^>  BfeW->iöeiiöpifidraaf\**fii  vt*hd«vÄer»v1hrvinvH«n 
uiM^  r;^ritt^0^iK,^bi9i;9ij(!^n«^Qf  F{iJ}m  tei^^de^iiig'mAMkihuflii^/  obUe4 
gfdMlqiit  $<)fii^arii«fp^^tt^ndM$j^kl^t  na^hmltoiMme^iiHi^flfo^  xfiaiildeitat 
sQ\'efti^\  er^^)tv^iph\#raten^|^>fttta  vitom  ri§<W8ittwa»Öang!>fl.<i  if)M  iisi^^üoib 
Ereittmayr  benennt  nämlich  in  1 — 3  nnterri'HteimscfaiKff.vdii 
Bj^iffm9^g?fh;d^8)jC?nf^W»5hwi  HfWM,  ein- 


..(f; 


»Anmerkungen  über  didfirlij^ditdm^lirttääili&^n/^ßii.^ 
Sr..Cbör^]rfttl.(l)ii)rcl4.iip  J^jf^f^föJieifft^iRR^^^p  yÄO^.Kajqft|€|Pn  (rlfTi^rt^aew«, 

Jakob  Votfer  J75?.  I.  Tbl.  S.  288  f.  ,      ..         ,      .    '•  r     „ 

richterliche  Urthell  vom  12.  März.  1877,  vgl.  Cultusministerialblatt  a.  a.  0.  S.  505 
und  568,  db»]bo  !«in  Sohrabeii' dte  1.  bJ  Ottltiisiüini9t6i^br  IM^  .<bä  Pferramt 
N6bam*     '•''   '  •••»'  "  '      •'  •  •' '      *    '■"*''   i" '  •'■    ^'  '     •  ''•'•:•>?■'''• 
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sonders  Böhmer,   Engel,  Beck,  Gramer  etc.,   diejenigen  Personen, 
welche  die  Baukosten  bei  Eirchenbauten  aufzubringen  haben. 

Hiebei  sei  »erstens  vor  allen  darauf  zu  sehen,  ob  das  GebSa 
aus  Verschulden  Schaden  gelitten  habe,«  wo  dann  der  Schuldige  haft- 
bar sei.  »Aussm*  dessen  siehet  man  eweytens  auf  die  .Observanz. 
Und  wann  diese  kein  anders  mit  sich  bringt,  so  wird  der  Baa  ent- 
weder von  Oulthätern  aus  freyen  Willen ,  oder  aus  der  Kirch  und 
milden  Stiftung  eigenen  Mittlen  und  Einkünften  bestritten  Concil. 
Trid.  Sess.  21.  c.  7.  ibi:  Ex  fructibus«  etc.  »In  Ermangelung  eigener 
Mittlen  oder  Gutthätern  ist  drittens  ein  merklicher  unterschied 
zwischen  Pfarr-  und  anderen  Gotteshäusern , ,  diese  letzteren  werden 
von  ihren  Inhabern  z.  E.  die  Kloster-Kirchen  vom  Kloster,  die  Hof- 
Kirchen  vom  Hof,  die  Dom-Kirch  von  dem  Bischof  und  Hochstift, 
die  Privat-Capellen  von  ihren  Eigenthumern  unterhalten,  c 

»Bei  Pfarr-Gotteshäusern  hingegen  kommt  es  auf  die  Coneur- 
re^te  an  also  und  dergestalten ,  dass  vi  Concil.  Trid.  cit.  c.  7.  zo- 
vörderst  der  Kirchen-Patron  und  alle  jene,  welche  von  den- Kirchen- 
Einkünften  participiren,  sodann  aber  auch  die  von  der  Pfarr-Gemeifdt 
in  subsidium  das  Ihrige  mUbeyzutragen  haben.«  Die  nächsten  dra 
Nummern  enthalten  sodann  nähere  Erläuterungen  zu  dem,  was  \ntr 
unter  Drittens  als  in  Bayern  geltendes  Recht  hingestellt  ist,  nsd 
zwar  werden  zunächst  unter  >viertens«  diejenigen ,  welche  ?od  den 
Kirchen-Einkünften  Nutzen  ziehen  und  daher  baupflichtig  sind,  vm 
Einzelneu  bezeichnet,  nämlich  nicht  nur  der  nutzniessende  Patron, 
dann  »der  Pfarrer  und  Beneflciat,  sondern  auch  die  Decimatores, 
mithin  werden  sie  allerwegen  ad  concurrentiam  beygezogen.«  unter 
»fünftens«  wird  dann  auseinandergesetzt,  »was  hierinnfalls  unter  der 
Pfarr- Gemeinde  alles  verstanden  ist,«  während  unter  »sechstens«  die 
»Art  und  Weise  der  Concurrenzleistung«  genauer  geschildert  wird. 
Da  das  Concil  von  Trient  eine  von  der  allgemeinen  subsidiären  Gon- 
currenzpflicht  der  Pfarrgemeinden  verschiedene,  ganz  selbstständige 
und  neben  ihr  hergehende  Hand-  und  Spanndienstpflicht  dieser  Ge- 
meinden nicht  kennt,  so  hätte  Kreittmayr,  wollte  er  eine  solche  für 
die  churbayerischen  Lande  überhaupt  constatiren,  dies  in  unzwei- 
deutiger Weise  thun  müssen,  zumal  dann,  wenn  diese  selbstständige 
Hand-  und  Spanndienstpflicht,  wie  jetzt  behauptet  wird,  bei  allen 
Gultusbauten  Platz  griffe,  da  ja  dies  in  exorbitanter  Weise  über  das 
im  Trideniinum  1.  cit.  fixirte  Jus  commune  hinausginge,  und  in 
dieser  Allgemeinheit  nicht  blos  als  eine^  consuetudo  praeter,  sondern 
contra  legem  communem  Ecclesiae  bezeichnet  werden  müsste.  Das 
aber  ist  nicht  im  Mindesten  geschehen ,  wie  zweitens  der  Wortlaut 
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ausweist.     Dieser  ist  nämlich   folgender:  T^Oirca  modum   Concur- 

Tentiae  hat  man  sechstem  nicht  nur  eine  gute  Proportion  inter  con- 

currentes  zu  beobachten,  damit  keiner  vor  dem  andern  praegravirt, 

oder  gar  ultra  vires  überlegt  werde,    sondern   es   muss   auch   dem 

Pfarrer  oder  Beneficiaten  seine  Congrua  allemal  voraas  und  in  salvo 

verbleiben.    Böhmer^  §.  42.  und  wird  solche  nicht  secundum  mun- 

danae  dignitatis    exigentiam,    sed   clericalem    decentiam   regulirt. 

Engel ^  Jus  Can.  L.  3.  T.  38.  n.  8.  Barbosa  ad  Conoil.  Trid.  cit. 

loc.  n.  10.    Es  pflegt  femer  die  Pfflrr-^emeinde  at^  dem  Land 

selten  oder  gar  nicht  mit  Oeld^  sondern  nur  ntit  Hand-'  und  RosS" 

Scharwerk  m  concurriren.    Titius,  loc.  cit.^§.  3.    Böhmer ^  §.  48. 

Nebst  deme  ist  zwar  obverstandene  Concurrenz  nur  in  nothwendigen 

Bau-Reparationen  ertorderlich.    Concord,  Bav.  Aug.  cit.  §.  22.    Ita, 

tarnen,  ut  refectio  ad  omnem  Causam  referatur,  sive  Ecdesia  penitus 

dcstrucjta,  sive  corrupta,  sive  pristina  forma  in  refectione  observata, 

sive  paulisper  mutata  sit.  Böhmer  cit.  Diss.  §.  2.« 

Unter  »siebendens«  wird  mit  Hinweis  auf  die  Erkaltung  des 
ehemaligen  grossen  Eifers  in  Herstellung  der  Kirchen  erwähnt,  :»dass 
es  beut  zu  Tag  mit  obiger  Concurrenz  nicht  mehr  leicl^t  ohne  Streit 
abgehet,«  wesshalb  »man  bei  dergleichen  Irrungen  die  Interessenten 
mit  ihrer  Nöthdurft  allemal  vorläufig  zu  vernehmen  pflegt.«  .  Was 
aber  praevia  causae  cognitiono  coram  Competente  einmal  rechtlich 
erkannt  ist ,  das  soll  vi  cit.  Conc.  Trid.  ohne  Oestattung  einer  Ap- 
pellation, Exemption  oder  Cpntradiction  alsofort  ad  Executionem  ge- 
bracht wei:den,  was  dann  mit  Bezug  auf  die  »mehr  allegirten  Augsb. 
Concordaten«  weiter  ausgeführt  wird.  »All  obiges,«  heisst  es  dann 
weiter,  »verstehet  sich  achtens  nicht  nur  von  der  Kirch  selbst,  son- 
dern auch  von  Accessoriis  Ecclesiae  z.  E.  von  dem  Kirchhof  und 
anderen  Zugehörungen,  Titius^  loc.  cit.  §.  7,  Böhmer  §.  2,  folglich 
auch  von  dem  Kirchen- Thurn,  soweit  nicht  das  Herkommen  ein 
anderes  mit  sich  bringt,  dann  es  wird  an  verschiedenen  Orten  Deutsch- 
lands hierinnfalls  inter  turrim  et  navim  Ecclesiae  ein  merklicher 
Unterschied  beobachtet.«  »Mit  den  Pfarrhöfen«  wird  dann  »neuntens« 
ausgeführt,  »bat  es  regulariter  fast  die  nemliche  Beschaffenheit 
hierinn,  wie  mit  der  Pfarr-Kirchen  selbst.  Concord.  Aug.  cit.  §.  22. 
Engd  cit.  T.  48.  n.  8,  Titius  §.  4,  Böhmer  ibi,  es  wäre  dann  der 
Pfarrer  oder  Beneficiat  selbst  im  Stand,  von  den  eigenen  Einkünften 
seiner  Pfarr  oder  Pfriemd  die  nöthige  Bau-Raparation  salvä  congruä 
wohl  bestreiten  zu  können,  denn  da  Jcann  er  keine  Concurrenis  mehr 
von  anderen  praetendiren^  sondern  stehet  für  den  Bies  gana  ailein^€ 
was  d^nn   noch   weiter   in  dieser  Nummer  erörtert  wird.    Unter 

Archiv  für  Kirchenrecht   XLVU.  25 
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äberflüssig  wäre,  werni'  durch  diese  Stelle  eine  voq  der  Concor- 
mrenzverbindUcbkeit   verschiedene  Hand*  und  Spaondienstpflicht  der 
ZE^arrgemeinden    auf    dem  .Land    hätte    constatirt    werden    wollen. 
II>enn  dann  hätte  er  gesagt:    »Auf  dem   Land   pflegt   die   Pfarr- 
<3remeind«   der   ihr  in  Bayern  herkömmlich  obliegenden  Hand-  und 
IKossscharwerks-Pflicht   »mit  Hand-  und  Bossschar  werk ,  selten  oder 
^ar  nicht  mit  Geldc  nachzukommen,   mit  andern  Worten  er  hätte 
^twas  gänzlich  üeberflässiges  gesagt,  da  doch  allbekannt  ist,  dass 
^lie  Hand-  und  Spanndienstleistnng  eben  in  der  Leistung  von  Hand- 
land  Spanndiensten  besteht.    Die  von  uns  adoptirte  Auslegung  lässt 
stber  die  Gegenüberstellung  des  »Concurrirens«    mit   Geld   und  mit 
l^aturaldiensten  ganz  natürlich  und  zweckmässig  erscheinen.  Ereitt- 
mayr  will  nämlich  sagen :  »Auf  dem  Land  pflegt  die  Pfarr-Gemeind 
der  ihr  vi  Conc.  Trid.  obliegenden  Concurrenzpflicht  (»pflegt  zu  con- 
curriren«)   regelmässig  durch  Hand-,  und  Spanndienste  zu  genügen 
und  mxv  selten  (»selten  oder  gar  nicht«),  nämlich  dann  auch,  mit 
Geld,«  wenn  der  Werth  der  sie  treffenden  Concurrenzverbindlichkeit 
den  Werth  der  erwähnten  Naturaldienste  fibersteigen   w&rde   (was 
selten  oder  gar  nicht  eintreffen  durfte),  wäjirend  die  Pfarrgemeinden 
in   Städten  und  Märkten  jener  Pflicht  durch  Geldleistungen  nach* 
kommen.    Das  ist  doch  ein  so  einfacher  und  ungezwungener  Sinn, 
dass  man  meinen  möchte,  er  müsse  sich  Jedem,  der  ohne  Voreinge- 
nommenheit die  citirte  Stelle  liest,  von  selbst  aufdrängen. 

In  Anbetracht  dieser  Klarheit  wollen  wir  auch  einstweilen 
d)  ganz  davon  absehen,  die  monströse  Bechtsungleichheit  darzulegen, 
welche  Mnsichtlich  der  Leistungen  zu  Cultusbauten  zwischen  Juand- 
Ffarrgemeinden  einerseits  und  zwischen  Stadt-  und  Markts-Pfarrge- 
meinden  andrerseits  sich  ergeben  wärde,  wenn  diejenige  Auffassung 
der  mehr  allegirten  Stelle  richtig  wäre,  welche  nunmehr  bei  den 
k.  bayer.  Finanz-  nnd  Verwaltungsstellen  den  Vorzug  hat.  Nur  das 
wollen  wir  hier  constatiren,  dass  der  berühmte  Commentator  des 
bayerischen  Landrechts,  der  unter  der  nämlichen  Nro.  »sechstens« 
unmittelbar  vor  der  kritischen  Stelle  die  Beobachtung  einer  Pro- 
portion unter  den  Concurrenzpflichtigen  anempfohlen  und  vor  Prae- 
gravirung  des  Einen  vor  dem  Andern  gewarnt  hat,  sicherlich  der 
Letzte  sein  wurde,  der  den  ohnehin  regelmässig  praegravirten  Ge- 
meinden auf  dem  Land  neben  der  sie  treffenden  Quote  der  Concur- 
renzlast  auch  noch  die  Last  der  Hand-  und  Spanndienstleistung  auf- 
bürden würde,  und  zwar  bei  allen  Cultusbauten,  »m6ge  der  Haupt- 
baupflichtige primitiv  oder  secundär  zur  Baufahrung  verpflichtet 
sein,  während  die  regelmässig  besser  situirten  Stadt-  und  Markts- 

25* 


388     DiendorfcTt  PatranaUpfiiehisfrttge  hei  den org. 

PfarrgemeindßD  entweder  gar  nichts  za  leisten  hätten,  für  den  Fall 
nämlich,  dass  die  Cnltosstiftang  selbst  aus  den  eigenen  Bentoi  ihre 
Banbedürfnisse  zn  bestreiten  Tennöcfate,  oder  aber  bei  einem  Con- 
cnrrenzfall,  bei  welchem  anch  die  PlEarrgemeinde  in  subsidiuni  bei- 
gezogen wärde,  nnr  die  sie  treffenden  einfachen  Concnrrenzquoten. 

Zn  dieser  monströsen  Bechtsnngleichheit  fohrt  aber  in  ihr^ 
logischen  Conseqnenzen  jene  Auffassung  der  yielbernhrten  Stelle  der 
Anmerkongen,  welche  in  nenester  Zeit  gang  nnd  gäbe  za  werden 
droht ,  so  dass  es  höchste  Zdt  ist ,  dagegen  entschieden  Front  za 
machen.  Ganz  in  dem  von  uns  vertretenen  Sinne  fasst  die  Hand- 
und  Spanndienstpflicht  der  P&rrgemeinden  auch  auf  die  chmföist- 
lieh  geistliche  Bathsordnnng  vom  16.  Angnst  1779,  wenn  sie  ein- 
fach (28.  Ziff.  6)  sagt:  »Concnrrenten  zum  noth wendigen  Kirchenbaa 
oder  Zngehör  sind  die  Patronos,  Decimatores,  der  Pfarrer  salva 
congma,  und  in  subsidium  die  Pfarrgemeinde  und  Filiallistem  mii 
Geld  oder  Schanoerk  praevia  cognitione  caasae.€  Wir  möchten 
meinen,  die  Verfasser  dieser  Bathsordnnng .  hätten  die  Stdle  der 
Anmerkungen  nündestens  ebenso  gut  gekannt  und  verstanden,  wie 
wir  Epigonen  des  neunzehnten  Jahrhunderts.  Dass  aber  ihre  Aaf- 
fassung  derselben  sich  mit  der  unsrigen  deckt,  "zeigt  klar  d^  ange- 
tührte  Wortlaut. 

Der  etwaige  Einwand,  als  habe  ja  das  Goncurrenzmandat  vom 
4.  Oct.  1770  diese  so  eben  angedeutete  Bechtsnngleichheit  >g^ti- 
lich  bestätigt,«  wäre  einfach  lächerlich.  Denn  a)  dasConcunreni- 
mandat  spricht  kurzweg  »von  der  Pfarrgemeinde«  ohne  den  Beisatz 
»auf  dem  Land,«  ein  Beweis  mehr,  dass  die  auf  die  Hand-  and 
Spanndienste  bezugliche  Bestimmung  des  Mandats  durchaus  nicht 
als  eine  förmliche  Bestätigung  der  angeblich  in  den  Anmerkungen 
constatirten  »allgemeinen  landesüblichen  Observanz^),«  sondern  nur 
als  eine  ganz  selbstständige  gesetzliche  Verfügung  angesehen  werden 
könne  und  müsse.  Diese  gesetzliche  Verpflichtung,  dass  »die  Ban- 
fuhrlöhner  von  der  Pfarrgemeinde  gratis  verrichtet  werden  sollen,« 
tritt  ferners  ß)  nur  dann  ein ,  wenn  »zum  Neubau  oder  Reparation 
eines  Gotteshauses  von  andern  Kirchengeldern  entnommen  werden 
sollen,«  also  dann,  wenn  die  vi  Conc.  Trid.  in  subsidium  zur  Con- 
currenzleistung  verpflichtete  Pfarrgemeinde  durch  die  unentgeltlichen 
Zuschüsse  aus   den   überflüssigen  Renten  anderer  Kirchenstiftungen 

1)  Die  Änroerknngen  oder  die  berührte  angeblich  durch  dieselben  »cod- 
statirfce  Observanz«  werden  vom  Mandat  nicht  mit  einer  Silbe  erwähnt.  Wie 
kannte  nun  Etwas,  das  von  demselben  ganz  ignorirt  wird,  von  eben  demselbeo 
bestätigt  worden  sein?    Wiederam  ein  juristisches  Bätheel. 
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liinsichtlich  ihrer  Concutrenzlast  wesentlich  erleichtert  wird.  In 
Einern  solchen  Falle  wird  nun  sicherlich  keine  Pfarrgemeinde  ver- 
xiüQltigerweise  wegen  üeberbürdung  sich  beklagen  können,  da  ihr  ja 
^in  Theil  der  sie  sonst  treflenden  Cultusbaulast  durch  die  Concur- 
jreiwkasse  abgenommen  wird,  und  sie  daher  um  so  leichter  die  ihr 
für  diesen  Fall  gesetzlich  auferlegten  Hand-  und  Spanndienste 
leisten  kann. 

§.9.    Resultat  der  Erörterungen  in  §.  7.  und  §.  8. 

Wie  man  sieht,  steht  in  der  yon  uns  vertretenen  Auffassung 
der  auf  die  Hand-  und  Spanndienstfrage  bezüglichen  Stellen  der  An- 
merkung^ sowohl  wie  des  Concurrenzmandates  Alles  in  harmoni- 
schem und  logischem  Zusammenhang,  während  die  von  uns,  wie  wir 
glauben^  hinlänglich  widerlegte  Auffassung  derselben  der  klaren  juri- 
stischen Logik  sowohl  wie  dem  gesunden  Menschenverstände  gesetz- 
geberische Räthsel  aufgibt,  die  zu  verstehen  und  befriedigend  zu 
lösen  Beiden  schwer  fallen  dürfte.  Hieraus  erklärt  sich  auch  die 
sonst  schwer  erklärbare  Thatsache ,  warum  der  sonst  mit  den  An- 
merkungen wolilvertraute  und  mit  AUegirung  vi>n  Belegstellen  nicht 
geizende  Permaneder  bei  der  ziemlich  eingebenden  Erörterung  der 
Hand-  und  Spanndienstfrage  »in  Bayern  diesseits  des  Bheins«  die 
Anmerkungen  zum  bayerischen  Lai^drechte  gändich  ignorirt,  und  als 
Quelle  für  diese  Dienste  nur  das  Generalmandat  vom  4.  Oct.  1770 
in's  Gefecht  führt ,  aber  auch  für  dieses  ausdrücklich  nur  die  von 
uns  ihm  vindicirte  beschränkte  Geltung  in  Anspruch  nimmt. 

Permaneder  wusste  eben  nur  zu  gut,  dass  die  betreffende  Stelle 
der  Anmerkungen  zur  Begründung  einer  für  sich  besiehenden  Hand- 
und  Spanndiens^fiicht  der  P&rrgemeinden  zu  Oultusbauten  absolut 
unbrauchbar  sei^  dass  es  aber  auch  ^für  sich  Klar  sei,  dass  das 
Oeneralmandat  »nur  solche  Bauten  im  Auge  habe,  zu  denen  die 
Concurrenz  Dritter  aufgerufen  werden  muss.« 

Wir  schliessen  mit  dieser  Bemerkung  unsere  Erörterung,  in- 
dem wir  deren  Resultate,  in  folgende  kurze  Sätze  zusammenfassen: 

1.  die  Anmerkungen  zum  bayerischen  Landrecht  Thl  I. 
Cap.  VII.  §.  42.  Ziff.  7.  constatiren  für  den  Geltungsbereich  des- 
selben weder  »ein  Gewohnheitsrecht,«  noch  auch  eine  »allgemeine 
landesübliche  Observanz«  oder  Gewohnheit,  gemäss  welcher  bei  allen 
Cultusbaviten  die  Farochianen  Hand-  und  Spanndienste  zu  leisten 
hätten ; 

2.  die  zum  Beweis  für  diese  angeblich  allgemeine  Hand-  und 
Spanndienstpflicht  der  Pfarrgemeinden  auf  dem  Lande  angezogene 
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Stelle  der  Anmerkungen  bezieht  sich  nur  auf  die  Art  und  Weise, 
wie  die  Pfarrgemeinden  der  ihnen  durch  das  Concil  von  Trient 
(Scss.  21.  c.  7.  de  Reform.)  auferlegten  zweitsubsidiarischen  Con- 
currenzpflicht  »auf  dem  Lande«  nachzukommen  pflegen,  begründet  aber 

3.  durchaus  keine  selbstständige  zu  dieser  Concurrenzpflieht 
hinzukommende  neue  Verpflichtung  derselben; 

4.  das  Concurrenzmandat '  vom  4.  Oct.  1770  statairt  gleich- 
falls keine  allgemeine  gesetzliche  Verpflichtung  der  Pfarrgemeinden 
zur  Leistung  von  Hand-  und  Spanndiensten  bei  Cultusbauten,  sondern 

5.  nur  eine  auf  jene  Fälle  beschränkte  (und  zwar  ohne  Unt«- 
schied  von  Stadt  und'  Land),  in  welchen  zum  Neubau  oder  mr 
Wiederherstellung  von  Cultusbauten  (nach  dem  strengen  Wortlaut 
nur  von  Gotteshäusern)  die  Beihilfe  der  secundär  Baupfliehtigen  so- 
wohl wie  der  Concurrenzkasse  in  Anspruch  genommen  wird.  Dess- 
halb  steht 

6.  auch  nach  bayerischem  Landrechte  die  Präsumption  %x  die 
Freiheit  der   Pfarrgemeinden  von   der  unentgeltlichen    Hand-  m\ 
Spanndienstleistting  a)  in  allen  jenen  Fällen  von  Kirchenbanten ,  is 
welchen  das  Fabrikgut  einerseits  primär  baupflichtig  ist,  andrerseits 
auch  den   Neubau  oder   die   Hauptret)aratur  ohne  »Angreifung'  des 
Dotationsfundi  zu  führen  vermag,  sowie  b)  in  allen  jenen  YiBen  voo 
Pfarrhofbauten ,   in   welchen  die  Pfarrpfrnndestiftung  selbst  pimSj 
baupflichtig  und  zur  Führung  des  Bauös  ohne  Beeinträchtigung  ü« 
Congrua  des  Pfründenutzniessers  im  Stande  ist,  selbst  wenn  zurBe' 
streitung  der  Baukosten  ein  Annunitäten-Kapital  ad  onus  successoram 
aufgenommen  werden  müsste. 

§.  10.  Anwendung  auf  die  PtarrpfrDndebauten  bei  organisirten  Pfarreien. 

I.  Die  Säcularisation  konnte  nun,  und  hiemit  kommen  wir  wieder 
zu  den  organisirten  Pfarreien,  diesen  Rechtszustand  nicht  zu  Un- 
gunsten weder  der  Pfrfindebesitzer  noch  der  Pfarrgemeinden  dieser 
Pfarreien  verändern. 

Der  b.  Staat  hat  bei  Organisirung  der  Klosterpfarreien,  die 
zur  Zeit  der  Klöster  keine  selbstständigen  Pfründen,  sondern  nur 
Vicarien  waren,  dieselben  zwar  fundirt  und  dotirt  als  eigene  Pfarr- 
pfründen ,  aber  den  jeweiligen  Pfründebesitzern  nicht  die  geringste 
Baidast  bei  den  betr.  Pfründegebäuden  auferlegt,  vielmehr  denselben 
neben  einer  jährlichen  fixen  Besoldung  von  600  fl.  20  Tagwerk  Feld- 
und  Wiesgründen,  und  dem  freyen  Genuss  der  wandelbaren  Stolge- 


1)  »Oder  3  fl.  Entschädigung  für  das  Tagwerk.< 
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« 

bübreu  auch  noch  ausdrücklich  >/reye  Wohnung  auf  Aerarialkosten 
nebst  eiBem  kleioeq  HaosgUrtchen«  gara^tirt  ^). 

,  Hat  uun  der  b.  Staat  schon  dadurch,  dass  6r  bei*  Erhebung 
der.  ehemaligen  Elostervikarien  zu  selbstständigen  Pfarrpfrunden 
keinen  eigeAen  Banlastträger  benannt  hat,  implioite  sich  selbst  als 
solchen  bekannt,  so  hat  er  diese  ihm  als  Uni^ersalsuccessor  in  das 
gesamn^te  Yermögen  der  aufgehobenen  Klöster  obliegende  primäre 
Baupflicht  durch  die  so  eben  erwähxkte  Zusicl^erung  einer  ^freyen 
Wohnung  a/uf  Aßrarialkosten^  auch  noch  in  ausdrücklicher  und  feier- 
licher. Weise  beurl^undet.  Wir  können  dahingestellt  sein  lassen,  ob 
durch  diese  Zlu^age  der  Herstellung  und  Instandhaltung  einer  »freyen 
WohiHtng  auf  Aerarialkosten c  für  die  Ffrundebesitzer  organisirter  Pfar- 
reien die  Hand-  und  Spanndienstleistung^  der  betr.  Pfarrgemeindeu 
aufgeschlossen  sei  oder  nicht.  Notorische  Thatsache  ist,  dass  das 
k.  Staatsärar  diese  Dienstleistung,  wenigstens  in  der  Diöcese  Passau, 
während  eines.  Zeitraums  von  nahezu  70  Jahren  nicht  in  Anspruch 
genommen  hat,  obwohl  während  dieser  langen  Zeit  bei  allen  Pfründe- 
gebäuden  genannter  Art  theils  Neubauten^  theils  Hauptreparaturen 
vorgekommen  sind. 

Könnte  mai^  nun  vielleicht  noch  für  möglich  halten^),  der 
bajer.  Fiscus  habe  bei  der  zur  Zeit  der  Organisirung  stattgehabten 
ersten  Wendung  von  Hauptbaufällen  an  Pfründegebäuden  organisirter 
Pfarreien  in  grossmüthigster  Weise  auf  die  Inanspruchnahme  der 
Hand-  und  Spanndienstleistung  der  angeblich  gesetzlich  hiezu  ver- 
pflichteten Pfarrgemeinden  verzichtet,  da  diese  durch  die  Kriegsjahre 
arg  mitgenommen  waren,  so  gehörte  wahrhaftig  ein  naiver  Einder- 
glaube dazu,  diese  Grossmuth  far  die  ganze  lange  Zeit  von  70  Jahren 
und  bei  allen  in  dieser  Zeit  vorgekommenen  Hauptbaufällen  anzu- 
nehmen. £s  bleibt  sonach  nur  die  einzige  vernünftige  Annahme 
übrig,  das  bayer.  Staatsärar  habe  von  der  Inanspruchnahme  der 
Pfarrgemeinden  zu  Hand-  und  Spanndiensten  bei  den  erwähnten 
Pfründebauten  Umgang  genommen  in  dem  Beumsstsein^  rechtlich 
hieeu  verpflichtet  zu  sein.  Und  das  ist  auch  wirklich  Rechtens  im 
Geltungsgebiete  des  bayer.  Landrechts.  Denn  die  ehemaligen  Klöster 


1)  Vgl.  Schreiben  des  E.  B.  General-Landescommissariates  vom  12.  Mai 
1806  an  das  Bischöfliche  Yikariat  Passant  sowie  das  Antwortschreiben  dieses 
letzteren  vom  27.  Jnli  1806,  welche  beide  Schireiben  uns  in  zuverlässiger  Ab- 
schrift vorliegen. 

2)  Wahrscheinlich  ist  es  ans  nicht,  da  hiefür  keineriei  Beweise  bei- 
gebracht werden,  wenigstens  bis  jetzt  nicht  beigebracht  worden  sind,  sondern 
nur  Behauptungen  des  interessirten  Fiscus  vorliegen. 


Oitatspfflii 
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inten,  -wie  Kreittmayr  sagt,  »keine  Ooncorreu 
idhea,«  sondern  hatten,  >ganz  all«iii  fllr  den  Biea 
riebt  das,  in  denmeisten  Eilten  gar  Ri«fat  speeiell 
Jgen  der  ineorporirten  Planten,  sondem  dasge- 
I  Kkwt^i  fBr  die  Baalast  an  den  m  d«nfleHMii 
idft0t«,'8o  konnte  der  Fall  einer  Inaosj^rDch- 
Banpflichtlgen  bei  destrlalisigen  PfVQn^ebanteii 
id  dies  nm  so  weniger,  als  bei  den  geiwniiteD 
^n^fe  der  Gongnia  gar  hiebt  in  'Betracht  kom- 
Ke  jeweiligen  Vieare  waren  nicht  Ffrüiiddt- 
[>HÜat  galt  eigfflitlich  aU  recter  |>rinetpalis  SR 
t  habitnalis*).« 

}b  bei  den  za  EKteteTn  nnd  i  'Üttaa  gehSri^ 
Ir  weleheD  das  Ooncnrreazma  ndat  vom-^  OeL 
die  Hand-  nnd  SpanDdienstleistnog  der  ttut^ 
nimmt ,  gor  nicht  Platz  greifen.     Denn  äw 

tlich  der  Baulast  ganz  gleich  ist ,  ob  die  KI3steT  ik 
ier  NatznfeBser  des  TennSgens  der  ihnen  incorpoTirt«ii 
len  «ollen,  weisrt  gridtdliob  nach  <&«  obeDoitirte  AV 
l&nlttat  des  bayer.  Fiscna  eto.  im  Ardiiv  für  fatthri- 
iSO  B.  ' 
insichtlich  der  Baalaet  ist  die  gleiche.    Tgl.  a.  a.  0' 

.  a.  0.  S.  290  oben. 

bildert  dM  hier  berahrts  Becfatgverhättnin  hti  dwr  am 
1  Incorporatio  pleiu  mit  folgenden  Woitan:  ><neu 
ilchei  obTeratandeneiniassen  ein  Pfarr  oder  benefiäam 
[tegio  oder  anderer  Fandntion  sowohl  qnoad  temporalia 

ist,  wirkt  so  riel,  daas  der  titnlas  benefioii  vel  pa- 
eder Collegio  selbst  haftet ,  P.  Zech  §.  191 ,  Engel. 
Heb  der  PrRlat  eigentlich  pro  reclore  prindjtali 
1  et  hatntitali  geachtet  wivd,  P.  Zieh,  Bnget  \ae. 
*ch  eben  desswegen  aarta  tecta  und  Ändert»  von 

Beneficium  unterhalten  musi .'  Pichler  a.  20.» 
hnrb.  Landrechte  Thl.  T.  cap.  19.  §•  31.  n.  8.  Das- 
r,  Samnia  Jnrispradentiae  eacrae  1.  UL  tit.  T.  de 
.30,  vorauf  KrdtbukTi  am  SchluMe  fikb  buüht. 
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Kl&rter  wd  Stifte  waren  nicht  blos  bei  den  PfrSiidegebättden  er- 
wäbirter  Art  prim^  baupflichtig ,  sondern  auch  ohne  »Prätendinitig 
einer  Concurrenz  von  Andern  im  Stande,  ganz  allein  für  den  Bies 
z%  ataheni«  wenigstens  durch  Aufnahme  eines  Passiveapitals  ad  onus 
moiimterii  et  lonorum  ad  illud  pertinei^inxn. 

Durch  die  Säcularisation  ging  nun  dieses  gesajnmte  Vermögen 
bestellend  aus  Zehenden  und  Beichnissen  veraehiedenstw  Art  an  das 
k.  b^  Staatsärar  über.  Die  Widdumsgrände  aber  20  Tagwerk  bei 
den  incorperivten  Pfarreien  wurden  verkauft,  und  der  ErUMi  hieven 
wnrdjd  nebst  Stiftungscapitalien  und  allem  bewegliehen  Hab  und  Gut, 
dess^  man  habhaft  werden  konnte,  der  Staatskasse  zugewiesen^). 
Da  nun  auf  diesem  Gesammtvermögen  der  einzelnen  Klöster  und  der 
zu  ihnen  g^Origen  Pfarreien  die  prim&re  und  ausschliessliche  Bau- 
laat  (auch  mit  Ausschluss  der  Hand-  und  Spanndienste  der  F&xrge- 
meinden)  an  den  Pfründegebäuden  der  letzteren  ruhte,  so  ist  die- 
selbe mü  dem  genamden  Vermögen  voU  wfid  gane  so  wie  sie  die 
Kltater  getragen  haben ,  aul  das  b.  Staatsärar  übergegangen ,  und 
hat  diese  beim  üniversalsuocessor  bonorum  sich  von  selbst  ver- 
stehende Verpflichtung  durch  die  bereits  Btngangs  erwähnte 
Bestimmung  in  §.  85.  des  Beichsdeputations^Hauptschlusses  vom 
25.  Februar  1803  auch  noch  seine  reidisgesetzlicbe  Bestätigui^ 
erhdten. 

Es  streitet  sonach  die  Becfatspräsumtion  för  die  Freiheit  der 
Ffarrgemeinden  von  Hand-  und  Spanndiensten  zu  Pfründebauten  bei 
organisirten  Pfarreien,  eine  Präsumtion,  die  durch  einen  fast  siebzig- 
jährigen Besitzstand,  mdchte  man  meinen,  zum  unanfechtbaren  Becht 
geworden  ist 

Jedenfalls  ist  es  nicht  Sache  der  im  Besitz  befindlichen  Pfarr- 
gemeinden,  zur  Begründung  ihrer  Befreiung  von  der  angeblich  im 
Geltungsgebiete  des  bayerischen  Landrechtes  allgemein  bestehenden 
T^gesetdiehen^  Hand-  und  Spanndienstpflicht  »einen  besonderen  be- 
freienden Bechtstitelc  nachzuweisen,  da  wie  wir  hinlänglich  bewiesen 
haben,  die  Annahme  einer  solchen  allgemeinen  gesetzlichen  Pflicht 
weder  in  dem  Concurrenzmandat  vom  4.  Od,  1770  noch  in  den  An* 
merkungen  zum  bayerischen  Landrechte  eine  nur  hdihwegs  genügende 
Begründung  hat,  somit  die  Hauptvormissetjmng^  van  mleher  die 
bayer.  Finanz*  und  Verwaltungsstellen  bei  Ueberbürdung  der  Hand- 
und  Spanndienste  auf  die  Pfarrgemeinden  auf  dem  Lande  ausgehen^ 
ihres  einzigen  Haltes  entbehrt. 


1)  Vgl.  Erlass  der  ChmföiBtlieb^  Landes^Direokion  vom  4.  Oct.  180^. 


(teil'  30  Haad-  imd  Spanndiensten   bei    Eirobenhftnten    OTgaoimttei  ' 
PfarKeieo  im  Geltangsbereid»    des  baTeröebta   I^tadrechtä-  beant- 
wortet deh- naeh  dem,  vas  wir   besonders  in  den  letxie»  drei  §§. 
dargetban  babea,   so  za  sagen  von  selbst.    Es  dürften  -  däber  bier- 
fHier  folgende  Aadeirtnagen  geni^en: 

1.  Bti  efaeniBligeia  mrklioben  Elosterktcehen,  die  bei  -dar  S3- 
CDlsrisati«!!  zn  Pfarrkirch«]  erhoben  warden  i),  bat  das  k.  b^  Sfcaats- 
arar  ni«ht  btos  die  priniSre,  soadeni  ancfa  die  aossehliesslielie  Baa- 
ffücbi  ohne  Verpfüehtaag  der  Pfarrgtmaiiiden  sar  Leistang-  ron 
Hand- OBd  Spaoudieasten.  -Denn  nach  dem  Zeugniss  Ereittmayr's^) 
werden  »in  Bimaogliuig  eigener  Mittlen  oder  Onttbätern  die  Gloster- 
EirclMQ  Too  äbta  Cluster  .  .  .  anterh^ten«  obne  Inanäin-aehBahme 
der  Concdrretiz,  die  nach  demsdben  Bechtagelshrten  nnr  bei  P&rr- 
gottesbänsern  I^tz.  greift*). 

Wenn  einige  Klosterkirchea  schon  vor  der  SäcBlarisation  zn- 
gleicb  E^ärrkirob^  wann  und  seit  derselben  anscfaliesalKh  alä 
»Pfan-Gottaebitas«'«  disnea,  so  ändert  dieser  Umstand  au  dem  er- 
wühoten  KeehtsTerbältntase  iilchts.  Denn  dra*  Char^:tffl'  als  Pfarr- 
kircbe  war  in  diesen  Fallen  etwas  den  Kloaberkircben  als  de*  res 
[vinoipalw  rein  acceasonsobes,  and  nacb  der  bekannten  BachttfEi^'^ 
bat  das  Nebensfteblidie  der  Hauptsache  za  folgen. 

Da  nun'  nach  dem'  Conoarrenzmandat  vom  '4.  Oct.  177^  ä\e 
VerpSicbtang  der  Pfan-gemoinden  zn  Hand-  nnd  Spanndiensten,  wie 
oben  nachgewiesen,  nur  dann  in  Anspruch  genommen  werden  kaao, 
wenn  die  Goncnrrenz  Dritter  anfgemfen  werden  moss,«  dies  aber  bei 
den  ehemaligen  wirklichen  Klosterkirchen  in  der  Regel")  nicht  der 
Fall  war,  so  streitet  in  allen  diesen  Fällen  die  Becbtsvermnthnog 
fär  die  Freiheit  der  Ffarrgemeinden. 

Das  Gleiche  ist 

2.  der  Fall  bei  allen  jenen  IfarrMrchett  ehemals  incorporirtei, 
nnnmehr  organisirter  Pfarreien,   deren  bei  der  Säcalartsation  inidkt 


1)  Deren  gibt  e«  in  der  DiSceee  Puaan  eine  erhebliche  Anzahl,  wie  um 
dem  in  g.  1.  aafgeföhrten  Verzeichniaee  zu  ersehen  ist. 

3)  Anmeikungen  über  den  Codicem  Uaiimilianenm  Bararicam  Cirilem 
Tbl.  L  cap.  7.  §.  42.  Zi£  T.  unter  >drittenB(  S.  288  der  allegirten  Anagabe 
von  VOlter  1758. 

3)  Ebendaselbet 

4)  Beg.  Jnr.  42.  in  VI:  lAccessorinm  nataiam  sequi  congtnit  prindpalis.! 

5)  Wir  sagen  lin  der  Begel,<  weil  wii  ron  ganz  singsläreD  Bechtever- 
hältnifflen,  die  merae  res  facti  sind,  absehen  müssen,  soll  nicht  luuere  EtOrte- 
mng  in  eine  Menge  von  DetiuUtndieu  sich  verlaufen. 
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gelassenes  oder  wieder  vollständig  restüuirtes  Vermögen  zur 
Wendaiig  der  Banscfaäden  an  den  zur  fabrica  Ecclesiae  gehörigen 
Gebäuden  »ohne  Angreifung  des  Dotationsfnndic  ausreicht,  da  hier 
eben  dieses  Fabrikgut  pritnftr  und  ausschliesslich  die  Bauhst  trägt. 

Würde  aber 

3.  das  Fabrikgut  solcher  ehemals  incorporirter  ^Pfarrtien  zur 
Bestreitung  der  Baufälle  ohne  Beeinträchtigung  des  finis  primarins 
desselben,  nämlich  der  Befriedigung  der  nothwendigen  Gultbedfirf- 
niase  an  diesen  Pfarrkirchen,  nicht  ausreichen,  so  wäre  zu  unter- 
suchen, ob  a)  die  Ursache  dieses  Unvermögens  die  Inkammerimng 
eines  Theiles  des  früher  bedeutenderen  Fabrikgutes  durch  das  k. 
Staatsärar  sei,  oder  ob  b)  dieses  Fabrikgut,  durch  den  k.  Fiscus 
aoberufart  gelassen,  ursprünglich  so  unbedeutend  war  und  noch  ist, 
dass  es  zur  Wendung  der  BauAlie  nicht  ausreicht  Hier  würde  nur 
in  dem  ersteren  Falle  die  Bechtsvermuthung  für  die  Freiheit  der 
Ffarrgemeinde  von  der  Leistung  der  Hand*  und  Spianndienste  streiten, 
während  im  letzteren  Falle  die  Beiziehung  der  Goneurrenzpflichtigen 
zur  Baufallwendung  einzutreten  hätte ,  damit  aber  auch  krafb  des 
Goncurrenzmandates  vom  4.  Oct.  1770  die  Pflicht  der  betr.  Pfarr- 
gemeinde zur  Hand-  und  Spanndienstleistung,  von  welcher  nur 
der  Nachweis  der  Ersitzung  der  «Freiheit  sie  entbinden  könnte.  Die 
Anwendung  dieser  aus  unseren  früheren  Beweisführungen  abstrahiriien 
Bechtssätze  auf  die  concreten  Fälle  von  Pfarrkireheobauten  bei  or- 
ganisirten  Pfarreien  dürfte  sonach  einer  liesondeten  Schwierigkeit 
nicht  nntwliegen. 


Urtheil  der  königL  bayer. 

In 

Vortitbach,  EicdieD^nieinde,  Kl 

dem  k.  Advocaten  Bechtsai 

i 

K£ß.  Fiseus,  Beklagter  und  Ap] 
Becht3aDwalt  Di.  Sellmam 
senäud  mit  VeriretaagsToJ 


wurde  aof  örnod  jder  in  der  i. 
pfli^eoeD  VefhandJvngt  in  welc! 
reiköDdaag  in  die  heatige  Sitzu 


Die  Berafong  des  k.  Pii 
'achtes  FasBou  vom  16. 
'    des  Appdlanien  in  die  E 
'giöndet  Tenrerfen. 

Die   Qebäbren   nnd   An 
mannseder  dahier  werden  i 

Sachverha 
In   obiger   Sache   erlieae   i 
16.  Jnni  1880  folgendes  Urtheil, 
dargestellt  ist: 

(Dei  Fiscal  hat  die  aoeachliw 

Klosterkirche :  1)  ab  Eigenthümer 
stiFtung  nur  %um  pfarrgottcBdienatli 
branch  aber  von  Seite  des  Staates 
leiaten  ist;  und  iwar  ungeachtet  dei 
amtlichen  Interesseo,  weil  die  gesetgl 
lautbarung  der  ubereinatinunendeD  \ 
üebergangg  der  Kirche  aos  dem  Eig 
nicht  geschehen  ist;  2)' in  Folge  einei 
trShnter  ümschreibang  der  Ton  der 
4a<a  die  Üaapflicht,  des  Vlscns  miTt 
SC«gisiQDgior;an«n  unbeuistaiidet  aag 
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Der  k.  Fiscns  ist  schuldig,  seine  ausscb Hessliche  oder  pri- 
märe Baupflicht  in  Ansehung  der  Klosterpfarrkirche  »Maria 
Himmelfahrt«  zu  VormbacK  anzuerkennen  und  demgemäss  dieser 
seiner  Baupflicht '  für  die  Zukunft  iiümer  nachzukommeä: 

II; 

Der  k.  Fiscus  hat  s&mmtliche  Kosten  zu  tragen;  bezW.  ^u 

ersetzen. 

Gegen  dieses  ürtheil  ergriff  der  k.  Pisciis  unterm  6.  September 
1880  Berufung  zum  k.  OberlÄudesgericbt  Möhchen.    ■     '-' 

Im  Jahre  1870  am  lO.^Jnni  etliess  diie  Regierung  von  Nieder- 
bayern, Kammer  der  Finanzen,  an  das  königliehe  Rentamt  Passau 
die  Weisung  bezüglich  der  zu  d^r  otganisirten  Pfarrei  Varmbach  ge- 
hörigen und  bei  der  Organisation  und  Dotation  derselben  zuge- 
theilten,  jedoch  noch  auf  den  Staat  katastfirten  Oebflude  und  Grfinde 
dem  Besitztitel  im  Steuerkataster  auf  die  Pfarrkircbenstiftung  um- 
zuschreiben. 

Bemerkt  wurde  hiebei ,  von  selbst  verstehe  sich ,  dass  durch 
diese  Besitztitelberechtigungen  an  deh  Baupflichtsverhältnissen  nichts 
geändert  werde.  ,  ' 

Obwohl  in  der  Entschliessung  angeordnet  wuMe^  es  habe  die 
Umkastrining  ohne  weitere  Verhandlung  von  Amtswögen ,  mit  Be- 
zugnahme auf  gegenwärtige  Entschliessung  zu  geocfaeheln,  so  wurde 
sie  doch  erst  in  Folge  einer  weiteren  Regierungsfiaanzkammer-Ent- 
schliessung-vom  14.  iFebmar  1874  vorgenommen  und  zwar,  wie  sich 
unten  ergeben  wird,  keineswegs  ohne  weitere  Verhandlung. 

Seitdem  lautet  der  Eintrag  im  Steuer kataster,  laut  des  vom 
k.  Rentamte  Passau  am  19.  Juni  1878  angefertigten  utid  beglau- 
bigten Auszugs. 

»Lit.  A.  PI.  Nr.  3.  Staatsrealität:  die  Pfarrkirche,  Gebäude 
0,36  Tagwerk  Flächeninhalt ;  Vertrag  des  Erwerbstitels:  »Laut 
TJmschreibverzeichniss  Nr.  212  und  Entschliessung  dei*  k.  Re- 
.,  gierung  von  Niederbajern,  Kammer  der  Finanzen,  vom  14.  Fe- 
bruar 1874  ad  Nr.  3344  Eigenthum  der  Kirchenstiftung  Vorm- 
bach,€ 

I.  Wie  der  Erstrichter  Eingangs  der  Entsöheidutigsgründe  zu 
seinem  Ürtheile  vom  16.  Juni  vorigen  Jahres  augeführt,  wurde  die 
Klage  in  der  Klageschrift  auf  drei  Gründe  gestützt;  einmal  darauf. 
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dass  der  Staat  EigenÜmmer  der  in  Frage  stehenden  Eircbe  sei, 
zweitens  darauf,  dass  er  seit  unwjrdenTdieker  Zieü  aüe  BaufaSte  an 
derselben  aufgewevidet  habe  nod  drittens  darauf,  dass  er  seine  ans- 
schliessliche  BaupfluM  ausdrücklich  und  famdich  amerhannt  habe. 

Der  Erstrichter  hat  den  ersten  nnd  zweiten  Elagegrand  als 
nngerecblfertigt,  den  dritten  dagegen  als  gerechtfertigt  erachtet. 

Hiegegen  beschwert  sich  der  k.  Fiscos. 

Der  Zweitrichter  yermag  nun  weder  den  Anschaoungen  des 
Vorderrichters  durchweg  beizutreten ,  noch  auch  die  Berufang  des 
k.  Fiscus  begrfindet,  zu  finden. 

1)  Wie  der  Anwalt  des  letzteren  hierorts  ganz  richtig  aus- 
fährte,  begreift  man  unter  Anerhenmmg -ewd  verschiedene  Rechts- 
handlungen. 

Die  Anerkennung  kann  ein  einfaches  Zugeständniss  von  Thai- 
Sachen  oder  RßchtsverhaUnissen  sein  und  als  solche  vor  Gericht  oder 
anssergerichtlioh  ausgesprochen  werden ;  in  keinem  Falle  wird  durch 
ein  solches  Zugeständniss  ein  Becht  oder  ftechtsverhältniss  erst  be< 
gründet  und  eben  darum  kann  die  Anfuhrung  solcher  Anerkennoogs- 
acte  für  sich  allein  angesichts  der  Bestimmung  des  Artikels  225.  der 
bayerischen  Processordnung  jemr  Begründung  einer  Klage  und  folge- 
richtig znr  Verurtheilung  nicht  genügen. 

Anders  verhält  es  rieh  mit  dem  Aneriennungsoertrag^  «ekher 
zwischen  den  im  entgegengesetzten  Interesse  Betheiligten  geschloaen 
wird,  nun  wirklich  begrfindete  oder  doch  von  der  einen  Seite  be- 
haupte Rechte  oder  Bechtsverhältnisse  als  unstreitig  bestehend  und 
für  das  weitere  Verhalten  der  Betheiligten  bindend  zu  erklären. 

Ein  solcher  Anerkennungsvertrag  enthält  die  wiederholte  oder 
die  erst  neu  erfolgte  Begrändung  des  anerkannten  Rechtes  oder 
Rechtsverhältnisses  und  genügt  daher  allerdings  zur  Snbstanzirung 
der  hierauf  gestützten  Klage. 

Allein  seinem  Begriffe  nach  setzt  ein  solcher  Vertrag  die  Ab- 
sicht der  Betheiligten  voraus,  einen  Vertrag  zu  schliessen,  also  ins- 
besondere seitens  desjenigen,  welcher  durch  denselben  verpflichtet 
werden  sdl,  die  Absicht  sich  durch  die  Anerkennung  zu  verpflichten. 

Durch  die  Entschliessung  der  Regierungsfinanzkammer  vom 
10.  Juni  1870  wurde  die  ümkatastrirung  der  hier  im  Streite  be- 
findlichen Kirche  vom  Staate  auf  die  Eirchenstiftung,  >ohne  weitere 
Verhandlungc  jedoch  mit  dem  als  selbstverständlich  bezeichneten 
Vorbehalte,  dass  durch  diese  Besitztitelberichtignng  an  den  Bauanf- 
Sichtsverhältnissen  nichts  geändert  werde,  dem  k.  Rentamte  Bassau 
üttfgetragen.    Die  Kirchenstiftnng  willigte  indessen,   wie  aus   dem 
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nuter  A.  Angeführten  zu  folgern,  übrigens  vorn  Erstrfohter  k  dessen 
XJrtbeil  festgestellt  und,  hierorts,  nicht  blos  nicht  bestritten,  sondern 
in  4em  moti?irten  Antrage  des^  k.  Fiscus  vom  27^  Sept^arfier  verigen 
JahTOS  au8dr$cj(lich  2ugeata&den  wordisn  ist,  in  die  verlangte  Um-^ 
kaitasl^irung  nur:  unter  dem  ausdräcklich^n  Yorbehalte>»  dass  m  der ' 
bisherigen  ärarialisehen  Baupfiicht  nichts  geändert  wes:de;  biednreh 
vrurde  die  ümkatastriru)^  durch  EntschliesauiEtg  der  Begkrüngs- 
finans^kamf&er  vom  14.  Febnuar  1874  angeordnet  und  vom  könig- 
lichen .Itentamte  ivollzogen. 

Die  Begierungsfinanzkammer  durfte,  wenn  vom  Staate  die:  7on 
dar.  Kircbi^nßtiftung  verlangte  yerpfiichtung ,  =  die .  bisherigen  äraria- 
liscbe  BaupSiehtiär  alle  Zukunft  fortzusetzen,  nicht  eingegangen 
■werden  wollte,  die  ümkatastrirung  nicht  vollziehen  lassen,      t 

Dadurch,  daas  ^ie  das  gleichwohl  oh»e  weifc^en  Widmspruch, 
ohne  p2:otest  anordnete^  so  hat  sie  jedenfalls  mittels  .einer  unzwei^ 
deutjg^n  Handlung,  ihre: Einwilligung  in  das  ¥«riangeni der  Kirchen'^ 
Stiftung  erklärt  .Dass  die  Begierungsfinanzkdnimer  <s&u;  der  hi^r  be* 
s^oobenan  Anerdnüi^ng  zuatandig  ifar,  ist  nicht  bestritten,«  aach. nicht 
zu  bezweifeln.    .  ■',•■■-  r 

.  üeberdies  ist  die  .  Anfäbrung'  im  Sohreil]^n  di^s  biscbGfiiehen 
Ordinariates  vom  19.  Juli  1876:  ^anl&sdich  der  bemerkten  üm- 
»kataskirung  sei  vom  kgl.  J3ta,atsmin)8teriuni  des  laueFo  für  JSirchen- 
»und  Sehulangelegenheiten I  also  einer  Stelle,  d/evcB  iZnsfömUgkeit 
»doch  wohl  nicht  bezwäfelt  weirden  köane^  der  Fottbeakand  vorbis-^ 
»berigen- ärarialiscben  BaupjBücht  förmlich  anerkannt  werdjeiM  Bkhev' 
nicht  aus  der  Luft  gegriffen. 

Sowohl  aus  #eser  v^m  bischdöicben  Ordinariate  angefflhrten 
Tbaisaehe,  als  aueh  aus  der  Erwähnung  des  k.  Stoetsn^isteriums 
der  Finanzen  im  Eingange, der  Entschliessung  vom  10.  Juni  L8701 
erhellt,  dass  über  die  Frage  der  Umkatastriruoigjein  Benehnaen  der 
Betheiligten « Ministerien  des  Guli»is  und  der.  Finanzen«  stattgeftinden 
hat  und  es  erscheint  die  Entschliessung  der  Begierungafiiaanzkamiik^ 
vom  14.  Februar  1874  daher  nur  als.  der  VoUzäigi  dar  diesez^  Stelle, 
von  dem  ihr  vorgesetzten  Ministerium  zugegangenen  Weisang^  .>r  •  ; 

Die  Zuständigkeit  des  iünanzminifitmums  wtrd  aberieelbst  vom 
Vertreter  des  kömglichen  Fiseus  nicht  ange^^eifdt/r  <Ijetzterer  er* 
hebt  vielmehr  zwei  andere  Mnw&nde  gegen  die  .ErheblicUEeit  des 
besprochenen  Vorganges.  .' 

Er  macht  geltend.:  dieser  Vertrag  sei.  nkhii^^  weil  nicM  der 
Vorschrift  des  Artikels  14.  des  Notariatsgesetzes  gemäss  jtMi^eräeS 
verUmthmt;  zweitens,  wenn  auch  der  Staat  zur  Fefrtleistung' der  bis^ 
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herigen  Banpflicht  sich  verpflichtet  ha^e,  so  bleibe  immer  noch  die 
Frage  offene  welcher  Art  diese  Banpflicht  sei. 

Der  erste  Einwand  ist  wenigstens  hier  unzutreffend,  das  Ite^ 
auf  Leistung  der  KirchenbaupflicM  ist  hier  kein  dingliches  Hecht 
an  einer  Sache ;  denn  der  Staat,  ?on  dem  die  Erfüllung  dieser  Ver- 
pflichtung in  Anspruch  genommen  wird,  ist  keine  Sache. 

Die  Bestimmung  des  Artikels  14.  am  angeführten  Orte,  woi- 
nach  über  alle  Verträge,  welche  dingliche  Rechte  an  unbeweglichen 
Sachen  betreffen,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  Notariats-Urkunden  zn 
errichten  sind ,  ist  mithin  auf  die  hier  in  Frage  stehende  Eirchen- 
baülast nicht  anwendbar,  ebenso  wenig  aber  auch  die  Eing^ngsbe- 
Stimmung  des  Artikel?,  womach  über  alle  Verträge,  welche  die  Be- 
sitzveränderung oder  das  Eigenthum  unbeweglicher  Sachen  oder  diesen 
gleichgearteter  Bechte  betreffen,  Notariatsurkunden  errichtet  werden 
müssen.  Es  mag  dahin  gestellt  bleiben,  ob  das  hier  von  der  Klage- 
partei in  Anspruch  genommene  Recht  als  ein  dem  Eigenthum  unbe- 
weglicher Sachen  gleichgeartetes  Recht  zu  erachten  ist,  so  viel  ist 
sicher,  dass  der  hier  besprochene  Vertrag  weder  eine  Besitever- 
änderung  an  dem  Bechte.  auf  Leistung  der  Eirchenbaupflicht  be- 
wirkte, noch  das  Eigenthum  an  diesem  Rechte  selbst  berührt. 

Was  die  zweite  Frage  betrifft,  so  ist  die  von  dem  Verwalter  des 
Fiscus  gestellte  Frage  zwar  berechtigt;  sie  ist  aber  nicht  in«eiDem 
Sinne  zu  beantworten. 

Die  eigentliche  Banlast  an  der  Klosterkirche  zu  Vonnback 
wurde  seit  ihrer  Benützung  als  Pfarrkirche  vom  Staate  allein 
getragen« 

Dies  gibt  auch  der  königliche  Fiscus  zn;  er  behauptet  aber, 
er  habe  dies  nur  in  Erfüllung  seiner  sf4hsidiären  Baupflicbt  als 
Zehentherr  gethan. 

Die  Behauptung  des  königlichen  Fiscus  ist  jedoch  nicht  der 
Wirklichkeit  entsprechend.  Die  Kirche  zu  Vormbach  war  bis  zu  der 
bereits  erwähnten  Umschreibung  im  Jahre  1874  als  Staatsgebftude 
von  den  Behörden,  insbesondere  den  königlichen  Baubehörden  be- 
handelt 

Bekanntlich  haben  letztere  die  Pflicht,  über  den  unversehrten 
Fortbestand  der  Staatsgebäüde  zu  wachen;  zu  diesem  Behufe  sie 
periodisoh,  zu  untersuchen  und  die  zu  ihrer  Erhaltung  nöthigen 
Massnahmen  zu  beantragen  und  auszuführen. 

Dass  diese  Pflicht  auch  bezüglich  der  Kirche  zu  Vomibach  ge- 
übt wurde,  ist  an, sich  nicht  zu  bezweifeln,  geht  aber  auch  aus  den 
Berichten  der  Kirchenverwaltung  vom  13.  Juli  und  3.  August  1876 
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hervor,  in  welchem  darüber  geklagt  wird,  dass  die  gewöhnlichen  An- 
ordnungen des  Bauarats  Passau  för  das  Jahr  1876  unterblieben,  ja 
sogar  die  bisher  etatsmässig  ausgesetzten  Posten  nach  Mittheilung 
des  Bauamtsassessor  —  widerrufen  worden  seien. 

Darnach  steht  fest,  dass  nicht  blos  die  in  den  Akten  hervorgc* 
hobenen,  J)esonders  bedeutenden,  sondern  doch  fast  älljsChrlich  minder 
bedeutende  B^ufälle  an  der  Kirche  vom  Staate  gewendet  worden  sind. 

Von  Seite  des  Staates  ist  dies  geschehen,  ohne  dass  er  auch 
nur  ein  einzigesmal  darüber  eine  Untersuchung  anstellte ,  ob  nicht 
das  Kirchenstiftttngsverraögen  zur  Wendung  der  treffenden  BaufÄlle 
ausreichte.  , 

Der  königliche  Fiscus  erklärt  diese  Unterlassung  für  bedeutongs- 
los,  weil  das  Stiftungsvermögen  zur  Bestreitung  der  Baalast  nie  aus« 
gereicht  habe. 

Allein  letztere  Behauptung  ist  nicht  richtig  und  selbst,  wenn 
sie  richtig  wäre,  würde  sie  für,  sich  allein  den  daraus  gez<^enen 
Schlüss  nodi  nicht  rechtfertigen.  - 

Dieser  Schluss  wäre  vielleicht  nur  dann  richtig ,  wenn  die' 
Kirche  überhaupt  niemals  Vermögen  besessen  und  dies  der  köaig«^ 
liehe  Fiscus^  ge^usst  hätte ;- in  solcheni  Falle  wäre  jede  Untersuchung 
wohl  überflüssig  und  ihre  Unterlassung  bedeutungslos  gewesen. 

Allein  im  vorliegenden  Falle   besass  die  Pfarrkirebenstiitiing 
Vormbach  Vermögen   und   zwar   von  Anfang   an-  ein   nicht  unbe-^ 
deutendes.  •      • 

Ein  von  dem  königlichen  Bentamte  Orießhmh  unterm  9.  Sep- 
tember 1806  dem  Eirchenadministrationst'athe  vorgelegter  -yAus-; 
weis«  besagt ,  dass  das  Pfarrgotteshaus^  Vomibaeh  mit  einem  hin- 
lätiglichen  Fond«  dem  genannten  Bentamte  zur  Verwaltung  liber-' 
geben  wurde  und  nach  einem  Berichte  der  Stiftungsadministration 
FfaVrTcirchen  an  das  geheime  Ministerium *des  Innertf  d.d.  29.  März 
1808  betrug  damals  der  approximative*  Bruttoertrag-  der  Kirche 
Vormbach  228  fl.  23  V2  ki*.  Diess  wusste  äer  königliche  Fiscus  und 
musste  es  wissen.  Wenn  er  gleichwohl  sich  niemals  um  den  Stand 
des  Kirchenvermögens  kümmerte,  und  ohne  Weiteres  die  BaufSlle, 
ob  kostspielig  oder  nicht,  wendete;  so  lässt*  sieh  daraus  nur  der 
Schluss  ziehen,  dass  er  sich  bewusst  war^  ohne  Rücksicht  auf  den 
jeweiligen  Stand  des  Stiftungsvermögens^  also  primär  und  aussehliess^- 
lieh  die  Baulast  tragen  zu  müssem 

Jeder  verständige  und  sorgsame  Mann,  der  nur  eventuell  ver- 
pflichtet ist,  und  um  Erfälluug  dieser  Pflicht  angegangen  wird 
wird  von  Fall  zu  Fall  prüfen  und  sieh  versicherti ,  ob  die  Eventua- 
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lität,  unter  welcher  seine  Verpflichtung  eintritt,  auch  wirklich  ge- 
geben ist.  Dass  die  Vertretet  des  königlichen  Fiscus  stets  von  dem 
treuesten  Pflichtgefühl  beseelt  waren ,  ist  nicht  zu  bezweifeln ;  eben 
darum  ist  aber  auch  ihr  Verhalten  nur  aus  dem  bemerkten  Bewusst- 
sein  zu  erklären. 

Nur  hieraus  ist  zu  erklären,  dass  die  Vertreter  des  königlichen 
Fiscus  den  Vergleich,  in  dem  Rechtsstreite  über  die  bei  der  Kloster- 
aufhebung 'eingegangenen    Kirehenstiftungscapitalien    aus     Berück- 
sichtigung des  guten  Zweckes,  wozu  die  Gelder   verwendet  werde» 
wollten,  nämlich  zur  Erbauung  eines  Schul-  und  Messnerhauses  be- 
fürworteten, ferner  dass  der  k.  Fiscus,   obwohl   der  durch  den  be- 
merkten Vergleich  bewirkte,  sicherlich  nicht  geringfügige  Vermögens- 
zuwachs von  3500.  fl.   schon  nach   seinem    Unfall   der  Regierongs- 
finanzkammer  vom  königlichen  Bentamte  angekündigt  worden  war, 
gleichwohl   auch  fortan  jede    Prüfung  der 'Zulänglicbkeit  des  Stif- 
tungsvermögens  unterliess,  ja   dass  er  sein  Verhalten  auch    nicht 
änderte,  nachdem   er   durch    den    Dotationsantrag  vom  15.  Januar 
1837  erfahren  hatte,  dass  die  Eirchenstiftung  schon  am  Schlüsse  des 
Jahres  1835/36  ein  rentirliehes  Capital  vermögen  von  10,545  fl.  be- 
sitze, und  sogar  dann  nicht  als  die  Stiftungsrechnung  pro  1858/59 
bereits  jenes  Vermögen  von  28931  Gulden  ausgewiesen  hatte,   wel- 
ches nunmehr  vom  königlichen  Fiscus  als  zur  Baufallswendang  zu- 
länglich erachten  wird. 

Wie  aus  dem  Ebenangeführten  bereits,  erhellt,  ■  ist  es  aber 
auch  durchaus  nicht  richtig,  dass  das  Stiftungsvermögen  vor  dem 
Jahre  1876  zur  Wendung  der  BauföUe  stets  unzureichend  war. 

Schon  der  am  5.  Februar  1843  an  die  Regierung  eingesendete 
Schuldtilgungsplan  zeigte,  dass  über  die  zu  dem  ziemlich  reich  be- 
messenen laufenden  Ausgaben  sich  ein  jährlicher  üeberschuss  im 
Betrage  von  achtzig  Gulden  ergab,  der  zwar  zunächst  zur  Bezahlung 
der  Kosten  für  die  Glockenumgiessung  verwendet  werden  musste, 
vom  Jahre  1852  an  aber  zu  anderweitiger  Verfügung  frei  war. 

Dass  der  jährliche  üeberschuss  von  achtzig  Gulden  damals  nur 
als  Minimalbetrag  angesetzt  war,  beweist  die  Thatsache,  dass  die 
Stiftungspflege  den  Antrag  an  das  Landgericht  brachte,  mit  dop- 
pelten Raten  heimzahlen  zu  dürfen,  ein  Antrag,  welcher  die  6e* 
nehmigung  des  für  das  Stiftungsvermögen  sehr  besorgten  königlichen 
Landrichters  nichi  fand,  zweifellos  ♦wurde  schon  vom  Jahre  1831/32 
jedenfalls  aber  vom  Jahre  1852  an  die  Prüfungen  des  St iftungs Ver- 
mögens durch  den  königlichen  Fiscus  zu  demselben  Ergebniss  ge- 
führt haben,   wie  diejenige  Prüfung,   welche   anlässlich   des   zum 
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Streitbeginne  benützten  Baufalls  vom  29.  Juli  1876  vorgenommen 
wurde,  zu  dem  Ergebniss  nämlich,  dass  bei  entsprechender  Wirths- 
schaftsführung  das  Stiftungsvermögen  zur  Wendung  der  bezüglichen 
Baufälle  selbst  aufzukommen  vermöge. 

Gleichwohl  aber  wurden,  wie  bemerkt,  die  zur  Unterhaltung 
der  Kirche  erforderlichen  Staatsbau- Etats  aufgenommen  und  vom 
Staate  bestritten. 

Dieses  Verhalten  des  kgl.  Fiscus  lässt  auch  nicht  den  min- 
desten Zweifel  darüber,  dass  er  allein  die  Baulast  an  der  Kirche  zu 
Vormbach  getragen  hat  und  tragen  wollte. 

Die  Bichtigkeit  dieses  Schlusses  findet  ihre  Bestätigung  in 
einer  Reihe  von  Geständnissen  abgelegt  von  den  Organen  des  Staats. 
Hier  soll  nur  jenes  wiederholt  hervorgehoben  werden,  welches 
absolut  nicht  misszuverstehen  ist,  nämlich  die  Entschliessung  der 
kgl.  Regierung  vom  5.  October  1850  nebst  ihrer  Beilage,  in  welcher 
unter  den  Cultusgebäuden ,  bei  welchem  dem  königlichen  Aerar  die 
Baupflicht  allein  obliegt,  die  Pfarrkirche  Vormbach  aufgeführt  ist. 

Wenn  von  dem  Anwalte  des  kgl.  Fiscus  Werth  darauf  gelegt 
wird,  dass  diese  Erkläruffg  von'  der  Regierung,  Kammer  des  Innern, 
und  nicht  von  dem  kgl.  Finanzministerium  gegeben  wurde,  so  ist 
darauf  hinzuweisen,  dass  die  Regierung  hier  im  Vollzuge  eines  Ge- 
setzes und  im  Auftrage  des  hier  zuständigen  Staatsministeriums, 
mithin  selbst  unzweifelhaft  in  wohlbegründeter  Zuständigkeit  han- 
delte, und  den  von  ihr  zur  Durchführung  ihres  Auftrages  nothwendig 
abgegebenen  Erklärungen  der  Einwand  der  Unzuständigkeit  nicht 
entgegengesetzt  werden  kann. 

Dem  Erörterten  gemäss  ist,  nachdem  anlässlich  der  Um^ 
katastrirung  der  Kirche  zu  VormbcLch  im  Jahre  1874  ein  Vertrag 
zwischen  dem  Staate  und  der  Kirchenstifbung  Vormbach  dahin  zu 
Stande  kam,  dass  ersterer  die  Baulast  in  der  bisherigen  Weise  fort- 
zutragen habe,  durch  diesen  Vertrag  der  Mnigliche  Fiscus  ver- 
pflichtet^ die  Baulast  allein  mi  tragen.  2)  Wäre  aber  auch  in  dem 
ümkatastrirungsvorgange  die  Merkmale  eines  rechtswirksamen  Ver- 
trages nicht  zu  finden,  so  würde  die  Klage  gleichwohl  gerechtfertigt 
und  die  .  Berufung  des  kgl.  Fiscus  unbegründet  sein.  lieber  die 
neue  Bestimmung  der  Klosterkirche  als  Pfarrkirche  zu  dienen, 
eiistirt  nur  eine  Urkunde,  der  Eintrag  im  ProtocoUbuch  der  Landes- 
direction  von  Bayern  über  die  Sitzung  vom  16.  Januar  1804. 

Hienach  war  der  ausgesprochene  Wille  der  Staatsregierung: 
die  Klosterkirche  sei  als  Pfarrkirche  zu  bestimmen  und  »in  derselben 
seien  die  pfarrlichen  Gottesdienste  zu  haltende   die  bisherige  Pfarr- 
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kirche  und  die  Kapelle  zu  ü.  F.  dagegen  sollten  veräussert  und  ab- 
getragen werden. 

An  dieser  Veränderung  des  thatsächlichen  und  rechtlichen  Zq- 
Standes  in  der  Pfarrgeraeinde  Vormhach  war  diese  letztere  und  di-' 
bisherige  Kirchenverwaltung  St.  JkLartin  sehr  wesentlich  betheiligt. 

Dass  jedoch  Yertretangen  dieser  beiden  Interessenten  über  A\^ 
von  der  Staatsregierung  beabsichtigte  Aenderung  gehört  worden  seien 
und  damals  ihr  Ein  verstand  niss  erklärt  hätten,  ist  nirgends  eos* 
statirt. 

Nach  der  damaligen  Auffassung  der  Rechte  der  Staatsre^erung. 
wie  sie  sich  sogar  noch  in  der  Entschliessung  des  kgl.  Finanzmini- 
steriums vom  14.  November  1829  ausgedrückt  findet,  warde  eine 
solche  Einvernahme  der  Interessenten  nicht  für  nöthig  erachtet 
Auch  existirte  damals,  wie  ohnehin  bekannt,  übrigens  auch  der  kgl. 
Landrichter  von  Qriesbach  —  in  seinem  Berichte  vom  13.  August 
1839  versichert,  überhaupt  noch  kein  organischer  Gemeindeverband 
in  Vomibfich  und  mithin  auch  keine  Stiftungspflege. 

Es  ist  daher  als  gewiss  anzunehmen ,  dass  eine  Einvernahme 
der  Kirchenstiftung  St.  Martin  und  der  Pfarrgemeinde  Vormbaeh 
über  die  Verwendung  der  Klosterkirche  als  Pfarrkirche  nicht  statt- 
gefunden und  Einverständniss  Seitens  dieser  Interessenten  damals 
nicht  ausgesprochen  worden  ist,  wie  denn  auch  niemals  die  Kirche 
seitens  des  Staates  an  die  Stiftungspflege  oder  Pfarrgemeinde  ex- 
tradirt  worden  ist. 

Die  von  der  Staatsregierung  getroffene  Verfügung  war  mitbin 
zunächst  nur  eine  einseitige  und  als  solche  konnte  sie  für  die  Kirchen- 
Stiftung  xmd  Pfarrgemeinde  wohl  Vortheile,  nicht  aber  Lasten  be- 
gründen. 

Eine  sehr  erhebliche  Verschlechterung  in  den  rechtlichen  Ver- 
hältnissen dieser  beiden  Interessenten  wäre  aber  dann  bewirkt  wor- 
den, wenn  sie  die  Baulast  statt  an  der  kleinen,  für  die  geringe 
Seelenzahl  von  Vormbaeh  (225)  gerade  ausreichenden  St.  Martins- 
kirche fortan  an  der  grossen,  die  Bedürfnisse  der  kleinen  Gemeinde 
weit  übersteigenden  Klosterkirche  zu  übernehmen  gehabt  hätten. 

Es  kann  daher  von  vornherein  nicht  angenommen  werden,  dass 
es  die -.Absicht  der  Staatsregierung  war,  die  Klosterkirchen  einfach 
an  die  Stelle  der  St.  Martinskirche  zu  setzen. 

Was  die  Absicht  der  Staatsregiefung  war,  kann  überhaupt  aus 
dem  Wortlaute  der  einzig  vorhandenen,  oben  angeführten  Urkunde 
allein  nicht  unzweitelhaft  entnommen  werden. 

Die  Verbindung  der  Ausdrücke  zur  Pfarrkirche  zu  bestimmen 
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und  in  derselben  die  pfärrlichen  Gottesdienste  zu  halten,  lässt  zwei 
Auffassungen  zu,  einmal,  die  Klosterkirche  solle  schlechthin  an  die 
Stelle  der  St.  Martinskirche  treten,  sie  solle  wirkliche  Pfarrkirche 
sein,  dann  aber  auch,  die  Klosterkirche  solle  in  allen  rechtlichen 
Beziehungen  Kloster  und  damit  Staatskirche  bleiben  und  zu  den 
pfarrlichen  Zwecken  gebraucht  werden  dürfen. 

Welche  dieser  Auffassungen  die  richtige  ist,  muss  aus  dem 
späteren  Verhalten  der  Staatsregierung  einer-  der  Stiftungspflege 
anderseits  ermittelt  werden,  erscheint  hiedurch  aber  auch  voUkom* 
men  klar  hergestellt. 

Der  Pfarrer  Zacharias  Zacherl  bemerkt  in  seiner  Fassion  vom 
9.  April  1872,  die  Gebäude  einschliesslich  der  Kirche  gehören  Seiner 
Kgl.  Majestät  aus  Bayern. 

In  der  vom  Pfarrer  Humm^  verfassten  Beschreibung  der  Pfarrei 
Vormbach  vom  30.  Juni  1825  ist  gesagt,  zum  Glücke  erhalte  die 
Gebäude  der  Staat. 

In  dem  Berichte  der  Landbauinspection  vom  6.  April  1816 
wird  die  Kirche  ärarialische  Klosterpfarrkirche  und  in  (lern  Schreiben 
des  Pfarrers  Hummel  vom  1.  Mai  1822  wird  sie  kgl.  Pfarrkirche 
genannt,  ebenso  auch  in  der  Entschliessung  der  Begierungsfinanz- 
kammer  vom  4.  August  1826  und  in  dem  Detotationsantrage  der 
Kirchenverwaltung  Vormbach  vom  25.  Januar  1837. 

Bei  der  Neuliquidation  im  Jahre  1841  wird  die  Kirche  von  dem 
den  Staat  vertretenden  Finanzbeamten  als  Staatsrealitat  erklärt,  in  der 
Entschliessung  der  Regierung  vom  5.  October  1830,  wird  sie  unter 
die  dem  Staatsärar  gehörigen  Cultusgebäude  eingereiht. 

In  ,dem  Schreiben  der  Baubehörde  Passau  IL  vom  18.  Mai 
1860  wird  gesagt,  die  Pfarrkirche  zu  Vormbach  sei  bei  der  Säcula- 
risation  der  Klöster  an  den  Staat  übergeben. 

Wie  es  mit  der  Baulast  gehalten  wurde,  ist  oben  bereits  dar- 
gelegt worden  und  soll  hier  nur  wiederholt  hervorgehoben  werden, 
dass  alle  irgend  betheiligten  Organe  der  Staatsregierung  bis  in  die 
neueste  Zeit  sich  übereinstimmend  dahin  erklärt  haben,  der  Staat 
habe  die  eigentliche  Buulast  und  zwar,  wie  oben  dargelegt,  allein 
zu  tragen. 

Dass  auch  von  Seite  der  Stiftungspflege  und  der  Pfalrrgemeinde, 
sobald  beide  gesetzliche  Vertretungen  gefunden  hatten,  die  Willens- 
meinung  der  Staatsregierung  nicht  anders  aufgefasst  wurde,  als  da- 
hin, die  Klosterkirche  sei  trotz  ihrer  Verwendung  als  Pfarrkirche 
Eigenthum  des  Staates  geblieben  und  vom  Staate  allein  zu  unter- 
halten, ergibt  sich  aus  dem  bereits  angeführten  Verhalten  derselben, 
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insbesondere  aus  ihren  Anträgen  anf  Ban&Uwendang  oad  deren  Be- 
gründung, ans  ihren  Erklärungen  anlässlich  der  Entschliessangeii  \o\i 
25.  Jnli  1836  nnd  8.  Angnst  1850,  ans  ihrer  zur  Mittheilimg  a: 
die  Staatsregiemng  gefertigten  und  dieser  auch  mitgethdlter  Tor- 
stellnng  an  das  bischöfliche  Ordinariat  vom  12.  August  1840 ,  end- 
lich aus  der  unbestrittenen  Thatsacbe,  dass  sie  in  die  ümkataatrinmg 
nur  unter  Vorbehalt  der  bisherigen  Baupflichtübung  des  Staates 
willigte. 

Demgemäss  steht  für  den  Bemiungsrichter  ausser  allem  Zweifd. 
dass  der  Staat  im  Jahre  1804  die  ihm  durch  die  Säcularisation  aL 
Eigenthum  zugefallenen  Klosterkirche  zu  Vormback  zwar  zur  Ver- 
wendung zu  den  Zwecken  einer  Pfarrkirche  bestimmte,  jedoch  unter 
Vorbehalt  seines  Eigenthumsrechtes  und  mit  dem  WiUen,  die 
eigentliche  Baulast  hieran  allein  zu  tragen,  oder  mit  anderen  Wor- 
ten, dass  der  Staat  damals  der  von  ihm  orgaaisirten  Pfarrei  Vorm- 
back  lediglich  das  Recht,  die  in  seinem  Eigenthum  bleibende  uod 
von  ihm  zu  unterhaltende  E^losterkirche  zu  den  pfarrlichen  Zwecken 
zu  benutzen,  einräumen  wollte  und  einräumte  und  dass  mit  dieser 
so  gearteten  Ueberlassung  der  Klosterkirche  die  StUtungsverwaltuDg 
uod  die  Pfarrgemeinde  Vomibach  sowohl  ausdrücklich  wie  im  Dota- 
tionsvertrage vom  25.  Januar  1837,  als  auch  thatsächlich  —  durch 
fortgesetztes,  unzweideutiges  Verhalten  sich  einverstanden  erklärte. 

Durch  dieses  Einverständniss  der  im  entgegengesetzten  In- 
teresse Betheiligten  aber  wurde  die  ursprünglich  nur  einseitige  Wil- 
lenserklärung des  Staates  zu  einem  auch  ihn  bindenden  Vertrage. 
Dass  dieser  Vertrag  durch  die  Vorgänge  vom  Jahre  1870—74 
mindestens  bezüglich  der  Baulast  keine  Aenderung  ertährt,  ergibt 
sich  aus  dem  von  der  Kircheustiftung  hiewegen  gemachten  und  von 
der  Staatsregierung  angenommenen  Vorbehalte.  Der  Staat  ist  daher 
auch  aus  dem  oben  augeführten  zweiten  Grunde  Schuldig,  die  Bau- 
last  an  der  Kirche  zu  Vormback  allein  zu  tragen. 

8)  Er  ist  es  aber  auch  noch  aus  einem  dritten  Grunde. 

Der  Staat  wollte  trotz  der  Verwendung  der  Klosterkirche  als 
Pfarrkirche  Eigenthümer  derselben  bleiben  und  er  blieb  dies  auch 
unzweifelhaft  bis  zur  Umkatastrirung  im  Jahre  1874  wie  denn  auch 
bis  zum  Beginne  des  Streites,  die  Kirche  als  dtaatsgebäude  behan- 
delt wurde  und  insbesondere  der  staatlichen  Aufsicht  durch  das  zu- 
ständige Landamt  unterstellt  war. 

Der  Staat  ist  aber  auch  gegenwärtig  noch  Eigenthümer  der 
Kirche,  obwohl  der  k.  Fiscus  dies  bestreitet.  Wenn  er  sich  zu  sol- 
chem Behufe  darauf  beruft ,  dass  Pfa/rrkirchm  als  res  sacrae  nicht 
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im  Privateigenthum  einer  anderen  Person  als  einer  Kirchenstiftang 
sein  können ,  so  ist  diese  Entgegnung  durch  das  oberstrichterliche 
ürtheil  vom  14.  Januar  1878  in  der  Sammlung  Band  VIII.  Seite  203 
so  entschieden  widerlegt,  dass  einfach  hierauf  Bezug  genommen  wer- 
den kann.  Wenn  er  aber  auch  die  Umkatastrirung  im  Jahre  1874 
sich  beruft,  so  ist  zu  bemerken,  dass  Umschreibungen  in  den  öffent- 
lichen Büchern  Eigenthnm  zu  übertragen  nicht  vermögen  und  dass 
ein  der  Umschreibung  zu  Grunde  liegenden  übereinstimmenden  Wil- 
lenserklärungen der  Betheiligten  dann  rechtlich  wirkungslos  sind, 
wenn«  wie  hier,  die  notarielle  Yertragsverlautbarung  von  dem  Ge- 
setze gefordert  wird. 

Der  Staat  ist  demgemäss,  nachdem  er  durch  die  Säcularisation 
unbestritten  Eigenthümer  der  Klosterkirche  geworden  und  seither 
keine  Tbatsache  eingetreten  ist,  welche  dieses  Eigenthum  beendigt 
hätte,  noch  zur  Stunde  Eigenthümer  der  im  Streite  befindlichen 
Kirche. 

Als  solcher  kana  er  die  Unterhaltung  derselben  aus  anderen 
als  seinen  eigenen  Mitteln  nur  dann  verlängern,  wenn  er  hiezu  auf 
Grand  speciellen  Bechtstitels  berechtigt  ist. 

Ein  solcher  Titel  ist  von  ihm  nicht  behauptet,  auch  nirgends 
ersichtlich  und  es  erübrigt  dem  kgl.  Fiscus  nur,  die  Baulast  an  der 
Kirche  zu  Vormbmh  allein  zu  tragen. 

Hiegegen  wendet  zwar  der  kgl.  Fiscus  ein,  die  Unterhaltung 
des  Eigenthums  durch  den  Eigenthümer  sei  res  merae  facultatis  und 
er  könne  dahier  die  Kirche  zu  Vorrnhach  auch  verfallen  lassen. 
Dies  ist  jedoch  nicht  richtig. 

Der  kgl.  Fiscus  ist  in  seinem  Eigenthume  an  jener  Kirche  nicht 
unbeschränkt;  er  ist  beschränkt  durch  das  von  ihm  der  Kirchen- 
stiftung und  der  Pfarrgemeinde  Vortnbach  vertragsmässig  eingeräumte 
Becht,  sie  als  Pfarrkirche  zu  benützen.  So  lange  dieses  Benützungs- 
recht besteht,  muss  die  Kirche  von  dem  Fiscus  unterhalten  werden. 

Nur  dann ,,  wenn  diese  Benützung  aufhört  und  die  Kirche  von 
den  hiefür  zuständigen  Stellen  als  entbehrlich  erklärt  wird,  endigt 
die  Dnterhaltungspfliclit  des  Beklagten. 

4)  Dagegen  kann  der  Klaggrund  der  UnverdenkUchkeit  als 
nachgewiesen  nicht  erachtet  werden. 

Zwar  kann  auch  hier  dem  Erstrichter  nicht  beigetreten  werden^ 
wenn  derselbe  unbedingt  davon  ausgebt,  dass  nur  der  Zeitraum  seit 
dem  Jahre  1803  in  Betracht  kommen  könne,  ein  Zeitraum,  welcher 
allerdings  zur  Begründung  der  UnverdenkUchkeit  nicht  genügen 
könnte.     Denn  wenn  man  mit  dem  Erstri^^hter,  dem  dargelegten 
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Sacfaverhalte  entgegen,  annehmen  wfirde,  die  ehemalige  Kloster-  oder 
Stiftskirche  sei  einfach  der  ehemaligen  Rarrkircbe  St.  Martin  sab- 
stituirt  worden,  so  würde  es  sich  lediglich  am  die  Baapflicht  ander 
Pfhrrkirchid  zq  Varmkichj  gleichfiel  dnreh  welches  Gri^ude  zeitwä- 
Hg  diese  dargestellt  wntde,  handeln  nnd  müsste  nothweadig^  die  Zeit 
vor  nnd  die  Zeit  nach  der  Snbstitnimng  des  einen  Gebäudes  diirdi 
das  andere  als  ein  für  die  dann  vorliegende  Frage  nnanterbrochener 
Zeitraum  betrachtet  werden.  Also  nicht  schon  desshalb  ^ « weil  das 
Jahr  1803  mit  seinen  Ereignissen  noch  in  dem  Bereich  der  Erinne- 
rnng  der  jetzt  lebenden  Generation  fällt  (?)  ist  der  Elägegruod  der 
ünvordenklichkeit  ansgeschlossen,  sondern  dessbalb,  weil  die  von  dem 
Erstrichter  angenoinnnfene  Substitution  in  der  That  nicht  stattgefun- 
den hat,  einer-  und  anderseits  desshalb,  weil  bei  dem  Mangel  jedes 
aus  den  vorliegenden  Elosterrechnungen  hierüber  zu  entnehmendeo 
Aufschlusses,  nicht  sicher  ist,  dass  der  Vorfahrer  des  Staates,  das 
Kloster  Vomibaeh  nämlich,  die  Pfarrkirche  St.  Martin  nur  aas  seinen 
unausgeschiedenen  Klostermitteln  und  nicht,  sei  es  ganz  oder  auch 
nur  theilw*eise  aus  dem  unter  A  I.  gedachten ,  für  die  Kirche  St. 
Martin  ausgeschieden  verwalteten  Vermögen  unterhalten  habe.  ^ 

IL  Wie  in  der  erstrichterlichen,  so  auch  in  der  zweitrichter- 
lichen Verhandlung  suchte  der  Anwalt  der~  Klagspartei  die  Klage 
als  schon  durch  das  Gesetz  selbst  begründet  darzustellen.  Er  be- 
hauptete unter  Berufung  auf  das  Archiv  für  katholisches  Kirchen- 
recht  von  Dr.  Friedrich  K  Vering,  Bd.  39.  Ch.  33.  S.  215  f[.,  die 
Säeularisation  bilde  schon  für  sich  allein  einen  gesetzlichen  Becbts- 
titel  für  die  unbedingte  und  ausschliessliche  Baulast  des  Staates  an 
der  Kirche  zu  Vomibaeh. 

An  dem  citirten  Aufsatze  wird  jedoch  S.  241  lii  G.  als  richtig 
zugegeben,  »dass  bei  PfaiT-  und  Filialkirchen  der  ehemals  an  Stifte 
und  Klöster  incorporirten,  nunmehr  organisirten  Pfarreien,  das  Staats- 
ärar, soweit  deren  eigenen  Baufonds  unzuträglich  sind,  die  alleimge 
Baulast  mit  Ausschluss  jeder  subsidiären  oder  secundären  Con- 
currenz  zu  ertragen  hat.  > 

Also  auch  hiernach  würde  die  Säeularisation  an  sich  die  Kirchen- 
stiftung VornAach  von  der  primären  Baupfiicht  nicht  befreien,  wenn 
man  die  im  Streit  befindliche  Kirche  als  schlechthin  an  die  Stelle 
des  incorporirt  gewesenen  Pfarrgotteshauses  St.  Martin  getreten  an- 
sehen könnte,  hätte  sie  aber  schlechthin  als  ehemalige  Kloster-  und 
nunmehrige  Pfarrkirche  zu  gelten,  so  wäre  für  sie  zwar  nach  dem 
citirten  Aufsatze  Seite  241  St  a  die  Säeularisation  ein  ausreichender 
Sechtstitel  auf  unbedingte  Unterhaltung  durch  den  Staat ,  nach  der 
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A.n8icht  des  bedeutendsten  Kirchenrechtslehrers  Bayern,  Dr.  Michael 
JPermaneder  aber  in  seinem  Handbuche,  Auflage  III.  §.  11.  Ziff.  5. 
S.  923  hätte  auch  solchenfalls  der  Staat  in  Folge  der  Säcularisation 
die  Baulast  nur  in  soweit  zu  bestreiten ,  als  nicht  aus  den  Beuten 
des  eigenen  Vermögens  der  Kirche  der  Bedarf  bestritten  werden 
könnte. 

Ob  die  im  Archive  mit  gewichtigen  Gründen  entwickelte  An- 
sicht dei^cinigen  des  Dr.  Permaneder  vorziaiehen,  kann  hier  fuglich 
unirotersucht  bleiben ,  da  nach  dem  unter  B  1  bis  3  Erörterten  von 
den  vorbesprochenen  beiden  Voraussetzungen  die  zweite  ebensowenig 
/wie  die  erste,  unter  welcher  Archiv  und  Dr.  Permaneäier  überein- 
stimmen würden,  hier  zutrifft,  bezüglich  der  Kirche  in  Voiifiibach 
viel  mehr  besondere  thatsäcbliche*  und  rechtliche  Verhältnisse  be- 
stehen, welche  bewirken,  dass  die  Baulast  an  dieser  Kirche  vom 
Staate  allein  getragen  werden  muss. 

III.  Bei  dem  Ungrunde  der  vo»  dem  königlichen  Fiscus  er- 
hobenen Berufung  war  diese  zu  verwerfen  und  Appellant  iu  die 
Kosten  des  zweiten  Bechtszuges  zu  verurtheilen,  wie  oben  geschehen. 

Also  geurtheilt  und  verkündet  in  der  öffentlichen  Sitzung  des 
königlichen  Oberlandesgerichtes  München  am  7.  Februar  1881. 
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XXXI. 

Die  Rechtslage  der  Kronstädter 

Unter  dieser  Uebersehrift  brachte  die  >Kronstädter  Zeitung« 
1882  Nr.  37—40  vier  Artikel,   welche  wir  in   Nachfolgeiidem  im 
Wesentlichen  wörtlich,  hauptsächlich  nnr  mit  Weglassnng  eiazdner 
zn  kräftiger  Aiisdrncke  mittheilen.    Es   handelt  sich   nm   eine  Ton 
griechischen  Eanfleuten  gestiftete  griechische  Kirche  in  Kronstadt, 
welche  der  griechisch-/>rientalische  Bischof  und  das  ungarische  Mi- 
nisterium dahin  umgestalten  will,   dass   künftig  in   der  Kirche  der 
Gottesdienst  abwechselnd  in   der   einen  Woche  griechisch,    in  der 
anderen  Woche  rumänisch  abgehalten  und  dass  ffir  letzteren  Zweck 
auch  ein  rnmänischer  Geistlicher  neben  dem  griechischen  angestellt 
werden  soll.    Dass  die  betreffende  Kirche  stiftungsgemäss  for  den 
Gottesdienst  in  griechischer  Sprache  zu  dienen  hat,    geht   aus   den 
Darlegungen  der  »Kronstädter  Zeitungc  einleuchtend  hervor,    üner- 
örtert  ist  dabei  aber  die  Frage  geblieben,  ob  genügende  Becbts-  und 
Billigkeitsgründe  vorliegen,  welche  für  jene  vom  griech.-orient.  Bischof 
und    dem  Ministerium    angeordnete    PermutcUton   der   orsprünglich 
griechischen  Stiftung  sprechen.     Nur   die   eine   Thatsache,    welche 
gegen  eine  solche  Permutation  spricht,  wird  hervorgehoben,  dass  die 
Rumänen  in  Kronstadt  ohnebin  bereits  zwei  griech.-orient.  Kirchen 
haben.    Da  eine  Confessionsverschiedenheit  zwischen  Wallachen  oder 
jetzt  sogenannten  Bumänen  und  Griechen  nicht  besteht,  so  würde 
aber  die  Unzulässigkeit  oder  Zulässigkeit  der  Permutation  der  ur- 
sprünglich griechischen  Kirche  in  eine  griechisch-wallachische  oder 
gar  ausschliesslich  wallachische  von  kirchlich  religiösem  Standpunkte 
aus  von  der  bejahenden  oder   verneinenden   Antwort   auf  folgende 
Fragen  abhängen: 

Sind  die  derzeitigen  Nachkommen  der  ursprünglichen  griechi- 
schen Stifter  der  griechischen  Kirche  in  Krönstadt  noch  Griechen  in 
der  Weise,  dass  sie  des  Griechischen  als  ihrer  Muttersprache  wirk- 
lich genügend  kundig  oder  gar  ausschliesslich  kundig,  um  die  Li- 
turgie und  die  Predigt  in  dieser  Sprache  genügend  zu  verstehen? 
Wenn  diese  Frage  zu  bejahen  ist,  muss  gewiss  von  Rechts-  und 
Billigkeitswegen  die  nach  ihrer  ursprünglichen  Stiftung  griechische 
Kirche  als  Kirche  dieser  Nation  aufrecht  erhalten  werden.  Ja;  das- 
99lbe  würde  auch  zu  gelten  haben,  wenn  in  Kronstadt  auch  nur  eine 
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irgend  erhebliche  Zahl  von  heutigen  Griechen  sich  bald  länger,  bald 
kürzer  aufhielten,  deren  religiösen  Bedürfnissen  nur  durch  den  Got- 
tesdienst in  ihrer  Muttersprache  befriedigt  werden  könnte. 

Anders  aber  würde  es  sich  verhalten,  die  Permutation  der  von 
Griechen  gestifteten  Kirche  in  eine  griechische  und  wallachische  oder 
sogar  ausschliesslich  wallachische  Kirche  des  griech.-orient.  Ritus 
würde  gerechtfertigt  erscheineo,  wenn  die  derzeitigen  Nachkommeu 
der  im  vorigen  Jahrhundert  nach  Kronstadt  eingewanderten  griechi- 
schen Handelsleute  der  Umgangssprache  nach  Wallachen  oder  wenn 
man  lieber  so  sagen  will,  Rumänen  geworden  sind,  die  im  Allge- 
meinen vielleicht  nicht  einmal  mehr  noch  der  griechischen  Sprache 
selbst  mächtig  sind,  deren  Vorfahren  also  Griechen  waren,  aber  die 
an  sich  selbst  nicht  mehr  eigentliche  Griechen  sind.  Im  letzteren 
Falle  erleiden  die  von  Griechen  abstammenden  Kronstädter  Bekenner 
griechisch-orientalischen  Glaubens  keinerlei  Einbusse  am  Gottesdienste, 
wenn  derselbe  in  der  ihnen  geläufigen  wallachischen  Sprache  abge- 
halten wird;  es  findet  für  sie  vielmehr  ein  incrementum  cultus  divini, 
eine  Erhöhung  der  Bedeutung  des  Gottesdienstes  statt,  wenn  sie 
etwa  nicht  auch  des  Griechischen  genügend  mächtig  sein  sollten, 
darum  namentlich  griechische  Fredigten  für  sie  überhaupt  oder  den 
grösseren  Theil  von  ihnen  unverständlich  sein  würden  und  ein  wei- 
teres incrementum  cultus  divini  für  die  griech.-orieni  Kirche  würde 
auch  darin  liegen,  dass  nun  neben  den  des  Wallachischen  kundigen 
und  sich  überhaupt  dieser  Sprache  sonst  regelmässig  bedienenden 
Nachkommen  von  Griechen  auch  die  Wallachen  wallachischer  Ab- 
kunft an  demselben  Gottesdienste  ihrer  gemeinsamen  Gonfession  mit 
Verständniss  theilnehmen  können.  (Dass  bei  den  Angehörigen  des 
griech .-Orient.  Ritus  die  griechische  Sprache  gleichsam  so  die  allge^ 
meine  religiöse  Muttersprache  für  die  Darbringuog  des  h.  Messopfers 
und  die  Spendung  der  Sacramente  sei,  wie  in  der  abendländischen 
katholischen  Kirche  die  lateinische  Sprache,  lässt  sich  ja  auch 
keineswegs  behaupten.) 

Nach  diesen  Vorbemerkungen  lassen  wir  die  Artikel  des  Kron- 
städter Professors  folgen: 

Im  16.  und  17.  Jahrhundert  versuchten  die  siebenbürgischen 
Fürsten  mit  Erfolg  die  Belebung  des  »levantinischenc  Handels  durch 
Heranziehung  und  Begünstigung  griechischer  Kaufleute.  Die  Lan- 
desvertretung und  die  Fürsten  gewährten  den  griechischen  Kauf- 
leuten einen  Schutz  durch  besondere  Privilegien  (s.  Approb.  III. 
52, 1).  Vor  allem  wurde  ihnen  gestattet,  sich  als  geschlossene  Cor- 
poration zu  organisiren,   aus  ihrer  Mijite   sich  ihre'  Vorsteher  mi€| 
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Scliiedsrichter  zu  wählen.    So ,  entstanden  jene   »griechischen  Com- 
pagnien,€   deren  eine  auch  in  Kronstadt  bis  in  die  fünfziger  Jahre 
dieses  Jahrhunderts  existirte.   Diesen  Compagnien  war  ausser  freiem 
Handel  mit  in-  und  ausländischen   Producten  auch   gewährleistet 
freie  Bdigionsausübui^g^  in  eigenen,  selbst  in  Mitte  der  Städte  ge- 
statteten Bethäusern  in  der  eigenen,  d.  i.  griechischen  Sprache  und 
endlich  durch  einea  eigenen,  d«  i.  griechischen  Pfarrer,  welcher  (al- 
lerdings mit  landesfürstlicher  Genehmigung)  aas  dem  auf  dem  Athos- 
berge  in   Griechenland  befindlichen  Kloster  gewählt  und  bereinge- 
bracht  werden  konnte^). 

Man  achtete  allerdings  und  mit  Recht  darauf,  dass  sich  in 
diesen  Compagnien  kein  Unberufener  dränge  und  die  griechische 
Nationalität  in  denselben  rein'  erhalten  werde.  Solches  bezeugt  der 
7.  Punkt  des  Maria  Theresianischen  Privilegiums,  ddto.  13.  No- 
vember 1777  und  spätere  Hof  Verordnungen  u.  A,  vom  24.  April  1800. 
Alle  Ausnahmen  werden  als  Uebergriffe  und  ßechtsverletzuagen  ge- 
rügt. Dies  geschah  jedenfalls  nur  zum  Wohle  der  Griechen,  welche 
gerade  in  ihrer  geschlossene  confessionellen  und  nationalen  Einigung 
dem  Lande  von  jeher  bis  auf  unsere  Tage  nur  Förderung  gebracht 
haben. 

Auch  die  Eronstädter  griechische  Compagnie  hatte  ihr  eigenes 
nationales  Bethaus  in  einem  dazu  gemietheten  Locale  in  der  innern 
Stadt.  Als  1781  das  Toleranzedict  und  1783  das  Goncivilitätspatent 
Kaiser  Josefs  erschienen  war,  kam  grosse  Veränderung  in  die  Ver- 
hältnisse der  Kronstädter  Griechen.  Einerseits  erwachte  in  ihnen 
die  Sehnsucht  nach  einem  eigenen  dotteshause ;  andererseits  wirkte 
die  Möglichkeit,  sich  im  Lande  Grund  und  Boden,  insbesondere  auch 
Häuser  in  den  Städten  zu  erwerben,  auf  sie  verlockend.  Viele  schie* 
den  aus  der  Compagnie  aus,  indem  sie  sich  Häuser  kauften  und  da- 
durch unter  die  Jurisdiction  des  Kronstädter  Magistrates  traten. 
Diese  Griechen,  welche  nun  volle  Bürger  der  Stadt  und  des  Landes 
geworden  waren,  hiessen  Bjärgergriechen.  Als  »Cives  graeci«  wwden 
sie  in  Urkunden ,  amtlichen  Bescheiden  und  Erlässen  unterschieden 
von  jenen  Griechen,  welche  in  der  Compagnie  verblieben  waren  und 
ihrer  exemten  Stellung  sich  erfreuten.  — .  Durch  den  Erwerb  unbe- 
weglichen Eigenthums  waren  die  Bfirgergriechen  wohl  aus  der  Com- 
pagnie, nicht  aber  aus  der  nationalen  Kirchengemeinschaft  geschie- 
den.  Vielmehr  verbanden  sich  sämmtliche  Kräfte  —  ausschliesslich 

1)  Vergl.  Denkschrift  zur  Beleuchtung  der  Rechtslage  der  griechischen 
Kirche  »zur  Heiligen  Dreifaltigkeitc  in  Kronstadt.  Budapest  188L  Gebrüder 
Legrady. 
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gtriechische  —  um  das  bisherige  B^thaus  durch  einen  eigenen  Kir- 
ohenbau  zu  ersetzen.  1785  und  1786  kauften  sie  das  Cronentharsche 
JHaus  und  dessen  Nachbargebäude  am  Rossroarkt  zwecks  Erbauung 
einer  griechischen  Kirche  an  und  schritten  bei  dem  Magistrat  um  die 
Iiiezu  uothwendige  Erlaubniss  ein.  Als  das  erste  Ansuchen,  welches 
von  den  vier  Hauptspendern  des  Kirchenbaues  unterzeichnet  war, 
von  dem ,  Magistrat  mit  der  Bemerkung  zurückgewiesen  wurde,  dass 
vier  Menschen  noch  keiner  Kirche  bedurften,  erfolgte  erneuertes  An- 
suchen mit  zahlreichen  Unterschriften,  unter  denen  sich  wohl  auch 
einige  Namen  T>wallachischer€  Käufleute  der  innern  Stadt  befanden. 
JDoch  erUärten  diese  von  vorneherein^  Jede  Beitragsleistung  für  den 
JSau  und  die  Erhaltung  der  Kirche  zu  verweigern  und  mussten  die 
vier  griechischen  6esuchsteller :  Dsanly^  Dima^  Michael  vini  Stefanos 
mittels  Revers  vor  Ertheilung  der  BaubewilliguTig  erklären :  dass  sie 
^Niemanden  mit  Sammlungen^  und  Steuern  belästigen  würden. 

Am  14.  Juni  1786  ertheilte  der  Kronstädter  Magistrat  die  Be- 
reinigung zum  Bau  einer  griechischen  Kirche  mit  genauer  ^Präci- 
sirung  des  Bauplatzes  den  vier  obengenannten  GMechen. 

Die  Sammlungen  für  die  Kirche  hatten  schon  vorher  die 
Summe  von  13,000  ungarischen  Gulden  erreicht.  Die  Spender  waren 
ausschliesslich  Griechen:  Panajot  Nica,  Eustatios,  Dsanly^  Dima, 
Stefanos,  Michael,  Kalfovits.  Mit  Ausnahme  des  Nica  waren  sämmt* 
liche  Genannte  Bwr^fergfiechen. 

Der  Ankauf  der  beiden  Häuser  am  Rossmarkt  hatte  8210  fl. 
erfordert.  1787  stand  di«  Kirche  schon '  vollendet  da.  Der  Bau 
kostete  7427  fl.  -—  Die  noch  erforderlichen  1798  fl.  waren  von  den 
anderen  griechischen  Kaufleuten  und  durchreisenden  Griechen  in 
kleineren  freiwilligen  Beträgen  aufgesammelt  worden.  Die  ange- 
kauften Realitäten  der  griechischen  Kirchengemeinde  wurden  gruud- 
bücherlich  verbucht  und  sind  auch  heute  auf  den  Namen  der  Kron- 
städter griechischen  Kirchengemeinde  »zur  heiligen  Dreitaltigkeit« 
intabulirt. 

So  war  denn  diese  Kirche  auf  Grundlage  der  den  vier  Griechen 
ertheilten  ^Baubewilligung ,  auf  dem  mit  griechischem  Geld  durch 
Griechen  und  für  die  geplante  national-griechische  Kirche  ange- 
kauften Privatgrunde  und  endlich  vollständig  aus  griechischen  Q^IA- 
mittein  erbaut  worden  und  es  hatte  ihre  Erbauung  überhaupt  von 
der  Absicht  den  Anstoss  bekommen,  dass  sie  an  Stelle  der  alten 
Miethkapelle  der  griechischen  Compagnie  trete  und  dass  in  derselben 
die  Religionsübung  nach  den  alten  Privilegien  der  »privilegirten 
griechischen  Handelscompagnie«  erfolge.« 


■ '  ^-^ 
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1788  Würde  die  neue  Kirche  von  dem  alten  griechischen  Geist- 
licheo  der  griechischen  Compagnie  Ghristophoros  Demeter  geweiht 
1790  das  alte  Bethans  der  griechischen  Compagnie  für  immer  ge- 
schlossen. Bürgergriechen  nnd  Gompagniegriechen ,  anfangs  mit- 
einander wegen  der  Suprematie  im  Streite,  einigten  sieh  durch  die 
»pnncta  complanationisc  dahin,  dass  Eigenthnms-  nnd  Patronatsrecht 
zn  gleichen  Tbeilen  so  gut  den  Bnrgergriechen  als  den  Gompagnie- 
griechen zustehe.  Demnach  wurde  auch  die  Verwaltung  des  Kirchen- 
vermögens einem  aus  Bnrgergriechen  nnd  Gompagniegriechen  gleich- 
massig  zusammengesetzten  Guratorinm  übertragen. 

Dass  die /rumänischen  Kanfieute  und  Professionisten ,  welche 
in  spärlicher  Anzahl  in  der  innem  Stadt  wohnten,  den  griechischen 
Gottesdienst  im  Bethause  der  griechischen  Handelscorops^nie  nnd 
nadiher  auch  in  der  griechischeu  Kirche  am  Rossmarkt  gerne  be- 
sucht haben  mögen  und  dass  von  Seiten  der  Griechen  hiegegen 
schon  ans  christlicher  Duldsamkeit  nichts  eingewendet  wurde  —  ist 
wohl  nicht  zu  bezweifeln.  Dass  aber  die  Rumänen  damals  schon 
irgend  welchen  Anspruch  auf  die  griechische  Kirche  sei  es  in  sprtich- 
licher  Hinsicht,  sei  es  in  Beziehung  auf  EigenthumS'  und  Verwcd" 
^Mft^^echt  des  Kirchenvermögens  erhoben  hätten,  ist  nicht  nachzu- 
weisen und  auch  nicht  vorgekommen. 

Vielmehr  erfolgte  der  erste  Eingriff  in  die  Rechte  der  griechi- 
schen Kirchengemeinde  von  Seiten  des  rufnänisi^ien  Bischofs  ^  dem 
diese  in  spirituaiibus  et  disciplinaribus  untergeordnet  war.  Es  ord- 
nete zuerst  der  Bischof  Adamovits  1789  an ,.  dass  an  der  griechi- 
schen Kirche  neben  den  an  derselben  bisher  allein  angestellt  ge- 
wesenen griechischen  Geistlichen  auch  ein  rumänischer  Hilfsgeist- 
licher zur  Besorgung  des  Gottesdienstes  in  rumänischer  Sprache  an- 
gestellt, und  datss  hinl^ünftig  bei  dem  Gottesdienste  auf  der  rechten 
Seite  der  Kirche  griechisch  und  auf  der  linken  Seite  rumänisch  ge- 
sungen werden  solle. 

So  sehr  auch  die  Griechen  untereinander  noch  immer  uneinig 
waren,  erkannten  sie  dennoch  die  Tragweite  dieser  Anordungen  und 
suchten  ihr  Recht.  Das  Ländesgubernium  entsendete  unter  Leitung 
des  Grafen  Pranz  Nemes  eine  üntersuchungscommission.  Das  war 
die  erste  Untersuchung.  Nach  ihr  folgten  im  Verlaufe  des  Streites 
noch  viele.  Es  wurden  immer  neue  Untersuchungsoperate  auf  die 
alten  gehäuft  —  sie  sind  mit  dem  beigegebenen  Urkunden-  und  Bei- 
lagenmaterial zu  einem  ganzen  Berge  angewachsen  —  und^doch  ist, 
so  scheint  es,  noch  keine  juristisch-kritische  Sichtung  des  überreich 
vorhandenen  geschichtlichen  Stoffes,  noch  keine  Herausschälung  des 
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als  positive  Wahrheit  und  als  unanfechtbares  Recht  darin  Vergra- 
benen zu  Staude  gebracht  worden,  denn  sonst  hätte  der  unaufhör- 
liche Streit  schon  längst  endgiltig  beigelegt  und  jeder  Wiederauf- 
nahme desselben  für  immer  ein  Riegel  vorgeschoben  sein  müssen. 
Soffen  wir,  dass  nunmehr  an  massgebender  Stelle  nicht  fehlen  wird 
die  constans  et  perpetua  völuntas  jus  suum  cuique  tribuendil 

Jene  1790  von  Franz  Nemes  durchgeführte  Untersuchung  — 
die  vier  noch  lebenden  Wohlthäter  der  Kirche  wurden  besonders 
vernommen  —  hatte  an  höchster  Stelle  zur  Erkenntniss  geführt, 
dass  die  neue  Kirche  an  die  Stelle  der  alten  Kapelle  der  privilegirten 
griechischen  Gompagnie  getreten  und  somit  deren  Rechtsnachfolgerin 
im  Besitze  und  Genüsse  der  Privilegien  und  Beneflcien  geworden  — 
kurz,  dass  in  Bezug  auf  die  ihr  zustehende  Summe  von  Rechten  die 
neue  griechische  Kirche  vollkommen  identisch  sei  mit  der  nun  für 
immer  geschlossenen  Kapelle  der  Gompagnie.  Diese  Ansicht,  nieder- 
gelegt in  der  Hofverordnung  vom  17.  April  1790,  wurde  auch  von 
dem  siebenbürgischen  Landtag  am  2.  October  1792  sunktionirt,  in- 
dem er  dem  rumänischen  Bischof  gegenüber  den  Beschluss  aus* 
sprach:  dass  die  Qriechen  die  neue  griechische  Kirche  mit  ganz 
denselben  Rechten  und  Privilegien  besitzen,  mit  welchen  sie  die 
Kapelle  besessen  haben!  Die  griechische  Kirche  am  Rossmarkt  in 
Kronstadt  war  somit  als  eine  national-griechische  anerkannt. 

Aber  der  Bischof  Adamovits  ruhte  nicht.  Trotz  der  Hofver- 
ordnung von  1790  hatte  er  einen  rumänischen  Geistlichen  an  die 
griechische  Kirche  gebracht  und  trotz  des  Landtagsbeschlusses  von 
1792  den  Griechen  neuen  Stoff  zu  schweren  Anklagen  gegen  ihn  ge- 
geben. 1795  entsendete  das  Landesgubernium  eine  neue  Commission.  Die 
vier  Wohlthäter,  insbesondere  P.  Nica  wurden  wieder  vernommen. 
Die  Entscheidung  erfolgte  unter  dem  30.  September  1796  (Z.  3069). 
Das  Rescript  des  Kaisers  Franz  L,  im  gesetzmässigen  Wege  erflossen, 
befriedigte  die  Gründer  und  Wohlthäter  der  Kirche  so  sehr,  dass 
sie  sich  zu  weiteren  namhaften  Stiftungen  an  die  Kirche  bewogen 
sahen.  Das  Rescript  bildete  in  der  That  seither  das  Grundgesetz 
der  griechischen  Kirche  und  bewirkte  deren  endgiltige  Gonstitutiou. 
D^rin  wurde  vor  allem  Andern  erklärt: 

Punkt  I.  Da  die  griechische  Kirche  in  Kronstadt  durch  die 
Griechen  und  auf  ihre  Kosten  erbaut  wurde,  so  folgt  daraus,  dass 
dieselbe  den  Griechen  ohne  Unterschied,  ob  sie  der  griechischen  Gom- 
pagnie angehören  oder  nicht,  als  Eigenthum  zugehört  und  dazu  be- 
stimmt ist,  dass  die  Ghiecheti  darin  nach  ihrem  Gebrauche  den 
Gottesdienst  ausäbei;!. 
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Pnnkt  3.  Die  Griechen  können  sich  ihren  Pfarrer  mit  8tim- 
menmehrheit  der  Mitglieder  der  griechischen  Kirchengemeinde  wählen. 
Zur  definitiven  Anstellung  ist  die  Allerhöchste  Bewilligang  einzn- 
holen.  Die  Anstellung  eines  ^tvällachischem  Pfarrers  an  dieser 
Kirche  ist  um  so  weniger  nothwendig,  als  die  » Wallachen  c  sowohl 
in  der  oberen  Vorstadt,  als  auch  in  der  Altstadt  mit  Kirchen  und 
Pfarrern  hinlänglich  versehen  sind. 

Damit  jedoch  den  in  der  innern  Stadt  befindlichen  »Wallachenc 
grössere  Bequemlichkeit  geboten  sei,  so  solle  in  dieser  Kirche  ao 
jedem  Sonn-  und  Feiertage  durch  einen  etwa  freiwillig  sich  dazu 
erbietenden  Obervorstädter  wallachischen  Geistlichen  auch  in  wal- 
lachischer Sprache  Gottesdienst  gehalten  werden,  da  die  Qriechen 
dies  aus  christlicher  Duldsamkeit  zu  gestattet!   sich   erboten  haben. 

Punkt  4.  regulirte  das  Yerhältniss  der  griechischen  Kirchen- 
gemeinde zu  dem  jeweiligen  griechisch -nichtunirten  Bischof  ,von 
Siebenbürgen,  welchem  die  Gemeinde  und  deren  Seelsorger  in 
spiritualibus  und  betreffs  des  Pfarrers  auch  in  disciplinaribus 
untersteht* 

Die  Punkte  5—7.  enthielten  Normen  für  Vertretung  und  Ver- 
waltung der  griechischen  Kirche. 

Punkt  8.  gestattete  die  Errichtung  einer  von  Pajanot  H.  Nica 
fundirten  griechischen  Schule  in  Kronstadt.  Oberaufsicht  über  die 
Schule  und  Einsichtnahme  in  die  jährlichen  Rechnungen  werden 
dem  Landesgubernium  vorbehalten. 

Das  Allerhöchste  Beseript  anerkannte  und  bestätigte  demnach 
den  noMonSfr^griechischen  Charakter  der  »heiligen  Dreifaltigkeits- 
kirchec  und  der  ihr  zugehörigen  Kirchengemeinde,  wies  die  Ver- 
waltung und  Vertretung  dieser  Kirche  ausschliesslich  den  Griechen 
zu  und  gestattete  ihnen  —  ein  offenbarer  Beweis,  dass  Kirche  und 
Kirchengemeinde  national-griechisch  sind!  — -  auch  die  Errichtung 
einer  iiationaH-griechischen  Schule! 

Und  der  »wallachische«. Bischof  ^(Jafuomte.^  Unter  demselben 
Datum  und  unter  derselben  Zahl  mit  dem  hohen  Beseript  wurde  der 
Nachlass  des  inzwischen  verstorbenen  Adamovits  in  den  Ersatz  der 
Kosten  der  letzten  Untersuchungscommission  verurtheilt. 

Die  »wailachischen«  Geistlichen  der  oberen  Vorstadt  fanden 
wohl  keine  Müsse  dazu,  von  der  ihnen  mittelst  Beseript  gestatteten 
und  von  der  Duldsamkeit  der  Griechen  eingeräumten  Erlaubniss,  in 
wallachischer  Sprache  Gottesdienste  *  zu  veranstalten^  Gebrauch  zu 
machen.  Denn  nie  hat  einer  sich  dazu  freiwillig  gemeldet.  Unter 
dem  Schutze  jener  durch  das  h.  Beseript  1796  erneuerten  Privilegien 


Die  Rechtslage  der  Kronstädter  Griechen,  417 

3ntwickelte  sich  die  griechische  Kircbengemeinde  nun  eine  Zeit  lang 
in  ungestöi'tem  Frieden.  Eine  grosse  Anzahl  ausgiebiger  Stiftungen 
fiel  der  Kirche  zu.  Panajot  Nica,  Demetro  Petru,  Fürst  Brankovan, 
Dr.  Eleva,  fladsi  Bussel,  Nicola  Mandradsioglu  u.  A.  widmeten  grosse 
Summen  für  Kirchen-  und  Schulzwecke,  ffir  Armen  etc.  Die  mei- 
sten dieser  Stiftungen  ruhen  auf  der  Voraussetzung,  dass  die  grie- 
chische Kirche  zur  heiligen  Dreifaltigkeit  und  deren  Kirchenge- 
meinde  ihren  national-ffriechisehen  Charakter  behalten,  widrigenfalls 
sie  nach  testamentarischer  Verfügung  dieser  Kirche  entzogen  und  dort- 
hin zugewendet  werden,  ^wo  Griechen  sind  und  eine  Schule  be- 
nöthigen.« 

Als  des  Bischofs  Adamovits  Nachfolger,  Basilius  Moga,  neue 
Angriffe  auf  das  Recht  der  Griechen  machte  und  einen  wallacliischen 
Geistlichen  an  der  Kirche  der  Griechen  anstellen  wollte  ^  wies  man 
ihn  durch  den  Hinweis  auf  das  a.  h.  Rescript  von  1796  ab. 

Mit  dem  J.  1820  trat  der  Streit  um  die  griechische  Kirche  in 
eine  neue  Phase.    Auf  Anstiften  der  Bischöfe  und  nach  deren  In- 
struction,  nicht  etwa  aus  eigener  Initiative  petitionirten  die  Kron- 
städter  Rumänen,   es  möge   ihnen  gestattet  werden,    neben  dem 
griechischen  Pfarrer  einen  durch   sie  zu   erwählenden   rumänischen 
Seelsorger  zur  Verrichtung  gottesdienstlicher  Functionen  in  rumäni- 
scher Sprache  anzustellen.     Dabei  argnmentirten  sie  so:  Das  a.  h. 
Rescript  unterscheide  griechische  Compagnie  und  cives  graecL   Cives 
graed  sei  aber  doch  nur  4-hhürisung  für  cives  graeci  rltus,  bezeichne 
also  im  Unterschied  0u  den  nationalen  Griechen  der  Compagnie  alle 
Bürger  der  innem   Stadt  griechisch-orientalischen  Bekenntnisses; 
und  da  nun  nach  de/n  puncta  complanaiionis  die  Vertretung  und  Ver- 
waltung der  Kirche  zur  heiligen  Dreifaltigkeit  den  Gompagniegriechen 
und  den  cives  graeci  zu  gleichen  Theüen  gleichmässig  zustehe^   so 
sei  kein  Zweifel  daran  ^  dass   die   Bumänen  der  innern  Stadt  das 
Becht  mitztibesitzen  und  mitzuverwalten  hätten! 

Dieses  Argument  trat  zuerst  1820  auf.  Seither  ist  es  immer 
wieder  erneuert  worden  und  ist  bis  auf  diesen  Tag  die  einzige 
Stütze  der  rumänischen  Ansprüche  auf  den  Mitbesitz  der  gfiechi- 
sohen  Kirche. 

Es  ist  wohl  nicht  nöthig  noch  daran  zu  erinnern,  dass  in  der 
lateinischen  ürkundensprache  des  vorigen  und  dieses  Jahrhunderts 
die  Zusammensetzung  des  Wortes  cives  mit  der  Confession  oder  dem 
ritus  überhaupt  nicht  bräuchlich  ^  vielmehr  ganz  andere  termini  üb- 
lich waren.  Der  besonnene  Mann  wird  sich  durch  derlei  Fabeln 
nicht  beirren  lassen.    Allerdings  scheute  sich   der   Herr   Cultusmi- 

Archiv  für  Kirchenrecht.  XLVII.  27 


418  DU  Hechtslage  der  Kronsiädter  Griechen» 

nister  mcbt^  in  der  Sitzung  des  ungarischen  Reichstages  am.  31 .  Mai 
1881  offen  zu  gestehen ,  dass  »politische  Strömungen«  oft  and  oft 
die  Entscheidungen  in  dieser  griechischen  Streitfrage  beeinfiosst 
haben !  . 

Das  war  im  Jahre  1820  jedoch  noch  nidit  der  Fall.  Denn 
das  hohe  Landesgtsbemium  wies  die  Rumänen  mü  ihren  unmotivirkn 
Forderungen  nicht  nur  ab^  sondern  legte  ihnen  für  den  Fäll  noch- 
maliger Klage  und  nochmaligen  Processirem  unter  Androhung  des 
Kostenersaizes  ewiges  Stülschivcigen  auf. 

Indess  Hessen  sich  die  Rumänen  durch  solche  Rechtsent- 
scheiJungen  nicht  irre  machen.  Immer,  wenn  ihr  Oberster  die  6e> 
legenheit  günstig  gekommen  glaubte,  erneuerten  sie  die  Petition  und 
zwar  immer  deutlicher  immer  zudringlicher.  Die  ^rdernng  ge- 
meinsamen Besitzes  und  gemeinsamer  Verwaltung,  1820  nur  ver- 
hüllt  angedeutet,  wurde  in-  den  vierziger  und  in  den  fünfziger  Jahren 
immer  energischer  uusgesprocbeo. 

Jedesmal  aber  wurden  die  Rumänen  unter  Hinweis  auf  das  h. 
k.  Rescript  aus  1796  abgewiesen.  Das  geschieht  sogar  1860  von 
Seiten  der  k.  k.  österreichischen  Regierung,  obwohl  der  rumänische 
Erzbischof  Siaguna  bekanntlich  einer  der  eifrigsten  Schleppträger  des 
Bach'schen  Systemes  war. 

Die  Rumänen  hatten  im  Stillen  wohl  schon  längst  anf  die  Er- 
füllung ihres  Wunsches  verzichtet.  Denn  1833  wurde  ihnen  von 
dem  h.  Gubernium  die  1820  erbetene  Erla^ubniss  «in  eigenes  rumäni- 
sches Bethaus  in  der  innern  Stadt  einzurichten  gewährt.  In  dein 
der  »rumänischen  griechisch-orientalischen  Kirchengemeinde  (innere 
Stadt)«  intabulirten  Oebäude  auf  der  Kornzeile  wird  das  Bethans 
»zu  Maria  Himmelfahrtc  eingmchtet. 

Aber  Bischof  Siag^may  gab  die  Sache,  in  der  seine  Vorgänger 
mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  Niederlagen,  erlitten  hatten ,  nicht 
auf.  Er  entfernte  1857  ohne  viele  Verhörsproeedur  den  griechischen 
Qeistlichen  der  Kirche  znr  heiligen  Dreifaltigkeit  Zur  »provisori- 
schen« Besorgung  des  Gottesdienstes  bis  die  griechische  Genaeinde 
im  Sinne  der  noeh  von  der  griechischen  Compagnie  sich  hersefarei- 
benden  Privilegien  einen  neuen  geeigneten  griechischen  Priester  zar 
Verleihung  der  Benedi<^ion  präsentiren  werde,  setzte  Siaguna  den 
rumänischen  Pfarrer  Bainlesou  ein,  allerdings  mit  dem  Aufkrag,  dass 
er  sich  die  griechische  Sprache  möglichst  bald  aneigne..  • 

Die  griechische  Gemeinde  protestirte.  Doch  die  k.  k.  Statt- 
balterei  antwortet  den  Griechen  abschlägig.  Siaguna  best(afte  die 
renitenten  Griechen,  indem  er  ihre  Kirche  mit  dem  Interdict  belegte. 
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Siagana  verweiger..^  nach  einander  zwei  griechischen  Mönchen,  welche 
ihm  von  der  griechischen  Gemeinde  zur  Ertheilang  der  Pfarr-Jaris- 
diciion  vorgeschlagen  wurden,  die  Benediction.  Siaguna  liess  nach 
dem  Tode  des  betreffenden  Geistlichen  (1866)  das  rumänische  Bet- 
haus auf  der  Kornzeile  1868  schliessen,  indem  er  den  Gemeinde- 
Angehörigen  bedeutete,  sie  möchten  sich  zur  heiligen  Dreifaltigkeits- 
kirche halten.  Siaguna  ging  noch  weiter  und  setzte  als  nunmehriger 
Erzbischof  gleichzeitig  alle  Bestimmungen  des  a.  h.  Rescriptes  von 
1796  ausser  Kraft.    Er  bestimmte:  m 

1.  Dass  für  die  Zukunft  die  »zur  heiligen  Dreifaltigkeit«  be- 
nannte griechische  Kirche  und  Schule  und  das  Vermögen  derselben 
gemeinschaßliches  Eigenthum  der  Griechen  und  Rumänen  sei; 

2.  dass  zwei  Seelsorger  an  dieser  Kirche  angestellt  sein  sollen, 
ein  griechischer  und  ein  rumänischer,  welche  den  Gottesdienst  auf 
Grundlage  der  Gleichberechtigung  abwechselnd  eine  Woche  griechisch, 
die  andere  Woche  rumänisch  abzuhalten  verpflichtet  seien; 

3.  in  der  Schule  seien  griechische  und  rumänische  Lehrer  an- 
zustellen abermals  auf  Grundlage  der  Gleichberechtigung  und  in  der 
Kirche  griechische  und  rumänische  Cantoren  und  Diener. 

4.  Die  Oaratorm%  sollen  in  gleicher  Anzahl  den  Griechen  und 
den  Bumänen  entnommen  sein,  und  von  den  eigenen  Nationsgenossen 
gewählt  werden, 

5.  Die  Geburtsmatrikeln  sollen  in  leiden  Sprachen  gefuhrt 
werden.   ' 

Solche  Sprache  führte  die  Gewalt.  Jede  Schüchternheit  war 
beseitigt. 

Die  Griechen  protestirten ,  wendeten  sich  gleichzeitig  an  die 
siebenbürgische  Begierungsbehörde  und  an  das  Gultusministerium. 
Dafar  traf  sie  Siagnna's  InterdicL  Die  Kirche  wurde  am  20.  März 
1868  geschlossen,  merkwürdiger  Weise  auch  far  die  »nach  dem  Grund- 
satz der  Paritätc  zu  derselben  gehörigen  Bumänen  l  Jedoch  ,  ohne 
Zweifel  unter  dem  Einflüsse  des  Ministeriums,  liess  sich  Siaguna 
herbei,  im  Juli  1868  das  Interdict  aufzuheben  und  bis  zur  defini- 
tiven Entscheidung  der  Verhältnisse  einen  in  acht  Funkten  ent- 
wickelten modus  vivendi  provisorisch  festzusetzen. 

Der  einst  provisorisch  »zum  administrirendgn  Pf^rrerstellver- 
.  treterc  eingesetzte  Baiulescu  wurde  in  seiner  Stelle  »»provisorisch«« 
weiter  fort  belassen,  obschon  inzwischen  ein  heuer  griechischer  Geist- 
licher Dositheos  Georgios  von  Siaguna  mit  der  Benediction  verseben 
war.    Der   Gottesdienst  soUie  hinfort  ungestört  durch  zwei  Pfarrer 
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abwechselnd   in   griechischer   and   rumänischer  Sprache   nach    dem 
Grundsatz  der  Oleichberechtigung  stattfinden. 

Dieser  »modus  vivendi«  wurde  von  dem  Ministerium  för  Cultas 
und  Unterricht  trotx  gegentheiligen  Gutachtens  des  h.  siebenbürgi- 
sehen  Gubernrums  und  trotz  klaren  Wortlautes  des  9.  Gesetzartikels 
d.  J.  1868  anerkannt,  allerdings  mit  der,  höchst  bedeutenden  Klausel, 
dass  die  Verfügung  des  erzbischöflichen  Consistoriums  kein  R-d- 
judiz  für  die  gesetzliche  Entscheidung  der  Sache  bilden  und  in 
jeder  Hinsicht  nur  eine  proviserische  Bedeutung  für  die  2kikunft 
haben  sötte. 

Das  Ministerium  behielt  sich  also  eine  endgiltige  Entscheidung 
vor.  Was  that  nun  aber  nach  provisorischer  Genehmigung  der  pro- 
visorischen Verfügung  des  erzbischöflichen  Consistoriums  das  Mini- 
sterium zur  ^erbeiführung  definitiver  Verhältnisse  ? 

Im  Mai  des  Jahres  1868  hatte  der  ungarische  Reichstag  den 
IX.  Gesetzartikel  geschaffen  und  in  demselben  auch  den  §.  9:  »Die 
Gläubigen  griechisch-orientalischer  Religion  weder  serbischer,  noch 
rumänischer  Nationalität  werden  auch  fernerhin  in  alV  jenen  Rechten 
belassen,  welche  sie  mit  selbstständiger  Erledigung  ihrer  Kirchenge- 
meinde- und  Schulangelegenheiten  in  der  freien  Benützung  ihrer 
Kirchensprache,  so  auch  in  der  Verwaltung  ihres  Kirchen gemeinde- 
Vermögens  und  ihrer  Stiftungen  bisher  ausgeübt  haben.« 

Obzwar  nun  der  Wortlaut  dieses  Paragraphs  an  sich  schon 
klar  ist  und  die  Kronstädter  griechische  Kirche 'als  eine  national- 
griechische in  ihren  altüberlieferten  Rechten  schützt  und  erhält,  so 
wird  dessen  Bedeutung  noch  deutlicher,  wenn  man  aus  den  Reiehs- 
tagsverhandlungen  (224.'— 226.  Sitzung  1868)  ersieht,  dass  er  mit 
speciellster  Rücksicht  auf  die  Kronstädter  Griechen  geschaffen  wor- 
den. Denn  Siaguna's  Vorgehen  hatte  allgemeine  Entrüstung  im 
Lande  hervorgerufen. 

Um  nun  auf  Grundlage  dieses  Gesetzes  eine  definitive  Ent- 
scheidung in  die  griechischen  Verhältnisse  zu  bringen,  entsandte  das 
hohe  Cujtusministerium  1868  eine  Untersuchungscommission  —  es 
ist  dies  die  letzte  Commission  in  dieser  Angelegenheit  —  unter  der 
Leitung  des  damaligen  Oberkönigsrichters  des  Aranyoser  Stuhles 
Gregor  v.  Beldi  nach  Kronstadt. 

Nach  gründlichem  Studium  der  Rechtslage  sprach  Beldi  seine 
wohlbegründete  Ansicht  also  aus :  "»dass  die  Kronstädter  griechische 
Kirche  'i^zwr  heiligen  Dreifaltigkeit^  eine  nationaUgriechische  und 
nicht  eine  allgemeine  griechisch-orientalische  Kirche  sei  und  somit 
den  Griechen  als  ausschliessliches  Eigenthum  zustehe.^ 
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Trotzdem  überraschte  die  Minist.-Entscheidung  vom  30.  Juli 
1869  als  eine  den  rechtlich  begründeten  Forderungen  der  Griechen 
entgegenwirkende. 

In  dem  ersten  Punkte  nätnlich  ordnete  der  Minister  im  Wider- 
spruche mit  §.  9.  des  IX.  Ges.-Art.  1868  und  mit  Ausserachtlassung 
der  Erklärung  Gregor  v.  B^ldi's  an,  dass  der  Gottesdienst  auch 
weiterhin  in  griechischer  und  rumänischer  Sprache  wöchentlich  ab- 
wechselnd gehalten  werden  und  die  griechische  Kirche  beide  Pfarrer 
mit  gleichem  Gehalte  bezahlen  solle. 

In  dem  zweiten  Pjinkte  dagegen'  wurde  die  Vermögensver- 
waltung ausschliesslich  griechischen  Händen  anvertraut. 

Im  dritten  Punkte  endlich  verfügte  der  Minister,  dass  die  ßech- 
nungen,  welche  bis  dahin  den  politischen  Behörden  eingesendet  wor- 
den waren,  in  Zukunft  dem  Hermannstädter  erzbiscMflichen  Cori'' 
sistorium  vorzulegen  seien. 

Der  erste  und  der  dritte  Punkt  dieser  Verordnung  verletzten 
natürlich  die  Griechen;  der  erste,  weil  er  eine  zweiundsiebzigjährige 
Ueberlieferung  ausser  Acht  liess,  der  dritte,  weil  er  den  national- 
griechischen Bestand  der  Kirche  und  dadurch  den  Genuss  ihrer 
Stiftungen  gefährdete! 

Wie  konnte  doch  der  damalige  ungar.  Cultusmihister  Frhr 
V.  Eötvös  zu  solch  ungerechter  Entscheidung  kommen  ?  Damals  war 
es  nicht  klar.  1879  wurde  es  durch  einen  Zufall  con.statirt,  dass 
Eötvös  das  Opfer  gemeiner  Intriguen  gewesen.  Untreue  Hände  hatten 
mmlich  in  dem  AMenstoss  das  speciell  für  die  KronstSdter  griechische 
Kirche  editirte  Allerhöchste  Eescript  vom  30,  September  1796  mit 
dem  für  die  Wiener  griechische  Kirche  herausgegebenen  Je,  h,  Rescript 
ddto.  8.  Octöber  1796  vertauscht  Mit  Erlanbniss  des  Herrn  Cultus- 
ministers  wurde  eifrige  Nachforschung  veranstaltet  und  siehe  da! 
nach  vielen  Mühen  faad  sich  das  k.  Rescript  vom  30.  JSeptember 
1796  in  einer  alten  Aktenkiste  versteckt.  Nunmehr  wird  es  seine 
Beweiskraft  wieder  erlangen! 

Was  ist  denn  für  ein  Unterschied  zwischen  jenen  beiden  Re- 
scripten  ?  ein  sehr  bedeutender.  Denn  während  das  Kronstädter  Re* 
Script  die  Kronstädter  griechische  Kirche  ausdrücklich  für  ein  Eigen- 
thum  der  GmcÄen  erklärt ,  zählt  das  Wieher  Rescript  als  Besitzer 
der  Wiener  griechischen  Kirche  Griechen  und  T^WcMachen^  (»Ma- 
cedo- Wallachen«)  auf. 

So  wurde  Eötvös  getäuscht.  Die  Kronstädter  Griechen  aber 
reichten  gegen  die  ministerielle  Entscheidung  von  1869  eine  Be- 
schwerde, beziehungsweise  eine  Petition  an  den  ungarischen  Reichs- 
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tag  ein  —  die  Bamänen,  sobald  sie  davon  Kenntniss  erfaielteiu 
ebenso.  Die  beiden  Petitionen  wurden  ohne  meritorische  Beachlnss- 
fassnng  1871  von  dem  Reichstag  dem  Cultas-  und  ünterrielits- 
minister  überwiesen  mit  der  Bemerkung,  dass  er  in  seinem  Wirkungs- 
kreise die  gesetzliche  und  endgiltige  Entscheidung  je  früher  her- 
beiführe. 

Zehn  Jahre  hat  die  Sache  geruht.  Erst  1881  —  wohl  m 
Folge  der  Betreibungen  von  Seiten  der  Petenten  —  ist  die  Sadie 
wieder  in  den  Fluss  gekommen.  Das  Resultat  aber  ist  ein  auf  ver- 
kehrten Informationen  beruhender  Ministerialerlass  ddt-o.  20.  Februar 
1881 ,  dem  die  Sequestrirung  des  griechischen  EirchenvermOgeBS  im 
Januar  dieses  Jahres  vorausging. 

Die  im  Namen  Sr.  Majestät  herausgegebene  cit.  Ministorial- 
Verordnung,  Ministerial-Zahl  371/1881,  ddto.  20.  Februar,  forderte 
von  der  griechischen  Kirche  zur  heiligen  Dreifaltigkeit,  beziehungs- 
weise der  griechischen  Kirchengemeinde  in  Kronstadt  jedenfalls  auf 
Grund  falscher  Informationen  und  oberflächlicher  Untersuchung  der 
Streitfrage  u.  A.:    ' 

1.  dass  in  der  durch  72  Jahre  hindurch  als  ausschliessliches 
Eigenthum  der  griechischen  Kirchengemeinde  besessenen  und  be- 
nfitzten Kirche  der  Gottesdienst  abwechselnd  in  einer  Woche  griechisch 
und  in  der  andern  rumänisch  abgehalten  werden  solle; 

2.  dass  aus  dem  zu  dieser  griechischen  Kirche  gehörigen 
Stifkungsvermögen  auch  ein  rumänischer  Geistlicher  und  zwar  mit 
dem  gleichen  Gehalte,  wie  der  eigene  griechische  Geistliche  besoldet 
werden  solle; 

3.  dass  die  Verwaltung  des  KirchenvermQgens  im  engem  Sinne, 
sowie  die  Verwaltung  der  an  der  Kirche  bestehenden  Stiftungen  für 
die  griechische  Schule  und  für  Arme  fortan  dem  von  den  frommen 
Stiftungen  ausschliesslich  betrauten ,  von  der  griechischen  Kirchen- 
gemeinde ausschliesslich  gewählten  Curatorium,  welches  seit  dem 
Jahre  1796  auschliesslich  und  immer  ungestört  die  VertoaUung 
thatsächlich  und  bis  in  die  jüngste  Gegenwart  geführt  hatte^  —  ent- 
zogen und  einer  aus  vier  Griechen  und  vier  Kumänea  zu  bilden- 
den Commission  unter  dem  Vorsitze  eines  durch  den  Gultus- 
und  Unterrichtsminister  zu  ernennenden  Gommissärs  zugewiesen 
sein  solle. 

Solcher  Verfügung,  welche  einer  fast  hundertjährigen  Vergangen- 
heit, welche  den  Rechten  und  Privilegien  ihrer  Kirche  durchaus  Hohn 
sprach,  konnten  die  Griechen  nur  mit  einer  tiefernsten  Gegenvor- 
stellung zu  begegnen  versuchen.    Die  Verordnung  wurde  indess  so- 
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fort  in  Vollzug  gesetzt.  Unter  Vorsitz  des  Ministerial-Coramissärs 
Obergespau  Julius  v.  Szentivänyi  constituirte  sich  die  achtgliedrige, 
provisorische  Vermögens- Verwaltungs-Commission,  in  welche  sogar, 
als  die  Griechen  in  dieselben  einzutreten  naturgemäss  sich  weigerteDy 
als  deren  Stellvertreter  Sachsen  und  Magyaren  berufen  wurden.  Am 
21.  und  26.  Januar  1882  erfolgte  die  Sequestrirung  des  griechi- 
schen Kirchen  Vermögens,  die  Abführung  der  griechischen  Kassen 
in  das  Kconstädter  Gomitatsamt  und  die  gewaltsame-  Erschliessung 
derselben. 

Wohl  will  auch  dieser  Erlass  die  Verhältnisse  nur  vorl&ufig 
regeln  I  und  eine  definitive  Entscheidung  vorbehalten.  Kann  man 
das  aber  einen  modus  vivendi  nennen,  der  nicht  nur  einen  72jährigen 
ungestörten  Rechtsbestand  ignorirt,  sondern  sogar  über  die  im  Jahre 
1868  und  1869  geschaffenen  provisorischen  Bestimmungen  weit  hinaus- 
geht und  den  rumänischen  Prätendenten  Zugeständnisse  bezüglich  der 
Vermöä^ensverwaltung  macht ,  die  sie  selbst  im  Justizwege  —  wel- 
cher Fall  übrigens  unannehmbar  ist  —  nie  ausgiebiger  erlangen 
könnten!  Ist  das  modus  vivendi,  wenn  man  dem  Prätendenten  den 
Genuss  air  seiner  Prätensionen  einräumt,  den  Bedrohten  aber  auch 
seiner  festesten  Eechte  entkleidet? 

Wir  kennen  nicht  annehmen,  dass  der  Herr  Cultusminister 
trotz  seines  obenerwähnten  Geständnisses  am  Vorabende  der  1881er 
^eichstagswahlen  sich  bei  dieser  Entscheidung  ausschliesslich  von 
politischen  Motiven  habe  leiten  lassen.  Vielmehr  -müssen  es  mangel- 
hafte Informationen  gewesen  sein,  die  ihn  einen  verfehlten  Weg  ein- 
schlagen liessen  und  zu  dessen  beharrlicher  Fortsetzung  anspornen. 
Wir  hoffen  zuversichtlich,  dass  es  auf  Grund  des  klaren  und  gesam- 
melten Aktenmateriales  bald  möglich  seil}  wird,  eine  definitive  Re- 
gelung in  den  von  den  rumänischen  Bischöfen  turhirten  Besitzver- 
hältnissen der  Kronstädter  griechischen  Kirche  herbeizuführen. 

Denn  jeder  unparteiische  Richter  wird  aus  dem  vorliegenden 
zum  grossen  Theil  auch  _  veröffentlichten  Akjtenmateriale  erkennen, 
dass  die  griechische  Kirche  :»zur  heiligen  Dreifaltigkeit«  in  Kron- 
stadt nicht  nur  von  Griechen  nüiit  griechischem  Gelde  und  auf  griechi- 
schem Grunde  gebaut  und  erhalten  wurde,  sondern  dass  sie  auch  in 
den  Privilegiengenuss  des  griechischen  Bethauses  der  griechischen 
Handelscompagnie  nachgefolgt  ist ,  dass  sie  nie  eine  allgemeine 
griechisch-orientalische  Gemeindekirch e^  sondern  speciell  eine  national- 
grieschische  Kirche  war  und  ist.  Ebenso  wird  der  unparteiische 
Richter  auch^  erkennen ,  dass  dieser  nationat-griechische  Charakter 
der  Kirche   und  ihrer  Gem^nde  nicht  nur  durch  einen  72jährigen 
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ununterbrochenen  Usus  stillschweigend  sanktionirt,  sondern  auch  dort! 
lautes  Zeugoiss,  unter  Anderem  des  h.  k.  Bescriptes  vom  30.  Sep: 
1796,  durch  §.  9.  des  IX.  Ges.-Art.  vom  Jahre  1868,  ja  sogar  noc: 
durch  den  XXV.  Ges.-Art.  des  Jahres  1881  anerkannt  wird.  Xm 
wurden  die  zahlreichen  Angriffe  der  rumänischen  Bischöfe  bezw.  dt;: 
von  jenen  angeregten  Kronstädter  Bumänen  auf  den  griechiscli 
nationalen  Charakter  der  in  Bede  stehenden  Kirche  stets  ab  unbt- 
gründet  und  ungesetzlich  abgewiesen.  Gegen  den  Ministerial-Erlasi; 
vom  20.  Februar  und  dessen*  gewaltsame  Durchführung  werden  die 
Griechen  den  schwierigen  und  kostspieligen  Bechtsweg  als  Kläger 
beschreiten. 
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XXXII. 

Die  kirchlichen  und  nationalen  Beschwerden  gegen  den 

ungarischen  Mittelschul-Gesetzentwurf. 

/,  Wir  theilten  im  vorigen  Hefte  des  Archivs  S.  311  ff.  die 
eindringliche  Denkschrift  mit,  welche  Cardinal  Haynald  im  Namen 
des  katholischen  Episcopates  gegen  den  genannten  Gesetzentwurf 
richtete.  Zu  der  Stimme  der  Bischöfe  des  römischen  Ritus  gesellte 
sich  das  ernste  Mahnwort  des  MetropolHen  der  griechisch-katho- 
lischen Kirche  nnd  daran  schloss  sich  die  trefflich  begründete  Ver- 
wahrung der  autonomen  Rechte  von  Seiten  des  katholischen  Status 
in  Siebenbürgen,  der  die  gesetzlich  begründete  und  fortgeübte  Auto- 
nomie der  Katholiken  in  Schulsachen  kräftig  vertheidigte.  Gegen  eine 
Anzahl  Artikel  des  »Pester  Lloyd,€  worin  der  kath.  Kirche  in  Ungarn 
das  Eigenthumsrecht  an  den  kath.  Mittelschulen  und  anderen  Fundatio- 
nen abgesprochen  wurde,  schrieb  der  Szathmarer  Bischof  Lar.  Schlauch 
gleichzeitig  im  Lloyd  und  im  kath.  :» Magyar  Allam.«  Die  ungar.  Bear- 
beitung der  Artik.  im  Mag.  Allam  erschien  auch  in  besonderem  Abdruck 
u.  d.  T. :  A  katholikus  älläspont,  a  köz^ptanodäk  k^rd^s^ben.  Budapest 
1882.  21  S.  8. 

IL  Der  einerseits  die  Rechte  und  Interessen  der  katholischen 
Kirche  verletzende ,  dagegen  das  protestantisch-calvinische  Element 
ungebührlich  begünstigende  und  andererseits  gegen  die  sprachliche 
und  nationale  Gleichberechtigung^  in  Ungarn  vertossende  Gesetzent- 
wurf wurde  am  22.  März  1882  von  dem  UnterricJUsausschasse  des 
Abgeordneteiihauses  mit  7  gegen  5  Stimmen  abgdehnt  Die  sieben 
Ausschussmitglieder,  die  gegen  die  Vorlage  stimmten,  sind  die  Auto- 
nomisten  Kovaö  und  Hegedüs ,  die  Sachsen  Baussnern  und  Zay,  der 
Serbe  DimitriaviÖ,  der  Domherr  Miehl  und  der  berühmte  Pädagog 
Baron  Mednyansky.  Eigentlich  war,  wie  man  dem  Wiener  Vater- 
land 1882  Nr.  84  unter  dem  23.  März  aus  Budapest  schrieb ,  mit 
jenem  Gesetzentwurfe  kein  Mensch  zufrieden ,  selbst  der  Minister 
nicht;  denn  er  bekannte  es  (22.  März)  offen,  dass  er  dep  §.  71.  über 
die  Verpflichtung  zur  Ablegung  des  Pröfessorats-Examens  in  unga- 
rischer Sprache  und  die  Vorschrift,  dass  in  allen  Staats-  und  Com- 
munal -Mittelschulen  nur  dje  ungarische  Unterrichtssprache  gebraucht 
werden  dürfe,  —  dass  er  diese  entschieden  chauvinistischen  Bestim- 
mungen nur  auf  Drängen  des  vorjährigen  Unterrichtsausschusses  in 
den  Entwurf,  wo  sie  anfänglich  fehlten ,  aufgenommen  habe.  Die 
übrigen  Interessenten  bekämpften  den  Entwurf  aus  staatsrechtlichen, 
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aas  national-politiscben ,  aus  confesaionellen  and  aas  päda^og^ach- 
didaktischea   Motiven.    Man  ertjickte  nicht  ohne  Hetechügnng  ib 
diesem  Entwürfe  einen  weiteren,  folgenschweren  Schritt  2kUr  Ausdeh- 
nung der  centralisirenden   und  magyarischen  Staatsoronipotena  9    <^i^   i 
schliesslich,  zur  Beseitigung  aller  Autonomie  in  Gemeindea  and  Eir-    | 
eben  und  zur  vCdligen  Verdrängung  der  niohtisiagyaridcteii  Ifofciona- 
litäten   von  dem  Gebiete  höheren  geistigen  Lebens  fuhrea  mfisste. 
Eine   derartige  unhistorische  und   ungesetzliche   Uniformirang   de^ 
stets  polyglotten   ungarischen  Staates  würde  auch  die  Couflaetenz 
dieses  Staates  alteriren  und  Zustände  heraufbeschwören ,  die  ^erad« 
der  aufrichtige  Patriot  ernstlich  vermeiden   muss.    In  dem  Gesetz- 
entwurfe sprach  sich  aber  neben  der  centralistisch-magyarisirenden 
Tendenz  noch  eine  andere  eigenthümliche  Richtung  aus :  wir  meinen 
die  intolerante  Absicht  gegenüber  den   katholischen  Lehranstaltea 
und  die  Bekämpfung  der  autonomen  Stellung  der  katholischen  £[irche 
überhaupt.    Mit  der  Bedrohung^  des  katiiolisohen  Mittelschalwesens 
war  zugleich  das  katholische  Studienvermögen  in  Frage  gestellt  und 
in  weiterer  Linie  w^ar  damit  ein  Angriff  auf  die  Position  der  katho- 
lischen Kirche  in  Ungarn  überhaupt  sigjialisirt. 

Die  Katholiken  Ungarns  haben  zu  keiner  2eit  dem  Staate  die 
unmittelbare  Einsichtnahme  in  ihre  Lehranstalten  oder  die  nothwen- 
dige  Inspection  verweigert.   Sie  wünschen  vielmehr  eine  ausreichende 
staatliche  Schnjanfsicht ;  aber  diese  soll  weder  einseitig  nur  auf  die 
katholischen  Lebrapstalten  Bezug  haben,  noch  aber  die  noth wendigen 
Grenzen  der  Inspection  über;scbreiten  und  in  eine  aUvermog^ide  Al- 
leinherrschaft des  Staates  in  Schulangelegenheiten  ausarten.    Dodi 
sie, besteht  ebenso  fest  und  entschieden  auf  den  eigenen  wohlerwor- 
benen Rechten ,   zu  denen  in  erster  Bei  he  auch  das  blondere ,  im 
katholischen  Geiste  von  kathoU6ch0n  Männern  und  unter  kirchlicher 
Obhut  geleitete   Schulwesen   und  das  ebenso  verwaltete  Schulver- 
mdgen.    Pas  oberste  Patro^at  unseres  a|>ostolischen  Königs  bietet 
allerdings  eine  rechtliche  Gewähr  dafür,  dass  dieser  katholische  Be- 
sitz, auch  furderhin  gewahrt  bleibe.    Um  jedoch  künftigen  Anzwei- 
felungen, Bekätni^ungen  und  Annexionsgelüstdn  für  inrmer  die  W^ 
abzuschneiden ,  erscheint  es  vonnöthen ,   dass ,   gleichwie  in  Sieben- 
bürgen, so  auch  im  eigentlichen  Ungarn  'Ziü:  Leitung  des  katholischen 
Studienweseus  die  »katholische  Studiencommission«  wieder  eingesetzt 
werde.    Nicht .  minder  hat  die  Verwaltung  der  ^  katholischen  Fonds 
und  Stiftungen  in  die  Hände  der  katholischen  Kirche  überzugehen, 
und  endlich  muss  die  Heranbildung ,   Approbirung  und  Bestellimg 
der  Lehrer  au  den  katholischen  Mittelschulen  wieder  voll  o&d  ganz 
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in  den  Wirkungskreis  der  kaibolischen  Kirche  einbezogen  werden, 
damit  nicht  akatliolische  oder  antichristliche  Einflüsse  hier  geltend 
gemacht  werden.  Der  erste  Schritt  war  erfolgreich,  hoffen  wir,  däss 
die  weiteren  xat^  znr  Erlangung  der  obigen  drei  uBerlässlichen  Be- 
dingungen :  katholische  Stndiencommt^sion,  katholische  Fondsverwal- 
tung  tmd  katholiisches  Mittelschullehrer- Seminar  fuhren.  (Vgl.  über 
das  Flroject  der  Gründung  .eines  katholischen  Mittelscbullehrer-Semi- 
nar»  Awhiv  Bd.,  47  S.  320). 

Im  Folgenden  aus  dem  Hermanst.  siebenb.-deutschen  Tagblatt 
vom  17.  und  18.  M&rz  1882  Nr.  2508  f.  die: 

III,  Vorstellung  des  Btasendorfer  griechisch  -  JcathoUscheft  ers'^ 
hischöflichen  Oberconsistoriums  an  das  Abgeordnetenhaus  des  unga- 
rischen Reichstages  gegen  den  von  dem  Gymnasial'  und  Bealschtd" 

Unterricht  handelnden  Geset/sentwurf. 

Hochiobliches  und  Hochgeehrtes  Abgeordnetenhaus! 

Der  Gesetzentwurf,  welcher  sich  auf  den  Gymnasial*  und  Real- 
Schulunterricht  bezieht  und  auf  den  Tisch  des  hochgeehrten  Abge- 
ordnetenhauses zur  Verhandlung  .niedergelegt  worden  ist,  ist  auch 
für  die  katholische  Kirche  des  griechischen  Ritus  sehr  bedenklich; 
denn  obwohl  derselbe  formell  und  nach  dem  äusseren  Schein  iri  alle 
jene  Kategorien  und  charaktermässigen  Gruppirungen  sich  theilt, 
nach  welchen  jene  Lehranstalten  bisher  thiitsächiich  bestanden  und 
vielleichi^  auch  für  die  Zukunft  als  ^Iche ,  mindestens  nach  ihrer 
Entstehunif  betrachtet,  werden  bestehen  gönnen;  so  scheint  es  doch, 
wenn  der  Geist  des  Gesetzentwurfs  in  Betracht  gezogen  wird,  dass 
derselbe  für  die  Zukunft  dem  ünterrichtswesen  eine  von  der  bis« 
herigen  abweichende  Richtung  leihen  und  der  Geschäftsführung  eine 
ganz  andere  Wendung  geben  will,  nachdem  densdben  zwei  solche 
Grundgedanken  durchziehen,  welche  verwirklicht  geeignet  sind,  auf 
dem  Gebiete  des  Mittelschulunterrichtes  mit  der  Zeit  jede  Kategorie 
und  Verschiedenheit  aufzuheben  und  die  genannten  Lehranstalten 
selbst  w^nn  sie  eonfessionellen  und  verschiedennationalen  Ursprungs 
sind,  gleichfönnig  zu  machen  und  bezäglich  des  Unterrichtes  in 
einsprachige  umzuwandeln. 

Der  eine  Grundgedanke  drfickt  sich  in  der  Absicht  aas ,  wor* 
nach  die  Unterrichtsregierung  »unter  dem  Titel  der  Staatsoberauf* 
sieht«  durch  ihre  Organe  dahin  wirken  könne,  alle  Mittelschulan- 
stalten des  Landes  und  auch  diese  Lehranstalten  der  ReHgionsge- 
nossenschaften  ihrem,  eigenen  Einfliisse  zu  unterwerfen  und  davon 
definitiv  abhängig  zu  machen. 
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Wer  den  Gesetzentwurf  unbefangen  und  mit  eingehender  Auf- 
merksamkeit liest,  kann  sich  ?ou  der  Richtigkeit  dieser  Behauptung' 
leicht  überzeugen;    denn   er   mag  entweder  jene   Grandsatze  be- 
urtheilen,  welche  sich  auf  die  Organisation  der  confessionelleii  Mit- 
telschulen und  die  Behandlung  des  Schulwesens  beziehen ,  oder  jene 
Bestimmungen  durchlesen,  welche  deren  LehrpUne  und  Lehrbücher 
einschränken,  sowie  die  Lehrkräfte,  deren  Ausbildung  und  Thatigkeit 
behandeln;   so  kann  er  klar  einsehen,   dass  nach  diesem  Gesetzent- 
würfe  jene  Selbstständigkeit  der  Beligionsgenossenschaften  ,    welche 
ihnen   als   selbstständigen   Corporationen   gegenüber  ihren    eigenen 
Kirchen  und  Schulen,  welche  deren  als  confessionellen  Eörperschafteo 
Existenzerfordernisse  sind,   auch  schon  naturgemäss  zukommt ^   und 
welche  auch  bezüglich  der  katholischen  Kirche  seit  deren  Bestand 
Jahrhunderte  hindurch  stets  anerkannt  wai*,  nur  so  leichthin  ausser 
Acht  gelassen  wird,  und  dass  deren  Autonomie^  deren  Beruf  es  ist, 
die  Lehranstalten  der  Confessionen  als  deren  eigene  Schdpfiingen  und 
eigene  Institutionen  unter  ihrer  Leitung  und  ausschliesslichen  Ver- 
fügung zu  halten,  grossentheils  gelähmt,  beinahe  illusorisch  gemacht  ist. 

So  gestattet,  ja  verordnet  der  fragliche  Gesetzentwurf,  dass 
die  Cnterrichtsregierung  durch  ihre  eigenen  Organe  auf  alle  Lebens- 
äusserungen  öffentlichen  Charakters  der  Mittelschullehranstalten  der 
Beligionsgenossenschaften  Einfluss  übe  derart,  dass  die  Lehrthätigkeit 
dieser  Unterrichtsanstalten  nicht  nur  in  jeder  Sichtung  und  beinahe 
auf  jeden  Schritt  dem  Minister  für  Gultus  und  Unterricht  anzuzeigen 
ist;  sondern  dieser  zugleich  dazu  ermächtigt  wird  ,  auch  bei  deu 
allervitalsten  Akten  jener  Lehranstalten  durch  seine  eigenen  Com- 
missäre  und  Unterrichtsdirectoren  mitzuwirken ;  ja  es  wird  die  Mög- 
lichkeit des  ferneren  Bestandes  oder  die  Aufhebung  dieser  Lehran- 
stalten grossentheils  von  dem  Urtheile,  von  dem  discretionären  Gut- 
achten um  nicht  zu  sagen  vom  Belieben  der  staatlichen  Unter- 
richtsorgane abhängig  gemacht. 

Alles  dies  aber  steht  im  Widerspruche  mit  den  Erklärungen 
mehrerer  internationaler  Urkunden  und  Verträge,  so  auch  mit  dem 
Inhalte  des  vom  28.  Juni  1686  datirten  Wiener  Vertrages ,  durch 
welchen  das  damalige  Verhältniss  Siebenbürgens  zu  Oesterreich  und 
üngarir  festgeseszt  wurde.  Diese  Urkunde  sagt  im  6^  ^Punkte  Fol- 
gendes: »Nee  allaborabit  (Sua  Majestas)  in  templorum,  scholarum, 
parochiarum  proventuumque  et  bonorum  eorum  occupatione.«  Aehn- 
lich  äussert  sich  auch  das  Diplom  des  Kaisers  und  Königs  Leopold 
vom  4.  Dezember  1691,  welches  unter  Anderem  dieses  enthält:  >In 
causa  receptarum  ibidem  religionum,  templorum,  scholaram  ,  paro- 
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chiaxum,  qnae  ibi  nunc  exstant,  nihil  alterabitur,  contradictionibus 
quibuscunque  sivösacri,  sive  profani  ordinis  nihil  unqüam  in  con- 
trariuna  valenübas.«  Und  doch:  welch'  grosse  »alteratio«  ist  in 
Air  diesem  das,  was  der  Gesetzentwurf  in  Aussicht  stdlt! 

-  Damit  aber  die  Veränderung,  welche  für  die  Lehranstalten  der 
Keligionsgenossenschafteh  von  verhäognissvollem  Ausgange  sein  kann, 
aus  gesetzlichem  Titel  für  uhantechtbar  gehalten  werden  könne,  wird 
deren  Durchführung  unter  dem  Schilde  des  Oberaufsichtsrechtes  der 
Staatsgewalt  bezweckt;  doch  ist  dasselbe  in  solchem  Masse  in  Aus- 
sicht gestellt,  dass  es  ehcfr  Tutel  als  Oberaufsicht  genannt  werden 
kann ;  und  in  solchem  Umfange  ins  Werk  gesetzt,  wie  es  beantragt 
wird,  würde  es  gegenüber  den  Glaubensgenossenschaften  den  Verdacht 
grossen  Misstrauens  verrathen. 

Indem  auf  diese  Art  der  Gesetzentwurf  einerseits  von  den 
Glaubeiisgenossenschaften  gleichsam  voraussetzt,  dass  dieselben  nicht 
fähig  sind,  das  Schulwesen  zweckmässig  zu  behandeln.  Umfang  und 
Mass  der  zu  lehrenden  Kenntnisse  festzustellen,  ohne  die  von  Seiten 
des  ünterrichtsministers  aufzustellenden  Schranken;,  setzt  derselbe 
von  ihnen  andererseits  auch  das  voraus,  dass  sie  Unterrichtsansalten 
mit  gehörig  qualifizirten  und  sachverständigen  Lehrkräften  nicht  er- 
richten können ,  wenn  dieselben  nicht  an  dem  nach  Anordnung  des- 
Gesetzentwurfes  zu  errichtenden  Professorenbildungslehrkurse  ausge- 
bildet werden. 

Was  für  eine  Aufgabe  die  Errichtung  und  entsprechende  Ein- 
richtung dieser  Professorenbildungsanstalt  für  die  Confessionen  sein 
und  inwieweit  sie  deren  Culturfortschritt  fördern  würde ,  das  kann 
man  sich  vorstellen,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  Errichtung  und 
Erhaltung  einer  solchen  Anstalt  wenigstens  ein  Drittheil  der  Kosten 
aufzehren  würde,  über  welche  die  Glaubeusgenossenschaften  zur  Er- 
haltung ihrer  Lehranstalten  aus  eigener  Kraft  verfügen  und  welche 
einige  unter  denselben  nur  mit  grosser  Einschränkung  aufbringen  können. 
Aber  erreicht  wohl  die  Beschränkung  der  Autonomie  der 
Glaubensgenossenschaften  mit  diesen  Bestimmungen  auch  nach  dem 
Gesetzentwurf  ihr  Ende?  Noch  nicht!  Denn  auch  in  die  zurQua- 
lifizirung  der  das  oberwähnte  confessionelle  Professoreubildungsinstitut 
absolvirenden  Professurscandidäten  zusammenzustellenden  Commis- 
sionen  entsendet  der  Cultusminister  je  zwei  prüfende  und  Stimmrecht 
besitzende  Mitglieder,  dann  kann  auch  die  Prüfung  der  Professurs- 
candidäten nur  in  Gegenwart  und  unter  Mitwirkung  eines  oder  zweier 
von  Seite  des  ^  Cultusministers  auszusendenden  Commissäre  vor  sich 
gehen,    ebenso  ist  der  Enderfolg  ihrer  ünterrichtsthätigkeit  bei  den 
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MatariUtsprüfangen  so  lange  nogewiss,  bis  nieht  die  pra/ende  'Kritä\ 
and  das  Kostimioende  ürtheil  der  staatliefaea  ünterrichisorgfane  dazn 

kommt. 

Nun  sei  ans  erlanbt  m  fragen:  ist  es  möglich,  an  solchen £r- 
scheinnngen  nicht  Anstoss  zn  nehmen?  and  an  der  bezeichneten  so- 
gearteten  wegwerfenden  Kritik  der  Fähigkeit  der  wissensobaftlichen 
Anstalten  der  Confessionen  und  ihrer  Kirchen  als  deren  Hftapter! 
an  der  Kritik  über  solche  Kirchen ,  welche  Jahrhanderte  hindurch 
so  vjele  glänzende  Beweise  ihrer  Lehrfähigkeit  and .  sachlichen  Ver- 
traotheit  gegeben  and  die  gleichwie  ehemals  die  Ersiehang-  vnd  die 
Wissenschaften  beinahe  allein  gepflegt  hatte«  wo  es  dem  Staate  noch 
gar  nicht  eingefallen  war,  diese  Schätze  der  Menschheit  za  heben,  — 
ebenso  aach  den  grössteii  Theil  der  gegenwärtigen  weisen  Staats- 
männer und  eifrigen  Gesetzgeber  selbst  unterrichtet  and  aasgebildet 
haben  1  und  doch  sollen  jene  in  detn  gegenwärtigen  Zeitalter  der 
Aufklärung,  dessen  gnte  Seite  grdsstenthoils  ihnen  zu  danken  ist, 
ohne  die  ünterstfitzung  der  staatlichen  Dnterrichtsorgane  nicht  im 
Stande  sein,  auf  dem  Niveau  der  modernen  noehtemen  Gultnr  zn 
stehen  ?  \ 

Aber  noch  drackeuder  als  Alles  dieses  und  einzig  in  seiner 
Art  ist  da3,  dass  nach  diesem  Gesetzentwurf  die  ünterriehtsregieruiig 
auch  in  die  Sphäre  der  Mittelschallehranstalten  der  Glaabensgenos- 
senschaften  vorzutragenden  Beligions-  und  Sittenlehre  Binfiass  neh- 
men will ;  in  die  Unterrichtssache  der  Religion  und  Sittenlehre  will 
die  ^Staatsregieruog  sich  einmischen  in  einem  Staate ,  dessen  einge- 
standenes Princip  die  Gonfessionslosigkeit  ist!  Eine  sonderbare  Auf- 
fassung ! 

Ausserdem  scheint  man  auch  die  in  den  Lebranstalten  der 
Confessionen  übliche  Disciplin  zu  bean^nden ,  als  seien  die  Vor- 
steher der  confessionellen  Lehranstalten,  die  aber  zumeist  deren 
Kirchenbäupter  sind,  nicht  geeignet  oder  nicht  gewillt,  diese  ^e 
ihrer  theuerstea  Berufspflichten  mit  sicherer  Hand  zu  erffiUen ;  dess- 
halb  wird  bestimmt,  dass  die  radicale  Heilung  der  nach  dem  im  Ge- 
setzentwurfe vorkommenden  Ausdruck  »moralische  Uebidst&ndec  im 
Wege  einer  durch  die 'von  Seite  der  Unterrichtsorgane  des  Staates, 
beziehungsweise  des  Unterrichtsministers  zu  entsendenden  Organe  zn 
fahrenden  Untersuchung  zu  bewirken  ist,     . 

Wenn  der  Gesetzentwurf  gehörige  Bucksiebt  genommen  hätte 
auf  die  tägliche  Erfahrung  in  Bezug  aaf  das^  iras  in  dieser  Hin* 
sieht  auch  in  confessionslosen  Lehranstalten  geschieht,  imd  wenn  er 
eine  Parallele  und  einen  Vergleich  angestellt  hätte  anter  jenen  Be- 
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*sulteteD,  welche  Seitens  der  eonfessioneUen  und  nichtconfessionellen 
Xefaranstalten  sich  ergeben,  so  -würde  derselbe  seine  darauf  bezüg-^ 
liehen  Anordnungen  beinahe  anders  oder  gerade  umgekehrt  getroffen 
haben,  als  wir.  dieselben  in  dessen  Sphäre  getroffen'  finden. 

Man  fnuss  wirUicb  gestehen,  dass  wir  unsererseits  fBr  solche? 
Voraussetzungen,  wie  sie  der  in  Vorlage  befindliche  Gesetzentwurf, 
vielleicht  auch  unwiükflrlich  erscheinen  lässt,  keinerlei  Gründe  finden 
können  und  eo  wird  hiedurch  inehr  nur  ein  Voi'wand  geschaffen, 
um  die  Schädigung  der  bestehenden  natürlichen ,  gesetzlichen  und 
historischen  Rechte  der  Confessionen  bezüglich '  ihrer  Lehranstalten 
und  die  Einschränkung  ihrer  Ausübung  in  Ausführung  bringen  zu 
können. 

Der  andere  Grundgedanke,  welcher  im  gegenwärtigen  Gesetz- 
entwürfe liegte  ist  darauf  gerichtet,  dass  auch  die  Mittelschulen  der. 
ina  Lande  wohnenden  Nationalitäten  allmählig  uiid  unbemerkt  die 
Sprache  des  Staates  als  Unterrichtssprache  recipiren,  dass  tttit  diese 
Art  auch  jene  in  staatssprachliche  Düterrichtd'anstalten  umgewandelt 
werden  und  atif  hören  sollen,  anderssprachi]ge  oder  Lehranstalten  ver- 
schiedener Nationalität  zu  zein. 

Die  Richtung  dieses  Grundgedankens  klären  auf  alle  im  Ge- 
setzentwurfe lesbaren  Verfügungen,  welche  ebenso  die  Erlernung  d^r, 
Sprache  des  Staates;,  das  Mass  ihrer  Eenntniss  und  die  Abhaltung 
der  aus  derselben  abzulegenden  strengen  Prüfungen  noi^iniretl,  als 
die  Bildung  der  bei  den  Lefara^elahiguhgs- Rigorosen  thätigeh  Com- 
missionen  und  deren  gewühnlich  blos  in  der  Sprache  des  Staates 
geschehende  Amixrung  behandeln.  Von  der  Einhaltung  der  letzteren 
Anordnung  kann  nur  eine  ausnahmsweise  und  nicht  weiter  als  auf 
5  Jahre  jausdehnbateBegünstigutg  unter  Ber&cksichtiguug  der  Ver- 
hältnisse, und  deren  blos  gnadenweise  Gewährung' befreien. 

Welchen  Sinn  kann  ein^  solche  Vetfttgnng  haben ,  wornach 
Professurcandidaten ,  die  sich  für  nichtstaatsspraohliche  Mittelschul- 
anstalten  ausbitdeo,  verpflichtet  sind ,  die  strenge  Lebrahitspjäfung 
aosschltesslich:  in  der  Staatssprache  abzulegen,  auch  selbst  in' dem 
Falle,  wenn  dieselboi  ihre  Lefarbefähigungstäüf  bahä*  an  dem  Profei^- 
sorenbefähigungs-Lehrknrse '  ihrer  eigenen  Nationalität  und  Confes- 
sion  beendigt  haben;  man  kann  den  Sinn  cßeser  Bestimmung  um 
so  weniger  erfassen  und  xüü  so  schwdr^'  deren  vernünftigen  Grund 
einsehen,  in  je  geringerem  logisehem  Zqsammeuhange  das  mit  ein- 
ander steht;  nach  unserer  geringen  Auffai^ting'  Vermag  den  Sibn 
dieser  Verfägung  und  dem  des  weiter  oben  Erwähnten  lediglich  der 
gedachte  zweite  Grundgedanke  zu  erklären ! 
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Dies  ist  aber  anvereinbarlich  bezüglich  Siebenbargens  mit  dem 
im  Jahre  1790/1  gebrachten  and  sanctionirten  55.  Gesetzartik^  des 
Siebenbürger  Landtages ,  welcher  anch  dieses  enthält:  »Benigne 
annnente  Sna  Majestate ,   commn^ii  statnom   Yoto  statatam  est  z    nt 

libernm  sit  singnlaram.  qaatuor  religionam  Ecclesüs  nbieoBqae 

sacras  aedes,   tnrres  atque  scholas  absqne  nlb  impedimeato  «xstmi 
facere,  prent  vigore  praesentis  articnli  singnlaram  rdigi<»iam  statns 
assecurantar,  qnod  in  modernb  . . .  acta  possessoram,  ae  in  fotamm 
I  ....  exstruendoram  temploram ,  collegioram  et  gymnasionun  osn 

nonqoam  tarbabaBtttr.€ 

Wenn  wir  nnn  diese  Angelegenheit  mit  der  Wage  der  Grarecb- 
tigkeit  in  Erwägung  nehmen,  so  finden  wir  nicht  nur,  dass  der  in 
Verhandlnng   stehende  Gesetzentwurf  anch  mit  den  in  Sachen  der 
nationalen  Gleichberechtigung  im  Jahre  1868  gebrachten  44.  Lan- 
desgesetzartikel  in  Conflict  geräth,   besonders  mit  dessen  14.,  17. 
und   26f  Paragraphen   in  Widerspruch  steht,   sondern  wir  können 
ausserdem  im  Wege  der  täglichen  Erfabnmg  auch  noch  von  ^vet 
anderen  Dingen  uns  überzeugen.    Und  zwar  zuerst  von. der  Erschei- 
nung,   wornach  die  Nationalitätenidee  und  die  aus  deren  selbstbe- 
wusster    Erfassung  resultirende    Ueberzeugung    in   unseren   Tagen 
überall  in   Europa  eine  der  mächtigsten  geistigen  Triebfedern   ist, 
welche  die  Gemüther  bewegt,  die  Geister  erregt  nnd  lebhaft  beschäf- 
tigt ,   und  zweitens ,  dass  die  Verhinderung  der  Aeusserung  dieser 
Idee  und  der  ihr  entsprungenen  Ueberzeugung  auf  dem  Gebiete  der 
nationalen    Cultur  oder  auch   nur  der  geringste  Sehein  ihrer  Be- 
schränkung gegen  die  klare  Anordnung  des§.  17.  des  Nationalitäts- 
gesetzartikels  Verstössen  würde,  welcher  unter  Anderem  sagt:  »indem 
es  auch  des  Staates  höchster  Zweck  ist ... .  dafür  zu  sorgen,  dass 
die   zusammenlebenden  Staatsbürger ,    welcher   Nationalität   immer 
sich  in  ihrer  Muttersprache  sollen  ausbilden  können  bis  da- 
hin,  wo  die  höhere  academische  Bildung  an{angt,€    Ausserdem  ist 
auf  dem  Gebiete  der  nationalen  Gnltur  was  immer  fär  eine  Gegen- 
wirkung geeignet  die  Gemüther  zu  erbittern ,   ja  sogar  aufeareizen, 
die  factische  Unterdrückung  aber  pflegt,  wo  sie  geschieht,  auch  2er* 
Würfnisse  von  nicht  geringem  Grade  hervorzurufen. 

Alles  dieses  aber  geschieht ,  wie  bekannt ,  aus  dem  Grunde, 
weil  Jedermann  sdine  Nationalität  schätzt  und  dieselbe  als  ein 
theueres  Kleinod  betrachtet,  wer  seine  Nation  liebt;  dies  aber  ge- 
winnt bei  uns  Romanen  ein  um  so  grösseres  Gewicht^  weil  die 
Sprache  der  Nationalität,  das  ist  die  Sprache  4es  Volkes,  anch  die 
Sprache  unserer  Kirche  ist;  und  desshalb  ist  Jedermann  überzeugt, 
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dass  deren  Anfbören  auch  den  Untergang  unserer  Kirche  nach  sich 
ziehen  würde. 

Bei  den  Romanen  also  wird  die  nationale  Sprache  auch  im 
Interesse  der  Kirche  als  ein  nationaler  Schatz  angesehen  und  als 
liobensbedingung  erkennt  Jedermann  auch  die  Nothwendigkeit  des«* 
sen,  dass  nicht  nur  die  kirchlichen  Studien ,  sondern  auch  die  Leh- 
ren der  vorherigen  Befilhigung  —  was  in  den  Mittelschulen  zu  ge- 
schehen pflegt  —  in  der  Sprgiche  der  Nationalität  vorgetragen  wer- 
den sollen.  Hieraus  ist  ersichtlich,  dass  während, bei  anderen  Völ- 
lcern und  Nationen  die  nationale  Sprache  nur  im  Interesse  des  Vol- 
kes und  der  Nation  als  solcher  Werth  besitzt,  bei  uns  Solches  im 
Interesse  der  Kirche  der  Fall  ist. 

Wenn  also  die  gebildetsten  Völker  und  Nationen,  wie  in  un- 
serem theueren  Vaterlande  die  magyarische,  der  Nationalität^  deren 
hervorragender  Ausdruck  die  Sprache  selbst  ist,  viel  Streuern,  mehr 
v^idmen ,  Alles  opfern ,  und  behauptet  wird ,  dass  alles  dieses  in  der 
Ordnung  und  am  Platze,  sei ,  kann  man  es  Anderen  übel  nehmen, 
wenn  auch  sie,  obwohl  sie  nicht  auf  jener  Stufe  der  Bildung  stehen, 
ihre  Nationalität  schätzen  und  lieben  und  von  derselben  sich  zu 
trennen  nicht  geneigt  sind;  aber  bereit  sind,  auch  deren  Ausdruck, 
die  Sprache  selbst,  immer  und  überall,  wann  und  wo  sie  in  Rede 
steht,  mit  wachsamer  Aufmerksamkeit  zu  begleiten ,  sie  zu  erfassen 
und  wenn  sie  gering  geachtet  oder  geradezu  in  Gefahr  gestürzt 
würde,  mit  allen  gesetzlichen  Mitteln  im  geeigneten  Wege  zu  wah- 
ren und  zu  vertheidigen  ?   - 

Es  hat  wahrlich  den  Anschein,  als  könne  man  in  unseren  Ta- 
gen auf  dem  Gebiete  der  Nationalitäten  jeder  Erbitterung  der  Ge- 
müther nur  so  zuvorkommen,  die  eifersüchtige  öffentliche  Aufmerk- 
samkeit beruhigen ,  und  die  Harmonie  des  gesegneten  friedlichen 
Zusammenseins^  das  unser  Aller  heissester  Wunsch  ist,  der  Zusam- 
mengehörigkeit und  des  Zusammenwirkens  befestigen ,  wenn  auf 
jenem  Gebiete  von  jeder  Seite  die  Berechtigung  mit  der  Billigkeit 
sich  begegnen ,  und  die  theilende  Gerechtigkeit  mit  der  wahren 
Nächstenliebe  Hand  in  Hand  geht;  wornach,  wenn  Jedem  das  Seine 
gegeben  und  Niemand  in  dem  verkürzt  wird,  was  ihm  auch  nach  na- 
türlichem Bechte  zukommt,  der  Engel  des  heiligen  Friedens  ohne 
Zweifel  unter  ihnen  heimisch  ist,- und  ohne  Störung  die  Eintracht 
stärkt,  deren  unveränderliche  Beständigkeit  sie  nicht  nur  begründet, 
sondern  auch  für  alle  Zeiten  sichert. 

Da  somit  nach  dem  Gesagten  der  Umstand  klar  ist ,  dass  der 
fragliche  Gesetzentwurf  solche  Grundsätze  aufgreift  und  diesfallige 
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Verffigangen  in  Aussiebt  stellt,  welche,  ins  Werk  gesetzt,  in  Tielen 
Beziehungen  weder  mit  den  wohlverstandenen  Interessen  des  Unter- 
richtes, sioch  mit  der  Rechtlichkeit  und  Billigkeit,  noch  aber  ancli 
mit  der  theilenden  Gerechtigkeit  in  Einklang  gebracht  werden  kön- 
nen, so  wendet  sich  der  achtungsvoll  nntefschriebene  erzbiscbdfliclie 
Oberkirchenrath  mit  der  Bitte  an  das  hochgeehrte  BeprasentanteD- 
hans  des  Landes:  den  fraglichen  Gesetzentwarf  fallen  lassen  und 
dessen  meritorische  Verhandlung  zurückweisen  zu  wollen. 

Die  wir  übrigens  mit  patriotischem  Grusse  verbleiben. 

Blasendorf  aus  der  am  3.  Februar  1882  gehaltenen  Sitznng  des 
gr.-kath.  erzbischöflichen  Öber-Consistoriums. 

Dr.  Johann  Vancea  m.  p.,  Simon  Mateiu  Popu  m.  p., 

Erzbischof  und  Metropolit.  als  Obemotär  des  Ober-Oonsistoriiims. 

IV.   Dem  Hermannstadter  Siebenbürgisch-deutschen  Tageblatt 
vom  28.  Februar  bis  2.  März  1882  entnehmen  wir  ferner 

die  Eingabe  des  siebenbiirgisch^fnisch'kaiholischen  Status   ein  das 
Abgeordnetenhaus  in  Sachen  des  MittdschulrOeseteenlwiarfes. 

Hochgeehrtes  Abgeordnetenhaus! 

Der  Gesetzentwurf  über  den  Gymnasial-  und  Bealschul-Ünter- 
richt,  welchen  der  k.  u.  Minister  für  Cultus  und  öffentlichen  Unter- 
richt unter  dem  6.  October  1881  auf  den  Tisch  des  hohen  Abge- 
ordnetenhauses als  Begierungsvorlage  niedergelegt  hat,  ist  dem 
ünterrichtsausschusse  des  Abgeordnetenhauses  zur  vorläufigen  Ver- 
handlung hinausgegeben  worden.  Nachdem  der  Gesetzentwarf  in 
den  Fachblättern  und  in  den  Organen  der  Tagespresse  der  Oeffent- 
lichkeit  übergeben  worden  ist,  so  hat  den  siebenbürgischen  rdmisch- 
katholischen  Status  und  die  ständige  Vertretung  dieses  Status  der 
zweite  Paragraph  und  der  VI.  Abschnitt  des  Entwurfes  interessirt 
Der  zweite  Paragraph  nämlich  lässt  bezüglich  der  besonderen  Stel- 
lung ,  der  rechtlichen  Entstehung  und  Entwicklung  der  siebenbürgi- 
schen römisch-icatholischen  Gymnasien  in  Beziehung  auf  Fräcision 
und  Klarheit  Vieles  zu  wünschen  übrig;  ja  wir  können  sagen,  dass 
derselbe  für  den  siebenbürgischen  römisch-katholischen  Status  pein- 
liche Besorgnisse  in  sich  birgt.  Die  Wahrheit  dieser  Behauptung 
und  die  Ursache  unserer  Besorgnisse  wird  sattsam  gerechtfertigt  durch 
die  dem  VI.  Abschnitte  des  Gesetzentwurfes  angeschlossene  mini- 
sterielle Motivirung,  die  überall,  wo  sie  von  den  Mittelschulen  der 
autonomen  Kirchen  Erwähnung  macht,  mit  emsiger  Sorgfalt  immer 
hervorhebt  »besonders  die  Mittelschulen  der  Protestanten ;€  o&er  die 
Matelschtden  des  siebenbürgischen  römisch-hatholischen  Status  als 
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einer  atUonomen  Kirchenprovinz  nirgends  erwähnt.  Die  jetzt  er- 
wähnte absonderliche  Biehtang  der  ministeriellen  Motivirung  und  die 
vor  nicht  langer  Zeit  bewiesene  Haltung  der  hohen  königl.  Regierung 
hinsichtlich  einiger  Stiftungen  der  siebenburgischen  Kirchendiöcese 
haben  zur  Annahme  geführt,  dass  der  Einbringer  des  Mifctelschul- 
Gesetzentwurfes  die  siebenbürgisch-römisch-katholische  Kirchendiöcese 
vielleicht  gar  nicht  zu  den  autonomen  Kirchen  zählt  und  die  Mittel- 
schulen des  siebenbürgisch-katholischen  Status  in  die  Reihe  jener 
vaterländischen  Mittelschulen  zu  stellen  beabsichtigt,  von  denen  §.  2. 
des  Gesetzentwurfes  sagt:  »alle  Jene  Mittelschulen,  welche  aus  dem 
unter  der  Verwaltung  des  Cultus-  und  ünterrichtsministers  befind- 
lichen Ponde  erhalten  werden;  .  .  .  oder  überhaupt,  welche  gegen- 
wärtig unter  der  Verfügung  und  unmittelbaren  Leitung  des  Cultus- 
und  Unterrichtsministers  stehen  —  bleiben  auch  weiter  unter  der 
Verfügung  des  Cultus-  und  Unterrichtsministers  und  es  sind  die  in 
dem  Abschnitte  II,  III,  IV.  und  V.  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ent- 
haltenen Bestimmungen  (in  soferne  in  diesem  Gesetze  keine  Aus- 
nahme gemacht  wird)  auch  für  sie  giltig.« 

Es  ist  eine  sehr  betrübende  Erfahrung,  dass  die  aus  dem  Texte 
des  Gesetzentwurfes,  aus  der  Motivirung  und  der  bisherigen  Er- 
fahrung abgeleitete  Annahme  sich  nicht  als  grundlos  erwiesen  hat. 
Wir  baben  nämlich  aus  dem  Kreise  der  hohen  Regierung  solche 
Aeussernngen  gehört,  welche  in  den  Augen  derer,  welche  die  durch 
Gesetz  gewährleisteten  Rechte  der  siebenburgischen  Kirchendiöcese 
and  die  hieraus  fliessende  mehrhundertjährige  Uebung  in  ihren  Ein- 
zelheiten nicht  kennen,  leicht  als  richtunggebend  dienen  könnte. 
Dass  aber  jene  Annahme  eine  wahre  Grundlage  habe,  beweiset  auch 
die  vom  Vertreter  der  Regierung  in  einer  Sitzung  des  Unterrichts - 
ausschusses  des  Abgeordnetenhauses  gethane  Aeusserung,  »dass  die 
katholische  Kirche,  als  solche  keine  Mittelschule  besitze,  demnach 
ihre  Lage  nicht  eine  solche  sei,  wie  die  der  protestantischen  Kirchen.« 

Diesemnach  würde  bezüglich  der  Mittelschulen  des  siebenbur- 
gischen römisch-katholischen  Status,  die  eingestandene  TendcTnz  des 
Gesetzentwurfes  die  sein,  dass  die  sieb^bürgischen  römisch-katho- 
lischen Mittelschulen  keine  autonomen  Mittelschulen  sind  und  dess- 
balb  auch  nicht  unter  die  Normen  des  VI.  Abschnittes  des  Gesetz- 
entwurfes gezogen  werden  können.  Diese  Tendenz  des  Gesetzent- 
wurfes jedoch  ist  ganz  unbegründet  und  rechtskränkend;  denn  wie 
aus  dem  Nachfolgenden  klar  hervorgeht,  ist; 

1.  die  siebenbürgische  römisch-katholische  Kirchendiöcese  im 
Besitze  einer  durch  unsere  vaterländischen  Gesetze,  durch  königliche 
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Bescripte  and  Eide  garantirten  Autonomie,  in  deren  ungestörtß 
Ausübung  dieselbe  Jahrhunderte  lang  war  und  auch  ^^eg^enwärtig 
sich  befindet; 

2.  werden  die  Mittelschalen  des  siebenbürgischen  römiseb- 
katholischen  Status  nicht  aus  dem  in  der  Verwaltung  des  CultBä- 
und  ünterrichtsministers  befindlichen  Fonde  erhalten; 

3.  die  Mittelschulen  des  siebenbürgischen  rdmisch-kathoIischeQ 
Status  standen  niemals  und  stehen  auch  gegenwärtig  nicht  unter  der 
Verfugutig  und  unmittelbaren  Leitung  der  Begiemng,  beziehoBgsweise 
des  Ministers  für  Caltus  und  öffentlichen  Unterricht. 

L 

Die  autonomen  Hechte  der  siebenbärgischen  Kirchen  des  hel- 
vetischen und  augsburger  Bekenntnisses,  ebenso  der  ünitarier  siod 
durch  Siebenbürgens  allgemeine  Gesetze,  approbatae  et   compiktae 
constitutiones  gewährleistet.  Eben  diese  allgemeinen  Gesetze  gewähr- 
leisteten  und  gewährleisten  auch   der  siebenbürgisehen  rdni.*kaiiL 
Kirche  das  Selbstregierungsrecht,  weil   sie   die  röm.-kath.  KeligioD 
überall  zu  den  vier  recipirten  Religionen  zählen,  dieselbe  Unabhängig- 
keit, dieselben  Becbte  und  Privilegien  audh  der  röm.-kath.  Beligi<m 
geben,  wie  den  anderen  drei  recipirten  Religionen.    Es  genügt  be- 
züglich auf  den  I.  Theil,  2.  Titel,  3.  und  9.  Artikel  der  Approbaten 
sich  zu  berufen ,   obwohl  auch  zahlreiche  andere  Stellen  dieses  Ge- 
setzbuches Aehnliches  beweisen.    Gleichwie  die  protestantischen  Vet- 
tern auf  Grund  der  durch  die  Fundamentalgesetze  Siebenbürgens  ge- 
währleisteten Selbstregierungsrechte  ihre   kirchlichen.   Schul-  and 
Stiftungsangelegenheiten  unabhängig  behandelt  und  verwaltet  habeo, 
ebenso  haben  auch  die  siebenbürgischen  Rom. -Katholischen  vermöge 
ihres  nämlichen  gesetzlichen  Rechtes  ihre  Kirchen-,  Schulen-  und 
Stiftungsangelegenheiten  durch  Jahrhunderte  verwaltet  und  behandelt, 
indem  sie  das  oberste  Aufsicbtsrecht  der  Regenten  pflichtmässig  in 
Ehren  hielten.     Die  fortdauernde   Ausübung  des  Selbstregierungs- 
rechtes  bezeugen  die  vom  siebenbürgischen  röm.-kath.  Status  in  deo 
Jahren  1717,  1732,  1791  gefassten  Beschlüsse, 

Die  Rechte  der  siebenbürgischen  vier  recipirten  Religionen  und 
somit  auch  die  Autonomie  des  röm.-kath.  Status  bestätigt  das 
Diplom  Leopolds  vom  4.  December  1691 ,  dessen  erster  Funkt  also 
lautet:  »in  causa  receptarum  ibidem  religionum,  temploruni,  sehe- 
larum,  parochiarum  ....  quam  ibi  nunc  exstant,  nihil  alterabitar, 
contradictionibus  quibuscunque  sive  sacri,  sive  profani  ordinis  nibil 
unquam  in  contrarium  valentibus.«    Im  dritten  Punkte  aber  steht 
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dieses:   »Approbatas  et  compilatas  patriae  illius  leges,  constitutio-- 
nes  ....  in  vigore  inviolabili  permansaras  dedaramus.c 

luv  Jahre  1755  wurde  neben  dem  siebenbürgischen  Gubernium, 
mit  Bücksicht  auf  die  gesetzliche  Autonomie  des  röm.-katb.  Status, 
zur  Verwaltung  der  röm.-kath;  Religions-,  Schulen-  und  Stiftungs-An- 
gelegenheiten unter  der  Benennung  »catholica  commissio«  eine  Kör- 
perschaft organüdrt.    Da  aber  die  katholische  Commission   in  den 
folgenden  Jahren  durch  höheren  Einfluss  eine  mit  der  gesetzlichen 
Autonomie  nicht  vereinbarliche  Veränderung  durchgemacht  hatte,  so 
unterbreiteten  die  siebenbürgiscl^en  Stände  selbst  vom  1791er  Land- 
tage aus  unter  Z.  146  an  Seine  Majestät  folgenden  Gesetzentwurf: 
:i'Qaemadmodum  directionem  in  religiosis  apud  Helveticae  et  Augu- 
stanae  Confessionis  Evwgelicos,   prout  et  ünitarios  tenore  Approb. 
Const.  Part.  I.  tit.  I.  art.  III.  usuque  contiguo  et  legali  per  Status 
earundem  religionum,  seu  illarum  Consistoria  gerere  solent;   ita  a 
parte  B.-Catholicorum  etiam  negotia  Ecclesiarum,   scholarum   item 
ac  piarum  fundationum  annuente  sua  Majestate  Sacratissima  ipsis- 
simisStatibus  B.-Gatholicis   eorumque  Episcopo   dirigenda  concre- 
dantnr,  sublatis  vigore  praesentis  articuli  Gommissionibus  cum  in- 
fluxu  et  sub   directione   Gubernii   Begii  hactenus   celebratis.«    Die 
allerhöchste  Entschliessung  über  diese  Vorstellung  wurde  in  folgen- 
der Verfugung  ausgedrückt:  »Admissum,  ut  Catholici  etiam  negotia 
sua  scbolastica ,  f undationalia  et  ecclesiastica ,  postquam  scilicet  illa, 
una  cum  raticme  mismipulationis  clarius  determinata  nostraeque  regiae 
resolutioni  substrata  fuerint  (exceptis  illis,  quae  directe  Episcopo  re-  . 
servata  sunt)  adinstar  Consistoriorium  reliquarum  religionum  sub  su- 
prema  inspectione  nostra  regia,  solitisque  circa  illa  Majestatis  juri- 
bus,  seorsim  pertractent,  conficienda  vero  desuper  protocoUa  authen- 
tica,  tarn  Catholici,  quam  etiam  reliquarum  receptarum  religionum 
consistoria  Majestati  nostrae  medio  Gubernii  nostri  regii  de  mense 
in  mensem  substemant.« 

In  Folge  dieser,  das  gesetzliche  Selbstregierungsrecht  des 
siebenbürg,  röm.-kath.  Status  anerkennenden  und  von  Neuem  be- 
kräftigenden allerhöchsten  Entschliessung,  ist  die  »katholische  Com- 
mission« mit  Bücksicht  ^uf  die  legale  Autonomie,  neben  dem  Gu- 
bernittm  aus  katholischen  Männern  organisirt  worden  und  es  hat  die- 
selbe die  katholischen  Kirchen-,  Schulen-^  und  Stiftüngs- Angelegen- 
heiten mit  dem  Bischof  zusammen  selbstständig,  ungestört  verwaltet 
bis  1848.  Gesetzlich  ausgeschlossen  war  jeder  Einfluss,  welchen 
Individuen  von  einer  anderen  Confession  auf  die  Erledigung  der 
röm.-kath«  Kirchen-,  Schul-  und  Stiftüngs- Angelegenheiten  etwa  zu 


438     KirchL  u,  nafion,  Beschw.  gegen  uhg.  MUtelschtU^Ges^^JB^vtam,  -{1882 

üben  gewünscht  hätten.    Die   1848/9er   Ereignisse  habea    auch  dk 
friedliche   Thätigkeit'  der   tkatholischen   Oommissionc    gestört   xm 
unter  der  absoluten  Begierung  litt  zwar  unsere  Autonouomia  einige 
Beeinträchtigung,  aber  die  siebenbürgischen  Bischöfe  haben  auch  da- 
mals den  Einfluss  auf  die  Verwaltung  der  Kirchen-,  ScboI^OH  uni 
Stiftungs-Angelegenheiten  des  kath.  Statua  nachdrücklich    nnä  mit 
befriedigendem  Erfolge  ?indicirt.    Die  absolute  Begiemog^   also  hat 
—  nachdem  sie  sich  von  der  L^galil&t  unserer  Selbstregieruiigsrechto 
aufklären  und  überzeugen  liess  —  dieselben  gehörig  io  Bhren  ge- 
halten, und  in  ihren  Verfügungen  auf  unsere  autonomen  Bechte  im- 
mer die  erforderliche  Bücksicht  gehabt;   eben  desshalb  würdBn  die 
Siebenbürger  Böm.-Eatholischen  es  unbegreiflich  und   nnverzeihliel} 
finden,  wenn  sie  miter  der  constitutionellen  königl.  ungarischeB  Be- 
gierung jener  ihrer  Bechte  verlustig  werden  sollten,  welche  auch  die 
absolute  Begierung  stets  gehörig  in  Ehren  gehalten   und    im   ent- 
sprechenden Masse  respectirt  hat.    Bei  WiederhersteUung  des  sieben- 
bürgischen Gubemiums  im  Jahre  1861  wurde  auch  die  katb.  Com- 
mission   organisirt   und   sie  setzte  ihre  Agenden  auch  noch  nach 
Auflösung  des  Guberniums  fort. 

Am  Morgen  der  constitutionellen  Aera  am  10.  Januar  1866 
hielt  der  siebenbürgische  röm.-kath.  Status  GeneralForsammlung  und 
richtete  eine  Bepräsentation  an  Seine  kaiserl.  und  kgl.  s^st.  Majestät 
mit  der  Bitte,  es  möge  die  auf  Gesetzen  und  ^Iter  Uebnng  beruhende 
volle  Autonomie  der  siebenbürgischen  kath.  Kirche  wiederhergestdlt 
werden.  Auf  diese  Bepräsentation  haben  laut  Bescript  des  Goltus- 
und  Unterrichtsministers  vom  12.  September  1867  Z.  896  praes. 
Seine  kais/  und  königl.  apost.  Majestät  mittelst  allerhöchster  ßit- 
schliessung  vom  19.  August  1867  allergnädigst  zu  gestatten  geruht, 
dass  die  zum  Wirkungskreise  der  catholica  commissio  gehörig  ge- 
wesenen Angelegenheiten  unter  Einflussnahme  der  im  ProtocoUe  der 
Versammlung  des  siebenbürgischen  röm-kath.  Status  de  dato  Eaosen- 
burg  den  10.  Januar  1866  nach  ihrer  Zusammensetzung  umschrie- 
benen Versammlung  und  des  aus  deren  Mitte  zu  wählenden  Aus- 
schusses behandelt  und  verwaltet  werden  sollen.  In  Folge  dieser 
allerhöchsten  Entschliessung  wurde  die  kath.  Statnsversammlung  im 
Jahre  1868  und  fortsetzungs weise  1873  abgehalten  und  hat  dieselbe 
im  letzteren  Jahre  aus  ihrem  eigenen  Schoosse  den  Directionsratb 
gewählt  und  mit  einer  Instruction  versehen ,  was  das  h»  königl.  u. 
Oultus-  und  Unterrichtsministerium  unter  dem  16.  Juni  1873  Präs.- 
Zahl  1008  gutzuheissen  befunden  bat.  Seither  trat  der  siebenbür- 
gische kath.  Status  mehrmals  zusammen  und  fasste  heilsame  Be- 
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schlösse;  der  Directionsrath  aber  besorgt  die  in  seinen  Wirkungskreis 
gewiesenen  Angelegenheiten,  insbesondere  die  Verwaltung  der  sieben- 
bärgischen  kath.  Fonde. 

Ans  dem  Gesagten  erhellt  in  Hanptzfigen  der  Ursprung,  die 
fintwicklung  und  der  gegenwärtige  Stand  der  Selbstregierung  der 
siebenbürgischen  röm.-katfa.  Eirchendidcese  und  die  Legalität  dieses 
Selbstregierungsreehtes  und  dessen  fortwährende  Ausübung.    Auch 
die  Union  konnte  dem  i^iebenbnrgischen  kath.  Status  die  Autonomie 
nicht  nehmen  und  sie  hat  ihm  sie  auch  nicht  genommen,  denn  das 
Leopoldinische  Diplom  und  damit  zugleich  sämmtlic)ie  Grundgesetze 
Siebenbürgens  haben  nicht  nur  ihre  Majestäten  Franz  und  Ferdinand 
in  den  1792  und  1837  erlassenen  feierlichen  Inauguralurkunden  mit 
Berufung  auf  die  Heiligkeit  des  königlichen  Wortes  bestätigt,  son- 
dern es  hat  unsere  Rechte  auch  Seine  kais.  und  königl.  apost.  Ma- 
jesi^ät  Franz  Josef  der  Erste ,  unser  glorreich  regierender  Fürst  eid- 
lich gewährleistet.    Der  zweite  Gesetzartikel  Yon  1790/91  drückt  die 
allerhöchste  königliche  Bestätigung  so  aus:   :»promittentes  et  asse- 
curantes  eosdem  Status  et  ordines  verbo  Nostro  regio  et  principali, 
fideque  apud  Nos  et*  augustam  domum  Nostram  nunquam  violabili, 
quod  Nos  juxta  praeinsertum  sacrum  Diploma  Leopoldinum  legesque 
abinde  diaetaliter  latas,  vel  in  futurum  ferendas,  universos  et  singulos 
magni  principatns  Transsylvaniae  trium  nationum  et  quatuor  recep- 
tarum  religionum  status  et  ordines  in  suis  legibus,  juribus,  libertär 
tibus  et  approbatis  consuetudinibus  sancte  et  illibate  consefvabimus, 
conservarique  curabimus.« 

Die  Worte  des  Erönungseides  vom  Jahre  1867  lauten  also: 
»Wir  schwören  . . .  . ,  dass  wir  die  Kirchen  Gottes,  die  Jurisdictionen 
Ungarns  und  seine  Nebenländer,  die  Einwohner  jedes  kirchlichen 
und  weltlichen  Standes  in  ihren  Vorrechten,  Freiheiten,  Privilegien, 
Gesetzen,  in  ihren  alten  und  genehmigten  guten  Gepflogenheiten  er- 
halten werden.« 

Die"  Autonomie  des  siebenbürgischen  röm.-kath.  Status  aner- 
kennt und  bestätigt  auch  §.  14.  des  von  der  detaillirten  Begeluog 
der  Union  handelnden  43.  G.-A.  von  1868,  indem  er  sagt: 

»Alle  jene  Gesetj^e  Siebenbürgens,  welche  auf  siebenbürgischem 
Gebiete  und  in  den  ehemals  sogenannten  ungarischen  Theilen  die 
Eeligionsausübungs-  und  Selbstregierungsfreiheif  der  gesetzlich  re- 
cipirten  Beligionsgenossenschaften,  KircTien  und  Kirchenbehörden,  so 
auch  deren  Gleichberechtigung,  gegenseitige  Verhältnisse  und  be- 
ziehungsweise deren  Wirkungskreis  gewährleisten,  werden  nicht  nur 
unberührt  aufrecht  erhatten,  sondern  gleichzeitig  auf  die,  griechisch- 


-  * 
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uod  armenisch^katholische ,   so  auch  auf  die  grieehisch-orientalische 
Kirche  aasgedehnt.« 

Wahrlich,  hochgeehrtes  Abgeordnetenhaus !  wir  kennen  nnsere 
Ueberraschang  darüber  nicht  verbergen,  dass  bei  Wissen  und  Kennt- 
niss  des  Vorausgeschickten  im  constitutionellen  ungarischen  Beiche 
ein  massgebender  Mann  und  Begierungsvertreter  sich  finden   kann, 
welcher   das  gesetzliche  Selbstregierungsr^cht  der  siebenbor^scheo 
r5m.-kath.  Eirchendiöcese  auch  nur  in  Frage  stellen  kann ;    noch 
mehr  äberrascht  es,  dass  sich  doch  Jemand  findet,   welcher  g-erade 
dann,  wenn  er  das  Selbstregierungsrecht  seines  protestantischen  Vet- 
ters laut  anerkennt,  die  Autonomie  der  siebenbürgischea  röm.-kathoL 
Eirchendiöcese  negiren  will.    Gewährleisten   denn  nicht    die    näm- 
lichen Gesetze ,  nicht   die  nämlichen  Diplome*  und  königlichen  Eide 
die  Autonomie  der  siebenbürgischen  Kirchendiöcese,  welche  die  Selbst- 
regierung d^  Protestanten  sichern?    Man  pflegt  einzuwenden,    dass 
die  Ungarländer  Katholiken  keine  Autonomie  haben,  also  mögen  auch 
die   Siebenbürger  keine   haben.    Leeres  Gerede!    Mögen  die  dieses 
Einwurfes  sich  Bedienenden  nachweisen,  dass  die  siebenburger  Katho- 
liken in  Folge  der  Union  ihrer  Autonomie  entsagt ,   oder  die    Aus- 
übung der  gesetzlichen  Selbstregierungsrechte  an  das  Inslebentreten 
der   Autonomie  der   ungarländer   Brüder  gebunden  haben.     Dieses 
nachzuweisen,  wird  Niemand  im  Stande  sein ;  unsere  Selbstregiernngs- 
rechte  aber  sind  durch  Gesetze,  königliche  Diplome  und  Eidesleistong 
so  zweifellos  gewährleistet,  dass,  wenn  wir  in  deren  ununterbrochener 
Ausübung  auch  nicht  gewesen  wären,  wir  gegenwärtig,  ohne  irgend 
\velche  gesetzliche  Verfügung,  die  Ausübung  dieser  unserer  Rechte 
in  jedem  Augenblick  beginnen  könnten. 

II. 

Aus  dem  im  vorigen  Punkte  Angeführten  folgt  auch  das,  dass 
der  zur  Erhaltung  der  Mittelschulen  des  siebenbürgischen  röm.-kath. 
Status  dienende  Studienfond  nicht  gestanden  ist  und  auch  gegen- 
wärtig nicht  in  der  Verwaltung  der  Regierung,  beziehungsweise  des 
k.  u.  Ministeriums  für  Cultus  und  öffentlichen  Unterricht  sich  be- 
findet^ am  allerwenigsten  in  dem  Sinne,  wie  der  ungarländische 
röm.-kath.  Studienfond.  Die  unumstössliche  Wahrheit  dieser  Be- 
hauptung beweist  der  Ursprung  des  bedeutenderen  Stammvermögens 
des  siebenbürgischen  röm.-kath,  Studienfondes ,  die  Fructificirung 
sowie  die  Verwaltung  des  Fondes  in  der  Vergangenheit  und  Gegenwart. 

Das  erheblichste  Stamm  vermögen  unseres  Studien  («indes  bildet 
die  Kolosmonostorer  Herrschaft.    Diese  Herrschaft  hat  Bela  I.  um 
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1059  den  Ordensgeistlichen   des   heil.  Benedict  verliehen.    Andere 
unserer  Könige  haben  diese  Stiftung  im  Laufe  der  Zeiten  bedeutend 
vermehrt,  aber  während  der  beklagenswertben  Unruhen  des  16.  Jahr- 
hunderts unter  der  Begierung  der  Isabella  und  des  Johann  Siegmund 
Zapolja  wurde  die  Herrschaft  säcularisirt.  Später  hat  Siebenbürgens 
Fürst  und  Polens  König  Stephan  Bathory  die  Kolosmonostorer  Herr- 
schaft mit  mehreren  Nebengütem  von  den  damaligen  Eigenthümem 
mit  seinem  eigenen  Gelde  angekauft  uud  mittelst  der  Donationsur- 
kunde  vom  12.  Mai  1581  der  röm.-kath.  Hauptschule  verliehen.  Da 
die  Leiter  der  Hauptschule   die  Jesuit-en  wareq,   so  bezogen  diese 
auch  das  Einkommen  der  Stiftung ;  Inhalt  und  Intention  der  Schenk- 
ungsurkunde aber  kann  Jeden  davon  überzeugen,  dass  diese  Stiftung 
ausschliesslich  zur  Sicherung  des  Unterrichtes  der  siebenbürgischen 
röm.-kath.  Jugend  bestimmt  war,  und  es  nur  eine  zufällige  Sache 
sei,* dass  das  Erträgniss  der  Herrschaft  auch  die  Jesuiten  als  Pro- 
fessoren gefüossen  haben.    Nach  Ablauf  einiger  Jahre,  in  der  Zeit 
der  erneuerten  Religionswirren,  wurden  die  Jesuiten  unter  den  sieben- 
bürgischen protestantischen  Fürsten  aus  dem  Lande  gewiesen  und  die 
Herrschaft  Kolosmonostor  den  Katholiken  ohne   alle  Entschädigung 
für  den  Fiscus  abgenommen  und  einzelne  Theile  derselben  inscrip- 
tionaliter  verpfändet.    Als  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts  Sieben- 
bürgen unter  die  Oberhoheit  des  glorreich  regierenden  Hauses  Oester- 
reich  kam  und  das  Leopoldinische  Diplom  veröffentlicht  wurde,  fand- 
Leopold  I.  in  Folge  der  Verhandlung  von  zwischen  Katholiken  und 
Protestanten  wegen  einigen  Kirchen  und  Gütern  aufgetauchten  Be- 
schwerden, im  Grunde  der  unter  den  Ständen  zu  Stande  gekommenen 
gegenseitigen  Vereinbarung ,   mit   allerhöchster   Entschliessung  vom 
9.  April    1693   den  siebenbürgischen  Ständen  zu  gestatten:    »quod 
quindecim   florenorum  millibus  pagum   Monostor  a  moderne  posses- 
sore  redimere  et  Catholicis  jure  perennali,  in  usus  ecclesiarum  catho- 
licarum  applicandüm  tradere  possint.«    Was  auch   geschah,   indem 
die  Katholiken  die  Herrschaft   im   Sinne   der    Bathory'schen   Stif- 
tungsurkunde  den  Jesuiten   zur   Benützung   überliessen.    Karl  III. 
gestattete  mittelst  allerhöchster  Entschliessung  vom  15.  October  1732, 
däss  die  Jesuiten  ohne  jede  Belastung  des  Aerars  und  ohne  anzu- 
hoffende  irgend  welche  Entschädigung,  auch  die  übrigen  Theile  der 
Kolosmonostorer  Herrschaft,  welche  noch  in  fremden  Händen  sind, 
mit  ihrem  eigenen   Gelde   auslösen  können.    Zur  Aufbringung  der 
Einlösungssumme  haben  die  Katholiken  bedeutende  Opfer  gebracht, 
80  betheiligte  sich  beispielsweise  Baron  Apor  allein  mit  30,000  fl. 
an  der  Einlösungsoperation.    ETie  auf  diese  Weise  neuerdings  ange- 
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kaufte  KolosmoDOstorer  Herrschaft  ist  als  ein  der  Jagenderziehmig 
dienendes,  ausschlfesslich  katholisches  VermögenseigeuthuiH  durch 
6.-A.  S.  des  Jahres  1744  aus  der  Bmhe  der  Krongfiter  (pora  fisca- 
Utas)  fBr  ewige  Zeiten  gelöscht  worden.  Da  die  siebenbürgw  Katho- 
liken die  Kolosmonostorer  Herrschaft  auf  diese  Weise  erworben  baben, 
was  war  natürlicher,  als  dass  der  siebenbfirgische  katholische  Status 
das  Dominium,  als  sein  ausschliessliches  Eigenthum,  nach  der  im 
Jahre  1778  erfolgten  Aufhebung  des  Jesuitenordens,  mit  alleifbdck- 
ster  Oenehmignng  zum  Stammvermögen  des  siebenbürgiseben  röm.- 
katb.  Studienfondes  gemacht  hat? 

Das  kleinere  Stammvermögen  unseres  Studienfondes  bilden  jene 
116,618  Gulden,  welche  Maria  Theresia  aus  dem  Jesuiten  vermögen 
f&r  Unterrichtszwecke  herauszugeben  angeordnet  hat.  Der  Fond  ver- 
mehrte sieh  durch  Ersparungen  und  Schenkungen  einzelner  Wohl- 
thäter,  unter  denen  der  einstige  siebenbürgische  Bischof  Nikolaus 
Kovacs  mit  einer  Widmung  von  37,654  fl.  80  kr.  glänzt 

Den  Studienfond,  sowie  andere  siebenbürgische  katholische  Fonde 
hat  unter  der  obersten  Aufsicht  Seiner  Majestät  des  apostolischen 
Königs  die  »catholica  commissioc  verwaltet  Insbesondere  die  Ko- 
losmonostorer Herrschaft  wurde  lange  Zeiten  hindurch  von'  den  sie- 
benbärgischen  Bischöfen  als  den  jeweiligen  Häuptern  d^  sieben- 
bürgiseben kathol.  Status  verwaltet  und  das  Einkommen  an  den 
Studienfond  abgeführt.  Im  Jahre  1849  wurde  zwar  die  Herrschaft 
gesetzwidrig  der  bischöflichen  Verwaltung  entzogen  und  der  ärari- 
schen Verwaltung  unterworfen,  was  mit  der  unersetzlichen  Vermin- 
derung des  Einkommens  des  Studienfondes  verbunden  war;  aber  am 
Aufang  der  Wiederherstellung  der  ungarischen  Verfassung  kam  auch 
das  Dominium  in  die  Verwaltung  der  katholischen  Gommission,  später 
des  siebenbürgiseben  Kirchendidcesan-Verwaltungsrathes,  und  es  ist 
auch  heute  in  der  Verwaltung  dieser  autonomen  Körperschaft. 

Das  Kapital  des  Studienfondes  war  bei  dem  siebenbörgiscben 
kdnigl.  Aerar  und  bei  Privaten  elozirt.  Sowohl  die  Geld-Kapitalien, 
als  4ie  von  der  Kolosmonostorer  Stiftsherrschaft  einiiessenden  Er- 
trägnisse wurden  an  die  beim  Aerar  befindliche  Stiftungsfondskasse 
abgeführt.  Da  also  das  Aerar  der  Kassier  des  Studienfondes  ist,  so 
haben  der  Bischof  und  die  katholische  Gomnüission  die  Einkünfte  in 
Evidenz  gehalten,  und  es  hat  die  katholische  Gommission  über  V<»-- 
la^  des  Bischo&  die  Öehalte  der  Professoren  und'  die  für  die  Be- 
dürfnisse der  Schulen  erforderlichen  Beträge  bei  der  Stiftungskasse 
angewiesen.    So  geschieht  dies  auch  heute.  -  -^ 

Da  die  Beeinnähmungen  und  Verausgabungen  bei  der  Stiftnngs- 
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kasse  mA  auf  dem  Lande  mit  Vermittlang  der  Steuerämter  ge- 
sehehen^  was  ist  natürlicher,  al&  das$  der  Kassier  des  Fondes  durch 
seine  Bediensteten  die  über  die  Einnahmen  und  Aangäben  lautenden 
Ausweise  Yarfasst ,  welche  zur  Zusammenstellung  des  Voranschlages 
und  der  Bechmmg  ndtbig  sind.  Den  Varauschlag  des  siebenbürgi« 
Mschen  röm«*kath.  Studienfondes  stellt,  auf  Grund  der  Antr&ge  und 
Weisungen  der  siebenburgiscben  autonomen  Diöcesankörperschaft,  des 
Directionsrathes  — ^  die  Ministerialbuchhaltung  zusammen,  ebenso 
auch  die  Be^lmangei}.  Sie  ist  verpflichtet,  sowohl  den  Voranschlag, 
als  die  Bechnungen  uns  zur  Beifügung  unserer  allfälligen  Be* 
merkungen  und  unserer  Zustimmung  stets  herabzusenden. 

Nicht  nur  'die  Eotbsmonostorer  Herrschaft,  sondern  auch  die  bei 
der   StiftungBhaiiptkasse  aufbewahrten  Kapitalien  des  Studienfondes 
verwalten  die  ständigen  Vertreter  des  siebenbärgisc^en  katholischen 
Status.     Die  bei  diesem  Theile  des  Fondes  von  Zeit  zu  Zeit  veran- 
lassten Geldoporationen  vollführt  die  Stiftungshaupt^asse  und  die 
Ministerialbuehhaltung  über  Weisung  des  Diöcesan-Directionsrathes 
so,  wie  die  Instruction  lautet.    Die  üinkünfte  des  Fondes,  die  er« 
spart  werden  konnten,   placirt  im  Zwecke   der  Eapitalisirung  der 
Directionsrath.  Zur  Führung  der  Frocessangelegenhäten  des  Fondes 
halten  wir  einen  besonderen  Bechtsconsolenten.    Was  das  Entschei« 
denste  ist,  es  können  in  dem  Fondspräliminare  nur  jene  Erfordernisse 
Bedeckung  finden ,  welche   der  Bischof  und  der  Directionsrath  als 
solche  in  Antrag  bringt  oder  anerkennt    Und  von  eben  so  grosser 
Wichtigkeit  ist  auch  das,  dass  das  Gultus«  und  Unterrichtsministerium, 
mit  Bflcksiebt  aut  die  Selbstregierungsrechte  der  siebenbürger  Diö- 
cese ,  aus  den  siebenbürgischen  katholischen  Fonden  Anweisungen 
selbst  innerhalb  des  festgestellten  Voranschlages  nicht  machen  kann 
und  also  auch  aus  dem  siebenbürgischen  röm.-kath.  Studienf(mde  nicht. 
Der  Ursprung,  die  Verwaltung  und  Fructificirung  unseres  Stu-» 
dienfondes  beweiset  also  klar,  dass  der  siebenburgiscbe  rSm.-kath. 
Stadienfond  nicht  unter  der  Verwaltung  des  Ministeriums  für  Gültus 
und  öffentlichen  Unterricht  steht.  Eben  desshalb  ist  jene  Lüche  des 
Gesetzentwurfes  s^r  aufiallig,  dass  derselbe  des  zur  Erhaltung  der 
Mittelschulen  des  siebenbürgischen  katholischen   Status  dienenden 
Fondes  nirgends  Erwähnung  macht,  auch  bei  der  Glasisificirung  der 
Schulen  die  aus   diesem  Fonde  erhaltenen  Mittelschulen  nicht  wie 
gehörig  berücksichtiget,  und  im  ministeriellen  Motivenbericht  wird 
demnach  gesagt:  »Ich  habe  getrachtet  . . .  mit  der  Qruppirung  der 
Schulen  nach  dem  Charakter  einerseits  die  wahre  Sachlage  ersieht^ 
lieh  zu  machen,  andererseits  ...  der  schwebenden  Frage  w^en  der 
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rechtlicben  Natnr  des  Stadienfandes  nicht  im  Mindestai  zti  präjndi- 
eiren.«  Noch  aufiallender  ist  die  Tendenz  einiger  als  massgt^nd 
anzusehenden  Personen,  dass  die  gesetzliche  ßechtsstellang  der  Mit- 
telschulen des  siebenbürgischen  katholischen  Status  ignorirt  werde 
und  unsere  Mittelschulen  in  die  Gruppe  jener  Schxden  gestelit  w^- 
den  sollen,  von  denen  der  zweite  Paragraph  des  Oesetzentworfes  sprkhL 

IIL 

Aus  den,  den  Selbstregierungsrechten  des  siebenbtrgiscben  katlw 
Status,  aus  der  weiter  oben  entwickelten  Provenienz,  Fractificirasg 
uud  Verwaltung. unseres,  zur  Erhaltung  unserer  katholischen  Mittel- 
schulen dienenden  Fondes  folgt  von  selbst,  dass  die  siebenbörgiscben 
röm.-kath.  Gymnasien  niemals  unter  der  Verfügung  und  umnittel- 
baren  Leitung  des   Cultus-  und  Unterrichtsministeriums   gestanden 
sind  und  auch  gegenwärtig  nicht  derselben  unterstehen«,    Die  nBum- 
stOssliche  Wahrheit   dieser  Behauptung  beweisen  continnirliche  and 
unwiderlegliche  Thatsachen.  £s  ist  im  ganzen  Lande  bekannt,  dass 
der  oberste   Leiter   unserer  Schulen  und   Erziehangsanstalteii  der 
siebenbürgiscbe  Bischof  war  und  auch  gegenwärtig  ist«    Es  besangt 
das  bischöfliche  Archiv  in  ununterbrochener  Verketthngr  dass   die 
Gymnasialdirectoren  und  Professoren  der  siebehbürgische  BisMshof  als 
der  oberste  Leiter  der  katholischen  Schulen  uiid  als  das  Haupt  des 
siebenbärgischen  katholischen  Status  ernannt  hat ;  dass  derselbe  die 
inneren  und  äusseren  Angelegenheiten  unserer  Mittelschule»  gemmii- 
schaftlich  mit  der  »catholica  commissio,«  mit  der  katholischen  Com- 
missipn,  und  endlich  mit  dem  Directionsrathe  besoi^  den  Lahrplan 
festgestellt,  vorgeschrieben,  modificirt,  die  Lebrb&cher  bestimmt  hat 
u.  s.  w.,  wie  das  die  Umstände  erheischten  und  der  Fortsehrttt  der 
Schulen  ndthig  machte ;  dass  derselbe  die  Professorengehalte  normirt, 
festgestellt  und  für   die   Deckung   der   Bedürfnisse   der  Anstalten 
Sorge  getragen  hat;  dass  die  Berichte,  VorschUlge  der  Mittelacfanl- 
directoren  an  den  Bisehof  gerichtet  und  durch  ihn  erledigt  wurden ; 
dass  die   zur  Ausübung   der   Oberaufsicht  der  B^ierflng  nSthigen 
Verfüguügen  an  den  Bischof  geschickt  und-  die  ndtbigen  DateQ  durdi 
den  Bischof  an  die  Regierungsorgane  übermittelt  worden  sind. 

Wenn  man  die  jetzt  berührte  Regierung  und  Leitung  der  Mit- 
ielschulen  des  siebenbürgischen  katholischen  Statns  weiss  und  Icetint, 
so  ist  es  wahrlieh  auffallend,  dass  sich  in  unseren!  eonstitntkaidlen 
Lande  ein  Individuum  finden  kann,  welches  behaupten  könnte,  dass  die 
siebenbürgischen  katb.  Schulen  unter  der  Verfügung  und  unmittelbaren 
Leitung  des  Ministers  für  Cultus  und  öffentlichen  Unterricht  stehen. 
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.  Wir  haben  uns  nie  geweigert,  das  Oberaufsichtsrecht  der  hohen 
Begierang  anzuerkennen,  ja  unsere  Zuvorkommenheit  war  so  gross, 
dass  wir  den  mit  der  unmittelbaren  Ausübung  des  Oberauf^ichts- 
rechtes  ausgestatteten  Beauftragten  der  Regierung  von  den  Ange- 
legenheiten unserer  Schulen  selbst  benaclirichtigt  haben,  dessen  Ein- 
blick in  dieselben  mit  Bereitwilligkeit  sahen,  bei  Maturitätsprüfungen 
und  anderen  Gelegenheiten  dem  Beauftragten  ehrenhalber  den  ersten 
Platz  einräumten. 

Vielleicht  hat  gerade  diese  unsere  loyale  Zuvorkommenheit  dazu 
gedient,  dass  die  Selbstregierungsrechte  des  siebenbürgischen  katho- 
lischen Status  ignorirt  werden ;  vielleicht  hatte  |;erade  diese  unsere 
Zuvorkommenheit  zur  Folge,  dass  die  einbekannte  Tendenz  des  Ge- 
setzentwurfes die  siebenbürgischen  katholischen  autonomen  Mittel- 
schulen der  Yerffigung  und  unmittelbaren  Leitung  des  Cultus-  und 
Unterrichtsministers  unterstellen  will.  Und  es  würde  doch  die  ge- 
ringstgradigste  Billigkeit  in  einem  gebildeten  Lande  es  mit  sich 
bringen,  dass,  während  der  siebenbürgische  katholische  Status  das 
Oberaufsichtsrecht  der  hohen  Begiemng  bereitwillig  anerkennt  und 
gehörig  in  Ehren  hält,  hinwieder  auch  die  hohe  Regierung  die  durch 
Gesetz  gewährleisteten  Selbstregierungsrechte  des  katholischen  Status 
anerkenne,  in  Ehren  halte  und  auch  durch  Andere  achten  lasse.  Jetzt 
meinen  wir  zu  begreifen,  warum  unsere  protestantischen  Vettern  das 
Oberaufsichtsrecht  der  Regierung  in  seinen  Haupttheilen  so  sehr  per- 
horresciren!  Vielleicht  desshalb,  weil  das  stumme  Acceptiren  der 
Regierungsoberaufsicht  zur  Negirung,  um  nicht  zu  sagen,  zur  (7on- 
fiscatian  der  Autonomie  selbst  fahren  könnte,  was  der  Gesetzentwurf 
gegenüber  dem  siebenbürgischen  kath.  Statins  -7-  nach  eingestandenen 
Aeusserungen  gesagt  —  jetzt  schon  zur  Geltung  zu  bringen  versucht; 
und  dieses  thut  die  verborgene  Tendenz  des  Gesetzentwurfes  in  dem 
Momente,  wo  die  ministerielle  Mötivirung  sagt :  dass  es  Aufgabe  der 
heutigen  Gesetzgebung  sein  könne,  die  Selbstregierungsrechte  nicht 
zu  beschränken,  sondern  auch  mit  Anderen  zu  theilen. 

Hochgeehrtes  Abgeordnetenhaus!  Indem  wir  in  dem  Obigen 
die  gesetzliche  autonome  Rechtsstellung  der  Mittelschulen  des  sieben- 
bürgischen katholischen  Status  bekannt  gemacht  haben,  wenden  wir 
uns  hochachtungsvoll  an  den  hohen  gesetzgebenden  Körper  mit  der 
Bitte:  es  wolle  bei  der  Verhandlung  des  Gesetzentwurfes  über  den 
Gymnasial-  und  Bealschulunterricht  nach  Ausmerzung  seiner  Mängel, 
in  demselben  auch  das  zu  klarem  Ausdrucke  gebracht  werden :  dass 
die  Mittelschulen  des  siebenbürgischen  kathol.  Status  zu  den  auto- 
nomen Gymnasien  gehören  und  bezüglich   derselben  als  solcher^  die 


446    Kirchl,  u*  nation.  ßeackw.  gegen  ung.  MiUehchuhQei.'JBntw,  (188^). 

Vorflcbriften  des  VI.  Abschnittes  des  Gesetzentwurfes  massgebend 
seien.  Nach  unserer  bescheidenen  Meinung  kann  man  die  Rechte  des 
siebenbürgischen  katholischen  Status  im  Gesetzentwurfe  so  zum  Aus- 
druck gelangen  lassen/  wenn  am  Schlüsse  von  §.  2.  in  einem  beson- 
deren Absätze  ausgesprochen  wird:  »bezüglich  der  siebenbur^isehen 
röm.-kathoL  Mittelschulen  gelten  die  im  VI.  Abschnitte  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  enthaltenen  Bestimmungen.« 

biese  Modification  verlangt  die  dargestellte  BeclitssieTlung 
unserer  Gymnasien,  aber  es  verlangt  sie  auch  der  wirkliche  Thatbe- 
stand,  welchen  die  ministerielle  Motivirung  bei  der  Glassifieimng  der 
Schulen  zu  respeetiren  wünscht.  Geruhe  daher  der  hoebjgeehrte 
Landtag,  in  obberührter  oder  in  anderer  zweckmässiger  Weise  die 
gesetzliche  Becht9Stellung  der  siebenbürgischen  röm.-kathol.  Mittel- 
schulen in  dem  zu  schaffenden  Gesetze  zum  beruhigenden,  gerechten 
Ausdrucke  gelangen  zu  lassen. 

Karlsburg,  am  23.  Januar  1882. 

Im  Namen  des  siebenb.-kath.  Statut: 

Dr.  Michael  Fogarasy  m.  p.,         Ludwig  Freiherr  Josika  m.  p., 

siebenb.  Bischof.  weltlicher  Präsident  des  siebenbürgischen 

rom.-käth.  Status. 

Dr.  Karl  IMes  m.  p.,  Dr.  Heinrich  t^näly  tn.  p., 

Referent  des  Directionsrathes  weitlicher  Schriftführer  der  r?^m.-l:ath. 

des  B}eb.  rom.-katlL  Status.  SiatfisTersammlaag.; 
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XXXIII. 

S.  Congr.  s.  Officil  d.  29.  Julii  1880  ad  Cardin.  Primatem  et 
Archiep.  Strigoniensem  de  mixtis  matrimoniis. 

(Aus  dem  demnächst  erscheinenden  Bd.  7.  De  matrim.  mixtis  Sr.  Elxcell.  des 

Herrn  Bischofs  Dr.  v,  Roskovany  von  Neutra.) 

Emme  etc.    Quae  ab  Eminentia  toa  Bma  nomine  etiam  alio- 

rum  Epporum   exposita  fuerunt  de   nova  lege  iu  isto   Hungarico 

Begno  sancita  quead  religiosam  institationem  et  eclucationem  piroli3 

ex  miitis  concubiis  provenientis ,  Eminentissimoranoi  una  mecum  In- 

quisitoruni  Oeneralium   animum   vehementer  commoverunt«    Probe 

enim  intellexere  tum  praesentissimum  fidel  aeternaeque  salutis  discri- 

mem,  cni  tot  animae  exinde  objicerentur ,  tum  graves  augustias  et 

detrimenta,  quae  paräntur  sacris  Ecclesiae  catholicae  ministris.  Hinc 

Eminentissimi  Patres  optassent  quidem  quam  maxime^  viam  aliquam 

reperire,  qua  et  fidei  pericula  amoveri  et  simul  Cleras  catholicüs  ab 

imminenti  vexatione  subtrahi  posset ;  verum  re  mature  perpensa  illud 

summopere  urgendum   eique  instandum  censuerunti  ut.  quod  zelus 

sacerdotalis  sacris  Hungariae  Antistibus  jam  snge3serat,   nunc  post 

latam  hanc  legem  eo  tnagis  cnretur  totis  viribus,  ut  fideles  a  mixtis 

nuptUs  contrahendls  avertantur  atque  omnlno  deterreantur.    Etenim 

ad  remedium  quod  attinet  ab  Emineniia  tua  propositum^  oUinendi 

nempe  a  s.  Apostölica  Sede  facuUatem ,  qua  vobis  liceat  cum  spanso 

vel  sponso  eathölica  in  vetüo  mixtae  religianis  nupturientium  di* 

spensare  et  benedictionem  etiam  nuptialem  impertiri  in  iis  sattem 

ineundorum  mixtorum  matrimoniorum  casibus^  in  quibus  ex  rede 

cognita  partis  catholicae  imo  ulrimque  sponsi  mente  et-  voluntatis 

dispositione  sperari  potest  fore^  ut  catholico  educatio  pro  posse  tri^ 

buatur  prdi  etiam  üli^  quaevi  legis  civilis  haud  catholice  educanda 

foretj  etiamsi  sua  forma  sive  baptismo  hac  intentione  impertito^  sive 

alio  actu  extemo  ad  Ecclesiae  sinum  w)n  reciperetur:  ülud  täte 

Visum  est  Emmis  Patribus^  ut  ab  eadem  8.  Apostölica  Sede  nedum 

permitth  sed  neque  tolerari  unquam  possit.  Profecto  novit  Eminentia 

tua  Ecclesiam  imnquam  permittere,  imo  neque  permittere  posse  mix- 

tarum  nuptiarum  celebrationem ,  hisi  graves  causae  canonicae  con- 

currant,  ut  nisi  opportunae  exhibeantur  cautiones,  quarum  virtute  a 

coDJuge  catholico  amoveatur  perversionis  periculum,  et  prövideatnr 

catholicae  institutioni  ac  educationi  prolis  universae.     Quae  quidem 
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catbolica  doetriaa  a  Sammis  Pontificibus  sa^isfsime  eaunclata  est  el 
declarata  in  iis  etiam  concessionibiis^  in  qaibus  illos  indulgeotiae  se 
liiatteB  attigisse  professi  saot,  qaos  praetergredi  nefas  onuiino  est. 
üt  alii  Pontifices  praetareaatnr  Pius  VJIL  s.  m.  in  Uteris  aposto- 
licis  ad  Aeppum  Coloniensem  ejusque  Suffraganeos  d.  25«.  Martii  1830 
datis  gravissime  iaculcat:  »Nosüs  autem,  ven.  fratres^  ipsas  omnes 
cantionas  eo  ^ectare^  ut  hat  in  re  naturales  divinaeqne  leges  sartae 
tectae  jliabeantor,  qnandoqmdem  exploratmxi  est,  aaiholicas  jpersoms 
seu  vires  seu.  muli^es,  quae  nuptias  cum  aeatholicis  ita  contrdhunU 
ut  se  out  (uiuram  scbdem  periado  perversionis ,  temere  commiUani, 
ncn  modo  cawmicos  molare  sanctiones^  sed  directe  etiam  groLvissi- 
meque  in  naturalem  atqw  divinam  legem  peccare.  Atqae  eiinde 
jam  intelli^pltiSf  nos  qaoque  gravissimi  coram  Deo  et  Ecciesia  criminis 
reos  fore,  si  circa  nuptias  hujusmodi  istis  in  regione  eontrahendas 
illa  a  Yobis  aut  a  parochis  vestrarum  4ioecesum  fieri  asseatiremar, 
per  quae  si  non  verbis,  factis  tarnen  opus  indiscriminatim  approba- 
rentur.c  Quiii  etiam  s.  m.  Gregorius  XVL  ad  ipsos  Hai^gariae 
£ppo8  praedeceasores  vestros  in  literis ,  qnibus  param  extremorum 
Umitum  indulgeutiam  ad  istud  ßegnum  extendit,  idem  pmnino  di- 
vinum jus  asseruit  de  cautionibus  in  ipsa  divina  et  naturcUi  lege 
fundqiis^  in  quam  procul  dubio  gravisßime  peccai,  guisquis  se  vel 
futuram  sobolem  perversionis  perictdo  temere  committü.  Atqae 
tamdem  jussu  PH .  IX.  s.  m.  ad  omnes  AEppos,  %pos  et  Ordinarios 
die  15«  Korembr.  anni  1858  disertis  verbis  edictum  est:  QtMe  quid^m 
eaitUiones  rcmitti  seu  dispensari  nunquam  possunt^  cum  in  ipsa  na- 
turcdi  ac  divina  lege  fundentur^  quam  Ecciesia  et  Imec  S.  Sedes  sar- 
tam  tectamque  tueri  omni  studio  contendit^  et  contra  quam  sine  uilo 
dubio  gravissime  peccant^  qui  promiscuis  hisce  nuptiis  temere  con- 
trahendis  se  ac  prolem  exinde  suscipiendam  perversionis  perictdo 
commiüunt.  Secundum  banc  doctrinam  S.  Apostolica  Sedes  semper 
constanterqua  retinuit  atque  retinet,  nullimode  in  vetito  mixtae  reli- 
gionis  fas  esse  dispensare,  nisi  singulis  in  casibus  praeter  causas 
canonicas  simul  concurrant  tres  conditiones  sequentes,  videlicet  1 .  ut 
partes  y  et  praesertim  haeretica  veras  cautiones  praestiterint,  quibus 
,sa  coram  Ecciesia  obligent  ad  ea,  quae  ab  iisdem  ipsa  Ecciesia  exi- 
git;  inter  quae  praecipuum  locum  tenet  catbolica  .educatio  nmversae 
oronino  prplis  absque  ulla  exceptione  sive  restrictione«  2.  Ut  Superior 
Ecclesiasticus  moralem  certitudinem  habeat  sive  de  cautionum  since* 
ritate  pro  praesenti,  sive  de  earumdem  adimplemento  pro  futuro. 
,3.  üt  cautionum  exbibitio  notoria  sit,  vel  saltem  talis  esse  possit  ad 
omne  scandalum  removendum. 
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Quae  cnm  ita  sint,  nnlla  ratione  fieri  potest,  ut  spes  Ula,  qnae 
unice  in  bona  volantatis  contrahentium  dispositione  fondatur,  veraram 
cautionnm  locnm  teuere  valeat,  tum  qaia  reapse  contrahentes  nnllam 
coram  Ecclesia  Obligationen!  assumerent,  tum  qnia  baec  spes  in 
praesenti  reram  conditione«  pront  ab  Eminentia  tna  descripta  est, 
non  excladit  imo  supponit  prolem  nascitnram ,  qnae  seqaitur  sexnm 
parentis  haeretici,  a  ministro  sectae  baptizandam  ac  institutione 
eidem  sectae  adscribendam  esse;  qaae  res  non  solum  totam  ratio- 
nem  cantioüam  pro  Ecclesia  subrerteret,  sed  cantionem  constitueret 
pro  haeresi.  Ex  bis  necessario  consequitnr,  fas  non  esse  in  expo* 
sitis  rernm  adjunctis  benedictiouem  nuptialem  impertiri.  Si  enim 
ahsgue  'canstsetis  catdionUms  nunqmm  licet  super  vdüo  mixtae  re- 
ligianis  dispensare^  mtdto  minus  licüum  ease  potent  saero  betiedic^ 
tionis  ritu  talia  matrimmia  honestare^  quae  juxta  inammssam  Ec^ 
clcsiae  doärinam  legi  non  solum  ecclesiasticae ,  sed  naturali  atqne 
divinae  omnino  adversantur. 

Qaare  Emmi  Patres  postquam  declararunt  valde  commeodan* 
dum  esse  istius  Hungarici  Regni  Epporum  Zelum  ob  ea,  quae  circa 
gravissimum  hoc  argumentum  jam  ab  ipsis  acta  sunt,  sive  Dei  et 
Ecclesiae  jura  in  publicis  Begni  Gomitiis  defendendo  et  propugnando, 
sive  praesertim  promovendo  fidelium  instroctionem  et  inculcando 
sinceram  Ecclesiae  doctrinam  quoad  mixta  connubia:  necessärinm 
omnino  judicarunt,  ut  Eppi  de  dispensationibus  super  impedimento 
mixtae  religionis  requisäi^  eas  nulUmode  concedant^  nisi  prius  a 
partibus  et  praesertim  a  parte  heterodoxa  consuetae  cautiones  exhi^ 
bitae  fuerint.  Nam  lex  civilis  prohibet  quidem  conjugi  baeretico, 
ne  filios  respectivi  sui  sexus  catholicae  Ecclesiae  baptizandos  et 
educandos  tradat,  sed  nuUam  eidem  poenam  cominatur,  si  prohibi- 
tioni  contra venerit ,  adeoque  pars  haeretica  nuUam  difficultatem  ha- 
bere poterit,  sive  in  praestandis  requisitis  cautionibus,  sive  in  iis 
adimplendis.  Tota  difficuHtas  se  habet  ex  parte  Parochorum^  contra 
quos  revera  poena  stattUa  fuit;  sed  pro  spectata  eorum  religiöne 
dubitandum  non*  est^  quin  poenas  patienter  potius  sustinere  parati 
sintf  quam  proprio  officio  et  ministerio  deesse,  Quamdbrem  Parochis 
praecipiant,  ne  praetextu  vitandi  poenas  a  lege  civili  sancitas  contra 
sacerdotes  in  Ecclesiae  sinum  recipientes  eos,  quos  ipsa  eadem  civilis 
lex  sectis  haereticorum  devovet^  atiquem  respuant  sive  a  baptismo^ 
sive  a  catholica  educatione^  sive  a  ceteris  Sacramentis;  quiniroo 
iisdem  Parochis  imponant,  ut  invigilent,  ac  mediis  opportunis  et 
pradentibus  satagant  inducere  parentes  in  mixto  matfimonio  viventes 
ad  servandos  et  implendus  promissiones  datas.   Si  quando  vero  con- 
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nubiuni  sine  cautionibns  necessariis  initam  fuerit,  non  pr< 
jagetn  catholicam  negligant,  sibique  ac  suo  peccato  relinqnäbt, 
stadeant  eara  ad  poenitentiam  addacere,  ut  saae  Obligation!  qQ( 
catholicam  edacationem  proli»,  qBaittam  potest,  satis  faciat:  qi 
qaamdiü  noft  pra<^titerH,  aut  saltem  sitM^ei^^pc^^^i^f^it^..^^^ 
suscipiendis  aUqae.  ipiiparataa  ceos^ri  debet.;  .Q;i^nemqiiei.deniqae"'(iei 
operam,  ne  unquam  accidat  aliqaem  perire'ex  siioräoT  ministroram 
incuria  et  negligentia.  Interea  oportanum  erit,  nt  £pjpf  coHatis 
prius  inter  se  consiliis  concorditer  ad  Apostölicnm  Begem  i^ursom 
habeant,  et  ab  indtando  ad  Regia  Comitia  nnnqnani  c^senf,  xA  rei 
catholicae  in  tarn  grave  didcrimen  addnctae  efficariter  cmisalefebir. 

1 

Haec,  Gmme  et  Bme  Dne,  postulationi  exhibitäe  respbndenda 
censuerunt  Emmi  Inqnisitores  Generales,  qnae  eomm  nomhie  ceteris 
Eppis  et  Ordinariis  istius  Begni  erunt  ab  Eminentia  töa  comnRmi- 
canda.  Interim  quo  par  est  obseqnio  Ejnsdem  Eminentiae  tuae  manns 
humillime  deosculor. 

.    Bomae  ex  s.  Öongr.  S.  Officii  die  21.  Jalii  I88Ö1 

^  P,  Caterini  Prae& 
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Eingabe  des  tintgartschen  Episkopates  vom  19.  März  188t  an 

das  k.  ungarische  Gesammtmiriisterfttm. 

.  (Aus  dem  Ungarischen  übersetzt  von  Dr.  Kürthy  j^mll,  zu  Budapesth.) 

^  D^r  §.  53.  des  Ges.- Art.  40.  vam  Jahre  1879,' des  ungarischen 
Str^gesetzbuches  über  die  Üebertretungen,  und  dessen  theilweise 
voa  einandeir  ajiweichenden,  theilweise  unrichtigen  Erklärungen,  haben 
in  den  yerschiedenen  Theilen  des  Landes  mehrfach  unangenehme 
YQrJ^pmmnisse  hervorgerufen,  welche  die  Gemüther  und  besonders 
dasi  Gewissen  der  Bömisch-Katholischen  in  grösserem  Masse  beun- 
ruhigten und  bis  zu  äem  gegenwärtigen  Tage  mit  gerechter  Besorg- 
niss  erfüllen. 

Es  ereignete  jsich  nämlich,  dass  rQmisch-katholische  Geistliche 
deshalb  vor  Gericht  gezogen  wurden,  weil  sie  auf  Grund  des  ein- 
müthig  gestellten  Ansuchens  von  in  gemischter  Ehe  lebenden  Eltern 
ohne  Bücksicht  auf  das  Geschlecht  solche  Kinder  tauften,  von  denen 
§.  12.  des  Ges.-Art.  53.  vom  Jahre  1868  besagt :  Die  Söhne  folgen 
der  Seligion  des  Vaters,  die  Mädchen  jener  der  Mutter. 

Die  Rechtssprüche  der  Bezirksgerichte  in  derartigen  anhängig 
gemachten  Fällen  waren  theils  verurtheilende ,  theils  freisprechende, 
je  nach  der  subjektiven  Auffassung,  des  ^ betreifenden  Blchters;  der 
Ausspruch  der  kön.  Tafel  in  Il.^Instanz  wurde  in  seinen  Argumen- 
tirungen  und  in  seinen  wesentlichen  Bestandtheilen  angegriffen. 
Solche  Fälle  endlich,  die  in  Folge  geschehener  Appellation  noch  in 
der  Schwebe  sfnd,  erfüllen  die  Betreffehden  mit* dem  Gefühle  der  Un- 
gewissheit  und  der  Besorgniss,  weil  die  ürtheilssprüche  der  Gerichte 
in  einem  als  Uebertretung  qualificirten  Vorgänge  vielfach  von  einan- 
der abweichen.  Eben  dasselbe  Schwanken  der  Ansichten  zeigt  sich, 
auch  auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Meinung,  insofern  selbe  dies- 
bezüglich in  der  Masse  zi;  Tage  trat  und  zeigte  sich  auch  in  dem 
Kreise  jener  unserer  ausgezeichneten  Bechtskundigen ,  welche  die 
Frage  von  rechtswissenschaftlichem  Standpunkte  aus  vertraten. 

Diese,  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  sowohl,  als  auch  in 
den,  für  competent  gehaltenen  Kreisen  zu  Tage  getretenen  Gegen- 
sätze, sind  wahrlich  darnach  angethan,  uns,  die  wir  im  Gewissen 
verpflichtet  sind,  über  das  Seelenheil  unsei%r  Gläubigen  zu  wachen, 
die  Bechte  unserer  Kirche  zu  wahren,  und  den  unserer  Leitung  un- 

29* 
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terstehenden  Geistlichen  unter  allen  umständen  Beispiel  und  Au- 
weisnng  zu  geben,  mit  grosser  Besorgniss  zu  erfüllen ,  weil .  wir  uds 
der  Einsicht  nicht  yersebliessen  konnten ,  wie  gefährlich  cUe  abw^- 
chende  Auffassung  der  oberwähnten  zwei  Gesetze  ffir  die  unwandel- 
baren Principien  unserer  hl.  Kirche  und  ihre  gottgegebanen  Rechte 
wäre,  und  wie  sehr  dadurch  auch  die  Freiheit  unserer  6ei3tlich6& 
bedroht  wurde,  wenn  diese  beiden  Gesetze  nicht  jene  Aicdlegnng 
erführen,  die  wir  denselben  gaben  und  als^e  einzig  mdgliche  ver- 
theidigten. 

§..  12.    des  Ges.-Art.   53.   vom  Jahre  1868  besagt  aämlich: 
»Von  den,  aus  gemischten  Ehen  stammenden  Kindern   folg«. die 
Knaben  der  Religion  des  Vaters  und  die  Mädchen  jener  dar  Mut« 
ter.    Jeder ,   wie  immer  geartete  Vertrag ,   Revers  oder  irgend  eine 
andere  Bestimmung ,   die  diesem  Gesetze  zuwiderläuft,    ist  auch  ia 
Hinkunft  ungültig,  und  hat  keinerlei  Rechtskraft. c    —    Eäne,  dem 
Gesetze  zuwiderlaufende ,   diesbezügliche  Bestimmung  ist  somit  hie- 
durch  nur  in  jenem  Sinne  für  ungültig  erklärt,  in  welchem .  sie  (bia- 
her)  ehedem  ^)  ungültig  war ;   das  heisst :   hinsichtlich  der  Bestim- 
mung, in  welcher  Religion  die  Kinder  erzogen  werden  sollen,  mischt 
sich  die  Staatsgewalt  nur  dann  ein,   und  gilt  gegenwärtigeB  Gesetz 
nur  für  jene  Fälle ,    in  welchen  die  Frage  strittig  wird ,    und  die 
Eltern  es  unterlassen  hatten,  oder  daran  gehindert  waren,  bezuglicb 
der  religiösen  Erziehung  ihrer  Kinder  in  Vorhinein^  kraft  des  ihReo 
zustehenden  natürlichen  Rechtes,  Bestimmungen  zu  treffen. 

So  erklärten  dieses  Gesetz  auch  Andere*),  da  es  genug  Bei- 
spiele dafür  gibt,  dass  der  katholische . Theil  mit  seinem  protestan- 
tischen Ehegenosseu,  und  zwar  in  den  Punktationen  des  BhecoBtrac- 
tes  ein  derartiges  Abkommen  traf,  däss  sämmtliche.  Kinder ,  ohne 
Rücksicht  auf  das  Geschlecht ,  vom  ersten  bis  zum  letzten,  in  der 
protestantischen  Religion  erzogen  werden  sollen. 

So  bat  auch  dieses  Gesetz  die  hohe  Regierung  selbst  Terstan- 
den,  als  sie  in  jenem  Theile  des  Strafgesetzentwurfes  ^  der  von  dea 
üebertretungen  handelt,  klar  und  deutlich,  Und  «war  gerade  in  dem 
§.  53.  das  Recht  der  Eltern  bezüglich  des  freien  Üebereinkommens 


1)  Apelött  =  ekedem ,  vorher  oder  bisher;  -r-  der  Ausdraek  ist  doppel- 
deutig ;  und  scheint  nach  dem  protestantischen  Geiste  der  ungar.  Le^BlaÜTe 
besagen  zn  wollen:  Alle  Beverse,  wenn  auch  im  G«setz>-  edear  Y^roidBUi^- 
wege  erlaubt  oder  geduldet/waren  stets  an  sich  ungültig,  well  der  protestan- 
tischen Propaganda  abtr&glieh.  (Anm.  d.  Uebers^) 

2)  D.  h.  die  ganze  protestantische  OHque  und  Propaganda;  was  aber 
nicht  in  der  Eingabe  gesagt  trird.  (Anm.  d»  Uebera.) 
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Stuf  nahm,  4oit  nämUeh,  wo  sie  nur  jene  für  fitrafiSllig  zu  erklären 
isvünschte ,  die  minorenne  Kinder  unter  achtzehn  Jahren  gegen  den 
^Willen  der  Mtern  oder  Vormünder  in  eine  andere  Religion  auf- 
nehnieB  ^).  .  . 

Wir  konnten  daher  nimmer  glauben,  dass  in  einem  Lande^  wo 
die  Gtewissensfreib^it  auf  Schritt  und  Tritt  verkündet  wird,  ein  Ge- 
setz erlassen ,  oder  einem  schon  erlassenen  Gesetze  eine  solche 
Erklärung  gegeben  werden  könne,  wodurch  das  heilige ,  natürliche 
und  unverjährbare  Becht  der  Eltern,  über  die  religiöse  Erziehung 
ihrer  Kinder  zu  verffigen,  einfach  vernichtet  wird,  während  eben 
dasselbe  Land  in  seinen  anderweitigen  Gesetzen  stets  die  Eltern  als 
Jene  betrachtet,  denen  es  zusteht,  die  Angelegenheiten  ihrer  min* 
derjährigen  Kinder  zu  versehen.  Wir .  konnten  es  nicht  glauben, 
dass  der  Staat  in  das  innerste  Heiligthum  der  Kirche  eingreifen 
und  ein  derartiges  Gesetz  erlassen  wolle,  dessen  Ausführung  zu  con- 
trolliren ,  es  geg«n  den  Willen  der  Eltetn  zu  exeqniren,  er  nimmer 
im  Stande  sein  wird^).  Wir  konnten  dies  um  .so  weniger  glauben, 
weil  wir  nicht  voraussetzen  konnten,  dass,  während  in  den  gebilde- 
ten grossen  Staaten  des  Auslandes,  sobald  irgend,  eine  Religion  auf- 
hörte, domittirende  Staatsreligion  zu  sein,  dieselbe  Frage  schon 
längst  im  Sinne  der  Gewissensfreiheit  und  des  freien  Entscheidungs- 
rechtes der  Eltern  gelöst  wurde,  —  Ungarn  seine  fortschrittliche 
Bahn  durch  solche  ZwangsmasEHregeln  2u  bezeichnen  wünsche,  welche 
mit  seinem  noblen  Charakter  und  seinem  ganzen  Seijp  im  grellen 
Widerspruche  stehen.  i 

Wir  konnten  es  nicht  glauben ,  dass  es  den  Eltern  verwehrt 
werden  sdlte ,  durch  freie  Vereinbarung  dafür  zu  sorgen ,  dass  in 
ihrer  Familie  jener  wohlthätige  Geist  herrsche ,  der  durch  die  Ver- 

1)  Da  aber  nach  obigem  Gesetze  der  in  gemischter  Ehe  lebende  Theil 
eigentlich  juridisch  gar  nicht  wollen  kann,  dass  sein,  ihm  gldehgesohlecht- 
liehe«  Kind  in  eine  andere,  als  seine  Bel^^ions-Genossenschaft  aufgenommen 
werde,  so  geschieht  dies  selbst  in  dem  Falle,  da  z.  B.  der  protest  Vater  den 
kathoL. Geistlichen  bittet,  sein  nengeWenes  £ind  zu  taufen,  nach  ungarischer 
Adyokaten* Auffassung  eigentlich  doch  gegen  den  Willen  des  Bittenden ! 

Zudem  hatte  die  hohe  Weisheit  der  Betheiligten  übersehen,  dass  eigent- 
lich auch  neugeborene  Kinder  »unter  18  Jahren«  seien ,  aus  welchem  Dilemma 
man  sich  später  ^idurch  herauBhelfen  wollte:  durdi  die  Taufo  fsme»  katholi- 
schen Gastlichen  werde  das  Kind  nicht  in  die  katholische  Kiridie  aufgenommen, 
sodgem  nur  einfach  --  Christ!  (Anm.  d.  Uebers.) 

2)  Ob  nicht!  Jeder  protest.  Geistliche  dient  hiebei  als  DetectiT;  den 
diesbezüglichen  Anzeigiin  derselben  wurde  von  Seiten  der  Begierung  stets 
Folge  gegeben ,  indem  sie  die  difüiplinäre  Zurechtweisung  der  betreff,  kathol. 
Geistlichen  rerlangte  und  mitunter  auch  erlangt  [!  ?]  hat.  (Anm.  d.  üebers.) 
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einigang  des  Herzens  und  Geistes  in  Einem  Glauben  im  Stande  ist, 
jene  Eintracht  zu  pflegen ,  die  durch  die  Verschiedenheit  des  Beli- 
gionsbekenntuisses  der  Kinder,  durch  den  Besuch  yersehiedener 
Schulen  und  von  einander  verschiedener  Kirchen  gestört,  und  nur 
zu  leicht  zur  Quelle  jenes  religiösen  Indifferentismus  wird  \  der  zu- 
letzt zum  offenen  Unglauben  fuhrt. 

Wir  konnten  es  nicht  glauben,  dass,  um  dies  Ziel  zu  errei- 
chen ,  nicht  einer  der  beiden  Ehetheile  dem  ihm  vom  Gesetze  ge- 
währleisteten Bechte  entsagen,  und  seine  Kinder  demgemSss  erziehen 
lassen  sollen  könnte;  da  doch  §.  6.  Ges.-Art.  38.  vom  Jalire  1868 
ausdrucklich  besagt :  »Es  ist  den  Eltern  oder  Vormändera  unbe- 
nommen ,  ihre  Kinder  zu  Hause ,  oder  in  Privat-  oder  öflfentlieheQ 
Lehrinstituten  welch'  immer  Bekenntnisses,  sowie  au6h  an  anderen 
Orten  befindlichen  Lehrinstituten  erziehen  zu  lassen:€  Wir  konnteo 
es  air  dem  gemäss  nicht  glauben,  dass,  was  ein  Gesetz  gewährt  und 
erlaubt,  ein  anderes  Gesetz  nehmen  und  verbieten  könne. 

Endlich ,  wenn  nach  §.  18,  Ges.-Art.  38.  vom  Jahre-  1868 
»Findlinge  und  überhaupt  solche  Einder ,  deren  Eltern  nnbekannt 
sind ,  der  Religion  Dessen  folgen ,  der  sie  angenommen  hat  ^) ,  und 
falls  sie  in  ein  Findelbaus  gegeben  werden,  welches  irgend  einer 
bestimmten  Gonfession  gehört,  in  dieser  Confession  zu  erziehen  sind« 
—  so  glauben  wir,  dass  die  Eltern  ausser  ihrem  natfirlichen  Bechte 
auch  kraft  dieses  Titels  berechtigt  seien,  Aber  die  Reli^on  ibrer 
Kinder  Vereinbarungen  zu  treffen,  für  welche  sie  sorgen,  welche  sie 
kleiden  und  erhalten,  und  wenn  die  hohe  Regierung  im  Yerord- 
nungswege  zu  erlauben  befand,  dass  einzelne  Eltern,  die  trotz  ihrer 
erklärten  Confessionslosigkeit  denn  doch  irgend  einem  christlicben 
Religionsbekenntnisse  angehören,  ihre  neugeborenen  Kinder  bei  der 
bürgerliehen  Obrigkeit  einschreiben,  und  in  einem  soloben  Bekennt- 
nisse erziehen  lassen  konnten ,  das  durch  unsere  Staatsgesetze  nicbt 
anerkannt  wird ;  —  wie  ist  es  dann  möglich,  Eltern,  welche  einer 
gesetzlich ' reeipirten  Religion  angehören,  das  Recht  zu  bestreiten, 
hinsichtlich  der  religiösen  Erziehung  ihrer  Kinder  Vereinbarungen 
ti^effen  zu  dürfen? 

ITebrigens  sind  wir  überzeugt,  dass,  sowie  unter  dem  Binflusse 
unnatürlicher  Zwangsgesetze,  das  religiös-sittliche  Leben  nie  zu  hö- 
herer Blüthe  gedeihen  kann,  vielmehr  der  selbst  am  Busen  der  Fa- 
milie fortwährend  geschürte  Gegensatz  der  Confessionen  und  sitt- 
lichen  Anschauungen   nur   zu.  immer   steigender   Vergiftung   der 


1)  =^  adoptirt,  zu  sich  genommen.  (Anm.  d.  TTebersi) 
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socialen  Verbältoisse  und  zum  Verderben  des  Staates  dienen  und 
fuhren  iBuss  —  es  andererseits  für  gewiss  zu  erachten  ist  >  ^ss, 
Tivenii  die  staatliche  Gesetzgebung  ohne  Qrund  eine  Handlung  zum 
Vergehj^  oder  zur  Uebertretung  stempelt,  die  dies  ihrer  Natur  nach 
xiicht.  sein  kann ,  welcbe  die  öffentliche  Meinuäg  nicht  däfftr  hält, 
und  welcbe  in  vorgeschritten  europäischen  Gesetzgebungen  schon  ^ 
längst  iür  einen  ubßrinrundenen  Standpunkt  gilt,  ~  dass  ein  solches 
Vorgehen  in  seinen  Folgen  auch  für  den  Staat  nur  gefährlich  sich 
erweisen  ktone. 

Ferner  sind  wir  der  Ansicht,  dass  man  bei  Erklärung  und  Aiiwen- 
duQg  eines  Gesetzes  die  iratio,  legisc  nicht  ausser  Acht  lasseh  dürfe, 
w^cbe  den  Gesetzgeber  bewog,  das  Gesetz  zu  erlassen,  und  dien 
Zweck,  welchen  ebenderselbe  durch  dies  Gesetz  erzielen  wollte.  Nun 
enthalten  §§.  .1—7.  Ges.- Art.  53.  vom  Jahre  1868  die  Bestim- 
mungen, be^glich  der  ßeligionsänderung,  resp,  des  üebertrittes  von 
einer  Confession. zu  einer  anderen;  —  upd  in  §.  53,  6ös.-Art.  40. 
vom.  Jahre  1879  wollte  die  hohe  Regierung  laut  des  vorgel^teü 
Geseitzentwurfes  jene  für  straffällig  erklären ,  welche  Minderjährige, 
unter  18  Jahren,  gegen, den  Willen  ihrer  lEltern  oder  Vormünder 
aus  eiiier  Confession  in  die  andere  aufnehmen.  Diese  Ansicht  ^) 
herrschte  während  der  ganzen  Yerhandlungen,  sowohl  im  Unter-  als 
auch  im  Oberbause ,  und  zwar  mit  Beziehung  auf  die  ini  53.  Ge- 
setz-Artikel vom  Jahre  1868  stipulirten  Üebertritts-Modalitaten ;  — 
gegenwärtig  jedoch,  in  der  Anwendung,  scheint  diese  Ansicht  gänz- 
lich fallen  gelassen  zu  sein ;  der  oft  erwähnte  Paragraph  tvird  nicht 
vom  Uebertritte  verstanden,  sondern  aucih  auf  solche  Fälle  ausge- 
dehnt^ welche  dem  Gesetzgeber  nicht  vor  Augen  schweben  konnten, 
welcbe  er  in  seine  Machtsphäre  nicht  konnte  ziehen  sollen,  und 

1)  Dieser  Satz  ist  auch  im  ÜDgarischen  etwas  schwer  stylisitt  mid  will 
wohl  l»esageii :  »die  Ansicht,  dass  sich  der  neuere  Gesetzentwurf  nur  in  diesem 
eingeschränkten  Sinne  auf  den  ält^eren  beziehe  und  kein  neues  Gesetz  begrün- 
den wolle,  herrschte.«  —  Die  Sache  liegt  in  Wirklichkeit  so,  dass  gerade  diese 
Zweckbeziehung  zwischen  §.  53,  Art.  40.  von  1879  und  Art*  53.  von  1868  im 
Sinne  der  protestantischen  Propaganda  lag,  wml  man  dadurch  §.  12,  Art.  58. 
von  1868  die  Sanction  geben,  und  allfallsiges  üebereinkomBien  tOQ  Eltern  ge- 
misohterBdigion  dadurch  unmdglich  machen  wollte,  dass  man  den  katholischen 
Geistlichen  straffällig  machte,  der  z.  B.  den  Sohn  eines  protestantischen  Vaters 
taufte.  Im  umgekehrten  Falle  wird  ja  der  protestantüsche  Geistliche  von  uns 
nicht  angezeigt!  Darum  wählte  man  auch  für  »aufnehmen«  dasWort  »f^ves,« 
dessen  eigentlicher  Sinn  strittig  war,  bis  endlich,  weil  der  Skandal  zu  gross 
wurde  tind  »chon  mehrere  Geistücfae  hatten  eingesperrt  wer^n  nfüssea,.  die 
oberste  Entscheidung  erging:  die  Taufe  sei  keine  »Aufnahme«  in  irgend  eine 
Confession,  sondern  nur  in*8  Ghristenthnm.  (Anm.  d*  Uebeni.) 
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welche  gam  duacfa  aagetha 

die  hohe  Uej^enuig  sowohl 

Preis  orhalteD  will,  «a  nntei 

Besorgnisse  einai   Mitglied« 

das  in  -  Oberhanse  die  BefE 

eeiaer  Anweadaitg  nichts  Anderes  sein,    als  dieneae«  jedoch  mcht 

Terbeaserte  Abh^b   des.  §.   12,  6ea.-Art,   58.  vom  Jahre. 1^68,  in 

8«ner  starrsteD  Anstegung. 

Wenn  wir  nach  alle  dem  noch  erwUmeo,  dass  der  oft  «rwäfant« 
$.  63.  in  seiner  Anwendung  nioht  die  Eltern  treffe,  die  ans  frwr 
EntstMieaanng,  kraft  des  ihnen  in  jedem  freien  Staat»  Kustehenden 
Hechtes  darvm  aosachen ,  ihr  Kind  m^e  vom  katholiaclwii  Geist-  ' 
lieben  getauft  w»den,  —  die,  wenn  sie  selbst  öberzi^tceten  wfiuscti- 
ten ,  hiebei  nach  §.  14,  Qes.-Art  53.  vom  Jahre  1868  alle  ifare 
Kinder  bis  zu  7  Jahren  in  jene  Beligionsgffl&fflnsehaft  nütnebmeo 
kJhinteD,  in  welche  sie  selbst  übertreten, .—  aonderai  dass  dieser  Fa- 
ngraph die  Geistlieben  trifft ,  die  durch  das  gJJttUche  Qesetz  va- 
ptlichtet  sind,  die  Sakramente  allen  Jonen  za  speodm,  welche  Belhe 
nach  den  Gesetzen  der  Eirdie  bitten  oqd  ztun  En^i^ange  ftbig  sind, 
•—  dann  gUoben  wir  jene  Misslichkeitea  hinlftoglich  geschildert  zn 
haben,  welche  g.  A3,  nothwendigerweise  nach  sich  zieht,  and  jene 
Gefahren,  welcbefi  mmm  katbolischßn  Gl&obigea  und  besonders  die 
Geistlichen  ausgesetzt  sind. 

Wir,  hohes  k^lnigL  Hinisteriuin,  sowie  die  nHS«%r  Leikang  oik- 
tersteheode  GeteUiehkeit,  kffnnen  ans  kraft  d^  erhalteaea  gf^Ulitdtcn 
Sendnng  in  der ,  Ertällung  der  Pfii«^ten  nnseres  hl.  Amtes  ^rtb 
keinerlei  derartige  Hindernisse  abhalten  lassen,  denen j  die  tun  die 
Sakramente,  deren  von  Christus  dem  Herrn  gesetzte  nnd  beauftragt« 
Ausspender  wir  sind ,  ansuchen  nnd  ihrer  würdig  sind,  dieselben  m 
erthetlen.  !N'icht  nnr  unser  Beruf  befiehlt  uns  so  zu  handelu,  sondern 
es  berechtigen  uns  biezn  auch  seit  Jahrhunderten  die  Gesetze  uDse* 
res  Vaterlandes,  und  hierin  stehen  zu  ans  die  Tansende  unserer 
Geistlichen  und  die  Millionen  unserer  Gläubigen.  Auch  im  Nameo 
der  Gewissensfreiheit  glauben  wir  berechtigt  zu  sein,  so  zu  bandeln. 
Denn  wenn  unsere  Gesetze  den  anderen  Confessionen  eben  diese  Ge- 
wissensfreiheit garantirten  und  garantiren,  nfid  wenn  diese  liinsicbt- 
licb  dieser  anderen  Confessionen  ein  Grundgesetz  bildet,  so  bildet  sie 
dasselbe  auch  fQr  uns,  und  wir  kennen  es  nimmer  zulassen,  dass  die 
gjjttücbe  Lehre  unserer  Kirche  in  irgend  einer  Hinsicht  Einbusse 
erlitte. 

Da  somit  die  obenerwähnten  beiden  Gesetze  jene  Bennmbigang 


an  das  k.  ungar,  GesammtminüteHum.  4&7 

erzeugen,  die  sich  im  Lande  allgemein  beinerkliefa  macltt,  und  da, 
-was  gegenwärtig  der  Taufe  wegen  geschieht,  au^^h  der  anderen  Sa- 
kramente wegen  sieh  ereignen  kann,  da  ferner  es  miofat  die  Intention 
der  hohen  Begiening  sein  kann,  die  Aufregung  wachsen  oder  axtch 
die  Auktorit&t  der  Qeisläiche»  darch  deren  SteUang  vor  Oericht 
schnAtetn  zn  lassen,  und  da,  wie  die  Erfahrtiag  Ißkrtv  dieTon^eiflan- 
<let  abweichenden  ürtheile  und  deren  noch  abwd^l^ndereMotimong 
es  nicht  hoffen  lässt,  dass  die  Judicatur  die  ohsefawebende  Verwirrnng 
beheben  und  mit  uns  auch  die  Millionen  unserer  katfaoUseMn  Gläu- 
bigen beruhigen  werde:  —  so  erstreckt  sich  unsere  ehrfarchtsvoHe 
Bitte  dahin ,  ^ie  hohe  Regierung  mOge  diesen  üebekiUmde  durch 
eine  Novelle  steuern ,  damit  nicht  die  erwähnten  Paragr apben  mit 
der  Zeit  wieder  zur  Beruhigung  der  Eltern  und  Behelligang  nus«^ 
Geistlichen  hervorgeholt  wArden.  *    - 

Wir  sind  überzeugt,  dass  die  hohe  Regierung  nuch  heute  noch 
von  jener  weisen  Ueberzeugung  geleitet  werde,  w^kher  eie  Ausdruck 
verlieb,  als  sie  den  Gesetzentwurf  über  die  Uefeertretungen  auf <den 
Tisch  des  At^eordnetenhauses  niederlegte.  Demnach  wär^§;  12, 
Ges.-Ari  58.  vom  Jahre  1868  und  dad  Stmfgesebs,  betreffend  die 
üebm^tl^tungen  einer  solchen  Modification  zu  utit^a»eheUi  durch 
welche  das  Recht  von  in  gemischter  Ihe  lebenden  Eltern,  be^u^lich 
der  Religion  ihrer  Kinder  eine  freie  Vereinbarung  zu  treffeft^  ge- 
wahrt würde.  '^^ 

Nach  Gott  seilen  wir  unser  volles  Vertrauen  in  die  Heiligkeit 
unseres  guten  Rechtes,  in  die  Gerechtigkeit  unserer  Bitte  und  iä  den 
Rechts^nii  einer  höhen  Regierung,  indem  wir,  untör  Wiederholung 
unserer  Bitte  mit  ausgezeichneter  Hocha(5htung  verharren  eti^J 

Nachschrift  des  lieber  Setzers.  ' 

Auf  diese  Eingabe  ist  unseres  Wissens  eine  oMcielle  Antwort 
nicht  erfolgt;  wohl  abßr  sind  neuerdings  mehrere  Geistliche  »gesetz- 
widrigere Taufen- wegen  angeklagt  und  verurtheilt  worden.  So,  der 
Kaplan  und  der  Pfarrer  von  Altofen- und  ein  Kaplan  in  Tolis^  Bio- 
cese  Raab.  Da  einige  dieser  Fälle  im  Insxanzenzuge  bis  vor  den  ober- 
sten Gerichtshof  gelangten,  so  hoffte  man,  vielleicht  auf  irgend  welche 
beschwichtigende  Zusagen  gestützt,  es  werde  ein  für  die  untren  Ge- 
richtshöfe allgemein  verbindliches  Präjudiz  erfolgen,  was  aber  nach 
der  im  jüngsten,  dem  Falle  Eser,  erflpssenen  oberstrichterlici^en  Ent- 
scheidung wenigstens  nicht  ausdrücklich  geschehen  zu  sein  scj^eini 
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Entscheidung  der  kBntgl.  urlgar.  Curie  vom  3l;4Rärz  tSffi  in 
Sachen  Wendelin  Eser's,  Caplan^  zu  TofisV    ^ 

betr,  die-hath.  Taufe  eines  Kindes  aus  gemiscMer  Ehe. 
Mit|;etbeüt  von  Dr.  Kossurdnyi  Emerich  in  Brlau.  '        ^ 

In  SnrftgADgi  4^»  §.  63.  des  G.-A.  SIL,  y^»  Ja^^  lß.79  deD- 
j^nigen  iat .  strafbar  erklärt»  der  eiu.  lBdfyi44^m,  :if)elohes(ja(9Jii  Iß^  Le- 
bensjahr nodk  ateht  TöIUnde(t  hat,  den  Beatimm9Dgeii;4e^Q.-A^ XIII. 
vom  Jahre  1668  eotgegen  iü  ein  wd^ea  BeligM)QabekeAntQi^  ^i(f- 
nimnit;  >—  :   -  • 


^'  t. 


In  Ernftgiuig^  dass.  §<  521,  a^A;  Xk  fem  Jfa^re  ,1^7^  n^ilierB 
A^nordnungen  * .  entlrtlt  i  iMoägHck  der  •  a&f .  -  die  iüeb^ro^OQg  foii 
je  äiner  ««rMgnng  des  §..  5.  Q,-A.  XKSVJI»  ^m  Jdbrjd.IßSp  über 
die  Siaf&hmiig.dei  ang.  Sbrafgesetzbücfaea  u^d  dea  CkrA«  Uli.  vom 
Jahre  1868  geseb^a  Strafen. 

Iit  BtwfiigaBg  ferner,  dass  -  in  :dew  an  let^t^r  3t0ll4 1  ^tijte^.  Ge* 
eetzartikel,  nach  FestateUang  der  S#uigQQgen  uad  S^NiiM^^toi, 
unter  wekhen  die . Aafaafame  eines  IndmdnninB,  welcb^s  ans  eine^ 
Gonfeiiaion  in  dia  an^e  dbertreten  will,  zu  ericdgeo.  baAi  i§}  12.  mit 
aller  BestimmthNit  veri^dnet':  dass  von  Kiaderiii  die:  aus:  einep?  ge- 
mischleB  She  siamineB^  die  Enabea  der  Beligioa.  des ; Vaters^: die 
Mädehen  jener  itsc  Matto  folgenV  wobei  isüglcdcb  jedweder  eo^egen- 
stehende  Contract,  Beyers  oder  anderweitige  Anordnung  för  ai^^g 
erklärt  wird;  —  ferner  nach  §.  13.  an  der  »religiösen  Erziehnngc 
der  Kinder  weder  das  Ableben  des  Einen  der  beiden  Eltern»  noch 
die  gesetzliche  Trenünng  der  Ehe  eine  Aendernng  hervorrufen  kann; 
sodann  nach  g.  14.  in  dem  Falle , ,  dass  Eines  der  Eltern  ia  einer 
andern  Beligioi^gm&einde  ub^toitt,  als  jene  ist,  zu  welcher  es  bis- 
hei'  gehört  hat,  jene  Kinder,  welche  das  siebente  Jalir  VAllendeten. 
den  üebertretendea  d^a  Geschleehte  nach  folgen r  —  endlich,  dass 
§§.  15.  und  16.  die  vor  oder  ausser  der  Ehe  geborenen,  jedoch  .durch 
die  Heirath  oder  Anerkennung  von  Seite  des  Vaters  legitimirten 
Kinder  hinsichtlich  der  »religiösen  Erziehung«  denselben  Vorschriften 
unterstellen,  wie  die  gesetzlich  geborenen  Kinder,  die  »Aufnahmec 
jedoch  aus  einer  Beligionsgemeinde  in  die  andere  in  der  ganzen  Aus- 
dehnung des  LIIL  G.-A.  vom  Jahre  1868   nur  an  einer  einzigen 
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Stelle,  ia  §.  6.  erwähnt  wird,  welcher  Paragraph  mit  aller  Bestimmt- 
Iieit  auf  den  Uebertritt,  insonderheit  auf  die  »Aufnähmet  des  üeber- 
tret'enden  sich  bezieht.  — 

In  Erwägung  endlich  jener,  den  Zweck  des  Gesetzes  deutlich 
darstellenden  Motive,  auf  Grund  Wtßher  §.  53.  des  G.-A.  XL.  vom 
Jahfe^ii^Ti^^  angetöm»$Q  wurde,  mi^  in  walfb^^^t ^4l^if»hI9SS 
jeden  Zwei^i^em^r^^ilMljmi  w^rde^^as^  Ibi  df^m  Parafraphen  die 
Berufupf  auf  den  53,  G.-Ä.  von  3L868  desshalb  aufgenommen  werden 
musste,  um  selben  mit  den,  den  üebertritt  regelnden  Bestimmungen 
des  zuFetzt  erwähnten  Gesetzes  in  Einklang  zu  bringen, 

kann  keinerlei  Zweifel  obwalten,  weder  darüber,  dfl»s  der  §.  53. 
des  Strafgesetzb.  Aber  D^berfeetuogeö  sieb  nieht  auf  alle  Bestim-: 
mungett  des  Lin.  G.*A.  vom  J.  1868  bezieht  ^  noek  s^fa  darüber, 
dass  der  §.  58.  d^  Skäfgei^isb.  über  Ü^ertretungeti  eiiitig  und  alMu 
nur  die  üebertretung  der  auf  den  üebertritt  in  irgend  ein  cfarastf 
liebes  Bekenntniss  bezüglichen' BestimmQng  des  G.^Aj«  lilQ.  vom 
Jahre  1868  ,mlt  den  strafrechtüehen  Folgen  belegst  ^bat  ^ 

Da  jedoch  nach  den  Daten  4es  vorliegeodeu  Processes  der  Fall 
eüües  Üeber^t^tes  nicht  gegeben  Ist  ^  zumal  bei  umnandigen  Kistd^n 
(Kisded  =  infans)  nicht  nur  der  üebail^tb  an  sidi,  soiideim  aUcb 
dessen  Möglichkeit  atisgesehloSBen  ist;  so  wsu'en  die  den  Gegenstand 
der  Anklageti  bitdeiiden  Handlungen  nicht  unter  den  Gesiehtspsinkt 
des  §.  53.  des  Uebertretungs-'Stirafgesetsbuefaeft  tu  beziehen« 

Alldem  tVL  Folge  war  aus  Mattel  eines  strafbaren  Tfaatiie- 
standes  die  Berufung  des  beklagten  Wendelin  Esi^  auf  Grund  d^s 
§.  43.  des  Vollzugsgeset^es  Folge  zu  geb^  u&d  mi^r  Al)isiderttng 
des  Spruches  zweiter  Instanz  das  Urtbeil  der  et^steii  Instanz  zu.  be- 
stätigen. ■  *  •  ••    ■     • 

Vorstehende  Entseheidmig  wurde  vom  ungarischen  obeisten^Gei' 
rk^htshof  zwar  mit  Stimmeneinheit  gefällt,  ist  jedoch  nieht  «unter 
jenen  Formalitäten  zu  Stande  gekommen,  wdche  in  .Ungarn  für 
Feststellung  eines  eigentliefaen  Präjudilses  erfoFäedieli  sind.  Biesiten* 
Qtigeachtet  hofft  die  ungarische  katb.  Presse,  geatzt  auf  die<  Mo* 
tive  der  Entscheidung,  die^lbe  werde,  als  eine  auktoritebive,  in  der 
Praiis  die  Wirkung  eines  Prä|ttdi2ee  haben. 
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XXXVI. 

Entscheidang  des  k.  k.  Ssterr.  VerwattimgsgericbtsbdfBS  vom 

16.  Februar  1882  Z  168, 

betr.  die  ErhaUüngskosten  bezüglich  der   Wohnffebäude   des  €ftist' 

lichetk  bei  Expo^ituren, 

Mitgetheilt  von  Hof-  und  Gericbtsadvocat  Dr    Vicior  Fuchs  zu  Wien. 

Eine  Stande  von  der  oberösterrekhiscb^  Pfarre  Oatermiethiag 
entfernt  liegt  die  Expeeitar  Haigetmoos« 

Im  Jahre  1879  stelHe  sieb  in  der  J^^stg^KswntanrEzpesiJiinr  die 
Nothwendigkeii  der  Heretellnng  eioee  neuen  Garieni^aones  heraos, 
irelcher  nrsprüBglicb  anf  330  fl.  präUmi^ärt«  na<?li  ges^hehenar  Uer- 
stellung  desselben  jedoch  mit  322  fl.  eollaiidirtQnili^diri;. wor- 
den ist 

Die  Besirbhaoptmainiidcbaft  BrAnnau  hat  nun  joaittfl^t  Erlasses 
vom  10:  April  1879 dahin  erkannt,  dassdiediesbezägliehea Herstellungs- 
kosten 4e»  Oartenzaunes  von  der  geseteliobien  Bau-ConciuTeaz  za 
tragen  seien,  und  dass  demnach  der  Triton  mt  Be^^hlujog  der  Pro^ 
fessionisten- Arbeiten,  die  Gem^nde  jedoch  ssur  Besahln^g  der  übrigen 
Kosten  verpfiichtet  seien^ 

Ungeachtet  dieser  Eclass  bereits  längst  reebtskr&ftig  wa^,  hat 
die  Statthalterei  in  Linz  mittelst  Amtsverffigiing  vom  21«Sepiteniber 
1879  dahin  zu  entseheiden  befunden,  daas  die  geiydfa^liohe.  6an-C!on- 
currenz  im  gegebenen  Falle  nicht  einzutreten  hisibe,  sondern  dass  der 
Pfarrer  von  Ostermiething  dde  Päicht  2ur  Zahlung  dieser  £(erstel* 
lungskosten  habe.  Dieser  Erlass  der  k.  k^Statthalterei  wurde  damit 
begründet,  dass  das  BaurNormale  vom  2L  April  1807  die  Baaher- 
stellungen  an  Pfarrhofgebäuden  nur  dann  d^r  gesetzlichen  Bau- 
Goneunrenis  aufiastei,  wenn  das  Pfründen-Einkommen  zur  Bestreitung 
der  Baukosten,  respective  zur  Rückzahlung  eines  eventuell  aufzu- 
nehmenden Bau^Capitales  ohne  Schädigung  der  Congrua  des  Pfarrers 
nicht  hinreiche  und  auch  das  Eirehen vermögen  nicht  in  der  Lage 
sei,  die  Baukosten  zu  übernehmen.  Nachdem  die  S^elsorge^tation 
Haigermoos  nach  dem  Inventare  der  Pfarrpfründe  Ostermiething  eine 
Filiale  der  letzteren  sei,  nacbd^n  ferner  diese  Filiale  durch  einen 
Capellanns  expositus  pastorirt  werde,  so  müsse  als  e^entlicber 
Karrer  von  Haigermoos  der  Phtrrer  von  Ostermiething  betrachtet 
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werden,    demzufolge   derselbe  mit   Bficksicht  auf  die  Höhe  meines 
Pfründen-Einkommens  auch  als  baupflichtig  zu  erkennen  sei. 

In  Folge  dieser  Entscheidung  wurde  der  Erlass  der  k.  k.  Be- 
zirkshauptmannschafb  Braunau  aufgehoben  und  dem  Pfarrer  von 
Ostermiething  aufgetragen,  die  Herstellung  des  Gartenzaunes  zu  be- 
zahlen. Dagegen' hat' der  Pfarrer  von  Ostermiething  an  das  Cultus- 
Ministerium  den  Becurs  ergriffen ,  welch'  letzteres  jedoch  (}ie  Ent- 
scheidung der  obesrösterreichischen  Statthalterei  bestätigt  hat. 

In  Folge  dessen  hat  der  Pfarrer  von  Ostermiething  die  Be- 
schwerde beim  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofe  in  Wien  ergriffen  und 
mit  der  Vertretung  dieser  Beschwerde  beim,  genannten  Gerichtshöfe 
den  Höf*  und  Gericbtsadvokatea  Dr.  Victor  Fuchs  betraut. 

Am  16.  Februar  1882  fand  über  diese  Besehwef de  die  Verband- 
lang heim  Verwaltungsg^chtshofe  statt  und  wurde  d«Q  Ministerium 
für  Cultus  und  Unterricht  dureh   den  Sectionsrath  Bitter  v.  Spann 
vertreten.    Der  Vertreter  des  Beschwerdeführers^  Dr.  Victor  Fochs, 
machte  zunächst  formelle  Einwendungen  geltend^  und  «war  dahin  ger 
hend ,  dass  mit  Bücksicht  darauf,  als  der  Bescheid  der  Bezirkshaupt- 
mannschaft Branna^  bereits  in  Bechtskraft  erwachsen  war,  die  Statt- 
halterei  kein  Becht  gehabt  habe,  mittelst*  einer  Amtsverfügung'  den 
Erlass  der  Bezirksbauptmannschaf t  Braunau  nufzuhdbea  und  demiiach 
an  Stelle  der  gesetzlichen  Bäu-Concurrenz  dem  Pfarrer  von  Ostermie- 
thing die  Zahlung  der  Herstellnngskosteii  desGartenzaufi^s  auf^nttagern. 
Was  die  materiellen  Einwendungen  anbelaogtv  so  machte  der 
Vertreter  des  Beschwerdeführers  zunächst  gelteöd^  dass  nach  d^n  ge- 
setzlichen Bestimmungen  des  Hofdecreies  vom  Jahre  1807  im  gege- 
benen Falle  ohne  Zweifel  die  gesetzliche  Bau-Goncurreu^  einziltretSdn 
habe,  wonach  mit  Bücksicht  darauf,  als  die  Pftirre  Ostermiethinig, 
sowie  die  dazu  gehörige  Filiale  Haigermoos  alte  Pfarren  seien,  das 
Kirchen  vermögen ,   und  insoferne  dasselbe  keinen  Ueb^scku^  hätito,; 
der  Pfarrer,  insoweit  sein  Einkommen  über  die.gesetzlieh^  Competenz 
hinaasreicht ,   tind  sohin  in   subsidio  der  Patron  und  die  Gemeinde 
zahlnngspfilchtig  seien.  Aber  auch  angenommen,  jedoch  nicht  mge- 
geben,  dass  die  gesetzliche  Bat •^Goncurrenz  nieht  eintreteii  wCIrde, 
könnte  von  einer  Zahlungspflidit  des  Pfarrers  in  Ostermiething  nrcht 
die  Bede  sein,  nachdem  die  Seelsorgs- Station  Haigermofos  in  Anbe'^ 
tracht  dessen,  dass  der  Seelsorger  in  Haigermoos  die  -Administi-ation 
dieser  Seelsorge-Station  ganz  selbstständig  führt,  in  der  Ausführung 
seiner  Functionen  vom  Pfarrer  von  Ostermiething   ganz  unabhängig 
ist,  die  Vermögensverwaltung  mit  den  Zecfapröfosten  ganz  selbststiüi- 
dig  führt,  femer  die  Kir<$henrechnnng  allein  1^,  endlich  ianch  was; 
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die  Spirttoaliea  anbelangt,  beispielsweise  die  Weihe  des  Taufwaesers 
Yornirnmt  n.  s.  w,  —  als  eine  selbstständige  Seelsorge^Staüdn  be- 
trachtet werden  iDosse,  demzufolge  der  Pfarrer  von  Ostemiietbing 
nicht  als  Pfarrer. von  Haigermoos  angesehen  und  daher  zar  Zählung 
der  Herstellangskosteu  in  Ansehcuig  der  pfarrliehen  Gebäude  ^u  Hai- 
germoos nicht  btt^aogezegen  werden  könae. 

Aber  wenn  sogar  angenommen  werden  wollte,  dass  cter  Pfarrer 
in  Ostermiething  als  Pfarrer  von  Haigermoos  anzusehen  sei,  80  kannte 
im  gegebenen  Falle  von  einer  ZahluQgsverbindlichlceit  dessefben 
keine  Rede  sein,  nachdem  das  Einkommen  des  Pfarrers  von  Oster- 
miething .  nicht  einmal  die  gesetzliche  Gompetenz  erreiche  und  daher 
mit  Bücksicht  darauf,  als  derartige  HerstellungdEOsten  von  dem 
Pfarrer  ans  dem  Piarreinkommen  nur  dann  zu  bezahlen  seien,  wenn 
sein  Pfarreinkommen  über  die  gesetzliche  Congrua  hinausreicfat,  auch 
dem,  Pfarjrer  vo|  Ostermiething  die  Zahlung  dieser  Herstellungs- 
k^ten  nieht  iraputirt  weacdea  könnte. 

Das  Erkenntniss  des  k.  k.Vetwaltungsgericfatshofes  laotete^dahin : 
Die   angefochtene  Entscheidung  wird  nach  §.  7.  des  Gesetzes 
vom  22.  Oktober  1875  B.  G.  Bl,  Nr.  36.  ex  1876  aufgehoben.c 

Entscheidungsgründe, 

Die  angefochtene  Entscheidung  iusst  darauf,  dass  die  Herstel- 
luAg  des  Gartenzaunes  in  Haigermoos  zu  jenen  Herstellungen  z&hle, 
welche  nach  dem  Bauconcurrenz-Normale  von  1807,  Hofdecret  24. 
April,  Pol#  J.  S.  .28«  Bd,  Nr.  58.  dem  Benefiziaten  allein  obliege. 

Der  Verwakiaugsgeirichtebof  konnte  diese. Anscltai|uujg  nicht  als 
richtig  an^kennen,  weil  diese  Herstellung  nicht. als  eine  solche  sieh 
darstellt, .  welche  blos  die  Erhaltung  der  Pfan-,  Wohn-  und  Wirüi- 
schaftsgebäude  bezweckt,  oder  gar  durch  die  im  Absatz  3.  des  Nor- 
males sifigß^&brten  Momente  herbeigeführt  worden  wäre.  * 

Es  handelt  sich  vielmehr  um  einen  unter  Punkt  4,  resp.  5 
(Sefalttsssatz)  des  Normales  zu  subsummirenden  Baufall ,  beaiebung»- 
weise  nachdem  die  Bauherstellung  auf  Grund  einer  freilich  nicht 
correkten  Concurrenz- Verhandlung  durchgeföhrt  worden  ist,  um  die 
Featstel^uqgi,  welche  im  Gesetze  angeführi«e  Concurrenz-Faktoren  und  in 
welchem  Masse  jeder  einzelne  zu  dem  Bauaufwande  beizutingen  habe.. 

Der  Verwaltungsgericbtshof  musste  daher  die  angefochtene  Ent- 
scheidung, mit  welcher  der  Pfarrer  von  Ostermiething  zur  alleinigen 
Herstellung  verpflichtet  wurde,  nach  §.  9.  des  Gesetzes  vom  22.  Ok- 
tober 1875  B.  G.  Bl.  1876  Nr.  36.  autbeben. 

Der   Yerwaltungsgerichtshof  war  jedoch   nicht   in   der  Lage, 


übet  die  Concttrrenzpflicbt  xmi  das  Mass  derselbeai  hinsichtlich  der 
elinzeloen  Faktoren  ab^pprecheu,  weil,  wie  bereits  erwähnt,  ei\k^ßm 
(jreaeUien  mtspr echenäe  GonQnfrenz»Yexh?^xid\wg  gär  nicht  Platz  ge- 
griffen hat  und  weder  dem  Pfarrer  von  Ostermietbing  noch  dem  Pa- 
trop  Gelegenheit  gegeben  wurde,"  ihre  Eecbte  zu  wahren. 

Es  erscheint'  die  gegtnwirtige  Äktenläge^  lör  einen  definitiven 
Ausspruch  in  diesem  F^ulcte  um  so  weniger  geeignet,  als  auch  das 
Vo^hatniss-  der  Seelsoi^geistation  .in  * ; Haigermoos  zu  jener  .ia\  Oster- 
mietbiing  eben  auch  nicht  voUkoui^e,n.. klargestellt  ist,  .da  die  Adr 
ininistrativrÄkten  dai^uber ,  oh,  ^aigermoos  eine  selbstständige  Seel- 
sorgsstation  ist,  oder  nicht,  hi^htJm  Einklänge  stehende  Angaben 
enthalten.  •  •  .        '  > 

So  ist  im  In^enter  vom  Jahre  1S82  Haigermoos : ab.FiUaie 
von  Osteraiietbing  mit  einem  doit  j'esi^ivpnden  Capell^t^us  expositus 
bezeichnet  Jia^t  Statth.^Berichtes  .vom  20./3.  18ö8  Z.  7Ö5  gehörte 
Haigennoos  ursprünglich  als  Bilialfeirche  zij  Östermiething ,,  wurde 
aiier  1675  zur  selbstständigen  Seelsorge  erhoben ;  eä  wurde  aber  för 
selbe  1800,  als  der  Pfarrer  rot  der  feindüehen  IntasiöB'flöh,  ein 
Provisorium  der  Pastorirung  von4)stermietiiing  ansj^ingeliiiet;' Lait 
CnltösH  und  Unteffriehteminist^aVErlass^  vom  24j2v  l^^  ^hat  das 
Ordinariat  angenommen ydass  zwischen  den  ..Kirchen  Ostermietbing 
und  Halgearmpos  kein  2(usammenhang  bestehe  unct  erstenei  ah  letztere 
nie  etwas  geleistet  hab§.  '  ,:       ». 

Der  Pfarrer  von  Ostermietbing  hat  bereits  im  Administrativ- 
Verfahren  geltend  gemacht,  dass  der  Seelsorger  in  Haigermoos  die 
geiatUbhe  JnrisdiktMii  selbststäpdig  übe,  die.Majtrikenv  unabhängig 
vom  Pf^rer  in  Ostermi^bing  führe,  unmittelbar  iuit  geistlichen  qnd 
weltlichen  Behörden  verkehre ,  dass  die  Einwohner  von  Uaigeritioos 
nur  den  dortigen  Seelsorger  als  ihren  Pfarrer  erkennen ,  dass  Öie 
Kirche  in  Haigetmoos  ihre  eigene  und  selbstständige  Vcfrinögens- 
verwaltung  habe,  und  dass  der  Pfarrer  von. Ostenbiethiog  seit  dem 
Bestände  des  Normales  von  1807  niemals  zu  den  ^er^lso^gi^geb^uden 
in  Haigsrmoos  etwas  beigetr^en  habe,  welch'  letzterei:  Behauptung 
nicht  widersprochen  und  nicht  durch  Kach weis  eines  FaÜes  der  äei- 
tragsleistung  aktenmässig  entkräftet  ist.  ]^    ' 

Es  ist  endlich  aus  den  bezirkshauptmannschaftlieheh  Akten  im 
ersehen ,  dass  die  Gemrinde  Haiger«roos  im  vorli^gendefa  Salle  als 
selbststftndige  Oeuäeinde  aich^rirte,  dasfi  der  Seehiorge^  von  Hai- 
germoos  in  versobiedenen  Akten  sich  als  Pfarrer  unterfertigt,,  u^d 
dass  die  Bezirkshauptmannschaft  mit  Haigermoos  als  einer  selbst- 
ständigen  Pfarrgemeinde  verhandelt. 

£s  werden  daher  bei  neuerHcher  Yerhandtunfg'  m£t^  Mi^kMcbt 
auf  den  Umstand,  dass  es  sich  um  eine»  Baufall,  des  4en  Beilefi- 
ziaten  allein  treffen  könnte,  mcht  bandet ,  alle  auf  die  .BaUjconcur- 
renz  der  einzdnenBauconcurrens^Faktoren., massgebenden  jUmstllnde 
zu  erheben  und  festzustellen  sein. 


•  i    «[»-»■«»    tm  * 
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XXXVIL 

Eine  Depesehe  des  weiL  Osterr.  Botschafters  m  Ikmv 
Freiherrn  von  Haymerle  an  Graf  Andrassy, 

betr.  die  Lage  des  h.  SitMes. 

,  I  lUm^  13.  Deeember  1877. 

Seitdem  die  Erkrankong  Seiner  Heiligkeit  eine  bedroUichere 
Wendung  genommen,  erhalte  ich  hänfig  Afideatangen,  dass  u^an  in 
den  Cardiualskreisen  sich  lebhafteren  Besorgnissen  über  die  Haltimg 
der^  italieniBchen  Begierung  hingibt  upd  die  Frag^  wieder  eifrig  be- 
sprochen wird,  ob  das  Gcmclaye  in  Etom  mit  voller  Sicherheit  abge- 
halten werden  kSnne  od^r  andexswohin  verlegt  werden  soll ;  Malta, 
Monaco,  Tr^nt  und  Oörz  werden  genannt. 

Vor  einigen  Tagen  kam  der  französische  Botschafter  beim  hei- 
ligen Stahle  za  mir,  am  mich  im  fragen,  ob  es  wahr  sei,  dasa  Herr 
Mdegoari  seinen  Cabinets^Ghef  zu  den  Botschaftern  gesendet,  mit 
der  Anzeige,  dass  die  italienische  Regierung  beabsichtige,  bei  dem 
Tode  des  Papstes  den  Hintritt  durch  eine  Commissjon  coQstatiren  zu 
lassen,  welche  Commission  nach  erfolgtem  Aogenscheiii  sich  wieder 
zurfickzoziehen  hätte.  Ich  konnte  Baron  Saude  die  Yersicherottg 
geben,  dass  ein  solcher  Schritt  oder  auch  nur  eine  Audeutung  über 
solche  Pläne,  weder  bei  mir  noch  bei  meinem  Gollegen  geschehen  sei. 

Graf  Paar  hat,  indem  er  mir  die  im  Yatican  herjBSchenden 
Besorgnisse  bestätigte,  erzählt,  dass  die  Partei^  welche  für  Yerl^ung 
des  Gonclave's  nach  einem  anderen  Orte  gestimmt  sei,. hieraua  neue 
Argumente  schöpfe;  da  er  hinzufügte,  dj^ss  ein  oder  der  andere 
Cardinal  sich  um  meine  Ansicht  über  die  Lage  erkundigt  habe ,  so 
sprach  ich  dieselbe  unumwunden  aus,  wie  ich  sie  hier  wiedergebe: 

Mit  dem  Unvorhergesehenen,  mit  Zufallen^  durch  bdsen  Willen 
oder  Ui]^e8c|ucklichkeit  herbeigeführt,  kann  Niemand  rechnen.  Wenn 
ich  aber  um  d|e  Intentionen  der  italienischen  Begierung  und  ihre 
Macht,  denselben  Qeltung  zu  verschaffen,  befr^  werde>  möchte  ich 
mich  in  beruhigendem  Sinne- aussprechen,  und  dies  thue  ich  nicht 
gerade  aus  Vertrauen  zur  italienischen  Regierung ,  sondern  in  ob- 
jecti ver  Erwägung  der  Thatsacben  und  massgebenden  Persönlich- 
keiten. .  ' 

Die  italienische  Begierung  hat  keinerlei  Interesse,  die  Ent- 
fernung des  Papstthums  von  Born  zu  wünschen;  im  Gegentheil,  sie 
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hat  das  mächtigste  Interesse,  dass  das  Papsttham  und  der_Qlanz, 
welchen  dasselbe  seit  Jahrhunderten  um  Italien  verbreitet,  diesem 
Lande  erhalten  bleibe.  Jede  Beraubung,  Alles,  was  Neu-Italien 
Feindseliges  gegen  die  Kirche  unternommen,  bat  das  öffentliche  Oe- 
wissen*  bei  weitem  nicht  so  sehr  erschüttert ,  als  wenn  der  Papst 
oder  das  GonebifT^  durch  Handluni^n  oder  Qewähr^lassen  der 
italienischen  Regierung  sieb  genOthigt  sehen  würde ,  Born  zu  ver- 
lassen. Die  neue  Hauptstadt,  welche  ohnedies  kümmerlich  als  solche 
sich  erhält,  würde  durch  das  Wegziehen,  des  päpstlichen  Hofes  und 
der  zahllosen  Institute ,  die  daran  hängen ,  einen  grossen  Tboil  der 
Anzidiüngskraft  fär  die  streng  katholischen  Freifi  den  vertieren  und 
dadurch  eine  schwere  matericflle  fiinbusse  erleiden ,  welche  sidi  der 
Regierung  auch  politisch  fühlbar  machen  konnte.  Ei^ttch  isk  die 
Zahl  der  Italiener  gross,  welche  auf  eine  endliche  YersShnung  oder 
doch  auf  Berstellung  eines  annehmbaren  niödw  vivendi  «wischen 
dem  Träger  der  Tiara  und  d^m  nationalen  €[edaflken''  hoffen;  ieh 
halte  dies  für  eine  IBusion ;  aber  sie^  eiistiH;  in  #eiteti  Kreisen. 
Diese  Hoffnung  zu  zertreten ,  würden  M(5h  Viele  besinnen ;  jedea^* 
falfar  werden  sie  den  Ausfall  einer  neuen  Fb^stwähl  abwuten 
wöttött.  '  '  '■   •■•  ■  '■  ■■    ■■'"•• 

Öehe^ich  nuü  zu  den  Petsünlichkeiten  fifbei»^  so  öt  in  erstet 
Linie  der  König  in  Betfacht  zu  ziehen.  Da  L&ndgewtnn  nicht  naebr 
in  Aussiebt  steht,  s6  wird  Er  Seift  Oewissen  nieirt  helafiften,  Sein 
Wort  nicht  uneingeldst  lassen  wollen ;  •äo  weit  Sieine  Mäobt  und 
Sein  Einfluss  reicht  (als'  ausschlaggebend  mOchte  ich  An  allerdidgs 
nicht  hinstellen),  wird  Er  ditfur  sorgen,  dass  das  Coniäave  in  voller 
Sicherheit  abgehalten  werde. 

Die  ftaUenische  Begierung  hat  seit  Jahren  bei  jeder  belegen«» 
heit  und  insbesondere  durch  Viseonti-Venoäfa,  auch 'den  fremden  Se^ 
gierungen  die  bestimmtesten'  Zfusagen  gemacht  r  das  jetzig«  Ministe^ 
rium  der  Linken  hat  sich  beeili,  das  '€lleiche  tK>n  der  Tribfifie  der 
Kammer  herah  zu  verkündigen.  Ich  hafte  keinen  Deptttirteii,  von 
welcher  Farbe  er  sei,  gesprochen,  der  ^iefat  gleiche  Ansicht 'kändge*'' 
geben  hätte.  Minister  Nicotera  endlich,  in  dessen-  Hand  4th  Sietier^ 
heitsma'ssregeln  gelegt  sind,  süeht  seit  Langem  eine' Stütze  in  4em 
Klerus  und  hat  bei  dem  Jubiiäumsfeste  bewiesen,  dads  er  katholische 
Manifestationen  ^u  schützen  weis^.  Es  ist  bektont,  dass  schon 
Minghetti' den  Plan,  wie  der  Yatican  bei  Volksunrühen  odcir  im 
Falle  eines  Gonclave  wirksam  zu  schützen  sei,  bis  auf  das  kleinste 
Detail  bat  ausarbeiten  lassen.  Ich  weiss  indirecte  durch  General 
Menabrea  6der  dh*ecte  durch  Graf  RoMlant^  daiss  Mcctevn^  diesen 
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Plan  noob  vervalUtilndigeD  lässt,  alle  AmrAnmgm  ä  jow  hßJtt,  ja 
jedem  FoDctionftr  bereits,  seinen  Posten  angewij^sen  bat 

Auch  in  der  Journalistik  tet  nichts  isu  bemrken^  was  auf  eine 
feindselige  Absicht  gegen  da3  Conelave  gfi^Utet  vfßsdm  kiMHite. 

Kurz,  ich  glaube,  die  grosee  Hehraabl  d#  ^mer  ^rfeenseB 
das  Verbleiben  des  Papstthuw  in  Bom  als  eiü  Int^es^  li^MeBSi  an 
und  hiemit  ist  bei  diesen  »Bechenkanatleru  imaiejiiiiifeii)e,GiMria&tie 
gegeben*  ... 

'  Nim  ist  allerdings  mit  dem  radtfiikleii  P^el«  müi  den/  Aof- 
reiznngen  i^hriiiikldffi  txkndfihnm;  hier  fikigi  daa  ^  Ufiii^feeU^«»ltore 
an;,  es  ist  die  Müglicbkeü  nicht  an^^esohlo^sen^  daßSf^eisn^t^-.De- 
putirte  die  Mitseen  ate.  Natipnaleigenj^hum;  ceetamiiw ; ,  ^bet .  imm^ 
dem  Obeügesagten  muss  ich  annebrlaw,  dasa  die  B^^ßrva^ibn 
Pflichfe  thna  nnd  den  Wortlailt  des  Qarantieg09etzes  i^deor  ¥«f tetsieii 
noch  verletzen  lassen  wird.  i     . 

Ich  erlaube  mir  hier  zu  er w^bnw »  dass  S0rr .  JtfiskHron  wr 
gestern;  als  ich  von  de?  Krankheit^  ^eiiier-H^igl^its^rai^i  in  ver- 
4r«iilicher  W^eise  ungefähr  l'olgendes  siegte:  >Jamais  QouclMe  i\'/uuii 
6t6  plu^.libre  et  plus  ind^pendjiat.  Nous  t^nont  a  bonn^v^  i^immk 
oette  preuve  ä  i'Enrope.  Nous  n'avons  aucun  candidat;  uoua.dist^ 
ronSf  mais  pas  d'avantage^ue  ne  do|tJle:d$sii^  mssi  rAuiriche,  la 
France  et  men>e .VAUemtigüe,. ^^e  le  ebmdes  Gsu^natix  A^srfbe^w 
un.  hoTuiQe  .papdj^i^,.  mats<nons  npu^  gardereits  bi<^:de;T0jileic!ii^hi0r 
sar  le  choix,  pour  la  simpter^seüi  quf  neu$  {pamp^.ipersoftdi^Jliie 
toute  teptative  ^-insereuc^ :  de  n^tre :  pari  anmit  an  eflet  ^ntraire. 
Qu'ou  ^e  oherche  .  pas.  de  faire  .une.  pres^n  0ur  JK^.et  .^ßdk  m 
bien.c  —  I<jh  nahm  Akt  hievon  und  fugte  hiniza::  »Si  jeVeas^^eaBh- 
prends  bien,  le  Conclave  et  sa  r^sidence  seront .  pour  YQfls  lEoasi  iii- 
violable  qne  Fest  Pi^  ^X  « 

Dem  Marquig  de^  ^^t7^^gegeQüber  iott  ^if  MinistiNrtfjlieh  in 
gleichepr  Weise;  aus^^giprojch^  JvaboQ.  l    ; . 

Gestat.ten^mir  Sw.^  d^^s  ich  auch  ein^n  -Blick  auf  daatüadiei« 
Lager  werfe,  ebwohl  ich  hier  uur  naoh  äusserea  Anzeftebea  nur  ^ein 
ürtheil  bilden  ka^m  ,  -    .      *■ 

Ich  bgi  ;üherzeiigi,  dass  die  greise  Mehrzahl  der  ordinale  ai^bts 
weniger  wfin^pht,  «als  ^fm  zu  verl^^sen;  ich  zieh^  Uebei  reiii.  mensch- 
liche Mi^tivejn  Qetracht:  .^  sind  Greise,  die  Qnanii^hiimcbketten 
scheuen;  es  s^^ . Ilkaliener)  die^si^h  von  ihm  Beirnfty^t  ihi^'er  IWoilie, 
ihren  Interes^eia  Jjicht.  loslesen^^ :  nicht  ufttm*  &en)de  Seni^h^ffc  mck 
begeben  wollen,  üiit^r  de^a  jusngerea  sind  wohl  einige .^'^^he  die 
>Ya»dei^chaft  nicht  furchten  und  daven  Gutes  fdr  die  Etcche  «* 
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hoffen;   der  eigeuüiche   Eetn  der  Wegzogspartei  sind  aber  sieber 
fremde  Gardikiäle  ^  Hüter  denen  Oardinal  LedochowsM  genannt  wird, 
und  Monsignori  nni  auch  tittige  Laien.    Ancb  hier  mögen  Einzelne 
von  wirkKcben  Besorgöisden  geleitet  sein;  Andere  aber  sind  Vertreter 
des  Qedatitens ,  dass  die  Sachen  zu  einer  Krisis  getrieben  werden 
müssen,   dass  das  Papstthurn  von  Aussen  mächtigere  Hebel  gegen 
Italien  ansetzen  kaniinnd  dass  das  eigene  Interesse,  wie  der  Einfluss 
der  Mächte,  Italien  dann  bestimmen  würde  in  Verhandlungen  einzu- 
geben ^nn^   dem  Pa'psttbtim  auch  eine  äussere  Selbständigkeit  in 
Italien  zu  sichern.   Sie  wirken  auf  furchtsame  Mitglieder  des  heiligen 
OoUegiums  durch  die  Besörgtiiss  vor  Eingriffen  der  Regierung  oder 
desFObels;  i^ie  fülhren  an,  dass  der  neue  Papst  in  6ine  unhaltbare 
Stellimg'gerathe,  indem  er  weder  trie  Pius  IX.  als  freiwilliger  Ge- 
fangener in  Rom  fortleben,  noch,  das  Geschehene  vergessend,   der 
Zweite  in  Rom  sich  öffentlich^  zeigen  könne ,  Voü  den  Einen  ange- 
joftelt,  von  den  Atidem  verhöhnt.  • 

Diese  Argumentation  ist  nicht  ohne  Berechtigung:   denn  es 
-kann  Mn  Zweifel  darüber  sein,    dass  die   Lage  eine  höchst  wider- 
spruchsvolle,   äusserst  peiniicfae  nnd  ton  Scbwierigkeiten  aller  Art 
erfüllte  sein  wird. 

Noch  berechtigter  ist  aber  dii&  Frage,  ob  dei*  Wegzug  eiüe  Ab- 
hilfe hiel&r  bietet,  ob  die  Stellung  des  Papstthums  durch  eine  Ver- 
änderang  nicht  D#ch'  weit  mehr  compromittirt  wird ,  als  durich  das 
Beharren  in  dem  einmal  gegebenen  Zustande. 

Was  die  äussere  Lage  des  Papstthums  betrifft ,  so '  kann  die 
Antwort  kein^  zweifelhafte  sein,  wenn  man  die  iü  Vorschlag  ge- 
brachten Orte  und  die  politischen  VmrhältmBse  in  allen  Ländern 
Earopa'^s  ifls  Auge  fasst. 

In  welchem  Lande  fände  der  Papst  die  materiellen  Mittel,  die 
Unterkunft  tfkt  Stc^  und  die  Ikistitute ,  deren  die  Kirche  in  ihrer 
heutigen  weltumfassenden  Wirksamkeit  bedarf?  Hier  sind  der 
Vatican  und  die  apostolischen  Paläste,  deren  Besi^hlagnahme  unaus- 
weicfattch  wäre,  w^n  der  Piapst  Seinen  Sitz  von  Rom  verlegte;  es 
wäre  ein  Besitz  geopfert,  von  welchem  man  nicht  absehen  kann, 
wann  er  wieder  in  die  Hände  der  Kirche  gelangen  würde. 

Die  freie  Entfaltung  der  geistlieheti  Thätigkeit  auch  in  ihrer 
gegen  die  Staatsgewalt  gerichteten  Manifestation  ist  durch  das 
Garantiegesetz  gewährleistet;  es  ist  dies  ein  Wall,  der  den  Vatican 
umgibt,  ein  schwacher,  nnzulänglicher ,  von  der  Worttreue  der  ita- 
lienischen Regierung  abhängiger,  aber  doch  immer  ein  Wall;  mit 
dem  Verlassen  Rom's  eRtßlllt  auch  dieser  Wall.   Sind  die  Cardinäle 
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sicher,  iü  einem  anderen  europäischen  Lande  eine  gfleiebe  SjEterri- 
torialität,  nicht  fär  den  Papst,  der  als  Soumain  eine'fialcfhe'  l>ean- 
spruchen  konnte,  aber  f&r  die  ganze  Hierarchie  zu  fiiiden 9. ^  Eine 
Ausnahnosstellnng,  wie  sie  sich  hi^  durch  Oesete  und  üebmi^^iieran- 
gebildet  bat,  raüsste  fiberall  erst  gesetzlich  geschaffen  w«rd^  wenn 
nicht  täglich  Gollisionen  mit  den  auf  die  Landeegesetee  Y^rjAichteien 
Behörden  stattfinden  sollen.  Wird  es  leicht  sein,  ein  Parlament  zu 
finden,  welches  einen  solchen  Gomplex  von  Oesetsen:  sch^fflb,*  und 
wird  bis  dahin  die  Stellung  der  Hierarchie  eine  weiHger  ai^efochtene 
sein  als  hier? 

Endlich  sollten  die  Girdinäle  auch  die  <  Stellang  ier  nicht- 
katholischen  Mäohte  zu  dev'  d«rch  kein  0«ramtlegesetz  .  mehr  ge- 
schützten Hierarchie  in  Erwägung  ziehen.  Wird  der  Gedanke ,  den 
Papst  für  Seine  Beden  und  Thaten  yerantwortlioh  au  omcben»  nicht 
wieder  auftauchen?  und  in  welche  Schwierigkeiten  kann  Er  dadurch 
zu  dem  Lande  kommen  und  dem  Lande  bereiten,  das  Ihm  Gast- 
freundschaft gewährt? 

Graf  Paar  und  ich  haben  alle  diese  Eventualitäten  vielfach 
erwogen  und  durchgesprochen;  wir  sind  Beide  gleich  lebhaft  über- 
zeugt, dass  es  im  österreichischen  wie  im  kirchlichen  Interesse 
liegt,  dass  die  Wortsprecher  des  Wegzuges  nicht  das  Uebergewicht 
erhalten. 

Und  selbst  der  Fall  so  bedeutender  Umwälzungen  angenommeoi 
dass  der  Papst  eine  Territorialhoheit  zurückgewönne,  wird  Sein  Ein- 
fluss  noch  ein  viel  grösserer  sein,  wenn  Er  bei  dem  Grabe  der 
Apostel  ausharrt,  Sich  den  universalen  Charakter  bewahrt,  und  Sich 
nicht  im  fremden  Lande  vergessen  lässt. 

Alles  sollte  den  Cardinälen  rathen,  keine  Veränderung  im  Sitze 
des  Papstthums  und  in  Abhaltung  des  Conclave's  eintreten  zu  lassen, 
wenn  die  italienische  Begierung  nicht  ihren  Zusagen  und  Verpflich- 
tungen untreu  wird. 

Der  Gedanke,  von  den  katholischen  Mächten  »Garantien«  far 
die  Sicherheit  des  Conclave's  zu  verlangen ,  respective  gegenwärtig 
Schritte  bei  der  italienischen  Begierung  hervorzurufen,  scheint  in 
diesem  Lager  entsprungen  zu  sein. 

Graf  Paar  begegnet  g^nz  meinen  Ansichten ,  wenn  er  hervor- 
hebt, dass,  die  italienische  Begierung  heute  um  Wiederholung  der 
so  oft  gegebenen  Zudcherungen  offieiell  anzugehen ,  die  Lage  nur 
sehr  nachtheilig  beeinflussen  würde.  Eöpnten  solche  Schritte  das 
Geheimniss  der  Gabinete  bleiben ,  so  wäre  keine  Gefahr  dabei ;  sie 
werden  aber  unfehlbar  bekannt  werden,  Gegenwirkungen  im  Lande 
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und  von  Ä^ussen  becvarrafen  und  d^r  italieniscbeQ  Regierung  die 
»scböne  Rolle,  die  sie  zu  spielen  sich  vornimmt,«  erschweren. 

Ebenso  würde,  das  Bekanntwerden  solcher  Schritte  die  In- 
trandigeoten  im  Cardinals-GoUegium  zu  erhöhten  Ansprüchen  er- 
mantern  und  vidileicht  FcovoK^ationeii  herbeiführen,  die  bestimmt 
war eo^  die  fremden  Regierungen  zu  engagiren. 

Welche  sollte  auch  die  NatuY  dieser  Garantien  sein?  Zu- 
sicherungeti  besteben  zur  Genüge  und  die  italienische  Regierung  ist 
über  das  Interesse,  welchem  die  katholischen  Mächte  an  der  Frei- 
heit der  Papstwahl  nehmen,  hinlänglich  unterrichtet.  Welche 
andere  Garantien  aber  können  fremde  Mächte  verlangen  oder  bieten, 
wenn  nicht  weittragetfde  ConspHcationen  hervorgerufen  werden 
sollen? 

Genehmigen  n.  s.  w. 
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Literatur. 

L   De  8.  Nicolai  PF,  L  Episkianrum  Coäieibm  quSbusäam  ma- 
nmcripHs.  Disseiiaiio  quam  seripsü  . . .  Maximäiafms  Siralek 
88.  Theol.  Dr.  Wrati$lamae  1882.  lyp.  Rdb.  Nisehkowsl^^^SdS. 
Mit  den  im  Archiv  XLVn/l77fg.  abgedraekten  »Haadsehrifir 
lich-kritischen  Cntersachnngen  aber  eine  Orappe  voa  Brief«»  Papst 
NicidaQS  I.c  steht  vorliegende  Abkandlung,  weide  Hr.  Dr.  Sdrdiät 
znm  Behuf  seiner  Habilitation  als  Privatdoceut  an  der  kathoL<-theoL 
Facoltät  der  Universität  Breslau  am  9.  März  1882  öiTeatUoh  rer- 
theidigt  hat,  im  Zusammenhang.  Sie  ist  das  zw^te  litterärisdie  £r^ 
trägniss  der  vom  Verfasser  im  Sommersemester  1881  unternomBieneB 
Heise,   auf  welcher  es  galt,   die    Manuscripte   der  BibHofcheken  za 
Wien,  Budapest,  Klostemeuburg,  ööttweig.  Melk,  St.  Florian,  Erems- 
mänster,  Lambach,  Admont,  Salzburg  und  München  vornehmiic^  für 
das  Zeitalter  des  ersten  Nicolaus  auszubeuten. 

In  §.  1  (De  codd.  ms.  graecis  Monacensibus  epistoiarua»  ^pia- 
rundam,  quae  per  occasionem  ejectionis  Ignatii,  patriarehae  Con- 
stantinopolitani,  et  promotionis  Pbotii  scriptae  sunt)  sind  drei  Man- 
ebener  griech.  Codices  207.  436.  553.  aua  dem  14.-- 13.  Jahrhundert 
erwähnt,  welche  fär  die  Photianische  Angelegenheit  stofflich  viel 
(nicht  bloss  briefliches,  sondern  auch  synodales  Akteu*  und  luogra- 
pbisches  Material),  aber  nichts  Neues  bieten.  Denn  die  Voraus- 
setzung von  Ign.  jETarä^  (Gatal.  Codd.  ms.  bibL  reg.  Bavar.  Monach. 
1806  sq.  II,  386),  der  Brief  von  Photius  an  Nicolaus  in  Cod.  Mooac 
207  f.  ^04  sq.  sei  ein  &vIx8otov,  trifft  nicht  zu,  da  diese  fiithroni- 
stica  a,  d.  J.  859  sammt  dem  zweiten  Brief  (a.  a.  0.  f.  207—^215) 
in  dem  von  Dositheus  und  Anthimus  1706  edirten  T6|uio(:  Xapat;  h 
if  nsptlxovxai  at  liC(OToXal  4>o)Ttou  tou  i^uoTaTOo  IlaTptapxou  Eotv- 
oxavTivounöXecog  xtX.  abgedruckt  ist.  Allerdings  sind  Exmuplare  dieses 
Tofioc;  tu7ca>ft£ic  iv  rig  'Eiwaxouig  'Pijfivtxbü  (Biminik  in  der  Wal- 
lachei)  sehr  selten ;  erst  ein  Jahr  nachdem  ich  meine  Skizze  Aber 
Papst  Nicolaus  I.  und  die  byzantinische  Staatskirche  seiner  Z^t  (1857) 
veröffentlicht,  in  welcher  ich  im  Anschluss  an  Baronius  jeae  ivfrpo- 
vtaaxixY)  imatoXi^  berührte  (S.  13),  konnte  ich  in  der  St.  Marcus- 
Bibliothek  zu  Venedig  das  Wallachische  Druckwerk  benutzen.  Auch 
formell,  für  Constituirung  des  Textes,  sind  die  fraglichen  Mflnchener 
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Haiidschriften ,  weil  nicht  alt,   von  keinem  hervorragenden  Werth. 

Die  meiste  Ausbeute  gewährt  Cod.  436,   der   aus  Bessarion's  Bib^ 

liothek  stammt.    Sagt  Sdralek  S.  9 :   »In  ora  folii  primi  superiore 

notatum:  Card.  Tusculani  et  xx^fia  ßt]aöapta>vo(;  xapdYjvotXsüx;  tanquam 

possessortim,«   so  übersieht  er,  dass.der  Erzbisehof  von  Nicäa  unter 

Nicolaus  V.  das  Bistham  E^rascäti  erhielt,  dass  also  jene  Notiz  nur 

Einen /^^entiigmca:,  den  mit  -dem  Cardinal  von  Tasenlum  idegtidehen 

Gard&^l  Bessarion,  nennt    Während  God; '5.5Su  itihaltü«)i  mit  der 

MootacntiBS-Äusgabe  der  Photins- Briefe  (London  16&1)  '^icb  deckt, 

wäre  es  immerhin  von  Interesse ,   das   Wecbselyerhälttiigs  ,:; wischen 

dem  iCod.  Monas^.  207,  u^d  dem  Tdjiioc  .i^ob  ßiminik.  naher  eucon^ 

statireo.  . .  Aber  beasere^  Hidtpunkie  werden  Herrn  'Pr«  Särükh  d\$ 

rdoiiseben  ^Uiötbeken  (Oasanalenais  f :  Vailie^ltoa  f    V^tic^a)  •;  ge^ 

währen;   eamal  kommt  das- griechisebe  ^atmseripi •  Sirleif«  (irgl:.mL. 

Mantissa  p;  9.44  'iK{.)  in  !Betmcht>  Ym  «f^elchem  ;  Bai}0uiii$t..  in  is^tfe 

Aniid!sn.>8Sfi,  71  sqi  did  latein^ vCeb^rsetzottg  d^s^^iP^triili  Mor^auii 

anfgenommett^ :hat* i ;     .^  v  .::;.;;/  •;  •>    . :,_.        ^»^ ,; -v.  U\,\   .  .■■'  . 

.^'  §.  2i  (De!  oodd.:  iMs.^  qiübus  ^iviloginm:  >^lUi  .a  Hi^^ 
Adalvino  arcbiep.  SalidbUrgensi  eonc^fl8U0  g^ratuir)  )M^ri£K)  dt^mefar 
schematische,  nicht  von  Pr  Nieoians  I.  aelbstyrgond^ra  auf  [dessen 
Qelieiss  dnrdi  den  ü^osfecd^hea  N^if ar  r  Sopbr^ins !  abg€&sete  Pal- 
Umn-VeiileihinagsutknWe  >  für  BtUmcktjfi  itdal-win .  von  >  äalzbuffg;Ivpm 
J.  :660/,  .die  Klmrnay&tn.  (Naebricfite»  v^m.  £^simd;der  6egett4^ 
und  Stadt:  Julravia;etc..SaUbürg.  1794.  Mplom.  Aah^Är^XXViL 
p.  92  sqO  zuerst  herausgegeben.  jSdrö£^A;<specificirt  nlan'  di^^.liimd* 
sefarifUiclien  Quellen  (im  @anz^  vier  Codioes  desi^l^^  k.  Qaa$-,i  Eof^ 
und  Staate-^ AreMvs  uad  der  Hof*Bä)Ui»iifaek.m  Wieir  einsoUiesslich 
des  Hejrreiibaoh'sohen.  Codex  TSal]dburgensie),A<au]9\  de^«n>:  die^rSdiiUiO 
pfiaedps  geschöpft  ist,  notirt  die  Variante)!  swischmit  Kötnlns  «Ad 
Liber  catnerae,  und  weiat  a»!  di6  Möglichkeit :  änet  tfaälMreis^n 
Smendation  der  Lesarten  des  Salzbnrger  Prijvilegs  ans  deöd  t^rähmten 
Codex  üdalriciiBabenbergeiäis  (tf<#e,.BibUoih/Beh  Gefmasu  D^.  V; 
Vgl:  Watknbmhy   Dentac^nd^  Geaehicbt^qneUen  imrrMiüelaltep, 

3.  A.,  II»  129)  hin.  ..:;:.?•:';/-;.— 

Bingai^s  von  g.  3  (De  codicibu»  »eoUec^nis  ^ridmrj^ai^iaj^^ 
quibusdam  tnfliiii3eri()^is)  lässt  Mralok  es  mit  Maaaseitan^i^cbie^, 
ob  Iv^'von  Chactves  o&'bx  dem  ftiionjmiedL  -  Veriuiser  ^dtt  gieaittisüh 
wol  in  ctom  Pontifleat  ürban*s  Q.  gehörigen  .-(Attg.iTA^'iter'DiiSqaiS'. 
crit  p.  150),  unter  den  voirgratian^SQhen  Bedi^sqiifellen^  jedenfelk  be« 
achtens wertihen  Gelleotia  trium  partium  (welche  Decretalen  meist 
nach.  Psemdoisidor ,    Concilienbeschldsse   in  :ebcdnalogkicher   Eolf e, 
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Stellen  aus  Kirchenvätern  and  aus  rdmischea  ond  fräDkischen  Ge- 
aetzeecompilatioiiea  entl^t)  die  Priorität  za  vindtciren  seK   Von  den 
9  in  Born,  Paris,  Alen^n,  Berlin,  Wien,  Lambadi  vorbandenen  und 
bislang  bekannt  gewesenen  Codices  hat  Sdralek  den  Laiubaeensis  107. 
saec.  XII.  (von  dessen  Existenz  die  litterariaehe  Welt  sner^t  4nrch 
Ferd.  BaUay  in  einer  Miscelle  des  Archivs  fftr  kath.  E.-B.  XII,  474 
Eonde  erhielt,  wovaof  Pins  Schmieder  a.  a»  0.  Xill^  473  fg.  eine 
genauere  Besclireibnng  der  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert  in  Lam- 
bach  befindlichen  Pergamenthandschrift  lieferte)   selbst  eingesehen, 
aosserdem   aber   zwei   neue   Codices   der  Collectio  tripartita  aufge- 
fnnden  und  dnrcbforseht,  den  Admontensis  162.  menibr..in  fol.  min. 
saec»  XII.  und  d^  aus  der  St.  Pancratius-Bibliothek  der  regulirten 
Chorherren  in   Banshofen   stammenden  Monac.  12603  mbr.   in  fol. 
max.  aus  dem  13.  Jahrb.,  deren  sonstigen  Inhalt  (z,  B.  Apologeticos 
super  excommunicationem   Gregorii  YU. ,  Liber  poenitentiaUs  etc.) 
abgesehen  von  dem  Text  der  Collectio  er  angibt.    Der  Behaiyifcatig 
F.  V.  Schfdte's  (»Die  Bechtshandschriften  der  Stiftsbiblifttheken  von 
GMtweig,  Heiligenkrenz,  Klo^terneuburg,  Melk,  Schotten  in  Wien.c 
Sitzungsberichte  der  phiL^hist.  Classe  der  Wiener  Acäd.  d.  Wissensch. 
1867.   Bd.  57.  S.  560  fg.)   gegenüber  leugnet  er  auf  Grund  yon 
Autopsie,  dass  der  Cod.  Gottwicensis  56  aus  der  CoUeotio  tr.  p.,  mit 
welcher   derselbe  immerhin   Befrfihrungspunkte   hat ,   geflossen  sei. 
S.  18  Z.  6  T.'u.,  wo  von  einem  Brief  des  h.  Hieronymus  an  Damasas 
im  Admontensis  162  f.  191  sq.  die  Rede  ist,  erübrigt  sich  die  (sie) 
Klammer  zu  isrl^  da  diese  Abkürzung  (egressio  fillornm  Israel  de 
Aegypto)  nicht  befremdlich  erscheinen  kann. 

Ans  §.  4  (Coi^pectus  capitulorum,  quae  auetor  eoZZeetioms  irmn 
partium  adhuc  ineditae  e  Nicolai  I^  epistolis  excerpsit)  erheDt  die 
Wichtigkeit  des  ersten  Theils  der  Collectio  tr.  p.  für  die  Decretalen 
Nicolaus*  I.,  von  denen  74  Capitel  darin  vorkommen.  Ist  gleich  nur 
eines  derselben  (c.  42.) .  Aneodoton  i  so  sind  damat«^  doch  einige 
andere,  die  Phil.  Jaff^  in  seine  Begesta.  Pontitcum  Komaaiorcrm  «och 
nicht  eingereibt  und  die  in  der  gegenwärtig  im  Erscheinen  begrif- 
fenen zweiten  Ausgabe  des  JafT^'schen  Regesten  Werkes  gehörigen 
Orts  zu  berücksichtigen  sein  werden.  Auch  dem  künftigen  Heraus- 
geber der  Collectio  tr.  p.  dürfte  der  den  drei  Lambach-Admont- 
Münchener  Handsoliriften,  die  Hrn.  Dr.  SdrcAek  zu  Gebot  stände, 
entlehnte  Coiispectus  (8/  20  fg.)  der  Capitel-Ueberschriften  und  der 
brieflichen  sedes  materiae  für  die  74  Capitel  von  Nutzen  sein.  Die 
parallel  laufenden  kritisch-exegetischen  Noten  zeugen  von  grosser 
Akribie.    C.  XII.  deckt  sich  mit  1.  17.  c,  100  der  van  Moattimm 
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(Venedig  1869)  ptblieirten  Canönensammteng  de§  Card.  Deäsdedit. 
Für  C.  XXII;— XXIV.  .sind  die  Unt^sttehuÄgen  im  Archiv  %hVU. 
177.fg.  zu  vergleichen.    C.  XXVII.  (Badoni  arehiep.  Medioli   »Non 
4ebere  aptari  imagines  sanctorum  et  nomina  ^orporibus  nondum  di- 
vihitus  revelatis«),   gegen  eine  fibereifrige  Reliquiensucht  und  vor- 
eilige Heiligeriverehrung  gerichtet ,   zuerst  vöh  den  Änaleda  Juris 
JPoMif.  X;  1869  coL  174  aös  dena  Codex  Josaphataeüs  veröffentlicht^ 
i^^  zugleich  das  einzige  Decret,  um  welches  difreb  Eierre  Coustant's 
Ärbeiton  der  damalige  bei  Carafa, /teronius,  in  den  Ccncilienr  und 
aronstigen  Sammlungen  repräsentirte  Besitzstand  der  Briefe  Nicolaus'  L 
bereichert  worden.     C.  LV.  (cfr.  Ivonis  Decret.  VI.  122.  Gratian. 
c.  2.  C.  XV.  qu.  5.  Jaff^  2155)  =  C.  IIl.   der  im  ArcMi^  XLVII. 
186  fg.  aud  Cod.  Monaeens.  6241  vollständig  mitgetheilten  Bespon- 
stones  NiooM  Papae  ad  Salamouem  Constant.  Episcop;  C.  LYL  uad 
C.  LVII.  (Adalviuo  arcbiepisoopo)  dienen  zur  Ergftnzang  des  Frag- 
ments bei  Gratian.  c  1.- D.  XXXIV.    Anlangend   die  dem   dritten 
Theil   der  CoUectio   tr.   p.  einverleibten  Bruchstücke  von  Nicölaus- 
Becretalen,  so  sind  dieselben  nach  dem  AdmoHtensis  162  und  dem 
Monaceusis  12603  tmter  Angabe  der  Titel,  Capitci  m^  Quellen  am 
Schluss  von  §.  4  (S.  81—33)  der  Bmhe  naöh  aüfgefahrt^c 

§.  5  (E  quibus  ejdstolis  Nicolai  I.  quo  tetopom  datis  oapitula 
quaedam  coUectionis  trium  partium  originem  duxerint,  <i[naeritttr) 
bietet  die  Resultate  der  Detailuntersuchungen  fiber  einzelncCapitel  d^ 
Coli.  tr.  p.,  zunächst  über  die  Zusammengehörigkeit  der  CC.  XXiX. 
und  XXX.  (causa  Seufredi  iepiscopi  PlacJentini) ,  die  Gratian  gegen- 
%er  wbon  durch  die  Mmriner  (Anal.  Jur.  P.  1869.  coL  168)  vin- 
dicirt  ist,  sodann  über  die  CC,  XXXI.  und  XXXII.  (betr.  die  Le- 

fation  Astulfs,  des  Gesandten  von  Kaiser  Ludwig,  welche  eine  Lücke  in 
aff6's  Regesten  ausfüllen,  endlich  über  die  CC.  XXXIX.  und  XLlI. 
(bezüglich  der  confirmatio  depositionis  Guntharii  et  Theutgaudi 
archiepp.).  Die  Deposition  erfolgte  im  October  863,  die  Confiritm- 
tion  im  nächsten  Jahr.  Ist  C.  XLII.  Pragment  eines  sonst  unbe- 
kannteu  Nieolans-Briefes  an  die  Bischöfe  Borgundd,  Galliens  und 
Deutschlands  (»Si  unanimes  fueritis,  quis  est  qui  vobis  resistat? 
Patres  nostri  etiam  regibus  restiterunt«),  so  lässt  sich  dessen  Chro- 
nologie aus  C,  XXXIX.  durch  Zuhilfenahme  des  Textes  der  Hiuk- 
mar'schen  Annalen  in  den  Monum.  Germ,  Hist.  Script.  {.  465  auf 
dem  Wege  der  Conjectur  bestimmen. 

Der  letzte  §.  6  handelt  >de  S.  Nicolai "L  epistolis  in  Colkc- 
tionem  septem  librorum  recepkis.«  Diese  als  CoefBcient  der  Quellen- 
sammlungen des  canonischen  Rechts  vom  9. — 12.  Jahrhundert  zu- 
erst durch  die  BaUerini  und  sodann  durch  Atig,  Theiker  in  die 
litteraturgeschtchte  eingeführte  Collectio  septem  librorum,  welche  wie 
ans  der  CoUectio  tr.  part.  und  der  Collectio  Aneebno  dedicata;  so 
wahrscheinlich  ^meist  aus  der  Collectio  Ansebni  Luceosis  eoteprossen 
und  vielleicht  auch  von  Gratian  benützt  ist,  hat  Sdralek  in  dem 
Codex  Vindobonensis  2186  (Jur.  can.  80)  mbr.  in  fol.  min.  saec.  XII. 
f.  17  sq.  durchforscht.  Einige  Bestandtheile  des  sechsten  (capp.  20. 
62.)  und  siebenten  (c.  22»)  Buches,  heben  ächten  apokryphe  Nii^olaus- 
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briefOf  sind  Seite  40  fg.  mit  kritischen  Qlossen  versehen.  Während 
das  Decret  toi.  258  nicht  mit  Hontheim  (Hist.  Trevir.  diploni.  I. 
197^  ins  Jahr  861  zn  verlegen ,  sondern  auf  Nicolaas  II.  zurückzo- 
fuhren  ist,  congrnirt  fol.  308  sq.  mit  dem  ersten  Theil  der  von 
Mausi  ans  dem  Cod.  Lacanus  124  (vgL  Thiel  im  Ardkm  XIIL  6) 
edirten  L^es  poenitentiales  uad  trägt  die  Signatur  *  enes.  Psesdo- 
nicolaas-Prodncts  an  «fih. 

Bildet  9  wie  Eingangs  angedeutet  würden ,  die  >  HaUIita^BSi* 
Dissertation:  von  Dr.  Sdralek ,  über  welche  ich  vongtehend  refiarirt 
habe,  mit  seinen  »HaikbchriftUch-kritisohen  Untersocfaqngenc  ein 
Ganzes  I  so  stehen  beide  Schriften  wiederum  in  organischer  Yer» 
bisdang  mit  des  Verfassers '  Aufsatz  über  die  Naiihlassensehaft  des 
Mauriners  Pierre  Coustant  in  der  Bibliothdqufi:  nationale  zu  Paris 
{Tiibi$tg.  Theol  Quartahehr.  1880^.  2SLZ  fg.)  und  oniider  das  In- 
teresse der  Theologen ,  Hiatoriker  und  Juristen  gl^hmäasig  in  An- 
äpmck  nehmenden ,  eine  Falle  von  neuen  Gesichtspunkten  fir  die 
adiquato  Wücdigong  der  kirehlichrsocialen  Zusl^de  in  der  aweiten 
Haltte  des  9.  Jahrhundert^  bietenden  Abhandlung  aber  Hinkoaar  von 
BheiiDS  (Vreiburg  u  Br.  1881,  vgl.  B.  v.  Seherer  im  ArMv  XLV. 
467  fg.);  sie  sind  insgesammt  we^ volle  Voiarbeiteni  Bsaateim^  fftr 
die  vüQ:  dem  jungen  talentvollen  Gelehrten  seit  Jahr^  gejdante 
Monographie  über  den  Pontificat  des  ersten  Nioolaas,  als«  daran 
fundamentales  firforderniss  eine  textkritisehe  Ausgabe  der  Brifrfe  d» 
grossen  Papstes  zn  gelten  hat. 

Breslau,  am  März  1882.  Bago  Laemmer. 

J8. :  Die  erste  Oontroverae,  iiber  den  Ursprung  des  apostelisohea 

QlembensbdsennMsses.    LaureniitAS  Valla^  und  das  Candi^  bu 

Ilorenz,    Van  Dr.  tkeol.  D.  O.  Mowrad\  Bischof  von,  Lcihmd 

und  Falster.    Aus  dem  ^  däms(^n  von  A.  Michdseni    GoAa« 

Friedrich  Andreas  Petihes,  1831.    8.    Ä  ^7.    Pr.  €  Mark 

Wiederholt  wurde  in  der  neueeten  Zeit  von  Seite  vorgesctorit- 

teuer  Protestanten  die  Autorität  des  apostolischeu  Glanbensbekennt* 

nisses  in  Frage  giedteUt  Es  kann  daher  nicht  Wunder  nehmen,  dass 

ein  tüchtiger  htis^risoher  Forscher,  als  welcher  der  d^ische  Biaebof  * 

Monrad  bekannt  ist,  sieh  für  den  Ursprung  des  apostolischem  Olau- 

bensbekenntnisses  interessirt  und  die  erste  Controverae  über  den  Dr-^ 

Sprung  desselben  zum  Yorwarfe  einer  eigenen  Monographie^  macht. 

Den  eigentlichen  Ausgang  dieser  Oodtroverse  findet  er  nun  Ui  den 

auf  dem  Florenser  Goncile  zwischen  Griechen  und  Lateiner  gehl^tenen 

Disputationen,  wo  unter  Anderm  Markus  von  Ephesns  der  Bemfong 

der  Lateiaer  auf  das  apostolische  Symbelum  damit  begegnete«  4as8 

die  griechische.  Kirehe  ein  solches  nicht  habe  und  auch,  nicht  kenne. 

Hievon  bekam  der  damals  lebende  und  durch  seine  kritiache  Nega- 

üon  bereits  bekannt  gewordene  Lanrentius  Yaila  Kem^iss,  der  die 

Sache  anffriff  und«  ohne  seine  Quelle  zu  nennen,  den  Zankapfel  über 

den  Ursprung  des  apostolischen  Glaubeasbekeantnisses  ins  PubUkum 

war/   Zwar  wurde  der  Streit  durch  die  kirchliche  Auterit&t  bald 

zum  Schweigen  gebracht;  jedoch  zur  Zeit  der  sog.  Reformation  des 

16*  Jahrhundertes  wm*de  (£e  Sache  wiederum  ^  aufgegriffen  und  der 
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Streit  sodann  insbesonders  von  protestantischer  Seite  weitergefährt, 
wo  er  noch  heutzutage  nicht  zum  Abschlüsse  gekommen  ist 

Wie  man  sieht,  so  ist  das  hier  zu  Ghmnde  liegende  gesohichtr 
liehe  Material  von  nicht  so  bedeutendem  Umfange  und  hätte  der  Ver* 
fasser  seine  Darstellung  viel  kürzer  fassen  können.  Er  gibt  ab^ 
seiner  Sache  den  entsprechenden  gesebiehtlichen  Hintergrund  und 
darum  legt  er  in  eingehender  und  gemüthlieher  Weise/ gestützt  auf 
die  Quellen,  den  Glttrakter  und  die  -Öffentliche  Thfttigkeit  d^  Lau- 
rentius  Valia  dar  (S.  1—50,  17S— 221),  sowie  dae  ganze  Oenesis 
und  den  gesammten  Verlaof  des  Unionsconcils ,  das  zu  Ferrara  b^ 
gönnen  und  zu  Florenz  abgeschlossen  wurde  (8.  51 — 166).  Wir  be- 
gegnen da  manehen  interessanten  Tbatsachen  und  versteht  es  der 
Verfasse  mit  feinem  Takte  die  historischen  Ideen  aufzugreifen  und 
dieselben  bis  zu  ihrem  Endpunkte  in  scharfsinniger  Weise  zu  ver- 
folgen. Auch  g^treiehe  Vergleiche  zwischen  der  damaligen  Zeit 
und  der  nnsrigen  werden  öfters  angestellt.  Und  im  Ganzen  und 
Altgemeinen  geht  der  Verfasser  auch  nicht  mit  der  gewohnten  pro? 
testantisohen  Einseitigkeit  vor,  die  alles  auf  katholischer  Seite  in 
Bausfeh  und  Bogen  v^rurtheilt ,  wie  er  denn  überhaupt  einen  positiv 
glAubigen  Standpunkt  einnimmt.  Freilich  Iftsst  ihm  sein  protestantisch 
eonfessioneller  Standpunkt  nicht  die  volle  Wahrheit  erseheinen  und 
meint  er,  mit  dem  Bestände  der  erst  im  4.  Jahrhundert  auftretenden 
Sage  über  den  Ursprung  des  apostolischen  Glaubt^sbekenntnisses  stehe 
und  falle  die  Tradition  der  römischen  Kirche^  sowie  die  Opposition 
des  Laurentius  Valla,  welche  gegen  die  constantiniiohe  Schenkungs- 
urkunde und  gegen  die  heilige  Schrift  in  der  von  der  Kirche  reci- 
pirten  Gestalt  erhoben  wurde,  gegen  die  anderen  Chrmidlagen,  auf 
denen  die  römische  Kirche  während  des  Mittelalters  ruhte,  nämlich 
gegen  deren  vermeinten  Bechtszostand  und  gegen  die  Vulgata-Ueber- 
se&ung  des  HieronymuSf  gerichtet  war  (S.  218).  Und  darum  weiss 
er  es  auch  nicht  zu  würdigen,  wie  man  auch  auf  katholischer  Seite 
gar  wohl  zwischen  Wesen  und  Form  unterscheide  und  in  diesem 
Sinne  auoh  die  Sage  des  Ursprunges  des  apostolischen  Glaubensbe* 
keantnisses  gar  wäl  von  der  in  der  vomioänisohen  Zeitperiode 
historisch  fest  begründeten  Sache  des  von  den  Aposteln  Aberli^rten 
Glaubens  auseinanderhält. 

Abgesehen  von  derartigen  confessionellen  Missverständnissen 
können  wir  aber  die  vorliegende  Sehrift  nur  der  allgemeinen  Be- 
rechtigung empfehlen  und  sehen  wir  mit  Interesse  der  vom  Verfhsser 
in  Aussicht  g^eltten  Beantwortung  der  Frage  entgegen,  ob  die 
orientalische  Kirche  das  apostolische  Symbolum  einmal  besessen  habe 
oder  gar  niemals.  Prof.  Ir.  SprmA,  Frag. 

^.  ÜoUedanea  oanstiMhnum  ^  deereiofUrnj  inätiUortim  ae  instruc" 
tumum  Sanäae  Sedis  ad  mum  (^perariarum  aposiolieorum  so" 
eieiatia  missionum  ad  exteros,  sdeeta  e^  ordkm  digesta  cma 
moderatortim  seminarii  Parisiensis  e^mdem  sacietatis.  Parisüs 
typis  Oearges  Chamerüt,  via  des  Saint-Pires  19.  1^0.  XVl 
et  760  pp.  4. 
Unter  1371  Nrn.  sind  hier  auf  S.  1—727  die  für  die  eigent^ 
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liehen  Missionsländer  wichtigeren  päpstlichen  Erlasse  und  solche  der 
röm.  Congregationen ,  namentlich  der  Gongr.  de  Propag.  Fide  unter 
Beifügung  des  Datums  mitgetheilt  und  zwar  so,  dass  dieselben  in 
folgender  Ordnung  vorkommen:  Pars  I.  De  personis,  P.  ü.  Desacra« 
raentis,  P.  IV.  De  praecepti«.  In  der  P.  I.  handelt  cap.  1.  de  s. 
Congr.  de  Prep.  Fide,  c.  2.  de  vieariis  apostolicis  (p,  4r— 64),  von 
der  Errichtung  Apost.  Yicariate,  den  Vollmachten  und  dem  ganzen 
Geschichtskreise  Äpost.  Vicare,  c.  3.  de  provicariis  apostolicis,  c.  4. 
(p;  60 — 97)  de  missionariis  apostolicis,'  c.  4.  de  ^elero  indigenar 
Pars  n.  stellt  in  c.  L  die  Vorschriften  de  baptismo  (p.  115 — 166) 
zusammen,  c.  2.  de  confirmatione ,  c«  3.  de  eucbaristia,  c..4.  de 
poenitentia,  c.  5.  de  indulgentiis,  c<  6.  de  extrema  nnctione,  c.  7.  de 
exequiis,  c.  8^  de  ordine,  c.  9.  (p.  365—502)  de  matrimooio. 
Pars  III.  britigt  im  c^  1.  die  Bestimmungen  über  die  kircblicben 
Vergeben,  im  c.  2.  über  die  Festtage  und  kirchlicbes  Abstinenz-  und 
FasteHgebot,'  im  c.  3.  de  sacris  ritibus.  In  einem  Anhange  sind  noch 
Nachträge  gegeben.  Das  Ganze  ist  ein  bequemes  Beperteriiim  für 
apostol.  Vicare  und*  Missionäre,  dessen  Brauchbarkeit  noch  durch  ein 
ausführliches  Inhaltsverzeiehniss  zu  Anfang  nnd  ausfährliches  Sach- 
register am  Schlüsse  (p,  729—760)  erhöht  wird. 

4.  La  Gorrespondance  de  Borne.  Revue  hebdamadaire,  Borne  In^ 
prifnerie  Ediirice  Bomana  Naaeareno  14- 

5.  Le  Journal  du  droit  et  de  la  jurisprudence  canonique  eic ,  re* 
dig4  par  des  avoccUs  et  de  canonietes  Botnaines^  f^M^e  et  dirige 
par  D;  F,  marquis  Liberati  avocat  rom.  etc.  Publioat,  meti* 
»uMe.    Penis  Imprimerie^libraire  de  Voeuvre  de  St^  Patd.  51 

..  rue  de  Lilie. 

6.  Le  canoniste  contemporain  ou  la  diseipline  a^uelle  de  Vejßise^. 
Bfdletin  mensud  de  consultatiofts  camniques  et  fheohgiques  et 
de  doeufnemiis  emanants  du  saiiU  siege  par  Mons-  Vdlhe  Crrand*- 
daude.  Paris  P.  Lethellieusc  7  rue  Cassette  et  rue  de  Be$me  7ö. 

Die  seit  dem  15.  Januar  1882  nach  zehnjähriger  Unterbrechung 
wieder  zu  Born  in  je  1  Bogen  4.  erscheinende  französische  Wochetn- 
schrift  »Correspondadoe  de  ßome«  (kostet  12  Frcs.  jährlich  imPost- 
verein)  enth&lt  zahlreiche  kürzere  kirchliche  oder  fär  kaiholischa. 
Kreise  berechnete  Artikel  und  Nachrichten  und  darunter  aqph  die 
oder  wenigstens  verhältnissmässig  ziemlich  zahlreiche  neuen  Erlasse 
des  Papstea  und  der  päpstlichen  Behörden,  aber  Sjßlten  diese  Erlaase 
im  latetni^hen  Original,  sondern  in  meistens  mehr  oder  weniger 
vollständiger  fraUKösischer  Umschreibung  «wd  nicht  so  eüigebejid  wie 
die  zugleich  an  gediegenen  canonisUacben  Abhandlungen  reichen  und 
regelmässig  den  lateinischen  oder  italienischen  Originaltext  mcbr 
tigerer  Akten  enthaltenden,  bei  Victor  Palme  zu  Paris  erscheinenden 
Monatshefte  der  Analecta  juris  pontificii. 

Das  in  Monatsheften  von  je  drei  Bogen  gr.  8.  zu  Paris  seit 
1881  zum  Jahrespreise  von  6  Frcs.  erscheinende  Journal  du  droit 
bringt  Leitartikel  über  kirchliche  Zeitfragen ,  Abhandlungen ,   auch 
his^r.  Inhalts ,    kirchliche  Aktenstücke ,   resumirende  Berichte  und . 
Verarbeitungen  römischer  Gongregationsentscheidungen,  mitunter  aber 


Nuntius  Romanus,  IJami  du  clerg^j  Conferences  dioc^saines.     477 

auch  blosse  Uebersetzungen  solcher  und  bisweilen  auch  im  lateini- 
schen Originaltexte,  regelmässig  aber  alles  französisch.  Aehnlich 
aber  etwas  dürftiger  ist  Orandclaude's  seit  1878  erscheinende  je  2 
Bogen  compressen  Druckes  enthaltende  Monatsschrift  Le  canoniste. 

7.  Nuntius  Bomanus  .  .  .  cura  societatis  apostoUcae  instructivae^ 
Bomae  typis  societaHs  ApostoUcae  instmäivae.  1882.  AnnusL 
fase.  s.  24  pp,   8. 

So  heisst  der  Titel  einer  kleinen,  compress  gedruckten  aber 
reichhaltigen  lateinischen  Monatsschrift  (Preis  nur  4  Frcs.  jährlich), 
welche  seit  März  1882  zu  Rom  erscheint  und  die  päpstlichen  Erlasse 
und  Entscheidungen  der  römischen  Curialbehörden  rasch  und  in 
grosser  Zahl  mittheilt,  ohne  wie  in  den  jetzt  im  14.  Jahre  erscheinen- 
den Acta  s.  Sedis  geschieht,  den  Entscheidungen  oft  sehr  selbstver- 
ständliche und  ^litunter  verkehrte  Conelusionen  beizufügen. 

Bei  dem  Verleger  der  erwähnten  Analecta  jur.  pontif.  erscheint 
auch  eine  französische  Wochenschrift  von  je  1 — Vf^  Doppelbogen 
Hochquart  u.  d.  T. :  ' 

8,  Uämi  du,  clerge,   revue  de  toutes  les  questions  ecdesiastiques. 

Dieselbe  kostet  jährlich  im  Auslande  10  Frcs. ,  behandelt  alle 
Zweige  der  theol.  Wissenschaften  und  bringt  auch  Abhandlungen 
aus  dem  Gebiete  des  Kirchen-  und  französischen  Staatskirchenrecbtes 
und  französische  Verarbeitungen,  selten  den  lateinischen  Text  von 
Entscheidungen  der  Curial-BShörden. 

9,  Mitunter  gute  kirchenrechtliche  Abhandlungen  finden  sich 
auch  in  der  im  23.  Jahre  erscheinenden  fraazöisiscfaen  Monatsschrift 
Les  Conferences  diocSsadnes ,  welche  zu  jährlich  20  Pres,  vo»  einem 
Verein  von  Seelsorgepriestern  zu  Paris  bei  -T.  Raveau  Dartois  et 
comp,  rue  de  Corcf^  11  herausgegeben  wird. 

Oft  und  schnell  bringen  auch  röm.  kirchliche  Entscheidungen 
die  Revue  des  sciences  ecciesiastiques ,  die  in  neuerer  Zeit  von  den 
Professoren  der  tbeoL  Facultät  der  kath.  Universität  zu  Lille  heraus- 
gegeben werde,  die  Neapolitanische  Monatsschrift  La  scienza  e  la 
feie  und  mitunter  auch  aus  den  Mittheilungen  eines  bischöflichen 
Agenten  dieses  oder  jenes  bischöfl.  Ordinariatsblatt.  Von  einem  offl- 
ciellen  kirchliehen  Amtsblatte  des  Papstes,  das  alle  obersten  kirch- 
lichen Erlasse  und  Entscheidungen  publieiren  würde,  wird  aus  ver- 
schiedenen Gründen  wohl  noch  lange ,  wenn  nicht  für  immer  abzu- 
sehen sein.  Aus  den  oben  genannten  Zeitschriften  lassen  sii^h  aber 
die  bei  weitem  meisten  r(knischen  Anordnungen  zusammenstellen. 
Auf  vielseitigen  Wunsch  wollen  wir  künftig  im  Archiv  den  römischen 
Entscheidungen,  soweit  sie  kirchenrecbtlichen  Inhalts  sind,  grössere 
Berücksichtigung  zuwenden. 

Vering. 
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